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Monatlich  ein  Heft  von  2V2  Bogen.  —  Preis  des  Jahrgangs  12  Mark.  —  Zu  beziehen 
durch  alle  Buchhandlungen  und  Postanstalten. 


A.  Besprechimgen. 


I.  Allgemeines  und  Rechtsgeschichte. 

Stölzel,  A.  Brandenburg-Preussens  Rechtsverwaltung 
und  Rechtsverfassung.  Dargestellt  im  Wirken  seiner 
Landesfürsten  und  obersten  Justizbeamten.  I.  Bd.  LH 
u.  448  S.  II.  Bd.  774  S.  Berlin,  Vahlen.  1888.  22  M. 
Der  Verf.  der  beiden  als  hervorragende  Leistungen  längst 
anerkannten  Bücher  über  den  grossen  preuss.  Juristen  Svarez 
(Centr.-Bl.  IV,  321)  und  die  Entwickelung  des  gelehrten  Richter- 
tums  in  Deutschland  hat  in  dem  vorliegenden  umfangreichen 
Werke  eine  Erweiterung  und  Ergänzung  seiner  beiden  älteren 
Schriften,  nicht  bloss,  wie  es  im  Vorwort  bescheiden  heisst,  eine 
Parallele  zu  seinem  Buche  über  die  Entwickelung  des  Richter- 
tums  geliefert.  Man  kann  wohl  sagen,  dass  uns  in  dem  neuen 
grossen  Werke  eine  preuss.  Rechtsgeschichte,  wenn  auch  immer 
anknüpfend  an  die  Männer,  denen  die  Staats-  und  Rechtsver- 
waltung an  erster  Stelle  anvertraut  war,  geboten  wird,  wie  wir 
sie  in  dem  umfange  und  in  dieser  Gründlichkeit  noch  nicht  be- 
sitzen. Aber  nicht  bloss  ei*ne  preuss.  Höchtsgeschichte  ist  es ;  — 
es  ist  zugleich  eine  politische  Geschichte  der  Mark  Branden- 
burg; nicht  minder  bringen  utift.  auch  die  Ausführungen  in 
dem  1.  Buche  des  I.  Bandes,  von  dem  Verf.  die  „klerikale  Zeit* 
genannt,  eine  Darstellung  der  Rezeption  des  röm.  R.  in  der 
Mark.  Interessant  ist  die  Einleitung,  „rechtssprachliche  Studien*, 
die   zum   Verständnis    der  Einrichtungen   und   Personen   in   der 
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ältesten  Zeitperiode  nicht  wenig  beiträgt.  In  der  „klerikalen 
Zeit"  wird  uns  der  Kampf  zwischen  geistlicher  und  landesherr- 
licher Macht  um  die  Gerichtsbarkeit,  die  selbst  in  weltlichen 
Dingen  der  Klerus  an  sich  zu  ziehen  bekanntlich  allenthalben  in 
Deutschland  bemüht  war,  anschaulich  geschildert.  Entscheidend 
bei  diesem  Kampfe  war  für  Jahrhunderte  hinaus  der  Rezess  vom 
17.  Juni  1445,  wonach  die  geistlichen  Gerichte  in  den  vor  sie 
gehörenden  Sachen  nach  Rechtsgebühr  zu  richten  befugt  sein 
sollen,  unbehindert  durch  den  Kurfürsten,  seine  Amtsleute,  Ritter 
und  Untersassen,  dass  ferner  jeder  Laie  den  anderen  in  rein 
weltlichen  Sachen  vor  das  geistliche  Gericht  laden  lassen 
kann  und  dass  dieses  Gericht  die  Befugnis  haben  soll,  den  Ge- 
ladenen vor  sich  zu  fordern.  Jedoch  soll  der  weltliche  Gerichts- 
herr eines  vor  dem  geistlichen  Gerichte  beklagten  Laien  fordern 
können,  dass  der  geistliche  Richter  die  Sache  an  das  weltliche 
Gericht  verweise.  Wird  das  Verlangen  gestellt,  so  hat  es  nur 
Wirksamkeit,  wenn  binnen  sechs  Wochen  der  Kläger  beim  welt- 
lichen Gericht  zu  seinem  Rechte  kommt.  Laufen  die  sechs 
Wochen  ab,  ohne  dass  dies  geschieht,  so  kann  der  Kläger  sich 
wieder  an  das  geistliche  Gericht  wenden  und  dieses  hat  einen 
Bannbrief  gegen  den  Beklagten  zu  erlassen".  Man  wird  dem  Verf. 
beistimmen,  dass  der  eigentliche  Kern  des  Rezesses  in  der  Sicher- 
stellung der  geistlichen  Gerichtsbarkeit  lag  (S.  70),  da  der 
die  weltliche  Gerichtsbarkeit  für  weltliche  Sachen  allein  sichernde 
Satz,  dass  für  diese  Sachen  das  weltliche  Gericht  ausschliesslich 
zuständig  sei,  nicht  ausgesprochen,  vielmehr  umgekehrt  die  Zu- 
ständigkeit des  geistlichen  Gerichts  auch  für  weltliche  Sachen 
bedingungsweise  proklamiert  wurde.  Ein  anderer  Kampf  wurde 
später  zwischen  dem  Landesherrn  und  den  Ständen  um  die 
Gerichtsbarkeit  geführt,  ein  Kampf,  aus  welchem  die  Entstehung 
des  Entwurfs  der  Berliner  Kammergerichtsordnung  hervorging, 
welchen  Kurfürst  Joachim  im  Jahre  1516  den  Bischöfen  von 
Brandenburg  und  Lebus  zur  Begutachtung  vorlegte,  der  aber 
niemals  in  Wirksamkeit  getreten  ist.  Die  Stände  hatten  sich 
schon  1484  darüber  beklagt,  dass  zu  viel  den  Räten  überlassen 
würde,  sie  fühlten  sich  dadurch  zurückgesetzt,  denn  die  ihnen 
lästig  gewordenen  Räte  waren  niemand  anderes,  als  die  „ge- 
mieteten Doktoren'',  über  deren  Eindringen  bekanntlich  auch 
anderwärts  im  Deutschen  Reiche  Klage  geführt  wurde.  In  den 
rechtsgeschichtlichen  Ausführungen,  die  an  die  Namen  der  Kanzler 
Friedrich  Sesselmann,  Zerer,  Stublinger  und  Kettwich  anknüpfen, 
finden   sich    zugleich    die  Anfänge    einer  Geschichte  des  Berliner 
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K  ara  merger  ich  ts,  sowie  der  Universität  in  Frankfurt  a.  d.  Oder.  Eine 
wichtige  Veränderung  in  den  Rechtsverhältnissen  der  Landesherrn 
zum  Klerus  führte  natürlich  die  Reformationszeit  herbei.  Bis 
zur  Reformationszeit  bildete  der  Klerikalismus  einen  schwerwiegen- 
den Faktor  des  Staatslebens  neben  der  sich  nur  langsam  stärken- 
den landesherrlichen  Gewalt;  die  Reformation  vereinigte  beide 
Faktoren  in  derselben  Hand.  Darin  liegt  für  den  brandenburg.- 
preuss.  Staat  ihre  grosse  politische  Bedeutung;  sie  brachte  dem 
Kurfürsten  den  Erwerb  des  Kirchenregiments,  welches  bis  dahin 
ein  anderer  führte,  der  Herr  des  Landes  wurde  nunmehr  auch 
Herr  der  Kirche  (S.  163).  Für  die  Stärkung  der  landesherr- 
lichen R.  war  die  Kammergerichtsordnung,  deren  Reformation 
schon  im  Jahre  1540  die  Stände  beschäftigte,  von  wesentlicher 
Bedeutung.  Diese  Bedeutung  beruhte  darin,  dass  die  rechts- 
gelehrten Räte  des  Kammergerichts  allein  eine  Art  von  Ver- 
gleichsinstanz bildeten ;  erst  wenn  vergeblich  die  Sühne  versucht 
war,  kam  es  zu  einer  rechtsprechenden  Thätigkeit,  bei  der  erst 
zu  den  rechtsgelehrten  Räten  adelige  Räte  aus  dem  Lande  hinzu- 
traten. Auf  das  Kammergericht  gingen  sodann  auch  die  Er- 
ledigung kirchlicher  Händel  über,  nachdem  laut  der  Kirchen- 
ordnung von  1540  der  Landesfürst  erklärt  hatte,  dass  er,  da  die 
geistliche  Obrigkeit  mit  der  Erledigung  zu  lange  säume,  und  er 
seine  Unterthanen  wie  seine  Kinder  liebe,  auch  ihrer  Seelen 
Seligkeit  zu  fördern  sich  schuldig  fühle.  Im  Jahre  1548  wurde 
freilich  ein  Konsistorium  eingesetzt,  welches  statt  des  Kammer- 
gerichts die  geistlichen  Händel  erledigen  sollte.  Dass  diese  Neue- 
rungen nicht  ohne  Opposition  des  Klerus  erfolgen  konnten,  ist 
klar.  Allein  sie  blieb  wirkungslos.  Die  Jahre  des  Schmalkaldischen 
Krieges,  des  Augsburger  Interims,  die  Berufung  des  Tridentiner 
Konzils  bis  zum  Abfall  des  Sachsenherzogs  Moritz  von  Kaiser  und 
Reich  bilden  den  Wendepunkt  für  die  märkische  Rechtspflege: 
die  katholisch-geistliche  Gerichtsbarkeit  verschwindet  und  die 
landesherrliche  Gerichtsbarkeit  nimmt  neuen  Aufschwung.  Um 
diesen  Aufschwung  haben  sich  besonders  die  beiden  Distel meier 
—  Lambert  und  Christian  —  Vater  und  Sohn,  als  Kanzler  wohl 
verdient  gemacht.  Ihr  Leben  und  Wirken  wird  in  anschaulicher 
und  äusserst  ausführlicher  Weise  zur  Darstellung  gebracht  (S.  189 
bis  273).  Christian  D.,  der  Sohn,  ist  der  Verf.  einer  „Constitution**, 
eines  mark.  Landrechts,  das  zwar  nicht  in  gesetzliche  Geltung 
trat,  aber  trotzdem  hohes  Ansehen  erreichte.  Manche  Streit- 
fragen, die  heute  noch  die  gemeinrechtlichen  Juristen  beschäftigen, 
sind,    wie  St.  bemerkt,   in  dieser  Constitution  von   1594  bereits 
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gelöst.    Ein  prachtvolles  Exemplar  dieses  Werkes  in  rotem  Samt 
mit  Goldschnitt  gebunden  besitzt  der  Geschichtsverein  in  Frank- 
furt a.  d.  0.     In  dem  Jahrhundert  des  dreissigjährigen  Krieges 
ist  für   die   preuss.-märk.  Rechtsgeschichte   die  Stiftung   des  Ge- 
heimen Rates  hervorzuheben  (S.  278—325),  einer  Behörde,   der 
zwar  die  Justizsachen    fern   lagen,    in   der    aber   der   Keim   zur 
späteren    Ausgestaltung    des  Staatsministeriums    zu    finden    ist. 
Sehr  fesselnd   sind   die   geschichtlichen  Darlegungen  hinsichtlich 
des  Einflusses  des  grossen  deutschen  Krieges  auf  die  Rechts-  und 
Staatsverhältnisse  der  Mark  Brandenburg.     Die  gewaltige  Hand 
insbesondere  des  Grossen  Kurfürsten   spürt   man   auch  in  dieser 
Entwickelung.     Zur  Unparteilichkeit  seiner  Kammergerichtsräte 
scheint  er   nicht   gerade   besonderes  Zutrauen   gehabt  zu  haben, 
denn  er  Hess  am  10.  April  1643  heimlich    in  der  Ratsstube  ein 
Gemälde  aufhängen,  welches  darstellte,  wie  König  Kambyses  einem 
ungerechten  Richter  die  Haut  abziehen  Hess.    Trotz  aller  Bitten, 
das  Bild  zu  entfernen  blieb  dasselbe  auf  kurfürstliche  Anordnung 
hängen   (Bd.  I   S.  350).     Die  Zeit   des    dreissigjährigen    Krieges 
bedeutet  zugleich  die  Zeit  der  Einführung  höherer  Instanzen  und 
die   Entwickelung   des  Bewusstseins ,    dass    es   keinesweges    zum 
Heile  der  Justizpflege  gereiche,  wenn  dieselbe  anderen  Organen, 
als    ausschliesslich   den  Gerichten   anheimfalle.     Diese  Entwicke- 
lung  nahm  allmählich  ihren  Ausgang   in   dem  Prinzip   von  der 
„Unabhängigkeit   des   Richterstandes".     Alle   die   Kämpfe,    sagt 
der  Verf.,  in  denen  sich  von  der  Mitte  des  17.  bis  zum  Schlüsse 
des    18.   Jahrhunderts    die    Entwickelung   der   Rechtsverwaltung 
und  der  Rechtsverfassung  unter  dem  Schlagwort  „Verbesserung 
des    Justizwesens"    bewegt,    ruhen    auf    diesem    Grundgedanken 
(S.  372).     Damit  hängen  auch   die  Bemühungen  zusammen,  die 
vielfach  in  einander   greifenden  Thätigkeiten  und  Aufgaben  des 
Kammergerichts  und   des  Geheimenratskollegiums   zu  lösen  und 
jeder  Behörde  bestimmte  ausschliessliche  Funktionen  zuzuweisen; 
unter  dem  Kurfürsten    Friedrich  IIL,    dem   nachmaligen    ersten 
Könige  in  Preussen,   wird  zuerst  das  Kolleg  der  Geh.  Räte   als 
,,die    Minister"    bezeichnet    (1G99).     Wenig    erfolgreich    freilich 
waren  unter  dem  neuen  Könige    die  Bestrebungen,   welche  sich 
an  den  Namen  des  Ministers  Paul  v.  Fuchs   knüpften  und  eine 
für  das  ganze  Land  zu  erringende  Justizreform  zum  Ziele  hatten. 
Von  Bedeutung  jedoch  war  die  Errichtung  eines  Ober-Appellations- 
gerichts, wodurch  ebenso  wie  durch  die  zugleich  erlassenen  Verord- 
nungen dem  Supplikenwesen  d.  i.  der  Unsitte,  sich  durch  Gesuche 
unmittelbar  an  den  Landesherrn  zu  wenden  und  diesen  zum  un- 
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mittelbaren  Eingreifen  in  schwebende  Rechtshändel  zu  veranlassen, 
Schranken  gezogen  werden  sollten.  Auch  eine  Kammergerichts- 
ordnung kam  endlich  zustande  und  wurde  am  1.  März  1709 
publiziert.  Die  Bestrebungen  aber,  auch  eine  Reform  des  mate- 
riellen Rechtes  herbeizuführen,  blieben  unter  dem  ersten  preuss. 
Könige  erfolglos. 

Wie  dieselben  unter  seinem  Nachfolger  „dem  Soldatenkönige** 
fortgesetzt  wurden,  und  wie  Friedrich  Wilhelm  I.,  der  dem  alten 
Dessauer  schrieb:  „Ich  bin  der  Finanzminister  und  der  Feld- 
marschall des  Königs  von  Preussen"  durch  sein  kraftvolles  Ein- 
greifen zeigte,  dass  er  auch  des  Königs  „Justizminister*'  sein 
wollte,  und  dass  er  die  Sorge  für  eine  gute  Justiz  noch  vor  die 
Sorge  für  eine  gute  Armee  stellte,  das  wird  im  zweiten  Bande 
von  S.  39  an  anschaulich  geschildert.  Ganz  der  Natur  des 
Königs  entsprechend  ist  es,  wenn  wir  lesen,  dass  die  vielen 
Mängel  in  der  Justizverwaltung  und  die  vielen  Klagen,  die  ins- 
besondere über  Kostspieligkeit  und  Verzögerung  der  Prozesse  zu 
seinem  Ohr  drangen,  den  König  veranlassten,  ein  eigentümliches 
Mittel  zu  ergreifen.  Da  er  die  Schuld  an  jenen  Mängeln  seinen 
Justizministern  beimass,  unter  denen  sich  schon  der  wohlbekannte 
spätere  Grosskanzler  Cocceji  befand,  so  ernannte  er  eine  Kom- 
mission von  vier  Mitgliedern,  darunter  die  Feldmarschälle  Grumb- 
kow  und  von  Borcke;  —  vor  diesen  sollten  sich  die  Justizminister 
verantworten !  (S.  113).  Ueber  Coccejis  Thätigkeit  unter  Friedrich 
dem  Grossen,  an  den  der  König  drei  Tage  nach  seines  Vaters 
Tod  die  berühmte  Kab.-Ordre  vom  3.  Juni  1740  richtete,  wodurch 
die  Folter,  ausser  bei  Majestätsbeleidigung,  Landesverrath  und 
Massenmord,  abgeschafft  wurde,  werden  wir  in  einem  eigenen 
Kapitel  (S.  141—235)  reichlich  belehrt.  Unter  seinen  Nachfolgern 
im  Grosskanzleramte:  Jariges,  Fürst,  Carmer  erscheint  unstreitig 
der  letztere  als  der  bedeutendste.  Fürst,  mit  dessen  Name  der 
bekannte  Arnoldsche  Prozess  eng  verknüpft  ist,  erhielt  infolge 
dieses  Prozesses  seinen  Abschied  von  Friedrich  dem  Grossen  mit 
den  ungnädigen  Worten:  „Marsch,  seine  Stelle  ist  schon  ver- 
geben!" Der  damalige  Seelenzustand  des  Königs  spiegelt  sich 
am  besten  wieder  in  einer  denkwürdigen,  im  Justizministerium 
verwahrten,  bis  jetzt  noch  nicht  gedruckten  Kab.-Ordre  an  den 
neuen  Grosskanzler  von  Carmer,  in  der  die  Gesichtspunkte  an- 
gegeben werden,  welche  bei  der  Rechtspflege  massgebend  sein 
sollen  (S.  285—289). 

Mit   der   bekannten  Kab.-Ordre  vom  14.  April  1780  wurde 
sodann  das  schon  unter  drei  Landesherrn  geplante  Justizreform- 
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werk  wieder  aufgenommen,  welches  jedoch  erst  unter  dem  Nach- 
folger des  grossen  Königs  seinen  Abschluss  finden  sollte.  Im 
Hinblick  auf  sein  oben  erwähntes  Buch  über  Svarez  geht  Verf. 
auf  die  Geschichte  des  preuss.  A.L.R.  und  der  A.G.O.  nicht 
näher  ein.  Unter  Friedrich  Wilhelm  blieb  zwar  Cajmer  noch 
Grosskanzler,  aber  seine  Thätigkeit  war  durch  Einrichtung  des 
Justizstaatsrats  gelähmt  und  an  Widerwärtigkeiten  reich 
(S.  310  ff.).  Man  braucht  hierbei  nur  den  Namen  „Wöllner" 
zu  nennen.  In  die  Eegierungszeit  seines  Nachfolgers  fallen  die 
trübsten  Tage  der  preuss.  Geschichte,  die  natürlich  ihre  Schatten 
auch  auf  die  Rechtsverwaltung  werfen  mussten.  Der  Nieder- 
gang, der  Wendepunkt  und  dann  nach  Beendigung  der  ruhm- 
reichen Freiheitskriege  der  Neubau  des  Staates  ist  eng  verknüpft 
mit  den  Namen  und  Bestrebungen  eines  Goldbeck,  Beymle 
Kircheisen  und  vor  allem  Hardenberg  und  Stein.  Wir  verfolgen 
mit  Interesse  die  Thätigkeit  jedes  einzelnen  dieser  Männer,  ihr 
Verhältnis  zu  dem  öfter  schwankenden  Monarchen,  ihre  Kämpfe 
nicht  bloss  zum  Wohle  des  Vaterlandes  unter  den  beobachtenden 
Augen  des  französischen  Gouvernements,  sondern  auch  ihre  nicht 
seltenen  Kämpfe  gegen  einander.  Der  Wendepunkt  in  der  Neu- 
konsolidierung des  Staates  trat  ein  mit  der  Ernennung  Harden- 
bergs zum  Staatskanzler  im  Jahre  1810,  ein  Amt,  das  er  länger 
als  zwölf  Jahre  bis  zu  seinem  am  26.  November  1822  erfolgten 
Tode  bekleidete.  Länger  noch  blieb  im  Amte  der  gleichzeitig 
mit  ihm  ernannte  Justizminister  Kircheisen  (f  1825).  Das  Bild, 
welches  wir  von  dem  ,, berühmten"  Hardenberg  erhalten,  der  ein 
sittlich  nichts  weniger  als  makelloses  Privatleben  führte  und 
seiner  Verschwendungssucht  auf  Kosten  des  Staates  zu  frönen 
verstand,  ist  durchaus  kein  glänzendes  (S.  439  ff.). 

Mit  Unwillen  aber  liest  man,  wie  Hardenberg  es  verstand, 
den  Reformplänen  des  sehr  tüchtigen  und  thätigen  Justizministers 
Kircheisen  bei  der  Rechtsorganisation  in  den  nach  dem  zweiten 
Pariser  Frieden  zurückerhaltenen  oder  neu  gewonnenen  Provinzen 
entgegenzuarbeiten  (S.  442  ff.). 

Die  dem  Minister  Kircheisen  obliegende  Revision  der  alt- 
preussischen  Gesetzgebung  im  Hinblick  auf  die  vom  Könige  be- 
reits angeordnete  Umgestaltung  des  rhein.  R.  kam  unter  ihm 
so  wenig  zustande,  wie  unter  seinem  Amtsnachfolger,  dem  Grafen 
Dankelmann.  Entwürfe  über  die  wichtigsten  Rechtsmaterien, 
wie  über  Z.Pr.O.,  Hypotheken  wesen,  Konkurs-R. ,  Straf-R.  und 
Strafprozess-R.  wurden  zwar  gefertigt,  aber  seit  1830  standen 
diese  Arbeiten    wieder  still.     Bekanntlich  gelang  es  auch  nicht, 
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das  franz.  R.  in  der  Rheinprovinz  durch  Einführung  des  Land-R. 
zu  verdrängen.  „Unbegreiflich  war  es,  wie  vor  seiner  Beseitigung 
eine  Zeit  zurückschrecken  konnte,  deren  Grösse  im  Kampfe  gegen 
den  westlichen  Nachbar  und  im  Abstreifen  der  Fremdherrschaft 
lag."  Erst  mit  Dankelmanns  Nachfolger,  dem  vielberufenen, 
aus  der  Zeit  der  Demagogenhetze  unrühmlichst  bekannten,  übrigens 
äusserst  kenntnisreichen  und  rastlos  thätigen  Kamptz,  dem  bald 
ein  Mitminister  in  der  Person  Mühlers  zur  Seite  gestellt  wurde, 
kam  eine  wichtige  Reform  des  Z.Pr.  durch  die  bahnbrechende 
Verordnung  vom  1.  Juni  1833,  der  wichtigsten  Vorstufe  der 
neuzeitlichen  Prozessentwickelung,  zustande.  Eine  durchgreifende 
Erweiterung  brachte  später  das  Gesetz  vom  21.  Juli  1846.  Im 
übrigen  wurde  in  der  Zeit  bis  1848  zwar  ein  ungeheures  Material 
von  wissenschaftlichem  Werte  zusammengehäuft,  aber  praktisch, 
Früchte  haben  die  dabei  aufgewendeten  Mühen  und  Arbeiten 
nur  spärlich  gezeitigt.  Grosse  Erwartungen  erweckte  der  Ein- 
tritt Savignys  in  das  Ministerium,  der  an  die  Spitze  der  Ge- 
setzeskommission berufen  wurde. 

Die  Justizministerialakten  enthalten  mehrere  Zuschriften  von 
Gerichten,  in  denen  diesen  Erwartungen  ein  überschwenglicher 
Ausdruck  gegeben  wurde.  Wie  wenig  diese  Erwartungen  erfüllt 
wurden,  ist  bekannt.  Nichts  als  die  Verordnung  über  das  Ver- 
fahren in  Ehesachen  vom  28.  Juni  1844  und  der  Entwurf  eines 
Str.G.B.,  welcher  1843  veröflfentlicht  wurde,  sind  als  die  Ergeb- 
nisse des  Savignyschen  Gesetzgebungsministeriums  zu  verzeichnen. 
Entwürfe  auch  über  andere  Rechtsmaterien  wurden  zwar  an- 
gefertigt, sie  fanden  aber  nicht  den  Beifall  der  übrigen  Minister. 
Wie  weit  an  dieser  Ergebnislosigkeit  die  Spannung  zwischen 
Savigny  und  dem  Geschäfts- Justizminister  Mühler,  sowie  dessen 
im  Jahre  184G  ernannten  Nachfolger  Uhden,  und  die  bittere 
Feindschaft,  mit  der  der  Ministerialdirektor  Bornemann  seinen 
ehemaligen  Lehrer  verfolgte,  die  Schuld  trägt,  wagen  wir  nicht 
zu  entscheiden.  Diese  Feindschaft,  sowie  das  Vorgehen  hinter 
dem  Rücken  Savignys,  in  wichtigen  Gesetzgebungsfragen  wird 
von  Stölzel  auf  Grund  der  Ministerialakten  mit  überraschender 
Offenherzigkeit  dargelegt;  diese  Darlegungen  machen  freilich  nur 
einen  peinlichen  Eindruck  und  erwecken  den  Gedanken,  dass 
auch  in  den  Ministerien  nicht  alles  Gold  ist,  was  glänzt  (S.  570  flF.). 
Der  vereinigte  Landtag,  berufen  durch  das  Patent  vom  3.  Februar 
1847,  wurde  bekanntlich  mitten  in  seinen  Gesetzgebungsarbeiten 
durch  die  Märztage  des  Jahres  1848  gestört.  Nicht  weniger  als 
fünf  Justizminister  sind  in  dem  Zeitraum    von  noch  nicht  neun 
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Monaten  im  Jahre  1848  verbraucht  worden ;  mit  Ausnahme  von 
Bornemann  einer  immer  unbedeutender  als  der  andere.  Von 
dem  Einflüsse  des  „tollen  Jahres"  auf  die  Rechtspflege  ist  be- 
sonders die  gründliche  Umgestaltung  der  Gerichtsverfassung,  die 
Aufhebung  der  Patrimonialgerichte ,  Einführung  von  Kollegial- 
gerichten mit  Oefifentlichkeit  und  Mündlichkeit  des  Verfahrens 
hervorzuheben.  Diese  Verfassung  bestand  bekanntlich  bis  zum 
1.  Oktober  1879.  Die  Rechtsentwickelung  in  der  Zwischenzeit 
zu  schildern,  liegt  nicht  mehr  in  der  Aufgabe  des  Buches ;  mit 
dem  Jahre  1850  schliesst  es.  Das  Ministerprogramm  Savigny& 
vom   Jahre  1842  ist  im   Anhang   abgedruckt. 

C.  Fuchs  (Jena). 

Dickel5K.  lieber  die  Vorbildung  der  Juristen  in  Preussen 
insbesondere  in  der  Praxis.  Marburg,  Ehrhardt.  1888, 
54  S.     1  M. 

Der  Verf.  hat  zum  Gegenstand  seines  Aufsatzes  die  Frage 
gemacht,  ob  und  in  welcher  Weise  die  Vorbildung  der  Juristen 
in  Preussen  einer  Verbesserung  bedürftig  sei.  Indem  er  seinen 
Erörterungen  die  den  gleichen  Gegenstand  betreffende  Abhand- 
lung des  Präsidenten  Dr.  Eccius  (preuss.  Jahrb.)  zu  Grunde  legt 
und  sich  den  Ausführungen  derselben  mehr  oder  weniger  an- 
schliesst,  gelangt  auch  er  zu  einer  Bejahung  der  Bedürfnisfrage, 
Er  findet  sodann  mit  Eccius  das  Heilmittel  nicht  in  einer  Refor- 
mierung des  üniversitätsstudiums ,  sondern  in  einer  Aenderung 
des  für  den  Referendar  vorgeschriebenen  Vorbereitungsdienstes, 
Müsste  man  zugeben,  dass  wirklich  die  preuss.  Juristen  der  Neu- 
zeit in  der  Auffassung  des  R.,  in  der  Kenntnis  der  Gesetze  und 
in  der  praktischen  Ausübung  ihres  Berufs  hinter  den  Juristen 
früherer  Jahrzehnte  zurückstehen ,  eine  Thatsache,  die  nach  den 
uns  zu  Gebote  stehenden  Erfahrungen  nicht  eingeräumt  werden 
kann,  so  würde  man  allerdings  zugestehen  müssen,  dass  die 
mannigfachen  Vorschläge,  welche  den  Schwerpunkt  der  Reformen 
in  eine  Uebörwachung  der  Studien  auf  der  Universität,  in  eine 
Verlängerung  der  Studienzeit,  oder  in  ein  Hineinschieben  eines 
Teiles  derselben  in  die  Zeit  des  Referendariats  verlegen,  schwer- 
lich das  erstrebte  Ziel  erreichen  würden.  Wenn  jedoch  der  Verf. 
auch  keinen  Wert  auf  die  sogen.  Praktika  legen  will  und  alles 
Heil  lediglich  in  dem  Satze  findet,  dass  der  Referendar  im  letzten 
Jahre  des  Vorbereitungsdienstes  mehr  zu  theoretischen  Studien 
und  Uebungen  herangezogen  werden  müsse,  so  könnte  es  fast 
scheinen,  als  wolle  der  Verf.  nicht  sowohl  die  gesamte  technische 
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Bildung  der  Juristen  gehoben  wissen,  wie  vielmehr  nur  dafür 
sorgen,  dass  die  Referendare  in  den  Stand  gesetzt  würden ,  das 
Staatsexamen  zu  bestehen.  Uebrigens  sind  die  Ideen,  auf  welche 
er  seine  Vorschläge  aufgebaut  hat,  nicht  neu,  sondern  in  der 
Menge  der  von  allen  Seiten  gemachten  Vorschläge  schon  mehr- 
fach aufgetaucht.  Verf.  will  nämlich,  dass  die  Beschäftigungszeit 
der  Referendare  bei  den  Oberlandesgerichten  von  sechs  Monaten 
auf  ein  Jahr  ausgedehnt  werde,  und  dass  die  Referendare  in 
dieser  Zeit  nicht  bloss  mit  Anfertigung  von  Referaten  und  Urteilen 
in  schwebenden  Streitsachen  beschäftigt,  sondern  dass  sie  auch 
noch  einem  Instruktor  überwiesen  würden,  der  sich  in  vor- 
geschriebenen Zeiträumen  mit  ihnen  wissenschaftlich  zu  beschäf- 
tigen, insbesondere  dafür  zu  sorgen  habe,  dass  von  ihnen  Vor- 
träge aus  Akten  gehalten  und  diese  Vorträge  zum  Gegenstand 
eingehender  Besprechung  gemacht  würden.  Meves. 

Ebbecke,  J.  Grundriss  eines  Systems  der  Rechtsord- 
nung nach  praktischen  Zwecken.  Berlin  und  Leipzig, 
Guttentag.  1888.  45  R.  1  M.  20  Pf. 
Der  Verf.  hat,  wie  er  im  Vorwort  sagt,  den  Versuch  unter- 
nommen, ein  System  der  Rechtsordnung  aufzustellen,  in  welchem 
ausschliesslich  die  „praktischen  Zwecke"  für  die  systematische 
Stellung  bestimmend  sind,  weil  er  der  Meinung  ist,  dass  es  nur 
auf  diesem  Wege,  wenn  nämlich  die  verschiedenartigen,  einem 
gemeinschaftlichen  Zwecke  dienenden  Vorschriften  und  Einrich- 
tungen des  R.,  mögen  dieselben  dem  Privat-R.,  dem  Staats-R., 
dem  Straf-R. ,  dem  Verwaltungs-  und  Polizei-R.  u.  s.  w.  ange- 
hören, unter  einem  einheitlichen  Gesichtspunkte  zusammengefasst 
werden,  zu  ermöglichen  ist,  einen  Einblick  in  den  inneren  Zu- 
sammenhang des  R.  und  ein  richtiges  Verständniss  für  die  Be- 
deutung der  einzelnen  Rechtssätze  zu  gewinnen.  Den  gesamten 
RechtsstofF  zerlegt  der  Verf.  in  folgende  12  Kapitel:  1.  Gesund- 
heitsschutz. 2.  Fürsorge  für  die  gesundheitliche  Erziehung  und 
Beförderung  der  Gesundheit.  3.  Bildungspflege  (einschliesslich 
der  staatlichen  Regelung  der  religiösen  Verhältnisse).  4.  Ver- 
mögensschutz. 5.  Eigentumsverteilung  (freier  Wettbewerb,  staat- 
liche Regelung  der  Eigentumsverteilung).  6.  Wirtschaftspflege. 
7.  Schutz  der  persönlichen  Freiheit.  8.  Schutz  der  Ehre.  9.  Fa- 
railien-R.  10.  Die  Staatsgewalt,  Pflicht  des  Gehorsams  (Ver- 
bindlichkeit von  Gesetz  und  Verfügung;  Rechtsschutz,  Rechts- 
anwendung u.  s.  w.).  11.  Die  Staatsgewalt,  Pflicht  der  Treue 
(Steuerpflicht,  Wehrpflicht,  besondere  Pflichten  der  Beamten  u.  8.  w.). 
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12.  Die  Staatsverwaltung  (Teilnahme  an  der  Staatsgewalt,  Zu- 
ständigkeit). —  In  jedem  Kapitel  sind  die  einschlägigen  Vor- 
schriften des  Reichs-R.  und  des  preuss.  R.  ziemlich  vollständig 
angeführt.  Ob  durch  eine  solche  Zusammenstellung  die  innerlich 
und  organisch  zusammengehörigen  Rechtsvorschriften  auseinander 
gerissen  werden  müssen,  mag  hier  dahingestellt  bleiben. 

Stengel. 


IL  Privatrecht. 

Litteratur  über  den  Entwurf  eines  bürgerlichen 
Gesetzbuches  *). 

Entstehung  und  Inhalt  des  Entwurfs  eines  bürgerlichen 
Gesetzbuches  für  das  Deutsche  Reich.     Einleitender 
Vortrag,  gehalten  in  der  juristischen  Gesellschaft  zu  Berlin 
am    12.  Mai   1888   von   Dr.   Leonard   Jacob i.     Berlin, 
Heymann.     1888.    52  S.     1  M. 
Der  Vortrag  nennt  sich  „eine  Art  Ehrenpforte,  durch  welche 
der  Entwurf  in  die  juristische  Gesellschaft  einzieht".    Er  rühmt 
den  „auf  unblutigem  Felde  erfochtenen  grossen  nationalen  Sieg", 
indem  er  die  Technik,    die  Form  und    die  Methode  des  Werkes 
im  Hinblicke    auf  dessen   Zweck   schildert.     (S.  10   enthält  ver- 
gleichende  Zahlen   zur  Veranschaulichung   der   Kürze   des   Ent- 
wurfes, siehe  auch  S.  27,  28.)    In  der  Formulierung  allgemeiner 
Rechtsgrundsätze  (Beispiele  S.  13)   wird    „das   schwerwiegendste 
Verdienst  der  Verf.  des  E."  gesehen  (S.  12).     Im   übrigen  wird 
ein  Ueberblick  über  den  Hauptinhalt  des  Werks  mit  ungleicher 
Vollständigkeit  gegeben,    wobei  sich    der  Verf.  grundsätzlich  — 
mit   einigen    Ausnahmen  (s.    S.  18   Anm.  16,    auch  S.  40  oben) 
—  der  Kritik  enthält.  Leonhard. 

Mataja,  V.     Das  Recht   des  Schadenersatzes  vom  Stand- 
punkt der  Nationalökonomie.     Leipzig,  Duncker  und 
Humblot.     1888.     204  S.     6  M. 
Die  Gesetzgebung  kann  in  Bezug  auf  die  Schadengefahr  nur 

zweierlei   Zwecke   verfolgen;    sie    kann    danach    trachten,    mög- 


*)  Vgl.  Bd.  VII  S.  209,  344,  347,  384,  387,  421,  448. 
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liehst  vorbeugend  zu  wirken  und  den  gleichwohl  eingetretenen 
Schaden  jenen  Personen  zuzuwenden,  welche  nach  den  Forde- 
rungen der  Gerechtigkeit  und  der  volkswirtschaftlichen  Interessen 
als  die  geeignetsten  Trägerinnen  der  Last  erscheinen.  Dabei 
ist  zu  berücksichtigen,  dass  jeder  Schade  in  seiner  Gesamt  Wirkung 
weniger  empfindlich  ist,  wenn  er  verteilt  wird  und  dass  er 
dann  am  härtesten  wirkt,  wenn  er  an  einer  einzigen  Person 
hängen  bleibt. 

Von  diesen  Prinzipien  aus  ergeben  sich  verschiedene  Ein- 
wendungen gegen  die  Sätze,  von  denen  das  r.  R.  in  dieser  Lehre 
ausgeht,  nach  denen  im  allgemeinen  derjenige  einen  Schaden 
zu  tragen  hat,  an  dessen  Habe  oder  Person  er  sich  ereignet 
(casum  sentit  dominus)  und,  von  besonderen  Vertragsverbindlich- 
keiten abgesehen,  nur  derjenige  zum  Ersatz  eines  Schadens  ver- 
pflichtet ist,  welchem  ein  Verschulden  zur  Last  fällt. 

Richtiger  erscheint  demgegenüber  das  Prinzip,  dass  wer 
ein  unternehmen  treibt,  bezw.  ein  Gut  besitzt  und  daraus  Vor- 
teile zieht,  auch  für  die  hieraus  erwachsenden  Schäden  dritten 
Personen  gegenüber  einzustehen  habe. 

Der  Satz  des  r.  R.  casum  sentit  dominus  führt  niemals  zu 
einer  angemessenen  Verteilung  des  eingetretenen  Schadens,  viel- 
mehr zu  einer  volkswirtschaftlich  bedenklichen,  falschen  Wert- 
regulirung  und  damit  wird  gleichzeitig  die  präventive  Wirksam- 
keit des  R.  lahmgelegt.  Wenn  durch  den  Betrieb  von  Eisenbahnen, 
Dampfschifi'ahrt,  überhaupt  bei  grösseren  Unternehmungen  oder 
durch  Abholzung  von  Wäldern  weitgehende  Gefahren  für  bei  dem 
Unternehmen  Beschäftigte  oder  auch  für  dritte  Unbeteiligte 
herbeigeführt  werden ,  so  liegt  in  Wahrheit  ein  Passivum  des 
betreffenden  Unternehmers  vor,  während  das  r.  R.  den  Schaden 
dem  zufällig  von  demselben  Getroffenen  auferlegt,  obgleich  der- 
selbe ohne  jeglichen  Einfluss  auf  die  Unternehmung  selbst  und 
die  Art  ihrer  Durchführung  ist. 

Der  Satz,  dass  der  in  Verschuldung  Befindliche  für  den 
Schaden  einzustehen  habe,  wirkt  nicht  in  genügender  Weise 
präventiv,  weil  nicht  jedes  schuldhafte  Verhalten  einen  Schaden 
nach  sich  zieht. 

Aus  den  Sätzen  des  r.  R.  ergibt  sich,  dass  der  Unternehmer 
in  Bezug  auf  seine  Angestellten  nur  für  culpa  in  eligendo  und 
eustodiendo  hafte,  während  es  in  den  niederen  Verkehrsverhält- 
nissen  als  eine  vollkommen  berechtigte  Forderung  erscheint,  dass 
der  Unternehmer  unbedingt  für  seine  Gehilfen  einsteht.  Die 
Abschneidung  jeder   Aussicht,  die  Verantwortlichkeit   ablehnen 
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zu  können,  ist  unleugbar  für  den  Unternehmer  ein  scharfer  An- 
sporn zur  Bethiitigung  höchstmöglicher  Sorgfalt,  und  dies  wird 
um  so  wirkungsvoller,  als  der  Arbeitgeber  indirekt  auf  die  Pünkt- 
lichkeit seiner  Leute  in  der  Pflichterfüllung  mit  Mitteln  Ein- 
fluss  zu  nehmen  imstande  ist,  deren  Ausserachtlassung  nur  sehr 
schwierig  als  ein  juristisch  greifbares  Verschulden  behandelt 
werden  kann.  Insbesondere  bei  grossen  Unternehmungen  kommt 
es  nicht  auf  die  selbständigen  Leistungen  einzelner  an,  sondern 
alles  beruht  auf  dem  richtigen  Ineinandergreifen  vieler  Kräfte. 
Die  ganze  Organisation,  der  Geist,  welcher  das  Unternehmen 
und  seine  Glieder  durchdringt,  ist  das  Ausschlaggebende  und 
dafür,  dass  es  an  dieser  Richtung  fehlt,  kann  nur  der  Unter- 
nehmer selbst  verantwortlich  gemacht  werden. 

Ebenso  zeigt  sich  das  r.  R.  unzulänglich  bei  der  Regulierung 
der  Frage,  in  welchem  Umfang  der  Arbeitgeber  für  die  Beschä- 
digung seiner  Arbeiter  beim  Betriebe  einzustehen  habe.  Die  Be- 
schädigungen der  Arbeiter,  die  bei  grösseren  Unternehmungen 
notwendig  eintreten,  gehören  mit  zu  den  Produktionskosten  und 
müssen  deshalb  dem  Unternehmer  aufgebürdet  werden,  der  ja 
die  Möglichkeit  hat,  sie  seinerseits  wieder  auf  den  Konsumenten 
abzuwälzen.  Dass  bei  gefährlicheren  Unternehmungen  auch  höherer 
Lohn  gezahlt  wird,  was  etwa  gegen  die  aufgestellte  Forderung 
angeführt  werden  könnte,  ist  in  Wirklichkeit  nicht  richtig.  Und 
dagegen,  dass  man  unter  Anwendung  der  röm.  Sätze  den  Unter- 
nehmer nur  im  Fall  der  Verschuldung  haften  lässt,  kommt  noch 
besonders  in  Betracht,  dass  das  eigentliche  Verschulden  des 
Unternehmers  bei  Herbeiführung  von  Betriebsunfällen  nicht  ein- 
mal vornehmlich  in  positiver,  die  Gesundheit  oder  das  Leben 
der  Arbeiter  gefährdenden  Massnahmen  oder  Anordnungen  be- 
steht, die  regelmässig  allein  Beachtung  vor  dem  Auge  des  Rich- 
ters finden.  Vielmehr  wird  der  Unfall  häufig  auf  nicht  als 
Verschuldung  nachweisbare  Unterlassungen  zurückzuführen  sein. 
Wenn  z.  B.  der  Unternehmer  die  Beobachtung  von  Vorsichts- 
massregeln angeordnet  hat  und  sich  dabei  beruhigt,  obgleich 
er  weiss,  dass  die  erlassenen  Vorschriften  nicht  beobachtet  wer- 
den, so  wird  ihm  regelmässig  ein  Verschulden  nicht  nachgewiesen 
werden  können. 

Ganz  unrichtig  ist  es  endlich,  wenn  im  Anschluss  an  die 
Bestimmungen  des  r.  R.  dem  Arbeiter  sein  Entschädigungsan- 
spruch im  Fall  der  eigenen  Verschuldung  entzogen  wird.  Es 
wird  dabei  übersehen,  dass  einzelne  Unvorsichtigkeiten  und  leicht- 
sinnige  Gebahrungen    im    modernen   Industriebetrieb    nicht   Er- 
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Zeugnis  eines  besondei'S  fehlerhaften  Willens  sind,  sondern  bei 
Zugrundelegung  der  thatsächlichen  menschlichen  Natur  die  Folgen 
einer  notwendig  eintretenden  Abstumpfung.  Es  wird  nicht  be- 
achtet, dass  die  Vernichtung  der  ganzen  Existenz  eines  Menschen 
infolge  eines  kleinen  Leichtsinns  nicht  bloss  sozialpolitisch  bedenk- 
lich, sondern  überaus  hart  und  ungerecht  ist. 

Das  ältere  deutsche  R.  hat  die  Haftung  für  eingetretenen 
Schaden  vielfach  besser  und  zweckmässiger  behandelt  als  das 
röm.  Der  hier  vertretene  Standpunkt  hat  aber  namentlich  in 
der  modernsten  Gesetzgebung  in  umfangreicher  Weise  Beach- 
tung gefunden. 

In  einer  2.  Abteilung  (S.  135—204)  beschäftigt  sich  Verf. 
mit  der  Frage,  wie  der  Schadensersatz  zu  bemessen  sei. 

6.  Rümelin. 

Reinhold,  F.     Die  Natur  der   sogen.   Realkontrakte. 
Wien,  Holder  1888.     32  S.     80  Pf. 

Die  kleine  Schrift  wirft  drei  Fragen  auf:  1.  Gibt  es  noch 
heute  Realkontrakte;  2.  Hat  es  in  früherer  Zeit  Realkontrakte 
gegeben ;  3.  Besteht  die  Möglichkeit,  dass  es  jemals  in  Zukunft 
Realkontrakte  gibt?  Der  Verf.  sagt,  auch  diejenigen  Verträge, 
welche  als  Realverträge  bezeichnet  werden  ('Depositum  Kom- 
modal,  Mutuum,  Pfand  vertrag)  seien  Konsensualverträge. 
Die  Beweisführung  lehnt  sich  speziell  an  den  Darlehensvertrag 
an  und  es  wird  betont,  dass  schon  der  sogen.  Vorvertrag  des 
Darlehensvertrags  dieser  letzere  selbst  sei.  Ja  es  wird  erklärt, 
dass  der  Vorvertrag  eigentlich  der  Hauptvertrag  sei.  Der 
Darlehensvertrag  enthalte  zwei  Obligationen  und  zwei  Bedin- 
gungen (S.  24):  die  eine  geben  zu  sollen  ist  abhängig  von  der 
dem  Geben  vorausgehenden  zweiten  Obligation  des  Geldbedürf- 
tigen seinerzeit  zurückzuerstatten;  erst  wenn  der  letztere  sich 
hierzu  verpflichtet  hat,  verwandelt  sich  die  erste  bis  dahin  be- 
dingte Obligation  in  eine  unbedingte.  Die  zweite  Obligation 
rückgeben  zu  sollen  ist  abhängig  von  der  vorausgehenden  ersten 
Obligation  des  Geldbesitzers.  Erst  wenn  dieser  sich  verpflichtet 
hat,  vorauszugeben  und  also  erst  nach  diesem  Geben  verwandelt 
sich  die  bis  dahin  bedingte  zweite  Obligation  in  eine  unbedingte. 

Die  zweite  und  dritte  Frage  wird  kürzer  (S.  31  u.  32)  be- 
handelt: Realverträge  gab  es  und  gibt  es  niemals.  Wenn 
Koppen  u.  a.  sagen,  die  Realkontrakte  werden  „nicht  mehr" 
re  sondern  consensu  kontrahiert,  so  zeigt  sich,  „dass  da  die 
richtige  Auffassung  noch  nicht  zur  vollen  Reife  gelangt  ist*. 
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Die  „Realisten"  dieser  oder  jener  Observanz  wissen  nun, 
was  sie  für  unreife  Köpfe  sind!  Meili. 

Scharff,  G.  Die  Lehre  vom  Gewährerlas s  (pactum  de 
non  praestanda  evictione)  nach  r.  R.  Greifswald,  Kunicke. 
1888.     78  S. 

Die  herrschende  Lehre,  begründet  durch  eine  Schrift  von 
Böhmer  vom  Jahr  1736 ,  nimmt  an ,  dem  Gewährerlassvertrag 
komme  im  Zweifel  absolute  Wirkung  in  der  Weise  zu,  dass  bei 
erfolgter  Eviktion  der  Käufer  keinerlei  Ersatz  bekomme,  ihm 
nicht  einmal  der  gezahlte  Preis  zurückerstattet  werde.  Diese 
Annahme  bekämpft  der  Verf.  und  stellt  ihr  die  Behauptung 
gegenüber,  dass  das  pactum  de  non  praestanda  evictione  immer 
ein  Rückforderungs-R.  -bezüglich  des  Kaufpreises  übrig  lasse. 
Der  Ausschluss  auch  dieses  Rückforderungs-R.  würde  nach  seiner 
Ansicht  gegen  das  Wesen  des  Kaufvertrages  als  eines  auf 
Austausch  von  Waren  gegen  Geld  gerichteten  Geschäfts  Ver- 
stössen. Nur  hat  allerdings  nach  des  Verf.  Ansicht,  wenn  die 
entwährte  Sache  zu  der  Zeit,  da  sie  sich  im  Besitze  des  Käufers 
befand,  eine  Verminderung  ihres  Wertes  erlitten  hat,  eine  ent- 
sprechende Minderung  der  zurückzufordernden  Kaufpreissumme 
Platz  zu  greifen. 

Begründet  wird  die  Ansicht  des  Verf.,  abgesehen  von  den 
Schlüssen,  welche  aus  dem  Wesen,  das  der  Kaufvertrag  im  ju- 
stinianischen R.  angenommen  haben  soll ,  gezogen  werden ,  und 
nach  welchen  die  obligatio  auf  Eviktionsleistung  unmittelbar 
aus  der  Verpflichtung  des  Verkäufers,  die  Kaufsache  zu  sondieren, 
folgt,  wesentlich  durch  eine  von  der  üblichen  Auslegung  ab- 
weichende Interpretation  d.  1.  11—18  D.  de  act.  emt.  vend. 
XIX,  1.  Diese  Interpretation  hat  zwar  manches  für  sich,  könnte 
aber  höchstens  einen  subsidiären  Rechtssatz  des  Inhalts  be- 
gründen, dass  das  pactum  de  non  praestanda  evictione  eine  Ver- 
bindlichkeit auf  Rückzahlung  des  Kaufpreises  übriglasse. 

Anhangsweise  wird  noch  der  Gewährerlass  gegenüber  dem 
Pfandgläubiger  beim  Pfandverkauf  besprochen,  der  nach  Ansicht 
des  Verf.  absolute  Wirkung  hat,  weil  hier  nach  Abschluss  der 
Rechtsentwickelung  im  justinianischen  R.  gar  keine  genaue  Ver- 
pflichtung  des   Pfandgläubigers   auf  Eviktionshaftung  existiere. 

M.  Rümelin  (Bonn). 
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Marcus.    Das  Kondiktionsrecht  des  preussischen  Fiskus 

gegenüber  dem  Spieler  in  einer  nicht  zugelassenen 
auswärtigen  Lotterie  auf  Herausgabe  des  er- 
hobenen Gewinns.  Ein  Beitrag  zur  Auslegung  der 
§§.  172,  173  I.  16  des  preuss.  allgemeinen  Landrechts. 
(Magazin  für  das  deutsche  R.  der  Gegenwart  Band  VIL 
S.  330-337.) 

In  dieser  Abhandlung  wird  gegen  das  Urteil  des  Reichsge- 
richtes vom  24.|IIL  1878  (Entsch.  in  Zivils.  17  S.  299)  die  Beweis- 
führung unternommen ,  dass  dem  preuss.  Fiskus  der  in  dem 
Titel  bezeichnete  Anspruch  auf  Grund  des  A.  L.R.  L  16  §§.  172, 
173  zustehe.  Achilles. 


Goldfeld,  J.  Ueber  das  hamburgische  eheliche  Güter- 
recht. Nebst  einem  Anhang  enthaltend  den  Wortlaut  der 
wichtigsten  auf  dasselbe  bezüglichen  hamburg.  Gesetze. 
Hamburg  u.  Leipzig,  Richter.  1888.  VI.  u.  119.  2  M. 
40  Pf. 

Das  geltende  eheliche  Güter-R.  auf  Grundlage  des  hamburg. 
Stadt-R.  von  1605  wird  charakterisiert  als  Gütergemeinschaft  und 
diese  Gütergemeinschaft  sei  nach  gem.  R.  als  societas  omnium 
bonorum  zu  konstruieren.  Der  Verf.  polemisiert  vorab  gegen  die 
Auffassungen  der  Gütergemeinschaft  als  einer  juristischen 
Person,  als  eines  dominium  plurium  in  solidum,  als  eines  Ge- 
samteigentums beider  Ehegatten  (Miteigentums  ohne  Abgrenzung 
von  Quoten  während  bestehender  Ehe).  Einlässlich  wird  die 
genannte  Auffassung  zu  begründen  versucht  gegenüber  derjenigen 
Baumeisters,  welcher  Alleineigentum  des  Mannes  am  Gesamtgute 
mit  nur  eventuellen  Rechten  der  Frau  annimmt  und  gegenüber 
derjenigen  Cropps,  welcher  sogen.  Gütereinheit  behauptet.  Abge- 
sehen von  Argumenten,  welche  aus  der  Geschichte  der  Gesetz- 
gebung, der  Sprachweise  der  Gesetze,  der  Litteratur  und 
teilweise  der  Praxis  entnommen  sind ,  werden  zur  einlässlichen 
Erörterung  herangezogen:  die  Testierbefugniss  der  Ehegatten, 
namentlich  diejenige  des  üeberlebenden,  die  rechtliche  Natur  der 
Fortsetzung  der  Gemeinschaft  und  diejenige  der  Abteilung,  der 
Uebergang  der  Schulden  des  Gesamtgutes  auf  Witwe  und  Erben. 
Schliessend  wird  auf  die  neueste  englische  Gesetzgebung  verwiesen 
und  betont,  „dass  das  System  der  ehelichen  Gütergemeinschaft 
mit  seiner  fast  ausschliesslichen  Verfügungsgewalt  des  Ehemannes 
den    heutigen    sozialen    Anschauungen    und    Bedürfnissen    nicht 
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mehr  entspreche,  dem  weiblichen  Geschlecht  sei  auch  vermögens- 
rechtlich eine  selbständigere,  von  der  Willkür  des  Ehemannes 
besser  gesicherte  Stellung  zu  geben".  v.  Salis. 


III.  Handelsrecht. 

Cosack,  K.  Lehrbuch  des  Handelsrechts  mit  Ein- 
schluss  des  Seerechts.  Stuttgart,  Enke.  1888.  XX 
u.  539  S.  9  M. 
In  der  Sammlung  „Juristische  Handbibliothek"  des  genannten 
Verlags,  aus  welcher  wir  s.  Z.  Lehmanns  Lehrbuch  des  deutschen 
Wechsel-R.  besprochen  haben,  liegt  nunmehr  eine  treffliche  Dar- 
stellung des  Handels-R.  in  einer  eigenartigen  Gruppierung  und 
Behandlung  des  Stoffes  vor,  deren  Verf.  dem  Buche  selbst  über- 
lässt,  über  die  Art  der  Darstellung  Rechenschaft  zu  geben.  Das 
Bestreben,  das  geltende  R.  in  knappem  Räume  lebensvoll  vor- 
zutragen, führte  zu  gedrängtester  Wiedergabe  der  rechtsgeschicht- 
lichen Bemerkungen  in  Zusätzen  zu  den  einzelnen  Paragraphen, 
das  gewählte  System  zur  Einschaltung  der  seerechtlichen  Bestim- 
mungen in  die  Gesamtdarstellung  (an  Stelle  der  bisher  üblichen 
Sonderbehandlung),  das  Bestreben  möglichst  kompakter  und 
reichhaltiger  Schilderung  in  dem  zur  Verfügung  stehenden  Räume 
zur  ungewohnten  Diktion  in  einzelnen  Schlagwörtern  neben  regel- 
rechter Satzbildung,  was  aber  nicht  kritisierend,  sondern  in  voller 
Anerkennung  des  Reichtums  des  dadurch  gesammelten  Stoffes 
gesagt  sein  soll.  Litteratur  und  Praxis  sind  in  knappster  Kürze 
überall  berücksichtigt.  —  Nach  einer  kurzen  Einleitung  (§§.  1 — 3) 
gliedert  sich  das  Werk  in  sechs  Bücher.  I.  Quellen  und  An- 
wendungsgebiet des  Handels-  und  See-R. ,  letzteres  bezüglich 
der  Handelsgeschäfte,  des  gewerbsmässigen  Betriebs,  des  Kauf- 
manns, des  Reeders  and  der  Handelssache  (§§.  4 — 8).  IL  Die 
grundlegenden  Lehren  des  Handels-R.  Dieses  Buch  (§§.  9—28) 
zerfällt  in  drei  Abschnitte:  der  Kaufmann,  die  Schuldverhält- 
nisse des  H.R.  im  allgemeinen,  das  Sachen-R.  des  Handels.  Einer 
reichen  Kasuistik  begegnet  man  hier  bezügl.  der  Firma  und  der 
Warenfristen,  Stellung  der  Handlungsgehilfen  und  -bevollmäch- 
tigten, des  Antrags  und  seiner  Annahme.  III.  Die  grundlegen- 
den   Lehren   des   See-R.   (§§.   29 — 31)   erstrecken    sich    auf   die 


Cosack,  Haodels-R.  :17 

Rechtstellung  des  Reeders  im  allgemeinen,  der  Schiffsbesatzung, 
des  Schiffers  und  der  Ladungsbeteiligten.  IV.  Die  einzelnen 
Rechtsgeschäfte  des  Handels  (§§.  32—54)  sind  in  8  Abschnitten 
(Handelskauf,  Handelsauftrag,  Verwahrungsvertrag,  Kredit-  und 
Zahlungsgeschäfte,  Börsengeschäfte,  Geschäfte  des  Buchhandels, 
Frachtgeschäfte,  Post-  und  Telegraph engeschäfte)  dargestellt,  als 
Mittelpunkt  und  Schwerpunkt  des  Ganzen.  Trotz  des  so  wert- 
vollen Bestrebens  der  Knappheit  wäre  wohl  grössere  Gliederung 
zu  wünschen  gewesen;  so  umfasst  §.  32  auf  30  Seiten  die  ganze 
Einzellehre  vom  Handelskauf,  während  eine  Teilung  in  mehrere 
Paragraphen  das  Verständnis  des  reichen  Lehrstoffs  wesentlich 
erleichtert  hätte.  Der  Abschnitt  vom  Handelsauftrag  begreift 
die  Agenten,  Kommissionäre  und  Makler,  der  Verwahrungsver 
trag  behandelt  das  Lagerhaus-  und  das  Bankverwahrungsge 
Schaft;  als  Kreditgeschäfte  finden  das  Darlehen  (Depositen,  Lom 
bard  oder  Depot,  Zettel-  oder  Banknoten,  die  öffentliche  Anleihe) 
der  Kontokorrentvertrag,  Bürgschaft  (besondere  Empfehlung) 
sowie  die  Bodmerei  eingehende  Erörterung  in  fesselnder  Dar 
Stellung,  als  Zahlungsgeschäfte,  Anweisung,  Check,  Kreditbrief, 
Giroverkehr  und  Skontration.  Die  verwickelten  Geschäfte  der 
Börse  sind  im  fünften  Abschnitte  bis  in  alle  Einzelheiten  darge 
stellt;  neben  dem  Verlagsvertrag  sind  die  übrigen  Geschäfte  des 
Buchhandels  berücksichtigt;  das  Speditionsgeschäft  erscheint  neben 
dem  ßinenfrachtgeschäfte  (einschliesslich  der  Eisenbahnfrachtge- 
schäfte) und  der  Seefracht  im  Abschnitte  von  den  Frachtgeschäf- 
ten, in  welchem  auch  die  Nachnahme  und  die  Personenbeförde- 
rung behandelt  werden,  (lieber  den  rechtlichen  Charakter 
des  Fahrbillets  verweisen  wir  auf  die  Betrachtungen  S.  367  ff.) 
Der  letzte  Abschnitt  zieht  auch  den  Fernsprecher  in  den  Kreis 
der  Darstellung.  Buch  V  handelt  von  den  nicht  vertrags- 
mässigen  Rechtsverhältnissen  der  Haverei ,  sowie  der  Bergung 
und  Hilfsleistung  in  Seenot  (§§.  55,  56).  Das  VL  Buch  end- 
lich enthält  (§§.  57  —  75)  das  Gesellschafts-R.  der  Gesellschaften 
ohne  eigene  Rechtspersönlichkeit  (offene  Handelsgesellschaft,  Kom- 
manditgesellschaft, stille  Gesellschaft,  Reederei,  Gelegenheitsge- 
sellschaft) und  der  Gesellschaft  mit  eigener  Rechtspersönlichkeit 
(Aktiengesellschaft,  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien,  einge- 
tragene Genossenschaft,  endlich  Vereine  besonderen  R.,  Reichs- 
bank und  Kolonialgesellschaften). 

Mit  vorstehender  kurzer  Inhaltsangabe   soll  dem  Leser  nur 
ein  Bild   der  eigenartigen  Anordnung   des   reichen    Rechtsstoffes 
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geboten   sein;   im    übrigen  muss,    um  mit   dem  Verf.   zu  reden, 
das  Buch  für  sich  selbst  sprechen.  Heinsheiraer. 

Schmidt,  E.  Die  zivilrechtliche  Gründerverantwortlich- 
keit nach  deutschem  Aktienrecht.  München,  Acker- 
mann.    1888.     107  S.     3  M. 

Von  den  Gründern  in  allgemeinster  Bedeutung,  d.  h.  den- 
jenigen Personen,  welche  solche  Vorgänge  herbeiführen,  die  auf 
Entstehung  einer  Aktiengesellschaft  hinzielen,  und  solchen  Grün- 
dern, welche  eine  Gründung  zum  Gegenstand  ihrer  Spekulation 
nehmen  wollen,  werden  die  vom  A.G.  betroffenen  Gründer  aus- 
gesondert (S.  1 — 9).  Die  Gründerverantwortlichkeit  gegenüber 
der  A.G.  wird  begründet,  und  die  Schadenersatzansprüche  der 
eigenen  Aktionäre  begrenzt  (S.  2  —  7).  In  vier  Abschnitten  wird 
sodann  „die  Haftung  aus  der  Gründung  an  einzelnen"  erörtert 
und  zwar  der  „Gründer"  (S.  9—41),  „die  Gründergenossen" 
(S.  41 — 48)  nämlich  die  Empfänger  einer  nicht  unter  den  zu 
bezeichnenden  Gründungsaufwand  aufgenommenen,  verheimlichten 
Vergütung,  diejenigen,  welche  zur  Verheimlichung  eines  gemachten 
Gründeraufwandes  mitwirken,  diejenigen,  welche  zu  einer  böslichen 
Schädigung  auf  Erlangen  oder  üebernahme  mitgewirkt  haben. 
S.  47—60  ist  die  Haftung  der  Emissionshäuser  und  S.  60 — 73  des 
ersten  Vorstandes  und  Aufsichtsrates  behandelt.  Gesonderte  Be- 
trachtung ist  der  Geltendmachung  der  Haftung  und  der  Gründung, 
der  Verzinsung  und  den  Gesellschaftsansprüchen,  der  Prüfung  von 
Gründungsvorgängen  und  deren  Schutz,  der  Umgehung  der  Haf- 
tung aus  der  Gründung  gewidmet.  Keyssner. 

Meili,  F.    Das  R.  der  modernen  Verkehrs-  und  Transport- 
anstalten.   Ein  Grundriss.    Leipzig,  Duncker  u.  Humblot. 
1888.    130  S.     3  M. 
Verf.,  welcher  auf  allen  Gebieten  des  Verkehrs-R.  durch  her- 
vorragende Leistungen  bekannt  ist,    hat  in    diesem  Grundriss 
zum  erstenmal  eine  Systematisierung    dieser  gewaltigen  Gebiete 
geboten.     In   den    einzelnen   Paragraphen    sind    die    rechtlichen 
Gesichtspunkte   und  Streitfragen    stets  mit  wenigen  Worten  an- 
gedeutet  und   übersichtlich    numeriert.     Ueberall   ist   die  Litte- 
ratur  mit  grosser  Vollständigkeit  angeführt,  so  dass  der  Grund- 
riss zugleich  eine  Bibliographie  der  berührten  Gebiete  ist.     Von 
dem  Gedanken  ausgehend,    dass   den  Weltanstalten  ein  Welt-R. 
gebühre,  hat  Verf.  neben  den  partikulären,  insbes.  dem  schweizer. 


Schmidt  —  Meili  —  Morris.  ]9 

und  deutschen  R.,  die   engl,  und  amerik.  Litteratur,   sowie  das 
internationale  K.  sorgfältig  berücksichtigt. 

Buch  I  (S.  3—79):  Eisenbahn-R.  in  60  Paragraphen 
(1.  Entstehung  der  gewöhnlichen  Eisenbahnen  und  Verhältnis 
zum  Staate.  2.  Betrieb.  3.  Verpfändung  und  Liquidation. 
4.  Eisenbahnstraf-R.  5.  Tramways-,  Lokal-  und  Bergbahnen. 
6.  Internat.  R.).  Buch  IL  Post-R.  §.  61—83.  Buch  III  (S.  101 
bis  117)  das  Telegraphen-R.  §.  84—101.  Buch  IV.  Das 
Telephon-R.  §.  102  —  111.  Reformbedürftige  Bestimmungen 
werden  stets  hervorgehoben ;  die  nicht  juristischen  Momente  und 
Werke  sind  berücksichtigt.  Kirchenheim. 

Morris,  R.  Patents  conveyancing:  being  a  collection 
ofPrecedents  in  conveyancing  in  relationto  letters 
patent  for  inventions,  with  dissertations  and  co- 
pious  notes  on  the  Law  and  Practice.  London, 
Stevens  &  Sons.     1887.    XXIX  u.  443  S.    5  M. 

Die  Patents,  Designs  u.  Trade  Marks  Act  von  1883  wurde 
am  l./I.  1884  in  Kraft  gesetzt  und  hatte  sofort  eine  be- 
deutende Vermehrung  der  Patentgesucbe  zur  Folge.  Neben  den 
neuen  Patenten  sind  noch  eine  Menge  früherer  in  Kraft.  An 
dieselben  knüpfen  sich  eine  grosse  Anzahl  der  verschiedensten 
Rechtsgeschäfte  teils  vor  und  teils  nach  der  Patenterteilung. 
Den  Erfindern  werden  Darlehen  oder  Vorschüsse  gemacht  mit 
Rücksicht  auf  das  auszuwirkende  Patent;  die  Erfindung  wird 
käuflich  einer  Gesellschaft  zur  Ausbeutung  überlassen  entweder 
vollständig  und  für  immer,  oder  teilweise  und  für  bestimmte  Zeit 
oder  bestimmte  Länder;  Patente  können  auch  Gegenstand  der 
Verpfändung  sein.  Alle  diese  Rechtsgeschäfte  können  mit  den 
verschiedensten  Modifikationen  abgeschlossen  werden  und  für 
Geschäftsleute,  Fabrikanten  und  Juristen  ist  daher  ein  Buch  von 
Wert,  welches  dieselben  unter  steter  Hinweisung  auf  die  Gesetz- 
gebung und  Rechtsprechung  gründlich  erörtert,  und  die  prak- 
tische Ausführung  durch  Beifügung  einer  Reihe  sorgfältig  ge- 
wählter und  ausgearbeiteter  Formulare  erleichtert.  Diesen  Zweck 
verfolgt  das  vorliegende  Werk.  Dasselbe  wird  eingeleitet 
mit  einer  Darstellung  der  früheren  und  jetzigen  Patentgesetz- 
gebung und  Praxis  in  Patentsachen.  Nach  dem  Statute  of 
Monopolies  ist  zu  einem  Patente  berechtigt  „the  true  and  first 
inventor  of  any  new  manufacture  within  this  realm",  und  dar- 
unter verstand  die  Praxis  auch  den  first  importer  gestützt  auf 
eine  gerichtliche  Entscheidung  in  Sachen  Edgebury  (nicht  Edge- 
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berry)  v.  Stevens.  Es  entstand  nun  die  Frage,  ob  auch  unter 
dem  neuen  Gesetz  dem  Ausdruck  inventor  die  gleiche  aus- 
gedehntere Bedeutung  beizulegen  sei.  Morris  bejaht  die  Frage, 
ebenso  Aston,  Brice  und  Johnson,  weil  sich  weder  in  dem  einen 
noch  in  dem  anderen  Gesetz  eine  Definition  von  inventor  finde,  dem 
Ausdruck  invention  dagegen  in  beiden  die  nämliche  Bedeutung 
beigelegt  sei.  Auch  die  Gerichte  haben  sich  in  diesem  Sinne 
ausgesprochen  und  eine  vor  200  Jahren  gegebene,  immerhin 
etwas  -  zweifelhafte  Entscheidung  mit  britischer  Zähigkeit  fest- 
gehalten (Decisions  of  Sir  George  Jessel  p.  119.)  Der  übrige 
Teil  der  Einleitung  ist  der  Verschiedenheit  der  früheren  und 
jetzigen  Gesetzgebung  gerichtet  mit  Rücksicht  auf  die  Bewerbung 
und  den  Inhalt  der  Patente  und  die  damit  verbundenen  Rechts- 
geschäfte. 

In  den  drei  folgenden  Kapiteln  handelt  der  Verf.  zuerst  von 
den  agreemeuts,  Darlehen,  Verpfändungen,  Verkäufen,  Ueber- 
lassungen  für  kurze  oder  längere  Zeit;  sodann  von  den  „assign- 
ments"  und  Mortgages  und  endlich  von  den  „licenses".  Der  Lizenz- 
zwang wurde  bereits  in  der  Einleitung  berührt.  Jedes  Kapital 
enthält  eine  theoretisch-praktische  Erörterung  über  seinen  speziellen 
Gegenstand  und  die  nötigen  Formulare  zum  Abschluss  von  Rechts- 
geschäften, welche  auf  den  Verkauf,  die  Verpfändung,  die  Ab- 
tretung, die  Ueberlassung  der  Ausbreitung  u.  s.  w.  von  Patenten 
zum  Gegenstande  haben,  auch  solche  für  Vollmachten  zur  Be- 
werbung für  ein  Patent  im  Ausland.  Ein  Anhang  enthält  die 
in  Kraft  befindlichen  Gesetze,  das  Statute  of  Monopolies  von  1623, 
die  gegenwärtigen  Patentgesetze  von  1883,  samt  den  ausführen- 
den Bestimmungen  und  Instruktionen  für  die  Beamten,  ferner 
die  conveyancing  and  Law  of  Property  Acts  von  1881  und  1882 
und  die  internationale  Konvention  von  Bern.  Könisf. 


IV.  Grerichtsverfassung  und  Zivilprozess. 

Stobbe,  0.     Zur  Geschichte  des  älteren  deutschen  Kon- 
kur sprozess  es.     Berlin,  Hertz.     1888.     3  M. 
Vor  uns  liegt  Stobbes  letzte  Arbeit:  Sie  fand  sich  druckfertig 
in   seinem  Nachlasse   vor,    nur   der  Gesamttitel  und  die  üeber- 
schriften  der  §§.  10—17  rühren  von  Reichsgerichtsrat  Dr.  v.  Hahn 
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her,  die  Ausführung  des  Anhangs,  enthaltend  eine  Zusammen- 
stellung partikularrechtlicher  Verschiedenheiten  in  der  Prioritäts- 
ordnung, von  Dr.  A.  Schmidt  in  Leipzig.  —  Die  Abhandlung 
bringt  die  Darstellung  der  Geschichte  des  deutschen  Konkurs-R. 
bis  in  das  XVII.  Jahrhundert,  bis  zu  der  Zeit  in  welcher  aus- 
führliche, systematisch  angelegte  Konkursordnungen  aufkommen ; 
sie  weist  darauf  hin,  dass  das  moderne  Konkurs-R.  sich  weniger 
aus  dem  röm.  R.  als  aus  der  altdeutschen  Praxis  heraus  entwickelt 
hat.  So  rechtfertigt  sich  auch  der  Zusatz  zum  Titel:  „als  Ein- 
leitung in  das  heutige  R."  —  Das  deutsche  Exekutivverfahren 
beruhte  ursprünglich  auf  dem  Pfändungssystem,  die  erste  Be- 
satzung hat  den  Vorrang.  Eine  Gesamtliquidation  des  schuldiie- 
rischen  Vermögens  und  dessen  ratenmässige  -Verteilung  unter 
die  Gläubiger  machte  sich  dagegen  zuerst  geltend  beim  flüchtigen 
Schuldner  und  bei  der  insolventen  Erbschaft ;  hieran  schloss  sich 
als  jüngerer  Fall  an  der  Fall  eines  Konkurses  über  einen  an- 
wesenden Schuldner.  Das  Konkursprinzip  verdankte,  glaubt 
St.,  seine  Verbreitung  den  Interessen  der  Grosskaufleute  und 
zwar  habe  auf  diese  Verbreitung  im  nördlichen  Deutschland  haupt- 
sächlich der  Verkehr  mit  Italien  hingewirkt ;  hierauf  verbreitete 
sich  das  Konkursprinzip  auch  in  das  innere  Deutschland.  Ist 
auch  das  Konkursprinzip  auf  ital.  R.  und  Praxis  zurückzuführen, 
so  weist  St.  dagegen  ein  direktes  Aufnehmen  eines  bestimmten 
ital.  Statuts  zurück,  er  lehnt  die  in  dieser  Hinsicht  aufgestellte 
Ansicht  von  Fuchs  ab  (vgl.  Noten  1,  79,  85,  210).  —  Für  die 
verschiedenen  Stadien  des  Konkursverfahrens  wird  ein  reiches 
Material  verwertet  in  der  altbekannten  bewährten  Art  St.'s.  In 
Note  191  stellt  er  eine  Geschichte  der  Schuldhaft  in  Aussicht. 
Der  Tod   hat  uns  zuvor  den  teuren  Meister  entrissen. 

V.  Salis. 

Kohler,    J.     Der   Prozess    als    Rechtsverhältnis.      Prole- 
gomena zu   einem   System   des  Zivilprozesses.     Mannheim, 
Bensheimer.    1888.    VIII  u.  152  S.     4M.' 
Die  Kunst  der  dogmatischen  Konstruktion  ist  es,    was  die 
deutsche  Rechtswissenschaft   vor    der   röm.   auszeichnet   (Sohm, 
C.-Bl.  IV,  S.  49).     Nur  wenige  deutsche   Bücher   von   gleichem 
Umfange  zeigen  aber  einen  solchen  Reichtum  an  Konstruktionen 
wie  das  vorliegende  Werk  von  K.,  welcher  seinen  „Prologomena" 
das  Motto  vorsetzt:  „Wir  konstruieren  nicht,  um  zu  konstruieren, 
sondern   um   das   Innere    der  Rechtsverhältnisse   zu  erforschen", 
und   dessen   Betrachtungen  sich  bald   mehr,   bald   minder   aus- 
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führlich  über  eine  grosse  Reihe  von  Prozessinstituten  und  Rechts- 
sätzen erstrecken.  K.'s  Grundgedanken  sind  folgende:  Der  Prozess 
ist  nicht  ein  Rechtsgeschäft,  sondern  ein  durch  Rechtsgeschäft 
erzeugtes  Institut  d.  h.  ein  durch  das  Rechtsgeschäft  des  Prozess- 
beginns hervorgerufenes  Gebilde  des  R.  Das  Rechtsgeschäft  des 
Prozessbeginns  ist  ein  einseitiges;  es  gibt  keine  Einlassungspflicht. 
Der  Prozess  ist  ein  Rechtsverhältnis  nur  unter  den  Parteion,  ein 
Verhältnis  von  nur  zwei  Personen ;  es  entsteht  kein  Rechtsver- 
hältnis zwischen  Richtern  und  Parteien,  denn  Teilnehmer  am 
Rechtsverhältnis  wird  man  erst  durch  das  Interesse,  und  das 
Gericht  ist  an  der  Erledigung  des  Rechtsstreits  nicht  interessiert. 
Das  Prozess-Rechtsverfahren  wird  weiter  entwickelt  durch  Rechts- 
akte, die  sich  voqi  Rechtsgeschäfte  dadurch  unterscheiden ,  dass 
sie  nicht  selbständig  wirken.  Aus  dem  Prozess  als  fortschreiten- 
dem Rechtsverhältnis  ergeben  sich  „Rechte  und  rechtliche  Situa- 
tionen" ;  in  der  rechtlichen  Situation  liegt  zwar  ein  Element 
des  R.,  mit  ihr  ist  aber  noch  nicht  ein  „fixes  R.*  erworben. 
Das  Fortschreiten  des  Prozesses,  der  unablässige  Wechsel  der 
Parteivorteile  und  Nachteile  ist  ein  Wechsel  der  rechtlichen 
Situationen;  ohne  diesen  Begriff  ist  der  Prozess  gar  nicht  zu 
konstruieren !  Das  Prozess-Rechtsverfahren  ist  mit  dem  Urteil 
erledigt.  Das  Vollstreckungswesen  bildet  ein  Rechtsverhältnis 
für  sich,  abhängig  von  besonderen  Voraussetzungen.  Es  ist  ver- 
anlasst durch  den  Vollstreckungsantrag,  ein  der  Klage  ähnliches 
Rechtsgeschäft,  beginnt  aber  erst  mit  dem  auf  den  Antrag 
folgenden  Vollstreckungsakte  des  Vollstreckungsorgans.  Das 
Konkursverfahren  ist  ein  qualifiziertes  Vollstreckungsverfahren; 
die  Gläubiger  werden  immittiert  für  ein  Pfandrecht  (an  der 
Masse),  das  ihnen  zukommt.  K.  schliesst  mit  dem  Versprechen 
weiterer  Ausführung  seiner  Gedanken  in  einem  Handbuch  des 
Z.P.  Beigegeben  sind  einige  Exkurse,  alphabetische  und  Quellen- 
register, sowie  Verzeichnis  der  cit.  Entscheidung  des  R.G. 

Kleinfeiler. 

Menzinger,  L.  Der  Gerichtsstand  der  Vereinbarung 
nach  römischem  Recht.  Von  der  Juristenfakultät 
der  Universität  München  mit  dem  Accessit  gekrönte 
Preisschrift.  München,  Ackermann.  1888.  58  S.  1  M. 
20  Pf. 

Adam,  R.  Die  zivilprozessuale  Zuständigkeits-Verein- 
barung in  geschichtlicher  Entwickelung.  München, 
Ackermann.    1888.     152  S.     2  M.  40  Pf. 
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Deybeck,   C.     Der   Gerichtsstand   der   Vereinbarung   in 

historischer  und  dogmatischer  Darstellung.  Von 
der  Juristenfakultät  München  gekrönte  Preisschrift.  Erlangen, 
Deichert.  238  S.  6  M. 
Die  oben  bezeichneten  Schriften  behandeln  denselben  Gegen- 
stand. Sie  sind  veranlasst  worden  durch  die  vielen  Streitfragen, 
welche  bezüglich  der  §§.  38—40  der  Z.Pr.O.  in  Verbindung  mit 
den  §§.  247  und  296  dieses  Gesetzbuchs  entstanden  sind,  und 
haben  den  Zweck,  die  geschichtliche  Ent Wickelung  des  Gerichts- 
standes der  Vereinbarung  klarzulegen.  Anscheinend  sind  alle 
drei  Schriften  durch  eine  von  der  Universität  München  gestellte 
Preisfrage  hervorgerufen  worden.  Jedenfalls  ist  dies  hinsicht- 
lich der  ersten  und  dritten  der  Fall.  Ein  wesentlicher  Unter- 
schied in  Beziehung  auf  die  Behandlung  und  den  Umfang  des 
Stoffes  besteht  jedoch  darin,  dass  in  den  zwei  ersten  Schriften 
nur  die  geschichtliche  Entwickelung  der  Vereinbarung  eines 
Gerichtstandes  dargelegt  wird,  während  die  dritte  auch  das 
geltende  R.  eingehend  darlegt  und  zu  den  durch  die  §§.  38  ff. 
der  Z.Pr.O.  hervorgerufenen  Streitfragen  Stellung  nimmt.  Men- 
zinger will  lediglich  die  Grundsätze  zur  Darstellung  bringen, 
von  welchen  das  röm.  R.  bei  der  Schaffung  des  Gerichtsstandes 
der  Z.Pr.O.  ausgegangen  ist,  und  meint,  wenn  auch  die  Bestim- 
mungen des  röm.  R.  nur  mehr  rechtshistorische  Bedeutung 
hätten,  werde  die  Darlegung  der  in  demselben  geltenden  Grund- 
sätze gegenüber  den  vielen  Streitfragen,  zu  welchen  die  Z.Pr.O. 
Anlass  gegeben  habe,  von  Interesse  sein.  Adam  erörtert  in 
vier  Abschnitten:  1.  das  röm.  R.,  2.  das  germ.  und  kanon.  R., 
3.  das  gemeine  R.,  4.  die  Partikulargesetzgebungen,  und  legt 
in  §.  6  auch  die  Bestimmungen,  welche  in  den  als  Vorarbeiten 
zur  Z.Pr.O.  anzusehenden  Entwürfen  enthalten  waren,  sowie  die 
Begründung  derselben  dar,  indem  er  sich  teilweise  auch  auf  den 
Boden  dogmatischer  Ausführungen  begibt.  Bei  Deybeck  da- 
gegen, der  seine  Preisschrift  teilweise  umgearbeitet  hat,  tritt  die 
dogmatische  Darstellung  in  den  Vordergrund.  Die  geschichtliche 
Darlegung  hat  in  der  Hauptsache  den  Zweck,  die  Entscheidung 
der  auf  das  geltende  R.  bezüglichen  Fragen  zu  ermöglichen  oder 
doch  zu  erleichtern.  Im  ersten  Teil  handelt  Deybeck  von  der 
„Konsensprorogation",  d.  h.  der  vertragsmässigen  Vereinbarung 
eines  Gerichtsstandes  und  untersucht  eingehend,  welche  Vor- 
schriften in  Beziehung  auf  den  „Prorogations vertrag"  nach  röm., 
kanon.  und  gemeinem  R.  galten  und  welche  Grundsätze  nach 
den   neueren   Gesetzgebungen   massgebend   sind.     Im   Anschluss 
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daran  werden  die  reichsrechtlichen  Vorschriften  insbesondere  die 
§.  38  und  §.  40  Abs.  2  der  Z.Fr.O.  erörtert,  indem  überall 
unter  Mitteilung  der  Litteratur  zu  den  bestehenden  Streitfragen 
Stellung  genommen  wird.  Der  zweite  Teil  behandelt  in  derselben 
Weise  die  „Präklusionsnorm  und  die  prozessuale  Prorogation". 
Hier  wird  dargelegt,  wie  sich  im  Zusammenhang  mit  der  „  Prä- 
klusion svorschrift  für  die  Unzuständigkeitseinrede"  und  zwar 
ursprünglich  infolge  irriger  Auslegung  des  röm.  R.  eine  „Kom- 
petenznorm" entwickelt  habe,  welche  sich  auf  dasselbe  An- 
wendungsgebiet wie  die  Zuständigkeitsvereinbarung  beziehe  und 
von  jeher  unter  dem  Gesichtspunkt  einer  prorogatio  fori  be- 
trachtet worden  sei.  Dieser  geschichtliche  Entwickelungsgang 
wird  dargelegt  und  daran  die  Auslegung  der  Art.  39  der  Z.Pr.O. 
geknüpft,  der,  obgleich  er  nicht  auf  dem  Yereinbarungsprinzip 
beruhe,  doch  als  eine  „Kompetenznorm"  angesehen  wird.  Im 
dritten  und  letzten  Teil  erörtert  der  Verf.  sodann  die  Kompetenz- 
prüfung durch  das  Gericht,  insbesondere  die  im  Versäumnisfalle 
eintretende  Prüfung  und  verteidigt  eingehend  die  herrschende 
Meinung,  nach  welcher  das  Gericht  seine  Zuständigkeit  auf  Grund 
der  in  der  Klageschrift  enthaltenen,  im  Termin  vorgetragenen, 
auf  die  Zuständigkeit  bezüglichen  und  als  zugestanden  anzu- 
sehenden Behauptungen  des  Klägers  seine  Zuständigkeit  von 
Amts  wegen  zu  prüfen  hat. 

Vom  rechtsgeschichtlichen  Standpunkte  aus  haben  die  drei 
Schriften,  welche  sorgfältig  unter  selbständiger  Erforschung  der 
Quellen  vorgenommene  Untersuchungen  enthalten,  ihren  Wert. 
Die  Bedeutung  des  Buchs  von  Deybeck  geht  jedoch  darüber  weit 
hinaus.  In  demselben  wird  die  ganze,  zu  so  viel  Streitigkeiten 
Veranlassung  gebende  Materie,  auch  soweit  es  sich  um  das 
geltende  R.  handelt,  nach  allen  Richtungen  hin,  unter  ausführ- 
licher Darlegung  der  ganzen  Litteratur  und  eingehender  Aus- 
einandersetzung mit  den  Theorien  von  Birkmeyer,  Fitting, 
Kohler  und  Wach,  in  erschöpfender  Weise  erörtert  und  das 
Verständnis  der  in  der  Z.Pr.O.  enthaltenen  Vorschriften  vielfach 
gefördert.  Das  Buch  darf,  soweit  es  sich  um  die  Fortbildung 
der  Theorie  handelt,  von  niemand  übergangen  werden,  wird  aber 
auch  in  der  Praxis,  soweit  die  praktische  Anwendung  der  §§.  38 — 40 
und  247  handelt,  von  grossem  unmittelbaren  Nutzen  sein. 

Petersen. 
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Willeiibücher.  Das  Kostenfestsetzungsverfahren  und 
die  Deutsche  Gebührenordnung  für  Rechtsanwälte 
mit  Erläuterungen  und  Beispielen.  2.  umgearbeitete 
Auflage.     Berlin,  Müller.     1888.     VIII  u.  197  S.     4  M. 

Die  erste  Auflage  dieser  Schrift  ist  bereits  Bd.  III,  S.  404 
besprochen;  es  genügt  daher,  auf  die  Veränderungen  hinzuweisen. 
Die  Auflage  nennt  sich  mit  R.  eine  umgearbeitete.  Denn  wenn 
auch  die  Verteilung  des  Stoffes  im  grossen  Ganzen  dieselbe  ge- 
blieben ist,  so  ist  doch  schon  im  ersten  Teile  „des  Kostener- 
stattungsverfahren" der  Inhalt  der  einzelnen  Abschnitte  vielfach 
ganz  neubearbeitet  z.  B.  II,  2,  HI,  IV,  V,  XI,  und  überall  sind 
die  seit  der  ersten  Auflage  (1884)  gewonnenen  Ergebnisse  der 
auf  dem  Gebiete  des  Zivilprozesses  fast  überwuchernden  wissen- 
schaftlicher Forschung  und  die  Entscheidungen  des  R.G.  berück- 
sichtigt. Der  2.  Teil  des  Buches,  die  Gebührenordnung  für  R.A., 
ist  fast  doppelt  so  stark  geworden  und  kann  daher  als  ein  ganz 
neuer  Kommentar  zu  diesem  Gesetze  bezeichnet  werden.  Der 
3.  Teil  enthält  gegen  früher  30  jetzt  27  Beispiele  zum  Kosten- 
festsetzungsverfahren, auch  völlig  neu  bearbeitet;  für  die  Zukunft 
lassen  sich  vielleicht  diese  Beispiele  ganz  entbehren;  jedenfalls 
empfiehlt  es  sich,  immer  streng  bei  den  gesetzlichen  Bezeichnungen 
zu  bleiben,  in  Nr.  12  „Festsetzungsgesuch"  statt  der  beiden 
gebrauchten  „Erstattungsgesuch",  Festsetzungsantrag", zu  wählen, 
und  auch  in  der  Ueberschrift  des  ersten  Teils  ist  „  Kostenfest- 
setzungsverfahren"  dem  gebrauchten  ;, Kosten verstattungs verfah- 
ren" schon  mit  Rücksicht  auf  die  unmittelbar  folgende  Ueber- 
schrift „Begriff  des  Kostenfestsetzungsverfahrens"  vorzuziehen. 

Roedenbeck. 


V.  Strafrechtswissenschaft. 

V.  Liszt.  Lehrbuch  des  deutschen  Strafrechts.  3.  durch- 
gearbeitete Auflage.  Berlin  u.  Leipzig,  Guttentag  (D.  CoUin). 
1888.    XXII  u.  648  S.     10  M. 

Eine  kurze  Anzeige  der  neuen  Auflage  eines  Lehrbuchs  kann 
sich  natürlich  nur  mit  der  Art  und  Weise  beschäftigen,  wie  der 
Verf.  den  Zweck  des  Buches  durch  Weiterbildung  des  Systems 
zu  fördern  sucht.    Gerade  in  dieser  Richtung  findet  sich  in  der 
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vorliegenden  Auflage  des  L. 'sehen  Lehrbuchs  in  zwei  Richtungen 
eine  Aenderung  in  der  Behandlung  des  Stoffes,  die  teilweise  doch 
auch  auf  eine  intensivere  Durchbildung  der  Grundanschauungen 
des  Autors  zurückzuführen  sein  wird.  Es  ist  dies  der  Fall  einer- 
seits in  den  Begriff  und  die  Aufgabe  der  Strafrechtswissenschaft 
betreffenden  Ausführungen  der  Einleitung,  wo  Verf.  seine  An- 
schauung über  Wesen  und  Zweck  der  Strafe  entwickelt,  wobei 
hervorzuheben,  dass  im  Bereich  dieser  grundlegenden  Ausfüh- 
rungen eines  Lehrbuchs  eine  erschöpfende  Darstellung  der  Me- 
thode nicht  vermisst  werden  sollte,  zumal  ja  gerade  auf  dem 
Gebiete  des  Strafrechts  der  Streit  um  die  Methode  fortdauert 
und  die  Resultate  der  wissenschaftlichen  Behandlung  des  Straf- 
rechts je  nach  der  Methode  weit  auseinandergehen.  —  Anderer- 
seits lassen  bemerkenswerte  Aenderungen  im  System  des  be- 
sonderen Teils  ein  tieferes  Eingehen  auf  die  Erkenntnis  des 
für  die  Einteilung  der  einzelnen  Verbrechen  (um  die  es  sich 
doch  hier  handelt)  massgebenden  Angriffsobjekts  hervortreten. 
Während  die  2.  Auflage  in  oberster  Linie  strafbare  Handlungen 
gegen  die  Rechtsgüter  des  Einzelnen,  die  durch  die  Mittel  des 
Angriffs  charakterisierten  Delikte  und  die  strafbaren  Handlungen 
gegen  den  Staat  unterscheidet  und  augenscheinlich  die  Einheit 
des  Einteilungsgrundes  vermissen  lässt,  unterscheidet  die  vor- 
liegende Auflage  lediglich  zwischen  strafbaren  Handlungen  gegen 
Rechtsgüter  des  Einzelnen  und  gegen  Rechtsgüter  der  Gesamt- 
heit. —  Das  Lehrbuch  hat  ungeachtet  der  Vermehrung  des 
Stoffs  äusserlich  keine  Erweiterung  erfahren.  Abkürzungen  und 
Anwendung  kleinerer  Lettern  für  die  minder  wichtigen  Teile 
des  Textes  haben  es  sogar  ermöglicht,  die  Seitenzahl  zu  redu- 
zieren. E.  üllmann. 

Odgers,  B.  A  Digest  of  the  Law  of  libel  and  Slander. 
2a  ed.  London,  Stevens  &  Sons.  1887.  803.  S.  1  sh.  12  p. 
Die  neue  Auflage  des  in  1.  Aufl.  1881  im  C.Bl.  Bd.  II, 
S.  186  angezeigten  Werkes  ist  erheblich  vergrössert.  Die  allge- 
meine Anlage  und  Einteilung  des  Buches  ist  im  wesentlichen 
die  nämliche  geblieben;  und  eine  Aenderung  wurde  nur  vorge- 
nommen, wo  die  neuere  Gesetzgebung  oder  Praxis  eine  solche 
notwendig  machte.  Dies  geschah  namentlich  mit  Rücksicht  auf 
das  Gesetz  von  1881  —  an  act  to  amend  the  Law  of  newspaper 
libel  and  to  provide  for  the  registration  of  newspaper  proprie- 
tors  —  und  mit  Rücksicht  auf  Veränderungen,  welche  das  Pro- 
zessverfahren  seither   erlitten    hat.     Dem  Gesetz  von  1881  wird 
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weder  mit  Bezug  auf  seinen  Inhalt,  noch  mit  Bezug  auf  seine 
Redaction  grosses  Lob  gespendet,  und  auch  die  Law  Quarterly 
Review  bezeichnet  dasselbe  als  einen  Fortschritt  höchst  fraglicher 
Natur.  In  einem  neu  beigefügten  Kapitel  teilt  Odgers  den  Text 
desselben  mit  und  begleitet  denselben  mit  kritischen  Noten.  Die 
Hinzufügung  eines  ferneren  neuen  Kapitels  wurde  erforderlich  in- 
folge der  veränderten  Prozessgesetzgebung  und  der  neuen  Praxis 
der  Chancery  Division  mit  Rücksicht  auf  prohibitorische  Inter- 
dikte, injunctions,  welche  im  Widerspruch  mit  dem  früheren 
Prozessverfahren  von  diesem  Gerichtshofe  bewilligt  werden.  Auch 
jetzt  noch  ist  die  Berechtigung  des  Gerichtshofes  die  Veröffent- 
lichung von  Drucksachen  zu  untersagen  keineswegs  allgemein 
anerkannt,  und  Odgers  namentlich  bestreitet  sie  mit  Scharfsinn 
und  ungewöhnlicher  Wärme.  Wesentliche  Umarbeitungen  und 
Erweiterungen  erfuhr  das  Kapitel  über  Gotteslästerung,  gestüzt 
auf  den  Entscheid  in  Sachen  C.  Ramsey  &  Poote,  dessen  aus- 
führliche Motivierung  durch  Lord  Coleridge  im  Anhang  abge- 
druckt ist.  (S.  688,  704.)  Kleinere  Verbesserungen,  Berichtigungen 
oder  Ergänzungen  findet  der  sorgfältig  vergleichende  Leser 
überall;  auch  die  seitherigen  Entscheidungen  sind  überall  nach- 
getragen, wodurch  die  Zahl  derselben  sich  um  wenigstens  500 
vermehrt  hat,  und  bei  vielen  kann  der  Verfasser  mit  berechtigtem 
Stolze  hervorheben,  dass  er  der  Rechtsprechung  den  richtigen 
Weg  gewiesen  habe. 

In  dem  ziemlich  umfangreichen  Anhange  werden  Mitteilungen 
gemacht  aus  der  Gerichtspraxis  in  Injurienstreitigkeiten,  ferner 
abgedruckt  die  bereits  erwähnte  Ansprache  Lord  Coleridge's  an 
die  Jury  in  Sachen  Ramsey  &  Poote  und  die  sachbezüglichen 
Gesetze  von  1285  bis  1881.  König. 


VI.   Kirchenrecht. 

Carleo,  S.  La  Politica  ecclesiastica  conveniente  all' 
Italia.  Firenze,  Ricci.  1887.  23  S.  1  fr. 
Zuerst,  im  Jahrgang  V  der  Florenzer  Rass.  di  scienze  soci- 
ali  e  politische  erschienene  bemerkenswerte  Abänderungsvor- 
schläge zu  insbesondere  Art.  10,  16,  17,  40—44,  50,  58,  67  u. 
69   des    Cadorna'scben    Kirchengesetzentwurfs    (C.Bl.  VI,    220). 
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Den  Katholiken,  die  ihre  Ehe  nicht  durch  einen  kath.  Geistliche» 
haben  einsegnen  lassen ,  müsse  (S.  1 1)  Wahlberechtigung  und 
Wählbarkeit  fürPfarr-  wie  Bistumsausschüsse  entzogen  werden. 
Letztere  hätten,  nur  unter  Vorbehalt  civilgerichtlicher  (S.  14) 
Anfechtung  wegen  Formfehler,  endgültig  über  Pfründenein- 
weisung und  -Entziehung  zu  entscheiden,  wobei  übrigens  Ein- 
weisung wie  Entziehung  vom  Antrag  der  kirchlichen  Oberen 
abzuhängen  habe;  die  rein  geistlichen  Verrichtungen  könnten 
letztere  jederzeit  (S.  16)  übertragen.  Jedem  Pfarrer  seien  für 
jeden  nötigen  Hilfsgeistlichen  nochmals  800  fr.  zu  gewähren, 
in  Städten  das  Doppelte  (S.  19),  das  Vermögen  der  kirchlichen 
Central-  und  der  Provinzialstiftungen  sowie  die  jährlichen  Renten- 
überschüsse besonders  leistungsfähiger  Pfründen  und  Gotteshäuser 
seien  ein  für  alle  Mal  unter  die  Bistumsausschüsse  zu  verteilen, 
so  dass  Centralkommission ,  ebenso  wie  Kultusfondsverwaltung 
und  Generalökonomie  wegfielen.  F.  Geigel. 

Hergenhahn,  Th.  Das  Eheschliessungs-R. ,  dargestellt 
nach  der  Rechtsprechung  des  deutschen  Reichsgerichts. 
(Magazin  für  das  deutsche  Recht  der  Gegenwart  Bd.  VII, 
S.  129—196,  237-283.) 

In  denjenigen  Teilen  Deutschlands,  in  welchen  das  gemeine 
protestantische  Kirchenrecht  eine  Quelle  des  Eherechtes  ist,  hatte 
sich  in  Ansehung  des  letzteren  durch  die  Entscheidungen  der  ober- 
sten Landesgerichte  eine  sehr  verschiedene  Praxis  gebildet.  Die 
Reichsgesetzgebung  ist  freilich  der  hierdurch  geförderten  Rechts- 
zersplitterung auf  dem  Gebiete  des  Eheschliessungsrechtes  durch 
das  Gesetz  über  die  Beurkundung  des  Personenstandes  etc. 
V.  6.(11.  1875  und  auf  dem  Gebiete  des  Verfahrens  in  Ehesachen 
durch  die  Z.P.O.  entgegengetreten.  Allein  für  gewisse  Seiten 
des  Eherechtes,  insbesondere  für  das  materielle  Ehescheidungs-R. 
sind  die  bisherigen  Rechtsnormen  in  Geltung  geblieben.  Bei 
ihrer  Anwendung  hat  die  Rechtssprechung  des  Reichsgerichtes 
die  Richtung  genommen,  dass  der  bisherigen  Praxis  rechtser- 
zeugende Kraft  nicht  beizumessen,  den  Entscheidungen  der  Ge- 
richte namentlich  insoweit,  als  dieselben  mit  dem  gemeinen 
protestantischen  Kirchen-R.  nicht  übereinstimmen,  die  Bedeutung 
des  Gerichtsgebrauches  abzusprechen  sei.  So  wohlthätig  auch 
diese  Richtung  im  allgemeinen  sein  mag,  in  die  Beurteilung, 
dessen  was  in  einzelnen  gemeinrechtlichen  Gebieten  geltendes  R. 
ist,  hat  sie  doch  eine  gewisse  Unsicherheit  gebracht.  Es  erscheint 
daher    als    ein    dringendes    Bedürfnis,    die    Rechtsprechung    des 
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Reichsgerichtes  in  Betreff  des  Eheschliessungs-  und  Eheschei- 
dungs-R.  systematisch  zusammenzustellen.  Der  Verf.  der  oben 
bezeichneten  Abhandlung  hat  sich  dieser  mühevollen  Aufgabe 
mit  grossem  Fleisse  und  Geschick  unterzogen.  Die  Abhandlung 
erschöpft  ihren  Gegenstand  vollständig,  indem  sie  die  Entschei- 
dungen des  höchsten  Gerichtes  nicht  blos  für  das  gemeine  R., 
sondern  auch  für  das  preuss.  und  das  franz.  R.  berücksichtigt; 
sie  gliedert  sich  in  drei  Abschnitte:  Materielles  Eheschliessungs- 
und  Ehescheidungs-R.  S.  132-196;  Prozess-R.  S.  237—271; 
Strafrechtsnormen  S.  272—283.  Achilles. 


VII.  Staats-  und  Verwaltungsrecht. 

Brockhaus.  Das  deutsche  Heer  und  die  Kontingente 
der  Einzelstaaten.  Eine  staatsrechtliche  Abhandlung. 
Leipzig,  Brockhaus.  1888.  VII  u.  223  S.  5  M. 
Verf.  wirft  die  Frage  auf,  ob  das  einheitliche  Heer,  von 
welchem  die  Reichsverfassung  spricht,  ein  Heer  des  Reiches  oder 
eine  Summe  einzelner,  gleichmässig  organisierter,  durch  den 
Oberbefehl  des  Kaisers  zusammengehaltener  Landesarmeen  sei. 
Diese  Frage  ist  bereits  vonLaband,  Zorn,  G.  Meyer,  H.  v.  Schulze, 
V.  Kirchenheim  behaadelt,  aber  verschieden  beantwortet  worden. 
Im  Gegensatze  zu  Lab  and,  der  bei  Prüfung  der  Frage  von  der 
begriff smässi gen  Machtsphäre  der  Bundesstaatsgewalt  ausgeht, 
legt  B.  seiner  Untersuchung  nur  das  positive  R.  des  deutschen 
Bundesstaates  die  Bestimmungen  der  Reichsverfassung  zu  Grunde, 
unbekümmert  zunächst  um  die  Idee  des  Bundesstaates  und  um 
die  durch  die  Militärkonventionen  geschaffenen  rechtlichen  Zu- 
stände. Im  1.  Kapitel  (S.  6—130)  legt  B.  daher  das  R.  der 
Reichs  Verfassung  dar  und  bestimmt  darnach  1.  die  R.  des 
Reiches  (Reichsgesetzgebung,  Aufsicht  des  Reiches,  Verord- 
nungs-R.  des  Bundesrates,  Militäretat,  Militärfiskus ,  Vertretung 
des  Reichs  durch  die  Kontingentsverwaltungen),  2.  die  R.  des 
Kaisers  nach  ihrem  Inhalt  (Fürsorge  des  Kaisers  für  Voll- 
zähligkeit, Kriegstüchtigkeit  der  Truppen  und  Herstellung  der 
Einheit  des  Heeres,  Organisationsgewalt,  Dislokations-R.,  Fe- 
stungen, Erklärung  des  Kriegszustandes,  der  Mobilmachung, 
Oberbefehl),  nach  ihrer  Ausübung  (Inspektions-R.,  Verordnungen 
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und  Befehle)  und  bez.  ihrer  Gewährleistung  (Subordination  und 
Fahneneid ,  Ernennungs-R. ,  Veto  des  Königs  von  Preussen), 
3.  die  militärischen  R.  der  deutschen  Bundesfürsten  und 
Senate,  nämlich  die  landesherrlichen  R.  (Chefstellung,  Inspi- 
zierungs-R.,  R.  auf  Mitteilung  der  Ernennungen,  polizeiliche  Ver- 
wendung) und  die  kontingentsherrlichen  R.  (Bestimmung  der 
äusseren  Abzeichen,  Treue  des  Kontingents,  Ernennung  der  Offi- 
ziere, Verordnungs-  und  Verwaltungs-R  ,  Gerichtsbarkeit). 

Das  2.  Kapitel  behandelt  das  partikulare  Militär-R. 
(S.  130 — 214)  und  zwar  1.  die  Sonderrechte  Bayerns  (die  R. 
des  Reichs  über  das  bayerische  Heer,  die  R.  des  Kaisers  über 
dasselbe  und  die  militärischen  R.  des  Königs  von  Bayern)  und 
ihre  verfassungsmässige  Gewähr;  2.  die  Militärkonventionen 
(ihre  verschiedenen  Arten ,  ihr  Geltungsgrund ,  insbesondere  die 
Sachs,  und  die  Württemberg.  Militärkonvention ;  die  R.  des  Reichs 
und  des  Kaisers,  bezw.  des  Königs  von  Preussen,  über  die  betr. 
Kontingente  und  die  R.  der  betr.  Kontingentsherren). 

Das  Schlusskapitel  zieht  die  Ergebnisse  (S.  214 — 223):  das 
deutsche  Heer  ist  ganz  und  ungeteilt  der  Reichsgewalt  unter- 
worfen, das  Reich  bestreitet  die  Unterhaltung;  der  Befehl  über 
das  deutsche  Heer  steht  in  Krieg  und  Frieden  ausschliesslich 
dem  Kaiser  zu;  es  gibt  also  nur  ein  ungeteiltes  deutsches 
Heer  und  dieses  ist  ein  Reichsinstitut,  ein  Machtmittel 
des  Reichs.  Die  R.  der  Kontingentsherren  widersprechen  dem 
nicht,  gegenüber  der  plena  potestas  ordinaria  et  immediata  des 
Kaisers  über  das  Heer  steht  den  Kontingentsherren  zu  ihren 
Landestruppen    nur   ein    „militärisches    Patronats-R.    zu. 

Roedenbeck. 

Levi,  S.  Vorname  und  Familienname  im  R.  Giessen, 
Roth.  1888.  1  M. 
Die  Lehre  vom  Namens-R.  ist  mit  Ausnahme  von  den  bei 
Rössler,  Verwaltung  I,  79  und  Kirchenheim,  Einführung  §.  65, 
S.  146  aufgeführten  Schriftstellern  wenig  berücksichtigt.  L.  sucht 
hier  in  erschöpfender  Weise,  unter  Erledigung  aller  in  Praxis  und 
Theorie  streitigen  Punkte,  die  massgebenden  juristischen  Grund- 
sätze festzustellen.  Kap.  1  gibt  einen  geschichtlichen  Rückblick, 
welcher  zeigt,  wie  der  Brauch,  zwei  Namen  zu  führen,  erst  spät 
entstanden  und  vielfach  noch  Ende  des  Mittelalters  allein  der  Vor- 
name geführt  wurde.  Kap.  2  behandelt  die  heutigen  Vornamen, 
wobei  die  Frage,  ob  dem  französ.  Gesetz  von  XI  Germin.  XI  für 
Rheinhessen   durch    das  Reichsgesetz   vom   6./II.    1875   derogiert 
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sei,  verneint  wird  und  einige  Kuriosa  aus  standesamtlicher  Praxis 
mitgeteilt  werden.  Kap.  3  erörtert  die  Familiennamen  und  ihre 
gesetzliche  Aenderung,  Kap.  4  (S.  34 — 46)  die  freiwillige  Namens- 
änderung. L.  tritt  für  die  meist  als  unmöglich  erklärte  Aenderung 
des  Vornamens  ein  (gegen  die  Praxis  Preussens,  Bayerns  und 
Sachsens)  und  stellt  hierfür  im  allgemeinen  die  bad.  Ver- 
ordnung von  1875  als  Muster  hin.  Das  Schlusskapitel  prüft 
die  Theorien  über  das  R.  vom  Namen  und  befürwortet  de  lege 
ferenda  —  der  Entwurf  eines  bürgerlichen  Gesetzbuches  enthält 
nur  in  1455,  1569  und  1622,  also  zu  wenig  Bestimmungen  — 
ein  privatrechtliches  Verbietungs-R.  unter  Formulierung  für  ein 
Gesetz.  Redaktion. 

Uilse,  K.  Einfluss  der  Kranken-  und  Unfallfürsorge 
auf  den  Ersatzanspruch  des  Verletzten  gegen  den 
Beschädige r.  Ein  Rechtsgutachten  für  die  Strassenbahn- 
Berufsgenossenschaft.  Berlin,  Heymann.  1888.  53  S.  1  M. 
Das  Krankenversicherungsgesetz  bestimmt  bekanntlich,  dass 
wenn  von  der  Krankenkasse  (bezw.  Gemeindekrankenversicherung) 
in  einem  Falle  Unterstützung  geleistet  worden  ist,  für  welchen 
dem  Versicherten  ein  gesetzlicher  Entschädigungsanspruch  gegen 
Dritte  zusteht,  dieser  Anspruch  in  Höhe  der  geleisteten  Unter- 
stützung auf  die  Kasse  übergeht.  Ebenso  lässt  das  Unfall- 
versicherungsR.  des  Reichs  die  Forderung  des  Entschädigungs- 
berechtigten an  Dritte,  welche  den  Unfall  vorsätzlich  oder 
fahrlässig  verschuldet  haben,  insoweit  auf  die  Berufsgenossen- 
schaft übergehen,  als  selbige  ihrerseits  entschädigungs- 
pflichtig ist.  Der  Verf.  untersucht  die  Natur  der  hiernach 
den  Krankenkassen  bezw.  Berufsgenossenschaften  zustehenden 
Berechtigung  und  gelangt  (S.  13)  zu  der  Ansicht,  dass  das  Ge- 
setz eine  cessio  ex  lege  in  dem  Umfange  habe  aussprechen  wollen, 
in  welchem  der  Schadenersatz  des  Betroffenen  durch  die  Kasse 
bezw.  Berufsgenossenschaft  ausgeglichen  oder  gedeckt  ist,  und 
(S.  14),  dass  wo  die  Unfallversicherung  eintritt,  neben  der  Be- 
rufsgenossenschaft sowohl  die  Krankenkasse  (für  die  ersten  13 
Wochen)  als  der  Beschädigte  selbständige  (Theil-)  Forderungen 
—  je  auf  die  von  ihnen  ohne  weiteres  Rückgriffs-R.  als  gegen 
den  Schuldigen  zu  tragende  Vermögensbeschädigung  —  behalten, 
welche  sie  von  einander  unabhängig  verfolgen  können.  Das  R. 
eines  Verletzten,  anstatt  des  Schadenersatzes  Busse  zu  verlangen, 
geht  als  ein  höchstpersönliches  auf  die  Organe  der  Versicherung 
nicht  über  (S.  23),  sondern  nur  das  R. ,   die  wirklich  zu  erken- 
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nende  Busse  zur  Deckung  ihrer  Forderungen  nach  Erlangung 
eines  entsprechenden  vollstreckbaren  Titels  in  Anspruch  zu  nehmen 
(S.  25).  Für  den  Versicherten  soll  aber  nach  Ansicht  des  Verf. 
überhaupt  laut  richtiger  Gesetzauslegung  das  R. ,  Zuerkennung 
der  Busse  im  Strafverfahren  zu  verlangen,  als  weggefallen  zu 
erachten,  und  der  Strafrichter  deshalb  verpflichtet  sein,  gegen- 
über einem  Antrage  des  Verletzten  auf  Zuerkennung  eines  solchen 
amtlich  zu  prüfen,  ob  der  Antragsteller  versichert  ist  (S.  26  f.). 
Vergleiche  des  Verletzten  mit  dem  Beschädiger  über  den  Ent- 
schädigungsanspruch und  Verzichte  sind  den  Krankenkassen 
bezw.  Berufsgenossenschaften  unnachteilig  (S.  35  f.).  In  einem 
Prozesse  des  Verletzten  gegen  den  Beschädiger  hat  zwar  der 
Zivilrichter  abzuwarten,  ob  etwa  der  Beklagte  dem  Ansprüche 
gegenüber  einredeweise ,  Thatsachen  behauptet,  welche  den  ge- 
setzlichen Uebergang  von  Teilen  des  Anspruchs  auf  die  Organe 
der  Versicherung  begründen  (S.  44).  Fehlt  jedoch  nach  den 
obenangezogenen  versicherungsgesetzlichen  Grundsätzen  dem 
Kläger  zur  Zeit  der  Klaganstellung  bereits  die  Berechtigung  zur 
Prozessführung  wegen  gewisser  Teile  des  Anspruchs,  so  kann 
auch  dann,  wenn  der  Prozess  trotzdem  über  den  ganzen  An- 
spruch geführt  worden  sein  sollte,  das  darin  gefällte  Urteil  den 
anteilig  berechtigten  Versicherungsorganen  nicht  nachteilig  sein 
(S.  45).  Verf.  empfiehlt  für  die  Zukunft  eine  Gesetzvorschrift 
auf  Kraftloserklärung  von  Rechtsgeschäften  oder  Rechtshand- 
lungen, welche  in  ihrem  Verfolge  die  Geltendmachung  von  R. 
der  Berufsgenossenschaften  oder  Krankenkassen  zu  vereiteln  oder 
zu  beschränken  geneigt  sind  (S.  52).  Leuthold. 

Ziebarth,  K.     Das  Forst-R.     I.  Teil  Zivil-R.     Berlin,  Parey. 
1887.     IX  und  129  S.     2  M.  50  Pf. 

Diesem  I.  Teil  soll  ein  weiterer,  enthaltend  das  Forstver- 
waltungs-R.  und  ein  III.,  enthaltend  das  Straf-R.  und  Prozess-R. 
folgen.  Das  Werk  soll  „einen  Querschnitt  durch  das  ganze  Rechts- 
gebiet mit  dem  Forstmesser  machen" ,  d.  h.  in  einer  juristische 
Kenntnisse  nicht  voraussetzenden  Form  eine  Darstellung  der- 
jenigen Normen  des  materiellen  und  formellen,  öffentlichen  und 
bürgerlichen  R.  geben,  welche  zu  wissen  sowohl  für  den  im 
Lernen,  als  den  in  der  Berufsthätigkeit  begriffenen  Forstmann 
von  praktischem  Wert  ist.  Unter  Forst-R.  würde  nach  dem 
Verf.  zu  verstehen  sein:  der  Inbegriff  derjenigen  Regeln,  welche 
für  die  besonderen  Verhältnisse  des  Forstwirts  in  seiner  doppel- 
ten   Eigenschaft    als    Grundbesitzer    und    als   Produzent   gelten, 
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oder  ganz  äusserlich  diejenigen  Rechtsdisziplinen,  über  welche 
an  Forstakademien  Vorlesungen  gehalten  werden.  Richtiger 
würde  der  Titel  des  Werkes  „Preuss.  Forst-R/  lauten;  denn 
der  I.  Teil  gibt  im  Wesentlichen  nur  die  Grundsätze  des  allge- 
meinen Preuss.  Zivil-R.  unter  Berücksichtigung  der  ergänzenden 
Preuss.  Landesgesetze  und  Reichsgesetze  wieder,  wobei  nur  hie 
und  da  die  hauptsächlichsten  Abweichungen  vom  gemeinen  R. 
kurz  angedeutet  werden.  Vorausgeschickt  ist  eine  Einleitung, 
{S.  1  —  11),  enthaltend  eine  kurze  Darstellung  über  den  Begriff 
des  R.,  öffentliches  und  bürgerliches  R. ,  das  gemeine,  Preuss. 
und  Reichs-R.  Den  Hauptgegenstand  der  Darstellung  bildet  das 
Obligationen-R.  (S.  13—42)  und  das  Sachen-R.  (S.  43—125); 
■ein  kurzer  Anhang  (S.  127 — 129)  wirft  einen  Blick  auf  das  Fa- 
milien- und  Erb-R.  In  den  allgemeinen  Lehren  des  Obligationen- 
R.  wird  auch  über  die  Personen  und  Sachen  gehandelt;  in  den 
allgemeinen  Lehren  des  Sachen-R.  wird  gelegentlich  des  Mit- 
eigentums die  Gesellschaft,  Handelsgesellschaft,  Genossenschaft 
und  die  juristische  Person,  einschliesslich  Staat  und  Gemeinde, 
«rörtert,  unter  den  dinglichen  „R.  zum  Gebrauch  und  Nutzung 
fremden  Eigentums"  findet  die  Betrachtung  der  Leihe,  Miete 
und  des  Pachtes  ihre  Stelle.  Mit  besonderer  Ausführlichkeit  sind 
die  Gebiete  behandelt,  welche  wie  das  Eigentum  und  die  ding- 
lichen R.  an  Grundstücken  für  den  Forstmann  von  praktischer 
Bedeutung  sind ;  nicht  selten  mündet  die  Darstellung  der  Lehre 
in  eine  kurze  Anweisung  aus,  wie  man  vom  praktischen  Ge- 
sichtspunkte aus  die  Rechtsverhältnisse  zweckmässig  zu  gestalten 
hat.  Der  Ursprung  aus  einem  Vorlesungshefte  tritt  in  der  Flüch- 
tigkeit des  Ausdrucks  manchmal  hervor.  Im  Uebrigen  entspricht 
das  Werk  dem  praktischen  Bedürfnisse,  aber  nur  demjenigen 
preuss.  Forstwächter  und  preuss.  Forstkandidaten. 

Schenkel. 

Labus,   L.     Das    Erbschaftssteuergesetz    vom    30.    V. 
1873    und   die   im    Gebiet   desselben  bestehenden 
erbrechtlichen   Vorschriften.     Erläutert    durch    Ge- 
setzesmotive, Ausführungsvorschriften,  Rechtsprechung,  Ver- 
waltungsentscheidungen   und   der   Praxis   entnommene  in- 
struktive Grundsätze.     Breslau,  Kern  (Max  Müller).    1888. 
230  S.     4  M.  50  Pf. 
Das  Buch  verfolgt  lediglich  praktische  Zwecke.    Der  1.  Teil 
gibt  den  Text  des  preuss.  Erbschaftssteuergesetzes  vom  30.  Mai 
1873,   sowie  zur  Erläuterung  die  auf  die  einzelnen    §§.  des  Ge- 
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setzes  bezüglichen  Motive  der  Regierungsvorlage,  die  einschla- 
genden sonstigen  Gesetzesvorschriften,  Erkenntnisse  des  Reichs- 
gerichts und  Obertribunals  und  Ministerialverfügungen ,  sodann 
die  verschiedenen  1873  ergangenen  Ausführungs Vorschriften  und 
ihre  späteren  Ergänzungen  und  Abänderungen.  Der  2.  Teil 
bringt  zunächst  eine  Anleitung  zur  Abfassung  von  Erbschafts- 
anmeldungen ,  Aufstellung  von  Nachlassinventarien  und  Erb- 
deklarationen. Hieran  schliesst  sich  eine  Zusammenstellung 
der  gesetzlichen  Vorschriften  über  Erbfolge.  Dabei  ist  haupt- 
sächlich die  preuss.  Provinz  Schlesien  berücksichtigt,  für  die 
daher  das  Buch  brauchbarer  ist,  als  für  andere  Provinzen.  Die 
Zusammenstellung  umfasst  vor  allem  die  Vorschriften  des  allge- 
meinen preuss.  L.R.  und  erbrechtliche  Bestimmungen  aus  schles. 
Lokal-R.,  nebst  einem  Ortschaftsverzeichnisse  zu  den  schles.  lokal- 
rechtlichen Erbbestimmungen.  Die  Mitteilungen  über  das  Erb- 
R.  anderer  Provinzen  sind  nur  Bruchstücke.  v.  Cuny. 


VII  a.  Kolonialrecht. 

Meyer,  G.  Die  staatsrechtliche  Stellung  der  deutschen 
Schutzgebiete.  Leipzig,  Duncker  &  Humblot.  1888. 
233  S.     5  M. 

Der  Verf.,  welcher  als  Berichterstatter  des  Reichstags  an 
dem  Zustandekommen  der  Gesetze  über  die  Schutzgebiete  am 
17./IV.  1886  und  15./III.  1888  einen  hervorragenden  Anteil  hatte, 
erörtert  die  staatsrechtliche  Stellung  der  neuen  Besitzungen  des 
Reichs  auf  der  Grundlage  ihrer  bisherigen  Entwickelung. 

Nach  einer  die  erwachsene  Litteratur  berührenden  Einleitung 
behandelt  Abschnitt  I  den  Erwerb  der  Schutzgebiete  in  präziser  Dar- 
stellung der  geschichtlichen  Ereignisse  und  sodann  in  rechtlicher 
Beziehung  den  Titel.  Als  solchen  erachtet  der  Verf.  die  Besitz- 
nahme, die  in  Gebieten  mit  einer  gewissen  staatlichen  Organisation 
auf  vorhergegangener  Vertragsschliessung  mit  den  eingeborenen 
Stämmen  beruht.  Abschnitt  II  enthält  eine  eingehende  Entstehungs- 
geschichte der  die  Rechtsverhältnisse  der  Schutzgebiete  regelnden 
Gesetze.  Abschnitt  III  bezeichnet  den  allgemeinen  rechtlichen 
Charakter  der  Schutzgebiete  dahin,  dass  diese  keine  selbständige 
Rechtssubjekte,  sondern  Objekte  der   Reichsherrschaft   sind   und 
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weder  staatsvölkerrechtliche  noch  privatrechtliche  Persönlichkeit 
besitzen.  Territorial  (Abschnitt  IV)  erachtet  der  Verf.  die  Schutz- 
gebiete als  Ausland  im  Sinne  der  Reichsverfassung  und  der 
Reichsgesetzgebung,  erörtert  aber  nach  den  einzelnen  Seiten  der 
staatlichen  Funktionen  die  Ausnahmen  von  dieser  Regel.  Bezüg- 
lich der  rechtlichen  Stellung  der  Bevölkerung  (Abschnitt  V)  ist 
von  besonderem  Interesse  die  Ausführung  über  die  Wirkungen  der 
im  Gesetz  vorgesehenen  Naturalisation  als  Reich  sangehörige, 
denen  die  Zugehörigkeit  zu  einem  Bundesstaate  fehlt.  Die  folgen- 
den Abschnitte  bilden  gleichsam  den  speziellen  Teil  des  kolonialen 
Staatsrechts.  Der  neue  Begriff  „Schutzgewalt",  das  vorzüglichste 
Attribut  der  kaiserlichen  Herrschaft  in  dem  Schutzgebiete  (Ab- 
schnitt VI),  umfasst  alle  dem  Reiche  zustehenden  Hoheitsrechte. 
Dabei  wird  noch  die  in  den  Beratungen  des  Reichstags  berührte 
Frage  der  Gegenzeichnung  durch  den  Reichskanzler  erörtert  und 
für  die  Notwendigkeit  derselben  entschieden.  Von  dem  Reiche 
leiten  die  Kolonialgesellschaften  ihre  Rechte  ab;  ihnen  ist  Ab- 
schnitt VII  gewidmet.  Hier  werden  die  privat-  und  staatsrecht- 
lichen Fragen,  Korporationsrecht,  Verfassung  der  Gesellschaft, 
Ausübung  staatlicher  Hoheitsrechte  eingehend  behandelt.  Hieran 
schliesst  sich  die  Organisation  der  einzelnen  Schutzgebiete  (Ab- 
schnitt VIII),  die  Gesetzgebung  in  denselben  (Abschnitt  IX),  die 
Rechtspflege  (Abschnitt  X)  und  die  Verwaltung  (Abschnitt  XI). 
üeberall  werden  die  allgemeinen  Grundsätze  entwickelt  und  aus 
ihnen  die  Entscheidung  in  den  einzelnen  Fragen  hergeleitet. 
Der  Stoff  ist  unter  Benutzung  der  Akten  des  Auswärtigen  Amts 
nach  allen  Richtungen  erschöpft  und  er  bietet  als  das  erste  auf 
wissenschaftliche  Grundlage  gegebene  System  eines  kolonialen 
Staatsrechts  für  Praxis  und  Theorie  eine  reiche  und  wertvolle 
Ausbeute.  K  a  y  s  e  r. 


Vm.  Internationales  Recht. 

Yincent  und  Penaud.  Dictionnaire  de  droit  international 

prive.      Legislation.      Doctrine.      Jurisprudence.      Paris, 

Larose  &  Forcel.     1887.     951  S.     20  fr. 

Das  internationale  Privatrecht  erregt  seit  vielen  Jahren  die 

rege  Teilnahme  der  französ.  Juristen,  und  da  dieses  Fach  auch  an 

den  Hochschulen  regelmässig  gelehrt  wird,  erschienen  kurz  nach- 
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einander  die  ausführlichen  Handbücher  von  Durand,  Weiss  und 
Despagnot  sowie  eine  grosse  Anzahl  von  Monographien  über 
einzelne  Fragen.  Daneben  gibt  Clunet  eine  ausschliesslich  dem 
internationalen  Privatrechte  gewidmete  und  im  Inland  wie  im 
Ausland  gleich  geschätzte  Zeitschrift  heraus,  welche  als  das 
Zentralorgan  dieser  Disziplin  in  Frankreich  und  über  Frankreich 
hinaus  gelten  kann.  Der  Stoff  ist  gewaltig  angewachsen  und 
nur  mit  Mühe  findet  man  sich  in  dem  Reichtum  zurecht.  Seit 
langem  hat  daher  Clunet  ein  ausführliches  Dictionnaire  de  droit 
international  versprochen,  gleichsam  als  Repertorium  aller  bis- 
her in  seiner  Zeitschrift  besprochenen  Gegenstände,  aber  bis  zur 
Stunde  ist  noch  kein  Anfang  dazu  gemacht.  Um  so  verdienst- 
licher ist  die  Arbeit  der  Herren  Vincent  und  Penaud,  die  im  letzten 
Jahre  begonnen  heute  schon  in  einem  stattlichen  Bande  vollendet 
vor  uns  liegt.  Eine  Vorrede  enthält  das  Buch  nicht  und  wir 
bedauern,  dass  uns  die  Herren  Verf.  nicht  des  Genaueren  die 
Grundsätze  mitgeteilt  haben,  welche  sie  bei  ihrer  Arbeit  geleitet 
haben.  Es  wäre  dies  um  so  wünschenswerter  gewesen  als  das 
Dictionnaire  viele  Artikel  enthält,  welche  man  nicht  unter  dem 
internationalen  Privatrecht  zu  suchen  gewohnt  ist,  wie  Abordage 
annexion  et  demembrement ,  Colonies,  nationalite  fran^aise,  ex- 
pulsion  etc.  Eingeleitet  wird  das  Werk  durch  eine  Uebersicht 
der  vorhandenen  französ.  und  auswärtigen  Litteratur  mit  Inbe- 
begriff  der  Staatsverträge  und  der  Fachzeitschriften.  An  Voll- 
ständigkeit lässt  dieselbe  nichts  zu  wünschen  übrig,  und  dass 
hier  und  da  das  Erscheinen  einer  neuen  Ausgabe  nicht  berück- 
sichtigt worden  ist ,  wollen  wir  den  Verf.  nicht  zu  hoch  an- 
rechnen. Dagegen  erregt  die  Schwierigkeit,  welche  den  Verf. 
die  Rechtschreibung  deutscher  Namen  und  Ausdrücke  verursachte, 
die  Vermutung,  sie  hätten  die  deutschen  Werke  nur  von  ferne 
,  gegrüsst,  und  auch  unter  den  Zeitschriften  finden  wir  neben 
dem  Journal  des  tribunaux  Vaudois  noch  ein  Journal  des  tribu- 
naux  de  Lausanne  ohne  uns  Rechenschaft  darüber  geben  zu 
können,  ob  darunter  vielleicht  die  Entscheidungen  des  Schweiz. 
Bundesgerichtes  gemeint  sein  sollen.  Abgesehen  von  diesen 
Kleinigkeiten  verdient  das  Buch  alle  Anerkennung.  Der  Stoff 
ist  sehr  vollständig  gesammelt  und  gründlich  verarbeitet,  und 
er  wird  das  Dictionnaire  nach  unseren  Erfahrungen  wohl  in 
wenigen  Fällen  die  Antwort  auf  gestellte  Fragen  schuldig 
bleiben.  Jedem  Artikel  wird  eine  Bibliographie  vorausgesandt, 
welche  die  französ.  Litteratur  vollständig ,  aber  auch  die  aus- 
ländische  gewissenhaft   berücksichtigt.    Daran   schliesst  sich  ein 
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Index  alphabetique  mit  sehr  detaillierter  Angabe  des  Inhaltes. 
Der  Gegenstand  selbst  wird  unter  verschiedenen  Rubriken  mit 
vollständiger  Berücksichtigung  der  französ.  Doktrin  und  Rechts- 
sprechung bearbeitet,  von  den  Entscheidungen  auswärtiger  Ge- 
richte wird  wenig  Gebrauch  gemacht,  und  diejenigen  des  Reichs- 
gerichtes finden  keine  Berücksichtigung,  und  es  scheint  auch 
nicht  im  Plane  der  Verf.  gelegen  zu  haben.  Auf  die  Kontro- 
versen wird  stets  die  gebührende  Rücksicht  genommen ;  die  ver- 
schiedenen Ansichten  werden  möglichst  objektiv  mitgeteilt  und 
gleichzeitig  nachgewiesen,  für  welche  die  herrschende  Meinung 
und  die  Jurisprudenz  sich  entschieden  habe;  an  der  Diskussion 
selbst  beteiligen  sich  die  Verf.  nicht,  sondern  sie  begnügen  siih 
mit  Recht,  den  gegenwärtigen  Stand  der  Wissenschaft  und  Rechts- 
sprechung möglich  vollständig  und  objektiv  darzulegen,  und  es 
wird  daher  dieses  Dictionnaire  jedem  von  grossem  Nutzen  sein, 
der  sich  aus  Beruf  oder  Neigung  mit  den  Fragen  des  inter- 
nationalen Privatrechts  befasst.  König. 


IX.  Hilfswissenschaften. 

Bilfinger,  G.     Der  bürgerliche  Tag.    Untersuchungen  über 
den    Beginn    des    Kalendertages    im    klassischen    Altertum 
und  im   christlichen  Mittelalter.     Stuttgart,   Kohlhammer. 
1888.     X  u.  286  S.     5  M. 
Die  gelehrte  Untersuchung  stellt  sich  die  Aufgabe,  die  Frage 
nach  dem  Anfang  des   bürgerlichen  Tages,    den   die   lange  Zeit 
herrschende  Lehre  bei  den  Römern  mit  Mitternacht,  bei  den  Ba- 
byloniern  mit  Sonnenaufgang,  bei  den  Umbrern  mit  Mittag,  bei 
den  Athenern  mit  Sonnenuntergang  eintreten  lässt,  zunächst  für 
Griechen  und  Römer  zu  erledigen,  und  weiterhin  auch  das  ganze 
Mittelalter,    in  welchem  die  Erbschaft  des  Altertums  fortlebte, 
in  den  Kreis  der  Untersuchung  hineinzuziehen.  —  Für  den  Ju- 
risten bietet  besonderes  Interesse  der  zweite  Teil  der  Schrift,  »Die 
Tagesepoche  der  alten  Römer"  (S.  198—231),  mit  seinen  drei  Ab- 
schnitten:  1.  die  mitternächtliche  Epoche  der  Juristen  (Enstehung 
derselben  auf  dem  Boden  des  Sacral-R. :  die  sacra  publica  werden 
von  Gallius,  Macrobius,  Censorinus,  wenn  sie  in  der  ersten  Nacht- 
hälfte vollzogen  werden,  dem  vorhergehenden  Tag,  wenn  sie  in 
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der  zweiten  Nachthälfte  vollzogen  werden,  dem  folgenden  Tag 
zugerechnet,  und  die  zwischen  Mitternacht  und  Tagesanbruch 
vorgenommenen  Anspielen  fallen  unter  dasselbe  Datum  wie  die 
erst  im  Lauf  des  folgenden  Lichttages  vorzunehmende  politische 
oder  religiöse  Handlung,  zu  der  sie  die  notwendige  Einleitung 
bilden).  2.  Die  populäre  morgendliche  Epoche  (die  mitternächt- 
liche Epoche  ist  nicht  in  das  allgemeine  Bewusstsein  der  Gesell- 
schaft und  in  die  öffentliche  Praxis  beigezogen,  sondern  führt  in 
den  Kreisen  der  Juristen  und  Gelehrten  ein  ziemlich  esoterisches 
Dasein).  3.  Zur  Lehre  von  der  Zivilkomputation  (speziell  die 
Frage,  ob  die  Nova  sexta  noctis  pr.  Kai.  Jan.  Mitternacht  vom 
30.  auf  81.  XII.  oder  vom  31.  XII.  auf  1.  I.  ist,  wobei  der 
Verf.  sich  aus  sprachlichen  wie  sachlichen  Gründen  für  letzteres 
entscheidet).  "  Burckhard. 


B.  Zeitschriftenilberschau. 


Nouvelle  Revue  historique  etc.  XII.  4.  Labbe,  un  mot  sur  la 
qiiestion  des  risques.  Fournier,  la  nation  allemande  ä  l'uni- 
versite  d'Orleans  au  XlVe  siecle.  Aubert,  le  parlement  de 
Paris  ä  la  fin  du  moyen  äge.  D'A  b  b  a  d  i  e ,  la  procedure  en 
Ethiopie.     Tardif,  les  nouveiles  tablettes  de  cire  de  Pompei. 

Jahrbücher  f.  Dogmatik.  XVII.  1.  u.  2.  Schlossmann,  z.  Lehre 
V.  d.  Stiftungen.  Ruhstrat,  einige  wichtige  Grundsätze  d.  nego- 
tiorum gestio. 

Beiträge  zur  Erläuterung  des  deutschen  R.  XXXII.  4.  u.  5. 
Meisner,  Jurist.  Natur  d.  Aufechtungs-R,  Seherer,  Versiche- 
rungs-R.  Staub,  Begriff  d.  Klagegrundes.  Cohn,  Sicherheits- 
leistung. Beiträge  z.  Würdigung  d.  Entwui'i's  e.  bürgerl.  G.B. 
V.  Kloeppel,  Kühnast. 

Zeitschr.  f.  Handels-R.  XXXV.  L  u.  2.  Goldschmidt,  nach 
30  Jahren,  Rück-  u.  Vorschau.  Lud  ewig,  über  d.  rechtl.  Cha- 
rakter der  durch  d.  neuere  Entwickelung  d.  Elektrizität  hervor- 
gerufenen Verträge  u.  ihr  Verhältnis  zum  preuss.  Stempelgesetz. 
Goldschmidt,  lex  Rhodia  u.  Agermanament.  Viezens,  Fort- 
bestehen d.  offenen  Handelsgesellschaft  mit  d.  Erben  e.  Gesell- 
schafters. 

Oesterr.  Gerichtszeitung.  XXXIX.  28.  Schreiber,  Gerichtsstand 
d.  Reziprozität.  29.  — 3L  Tezner,  freies  Ermessen  d.  Verwal- 
tungsbehörden als  Grund  d.  Unzuständigkeit  d.  Verwaltungs- 
gerichte.    32.    Unger,  d.  Naturalobligationen  d.  österr.  R. 

Jurist.  Blätter.  XVII.  30.  Stein  b ach,  Rechtsgrundsätze  betr.  Er- 
satz v.  Vermögensschäden.  31.— 33.  Meisseis,  Wirkung  d. 
Teilungsklage  auf  d.  an  d.  gemeinsamen  Sache  bestehenden 
dingl.  R.  33.  Der  Brüsseler  Pandektenprozess  (Klnge  gegen  d. 
Verleger  d.  „Pandectes  beiges",  das  auf  25  Bände  berechnet  nun- 
mehr in  Bd.  25  beim  Buchstaben  C  steht).  34.  Benedikt,  z. 
Verteidigung  durch  d.  Berechtigungseinreden. 
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Oesterr.  Centralbl.  f.  d.  Praxis.  VI.  7.  Geller,  Einünss  d. 
Raumverwendung  auf  d.  Rechtsverhältnisse.  8.  Für  die  Reform 
d.  Zivilprozesses.  (Beihefte  f.  Verwaltungspraxis.  IV.  7.  J  oll  es, 
über  Eingriffe  in  d.  gewerbl.  Urheber-R.  8.  Geller,  über  d. 
Gebührenausraass  v.  Wechseln  mit  mangelnder  Angabe  d.  Zah- 
lungszeit oder  d.  Ausstellungstages.) 

Zeitschr.  f.  deutschen  Zivilprozess.  XII.  3.  Barkhausen,  Ver- 
tagung  einer  mündl.  Verhandlung  nach  d.  Z.Pr.O.  u.  §.  48  d. 
Ger.Kostenges.  Muskat,  d.  Rechtsschutz  d.  Beklagten  gegen 
Teilklagen. 

Preuss.  Jahrbücher.  August  1888.  Schmölder,  Wesen  d.  Geld- 
strafe (führt  das  v.  Kronecker  in  Goldt.  Arch.  Bd.  XXVII  ange- 
deutete u.  V.  Kirchenheim  —  vgl.  Kons.  Monatsschr.  Bd.  XLV 
S.439  —  vertretene  Prinzip  d.  Quotisierung  d.  Geldstrafe  näher 
aus). 

Reeneil  P6riodique  des  Assnrances.  1888.  Nr.  1.  Enthält  ur- 
teile in  Sachen  d.  Feuer-,  Unfall-  u.  Lebensversicherung;  ferner 
einen  Aufsatz  von  Lefort  über  „Le  secret  medical  et  les  pro- 
positions  d'assurance  sur  la  vie. 

RcTue  d'ecouomie  politiqne.  1888.  Nr.  4.  Les  communautes  de 
lamille  et  de  village  (Laveleye).  De  l'abondance  de  la  monnaie 
metallique  (Mongin).  Le  droit  de  propriete  dans  la  societe 
franque  et  en  Germanie  (Piaton).  Le  Vllle  centenaire  de  l'Uni- 
versite  de  Bologne  (Jourdan). 

Annales  de  droit  commercial.  Nr.  4.  Souscription  d'actions  non 
liberees  comme  emploi  des  deniers  d'un  mineur.  Quelques  mots 
sur  la  fallite  des  commercants  en  droit  international  prive.  De 
Tinsaisissabilite  des  polices  d'assurances  sur  la  vie. 

La  France  Judlciaire.  Nr.  8.  Le  droit  de  peremption  en  mati^re 
d'expropriation.  Le  droit  public  et  l'histoire  financi^re  et  mo- 
netaire,  d'apres  les  ouvrages  de  Mr.  Ducrocq. 

Annales  de  la  Propriete  etc.  Nr.  7  u.  8.  De  la  confiscation  en 
cas  d'usage  personnel  d'un  objet  contrefait. 

Diritto  comnierciale.  VI.  4.  Vidari,  pagamento  controcambiale. 
Bolaffio,  cod.  d.  commercio  art.  71.  Supino,  valore  probatorio 
dei  libri  di  commercio. 

Archiv  f.  kathol.  Kirchen-R.  1888.  4.  Nürnberger,  Würzburger 
Handschrift  d.  irischen  Kanonensammlung.  Bei  les  heim,  Plenar- 
konzil  v.  Australien  v.  14.— 29./XL  1885.  Uebereinkunft  betr. 
tessin.  Kirchenvorgänge.  Geigel,  Entwurf  eines  bürgerl.  G.B. 
(S.  126— 128).  Silbernag],  religiöse  Erziehung  der  Kinder  aus 
gemischten  Ehen.  Leonis  XIII  allocutio  (l./VI.  1888)  d.  novo 
codice  poenale  Italico. 

Stimmen  ans  Maria  Laach.  1888.  5.  S.  493— 505.  Hammerstein, 
d.  Ehe-R.  im  Entwürfe  eines  bürgerl.  G.B. 

Deutsche  Revue.  1888  August.  1870/71  Erzählungen  v.  e.  preuss. 
Staatsmann. 

Deutsches  Wochenblatt.  I.  20.  Thudichum,  Verfassungsrevision 
in  Württemberg  (Schluss).  21.  v.  Mayr,  Parlamentarismus  u. 
Unfallgesctzgebung  v.  Frankreich.  Klein  Wächter,  d.  Gutachten 
d.  österr.  Fakultäten  betr.  die  Reform  d.  Jurist.  Studien. 

Revue  de  droit  International.  Holtzendorff,  les  incidents  de 
Fagny  et  de  Schirmeck  k  la  frontiere  franco-allemande  (avril 
et  septembre  1887).  Gabba,  lincident  consulaire  franco-italien 
k  Florence.  Demeure,  les  Juifs  en  Belgique.  Stocquart,  le 
privilege  d'exterritorialite  sp^cialement  dans  ses  rapports  avec 
la  vaiidite  des  mariages  cel^bres  k  Tambassade   ou  au  coosulat. 
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C.  Neue  Erscheinimgeii. 


Vom   11.  bis  24.  August  1888  erschienen  oder  bei  der  Redaktion 
eingegangen  (letztere  mit  *  bezeichnet). 

1.  Deutsche  Bücher  und  Broschüren. 

*Alexander-Katz,  Anmerkungen  z.  Entwurf  etc.     3.  Lfg. 
*Altmann,  A.,  d.  beneficium  competentiae.    (Diss.  Berlin.)     Berlin, 

Simion.     96  S. 
Andrae,  über  d.  d.  Rang-  u.  Gehaltsverhältnisse  d.  höheren  Staats- 

(Justiz-  u.  Verwaltuiigs-)Beamten  in  Preussen.    (Aus  „Deutsches- 

Wochenbl.")     Berlin,  Walther  &  Apolant.     16  S.     60  Pf. 
Bach  mann,  J.  H.,  d.  Grundzüge  d.  Entwurfes  e.  eidgenöss.  Betrei- 

bungs-  u.  Konkursgesetzes.     Rede,  geh.  in  d.  Sitzung  d.  Schweiz. 

Nationalrates   d.    13./IV.    1887.     2.  Aufl.     Nebst    Antwort  auf  d. 

Streitschrift   d.  Hrn.  A.  Brüstlein  v.  Basel.     Frauenfeld,  Huber. 

IV  u.  61  S.     1  M. 
Baur,  J.,  d.  R.  der  Frau.     Gemeinverständl.  Darstellung.     Leipzig^ 

Meissner.     IV  u.  176  S.     1  M.  80  Pf. 
Beiträge  z.  Erläuterung   u.  Beurteilung   d.  Entwurfes  eines  bürgerL 

G.B.  f.  d.  Deutsche  Reich.     Unter  Mitwirkung  v.  J.  F.  Behrend, 

F.  Bernhöft,   E.  Eck    etc.   hrsg.   v.  E.  J.  Bekker   u.    0.  Fischer. 

1.  Heft.     Berlin,  Guttentag.     2  M. 

Inhalt.  Vierhaus,  d.  Entstehungsgeschichte  d.  Entwurfs  eines  bürgerL 
G.B.  f.  d.  Deutsche  Reich.  In  Verbindung  mit  einer  Uebersicht  der  privat- 
rechtl.  Kodifikationsbestrebungen  in  Deutschland  dargestellt.     VI  u.  82  S. 

Cramer-Wyss,  H.,   d.  ökonomische  Lage   d.  Gemeinde  Turbenthal 

(Tossthal,  Kanton  Zürich).    Finanzielles  Gutachten.     Nebst  Jurist. 

Glossen  v.  Meili.     Zürich,  Orell,  Füssli  &  Co.     56  S.     60  Pf. 
Curti,  E.,  d.  Prinzip  d.  Gleichheit  vor  d.  Gesetze  (Art.  4  d.  schweizer. 

Bundesverfassung).    Eine  staatsrechtl.  Studie.    St.  Gallen,  Huber. 

121  S.     2  M.  40  Pf. 
Dernburg,  H.,  Pandekten.    1.  Bd.     2.  verb.  Aufl.     I.Hälfte.    Berlin, 

Müller.     320  S.     6  M. 
—  Lehrbuch  d.  preuss.  Privat-R.  u.  d.  Privatrechtsnormen  d.  Reichs. 

2.  Bd.     4.  neu  bearb.  Aufl.     1.  Hälfte.     Halle,  Buchhandlung  d. 
'       Waisenhauses.     VIII  u.  480  S.     8  M. 

Eckert,  H.,  d.  Wirkung  d.  Verschuldung  v.  Landgütern  u.  d.  nach 
wirtschaftl.  Grundsätzen  zulässige  Höhe  d.  hypothekar.  Belastung. 
Inaug.-Diss.     Jena,  Pohle.     103  S.     2  M.  25  Pf. 

Ehrenberg,  A.  v.,  demokratische  Moral  u.  Justiz.  Aus  d.  Erleb- 
nissen eines  Deutschen  in  Zürich,  zugleich  ein  Beweis  f.  d.  Not- 
wendigkeit V.  Ausnahmegesetzen  gegen  diejenigen,  welche  bei 
uns  Zustände  anstreben,  die  den  Züricher  Staatseinrichtungen 
gleichen.     Hagen,  Risel  &  Co.     IV  u.  217  S.     2  M. 

Engelmann,  A.,  d.  kirchl.  Wahlverfahren  zur  teilweisen  Erneue- 
rung d.  Presbyterialräte  u.  d.  Konsistorien  in  d.  Kirche  augs- 
burg.  Konfession  in  Elsass-Lothringen.  Ein  Beitrag  z.  Kenntnis 
des  Staatskirchen-R.  in  Elsass-Lothringen.  Strassburg  Heitz. 
56  S.     1  M.  20  Pf. 
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*Fischer,  0.,  soll  Kauf  Pacht  u.  Miete  brechen?  (Gutachten  f.  d. 
Juristentag.)     Berlin,  Guttentag.     138  S. 

Förster,  Theorie  u.  Praxis  d.  heutigen  preuss.  Privat-R.  (v.  Eccius). 
4.  Bd.     5.  Aufl.     Berlin,  Reimer.     XXIV  u.  836  S.     14  M. 

Friedberg,  E. ,  d.  geltende  Verfassungs  -  R.  d.  evangel.  Landes- 
kirchen in  Deutschland  u.  Oesterreich.  Leipzig,  Tauchnitz.  XV 
u.  446  S.     16  M. 

Grünin g,  H.,  d.  Verbot  d.  „Hamburger  Rundschau"  durch  d.  Polizei- 
behörde (Öenator  Hachmann)  d.  Freien  u.  Hansestadt  Hamburg. 
Ein  Baustein  z.  Geschichte  unserer  Tage  in  aktenmässiger  Dar- 
stellung.    Hamburg,  Grüning.     78  S.     50  Pf. 

Hachmeister,  0.,  über  Gefahrtragung  bei  Arbeitsmiete.  Inaug.- 
Diss.  Kassel  1887.  Göttingen,  Vandenhoeck  &  Ruprecht.  31  S. 
80  Pf. 

*H  am  mann,  0.,  d.  deutschen  Standesherren  u.  ihre  Sonder-R.  Donau- 
eschingen, Mory.     138  S.     2  M. 

Herrmann,  A.,  Maria  Theresia  als  Gesetzgeberin.  Wien,  Holder. 
Vm  u.  159  S.     2  M.  80  Pf. 

*Köhler,  C,  d.  Verhältnis  Kaiser  Friedrich  IL  zu  d.  Päpsten  seiner 
Zeit.  (Gierkes  Unters.  24.)  Breslau,  Köbner.  70  S.  u.  1  Tafel. 
2  M. 

Koppemann,  N. ,  z.  Lehre  v.  d.  Verjährung  im  Straf-R.  (Diss.) 
Göttingen,  Vandenhoek.     79  S.     1  M.  80  Pf. 

Ledermann,  L.,  gehört  d.  Lebensversicherungssumme  zum  Nachlass. 
(Diss.)     Breslau,  Preuss.     VIR  ii.  58  S.     1  M.  20  Pf. 

Lehr,  A.,  aus  d.  Praxis  d.  früheren  Haftpflichtgesetzgebung.  Leipzig, 
Giesecke.     VII  u.  115  S.     2  M.  40  Pf. 

Lemberg,  A.,  d.  vertragsmässigen  Beschränkungen  d.  Handels-  u. 
Gewerbefreiheit.     Breslau,  Köbner.     72  S.     1  M.  60  Pf. 

Meyer,  H.,  d.  dingl.  Schutz  d.  Legatars  gegen  Veräusserung  d.  le- 
gierten Sache  bei  Singularvermächtnissen  nach  r.  R.  Inaug.- 
Diss.  Göttingen,  Vandenhoeck  &  Ruprecht.  1887.  49  S.  1  M. 
20  Pf. 

*Ofner,  Urentwurf  etc.     9.  Lfg. 

♦Opet,  0.,  d.  erbrechtl.  Stellung  d.  Weiber  in  d.  Zeit  d.  Volks-R. 
(Gierkes  Unters.  25.)     Breslau,  Köbner.     86  S.     2  M.  40  Pf. 

*Parey,  Handbuch  d.  preuss.  Verfassungs  -  R.  Berlin,  Siemenroth. 
78  S.     60  Pf. 

Gibt  als  ,L«ltfaden  für  Schule  u.  Haus"  In  11  Abschnitten  u.  137  Para- 
graphen eine  kurze  Darstellung  der  Reichs-  u.  preuss.  Verfassung. 

♦Reinhold,  F.,  Verfassungsgeschichte  Wesels  im  M.A.  (Gierkes 
Unters.  23.)     Breslau,  Köbner.     122  S.     3  M.  20  Pf. 

Riehl,  d.  materiellrechtl.  Voraussetzungen  d.  Pfändungspfand  -  R. 
80  S.     1  M.  20  Pf. 

Rintelen,  W.,  d.  Verhältnis  d.  Volksschule  Preussens  zu  Staat  u. 
Kirche.     Paderborn,  Schöningh.     2  M.  80  Pf. 

Seelemann,  R.,  d.  Klagbarkeit  d.  Differenzgeschäfte.  (Diss.)  Göt- 
tingen, Vandenhoeck.     32  S.     80  Pf. 

*Seiler,  0.,  über  d.  rechtl.  Natur  d.  Eisenbahnkonzession  nach 
schweizer.  R.     Zürich,  Meyer  u.  Zeller.     144  S.     2  fr.  50  ct. 

•Seestern-Pauly,  §.  1102  d.  Entwurfs  eines  bürgerl.  G.B.  u.  d.  in 
Schleswig-Holstein  zulässige  Eintragung  einer  neuen  Hypothek 
an  Stelle  d.  erloschenen.     Kiel  u.  Leipzig,  Lipsius.     12  S. 

:—  d.  Vorteile  d.  aus  d.  schleswig-holsteinschen  Schuld-  u.  Pfandpro- 
tokollen in  d.  Grundbücher  übertragenen  Gläubiger.     Ebd.    51  S. 
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*ülbrich,  Handbuch  d.  polit.  Verwaltung.     12.  Lfg. 

Verhandlungen  d.  schweizer.  Vereins  f.  Straf-  u.  Gefängniswesen  in 
Freiburg  am  20./IX.  1887.  XV.  Versammlung.  Die  Arbeit  in 
d.  Gefängnissen.  (Französisch  u.  deutsch.)  Aarau,  Sauerländer. 
234  S.     2  fr.  80  ct. 

Wachenfeld,  F.,  d.  Ueberlegung  in  unserem  heutigen  Mord  begriff. 
Inaug.-Diss.     Hersfeld  1887.     Leipzig,  Fock.     43  S.     1  M. 

Wahrmund,  L.,  d.  Ausschliessungs-R.  (jus  exclusivae)  d.  kathol. 
Staaten  Oesterreich ,  Frankreich  u.  Spanien  bei  d.  Papstwahlen. 
Mit  Benützung  unpublizierter  Akten  d.  k,  k.  Haus-,  Hof-  u. 
Staatsarchivs  zu  Wien  dargest.    Wien,  Holder.   VI  u.  330  S.   7  M. 

Walcker,  K.,  Rudolf  v.  Gneist.  (Deutsche  Denker.  Heft  1.)  Berlin, 
Charlottenburg,  Hinrichsen.     52  S.  mit  Lichtdr.-Bild.     60  Pf. 

Weber,  J.,  Kompendium  d.  kathol.  Kirchen-R.,  mit  Berücksichtig, 
d.  Staatskirchen-R.  in  Deutschland,  Oesterreich  u.  d.  Schweiz. 
Zunächst  f  Studierende  d.  Theologie  u.  d.  R.  3.  verb.  Aufl. 
Schmid.     XXIX  u.  654  S.     4  M.  30  Pf 

Werther,  W.,  d.  religiöse  Erziehung  d.  Kinder  aus  gemischten 
Ehen.  Erörterung  d.  -in  Preussen  geltenden  gesetzl.  Bestim- 
mungen. Vortrag.  (Freundschaftl.  Streitschriften.  Nr.  5.)  Bar- 
men, Wiemann.     24  S.     30  Pf 

Weyer,  0.  W.,  d.  engl.  Fabrikinspektion.  Ein  Beitrag  z.  Geschichte 
d.  Fabrikgesetzgebung  in  England.  Tübingen,  Laupp.  XV  u. 
325  S.     6  M. 

*Wormstall,  über  d.  Chamaver,  Brukterer  u.  Angrivarier  mit  Rück- 
sicht auf  d.  Ursprung  d.  Franken  u.  Sachsen.  (Programm  d. 
Paulinengymnasiums  zu  Münster.)     Leipzig,  Fock.     1  M.  20  Pf 

Ziebarth,  K.,  d.  Forst -R.  2.  Tl.:  Verwaltungs-R.  Berlin,  Parey. 
V  u.  S.  131—320.     4  M. 


Borght,  R.  V.  d.,  Gutachten  über  d.  Grundzüge  z.  Alters-  u.  Inva- 
lidenversicherung d.  Arbeiter.     Aachen,  Barth.     26  S.     60  Pf 

Dietzel,  H. ,  Karl  Rodbertus.  Darstellung  seines  Lebens  u.  seiner 
Lehre.  2.  Abt.  Darstellung  seiner  Sozialphilosophie.  Jena, 
Fischer.     VII  u.  240  S.     6  M.  50  Pf 

Eheberg,  K.  Th.,  Grundriss  der  Finanzwissenschaft.  Im  Anschluss 
an  L.  Cossas  Elementi  di  Scienza  delle  Finanze.  4.  Aufl.  2.  neu 
bearb.  Aufl.     Erlangen,  Deichert.     VIII  u.  233  S.     3  M.  40  Pf 

*Fischer,  K.,  über  d.  menschl.  Freiheit.  Heidelberg,  Winter.  47  S. 
1  M.  20  Pf 

Houteu,  S.  V.,  d.  Kausalitätsgesetz  in  d.  Sozial  Wissenschaft.  Zwolle. 
Harlem,  Tjeenk  Willink.     76  S.     1  M.  50  Pf 

Nathusius,  M.  v.,  d.  Verfassung  d.  evangel.  Kirche  u.  d.  neuesten 
Versuche  zu  ihrer  Verbesserung  in  Preussen.  Heilbronn ,  Hen- 
ninger.    63  S.     1  M.  20  Pf 


2.  Ausgaben  von  Gesetzen,  Entscheidungen  etc. 

Dalcke,  d.  preuss.  Jagd-R.    2.  Aufl.     Breslau,  Kern.     VIII  u.  271  S. 

5  M. 
Ebert,    d.  amtsgerichtl.  Dezernat.     Beispiele  etc.     Breslau,  Köbner. 

XXIV  u.  359  S.     5  M. 
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*£ntwurf  eines  Gesetzes,  betr.  d.  Alters-  u.  Invalidenversicherung 
d.  Arbeiter.     Berlin,  Heymann.     65  S.     80  Pf. 

Entscheidungen  d.  Reichsgerichts  f.  Industrie,  Handel  u.  Gewerbe, 
m.  Bd.     Berlin,  Bruer.     XXXIV  u.  583  S.     gb.  6  M. 

Erbfolgeordnung,  rhein.     Düsseldorf,  Schwann.     24  S.     75  Pf. 

Fidler,  d.  Amtsrichter  in  Preussen.  2.  Aufl.  I.  Bd.  Ebd.  926  S. 
12  M.  50  Pf. 

Grotefend,  A.,  Instruktionsbuch  f.  d. Polizeiexekutivbeamten  (Polizei- 
komraissare,  Gendarmen,  Schutzmannschaften,  Polizeidiener,  Feld- 
u.  Forsthüter  etc.)  im  preuss.  Staate.  3.  verm.  Aufl.  Köln,  Pütt- 
mann.    VI  u.  200  S.     1  M.  20  Pf. 

Jatzow,  Sachregister  zu  d.  Entwürfe  eines  bürgerl.  Gesetzbuches  f. 
d.  Deutsche  Reich  u.  d.  dazu  herausgegebenen  Motiven,  nebst 
Inhaltsübersicht  über  die  5  Bde.  d.  Motive.  Berlin,  Guttentag. 
LVII  u.  128  S.     3  M. 

Maerker,  Nachlassbehandlung,  Erb-R. ,  Vormundschaftsordnung. 
12.  Aufl.     Berlin,  Decker.     XXII  u.  377  S.     gb.  5  M. 

Magunna,  P.,  d.  preuss.  Gerichtsschreiber.  Berlin,  Müller.  7  Lfgn. 
ä  2  M. 

Paul,  d.  Ehe,  Familie  u.  Erb-R.  im  Gebiete  d.  preuss.  A.  L.R. 
Leipzig,  V^eigel.     VI  u.  236  S.     1  M.  80  Pf. 

•Petersen,  J.,  u.  Kleinfeiler,  G.,  Konkursordnung  f.  d.  Deutsche 
Reich,  nebst  d.  Einführungsgesetz  u.  d.  Reichsgesetz  v.  21./VII. 
1879,  betr.  d.  Anfechtung  v.  Rechtshandlungen  eines  Schuldners 
ausserhalb  d.  Konkursverfahrens,  Für  d.  prakt.  Gebrauch  er- 
läutert. 2.  vollständig  umgearb.  Aufl.  1.  Lfg.  Lahr,  Schauen- 
burg.    IV  u.  160  S.     4  M. 

Putz,  C,  juristische  Prüfungsfragen.  1.  Abt.  Rom.  Institutionen-R. 
2.  (Schluss-)Bdchn.  enth.  Familien -R.,  Erb-R.  Wien,  Frank. 
V  u.  112  S.     a  1  M.  50  Pf. 

Rechtsfälle.  Prozess  Schönerer,  Neues  Wiener  Tagblatt.  Unver- 
kürzte Stenograph.  Aufnahme.    Wien,  Amonesta.     176  S.    60  Pf. 

—  Thümmel-Wiemann   vor  d.  Strafkammer  zu  Bochum    am    13./VI. 

1888.     Barmen,  Wiemann.     100  S.     60  Pf. 

—  Freisprechungen,  zwei,  wegen  antisemitischer  Agitation.     I.  Pro- 

zess gegen  Th.  Fritsch  u.  Gen.  in  Leipzig,  II.  Prozess  gegen 
Fr.  Buchholtz  u.  Genossen  in  Dortmund.  Leipzig,  Fritsch.  16  S. 
10  Pf. 

Reppert,  d.  Bureaudienst  bei  d.  Gemeinde-  u.  Polizeiverwaltungen. 
2.  Aufl.     Wiesbaden,  Berchtold.     VIII  u.  141  S.     3  M. 

Schmidt,  F.  W.,  Handbuch  f.  d.  Gerichtsschreiberamt,  zur  Vorberei- 
tung auf  d.  Gerichtsschreiberprüfung,  sowie  zum  prakt.  Gebrauch 
mit  besond.  Berücksicht.  d.  preuss.  Gesetzes-  u.  Verwaltungs- 
vorschriften. 2.  verm.  u.  verb.  Ausg.  Stettin,  Spaethen.  X  u. 
401  S.    6  M. 

Schön feld,  d.  preuss.  Gerichtsvollzieher.  Eine  Zusammenstellung 
sämmtl.  f.  d.  Geschäfte  d.  Gerichtsvollzieher  massgeb.  Bestim- 
mungen nebst  Erläuterungen.  2.  Aufl.  Gnesen  1886.  Berlin, 
Siemenrolh  &  Worms.     VUl  u.  269  S.     5  M. 

Simonson,  d.  Ausbildung  d.  Referendarien  bei  d.  kleineren  Amts- 
gerichten.    Berlin,  Vahlen.     44  S.     60  Pf. 

Vademecum  f.  d.  Schleswig- holstein.  Amtsvorsteher,  oder  d.  Kunst, 
d.  Selbstverwalten  in  5  Minuten  vollkommen  zu  erlernen.  Kiel, 
Lipsius  &  Tischer.    21  S.    50  Pf. 
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♦Wollenzien  u.  Walter,  d.  Buch-  u.  Rechnungsführung  bei  d.  Ge- 
fangenenarbeitsverdienstkassen  etc.  d.  prenss.  Justizbehörden. 
Berlin,  Siemenroth.     227  S.     4  M.  50  Pf. 

—  d.  gerichtl.  Rechnungslegungswesen.     I.  Bd.     Ebd.     740  S.    13  M. 

Wollenzien,  Gerichtskassenwesen  in  Preussen.  2.  Aufl.  Ebd. 
ä  Lfg.  1  M.  50  Pf.  

Gar  eis,  Reichsgesetze.     13.  — 18.  Lfg.     Giessen,  Roth,     a  50  Pf. 
Gesetze  u.  Verordnungen  f.  d.  Deutsche  Reich  u.  Preussen  (Grotefend). 

8.  Suppl.-Bd.  1884-1887.     Düsseldorf,   Schwann.     534  S.     8  M. 
Friedberg,  Kirchengesetze.     Ergänzungsbd.      1.  Lfg.     64  S.     1  M. 

60  Pf. 
Deutsches  Reich.    *Krah,  R.Str.G.B.  Berlin,  Siemenroth.  400  S.  2  M. 

Bildet  Bd.  39  der  Siemenrothschen  Gesetzsammlung  u.  bietet,  neben 
Angabe  der  Zuständigkeit,  in  sehr  vollständiger  Weise  die  Entscheidungen 
des  Eeichsgerichts  als  Erläuterung. 

Militärstrafvollstreckungsvorschrift.  1.  Tl.  Strafvollstreckungs-  und 
Dienstordnung.  3.  Tl.  Verwaltungsordnung.  Berlin ,  Mittler  u. 
Sohn.     XX  u.  500  S.     4  M. 

Str.Pr.O.  (Hellweg).     Berlin^  Guttentag.     1  M.  60  Pf. 

Reichsprozessgesetz  (Koller).     Nördlingen,  Beck.    VIII  u.  264  S.   3  M. 

Desgl.  nebst  Gesetzen  über  Urheber-R.  etc.  3.  Aufl.  Reclam.  134  S. 
20  Pf. 

Gebührenordnung  f.  Anwälte  (Schönfeld).  Trier,  Stephanus.  VI  u. 
75  S.     1  M.  20  Pf. 

Gewerbeordnung  (Marcinowski).  4.  Aufl.  Berlin,  Reiner.  XXXIX, 
24  u.  250  S.     15  M. 

Impfgesetz  (Bach).     Düsseldorf,  Voss.     55  S.     1  M. 

Schmidt,  F.,  deutsche  Reichsgesetze,  betr.  L  den  Verkehr  mit 
Kunstbutter  (Margarine);  II.  die  Verwendung  gesundheitsschädl. 
Farben;  III.  den  Verkehr  mit  blei-  u.  zinkhalt.  Gegenständen; 
IV.  den  Verkehr  mit  Nahrungsmitteln ,  Genussmitteln  u.  Ge- 
brauchsgegenständen. Ausführl.  erläutert  durch  d.  Regierungs- 
motive  u.  Kommissionsberichte  d.  Reichstages.  3.  Aufl.  Biele- 
feld, Helmich.     43  S.     1  M. 

Zuckersteuergesetz  (Reinhold).     Leipzig,  Bredow.     4  M.  40  Pf. 

Steuerfreiheit  d.  Branntweins  (Boll).  Hamburg,  Margenrot.  1  M. 
50  Pf. 

Unfallversicherung,  landwirtsch. ,  in  Hannover  (Tzschoppe).  Han- 
nover, Meyer.     52  S.     50  Pf. 

Desgl.  in  Schlesien.     Breslau,  Kern.     67  S.     70  Pf. 

Zollregulativ  f.  d.  Unterelbe.  Hamburg,  Marquardt.  50  Pf.  Desgl. 
Friedrichsen.     40  Pf. 

*Verordnung,  betr.  d.  Rechtsverhältnisse  in  d.  Schutzgebieten  von 
'  Kamerun  u.  Togo,  nebst  d.  Dienstanweisung  betr.  d.  Ausübung 
d.  Gerichtsbarkeit  u.  Verfügung  d.  Reichskanzlers  betr.  d.  Füh- 
rung d.  Grundbücher  u.  d.  Verfahren  in  Grundbuchsachen. 
Berlin,  Heymann.     32  S.     1  M.  20  Pf. 

Verordnung  betr.  d.  Bergwesen  u.  d.  Gewinnung  v.  Gold  u.  Edel- 
steinen im  südwestafrikanischen  Schutzgebiet.  (Deutsch  u.  engl.) 
Capstadt,  Michaelis.     19  S.     1  M.  50  Pf. 

Elsass-Lothriugen.  Gesetz  betr.  Teilungsverfahren  v.  14./VI.  1888. 
Strassburg,  Trübner.     63  S.     1  M. 

Preussen.  A.  L.R.  Ergänzungen  v.  Rönne.  4.  Bd.  Berlin,  Decker. 
Vollst.  21  M.  10  Pf. 

Instruktion  über  Verwaltung  d.  Kassen  bei  d.  Justizbehörden.  Berlin, 
Nauck.  IV  u.  116  S.  1  M.  20  Pf.  Desgl.  (Schönfeld).  Trier, 
Stephanus.     VII  u.  184  S.     1  M.  70  Pf. 
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Stempelsteuertarif  (Kahle).     Colberg,  Post.    III  n.  202  S.     7  M.  50  Pf. 

Grundbuchgesetzgebung,  Zwangsvollstreckungsgesetz  etc.  (Menzen). 
4  Lfgn.     1.  Lfg.     Bonn,  Haustein.     122  S.     4  M. 

Rhein.  Grundbuch-R.  (Menzen).     Ebd.     3  Lfgn.  ä  3  M. 

Gesetz  über  Zwangsvollstreckung  in  d.  unbewegl,  Vermögen  (Menzen). 
Ebd.     122  S.     2  M. 

Enteignungsgesetz  (Bendix).     Düsseldorf,  Schwann.     87  S.     1  M. 

*Herrfurth,  L.,  d.  Gesetz  betr.  d.  Befähigung  f.  d.  höheren  Verwal- 
tungsdienst V.  ll./III.  1879  nebst  Ausführungsverordnungen  etc. 
3.  Aufl.     96  S.     2  M. 

Das  Buch  ist  Im  wesentlichen  unverändert.  Infolge  des  Erlasses  der 
neuen  Kreisordnungen  konnte  der  Abschn.  I  etwas  gekürzt  werden.  (2.  Aufl. 
1884.  108  S.  2  M.  40  Pf.)  Die  verschiedenen  Reskripte  etc.  sind  vona  Verf. 
(jetzt  Minister  des  Innern)  vollständig  berücksichtigt,  der  letzte  Abschnitt 
(Hohenzollern  betr.)  gänzlich  umgearbeitet. 

Kreisordnung  f.  Schleswig-Holstein  n.  Provinzialordnung.  Kiel,  Lip- 
sius.     158  S.     1  M. 

Baupolizeiordnung  f.  Köln.     Köln,  Warnitz.     39  S.     40  Pf. 

—  f.  Wiesbaden.     Wiesbaden,   Limbarth.     III  u.  79  S.     1  M..  50  Pf. 

Bau-  u.  feuerpolizeil.  Vorschriften  f.  Osnabrück.  Lingen,  Acken. 
1887.     72  S.     1  M. 

Grenzvermarkungen ,  Grenzzeichen,  Grenzscheidungen,  Grenzregulie- 
rungen u.  Grenzstreitigkeiten.  Hauptsächlichste  Bestimmungen 
d.  A.  L.R.,  d.  rhein.  Z.G.B.  u.  s.  w.  (Hansi).  2.  verm.  Aufl. 
Striegau.     Schweidnitz,  Weigmann.     69  S.     2  M. 

Hannover.  Wegegesetze  (Simon).  Minden,  Bruns.  III  u.  320  S. 
3  M.  50  Pf. 

Rheinschiffahrtsakte,  die,  v.  17./X.  1868,  u.  d.  Polizeiordnung  f.  d. 
Schiffahrt  u.  Flösserei  auf  d.  Rhein  v.  l./II.  1888,  nebst  einem 
Anhang,  enth.:  Gesetz  v.  17./III.  1870,  betr.  d.  Ausführung  d. 
revidierten  Rheinschiffahrtsakte  v.  17 /X.  1868;  Gesetz  v.  8./I1I. 
1879,  betr.  d.  Rheinschiffahrtsgerichte;  Polizeiverordnung  vom 
lO./VI.  1882,  betr.  d.  Anzeige  v.  Unglücksfallen  auf  Flussschiffen 
u.  Flössen.     Düsseldorf,  Voss  &  Co.     76  S.     1  M. 

Mecklenburg-Schwerin,  d,  Unfallversicherung  in.  Schwerin,  Her- 
berger.    VII  u.  216  S.     2  M.  60  Pf. 

Bayern.  Gesetz  betr.  Körung  v.  5./IV.  1888  (Sternau).  Erlangen, 
Deichert.     1  M. 

Sachsen.  Wegweiser  durch  d.  Gesetzgebung  (Qvenzel).  3  Aufl. 
Pirna,  Diller.     296  S.     1  M.  50  Pf. 

Francke,  Gesetzgebung.  15.  u.  16.  Lfg.  (Bd.  II  S.  945-1170). 
Leipzig,  Rossberg,     ä  2  M.  40  Pf. 

Forstverwaltung  (Qvenzel).     Pirna,  Üiller.     218  S.     2  M. 

Württemberg.  Feldbereinigungsgesetz  (Gaupp).  Stuttgart,  Kohl- 
hammer.    Vn  u.  491  S.     8  M. 

Sportelgesetz  (Zeyer).     Ebd.     3  M.  60  Pf. 

Hamburg.  Hirsch,  Ph.,  hamburg.  Ausführungsgesetze,  Verträge  u. 
Verordnungen  zu  d.  Reichsjustizgesetzen.  2.  Aufl.  mit  kurzen 
Anmerkungen.     Hamburg,  Meissner.     XI  u.  244  S.     3  M.  60  Pf. 

Geseiz  betr.  Mietezahlung  etc.  v.  Itl./V.  1888  (Mittelstein).  Hamburg, 
Seippel.     4  M. 

Oesterreich.  Str.G.B.  (mit  Pressgesetz).  16.  Aufl.  Wien,  Manz. 
616  S.    4  M.  60  Pf. 

Geiler,  österr.  Gesetze  u.  Erläuterungen  aus  d.  Rechtsprechung  u. 
Einleitungen.  1.  Abt.  Oesterr.  Justizgesetze.  4.  Bd.  Oesterr. 
Zivilprozessgesetze.  3.  gänzlich  neu  bearb.  u.  erheblich  verm. 
Aufl.     Wien,  Perles.     XII  u.  1076  S.     8  M.  80  Pf. 

Anfechtungsgesetz.     4.  Aufl.     Ebd.     98  S.     1  M.  60  Pf. 
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Instruktion  z.  Gesetz  v.  lO./VI.  1887  (Schoberlechner).   Graz,  Leuschner. 

50  Pf. 
Zuckersteuergesetz.     Wien,  Manz.     30  Pf.     (Geller.)     Perles.     80  Pf. 

Desgl.     Staatsdruckerei.    40  Pf.    Prag,  Mercy.     1  M.  68  Pf.   Aus- 

fülirungsverordnungen.   Wien,  Staatsdruckerei.    1  M.    Manz.    1  M. 
Branntweinsteuergesetz.      Mit    Materialien    (Geller).      Perles.      95    S. 

1  M.  60  Pf.     Manz.   66  S.    60  Pf.     Staatsdruckerei.    60  Pf.    Prag, 

Mercy.     1  M.  04  Pf. 
Unfall-  u.  Krankenversicherung.     Brunn,  Winiker.     20  Pf. 
Gesetz  v.  30./1II.  1888.     Klagen furt.     48  Pf. 
Payet   u.    Moeller,    d.    Erfindungsschutz    in  Oesterreich  -  Ungarn. 

(Nebst  d.  brit.  u.  französ.  Gesetzen.)    2.  Aufl.    Wien,  Hartleben. 

1  M. 
Ungar.  Stempelgesetz  (Henning).     Hermannstadt,  Michaelis.     2  M. 
Polizeiverwaltung,  die,  Wiens  im  Jahre  1887.     Zusammengestellt  u. 

hrsg.   V.  d.   Präsidium  d.  k.  k.  Polizeidirektion.     Wien,  Holder. 

VI  u.  170  S.     4  M.  80  Pf. 
Tuhr,   N.   V.,    d.    russ.  Lagerhausgesetz  v.   SO./IH.  -   ll./IV.    1888, 

übers,   u.   mit  Hinweisüngen   auf  ausländ.    Gesetzgebungen   ver- 
sehen.    Berlin,  Puttkammer  &  Mühlbrecht.     24  S.     80  Pf. 
Strafgesetzbuch,   d.  neue,  d.  italien.  Parlamente  vorgelegt,  in  seiner 

Ausdehnung  auf  d.  Klerus.     Mit  d.   päpstl.  Allokution  v.   l./VI. 

1888.     Würzburg,  Wörl.     14  S.     15  Pf. 


3.  Wichtige  ausländische  Werke. 

Bok,  P.  J.,  de  belastingen  in  het  Nederlandsche  parleraent  van  1848 

bis  1888.     Inleiding.     Haarlem. 
Bosse,  J.  V.,  locaalspoodiensten  op  Java.     'sGravenhage. 
Engelen,  D.  0.,  over  individueelen    en  gemeenschappelyken  eigen- 

dom  aan  arbeiderswoningen.     'sGravenhage. 
Handelingen  der  Nederlandsche  juristenvereeniging.    1888.     19.  Jaar- 
gang.     I. 

Inhalt.  Jitta,  onder  welke  voorwaarden  moet  de  Nederlandsche  wet- 
gever  uitoverbaarheid  onleenen  aan  de  voimissen  van  den  buitenlandschen 
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4r.  Mitteilungen. 

Der  XIX.  deutsche  Juristentag  (Stettin)  hat  am  13. /IX.  d.  J.  folgende  den  Ent- 
wurf des  bürgeri.  G.B.  betreflende  Beschlüsse  gefasst: 

1.  Es  empfiehlt  sich,  in  das  bürgeri.  G.B.  für  den  Fall  der  freiwilligen  Ueber- 
eignung  einer  Sache,  die  dem  Mieter  oder  Pächter  bereits  vorher  überlassen  war, 
den  Grundsatz:  ^Kauf  bricht  nicht  Miete"  aufzunehmen. 

2.  Die  Durchführung  des  Grundsatzes,  wonach  Grandgerechtigkeiten  an  Grund- 
stücken nur  durch  Eintragung  im  Grundbuche  erworben  werden  können,  wie  sie 
im  Entwürfe  des  bürgeri.  G.B.  geschieht,  ist  nicht  zu  empfehlen. 

3.  Der  Juristentag  erklärt  sich  mit  der  Bestimmung  im  Entwürfe  eines  bürgeri. 
G.B.:  „Durch  das  Vermächtnis  wird  für  den  Vermächtnisnehmer  nur  eine  Forde- 
rung' gegen  die  Becchwerten  auf  Leistung  des  Gegenstandes  des  Vermächtnisses  be- 
gründet" nicht  einverstanden. 

4.  Die  Bestimmungen  des  Entwurfs  eines  bürgeri.  G.B.  über  die  elterliche 
Gewalt  der  Mutter,  insbesondere  auch  die,  im  §.  1538  des  Entwurfs  vorgesehenen 
Anordnungen  über  die  Bestellung  eines  Beistandes  der  Mutter  sind  zu  billigen. 

5.  Es  empfiehlt  sich,  eine  Bestimmung  etwa  folgenden  Inhalts  in  das  bürgeri. 
G.B.  aufzunehmen:  Eine  Person',  welche  infolge  der  Trunksucht  sich  oder  andere 
gefährdet,  kann  entmündigt  werden.  Hört  dieser  Zustand  auf,  so  ist  die  Entmün- 
digung wieder  aufzuheben. 

6.  Der  Juristentag  spricht  dahin  seine  Ueberzeugung  aus:  1.  Das  bürgeri.  G.B. 
hat,  unter  Vorbehalt  der  besonderen  Reichs-  u.  Landesgesetze  über  einzelne  Körper- 
schaftsgattungen,  allgemeine  Bestimmungen  über  Ei-werb  u.  Verlust  der  Körper- 
schaftsrechte zu  treffen.  Es  hat  dabei  das  Prinzip  der  freien  Körperschaftsbildung 
zu  Grunde  zu  legen.  2.  Privatrecatliche.  Körperschaften,  welche  nicht  unter  ein 
Spezialgesetz  fallen  —  Vereine  für  ideale  Zwecke  u.  wirtschaftliche  Vereine,  wenn 
sie  nicht  auf  einen  kaufmännischen  oder  gewerblichen  Geschäftsbetrieb  gerichtet 
sind,  —  erlangen  die  öff'entliche  Anerkennung  ihrer  Persönlichkeit,  wenn  sie  auf 
Grund  gesetzlicher  Normativbestimmungen  in  ein,  von  den  Gerichten  geführtes 
Vereinsregister  eingetragen  sind. 
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A.  Besprechungen. 


I.  Allgemeines. 

Ortloff,  H.  Die  Kurzschrift  in  der  Rechtspflege.  Jena, 
Pohle.  1888.  62  S.  1  M.  (Ergänzungsheft  zu  den 
Blättern  für  Rechtspflege.  N.  F.  Bd.  XV.) 
In  Veranlassung  einer  von  den  Ausschüssen  der  Stolz'schen 
und  Gabelsberger'schen  Stenographenvereine  verfassten  und  mit 
bestimmten  Anträgen  dem  deutschen  Reichstage  eingereichten 
Denkschrift  erörtert  Verf.  die  Frage,  ob  und  in  wie  weit  die 
Stenographie  in  der  Rechtspflege  Verwendung  finden  könnte.  Er 
kommt  zu  dem  Ergebnis ,  dass  die  Kurzschrift  als  eine  amtlich 
anzuerkennende  urkundliche  Form  bei  Protokollen,  Testamenten 
u.  s.  w.  aus  inneren  ausführlich  dargelegten  Gründen  zu  ver- 
werfen sei,  abgesehen  davon,  dass  ausser  der  Gabelsberger'schen 
und  Stolz'schen  noch  etwa  15  verschiedene  Kurzschrifttheorien 
vorhanden  sind.  Es  wird  nachzuweisen  gesucht,  dass  die  amtliche 
Einführung  der  Kurzschrift  in  die  Rechtspflege  mit  wichtigen 
Bestimmungen  der  Z.Pr.-  wie  der  Str.Pr.O.  nicht  im  Einklang 
stehe  und  insbesondere  in  ihrer  Anwendung  auf  gerichtliche 
Protokolle  viel  weniger  Sicherheit  bieten  würde,  als  die  jetzige 
Art  des  Verfahrens.  Im  3.  Abschnitt  der  Schrift  legt  der  Verf. 
seine  Ansicht  darüber  näher  dar,  in  wie  weit  etwa  die  Kurz- 
schrift in  der  Rechtspflege  nutzbringend  zur  Vorbereitung 
von  Schriften  und  Beurkundungen  durch  Gewinnung  des  Materials 
aus  dem  rasch  Geredeten  oder  Gesprochenen  wirken  könnte. 

C.  Fuchs  (Jena). 
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Prischl,    F.     Advokatur  und   Anwaltschaft.     Ihr  Wesen, 
ihre  Ziele  und  ihr  Verhältnis  zu  den  rationellen  Grundlagen 
des  Zivilprozesses  in  vergleichender  und  geschichtlicher  Dar- 
stellung.   Mit  einem  Anhange:  Die  Pflichten  der  Advokaten. 
Nach  M.  Mollot's  Abrege  des  regles  de  la  profession  d'avocat. 
Berlin,  Puttkammer  und  Mühlbrecht.    1888.    496  S.    6  M. 
Das  vorliegende  Buch,  welches  dem  deutschen  Dichter  Gustav 
Freitag,    „dem   Lehrer    der   Nation,    dem    treuen    Arbeiter    als 
Zeichen  der  Bewunderung  und  Verehrung  gewidmet"  ist,  zerfällt 
in  6  Teile:  1.  die  Advokatur,  2.  die  Prokuratur,  3.  die  Trennung 
der  Prokuratur  von  der  E-echtsanwaltschaft ,  4.  das  Notariat  in 
seinem  Verhältnis  zur  Advokatur,  5.  die  Geschäftsagentur,  6.  der 
Verzicht  auf  die  Honorarklage. 

Verf.  führt  aus,  dass  die  Prokuratur  von  der  Advokatur 
getrennt  werden  müsse.  Er  opponiert  mit  grosser  Energie 
dagegen,  dass  der  edle  Beruf  Fürsprecherdienste  zu  leisten  und 
Gutachten  abzugeben  vereinigt  sei  mit  der  Eintreibung  von 
Schuldforderungen  und  den  schablonenmässigen  Thätigkeiten, 
welche  zur  Sammlung  des  Beweismaterials  u.  s.  w.  nötig  werden. 
In  dem  gegenwärtigen  Zustande,  welcher  in  Deutschland  und 
Oesterreich  diese  heterogenen  Dinge  verschmelzt,  liegt  nach  den 
Ausführungen  des  Verf.  das  grosse  und  beklagenswerte  Unheil, 
weil  auf  diese  Weise  die  Advokatur  zum  blossen  Geldgeschäfte 
werde.  Der  Advokat  müsse  gerade  diesen  Interessen  entrückt 
werden  und  die  Justiz  könne  dann  allein  gedeihen.  Das  Heil 
der  Reform  wird  mit  grosser  Ueberzeugungstreue  in  dieser  Tren- 
nung gefunden.  Mit  der  Darstellung  dieser  Verhältnisse  ver- 
bindet der  Verf.  eine  eingehende  Kritik  der  Prozessrechtsgesetz- 
gebung  in  Oesterreich  und  Deutschland. 

Das  Buch  ist  mit  einem  sehr  achtbaren  Freimute  und  mit 
innerer  Wärme  geschrieben.  Beigegeben  ist  eine  Uebersetzung 
der  Regeln  des  französischen  Barreau:  der  Geist,  der  in  diesen 
Normen  weht,  ist  ein  edler,  der  Nachahmung  würdiger. 

Meili. 

Simonson.      Die     Ausbildung    der     Referendarien     bei 
kleineren  Amtsgerichten.     Nach  Erfahrungen  aus  der 
Praxis.     Berlin,  Vahlen.     1888.     44  S.     60  Pf. 
Die  Ausbildung  der  Juristen  auf  Universität  und  Gerichten 

ist    besonders    in   der    letzten    Zeit    lebhaft    besprochen    worden. 

(C.Bl.  VII,  493;  VI,  486).     S.  macht   nun    nicht   etwa   zu    den 

vielen   vorausgegangenen   noch    einen   neuen  Vorschlag    zur  Ab- 


Ortloff  —  Prischl  —  Simonson  --  Crea.  51 

änderung  der  betr.  Bestimmungen.  In  richtiger  Erkenntnis,  dass 
vielmehr  als  auf  neue  Reglements  es  auf  eine  bessere  Anspannung 
und  Ausnützung  der  vorhandenen  Kräfte  ankomme,  führt  S.  den 
Plan  aus,  nach  welchem  der  Referendar  bei  dem  kleinen  Amts- 
gerichte zu  beschäftigen  sei,  dem  er  zu  Anfang  des  Vorbereitungs- 
dienstes nach  dem  preuss.  Regulativ  auf  neun  Monate  überwiesen 
wird.  S.  gibt  dabei  nicht  nur  allgemeine,  auf  Erfahrung  gestützte 
Winke,  wie  sich  der  Richter  dem  jungen  Juristen  gegenüber 
dienstlich  und  gesellschaftlich  zu  verhalten  habe,  sondern  er  be- 
spricht auch  eingehend  für  die  verschiedenen  Zweige  amtsrichter- 
licher Thätigkeit,  die  auf  die  neunmonatliche  Vorbereitungszeit  in 
gewisser  Reihenfolge  zu  verteilen  seien,  den  Lehrgang,  den  der 
Richter  zweckmässig  zu  befolgen  haben  wird.     Roedenbeck. 

Crea,  A.  Examinatorium  des  preuss.  Land-R.  I.  Teil. 
Berlin,  Heymann.     1888. 

Der  Verf  will  in  seinem  bereits  in  2.  Auflage  vor- 
liegenden Werke  den  Referendarien  ein  Hilfsmittel  zu  dem  Stu- 
dium des  preuss.  Land-R.  bieten  und  seinen  Zweck  dadurch  er- 
reichen, dass  er  gleichsam  als  Examinator  auftritt  und  Fragen 
stellt,  welche  der  Leser  zu  beantworten  hat.  Zur  Kontrole  der 
Richtigkeit  der  Antwort  sind  jeder  Frage  Hinweise  auf  Lehr- 
bücher des  pueuss.  Privat-R.  beigefügt,  aus  welchen  die  Frage 
entnommen  worden.  Als  diese  Lehrbücher  sind  die  systematischen 
Bearbeitungen  des  preuss.  R.  von  Dernburg,  Förster-Eccius  und 
Josef  Schmidt  benutzt  und  ausserdem  auch  noch  der  Kommentar 
des  Land-R.  von  Rehbein-Reincke.  Verf.  hat  seine  Arbeit  der 
Legalordnung  des  Land-R.  angepasst  und  umfasst  der  1.  Teil 
derselben  auch  den  1.  Teil  des  Land-R.,  wobei  allerdings  einer- 
seits der  18.  Titel  des  Land-R.  „Vom  geteilten  Eigentum"  und 
das  Agrar-R.  dem  2.  Teil  des  Werkes  überwiesen ,  andererseits 
die  die  landrechtlichen  Vorschriften  ergänzenden  bezw.  ändernden 
neueren  Gesetze  —  wie  beispielsweise  das  Eigentumserwerbsgesetz 
und  die  Grundbuchordnung  —  an  den  einschlagenden  Stellen 
berücksichtigt  sind.  Jeder  Materie  wird  eine  recht  ausgiebige 
Zahl  von  Fragen  gewidmet,  die  unter  fortlaufenden  Nummern 
aufgeführt  sind,  und  schliesst  der  vorliegende  Teil  mit  No.  3270. 
Von  den  Werken  der  zitierten  Schriftsteller  sind  die  neuesten 
Auflagen  herangezogen.  Soviel  über  die  Art  und  Weise  ,  in 
welcher  der  Verf.  seine  Aufgabe  gelöst  hat. 

Fragt  man  nach  dem  materiellen  Inhalt  und  dem  inneren 
Wert  des  Buches,  so  lässt  sich  nicht  in  Abrede  stellen,  dass  die 
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Fragen  mit  grosser  Sachkenntnis  und  vielem  Geschick  aufgestellt 
sind,  so  dass  zu  ihrer  Beantwortung  eine  genaue  Kenntnis  sowohl 
des  gemeinen,  wie  des  preuss.  R.  gehört  und  zwar  bei  dem  letz- 
teren nicht  bloss  des  jetzt  geltenden,  sondern  auch  des  geltend 
gewesenen  (s.  z.  B.  Frage  1662  auf  S.  137).  Gleichwie  die  Fragen 
tief  in  den  Charakter  und  das  Wesen  der  einzelnen  Rechtsinstitute 
eingreifen,  erfordert  auch  eine  präzise  und  genügende  Antwort 
eine  eingehende  Kenntnis  des  Land-R.  und  seiner  Vorschriften 
nach  ihrem  Wortlaut  und  inneren  Zusammenhange,  sowie  ein 
überaus  präsentes  Wissen.  Wird  daher  das  Buch  den  Intentionen 
des  Verf.  entsprechend  sei  es  bei  gemeinsamen  Arbeiten  mehrerer, 
sei  es  bei  dem  Selbststudium  benutzt  und  die  Richtigkeit  jeder 
Antwort  nötigenfalls  durch  Nachschlagen  der  Zitate  kontroliert, 
so  lässt  sich  wohl  annehmen,  dass  der  angehende  Jurist  einen 
nicht  zu  unterschätzenden  Vorteil  für  sein  Wissen  und  für  die 
Prüfung  des  Inhalts  und  Umfangs  desselben  aus  dem  Werke 
schöpfen  kann.  Dass  der  Verf.  auch  den  Rehbein-Reincke'schen 
Kommentar  mit  herangezogen,  hat  den,  freilich  auch  von  ihm 
beabsichtigten  Vorzug,  den  Referendar  in  der  Kenntnis  des  Ge- 
setzestextes sicherer  zu  machen  und  ihn  gleichzeitig  auf  die  in 
dem  Kommentar  vielfach  allegierten  Entscheidungen  des  früheren 
Obertribunals  und  des  Reichsgerichts  hinzuweisen.         Meves. 

Johow,  R.  Jahrbuch  der  Entscheidungen  des  Kammer- 
gerichts. VII.  Bd.  Berlin,  Vahlen.  1888.  342  S.  5  M. 
Auch  diesmal  erscheint  das  Jahrbuch  in  gewohnter  Einrich- 
tung und  Ausstattung  und  bringt  eine  grosse  Menge  von  Entschei- 
dungen, welche  in  klarer  und  präziser  Form  die  zur  Erläuterung 
der  gesetzlichen  Bestimmungen  dienenden  Ausführungen  enthal- 
ten. Von  den  mitgeteilten  Aussprüchen  betreffen  11  das  Vor- 
mundschafts-, 36  das  Grundbuchwesen  und  die  sub  Nr.  77  —  119 
aufgeführten  das  Strafrecht.  In  einem  Anhange  werden  zunächst 
zwei  bereits  im  Just.Min.Bl.  pro  1887  S.  170  publizierte  Ver- 
fügungen des  Justizministers  und  des  Präsidenten  des  Kammer- 
gerichts betreffend  die  Behandlung  von  Anträgen  und  Beschwerden 
in  den  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  mitge- 
teilt und  sodann  das  Urteil  des  Reichsgerichts  vom  9.  März  1887 
in  Sachen  Pilk  wider  Maas  abgedruckt,  in  welchem  der  Grund- 
satz ausgesprochen  ist,  dass  der  Grundbuchrichter  dem  auf  Ein- 
tragung gerichteten  Ersuchen  einer  Behörde  nur  dann  stattzu- 
geben verbunden  ist,  wenn  diese  Behörde  zu  dem  Ersuchen 
zuständig  war.    An  den  Anhang  schliesst  sich  ein  alphabetisches 
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Sachregister  und  ein  Verzeichnis  der  in  den  Entscheidungen  in 
Bezug  genommenen  bezw.  erläuterten  Gesetze  und  Verordnungen. 
Beide  Register  sind  mit  gewohnter  Sorgfalt  und  Ausführlich- 
keit gearbeitet. 

Auch  in  diesem  Bande  ist  die  Auswahl  der  veröffentlichten 
Entscheidungen  eine  durchweg  gelungene.  Insbesondere  sind 
gerade  solche  Entscheidungen  zur  Publikation  gelangt,  in  wel- 
chen das  Kammergericht  seine  Uebereinstimmung  mit  den  vom 
Reichsgericht  aufgestellten  Grundsätzen  kund  gibt,  oder  Rechts- 
ansichten geltend  macht,  die  in  anerkannten  wissenschaftlichen 
Arbeiten  nicht  aufgestellt  sind.  Wir  verweisen  z.  B.  auf  die 
Entscheidung  S.  43 ,  welche  nicht  im  Einklang  steht  mit  den 
Ausführungen  in  Dernburg-Schultzensteins  Vormundschaftsord- 
nung S.  144  und  auf  die  Urteile  S.  204,  245  u.  a.,  in  welchen 
Prinzipien  zur  Anwendung  gelangt  sind,  die  auch  das  Reichs- 
gericht angenommen  hat.  Meves. 


IL  Rechtsgeschichte. 


ö' 


Rerolle,  L.  Du  colonage  partiaire  et  specialement  du 
metayage.  Paris.  1888.  602  S.  10  fr. 
Ein  mit  grossem  Aufwand  von  Fleiss  und  Gelehrsamkeit 
geschriebenes  Buch  von  600  Seiten  über  die  colonia  partiaria, 
speziell  den  Fall  derselben,  wo  die  Früchte  zwischen  Eigentümer 
und  colonus  zur  Hälfte  (meta)  geteilt  werden.  Das  Thema  ist 
mit  einer  selbst  bei  uns  gründlichen  Deutschen  nicht  häufigen 
Ausführlichkeit,  die  freilich  bisweilen  zu  Wiederholungen  und 
Längen  führt,  behandelt  und  zwar  nach  allen  der  Betrachtung 
sich  darbietenden  Seiten:  der  geschichtlichen,  der  rechtlichen,  der 
wirtschaftlichen  und  politischen.  Danach  ist  auch  die  Eintei- 
lung gemacht,  wenngleich  die  Grenzen  nicht  immer  scharf  inne- 
gehalten werden  und  in  dem  geschichtlichen  Teil  dogmatisches, 
in  dem  rechtlichen  wirtschaftliches  und  politisches  mit  zur  Sprache 
kommt.  Der  I.  Teil,  Histoire  (S.  1— 2r)4),  beginnt  ab  ovo  mit 
der  Umwandlung  des  Nomaden  in  den  Ackerbauer  und  der 
Thatsache,  dass  es  bald  Leute  gab,  die  kein  eigenes  Land  hatten: 
von  den  verschiedenen  Arten  fremdes  Land  gegen  Entgelt  be- 
nützen zu  dürfen,  war  diejenige,  wobei  das  Aequivalent  in 
Naturalleistung  bestand,  und  von  dieser  wieder  diejenige,  wobei 
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die  Naturalleistung  eine  den  Einnahmen  proportionale  ist,  die 
älteste.  Dieses  Institut  ist  nicht  spezifisch  latinisch  oder  germa- 
nisch, überhaupt  nicht  einem  bestimmten  Volk  eigentümlich, 
sondern  findet  sich  überall,  sobald  der  Begriif  des  Eigentums 
sich  entwickelt  hat.  Nach  diesen  einleitenden  Bemerkungen 
erörtert  der  Verf.  in  den  4  ersten  Kapiteln  Existenz  und  Ge- 
staltung der  colonia  partiaria  bei  den  Juden,  Griechen  und 
Römern  ,  in  den  Kapiteln  5 — 8  die  Geschichte  des  Instituts  in 
Frankreich  von  den  ersten  Spuren  bei  den  Galliern  an  durch  das 
Mittelalter  hindurch  (besonders  die  colonia  partiaria  auf  den 
Grundstücken  der  Kirche)  bis  zu  den  letzten  Jahrhunderten  der 
Monarchie,  wobei  im  8.  Kapitel  der  gegenwärtige  Zustand 
besprochen  wird  mit  statistischen  Angaben  und  Untersuchung 
der  Gründe  der  Erscheinung,  dass,  während  die  metayage  im 
Jahr  1789  die  üblichste  Art  der  Exploitierung  des  Bodens  bildete, 
von  da  an  die  Zahl  der  metayers  stetig  abgenommen  hat;  ein 
letztes  Kapitel  enthält  kurze  Notizen  über  Existenz  und  Ent- 
wickelung  der  colonia  partiaria  in  verschiedenen  (23)  europäischen 
und  aussereuropäischen  Ländern.  —  Der  II.  Teil:  Droit,  juris- 
prudence,  legislation  (S.  255 — 453)  handelt  in  Kapitel  10 — 16 
von  den  Grundsätzen  des  Instituts  nach  französischem  Recht: 
von  der  Natur  des  Kontrakts,  wobei  der  Verf.  nach  Prüfung 
der  verschiedenen  Ansichten  sich  dafür  entscheidet,  dass  es  ein 
besonderer  nach  eigenen  Grundsätzen  zu  beurteilender  Innominat- 
kontrakt sei,  von  den  wesentlichen  Erfordernissen  desselben 
(Konsens  und  Fähigkeit  der  Parteien,  Objekt,  Leistung,  Dauer) 
vom  Beweis,  vom  enregistrement,  von  den  Pflichten  und  Rechten 
des  Eigentümers  und  des  colonus,  von  der  Endigung  des  Ver- 
hältnisses; das  16.  Kapitel  ist  speziell  dem  Fall  der  colonia  par- 
tiaria hinsichtlich  einer  Herde  gewidmet.  —  Der  III.  Teil  endlich, 
Economic  politique  et  rurale  (S.  455 — 591),  bringt  in  4  Kapiteln 
Betrachtungen  wirtschaftlicher  und  sozialer  Art:  welchen  Einfluss 
die  colonia  partiaria  auf  die  wirtschaftliche  Lage  des  Eigen- 
tümers und  des  colonus  bat,  ob  sie  sich  mit  intensiver  Kultur 
verträgt,  inwiefern  sie  zur  sozialen  Harmonie,  zur  politischen 
Erziehung  der  Massen,  zur  Unterdrückung  des  Pauperismus,  zur 
Beförderung  eines  in  angemessenen  Grenzen  sich  haltenden  Wachs- 
tums der  Bevölkerung  beiträgt.  Burckhard. 

Chiappelli,  L.,  e  Zdekauer,  L.  Un  consulto  d'Azone  dell' 
anno  1205.  Ora  per  la  prima  volta  pubblicato.  Pistoja, 
Bracali.     1888.     24  S. 
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Gegenstand  der  als  Festgabe  zum  Jubiläum  von  Bologna 
erschienenen  Schrift  ist  eine  im  Staatsarchiv  von  Florenz  be- 
findliche Urkunde  d.  d.  1206  Dez.  3.  (nach  dem  Gebrauch  von 
Pisa ;  vgl.  S.  6  Anm.),  entsprechend  dem  3./XII.  1205  unserer 
Zeitrechnung.  Die  einleitende  Abhandlung  enthält  die  Beschrei- 
bung der  Urkunde,  die  Darlegung  des  Rechtsfalles  (betr.  Eigen- 
tum) und  einen  Vergleich  dieses  Gutachtens  mit  der  veteris 
cujusdam  jcti  consultatio,  welcher  sehr  zu  Gunsten  Azos  aus- 
fällt. Als  Ort  der  Ausstellung  wird  nach  der  Art  der  Datierung 
Pisa  vermutet.  An  den  Abdruck  des  Gutachtens  (S.  13  —  17) 
knüpfen  die  Herausgeber  einzelne  Bemerkungen  über  ihren  In- 
halt, indem  sie  betonen,  dass  Azo  in  zwei  Punkten  (betr.  Unter- 
schied und  Wirkung  der  usucapio  und  praescriptio)  von  der 
gemeinen  Meinung  abweicht,  dass  er  ein  altes  uns  nicht  erhal- 
tenes Statut  von  Florenz  (12.  Jahrh.)  erwähnt,  welches  nach 
den  gemachten  Andeutungen  auf  r.  R.  beruht ,  endlich ,  dass 
dieses  Gutachten  das  1.  Schriftstück  über  die  Gerichtspraxis  der 
Bologneser  Doktoren  sei,  welches  ans  Licht  komme. 

Klein  feller. 

Lehmann,  K.  Abhandlungen  zur  germanischen,  ins- 
besondere nordischen  Rechtsgeschichte.  Berlin 
und  Leipzig,  Guttentag.  1888.  215  S.  6  M. 
1.  Die  Gastung  der  germanischen  Könige,  ein  Bei- 
trag zur  Urgeschichte  der  Steuern  (S.  1  —  96).  Ausgehend  von 
der  Beobachtung,  dass  die  Berührung  mit  der  römischen  Kultur 
und  der  Umfang  des  fränkischen  Reiches  die  fränkischen  Zeug- 
nisse über  das  Gastungs-R.  der  Könige  dieses  Institut  durchaus 
nicht  in  seiner  ursprünglichen  Gestaltung  erkennen  lassen,  nimmt 
der  Verf.  die  nordischen  Quellen  zur  Grundlage  seiner  Erörte- 
rungen. Das  Gastungs-R.  der  german.  Könige ,  aufzufassen  als 
Entgelt  für  die  Handhabung  der  Regierung,  welche  der  König 
persönlich  auf  seinen  Rundreisen  ausübt,  hat  öffentlich  rechtlichen 
Charakter ,  die  Gastungspflicht  ist  allgemeine  Unterthanen- 
pflicht.  Die  Gastung  (gisting)  des  isländischen  Goden  wird  kon- 
statiert; es  wird  hervorgehoben  und  im  einzelnen  angeführt, 
wie  nach  älterem  nordischen  Volks-R.  das  R.  der  königlichen 
Gastung  (veizla,  gengiaerd)  einen  genau  bestimmten  Inhalt 
hat,  so  die  alle  drei  Jahre  eintretende  Gastung,  das  erforderliche 
Erscheinen  des  Königs  in  Person,  die  Festsetzung  des  Masses  der 
Gastung  nach  Zeit,  Dauer  und  Umfang  (Grösse  des  Gefolges). 
Als   historische   Umbildung    zeigt  sich    in    einem   Anhang    zum 
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Westgötalog  die  gengiaerd  als  feste  jährliche  Grundsteuer,  ebenso 
die  dänische  stud.  —  Parallel  der  königlichen  Gastung  geht  in 
allen  drei  skandinavischen  Staaten  die  Kirchweihgastung  des 
Bischofs,  obliegend  der  ganzen  Bauernsame,  verschieden  dagegen 
ist  die  Visitationsprokuration  des  Bischofs,  w^elche  der  Priester 
zu  tragen  hat.  Auch  diese  kirchlichen  Gastungen  finden  sich  in 
den  Quellen  genau  fixiert.  —  Es  folgt  die  Darstellung  der  angel- 
sächs.  und  fränk.  Gastungen,  wobei  mit  Waitz  betont  wird,  dass 
das  weitgehende  Gastungs-K.  der  fränk.  Beamten  nicht  german. 
Ursprungs  sei ;  die  Abhandlung  schliesst  mit  einer  Uebersicht  der 
Entwickelung  des  Instituts  im  deutschen,  italien.  und  französ.  R. 

2.  Die  altschwed.  Festiger  (S.  99 — 173).  v.  Amira 
beschäftigt  sich  in  seinem  altschwed.  Obligationen-R.  §.  40  ein- 
gehend mit  dem  Institut  der  Festiger  (fastar) ,  der  Festigung 
(faest).  Der  Verf.  stellt  unter  Benützung  des  Urkundenmaterials 
das  R.  jedes  Landscbafts-R.  gesondert  dar  und  schliesst  hieran 
das  R.  des  gemeinen  Land-R.  Königs  Magnus.  Dadurch  heben 
sich  die  bestehenden  Verschiedenheiten  deutlich  von  einander  ab,, 
wie  sich  auch  ein  Einblick  in  die  Entwickelung  des  Instituts 
selbst  gewinnen  lässt.  Das  ursprüngliche  Wesen  der  faest  be- 
stand wohl  darin,  dass  um  einen  aufgepflanzten  Speer  sich  mit 
den  Vertragschliessenden  eine  Anzahl  Männer  (Verwandte  und 
Nachbarn)  versammelt,  und  durch  Handanlegen  an  den  Speer 
und  durch  feierliche  Erklärungen  der  Inhalt  des  Rechtsgeschäftes 
zur  öffentlichen  Kenntnis  gebracht  wird.  Im  gemeinen  Land-R. 
sowie  schon  in  einzelnen  Landschafts-R.  kommen  die  Festiger 
nicht  nur  beim  Immobiliarverkehr  vor ;  die  Festigung  selbst  ist 
im  gemeinen  Land-R.  eine  gerichtliche ;  in  den  älteren  Quellen 
dagegen  nicht,  L.  hält  die  fastar  nicht  für  Vertreter  der  Thing- 
versammlung, erst  im  15.  Jahrhundert  hat  sich  die  Auffassung 
geltend  gemacht,  dass  sie  der  Heradshäuptling  aus  eigenem  R. 
ernenne.  —  Dem  Bedürfnisse,  das  Rechtsgeschäft  gegenüber  den 
Nachbarn  festzustellen,  dürfte  die  faest  entsprungen  sein.  —  Im 
Stadt-R.  ist  die  faest  zur  einfachen  Auflassung  von  Voigt,  Bürger- 
meister und  Ratleuten  mit  folgendem  Eintrag  in  das  Stadtbuch 
geworden.  Mit  den  fastar  bringt  L.  die  maelismenn  des  Stadt-R. 
(Messleute)   in  Zusammenhang. 

3.  Der  Ursprung  des  norweg.  Sysselamtes  (S.  177  bis 
215).  Sysla  bedeutet  Geschäft,  Verrichtung,  Dienst,  Auftrag* 
in  technischer  Bedeutung  eines  bestimmten  Beamten  erwähnen 
den  syslumadr  erst  die  Rechtsquellen  des  ausgehenden  12.  Jahr- 
hunderts, in  voller  Ausbildung  zeigen  die  Landslöp  dieses  Amt. 
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Gesetze  und  Verordnungen  des  12.  Jahrhunderts  setzen  seine 
Befugnisse  fest;  ein  gewisser  Abschluss  ergibt  sich  aus  der 
Rettarböd  vom  17.  Juni  1308.  Seinem  Ursprünge  nach  erblickt 
L.  in  dem  Sysselmann  einen  ausserordentlichen  Vertreter  des 
Königs  in  den  Grenzlanden,  eine  Art  Vizekönig  (S.  203,  207), 
der  jedoch  schon  im  11.  Jahrhundert  auch  in  den  Stammlanden 
vorkommt,  ausserdem  begegnet  er  uns  in  den  Tributärländern 
und  in  einzelnen  Norwegen  benachbarten  Ländern  (S.  192).  Ur- 
sprünglich war  der  Sysselmann  jederzeit  absetzbar,  später  tritt 
das  Sysselamt  in  lehnrechtlicher  Form  auf;  das  Verschwinden 
der  lendrmadr  und  der  ärmadr  hängt  mit  der  zunehmenden  Be- 
deutung des  Sysselamtes  zusammen ,  selbst  dem  lögmadr  gegen- 
über tritt  der  Sysselmann  teilweise  in  konkurrierende  Funktion 
(S.  212).  V.  Salis. 


III.   Bürgerliches  Recht. 

Litteratur  über  den  Entwurf  eines  bürgerlichen 
Gesetzbuches. 

Tierhaus.Die  Entstehungsgeschichte  des  Entwurfs  eines 
bürgerlichen  Gesetzbuches  für  das  Deutsche  Reich. 
Berlin  u.  Leipzig,  Guttentag.  1888.  82  S.  2  M. 
Die  vorliegende  Abhandlung  schildert  nicht  die  Entstehung 
des  Gedankeninhaltes  des  Entwurfes,  der  „aus  ihm  selbst  heraus 
beurteilt"  werden  soll,  sondern  die  Veranlassung  seines  Ent- 
stehens zur  „Erfüllung  eines  lange  gehegten  Wunsches  des  deut- 
schen Volkes",  den  Arbeitsplan  und  die  Namen  seiner  Verfasser 
sowie  die  Dauer  und  Reihenfolge  ihrer  Arbeiten,  Die  drei 
grossen  Gesetzbücher  „um  die  Zeit  der  Wende  des  Jahrhunderts*' 
sind  nach  der  Art  und  Weise  ihrer  Ausarbeitung  kurz  in  Be- 
tracht gezogen  (S.  2,  3—9).  Nachdem  sodann  der  bekannte 
Thibaut-Savigny'sche  Streit  vom  Jahre  1814  eine  selbständige 
Beurteilung  erfahren  hat  (S.  9 — 16),  werden  die  Anregungen 
zur  Herstellung  eines  einheitlichen  deutschen  R.  seitens  des 
Juristentags,  des  deutschen  Bundes  und  einzelner  seiner  Staaten, 
des  norddeutschen  Bundes  und  des  Deutschen  Reiches  mitgeteilt 
(S.  16 — 44).  Auf  S.  72  Anmerkung  4  ist  Veranlassung  genom- 
men, vor  einer  Benützung  der  metallographierten  Kommissions- 
protokolle  zur   Kritik   des  Entwurfs   eindringlichst   zu   warnen. 
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S.  77  und  78  enthalten  eine  Zusammenstellung  der  auf  das 
Einführungsgesetz  und  die  zukünftige  Grund buchordnung  ver- 
weisenden Stellen  des  Entwurfs.  Leonhard. 

Holder.  Zum  allgemeinen  Teile  des  Entwurfs  eines 
bürgerlichen  Gesetzbuchs  für  das  Deutsche  Reich. 
(Im  Archiv  f.  d.  ziv.  Praxis,  Bd.  73.  S.  1—160.)  Freiburg, 
Mohr.  Sep.-Abdr.  3  M. 
In  einer  wohldurchdachten  und  mit  Sorgfalt  ausgeführten 
Abhandlung  stellt  der  Verfasser  seine  Kraft  in  den  Dienst  des 
grossen  Unternehmens,  auf  welches  sie  Bezug  nimmt,  durch  Be- 
gründung zahlreicher  Verbesserungsvorschläge.  Gegner  des  Ent- 
wurfs tadeln  bekanntlich  ^  sein  Streben  nach  Ausschaltung  bloss 
belehrender  Bestandteile  nicht  minder  als  seine  auf  den  Scharf- 
sinn des  Lesers  rechnende  Sorgfalt  in  den  gewählten  Ausdrücken 
sowie  den  Versuch,  so  viel  wie  möglich  seine  Vorschriften  auf 
durchdachten  allgemeinen  Vorfragen  aufzubauen,  und  vermissen 
eine  volkstümliche  und  gemeinfassliche  Redeweise  mit  der  von 
ihr  untrennbaren  Breite,  üngenauigkeit  und  Oberflächlichkeit. 
Die  vorliegende  Abhandlung  ist  jedoch  so  weit  davon  entfernt 
in  diese  Beschwerden  einzustimmen,  dass  ihr  der  Entwurf  gerade 
in  den  angegebenen  Hauptrichtungen  noch  nicht  weit  genug  geht. 
Nach  ihren  Ausführungen  ist  der  Entwurf  auf  dem  ganzen 
Felde  des  allgemeinen  Teils  —  etwa  mit  Ausnahme  der  juristi- 
schen Personen  (S.  41) ,  vgl.  aber  auch  S.  32  —  zu  inhaltreich 
und  das  der  Wissenschaft  überlassene  Gebiet  noch  nicht  weit 
genug  abgesteckt.  Zu  dem,  was  ihm  hiernach  als  selbstver- 
ständlich und  deshalb  überflüssig  erscheint,  rechnet  der  Verfasser 
freilich  auch  viele  Dinge,  deren  Selbstverständlichkeit  in  der 
bisherigen  Rechtsprechung  und  Wissenschaft  noch  nicht  zur 
wünschenswerten  Anerkennung  gelangt  ist  (vgl.  S.  12,  21,  25, 
30,  36,  38,  39,  52,  65,  66,  67,  79,  84,  93,  98,  140,  142,  147, 
150,  151,  153,  154,  156).  Diese  Fülle  entbehrlicher  Gesetzes- 
I)estimmungen  ist  nach  seiner  Meinung  der  freien  Bewegung  in 
Theorie  und  Praxis  gefährlich  (S.  158  ff.). 

Was  ferner  die  Genauigkeit  der  Gesetzestexte  und  ihre 
Uebereinstimmung  mit  dem  nach  seiner  Meinung  festen  allge- 
meinen Sprachgebrauche  betrifft,  so  tritt  er  hierbei  als  ein  ge- 
strenger Richter  auf  (vgl.  S.  9,  11,  13,  18,  24,  34,  36,  40,  45, 
60,  93,  101,  110),  vielleicht  hier  und  da  mit  allzu  grosser 
Strenge  (vgl.  S.  88,  157  und  namentlich  S.  146  zu  §.  161),  in- 
dem ihm  die  Schutzwehr,  welche  die  Gesetzessprache  gegen  Miss- 
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Verständnisse  aufgestellt  hat,  an  vielen  Stellen  noch  nicht  hoch 
genug  erscheint  (vgl.  S.  24,  46,  147). 

Selbst  die  allgemeinen  Lehren,  welche  der  Entwurf  aus  dem 
Wirrwarr  der  gemeinrechtlichen  Streitfragen  herausgehoben  hat, 
um  sie  als  Leitstern  zu  benützen,  bleiben  nicht  unangefochten, 
vielmehr  scheut  der  Verf.  nicht  die  Mühe,  für  eine  Reihe  von 
Anschauungen,  die  in  dem  Wettkampfe  um  die  Gunst  der  Ge- 
setzgeber unterlegen  sind,  noch  in  zwölfter  Stunde  eine  Lanze 
zu  brechen  (vgl.  S.  13  flF.,  34,  50  ff.,  69  ff.,  83,  117  ff.,  180  ff., 
136  ff.,  148,  155). 

Auch  bei  untergeordneten  Bestimmungen  ist  die  Besorgnis 
ihrer  praktischen  Unzuträglichkeit  mehrfach  hervorgehoben  (S.  28, 
29,  31,  32,  61,  62,  123).  Zweifel  erweckt  insbesondere  das 
S.  89  ff.  Ausgeführte,  während  die  S.  99,  151  (zu  §.  185)  erwähn- 
ten Bedenken  eine  besondere  Beachtung   zu  verdienen  scheinen. 

Der  Gedankenreichtum  der  Abhandlung  springt  im  Verhält- 
nisse zu  ihrem  Umfange  um  so  mehr  in  die  Augen,  als  er  die 
Klarheit  ihrer  Darstellung  nicht  beeinträchtigt.  Allerdings 
setzen  einige  Ausführungen  der  zweiten  Hälfte  (namentlich 
S.  124  ff.)  eine  erhöhte  Anspannung  der  Denkkraft  des  Lesers 
voraus.  Leonhard. 

Poland.  Bemerkungen  zu  dem  Entwurf  eines  bürger- 
lichen Gesetzbuches  für  das  Deutsche  Reich.  Dres- 
den, Warnatz  &  Lehmann.     1888.     16  S. 

Der  Verf.  glaubt  aus  Bescheidenheit  seine  Schrift  durch 
einen  Hinweis  auf  frühere  Leistungen  besonders  rechtfertigen  zu 
müssen.  Seine  Bemerkungen  empfehlen  sich  aber  auch  ohnedies 
durch  ihre  knappe  und  verständliche  Form  nicht  minder  als 
durch  ihren  auf  Lebenserfahrungen  und  Beobachtungen  gestütz- 
ten Inhalt.  Sie  betreffen  die  verschiedenartigsten  Bestimmungen 
und  sind  daher  ohne  inneren  Zusammenhang.  Zum  Teile  stim- 
men sie  dem  Entwürfe  einfach  zu  (so  zu  §.  848  und  1975),  vor- 
wiegend suchen  sie  jedoch  vermeintliche  Härten  aus  Billigkeits- 
gründen zu  mildern,  namentlich  auf  dem  Gebiete  der  Frist- 
bestimmungen. Auch  von  der  Ausdrucksweise  des  Gesetzbuchs 
ist  wiederholt  die  Rede,  insbesondere  findet  der  vielgescholtene 
„ordentliche  Hausvater"  des  Entwurfs  auch  hier  einen  Wider- 
sacher. Leonhard. 

Seestern-Pauly.  1.  Die  Vorteile  der  aus  den  schleswig- 
holsteinischen  Schuld-  und   Pfandprotokollen    in 
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die  Grundbücher  übertragenen  Gläubiger  und 
das  in  den  Rückwirkungsvorschriften  des  Grund- 
buchrechts in  Kassel  enthaltene  Prinzip.  Kiel  und 
Leipzig,  Lipsius  &  Tischer.  1888.  S.  1—51.  2.  Der 
§.  1102  des  Entwurfes  eines  bürgerlichen  Gesetz- 
buches für  das  Deutsche  Reich  und  die  in  Schles- 
wig-Holstein, insbesondere  in  Altona,  nach  dem 
§.  14  des  Grundbuchgesetzes  vom  27.  Mai  1873 
und  dem  früheren  Recht  zulässige  Eintragung 
einer  neuen  Hypothek  an  die  Stelle  der  erlosche- 
nen.   Kiel  und  Leipzig,  Lipsius  &  Tischer.    1888.    S.  1 — 92. 

Die  beiden  in  überaus  sorgfältiger  Weise,  jedoch  nicht  ohne 
Umständlichkeit  und  Schwerfälligkeit  abgefassten  Schriften  rüh- 
ren von  dem  Verf.  des  Buchs  „Das  Grundbuch-R.  für  die  Pro- 
vinz Holstein"  her. 

Die  erstere  bejaht  die  Frage,  ob  das  Gesetz  vom  27.  Mai 
1873,  welches  in  Schleswig- Holstein  ein  neues  Grundbuch-R, 
aus  dem  Gebiete  des  preuss.  Land-R.  eingeführt  hat,  in  rück- 
wirkender Kra*ft  auch  diejenigen  Gläubiger  berührt,  welche  aus 
den  schlesw.  -  holstein.  Schuld-  und  Pfandprotokollen  in  die 
Grundbücher  übertragen  worden  sind.  Hierbei  werden  ähnliche 
Verhältnisse  in  andern  gemeinrechtlichen  Gebieten,  namentlich 
im  Kasseler  Bezirk,  berücksichtigt.  Ein  Anhang  (S.  21  —  30) 
betrifft  eine  in  Altona  infolge  älterer  Verordnungen  geltende 
Zinsgarantie.  Auf  S.  31—51  sind  Gesetzestexte  als  Anlage 
abgedruckt. 

Die  zweitgenannte  Abhandlung  bespricht  die  in  ihrer  Auf- 
schrift erwähnten  beiden  Gegenstände  in  umgekehrter  Reihen- 
folge. Zunächst  (S.  1 — 51)  erörtert  der  Verf.  das  Recht  der 
festen  Prioritäten ,  insoweit  es  nach  seinen  Ausführungen  in 
seiner  Heimat  noch  gilt.  Sodann  empfiehlt  er  es  zur  Aufnahme 
in  den  Entwurf,  indem  er  den  Wunsch  ausspricht,  dass  in  §.  1102 
das  Wörtchen  „nicht"  beseitigt  werde  (S.  55,  60).  Dadurch 
würde  nach  seiner  Meinung  der  Verkehr  mit  Hypothekenurkun- 
den vereinfacht  werden  (S.  55),  der  Nachfolger  im  Hypotheken-R. 
eine  erhöhte  Sicherheit  geniessen  (S.  56),  der  Wille  der  Betei- 
ligten volle  Beachtung  finden,  endlich  eine  Vereinfachung  meh- 
rerer (S.  57  aufgezählter)  Bestimmungen,  insbesondere  hin- 
sichtlich der  sog.  Eigentümerhypothek  (S.  58  flf.),  möglich  sein. 

Leonhard. 


Seestem-Pauly  —  M.  Rümelin.  Q\ 

Rüniclin,  M.  Das  Selbstkontrahieren  des  Stellver- 
treters nach  gemeinem  R.  Freiburg,  Mohr  1888. 
298  S.  6  M. 
Die  durch  Römer  in  Fluss  gebrachte  und  seitdem  mehrfach 
erörterte  Frage,  ob  ein  sogen.  Selbstkontrahieren  des  Stellver- 
treters zulässig  ist,  d.  h.  ob  und  in  wie  weit  der  Vertreter  einer 
bestimmten  Person  zwischen  sich  und  dieser,  sowie  der  Vertreter 
zweier  Personen  zwischen  diesen  einen  Vertrag  zu  stand  bringen, 
bezüglich  für  die  betreifenden  Personen  durch  sein  alleiniges 
Handeln  Vertragswirkungen  herbeiführen  kann,  wird  vom  Verf. 
einer  eingehenden,  wenn  auch  nicht  überall  gleich  durchsichtigen 
Untersuchung  unterzogen.  Nach  einem  Ueberblick  über  die 
Dograengeschichte  der  Frage  (S.  2 — 14),  wird  in  einem  1.  Kapitel 
(S.  15—38)  die  Möglichkeit  des  Selbstkontrahierens  nach  all- 
gemeinen Erwägungen  erörtert.  Es  fragt  sich  nämlich,  ob  die 
Argumente  allgemeiner  Art,  die  allgemeinen  logischen,  psycho- 
logischen und  rechtspolitischen  Erwägungen,  welche  die  neueren 
Abhandlungen  für  und  gegen  das  Selbstkontrahieren  vorbringen, 
zwingende  Kraft  haben.  Unzweifelhaft  besteht  zwischen  dem 
Vertrngsschluss  und  dem  Selbstkontrahieren  die  fundamentale 
Differenz,  dass  es  sich  bei  letzterem  weder  um  zwei  Willen  noch 
um  zwei  Willenserklärungen  handelt,  aber  aus  dem  Mangel 
eines  wirklichen  Vertragsthatbestands  kann  nicht  geschlossen 
werden,  dass  nicht  von  der  Rechtsordnung  an  das  einseitige 
Rechtsgeschäft  der  Willenserklärung  des  Selbstkontrahenten  Ver- 
tragswirkungen geknüpft  werden  können:  in  den  Quellen  des 
gemeinen  R.  sind  in  einer  Reihe  von  Fällen,  in  denen  wir  von 
Vertragsschluss  eines  Stellvertreters  mit  sich  selbst  sprechen, 
einseitige  Rechtsgeschäfte  mit  Vertragswirkung  anerkannt;  so- 
nach kann  es  sich  nicht  um  Unmöglichkeit  des  Selbstkontrahierens 
handeln,  sondern  höchstens  um  eine  Unzulässigkeit  desselben 
nach  positivem  R.  Andrerseits  ist  der  Schluss  von  der  Zulassung 
direkter  Stellvertretung  auf  Zulassung  des  Selbstkontrahierens 
unstatthaft,  während  der  umgekehrte  Schluss  von  der  Negation 
direkter  Stellvertretung  auf  die  Negation  des  Selbstkontrahierens, 
wenigstens  als  Wahrscheinlichkeitsschluss ,  richtig  ist;  hingegen 
wäre  es  wieder  unrichtig,  wenn  man  aus  dem  Mangel  der  direkten 
Stellvertretung,  aus  dem  Prinzip  der  indirekten  Stellvertretung, 
die  Negation  des  Selbstkontrahierens  als  notwendige  logische 
Folgerung  ansehen  wollte.  Was  endlich  die  rechtspolitischen, 
an  die  Frage  der  Interessenkollision  und  der  daraus  für  den 
Vertretenen  entstehenden  Gefahren  sich  knüpfenden  Erwägungen 
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betrifft,  so  gelangt  man  von  ihnen  aus  nie  zur  Unmöglichkeit 
oder  Notwendigkeit  des  Selbstkontrahierens ,  sondern  es  ergibt 
sich  daraus  nur  ein  grösserer  oder  geringerer  Grad  von  Zweck- 
mässigkeit für  die  eine  oder  andere  Regulierung.  Bei  dieser 
Sachlage  kann  die  Stellung  des  positiven  R.  eine  verschiedene 
sein:  das  Selbstkontrahieren  kann  prinzipiell  ausgeschlossen 
werden,  es  kann  dem  Selbstkontrahierungsakt  in  gewissen  Fällen, 
namentlich  bei  dolus  und  unüberwindlicher  Interessenkollision, 
die  Wirkung  versagt  werden,  es  kann  endlich  das  Geschäft 
prinzipiell  für  giltig  erklärt  werden,  indem  eventuell  Anfechtung 
wegen  dolus  zugelassen  und  im  übrigen  der  Benachteiligte  auf 
die  aus  seinem  Verhältnis  zum  Vertreter  entspringenden  Ersatz- 
klagen verwiesen  wird.  Keine  dieser  Regulierungen  ist  die  allein 
mögliche  und  vernünftige,  es  kann  nur  auf  die  Erforschung  der 
einzelnen  positiven  R.  verwiesen  werden.  —  Handelt  es  sich 
nun  überall,  wo  gewöhnlich  von  Selbstkontrahieren  gesprochen 
wird,  um  besonders  geartete  einseitige  Rechtsgeschäfte,  so  ent- 
steht die  Frage,  welches  die  charakteristischen  Merkmale  dieser 
einseitigen  Rechtsgeschäfte  sind,  und  da  wir  es  nicht  mit  einem 
gesetzlich  oder  gewohnheitsrechtlich  fixierten  Begriff  zu  thun 
haben,  auch  nach  dem  unmittelbaren  Wortsinn  eine  Abgrenzung 
nicht  möglich  ist,  so  bleibt  nur  die  Fixierung  durch  die  Wissen- 
schaft übrig:  das  Kriterium  ist  für  den  herrschenden  Sprach- 
gebrauch die  Anknüpfung  des  einseitigen  Rechtsgeschäfts  an  ein 
Verfügungsrecht,  welches  dem  Selbstkontrahenten  zunächst  zu 
anderem  Zweck,  nämlich  um  mit  dritten  Personen  Verträge 
schliessen  zu  können,  eingeräumt  ist. 

Bei  der  positivrechtlichen  Untersuchung,  mit  welcher  sich 
das  2.  Kapitel  (S.  39—275)  beschäftigt,  wird  der  Stoff  in  2  Ab- 
schnitte gegliedert.  Der  erste  (S.  39—248)  hat  zum  Gegenstand 
das  Selbstkontrahieren  derjenigen  Vertreter,  deren  Vertretungs- 
befugnis entweder  auf  Gesetz  beruht  oder  zwar  auf  Partei- 
disposition zurückzuführen  ist,  aber  ganz  allgemein  auf  Vor- 
nahme einer  unbegrenzten  Zahl  einzelner  vom  Vollmachtgeber 
nicht  konkret  vorgestellter  Geschäfte  lautet  (Bevollmächtigte  mit 
Verwaltungsbefugnis).  Hier  wird,  nachdem  einerseits  die  ver- 
schiedenen der  Zulassung  eines  Selbstkontrahierens  im  Wege 
stehenden  Hindernisse,  andrerseits  die  auf  solche  Zulassung  hin- 
drängenden Verkehrsbedürfnisse  in  Betracht  gezogen  sind,  zu- 
nächst das  Recht  der  Justinianischen  Kodifikation  mit  den  darin 
vorkommenden  Fällen  ausführlich  besprochen ,  dann  die  in  der 
Nov.    72    liegende    Einschränkung    der   Zulässigkeit    des    Selbst- 
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kontrahierens  bezüglich  der  Geschäfte  des  Vormunds  zwischen 
sich  und  seinem  Schutzbefohlenen  erwähnt,  und  zuletzt  die 
Stellung  des  heutigen  gemeinen  R.  zur  Frage  des  Selbstkontra- 
hierens  dahin  angegeben,  dass  dieselbe  sich  lediglich  durch  die 
möglichen  Analogieschlüsse  aus  den  in  der  Justinianischen  Kom- 
pilation zugelassenen  Fällen  bestimmt.  Unmittelbar  auf  dieser 
Grundlage  sind  freilich  solche  Analogieschlüsse  nur  in  beschränkter 
Weise  zulässig  (nicht  über  das  Gebiet  der  direkten  Stellvertretung 
und  das  der  Realgeschäfte  hinaus)  und  zur  Entwickelung  eines 
Prinzips  kann  wegen  der  verschiedenen  einer  weitergehenden 
Zulassung  des  Selbstkontrahierens  im  r.  R.  entgegenstehenden 
Hindernisse  (S.  39 — 54)  nicht  durchgedrungen  werden.  Anders 
hingegen  vom  Standpunkt  des  heutigen  R.,  indem  hier  ein  Selbst- 
kontrahieren bei  weiteren  Geschäftsarten  als  im  r.  R.  zuzulassen 
ist,  teils  infolge  der  Anerkennung  der  direkten  Stellvertretung, 
teils  weil  sich  im  modernen  R.  eine  Reihe  von  Vertragsformen 
vorfinden,  die  einer  Benutzung  von  Seiten  des  Selbstkontrahenten 
kein  Hindernis  in  den  Weg  legen,  teils  weil  das  Bedürfnis  des 
Selbstkontrahierens  gesteigert  ist  und  wir  uns  zur  Bedürfnis- 
frage anders  als  die  Römer  stellen,  insofern  als  wir  der  möglichen 
Parteiabsicht  freien  Lauf  lassen ,  soweit  nicht  positive  Gründe 
eine  Beschränkung  fordern,  und  weil  wir  endlich  heutzutage 
die  Frage  nach  der  Zulässigkeit  des  Selbstkontrahierens  prinzipiell 
stellen  und  auch  da,  wo  man  ohne  Anerkennung  desselben  zur 
Herbeiführung  der  gewünschten  Geschäftserfolge  gelangt,  die 
Konstruktion  des  betreffenden  Rechtszustands  eine  viel  einfachere 
wird ,  wenn  man  das  Selbstkontrahieren ,  unter  Voraussetzung 
der  Angemessenheit  des  Geschäfts,  zulässt.  —  Bei  dem  Selbst- 
kontrahieren des  Spezialbevollmächtigten,  wovon  der  2.  Abschnitt 
(S.  249  —  273)  handelt,  greifen  weitere  Konstruktionen  ein,  die 
zu  einer  andern  Begrenzung  des  Selbstein tritts  des  Vertreters 
führen,  indem  hier,  wo  Vollmacht  zum  Abschluss  eines  bestimmten 
Geschäfts  erteilt  ist,  die  Frage  nicht  nur  so  gestellt  werden 
kann,  ob  der  Bevollmächtigte  befugt  ist,  das  Geschäft  mit  sich 
selbst  abzuschliessen ,  sondern  auch  so ,  ob  von  Seiten  des  Voll- 
machtgebers zugleich  eine  neben  der  Vollmacht  laufende  Offerte 
zu  einem  zwischen  ihm  und  dem  Bevollmächtigten  unmittelbar 
zu  schliessenden  Geschäft  vorliegt:  einen  solchen  Selbsteintritt 
des  Bevollmächtigten  wird  man  in  dem  Umfang  und  unter  den 
Modalitäten  zulassen  müssen,  in  welchem  und  unter  welchen 
derartige  Offerten  möglich  sind.  Die  Verwendung  der  Offert- 
konstruktion  bei   wirklich   vorhandenem   entsprechenden  Willen 
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des  Vollmachtgebers  lässt  sich  unmittelbar  aus  den  Quellen  nach- 
weisen. Das  Gleiche  gilt  aber  auch  im  Fall  fingierten  Willens : 
wenn  der  Vollmachtgeber  auf  Befragen  erklärt  haben  würde, 
dass  ihm  ein  Selbsteintritt  des  Bevollmächtigten  zu  den  durch 
das  Vollmachtsgeschäft  gegebenen  Geschäftsbedingungen  recht 
sei,  so  wird  eine  neben  dem  Hauptgeschäft  stehende  Offerte  zum 
Propregeschäft  fingiert,  und  diese  Offertfiktion  ist  die  einzige 
Basis  für  die  Zulassung  eines  solchen  Selbsteintritts  des  Spezial- 
bevollmächtigten ;  da  aber  in  Wirklichkeit  keine  Offerte  abgegeben 
ist,  so  ist  die  Willenserklärung  des  Bevollmächtigten,  wodurch 
dieser  in  das  Geschäft  eintritt,  auch  kein  Accept,  sondern  man 
bat  es  mit  einem  einseitigen  Rechtsgeschäft  des  Bevollmächtigten 
•zu  thun,  an  welches  vom  objektiven  R.  die  Wirkungen  eines 
Vertragsschlusses  angeknüpft  sind.  —  Ein  Anhang  (S.  276—293) 
bespricht  die  positiven  Bestimmungen  des  Entwurfs  eines  B.G.B. 
für  das  Deutsche  Reich,  aus  denen  sich  ergebe,  dass  der  Ent- 
wurf von  einer  prinzipiellen  Zulässigkeit  des  Selbstkontrahierens 
ausgeht.  Burckhard. 

Hiehl,  J.  lieber  die  materiell  rechtlichen  Voraus- 
setzungen des  Pfändungspfandrechts.  Berlin, 
Vahlen.     1888.     80  S.     1.  M.  20  Pf. 

Ausgehend  von  der  gemeinrechtlichen  Streitfrage,  ob  das 
pignus  in  causa  judicati  captum  ein  wirkliches  Pfand-R.  ist 
oder  nur  die  Bedeutung  eines  Privilegium  exigendi  hat,  wendet 
sich  der  Verfasser  für  das  geltende  R.  gegen  die  Auffassung, 
dass  dem  Pfändungspfand-R.  die  Natur  eines  Pfand-R.  im  privat- 
rechtlichen Sinne  abzusprechen  und  dasselbe  lediglich  als  ein 
im  Interesse  des  Rechtsschutzes  geschaffenes  nur  für  prozessualische 
Zwecke  bestimmtes  Rechtsinstitut  anzusehen  sei.  Der  Zweck  der 
Arbeit  ist,  den  privatrechtlichen  Kern  des  Pfändungspfand-R. 
aus  der  prozessualen  und  publizistischen  Hülle  herauszuschälen 
und  den  Beweis  zu  führen,  dass  das  Pfändungspfand-R.  wie 
jedes  andere  Pfand-R.  zu  seiner  Entstehung  1.  eine  Pfandforde- 
rung, 2.  eine  dem  Verpfänder  gehörige,  verpfändungsfähige 
;Sache,  3.  einen  Entstehungsgrund  erfordert.  Die  gründlichen 
Untersuchungen,  welche  der  Verfasser  zu  diesem  Zwecke  anstellt, 
beschränken  sich  auf  den  Fall  der  Pfändung  beweglicher  Sachen 
und  beruhen  auf  der  Grundlage  des  gemeinen  R.     Achilles. 

.Huber,  E.  System  und  Geschichte  des  schweizer.  Privat- 
R.    2.  Bd.    Basel,  DetlofF.    1888.     V  u.  552  S.     10  M. 
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Ueber  dieses  Werk  ist  im  C.Bl.  VI,  185—187  referiert 
worden.  Der  Verf.  hatte  ursprünglich  beabsichtigt,  im  zweiten 
Bande  das  kantonale  Erb-,  Sachen-  und  Obligat -R.  zur  Dar- 
stellung zu  bringen  :  der  nunmehr  vorliegende  Band  beschäftigt 
«ich  nur  mit  den  geltenden  kantonalen  Erb-R.  Das  kantonale 
Sachen-  und  Oblig.-R.  wird  in  Bälde  erscheinen. 

Im  1.  Bande  Buch  I  wurde  das  Personen-R.  erörtert,  in 
Buch  II  das  Familien -R.  Der  2.  Band  stellt  (Buch  III)  das 
Erb-R.  dar.  Nach  einem  allgemeinen  Ueberblicke  über  die  Rechts- 
quellen und  über  die  Grundbegriffe  und  sprachlichen  Bezeich- 
nungen wird  der  2.  Bd.  in  folgende  Abschnitte  eingeteilt: 

1.  Kapitel:  die  Voraussetzungen  der  Erbfolge;  2.  Kapitel: 
die  Berechtigung  zur  Erbfolge  (die  gesetzlichen  Erben,  die  Erb- 
schaft auf  Grund  von  Testamenten  und  Erbverträgen) ;  3.  Kapi- 
tel: die  Vollziehung  der  Erbfolge  (Erwerb,  Ausschlagung,  Ueber- 
gang,  Teilung,  öffentliches  Inventar). 

Mit  dieser  Arbeit,  welche  auf  ausserordentlich  mühsamen 
Studien  ruht,  ist  eine  vergleichende  Darstellung  der  kantonalen 
Erb-R.  gegeben,  welche  dem  Theoretiker  wie  dem  Praktiker  eine 
rasche  Orientierung  ermöglicht.  Meili. 

I^inch,  G.  B.  A  selection  of  cases  on  the  English  law 
of  Contract.  London,  Clay  &  Son.  Cambridge,  Uni- 
versity  Press  Warehouse.  1886.  872  S. 
In  der  Einleitung,  welche  auch  als  besondere  Broschüre 
■erschienen  ist,  spricht  sich  Finch  ausführlich  über  die  Methode 
des  Rechtsstudiums  aus.  Er  stellt  daher  in  erster  Linie  die 
Frage,  ob  das  R.  als  ein  Teil  des  menschlichen  Wissens  die  zu 
einer  guten  und  vollständigen  Erziehung  notwendigen  Elemente 
enthalte,  und  sodann  ob  das  Studium  des  R.  an  sich  geeignet 
sei,  dem  Geiste  eine  hohe  Kultur  zu  geben  und  die  in  ihm 
liegenden  Kräfte  zu  entwickeln.  Werden  diese  Fragen  bejaht 
und  liefert  das  Studium  des  Rechts  wirklich  einen  Reichtum 
von  Ideen  und  dient  es  gleichzeitig  dazu,  den  Verstand  zu 
schärfen,  so  entspricht  es  allen  Anforderungen  einer  guten  Er- 
ziehung. Man  brauche  sich  nur  zu  vergegenwärtigen  was  R. 
sei,  um  sofort  zu  begreifen,  welche  Fülle  von  Gedanken  und 
menschlichen  Interessen  dasselbe  enthalte ;  schon  der  Name  Law 
«rinnere  an  geistige  Vorstellungen,  das  Resultat  von  Beobach- 
tungen, Erfahrungen  und  Nachdenken;  es  enthalte  ferner  Vor- 
schriften ,  welche  den  stärksten  Trieben  der  Seele  entspringen, 
•der   Liebe  zur   Gerechtigkeit    im    Gegensatz  zu  der  Naturphilo- 
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Sophie,  welche  sich  auf  die  Erscheinungen  der  Natur  beziehe. 
Es  beziehe  sich  das  R.  auf  die  Handlungen  der  Menschen  und 
regle  alle  ihre  Verhältnisse,  ihre  Rechte,  Pflichten,  Fähigkeiten^ 
Unfähigkeiten  u.  s.  w.  Es  handle  ferner  von  dem  Recht  auf 
persönliche  Sicherheit,  persönliche  Freiheit  und  Eigentum;  es 
sichere  den  Menschen  den  Genuss  des  Lebens,  seiner  Gesundheit 
und  seiner  Ehre,  schütze  ihn  gegen  willkürliche  Gewalt  und 
gegen  Anarchie,  gewähre  ihm  den  freien  Gebrauch  seines  Ver- 
mögens und  der  Rede  in  Wort  und  Schrift. 

Unzweifelhaft  nun  würde  jemand,  der  sich  das  in  einem 
Lande  geltende  R.  vollständig  zu  eigen  machen  würde,  über 
einen  grossen  Vorrat  von  Wissen  gebieten ,  allein  zu  einer 
liberalen  Erziehung  —  to  open  and  liberalise  the  mind  —  sei 
dies  nicht  hinreichend.  Das  engl,  common  law  ist  nicht  das 
Produkt  eines  Tages  oder  eines  Menschenalters,  sondern  einer 
langen  Entwickelung  und  kann  nicht  verstanden  werden  ohne 
Rückblicke  auf  die  Vergangenheit.  Die  Geschichte  bildet  daher 
einen  wesentlichen  Faktor  bei  dem  Studium  des  R.,  namentlich 
die  Geschichte  der  Civilisation  des  Volkes,  und  es  bildet  das- 
selbe das  kräftigste  Gegengewicht  gegen  alles ,  was  eng  und 
illiberal  ist.  Diesen  Gedanken  führt  Finch  aus  mit  Rücksicht 
auf  das  Eigentums-  und  Lehen-R.,  welches  ein  so  merkwürdiges 
Licht  wirft  auf  die  Gesellschaft  der  verschiedenen  Zeitalter; 
sodann  mit  Rücksicht  auf  das  Handels-R.  und  seinen  Einfluss 
auf  das  com.  law  und  das  Feudalsystem  etc.  Zu  einem  wissen- 
schaftlichen Studium  des  engl.  R.  gehört  aber  auch  das  Studium 
des  r.  R.  der  älteren  Institutionen,  wie  Maine  sie  schildert,  der 
Philosophie,  Politik  und  Nationalökonomie.  Mit  Bezug  auf  die 
Methode  des  Rechtsstudiums  verlangen  die  einen  nur  theoretische 
Vorlesungen  und  Darlegung  der  allgemeinen  Grundsätze,  während 
andere  das  Studium  auf  das  positive  im  Lande  geltende  R.  be- 
schränken ;  der  Verf.  befürwortet  mehr  eine  praktische  Richtung 
im  Interesse  der  Erziehung,  denn  je  praktischer  sie  sei,  desto 
more  educational.  Er  schildert  nun  das  engl.  com.  law,  dessen 
Ausleger  die  Richter  sind,  und  verlangt  von  dem  Studierenden, 
dass  er  die  Ansichten  derselben  aus  den  von  ihnen  erlassenen 
Urteilen  studiere,  und  das  pro  und  contra  gegen  einander  ab- 
wäge, und  die  Argumente  prüfe.  Durch  das  Studium  der  einzelnen 
Fälle  lernt  der  Studierende  die  präzise  und  genaue  Ausarbeitung 
der  Thatbestände,  und  die  Art  und  Weise  der  Rechtsbehandlung 
in  den  Gerichten,  dadurch  werde  er  von  dem  Geiste  des  engl. 
Rechtes,   ja   von   demjenigen   der   engl.    Rasse   berührt.     Allein 


Finch,  cases.  ^ 

neben  dem  Studium  der  Entscheidungen  will  Finch  auch  die 
theoretischen  Vorlesungen  nicht  vernachlässigen  oder  gar  weg- 
lassen, vielmehr  durch  dieses  Studium  und  daran  sich  knüpfende 
mündliche  Uebungen,  Diskussionen  und  Vorträge  nur  ergänzen, 
wie  dies  auch  mit  gutem  Erfolg  auf  den  amerikan.  Universitäten 
geschieht.  Einem  solchen  Studium  soll  die  Sammlung  aus- 
erlesener Entscheidungen  dienen.  Dieselbe  bezieht  sich  auf  alle 
Teile  des  sogen,  allgemeinen  Teiles  der  Vertragslehre,  nicht  auf 
die  einzelnen  Verträge.  Die  faktischen  Grundlagen  werden  aus- 
führlich und  sorgfältig  mitgeteilt,  daran  schliessen  sich  die 
Argumente  der  Advokaten  und  die  Voten  der  Richter,  samt 
der  Entscheidung.  Die  ganze  Sammlung  Finchs  ist  mit  ausser- 
ordentlichem Geschicke  gemacht  und  deutsche  Juristen  werden 
wohl  aus  keinem  anderen  Buche  eine  so  genaue  Uebersicht  über 
das  engl.  Vertrags-R.  gewinnen  können,  wie  aus  dem  hier  be- 
sprochenen ,  welches  den  sogen.  Leading  cases  weit  vorzu- 
ziehen ist,  König. 


IV.  Handelsrecht. 

Uergenhahn,  Th.  Berufung  und  Thätigkeit  der  Gene- 
ralversammlung der  Aktiengesellschaften  nach 
dem  Reichsgesetz  betreffend  die  Kommandit- 
gesellschaften auf  Aktien  und  die  Aktiengesell- 
schaften vom  18.  Juli  1884.  Berlin,  Vahlen.  1888. 
174  S.     3  M. 

Den  im  Titel  bezeichneten  Gegenstand  hat  der  Verf.  unter 
Benutzung  der  Kommentare  zum  Aktiengesetz,  der  veröffent- 
lichten Rechtssprüche  und  weiterer  Litteratur  in  nachstehend 
verzeichneter  Anwendung  erörtert.  Ausgehend  von  der  Not- 
wendigkeit der  sicheren  Gestaltung  der  G.V.  wird  S.  1 — 18  die 
Berufung  behandelt.  Der  zweite  Abschnitt,  S.  18—166,  ist  die 
Thätigkeit  der  G.V.  bezeichnet.  Begonnen  wird  unter  A.  mit 
„Der  Wirkungskreis  der  G.V.",  wobei  zunächst  (S.  19 — 70)  die- 
jenigen Angelegenheiten  besprochen  werden,  welche  durch  das 
Gesetz  ausschliesslich  dem  Wirkungskreis  der  G.V.  vorbehalten 
sind  und  zwar  I.  im  Stadium  der  Errichtung  (S.  20 — 27),  II.  nach 
Errichtung  (S.  27-70),  ÜI.  „Wirkungskreis  der  G.V.  im  übri- 
gen" (S.  71—101)  behandelt  dagegen  Gegenstände,  , welche  der 
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Natur  der  Sache  nach  als  im  Gesellschaftsvertrage  zur  G.V.  hin- 
gewiesen zu  werden  pflegen."  1.  Wahl  des  Vorstandes,  sowie  an- 
derer Behörden  und  Beamten  der  G.,  Abweisung  dieser  Organe. 
2.  Aufsicht  und  Kontrole  über  die  Behörden  und  Beamten  der  G., 
sowie  Recht  und  Pflicht  der  G.V.  zum  Einschreiten  gegen  die- 
selben. 3.  Erteilung  der  erforderlichen  Anweisung  und  Ermäch- 
tigung an  den  Vorstand.  4.  Schliessliche  Entscheidung  von 
Anständen  oder  Konflikten  zwischen  verschiedenen  Behörden  und 
Beamten.  5.  Erteilung  der  Genehmigung  zum  Betriebe  von 
Geschäften ,  sowie  zur  Teilnahme  an  einer  andern  gleichartigen 
Gesellschaft  seitens  der  Mitglieder  des  Vorstandes.  6.  Wahrung 
der  der  Gesammtheit  der  Aktionäre  zukommenden  Interessen. 
(Zweigniederlassungen,  Aufnahme  von  „einfachen  Darlehen  und 
sogen.  Prioritätsanleihen"  ;  Schenkungen  u.  s.  w.)  7.  Wirkungs- 
kreis der  G.V.  während  der  Liquidation.  IV.  S.  101 — 107  er- 
örtert „Individualrechte  von  Minderheiten,  insbesondere  Minder- 
heitsbeschlüsse in  der  G.V.",  Wirkungskreis  von  Minderheiten 
derselben.  Art.  213  d,  223,  239  a.  Abschnitt  B.  verzeichnet  als 
Inhalt  „Die  Verhandlungen  der  G.V.,  formelle  Voraussetzung 
für  die  Fassung  und  Anordnung  kraft  der  Beschlüsse  der  G.V." 
Es  werden  die  gesetzlichen  Fälle,  in  denen  eine  besonders  ge- 
staltete Mehrheit  erfordert  ist,  aufgeführt,  die  Beschlussfähigkeit, 
Stimmrecht,  Bedingung  und  Form  der  Ausübung  (inwiefern 
kommen  bei  der  Zählung  Aktionäre,  welche  sich  der  Abstim- 
mung enthalten,  in  Betracht?),  die  Straf leistungen  erörtert.  S.  155 
ist  der  Vorsitz  in  der  G.V.  bedacht  (vgl.  Deutsches  Handelsbl. 
1876,  S.  218).  S.  136—140  die  Beurkundung  der  Beschlüsse. 
S.  140-143  deren  Ausführung.  Abschnitt  C.  (S.  143—159)  ist 
mit  der  Anfechtung  von  Beschlüssen  der  G.V.  befasst.  S.  150, 
Z.  10  V.  0.  dürfte  hinter  „zwar"  das  Wort  „auch"  einzuschal- 
ten sein.  S.  158  sind  zur  Bestimmung  der  böslichen  Handlungs- 
weise die  einschlägigen  Urteile  des  R.O.H.G.  und  des  R.G.  auf- 
geführt (Anmerkung  238).  Den  Abschluss  machen  Erörterungen 
über  die  Stellung  des  Registerrichters  bei  der  Eintragung  der 
Beschlüsse  der  G.V.  und  gegenüber  den  Verfügungen  des  Pro- 
zessrichters. Die  hiermit  angegebene  Reichhaltigkeit  des  In- 
halts ist  in  einem  Sachregister  und  einem  Gesetzesregister  zu- 
sammengestellt. K  e  y  s  s  n  e  r. 

Seiler,  0.  Ueber  die  rechtliche  Natur  der  Eisenbahn- 
konzessionen nach  schweizer.  Recht.  Zürich,  Meyer 
&  Zeller.     1888.     2  fr.  50  ct. 


Hergenhahn  —  Seiler.  59 

Es  ist  in  der  Schweiz  schon  sehr  viel  über  die  rechtliche 
Natur  der  Eisenbahnkonzessionen  gestritten  worden;  die  Bedeu- 
tung der  Schrift  von  Seiler,  welche  sich  auf  das  schweizer.  R.  be- 
schränkt, liegt  darin,  dass  zum  erstenmal  kasuistisch  untersucht 
wird,  welche  einzelne  Bestandteile  der  Eisenbahnkonzessionen 
privatrechtlichen  und  welche  öffentlich-rechtlichen  Inhalts  seien. 
So  scheidet  sich  denn  auch  die  Arbeit  naturgemäss  in  zwei  Teile. 

In  dem  ersten  („begriffsmässige  Feststellung  der  recht- 
lichen Natur  der  Eisenbahnkonzession")  wird  ein  Resume  gege- 
ben über  die  bisherigen  doktrinellen  Begriffsbestimmungen.  Mit 
Recht  werden  diese  Auffassungen  in  drei  Gruppen  zusammen- 
gefasst:  1.  Der  Vertragsstandpunkt  (Rührmann).  2.  Die  Eisen- 
bahnkonzession ist  ein  hoheitlicher  Akt  mit  der  Bedeutung  eines 
Gesetzes,  das  beliebig  geändert  werden  kann.  3.  sententia  media, 
wonach  die  Konzession  ein  hoheitlicher  Akt  ist,  der  aber  zu- 
gleich Privatrechte  verleiht. 

Der  zweite  Teil  der  Schrift  (,, kasuistische  Erörterung  der 
mit  den  Eisenbahnkonzessionen  zusammenhängenden  Fragen") 
beschäftigt  sich  eingehend  mit  den  einzelnen  Problemen,  welche 
sich  an  die  Eisenbahnkonzessionen  knüpfen.  Dabei  werden  fol- 
gende Gebiete  erörtert:  1.  Das  „Existenzrecht"  der  Eisenbahnen, 
und  daran  anschliessend  gesagt,  dass  während  der  Konzessions- 
dauer eine  Expropriation  ausgeschlossen  sei.  2.  Die  Bestim- 
mungen über  Einheit  im  Bau  und  Betrieb  der  Eisenbahnen.  3.  Die 
Bestimmungen  betreffend  den  technischen  und  Betriebsanschluss. 
4.  Die  Pflicht  zur  Einführung  von  neuen  fahrplanmässigen  Zügen 
speziell  von  Nacht zügen.  5.  Die  Auflagen  im  Interesse  des 
internationalen  Verkehrs.  6.  Die  Garantie  für  die  Sicherheit 
von  Personen  und  Eigentum.  7.  Die  Verpflichtungen  gegenüber 
der  Post-  und  Telegraphenverwaltung.  8.  Die  Stellung  zur  eid- 
genössischen Militärverwaltung.  9.  Die  Haftpflicht  der  Eisen- 
bahnen. 10.  Das  Tarifwesen.  11.  Die  Steuerverhältnisse  der 
Eisenbahnen.  12.  Die  prozessrechtlichen  Fragen.  Der  Verf.  be- 
merkt in  einem  Schlussworte,  dass  den  kontinuierlichen  Kollisio- 
nen und  etwaigen  Reibungen  zwischen  den  ethischen  Faktoren 
des  Rechts  einerseits  und  dem  Vorwärtstreiben  des  ,, rollenden 
Flügelrades"  andererseits  wohl  nur  durch  ein  probates  Mittel 
abgeholfen  werden  könne,  nämlich  durch  die  staatliche  Ueber- 
nahme  der  Eisenbahnen.  Dabei  spricht  er  die  Hoffnung  aus, 
dass  die  Frage  gründlich  und  eingehend  geprüft  werde,  ob 
dieses  Auskunftsmittel  speziell  für  die  Schweiz  anzuempfeh- 
len sei.  Meili. 
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Denniston  Wood,  J.  The  Interpretation  of  mercantile 
agreements.  London,  Stevens  and  Sons.  1886.  XXXXII 
und  390  S. 
Das  Buch  sucht,  gestützt  auf  die  vorhandenen  richterlichen 
Entscheidungen ,  die  Normen  festzustellen ,  welche  bei  der  Aus- 
legung von  schriftlichen  Verträgen  in  Handelssachen  im  allge- 
meinen ,  und  für  Verträge  über  den  Verkauf  von  Waren ,  für 
Charterparties,  Konosseraente  und  Seeversicherungspolicen  ira 
besonderen  zur  Anwendung  kommen.  Gegen  ein  solches  Unter- 
nehmen erheben  sich  von  vornherein  sehr  gewichtige  Bedenken. 
Vorerst  sind  Auslegungen  Sache  der  Logik  und  dieselbe  ist 
keine  andere  bei  Handels-  oder  anderen  Verträgen  oder  bei  Ge- 
setzen, und  die  Aufstellung  von  Auslegungsnormen,  welche  nur 
für  die  einen  gelten,  für  die  anderen  dagegen  nicht,  kann  daher 
von  vornherein  nicht  auf  allgemeine  Zustimmung  rechnen.  So- 
dann erweisen  sich  dieselben  in  vielen  Fällen  als  absolut  wir- 
kungslos, denn  über  die  Bedeutung  von  zweifelhaften  Ausdrücken 
in  schriftlichen  Verträgen  in  Handelssachen  und  Feststellung 
der  Meinung  der  Parteien  entscheidet  nicht  der  Richter,  sondern 
die  Jury;  das  nämliche  ist  dann  der  Fall,  wenn  die  Frage 
streitig  wird,  ob  der  Beweis  einer  bestimmten  Thatsache  ge- 
leistet sei  oder  nicht.  Vide  §.17  und  18  des  Buches.  Nament- 
lich bei  Charterparties  und  Versicherungspolicen  stossen  wir  oft 
auf  eine  so  eigentümliche  und  konfuse  Abfassung,  dass  der 
Richter  sich  nicht  damit  begnügt  eine  Gewohnheit  durch  Be- 
weis feststellen  zu  lassen,  sondern,  dass  er  geradezu  die  Ge- 
schworenen über  ihre  Ansicht  über  den  Vertrag  selber  befragt. 
Aus  den  Formularen  für  solche  Verträge,  welche  Wood  mitteilt, 
mag  man  sich  ein  Urteil  über  die  Zweckmässigkeit  dieser  Praxis 
bilden,  und  die  Unmöglichkeit  in  vielen  Fällen  ein  anderes  Ver- 
fahren einzuschlagen.  Sehen  wir  aber  hiervon  ab,  so  kann  der 
Nutzen  des  Buches  und  die  Geschicklichkeit  des  Verf.  nicht  in 
Abrede  gestellt  werden,  sondern  ist  voll  und  ganz  anzuerkennen. 
Die  einzelnen  Regeln  sind  den  richterlichen  Urteilen,  deren  über 
1000  zitiert  werden,  entnommen;  einzelne  werden  durch  Noten 
erläutert,  die  oft  zu  selbständigen  Ausführungen  sich  erweitern, 
und  daher  in  Anhänge  verwiesen  werden.  Den  Schluss  bilden 
zwei  Anhänge,  von  welchen  der  eine  Worte  und  Ausdrücke 
enthält,  welche  dem  Handelsverkehr  eigentümlich  sind,  und 
deren  Bedeutung  durch  richterliche  Entscheidungen  festgestellt 
ist ;  der  zweite  dagegen  gewisse  Uebungen  und  Handelsgewohn- 
heiten, deren  Existenz  feststeht.  König. 


Wood  —  Schrutka-Rechtenstamm.  71 


V.  Gerichtsverfassung  und  Zivilprozess. 

Schrutka-Rechtenstamm,  E.  v.  Zur  Dogmengeschichte 
und  Dogmatik  der  Freigebung  fremder  Sachen 
im  Zwangsvollstreckungs-Verfahren.  Dogmenge- 
schichtlicher Teil,  1.  Hälfte:  Bis  zur  Rezeption.  Berlin, 
Heymann.     1888.     125  S.     2  M.  50  Pf. 

S,  erörtert  in  der  Einleitung  die  Terminologie  des  Rechts- 
instituts, wobei  er  sich  für  den  in  Oesterreich  üblichen  Ausdruck 
„Exscindierung"  entscheidet.  Die  gründlichen  Untersuchungen 
über  die  Freigebung  fremder  Sachen  nach  r.  R.  und  über  die 
Entwickelung  in  der  Italien.  Doktrin  des  späteren  Mittelalters 
fuhren  den  Verf.  auch  auf  zwei  Probleme  von  allgemeiner  Be- 
deutung, nämlich  den  Begriff  der  summaria  cognitio  in  den 
röm.  Quellen  und  den  Gegensatz  zwischen  german.  und  röm. 
Exekutionsprinzip,  während  hinsichtlich  des  Prinzips  der  summa- 
rischen Kognition  im  Italien.  R.  des  M.A.  auf  die  Ausführungen 
von  Briegleb  und  Wach  als  unanfechtbar  lediglich  Bezug  ge- 
nommen wird.  Klein  feil  er. 

Peters,  W.     Die  Z.Pr.O  für    das  deutsche  Reich  mit   den 
Entscheidungen   des  Reichsgerichts   und   den  ein- 
schlagenden    reichsrechtlichen      Bestimmungen, 
nebst  einem  das  Gerichts  Verfassungsgesetz  und  die  Kosten- 
gesetze enthaltenden  Anhang.   Berlin,  Müller.    1888.    414  S. 
3  M.  50  Pf. 
Die  Bedeutung  des  obigen  Buches  ergibt  sich  von  selbst  aus 
dem  Titel  desselben.     Es  handelt  sich  um   eine  Handausgabe 
der  Z.Pr.O.  mit  erläuternden  Anmerkungen,  in  welchen  auf  die 
einschlägigen   Vorschriften   anderer   Reichsgesetze,    insbesondere 
der  Konkursordnung,  des  Gerichtsverfassungsgesetzes,  des  Gerichts- 
kosteiigesetzes ,     der    Rechtsanwaltsordnung,    der    Gebührenord- 
nungen,  des  Handelsgesetzbuches   u.  s.  w.  verwiesen   wird   und 
die  auf  die  Z.Pr.O.  bezüglichen  Urteile  des  Reichsgerichtes  kurz 
mitgeteilt  werden.    Bei  der  Bearbeitung  dieser  reichsgerichtlichen 
Urteile,   welche  dem  Buch  in  der  Hauptsache  seinen  Wert  ver- 
leihen, sind  nicht  bloss  die  „Entscheidungen  des  Reichsgerichts* 
benützt  worden.     Vielmehr   teilt   der  Verf.    auch   solche   Urteile 
mit,    welche   in   der  juristischen   Wochenschrift,    der   deutschen 
Juristenzeitung  und  in  Gruchot's  Beiträgen  veröffentlicht  worden 
sind.     Die  lediglich  in  anderen  Zeitschriften  oder  in  dem  Bolze- 
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sehen  Werke:  „Die  Praxis  des  Reichsgerichts  in  Zivilsachen"" 
mitgeteilten  Entscheidungen  sind  nicht  berücksichtigt.  Die  Recht- 
sprechung des  Reichsgerichts  ist  sonach  nicht  vollständig  mit- 
geteilt. Die  Mitteilungen  geben  aber  auch  nicht  überall  ein» 
genaues  Bild  dieser  Rechtsprechung.  So  wird  zu  .§.  32  unter 
Bezugnahme  auf  Entscheidung  Bd.  X,  S.  325  und  334  bemerkt 
bei  der  Anfechtung  auf  Grund  der  §.  23  der  K.O.  sei  der  Ge- 
richtsstand der  unerlaubten  Handlung  nicht  ohne  weiteres,  wohl 
aber  im  Falle  betrüglichen  Einverständnisses  zwischen  Gemein- 
schuldnern und  Gläubigern  begründet,  während  bis  in  die  neueste- 
Zeit  bezüglich  dieser  Fragen  bekanntlich  eine  erhebliche,  aus  den 
angeführten  urteilen  und  zahlreichen  anderen  Erkenntnissen  er- 
sichtliche Meinungsverschiedenheit  zwischen  den  einzelnen  Staaten 
bestand,  welche  durch  einen  Auspruch  der  vereinigten  Zivilsenate 
gehoben  werden  musste.  Ob  das  Buch  die  ihm  in  dem  Vorwort 
beigelegte  Bezeichnung  eines  „Kommentars"  zur  Z.Pr.O.  verdient^ 
kann  dahin  gestellt  bleiben.  Dagegen  ist  nicht  anzuerkennen, 
dass  dieser  „kurzgefasste  Kommentar"  geeignet  sei,  nicht  bloss- 
für  das  ganze  Reichsgebiet  als  „praktisches  Handbuch",  sondern 
auch  zugleich  für  den  angehenden  Juristen  als  ,, Lehrmittel"  zu 
dienen.  Ist  selbst  bei  dem  Gebrauch  von  Urteilssammlungen 
Vorsicht  geboten,  so  gilt  dies  in  viel  höherem  Grade  von  allen 
Büchern,  in  welchen  die  Urteile  von  Gerichten  nur  im  Auszug, 
ohne  die  Entscheidungsgründe,  mitgeteilt  werden.  Deren  Ge- 
brauch ist  nur  insoweit  empfehlenswert,  als  dadurch  eine  rasche 
Uebersicht  über  den  Stand  der  Rechtsprechung  ermöglicht  und 
das  Aufsuchen  der  Entscheidungen  erleichtert  wird.  Dagegen 
kann  derselbe  weder  die  Benützung  ausführlicher  Handbücher 
oder  Kommentare  ersetzen  noch  das  Nachlesen  der  Urteile  er- 
sparen. Zu  dem  erwähnten  Zwecke,  als  Handausgabe  für  den 
praktischen  Gebrauch  kann  das  Buch  dienen.  Petersen. 

Hellwig,    K.      Ziviprozesspraktikum.      Zum    Gebrauche 
bei     zivilprozessualen     und     konkursrechtlichen 
U  e  b  u  n  g  e  n.  Freiburg,  Mohr.   1888.  VII  und  102  S.  2  M. 
Unter   den   vielen  Vorschlägen   zur  Reform  des  juristischen 
Studiums    kehrt  regelmässig  die  Forderung  wieder ,  es  solle  die 
akademische   Lehr-   und    Lernthätigkeit    durch    schriftliche    wie 
mündliche  Behandlung  praktischer  Fälle  erspriesslicher  gestaltet 
werden.     Dem    aus    der    allseitigen  Anerkennung   dieses  Grund- 
satzes   sich    ergebenden  Bedürfnisse   nach  Sammlungen    von    für 
Anfänger   geeigneten  Aufgaben    kommt   das   vorliegende  zweck- 
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massig  angelegte  und  elegant  ausgestattete  Werkchen  entgegen, 
in  welchem  69  praktische  Fälle  zusammengestellt  sind.  Umfang 
und  Bedeutung  der  betr.  Gesetze  rechtfertigen  es,  dass  die  weit 
überwiegende  Mehi*zahl  der  Aufgaben  dem  Zivilprozess-R.  und 
nur  eine  kleine  Zahl  dem  Konkurs-R.  gewidmet  ist.  Innerhalb 
dieses  Rahmens  war  H.  bestrebt,  alle  wichtigeren  Materien  des 
Zivilprozesses  mit  Aufgaben  zu  bedenken ;  besonders  ist  auch 
die  praktisch  so  wichtige  und  vom  Studenten  gern  vernach- 
lässigte Zwangsvollstreckung  mehrfach  berücksichtigt  worden. 
Nur  das  Gebiet  der  Rechtsmittel  scheint  etwas  zu  kurz  ge- 
kommen und  ist  in  dieser  Richtung  spätere  Vermehrung  wün- 
schenswert. Die  Aufgaben  sind  teils  kurz  gefasst,  so  dass  sie 
sich  auch  zu  mündlicher  Besprechung  ohne  vorgängige  schrift- 
liche Bearbeitung  eignen ,  meist  ist  der  Thatbestand  ein  aus- 
führlicher in  Briefform  oder  in  Anlehnung  an  die  Form  von 
Schriftsatz  und  Protokoll  bezw.  als  Bericht  über  den  Verlauf 
der  mündlichen  Verhandlung  mitgeteilt.  Die  Darstellung  ist 
klar  und  vermeidet  Ueberflüssiges.  Kleinfeller. 

Schönfeld.  Die  Gebührenordnung  für  Rechtsanwälte. 
Unter  Berücksichtigung  der  Entscheidungen  des  Reichs- 
gerichts herausgegeben.  Trier,  Stephanus.  1888.  75  S. 
Karton.  1  M.  40  Pf. 
Verf.  bezeichnet  in  dem  Vorworte  seine  Arbeit  nur  als  eine 
j, Ausgabe"  der  Gebührenordnung.  Gleichwohl  ist  dieselbe  nicht 
eine  „Textausgabe  mit  Anmerkungen",  wie  sie  besonders  in  dem 
Guttentag'schen  Verlage  erschienen  sind,  sondern,  da  sie  nicht  bloss 
kurze  Noten  und  Verweise,  sondern  eine  mehr  oder  weniger  ein- 
gehende Erläuterung  jedes  Paragraphen  bringt,  ein  vollständiger 
Kommentar  der  Gebührenordnung,  der  sich  von  dem  Willen- 
bücher'schen  Kommentar  (in  dessen  Kostenfestsetzungsverfahren) 
nur  durch  grössere  Kürze  und  Beschränkung  auf  das  für  die 
Praxis  notwendigste  unterscheidet.  Praktische  Zwecke  sind  es 
aber  auch  allein,  die  Verf.  verfolgt:  er  bietet  seine  Ausgabe 
nicht  bloss  den  Organen  der  Rechtspflege,  sondern  auch  dem 
beteiligten  Publikum  für  die  Durchsicht  der  Kostenrechnungen. 
Mit  Recht  hat  daher  Verf.  die  einschlagenden  Entscheidungen 
des  Reichsgerichts  besonders  ausführlich  berücksichtigt,  und 
zweckmässig  hat  er  ausser  einem  Sachregister  und  einer  Gebühren- 
berechnungstafel noch  ein  Verzeichnis  der  Paragraphen  des 
G.V.G.,  der  Z.Pr.O.,  der  Str.Pr.O  und  der  K.O.,  für  die  die  Ge- 
bührenordnung Bestimmung  trifft,  beigefügt.      Roedenbeck. 
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VI.  Strafrechtswissenschaft. 

Liszt,  V.  Abbandlungen  des  kriminalistischen  Semi- 
nars in  Marburg.  I.  Bd.,  I.Heft:  Der  Italien.  Straf- 
gesetzentwurf von  1887  (Entwurf  Zanardelli). 
I.  Buch,  allgem.  Teil.  Freiburg,  Mohr.  1888.  1  M.  50  Pf. 
Die  uns  mit  dem  vorliegenden  1.  Heft  der  Abhandlungen 
des  kriminalistischen  Seminars  zu  Marburg  in  Aussicht  gestellten 
Arbeiten  sollen  nach  den  einleitenden  Worten  des  Herausgebers  alle 
Zweige  der  gesamten  Sträfrechtswissenschaft  umfassen,  d.  h.  ohne 
dass  das  Straf-R.  als  streng  juristische  Wissenschaft  vernach- 
lässigt werden  dürfte,  durch  kriminalbiologische  und  kriminal- 
soziologische Untersuchungen  ,  durch  geschichtliche  und  rechts- 
vergleichende Essays  einer  gesunden  Kriminalpolitik  zu. 
dienen  suchen.  Zweifellos  gewinnen  derlei  Detailarbeiten  durch 
die  einheitliche  Leitung,  die  ihnen  innerhalb  eines  akademischen 
Seminars  gesichert  ist.  Der  Herausgeber  eröffnet  die  Reihe  der 
Veröffentlichungen  mit  einer  kritischen  Besprechung  des  neuesten 
Italien.  Strafgesetzentwurfes,  die  er  der  Universität  Bologna  zu 
ihrer  Jubelfeier  widmet.  Trotz  der  mancherlei  Ausstellungen,  die 
einzelne  Bestimmungen  und  gewisse  prinzipielle  Anschauungen  des 
italien.  Gesetzgebers  durch  den  Verf.  erfahren,  zollt  er  dem  Ge- 
setzgebungswerk doch  seine  Anerkennung.  Sie  ist  auch  in  der 
That  wohlverdient,  denn  der  Fortschritt,  den  der  Entwurf  Zanar- 
delli bedeutet,  besteht  vor  allem«  darin,  dass  die  ausgetretenen 
Geleise  des  franz.  R.  definitiv  verlassen  sind  und  in  vielen  Punkten 
gewisse  allgemein  feststehende  Ergebnisse  der  neuesten  Strafrechts- 
wissenschaft   positiv    rechtliche    Anerkennung    gefunden    haben. 

Ullmann. 

Holtzendorff,  F.  v. ,  und  Jagemann,   E.  v.     Handbuch  des 

GefängniswesensinEinzelbeiträgenvonBär,Ekert, 

Föhring,    Fuchs,    Goos,    Holtzendorff,    Jagemann, 

Kirn,  Krauss,   Krohne,    Liszt,    Mischler,    Ribstein, 

Sichart,    Streng,    Voit    und    Wahlberg.     Hamburg, 

Richter.     1888.     1.  Bd.  XXII  und  511  S.  mit  3  Tafeln  und 

38  Plänen;    2.  Bd.  XV  und  543  S.  mit    5  Tafeln.     50  M. 

Dem  in  zwei  stattlichen  Bänden  vollendet  vorliegenden  Werk 

standen  besonders   zwei   in   der  Natur    der  Aufgabe   begründete 

Schwierigkeiten  im  Wege,  die  grosse  Mannigfaltigkeit  des  ganz 
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verschiedenartigen  Wissenszweigen  angehörigen  Stoffes,  die  hier 
unbedingt  zur  Arbeitsteilung  nötigte  und  der  Umstand,  dass 
manche  wichtige  Frage  sich  noch  im  Flusse  befindet.  Ebenso 
gross  als  diese  Schwierigkeiten  war  aber  auch  das  Bedürfnis 
nach  einer  auf  wissenschaftlicher  Methode  und  Durcharbeitung 
des  gesamten  Stoffes  beruhenden  Darstellung  der  bisherigen  Er- 
gebnisse gelehrter  und  praktischer  Arbeit  auf  dem  Gebiete  des 
Gefängniswesens,  an  welcher  Arbeit  sich  seit  100  Jahren  alle 
zivilisierten  Völker  beteiligten.  Die  Herausgeber  haben  diese 
Schwierigkeiten  überwunden  und  eine  Lücke  in  der  Litteratur 
der  deutschen  Staats-  und  Rechtswissenschaft  ausgefüllt,  indem 
sie  ein  abgerundetes  Bild  der  geschichtlichen  Entwickelung  und 
des  gegenwärtigen  Standes  der  Gefängnisfrage  sowie  eine  ein- 
gehende Darstellung  aller  besonderen  Zweige  der  Gefängniskunde 
lieferten,  durch  diese  üebersicht  über  das  Errungene  zugleich 
eine  feste  Grundlage  schaffend  für  weitere  Fortschritte. 

Der  Stoff  ist  auf  12  Bücher  verteilt,  von  denen  4  den  1., 
die  übrigen  8  den  2.  Bd.  bilden.  Das  1.  Buch  vereinigt  3  Ab- 
handlungen unter  dem  Titel  „Wissenschaftliche  Grundlagen  der 
Gefängniskunde".  v.  Holtzendorff  bestimmt  den  Begriff  „ Ge- 
fängniskunde"  als  die  Gesamtheit  aller  auf  die  Einrichtung  und 
Handhabung  der  Gefängnisanstalten,  vornehmlich  aber  der  Straf- 
anstalten bezüglichen  Grundsätze,  Lehren  und  Regeln,  er  schildert 
die  bei  Darstellung  der  Gefängniskunde  beobachteten  Methoden, 
erörtert  die  Beziehungen  der  Rechtswissenschaft,  praktischen 
Philosophie,  Politik  und  Staatsverwaltungslehre,  endlich  der  Natur- 
wissenschaften zur  Gefängniskunde  und  gibt  eine  üebersicht  über 
die  allgemeine  Litteratur  des  Gefängniswesens.  Im  2.  Abschnitt 
behandelt  Kirn  die  Kriminalpsychologie  in  ihren  Beziehungen 
zum  Gefängniswesen ,  er  bezeichnet  den  Standpunkt ,  den  die 
Kriminalpsychologie  in  der  Frage  der  Willensfreiheit  einzunehmen 
hat,  teilt  die  Verbrecher  nach  ihren  psychischen  Eigenschaften 
in  Gelegenheits-  und  Gewohnheitsverbrecher,  resümiert  die  Er- 
gebnisse der  Forschungen  der  Franzosen,  Engländer,  Italiener  und 
Deutschen  und  knüpft  hieran  kritische  Bemerkungen.  Mi  seh  1er 
betrachtet  die  Kriminalstatistik  als  Erkenntnisquelle,  die  Grund- 
sätze für  Sammlung  der  erheblichen  Thatsachen,  ihre  Verarbei- 
tung und  ihren  Wert  für  Schlüsse  (3.  Abschnitt).  Diese  Abhand- 
lung wird  unterstützt  durch  3  Tafeln  über  die  offizielle  Kriminal- 
statistik in  Deutschland,  Oesterreich,  Frankreich  und  Italien, 
sowie  über  die  Gefängnisstatistik  der  letzteren  drei  Länder  in 
administrativer  und   sozialer   Hinsicht.     Das   2.  Buch   hat   zum 
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Gegenstand  Geschichte  und  Stand  der  Gefängnisreform.  Wahl- 
berg beschreibt  die  Gesamtentwickelung  des  Gefängniswesens 
seit  der  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  unter  scharfer  Charakteristik 
der  einzelnen  Entwickelungsphasen  und  die  sich  in  denselben  ab- 
lösenden, teilweise  noch  heute  bekämpfenden  Systeme.  In  be- 
sonderem Kapitel  verweist  W.  auf  die  soziale  Hilfsthätigkeit, 
Kongresse  und  Reisestudien  als  die  bildenden  Elemente  der  Ge- 
fängnisreform und  lässt  „Streiflichter  auf  den  Stand  und  die 
aktuellen  Ziele  der  Gefängnisreform"  fallen,  folgende  Forderungen 
aufstellend:  Zulässigkeit  einer  Anhaltung  des  entlassenen  Sträf- 
lings in  der  Zwangsarbeitsanstalt,  Behandlung  des  Strafvoll- 
zugs als  Justizsache,  Verwendung  von  im  Gefängnisdienst  ge- 
schulten Justizbeamten,  akademische  Vorträge  über  Gefängnis- 
wissenschaft, Strafvollzugsgesetz,  Individualisierung,  Ermöglichung 
sozialer  Rehabilitation  gebesserter  Sträflinge,  Präventivmassregeln, 
gesellschaftliche  Mithilfe.  Dieser  Universalgeschichte  der  Ge- 
fängnisreform folgt  eine  Darlegung  der  Geschichte  und  des  Standes 
der  Gefängnisreform  in  den  einzelnen  Staaten.  Die  Schilderung 
des  deutschen  Gefängniswesens  seit  1830  wird  eingeleitet  mit 
Betrachtungen  über  „gemeinsame  Bestrebungen  und  Errungen- 
schaften" von  Jagemann,  welcher  in  grossen  Zügen  die  Be- 
ziehungen des  Str.G.B. ,  G.V.G.  und  der  Str.Pr.O.  zur  Regelung 
des  Strafvollzugs,  ferner  den  Inhalt  des  Entwurfs  eines  Reichs- 
strafvollzugsgesetzes sowie  die  Gründe  seines  Scheiterns  würdigt. 
Angaben  über  die  besonderen  Verhältnisse  des  Gefängnis wesens 
in  Elsass-Lothringen  und  des  Militärgefängniswesens  bilden  den 
Uebergang  zu  den  folgenden  Kapiteln,  welche  sich  mit  den  Zu- 
ständen in  den  einzelnen  deutschen  Staaten  befassen,  v.  Liszt 
schildert  die  Entwickelung  und  gegenwärtigen  Verhältnisse  in 
Preussen,  Sachsen  und  den  übrigen  norddeutschen  Staaten,  Jage- 
mann  hat  Baden,  Streng  die  Länder  Bayern  und  Württemberg 
zum  Gegenstand  seiner  Darstellung  gemacht;  überall  ist  auf  das 
herrschende  System,  die  Ausbreitung  der  Zellenhaft,  auf  den 
Wechsel  der  Strafgesetzgebung,  die  Disziplinarstrafen,  Speisetarife 
und  ähnliche  Einzelheiten  Rücksicht  genommen;  v.  Liszt  teilt 
auch  eine  Uebersicht  der  preuss.  Anstalten  mit  und  bezeichnet 
am  Schlüsse  des  Preussen  gewidmeten  Kapitels  seine  Reform- 
vorschläge: Bruch  mit  den  kurzzeitigen  Freiheitstrafen  und  den 
kleinen  Gerichtsgefängnissen,  Verbindung  des  ganzen  Gefängnis- 
wesens in  einer  Hand  (Oberleitung),  Verbindung  der  Prävention 
mit  der  Repression.  In  die  Bearbeitung  des  ausländischen  Ge- 
fängniswesens innerhalb  Europa   haben    sich  geteilt  Jage  mann 
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(Schweiz,  Italien,  Spanien,  Portugal,  Griechenland,  Türkei,  Donau- 
staaten, engl.  Besitzungen  in  Südeuropa),  v.  Liszt  (Oesterreich- 
Ungarn,  Frankreich,  Belgien,  Niederlande)  und  (toos  (Gross- 
britannien, Dänemark,  Norwegen,  Schweden,  Russland).  Das 
aussereuropäische  Gefängniswesen  ist  wieder  von  Jagemann 
dargestellt,  welcher  berücksichtigt:  China,  Japan,  Verein.  Staaten 
von  Nordamerika,  Mexiko,  Guatemala,  Brasilien,  südamerikanische 
Republiken  und  die  europäischen  Kolonien  in  den  fremden  Welt- 
teilen. Im  3.  Buch  (die  rechtlichen  Prinzipien  des  Strafvollzugs) 
untersucht  v.  Holtzendorff  das  Verhältnis  der  Straftheorien 
zum  Strafvollzug  und  kommt  zu  dem  Ergebnis,  dass  keine  Theorie 
für  sich  allein  ausreichen  kann ;  das  Wesen  der  Strafe  ist  ein 
zu  reiches,  als  dass  eine  Formel  allgemeine  Anerkennung  finden 
könnte.  „Wo  der  primäre  Vergeltungszweck  der  Strafe  uner- 
reichbar geworden  .  .  .  muss  im  Wege  natürlicher  Progression 
ihrer  Insuffizienz  durch  das  Eintreten  eventueller  Sicherungs- 
strafe abgeholfen  werden."  v.  Holtzendorff  würdigt  sodann 
die  einzelnen  Freiheitsstrafen ,  die  Grundsätze  betr.  gesetzliches 
Strafmass,  richterliche  Strafzumessung,  Berechnung  der  Straf- 
dauer, bedingte  Entlassung,  sowie  die  Rechtsgrundsätze  für  Ord- 
nungsstrafen, Sicherheits-,  Schuld-  und  Untersuchungshaft.  Die 
Gefängnisbaukunst  (4.  Buch)  behandelt  Krohne  unter  Berück- 
sichtigung der  Geschichte,  der  neueren  Grundsätze  und  der  Kosten- 
frage ;  eine  sehr  wertvolle  Beigabe  bilden  die  38  Pläne  von  älteren 
und  neueren  Gefängnisbauten  nebst  ihren  Einzelheiten  (Aufseher- 
wohnung, Zelleneinrichtung). 

Während  der  1.  Bd.  die  allgemeinen  Grundlagen  der  Ge- 
fängniskunde in  sich  vereinigt,  haben  die  8  Bücher  des  2  Bd. 
die  einzelnen  Zweige  des  Gefängniswesens  zum  Gegenstande, 
Zunächst  entwirft  Jagemann  (5.  Buch)  ein  Bild  von  dem  „Orga- 
nismus der  Gefängnisverwaltung  nach  Ort  (Arten  der  Gefängnisse), 
Personen  und  Gegenstand  des  Dienstes  (verschiedene  Dienstzweige, 
Zusammenwirken,  Aufsicht).  Das  6.  Buch  über  „Gefängnisdis- 
ziplin und  Individualisierung"  enthält  die  allgemeinen  Regeln  für 
die  Behandlung  der  Gefangenen.  Aufnahme  und  Behandlung 
während  der  Gefangenschaft  schildert  Ekert  unter  Berücksich- 
tigung der  wichtigeren  partikulären  Vorschriften  und  unter 
Würdigung  der  drei  Hauptgrundsätze:  Generalisierung,  Klassifi- 
zierung und  Individualisierung ;  besondere  Kapitel  sind  der  Haus- 
ordnung, dem  Verkehr  mit  den  Gefangenen,  der  Behandlung 
ihres  Vermögens,  Belohnungen  und  Disziplinarstrafen  gewidmet. 
Die  Behandlung  bei   der  Entlassung   wegen  Versetzung,  Unter- 
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brechung  oder  Aufhebung  des  Strafvollzugs  und  nach  der  Ent- 
lassung beschreibt  Jagemann  unter  Hervorhebung  der  drei 
Entlassungsgründe:  Aufhebung  der  Verurteilung,  Begnadigung 
und  bedingte  Freilassung,  sowie  die  Stellung  der  vorläufig  Ent- 
lassenen. Mit  warmen  Worten  schildert  Krauss  Aufgabe  und 
Bedeutung  der  Gefängnisseelsorge,  welche  in  erster  Linie  berufen 
ist,  darauf  hinzuwirken,  dass  der  Sträfling  das  Gefängnis  als 
neuer  Mensch  verlasse;  nach  Erläuterung  der  Organisation  des 
Seelsorgerdienstes  und  der  einzelnen  Zweige  der  geistlichen  Thätig- 
keit  verweist  er  in  einem  Schlusswort  auf  Notwendigkeit  und 
Art  der  Durchführung  einer  Seelsorge  in  kleinen  Gefängnissen. 
In  demselben  Buch  ist  das  Bildungswesen  dargestellt  von  Streng, 
welcher  neben  Zweck  und  Einrichtung  der  Gefängnisschule  auch 
den  anderen  Bildungsmitteln,  dem  Unterricht  ausserhalb  der 
Gefängnisschule,  Gesang,  Musik,  sowie  der  Bibliothek  eine 
treffliche  Würdigung  zu  teil  werden  lässt  und  schliesslich  die 
Notwendigkeit  betont,  den  Gefangenen  an  Sonntagen  Ruhe  und 
geistliche  Erholung  zu  gewähren.  Im  8.  Buch  gibt  Voit  einen 
üeberblick  über  die  wichtigsten  Grundsätze  für  die  Ernährung 
der  Gefangenen,  während  Kirn  die  sonstige  Gefängnishygiene 
in  Bezug  auf  Kleidung,  Lagerstätte,  Luftgenuss,  Bewegung,  Bäder 
und  Arbeit,  sowie  die  Krankenpflege  und  Einrichtung  des  Kran- 
kenhauses behandelt.  Das  von  Jagemann  bearbeitete  9.  Buch 
über  die  Gefängnisarbeit  erörtert  die  einschlägigen  Fragen  sowohl 
vom  strafpolitischen  als  vom  ökonomischen  und  rechtlichen  Stand- 
punkte aus,  wobei  besonders  der  Einfluss  der  Haftsysteme  auf 
die  Arbeit,  der  Wert  der  verschiedenen  Betriebsformen,  das  R. 
auf  Arbeit,  das  R.  auf  den  Ertrag,  Verdienstanteile  nnd  Arbeits- 
geschenke, sowie  die  Verwendung  derselben  eingehend  besprochen 
werden.  Das  10.  Buch  betifft  die  Spezialanstalten ,  von  wel- 
chen die  polizeilichen  Verwahrungsanstalten  und  Arbeitshäuser 
Sichart  behandelt,  nicht  ohne  zum  Schluss  mit  Reformvor- 
schlägen hervorzutreten.  Im  2.  Abschnitt  erörtert  Fö  bring  die 
Zwangserziehung  und  die  Bestrafung  Jugendlicher,  indem  er  zu- 
nächst den  gegenwärtigen  Stand  der  Fragen  in  den  wichtigsten 
europäischen  Staaten  schildert,  dann  die  verschiedenen  Systeme 
und  die  Einzelheiten  der  Zwangserziehung  (Personal,  Dauer,  Ein- 
richtung, Hausordnung,  Unterricht,  Arbeit)  sowie  die  bezüglichen 
gesetzlichen  Bestimmungen  mitteilt.  Den  3.  Abschnitt  über  die 
Kriminalirrenanstalten  und  Invalidengefängnisse  lieferte  Rib- 
stein,  welcher  nach  einer  kritischen  Untersuchung  der  verschie- 
denen Systeme  den  Stand  der  Frage  in  Grossbritannien,  Deutsch- 
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land,  Frankreich,  Belgien,  Italien  und  einigen  anderen  Ländern  dar- 
legt. Im  Kahmen  des  11.  Buches  (Unterstützung  des  Staates  durch 
die  Gesellschaft)  schildert  Fuchs  die  geschichtliche  Entwickelung 
und  den  heutigen  Stand  der  Schutzvereine,  sowie  ihre  Thätigkeit, 
Kraus s  die  „sonstige  Prophylaxe"  durch  Sonntagsfeier,  Jugend- 
erziehung,  Volkserziehung,  Wohlfahrtspflege,  Bekämpfung  der 
Trunksucht  und  Unzucht,  des  Bettels,  der  Landstreicherei,  endlich 
die  besonderen  Einrichtungen  der  Naturalverpflegungstationen 
und  der  Arbeiterkolonien.  Das  12.  Buch  fasst  die  „wirklichen 
Ergebnisse  der  Staats-  und  Gesellschaftsthätigkeit"  zusammen. 
Die  finanziellen  Ergebnisse  weist  Krohne  nach  unter  Berück- 
sichtigung der  Kostenersatzpflicht,  des  Reinertrages  der  Gefängnis- 
arbeit und  des  Einflusses  der  Verschiedenheit  der  Haftsysteme; 
seine  Auseinandersetzungen  werden  unterstützt  durch  die  im 
Anhang  beigefügten  Tafeln,  welche  die  finanziellen  Ergebnisse 
in  verschiedenen  Ländern  veranschaulichen.  Morbidität  und  Mor- 
talität beschreibt  Bär,  welcher  die  Vergangenheit,  die  Gegen- 
wart, die  ausländischen  Verhältnisse  den  deutschen  vergleichend 
gegenüberstellt  und  die  Ursachen  der  grösseren  Sterblichkeit  in 
den  Gefängnissen,  besonders  den  Einfluss  der  Haftdauer,  das 
Lebensalter  und  die  Haftdisziplin  untersucht.  Mischler  be- 
richtet über  die  Hauptergebnisse  in  moralischer  Hinsicht,  indem 
er  die  Ursachen  der  Verbrechen  darlegt ,  die  besonderen  ver- 
brecherischen Neigungen  verschiedener  Nationen,  Berufsstände, 
Altersklassen  ,  endlich  die  Bewegung  der  Kriminalität  und  ihre 
Ursachen  untersucht.  Die  „Rückfälligkeit"  bildet  den  Gegenstand 
einer  besonderen  Abhandlung  Sichart's,  der  darauf  hinweist, 
dass  der  Rückfall  nur  verhindert  werden  kann,  wenn  der  Straf- 
vollzugsbeamte unterstützt  wird  durch  Gesetzgebung,  richterliche 
Strafzumessung  und  freiwillige  Thätigkeit  der  Gesellschaft,  indem 
der  Zweckgedanke  der  Strafe  überall  verwirklicht  wird  durch 
Abschreckung  der  Gelegenheitsverbrecher,  Besserung  der  Besse- 
rungsfähigen und  Unschädlichmachung  der  Unverbesserlichen. 
Das  alphabetische  Sachregister  erleichtert  die  Benützung  des 
umfangreichen  Werkes,  welches  durch  das  gewissenhafte  Streben 
aller  Mitarbeiter  nach  Vollständigkeit  und  durch  die  Berück- 
sichtigung der  Zustände  und  Litteratur  aller  zivilisierten  Völker 
auf  lange  Zeit  den  Ausgangspunkt  für  alle  weiteren  Arbeiten 
bilden  dürfte.  Kleinf eller. 
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VII .   Kirchenrecht. 

Schmitt,  P.     Die  Kultusbaulast  mit  besonderer,  Berücksich- 
tigung der  Partikular-ß.  in  Franken.     Regensburg,  Manz. 
1888.     XVI  u.  408  S.     4  M.  80  Pf. 
Der   geschichtlichen  Entwickelung   des   allgemeinen   Ur- 
sprungs  und   der  Verweltlichung   des  Kirchengutes   (S.  1—20), 
insbesondere  der  Grundabgaben  (S.  6)  und  des  geistlichen  Zehntes 
(S.  31 — 48),    der  Verwaltung   des    Gotteshausvermögens    (S.  49 
bis    59)   und    der    Baupflicht    der    Besitzer    geistlicher    Zehnten 
(S.  60 — 73)  folgt  eine  gediegene  dogmatische  Abhandlung  über 
die  Träger  (S.  74—240),  den  Inhalt  (S.  241—272)  und  die  Siche- 
rung (S.  273  —  276)    der   primären    (S.   74—107)  wie  der  sekun- 
dären   (S.  108—181)   Baupflicht   nach  gemeinem  (S.  74,  108, 
224,  277  ff.),  (kur-)bayer.  (S.  140  und  273),  Mainzer  (S.  100  bis 
107,  378  f.).  Fuldaer  (S.  150,  207,  217,  334  und  397),   haupt- 
sächlich aber  Würzburger  R.,  welches  auch  in  bad.  (S.  189  und 
375)  sowie  Württemberg.  Gebietsteilen  (S.  161,  191  f.)  noch  gilt. 
Dasselbe   weicht  vom  Trienter  Konzile  S.  XXI   c.  7   de   reform, 
darin  ab,  dass  den  Kirchengemeinden  vorweg  die  in  die  Kirchen 
nicht  eingebauten  Türme  (S.  368 — 378)  und  bei  allen  Kultus- 
bauten   diejenigen    Leistungen    zur   Last   fallen,    welche    durch 
Hand-   und   Spanndienste   (S.  379 — 391)    abverdient   werden 
können.     Auch  obliegt  an  Stelle  der  Pfründenbesitzer  die   Bau- 
last der  Pfründengebäude  regelmässig  demjenigen ,    welcher  den 
jährlichen  Baukanon  seitens  der  Pfründenbesitzer  erhebt  (S.  224 
bis   241).      Dass    sonstige    Abweichungen ,    namentlich    auch    zu 
gunsten  der  Zehntbesitzer  (S.  182 — 223),  in  (Ost-)Franken  nicht 
herkömmlich  sind,    wird    aus    den  „Protokollbüchern   der  geist- 
lichen Regierung  von  Würzburg "  (XIV)  1687—1792   und  zahl- 
reichen,   noch  nicht  veröffentlichten  Urkunden,    namentlich    des 
bischöflichen    Archivs    zu    Würzburg,    dargethan.      Von    allge- 
meinem Interesse  ist  namentlich  auch  der  Nachweis  (S.  298  bis 
367),  dass  hinsichtlich  der  Kultusgebäude  ehedem  an  Stifter  oder 
Klöster  inkorporierter  Pfarreien  und  Pfründen  dem  Staate 
oder  Standesherrn,    welchem   der  Reichsdeputationshauptschluss 
vom  25. /IL  1803  solche  Stifter  oder  Klöster  inkorporierte,  die  pri- 
märe Baupflicht   obliegt,    soweit   nicht   etwa  eigene  Baufonds 
noch  fortbestehen.    Den  Schluss  (S.  392—408)  bildet  das  Namen- 
und  Sachresfister.  F.  G  ei  gel. 
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VIII.  Staats-  und  Yerwaltungsrecht. 

Schmitz,  J.     Sammlung  der  Bescheide,  Beschlüsse  und 
Rekursentscheidungen  des  Reichsversicherungs- 
amts  nebst   den  wichtigsten  Rundschreiben  des- 
selben.    1.   Bd.     Berlin   1888.     XVI   u.   334  S.     6  M., 
geb.  7  M. 
Verf.,  als  Herausgeber  der  „Arbeiterversorgung"  sowie  zahl- 
reicher   Handausgaben    und    Erläuterungen    der    neuen    Sozial- 
gesetze  bekannt,   bietet   im    vorliegenden  1.  Bande  der  obenbe- 
zeichneten Sammlung,    welchem   spätere  Ergänzungshefte  folgen 
sollen,   eine  systematische  Zusammenstellung  der  Rechtssprüche 
und  allgemeinen  Anordnungen  des  Reichsversicberungsamts ,  mit 
Ausnahme    der    nur   auf    die    abgeschlossene    Organisation    be- 
züglichen.    Sie  gliedert   sich   in   die   5  Hauptabschnitte:    Allge- 
meine Bestimmungen  (Versicherungspflicht),  Unfallfürsorge,  Be- 
triebsunternehmer und    Berufsgenossenschaften,   Teilnahme   der 
Arbeiter   an    der  Unfallversicherung,   Unfallverhütung.      Unter 
diesen  Hauptgesichtspunkten  werden  wiederum  systematisch  ein- 
geordnet   über    300    Aussprüche    des    obersten    Sozialhofes    des 
Reichs    vorgeführt    und    zwar    soweit    nötig    unter    zweckent- 
sprechender  Vorausschickung   kurzer   Thatbestände.     Eine    ver- 
gleichende Uebersicht   der  mitgeteilten   Erlasse    (S.  XV  f.)   mit 
den   Stellen,    wo   selbige   in   den    „Amtlichen    Nachrichten"  des 
Reichsversicherungsamtes   abgedruckt    sind,    und    ein   sehr   ein- 
gehendes alphabetisches  Register  erleichtern  die  Orientierung. 

Leuthold. 


IX.  Internationales  Recht. 

Pomeroy,  J.  N.  Lectures  of  International  Law  in  Time 
of  Peace,  edited  by  Theodore  Salisbury  Woolsey. 
Boston   and  New- York,    Houghton,  Miflflin  and  Company. 

1886.    481  S. 

Es  sind  dies  Vorlesungen,  welche  Pomeroy  in  den  Jahren 
1866  und  1867  an  den  Rechtsschulen  von  New-York  und  Kali- 
fornien gehalten,  und  die  nach  seinem  Tode  Woolsey  mit  einigen 
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Anmerkungen  und  Ergänzungen  herausgegeben  hat.  Sie  beziehen 
sich  nur  auf  das  Völker -R.  in  Friedenszeit  und  auch  hier 
musste  der  Abschnitt  über  die  Gesandtschaften  von  dem  Heraus- 
geber beigefügt  werden.  Das  Völker -R.  in  Zeiten  des  Kriegs 
fehlt  ganz.  In  vielen  Beziehungen  steht  P.  auf  einem  Stand- 
punkt, den  wir  hierzulande  als  veraltet  anzusehen  gewohnt 
sind.  Das  Völker -R.  gehört  nach  seiner  Ansicht  eher  der  Ethik 
als  dem  R.  an  und  unter  seinen  Quellen  werden  angeführt, 
das  göttliche  Gesetz,  die  Vernunft,  Geschichte,  Schriften  von 
Rechtsgelehrten  und  Urteile  von  Gerichten ,  daneben  Anerken- 
nung und  Verträge,  nicht  aber  Landesgesetze.  Dieser  Abschnitt^ 
sowie  die  Darlegung  der  allgemeinen  Grundsätze  des  Völker -R» 
würde  eine  Herausgabe  nach  20  Jahren  nicht  gerechtfertigt 
haben.  Dagegen  enthält  das  Buch  Abschnitte  und  Vorlesungen,, 
welche  unter  dem  frischen  Eindruck  des  Sezessionskrieges,  sowie 
des  französisch  -  Österreich,  und  des  deutsch  -  österreichischen  ge- 
schrieben und  gehalten  worden  sind,  und  diese  sind  es,  welche- 
den  Vorlesungen  die  Ehre  des  Druckes  verschafft  haben.  Dahin 
gehört  der  Abschnitt  über  die  Auslieferung.  Sie  muss  nach  der 
Ansicht  des  Verf.  auf  Verträgen  beruhen,  und  selbst  wenn  die- 
selbe ohne  solche  anerkannt  wird ,  so  darf  sie  sich  doch  nicht 
auf  die  eigenen  Angehörigen  erstrecken ,  ein  Standpunkt ,  der 
nicht  mehr  auf  allgemeine  Anerkennung  Anspruch  zu  erheben 
vermag.  Ausführlich  verbreitet  sich  P.  über  das  R.  eines- 
Staates,  seine  eigenen  Bürger  zu  schützen ,  und  die  Vereinigten 
Staaten  sind  wiederholt  in  den  Fall  gekommen ,  von  diesem  R. 
Gebrauch  zu  machen.  Die  seiner  Zeit  viel  besprochenen  Fälle 
von  Koszta  und  Tonsig  werden  hier  nochmals  an  der  Hand  be- 
kannter diplomatischer  Aktenstücke  erörtert.  Von  besonderem 
Interesse  ist  der  Fall,  wo  ein  in  Amerika  naturalisierter  Preusse 
nach  Preussen  zurückkehrte  und  alsdann  zum  Militärdienst  an- 
gehalten wurde.  Wheaton  gab  ihm  auf  seine  Beschwerde  fol- 
gende Antwort:  Had  you  remained  in  the  U.  St.,  or  visited 
anyother  foreign  country  (except  Prussia)  on  your  lawful  bu- 
siness,  you  would  have  been  protected  by  the  American  autho- 
rities  at  home  and  abroad  in  the  enjoyment  of  all  your  rights 
and  Privileges  as  a  naturalized  Citizen  of  the  U.  St.  But  having 
returned  to  the  country  of  your  birth,  your  native  domicil 
and  national  character  revert  (so  long  as  you  remain  in 
the  Prussian  dominions) ,  and  you  are  bound  in  all  respects  to 
obey  the  laws,  exactly  as  if  you  had  never  emigrated.  P.  hält 
dafür,  es  sei  diese  Ansicht  nicht  korrekt  und  entspreche  den  all- 
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gemeinen  Anschauungen  in  Ameiika  nicht,  und  hierfür  sprechen 
auch  die  in  neuerer  Zeit  von  den  Vereinigten  Staaten  abgeschlos- 
senen Verträge  mit  verschiedenen  europäischen  Staaten.  Solange 
übrigens  dieselben  das  durch  Naturalisation  erworbene  Staats- 
bürger-R.  eines  Ausländers  durch  Domizilierung  desselben  im 
Auslande  wieder  erlöschen  lassen ,  haben  sie  kein  R.,  von  aus- 
wärtigen Regierungen  unbedingte  Anerkennung  desselben  zu 
verlangen.  P.  kommt  sodann  im  7.  Kapitel  auf  die  Anerken- 
nung zu  sprechen  von  neuen  Staaten  oder  neuen  Titeln,  nament- 
lich aber  auf  die  Anerkennung  als  kriegführende  Partei,  weil 
ein  Teil  eines  Staates  sich  von  dem  Reste  desselben  trennt  und 
die  Anerkennung  als  kriegführende  Partei  verlangt.  Der  Ab- 
schnitt ist  noch  unter  dem  frischen  Eindruck  des  amerikanischen 
Bürgerkrieges  geschrieben.  England  hatte  die  Südstaaten  als 
kriegführende  Partei  anerkannt,  und  hierüber  hatten  sich  die 
Vereinigten  Staaten  beschwert  und  geltend  gemacht,  es  sei  dadurch 
die  Sache  der  Rebellion  gekräftigt  und  der  Krieg  verlängert 
worden.  Gegen  die  Richtigkeit  dieser  Auffassung  spricht  sich 
P.  ganz  bestimmt  aus,  indem  er  ausführt,  es  sei  diese  Anerken- 
nung auch  im  Interesse  der  Vereinigten  Staaten  gewesen,  da  sie 
ohne  anerkannten  Kriegszustand  keine  Blockade  hätten  durchführen 
und  keine  Kreuzer  hätten  aussenden  können.  Sie  hätten  daher 
keinen  Grund  gehabt,  sich  über  die  von  Frankreich  und  Eng- 
land getroffenen  Massregeln  zu  beschweren.  Auch  die  Vereinigten 
Staaten  würden  Irland  in  einem  Aufstande  gegen  England  als 
kriegführende  Partei  anerkennen,  wenn  die  Irländer  imstande 
wären,  eine  Regierung  zu  organisieren  und  sich  in  einem  grösse- 
ren Theile  des  Landes  zu  behaupten.  Diese  Theile  des  Buches 
gehören  zu  denjenigen,  welchen  dauerndes  Interesse  nicht  abzu- 
sprechen ist.  König. 

Heilborn,  P.    Rechte  und  Pflichten  der  neutralen  Staa- 
ten in  Bezug  auf  die  während  des  Krieges  auf  ihr 
Gebiet  übertretenden    Angehörigen   einer   Armee 
und    das    dorthin    gebrachte    Kriegsmaterial    der 
krieg  führenden  Parteien.    (Von  der  Bluntschli-Stiftung 
gekrönte  Preisschrift.)   Berlin,  Springer.    1888.    83  S.   2  M. 
Wir  beschränken   uns  um  so  mehr  auf  ein  kurzes  Referat, 
als  ein  ausführliches,  von  uns  als  Vorsitzendem  des  Preisgerichts 
der  Bluntschli-Stiftung  ausgearbeitetes  Gutachten    an  einem  an- 
deren Orte  im  Druck  erscheinen  wird. 

Ehe  der  Verf.  zur  Behandlung  der  beiden  Hauptgegenstände 
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der  Preisarbeit  übergeht,  beantwortet  er  die  Frage:  ob  es  ein 
jus  passagii  innocui  gebe.  Bei  der  Behandlung  des  ersten  Haupt- 
gegenstandes unterscheidet  der  Verf.  Combattanten,  Nichtcombat- 
tanten,  Verwundete  und  Kranke  und  Kriegsgefangene,  welche 
von  den  Uebertretenden  auf  neutrales  Gebiet  gebracht  werden. 
Das  auf  neutrales  Gebiet  verbrachte  Kriegsmaterial  behandelt 
der  Verf.  unter  drei  Rubriken:  1)  die  Beschlagnahme,  2)  den 
Umfang  der  Beschlagnahme  und  3)  das  Pfand -R.  Der  Verf. 
behandelt  dann  noch  speziell  die  Insurrektions-  und  Bürgerkriege, 
die  Ursache  des  Uebertrittes ,  die  neutralisierten  und  solche 
Staaten,  welche  sich  für  neutral  erklärt. 

Der  Umstand,  dass  die  beiden  Hauptfragen  nie  Gegenstand 
einer  ihnen  speziell  gewidmeten  Monographie  geworden  und  dass 
diese  Fragen  vielfach  in  den  letzten  Kriegen  in  Betracht  ge- 
kommen, motivierten  zur  Genüge  die  Stellung  der  Preisaufgabe. 
Der  Verf.  hat  die  einschlägige  Litteratur  und  die  Praxis  berück- 
sichtigt und  ist  auf  Grund  beider  zu  einer  dogmatischen  Dar- 
stellung gelangt,  welche  die  in  der  Völkerrechtslitteratur  be- 
stehende Lücke  auszufüllen  geeignet  ist.  Die  neutralisierten 
Staaten,  welche  dabei  hauptsächlich  in  Betracht  kamen,  sind 
die  schweizer.  Eidgenossenschaft,  Belgien  und  Luxemburg,  wenn 
selbstverständlich  auch  nichtneutralisierte,  aber  in  einem  Kriege 
sich  neutral  verhaltende  Staaten  Rechte  und  Pflichten  gegenüber 
dem  Personal  und  Material  der  Kriegführenden  haben. 

A.  Bulmerincq. 


X.  Hilfswissenschaften. 

Fischer,  K.  Ueber  die  menschliche  Freiheit.  Prorektorats- 
rede.    Heidelberg,  Winter.     1888.     47  S.     1  M.  20  Pf. 

Die  Frage  nach  der  menschlichen  Freiheit  ist  durch  das 
unmittelbar  erlebte  Gefühl,  dass  wir  sind  und  handeln,  noch 
nicht  gelöst.  Das  Zeugniss  einer  Reihe  der  bedeutsamsten  und 
scharfsinnigsten  Denker,  welche  die  Freiheit  trotzdem  verneinen, 
stellt  sich  jenem  Selbstgefühl  entgegen.  Zahlreiche  innere  Wider- 
sprüche bei  den  Verteidigern  und  Gegnern  der  Freiheit  kompli- 
zieren das  Problem. 

Die  Annahme  einer  grundlosen  Freiheit  des  WoUens  ge- 
hört erweislich  ins  Reich  der  Träume.    Auch  eine  „natürliche 
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Freiheit*,  wozu  auch  die  ,, Geistesfreiheit"  und  die  , Wahlfreiheit* 
gerechnet  werden,  gibt  es  nur  dem  Namen  nach.  „Unsere  Hand- 
lungen sind  Folgen  unseres  natürlichen  Charakters  und 
durch  dessen  Grundrichtung  determiniert  in  ihrer  ganzen 
Ausdehnung*  (28,  35).  Aber  den  natürlichen  Charakter  selbst 
können  wir  ändern.  Der  natürliche  Charakter  selbst  ist  eigenste 
Willensthat,  eine  That  der  Freiheit  (30,  37,  42).  Das  ist  die 
durch  das  Gewissen  bezeugte  „moralische  Freiheit*.  Deshalb 
sind  wir  auch  verantwortlich  für  unsere  Handlungen ,  die  aus 
dem  natürlichen  Charakter  folgen.  Unsere  Handlungen  sind 
deshalb  zugleich  frei  (in  der  Gestaltung  des  natürlichen  Charak- 
ters) und  notwendig  (als  Folgen  dieses  Charakters).  S.  38,  41. 
„Diejenige  Gesinnungsänderung,  die  einzig  und  allein  That  und 
Zeugnis  der  Freiheit  ist,  geschieht  aber  nicht  an  der  Oberfläche, 
sondern  in  der  Wurzel,  im  innersten  Grunde  des  Charakters. 
Sie  ändert  die  von  der  Selbstsucht  getriebene  Willensrichtung, 
sie  ist  eine  Umwandlung.  An  der  tiefen  und  verborgenen 
Quelle,  woraus  der  Wille  entspringt,  an  diesem  Punkt,  nur 
hier  steht  die  Freiheit  und  führt  das  Steuer  und  lenkt  den 
Willen*  (43).  In  der  kantischen  Lehre  von  dem  intelligibeln 
und  natürlichen  Charakter  ist  die  Frage  der  Freiheit  zum  ersten- 
mal in  ihrer  wahren  Bedeutung  erkannt  worden  (45).  „Wenn 
die  menschliche  Freiheit  nicht  in  der  Umwandlung  besteht,  so 
kann  sie  nur  in  der  Vernichtung  bestehen.  Hier  unterscheiden 
sich  die  beiden  grössten  Religionen  der  Welt.  Der  Glaube  an 
diese  Umwandlung,  die  Willenserneuerung  von  Grund  aus,  ist 
das  Christentum;  der  Glaube  und  die  Hoffnung  auf  diese 
Vernichtung  ist  der  Buddhismus.*  Hugo  Sommer. 

Mahrmann,  H.  Die  Ordnung  der  Arbeiterwohnungs- 
frage. Berlin,  Heymann.  1888.  17  S.  40  Pf. 
Die  kleine  Schrift  betont  die  Notwendigkeit  der  Regelung 
der  Frage  der  Arbeiterwohnungen,  hebt  hervor  dass  die  Abhilfe 
der  Arbeiter  Wohnungsnot  eine  öffentliche  Angelegenheit  ist  und 
durch  öffentliche  Organe  von  Amtswegen  zur  Ausführung  gebracht 
werden  muss,  und  bezeichnet  die  Gemeinde  als  dasjenige  Organ, 
welchem  durch  Gesetz  die  Verpflichtung  zur  Beschaffung  an- 
gemessener Arbeiterwohnungen  aufzuerlegen  und  zu  diesem 
Zwecke  das  Enteignungsrecht  beizulegen  wäre,  während  die  Zeit 
und  Art  der  Erfüllung  dieser  Verpflichtung  den  Gemeinden 
selbst,  wenn  auch  unter  Aufsicht  der  höheren  Verwaltungs- 
behörden anheimgegeben  werden  könnte.  v.  Stengel. 
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Mahrmann,  H.     Die  Verteilung  von  Notstandsgeldern. 
Berlin,  Heymann.     1888.     13  S.     40  Pf. 

Der  Verf.  untersucht  die  Frage  wie  bei  öffentlichen  Not- 
ständen, wie  dieselben  namentlich  durch  Ueberschwemmungen 
in  ausgedehnten  Landstrecken  entstehen  können  und  gerade  in 
diesem  Jahre  bekanntlich  im  Nordosten  von  Deutschland  ent- 
standen sind,  die  vom  Staate  zur  Verfügung  gestellten  und  die 
durch  Sammlungen  aufgebrachten  Summen  am  zweckmässigsten 
zu  verteilen  und  zu  verwenden  sind.  Er  betont  dabei  insbe- 
sondere, dass  an  Stelle  der  Hingabe  von  Baargeld  in  den  meisten 
Fällen  die  Lieferung  von  Naturalien  zu  treten  hat  und  hebt 
hervor,  dass  auf  diese  Weise  durch  Lieferung  von  passenden 
landwirtschaftlichen  Gerätschaften,  guten  Samengetreides  und 
tüchtigen  Rindviehs  an  die  in  Not  geratenen  Landwirte  ein 
günstiger  Einfluss  auf  die  Landwirtschaft  der  notleidenden  Ge- 
gend •  ausgeübt  werden  kann.  Ebenso  spricht  sich  der  Verf. 
dafür  aus,  dass  die  für  Herstellungsarbeiten  gewährten  grösseren 
Summen  nicht  schenkungs weise,  sondern  wenn  auch  unter  den 
günstigsten  Bedingungen  als  Darlehen  zu  gewähren  sind. 

V.  Stengel. 
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d.  holien  Adels  (nach  einem  Gutachten  Renauds).  Fuld,  Sta- 
tistik d.  Rechtsanwaltfechaft.  Koffka,  Herausgabe  d.  Erlöses 
gepfändeter  Sachen  an  d.  dritten  Eigentümer  n.  A.  L.R.  Blanck- 
m  ei  st  er,  R.  d.  ersuchten  Richters  einen  nicht  aufgeführten 
Zeugen  zu  vernehmen.  Sprenger,  zu  §.  686  Abs.  2  der  Z.P.O. 
Frommhold,  §.  715  d.  Z.P.O.  u.  d.  preuss.  R.  Muskat,  pro- 
zessual. Anerkenntnisse  etc. 

Oesterr.  Gerichtszeitung.  XXXIX.  33.  Zur  Str.Pr.O.  (Vereidigung 
verdächtiger  Zeugen).  34. — 36.  39.  Tezner,  freies  Ermessen  d. 
Verwaltungsbehörden  als  Grund  d.  Unzuständigkeit  d.  Verwal- 
tungsgerichte. 37.  ünger,  Fragmente  aus  e.  System  d.  österr. 
Obligationen-R.  38.  Gernerth,  teilweise  Wiederaufnahme  d. 
Strafverfahrens. 

Jurist.  Blätter.  XVII.  35.-37.  Benedikt,  z.  Verteidigung  durch 
Berechtigungseinreden  (Schluss),  35.  36.  Das  öffentl.  (jrat  im 
Grundbuche.  35.  Jherings  70.  Geburtstag.  38.-42.  Ehrlich, 
über  Lücken  im  R.  39.  40.  XIX.  Juristentag.  41.  X.  Jahres- 
versammlung d.  Institut  d.  dr.  intern. 

Oesterr.  Centralbl.  f.  d.  Praxis.  VI.  9.  Die  Anfechtbarkeit  d. 
gerichtl.  Pfändung  nach  §.  5  d.  österr.  Anfechtungsgesetzes. 
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Themis.  IL.  3.  Nooten,  heeft  het  overlijden  of  het  ontslag 
van  den  voogd  ten  gevolge  dal  de  toeziende  voogd  zijne  be- 
diening  verliest?  Ontkennend  beantwoord.  Eene  vraag  bet- 
rekkelijk  de  voortzetting  van  het  rechtsgeeling  nadat  het  vor- 
mis,  waarbij  een  getnigenverhoor  bevolen  is ,  in  hooger  beroep 
is  bevestigd.  Uit  de  nagelaten  geschriften  van  wylen  L6on, 
rechtsmacht.  Naber,  de  vreemdeling  te  Rome.  Kist,  het  ont- 
werp  van  wet  op  het  „Handelspapier".  Doorn,  uitvoering  van 
vreemde  vonnissen.  Eggers,  naar  aanleiding  van  de  levens- 
verzekering.  Goudsmit,  kantteekeningen  op  de  praeadviezen 
over  kapitaal-  en  renteverzekering. 

Tidskrift  for  Retsvidenskab.  I.  3.  Lassler,  Lofte  of  Akcept. 
Ussing  (u.  Hagerup),  om  retsvidenskabens  methode.  Tryg- 
ger,  ora  rättegangsfullmakt  genom  telegram  enligt  svensk  rätt. 
Maurer,  tili  laezen  om  tag.  Bentzou,  det  nye  tyske  civil- 
looudkast. 

Law  Qnarterly  Review.  IV.  16.  Mansfield,  maritime  bien. 
Williams,  the  therms  real  and  personal  i.  english  law.  Coo- 
lidge,  the  Swiss  federal  Court.  Cooper  Willis,  the  deeds  of 
arrangement  act  1887.  Vinogradoff,  Braebory - bill  book. 
Wood -Ken  ton,  testaraentary  capacity  in  mental  disease. 

Law  Magazine  and  Review.  August.  Law  and  Selfgovernment 
in  Orkney.  Judicial  relorm  in  Egypt.  The  present  position  of 
reform  in  the  legal  profession.  New  Phases  on  Trafalgar  Square. 
Foreign  maritime  Laws:  Italy.  Rattigan's  Jurisprudence.  Quar- 
terly  Digest  of  all  reported  cases. 

Eevue  g^u^rale  du  droit  etc.  1888  Juillet-Aoüt.  Le  nouveau  projet 
de  code  de  commerce  portugais  de  1887.  Du  double  calcul  de 
la  reserve  sur  les  memes  biens.  Apercus  sur  l'esprit  des  lois 
de  Montesquieu  (suite).  L'emprisonnement  politique  en  Russie. 
L'ancienne  communaute  des  Bexiis  en  Bearn.  Sept.  -  Octobre. 
Des  sergents  f^odes:  sergents  et  huissiers.  Le  referendum  en 
Suisse.  Essai  sur  l'histoire  de  la  Praefectura  Urbis  k  Rome, 
La  responsabilite  criminelle  et  la  Suggestion. 

Bevoe  Judiciaire.  (Suisse.)  Aoüt.  De  la  Juridiction  des  Consulats 
suisses  dans  l'extröme  Orient.  Propositions  de  revision  de  la  loi 
federale  sur  l'etat  civil  et  le  mariage. 

Revne  des  Soci^t^s.  Aoüt.  Syndicats  professionnels,  liberte  et 
reglementation.  Controverse  sur  la  personnalite  civile.  Titres 
sortis  aux  tirages.  Revue  de  Jurisprudence  du  Tribunal  de  com- 
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universelle  en  AUemagne.  Projet  de  loi  sur  la  libert^  d'asso- 
ciation  et  sur  les  societes  coopiratives  de  production  et  sur  le 
contrat  de  participation  aux  benäfices.  Louis  XIV  fondateur 
d'une  Societe  par  actions  (Vavasseur). 

Recoeil  P^riodiqae  des  Assnranees.  1888.  No.  IL  Nouvelles 
6tudes  sur  les  Assurances  sur  la  vie.  Les  certificate  post  mortem 
et  le  secret  m^dical  (Lefort). 

Irchivio  ginridico.  XL.  5.  u.  6.  Simon celli,  le  costruzioni 
giuridiche  delT  enfitensi.  Andreani,  il  dir.  del  bonae  fidel 
possessor.  Olivieri.  Tact  Torrens  e  lo  stato  civile  della  pro- 
prieta  fondiaria.  Bianchi,  la  inabilitazione  e  l'assenza  del 
marito. 

Bivista  italiana  etc.  V.  3.  Mirabelli,  delle  garantie  del  dominio 
diritto  sec.  il  cod.  civ.  ital.    Simoncelli,  azione  revocatoria. 
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(xerichtssaal.  XLI.  1.  Lainmasch,  Wirksamkeit  strafgerichtl.  Ur- 
teile des  Auslandes.  Jagemann,  d.  litterar.  Früchte  des  inter- 
nationalen Gefängniskongresses  1885.  Holtzendorff,  eine  ex- 
perimentelle Studie  auf  dem  Gebiete  d.  Hypnotismus  (Krafft- 
Ebing). 

Zeitschr.  f.  Strafrechtswissenschaft.  VIII.  6.  Bün ger,  Handel» 
u.  Handlungseinheit.  Würzburger,  über  Erhebung  u.  Ver- 
arbeitung kriminalstatist.  Daten.  Zucker,  über  d.  französ.  In- 
quisitionsprozess  d.  13.  Jahrh. 

Archiv  f.  Straf-R.  XXXVI.  1.  u.  2.  Wyszomirski,  sind  Forde- 
rungen auch  „Sachen"  nach  §.137  d.  R.Str.G.B.?  Mayer,  straf- 
prozessuale Gedanken  u.  7  Nrn.  „Vermischtes".  Hilse,  Einfluss 
d.  Unfallversicherung  auf  d.  R.  eines  Verletzten  zum  Antrage 
auf  Busse.  Hassenstein,  §.  64  d.  Geb.O.  f.  Anwälte.  Vorver- 
fahren u.  Hauptverfahren.  Zur  Lehre  vom  untaugl.  Versuch. 
Rosen  blatt,  straflose  Vorbereitungshandlungen.  Ewald,  Schuld 
d.  Verteidigers  als  unabwendbarer  Zufall.  Das  Urteil  im  deut- 
schen Strafverfahren. 

ArchiT  f.  kathol.  £irchen-B.  1885.  5.  Li ngg,  Verhältnis  d.  bayr. 
Konkordats  zum  bayr.  Religionsedikt.  Leonis  epist.  d.  d.  5.  Mai 
1888  ad  episcopos  Brasiliae  (nebst  Geschichte  d.  Aufhebung  d. 
Sklaverei  in  Brasilien)  u.  a.  Gesetze,  Verordnungen,  Entschei- 
dungen etc. 

frrenzboten.  XLVII.  40.  41.  Gebietsentwickelung  der  deutschen 
Einzelstaaten.  40.  Lehren  d.  deutschen  Strafstatistik.  41.  Privat- 
klage. 

Deutsches  Wochenblatt.  I.  17.— 29.  Seh äffl e,  d.  Entwurf  d.  Al- 
ters- u.  Invalidenversicherung.  24.  25.  Nobbe,  Wiedereinfüh- 
rung d.  Berufung  gegen  d.  Strafkammerurteile  I.  Instanz.  29. 
30.  Lilien  thal,  Religionsverbrechen  u.  Redefreiheit  (betr.  d.. 
Petition  um  Aufhebung  d.  mittleren  Passus  v.  §  166  d. R.Str.G.B.). 

RcTue  de  droit  international.  XX.  4.  Lehr,  le  nouveau  droit 
penal  portugais  (16  sept.  1886).  Mitteilungen  u.  Berichte  f.  d. 
Sitzung  d.  Instituts  in  Lausanne  v.  Sacerdoti,  Moynier,  Kama- 
rowsky  u.  a.  Bulmerincq,  reformes  desirables  dans  les  in- 
stitutions  judiciaires  dans  les  pays  d'Orient.  Buzzati,  les  che- 
mins  de  fer  en  temps  de  guerre. 


C.  Neue  Erscheinimgen. 

Vom  25.  August  bis  15.  Oktober  1888  erschienen  oder  bei  der 
Redaktion  eingegangen  (letztere  mit  *  bezeichnet). 

1.  Deutsche  Bücher  und  Broschüren. 

*Alexander-Katz,  P.,  erläuternde  Anmerkungen  zu  d.  Vorschriften 

d.  Entwurfes    e.  bürgerl.  G.B.    f.   d.    Deutsche  Reich.     Bearb.  u. 

mit  e.  Einleitung  versehen.    2.  — 5.  (Schluss-)Abt.    Berlin,  Vahlen. 

XIV,  S.  161-746  u.  Anh.  16  S.    7  M. 
Anträge    d.    Vereins    deutscher   Patentanwälte    zur    Abänderung    des 

Patentgesetzes  v.  25./V.  1877.     Berlin,  Polvtechn.  Buchhandlung. 

24  S.     1  M. 
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*Bähr,  0.,  z.  Beurteilung  d.  Entwurfs  e.  bürgerl.  G.B.  f.  d.  Deutsche 
Reich.  (Aus  „Krit.  Vierteljahrsschr.  f.  Gesetzgebg.  u.  Rechtsw.") 
München,  Oldenbourg.     183  S.     3  M. 

—  d.  bürgerl.  G.B.  u.  d.  Zukunft  d.  deutschen  Rechtsprechung. 
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wendigen Ergänzung  des  neuen  bürgerl.  G.B.  Dresden ,  Bert- 
ling.     32  S. 

*Brinz,  A. ,  Lehrbuch  der  Pandekten.  3.  Bd.  2.  Abt.  1.  Lfg, 
(Das  Zweckvermögen.)  2.  veränd.  Aufl.  Erlangen,  Deichert.  IV 
u.  S.  453-586.     2  M.  40  Pf. 

•Freund,  R.,  Bemerkungen  zu  d.  Entwürfe  eines  Gesetzes  betr.  d. 
Alters-  u.  Invalidenversicherung  der  Arbeiter.  Berlin ,  Heine, 
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Danzig,  Kafemann.     32  S.     75  Pf. 

Lingg,  M.,  Geschichte  des  Instituts  d.  Pfarrvisitation  in  Deutschland. 
(Programm.)     Kempten,  Kösel.     75  vS.     1  M.  20  Pf. 

Martens,  d.  Vatikanum  u.  Bonifaz  VIII.  Eine  Auseinandersetzung 
mit  Hrn.  Prof.  Berchtold.  München,  Stahl.  36  S.  1  M.  20  Pf. 
Den  Standpunkt  der  röm.  Kanonisten  vertretend  und  gegen  die  oben 
VII  S.  356  besprochene  Schrift  gerichtet. 

Medem,  d.  Studium  u.  d.  Examen  z.  höheren  Justizdienst.  Greifs- 
wald, Abel.     37  S. 

*Merkel,  Abhandlungen  aus  d.  Gebiete  d.  r.  R.     III.     Halle. 

*Referendar,  d.,  u.  d.  Assessorexamen.  Ein  offenes  Wort  z.  Frage 
d.  Abschaffung  d.  Assessorexamens.  Von  einem  prakt.  Juristen. 
6.,  mit  einem  Vorwort  verseh.  Aufl.  d.  Schrift:  Gegen  d.  „Assessor- 
examen!"    Leipzig,  Oesterwitz.     15  S.     60  Pf. 

Rettich,  H. ,  z.  Theorie  u.  Geschichte  d.  R.  zum  Kriege.  Völker- 
rechtliche Untersuchungen.  Stuttgart,  Kohlhammer.  XIX  u. 
294  S.     8  M. 

*Rümelin,  M.,  d.  Selbstkontrahieren  (s.  o.  S.  61). 

Schmitt,  P.  G.,  d.  Kultusbaulast  mit  besond.  Berücksicht.  d.  Parti- 
kular-R.  in  Franken  dargest.,  unter  Benützung  zahlreicher,  bis- 
her ungedruckter  Originalurkunden  d.  bischöfl.  Archivs  in  Würz- 
burg.    Regensburg,  Verlagsanstalt.     XVI  u.  408  S.     4  M.  80  Pf. 

Schubart,  P.,  d.  Verfassung  u.  Verwaltung  d.  Deutschen  Reiches  u. 
d.  preuss.  Staates  in  gedrängter  Darstellung.  Nebst  einem  Ab- 
druck d.  deutschen  u.  d.  preuss.  Verfassungsurkunde.  6.  neu 
durchges.  Aufl.    Breslau,  Korn.     IV  u.  256  S.     1  M.  50  Pf. 

Stoll,  H. ,  d.  Verlust  d.  Schweizerbürger-R.  Zürich,  Schulthess. 
148  S.     2  M.  40  Pf. 

Stooss,  C,  d.  Entwurf  e.  eidgenöss.  Militärstrafgerichtsordnung. 
Bemerkungen  U.Vorschläge.  (Aus  „Zeitschr.  f.  Schweiz.  Straf-R.") 
Basel,  Georg.     43  S.     1  M. 

*Strutz,  G.,  d.  Kommunalverbände  in  Preussen.  Eine  Darstellung 
der  im  preuss.  Staate  geltenden  Städte-,  Landgemeinde-,  Kreis-  u. 
Provinzialverfassungen.  Berlin,  Springer.  XII  u.  290  S.  3  M. 
60  Pf.  

Hagenbach-Bischoff,  d.  Frage  d.  Einführung  e.  Proportionalver- 
tretung statt  d.  absoluten  Mehres.  Bei  Gelegenheit  der  Basler 
Verfassungsrevision  d.  allseit.  Prüfung  vorgelegt.  Basel,  Georg. 
44  S.     1  M. 

*Henrich,  L.,  d.  Reform  d.  direkten  Steuern,  insbes.  d.  Einführung 
d.  Selbsteinschätzung  in  Preussen.  Ein  Mahnwort  an  d.  preuss. 
Landtagswähler.     Berlin,  Heymann.     IV  u.  80  S.     1  M. 

Hock,  Handbuch  d.  Finanzverwaltung  in  Bayern.  24.  (Schluss-)Lfg. 
Bamberg,  Bachner.     2  M.,  vollst.  4  Bde.  48  M. 

''^Thümmel,  W.,  rhein.  Richter  u.  röm.  Priester.  Eine  trostreiche  Be- 
lehrung über  d.  röm.  Messe.  2.  Aufl.  Barmen,  Wiemann.  IX 
u.  108  S.     1  M.     (Vgl.  oben  Bd.  VH  S.  399.) 


Bibliographie  (.deutsche).  9| 


2.  Ausgraben  von  Gesetzen,  Entscheidnngren  etc. 

Entscheidungen  d.  obersten  Landesgerichtes  f.  Bayern  in  Gegen- 
ständen d.  Zivil-R.  u.  Zivilprozesses.    11.  Bd.   5.  Hft.     Erlangen, 
Palm  &  Enke.     XXXII  u.  S.  620—804.     4  M. 
•Rekursentscheidungen  d.  Reichsversicherungsamts  (Freund).    3.  Lfg. 
Entwurf  e.  Gesetzes  betr.  d.  Alters-  u.  Invalidenversicherung  d.  Ar- 
beiter,  nebst   einigen    Bemerkungen    über   d.   Begründung   des- 
selben.    Berlin,  Puttkammer  &  Mühlbrecht.     114  S.     2  M. 
Steuerexaminatorium  (Materne).     1.  u.  3.  Tl.     Bearb.   v.  E.  Heukes- 
hoven.     Gera,  Reisewitz.     2  M.  60  Pf. 

Inhalt.  1.  Das  Gesetz,  betr.  die  Erhebung  der  Brausteuer  vom  Sl.fV. 
1872.  Gesetz,  betr.  die  Erhebung  einer  Abgabe  vom  Salz.  Gesetz,  betr.  die 
Besteuerung  des  Tabaks  vom  16.|VII.  1879.  Der  3.  Aufl.  2.  Abdr.  VIII  u. 
108  8.  1  M.  40  Pf.  3.  Das  Gesetz,  betr.  die  Besteuerung  des  Zuckers  vom 
S.fVII.  1887  mit  den  Ausführungsbestimmungen  und  dem  Zuckerniederlage- 
regulativ.    IV  u.  82  S.     1  M.  20  Pf. 

Kalender.  Juristenkalender,  österr.  (Geller).  XX.  2  Bde.  Wien, 
Perles.    5  M.  20  Pf. 

—  (Fromme).     Wien,  Fromme.     3  M.  20  Pf. 
Beamtenkalender,  allg.  (Schmitt).     Hannover,  Grote.     170  u.  117  S. 

2  M.  50  Pf. 
Termin-  u.  Geschäftsnotizbuch,   hannover.     Stade,   Pockwitz.     XVI, 

208  u.  174  S.    2  M.  25  Pf. 
•Mascher,   H.  A.,  d.  Versammlungs-    u.  Vereins -R.  Deutschlands. 

Systematisch   zusammengestellt.      Berlin,   Heine.      IV    u.  126  S. 

1  M.  80  Pf. 
Paul,   Amt   d.  Vormundes.     Leipzig,  Weigel.     110  S.     1  M.  20  Pf. 
Schneider,  A.,  privatrechtl.  G.B.  f.  d.  Kanton  Zürich.     Auf  Grund- 
lage d.  Bluntschlischen  Kommentars  allgemeinfasslich   erläutert. 

Mit  zahlreichen  Fig.  in  Holzschn.  zum  Erb-R.   Zürich,  Schulthess. 

256  u.  218  S.     7  M. 
Statistik   d.  Deutschen  Reichs.     Hrsg.  v.  kaiserl.  Statist.  Amt.     Neue 

Folge.    30.  Bd.  u.  35.  Bd.    1.  Abt.     Berlin,  Puttkammer  &  Mühl- 

brecht.     14  M. 

Inhalt.  Kriminalstatistik  f.  d.  Jahr  1886.  44,  34  u.  331  S.  mit  chromo- 
lith.  Karten.     10  M. 

—  Österr.     XIX  u.  2  S.     Ergebnisse  d.  Konkursverfahrens  1885.    IX 

u.  79  S.     Wien,  Gerold.     2  M.  80  Pf. 

•Strützki,  E.,  u.  Genzmer,  St.,  Leitfaden  z.  Studium  d.  preuss.  R., 
f.  Kandidaten  d.  Justiz-  u.  Verwaltungsdienstes  insbes.  f.  An- 
wärter d.  Gerichtsschreiberamtes  bearb.  2.  umgearb.  Aufl.  3.  bis 
6.  (Schlus8-)Lfg.  Berlin,  Vahlen.  XXXII  u.  S.  241-1008.  UM. 
40  Pf. 

Stnpp,  M.,  Handbuch  d.  Unfallversicherung.  Verordnungen,  Bekannt- 
machungen, sowie  Beschlüsse  u.  Bescheide  auf  diesem  Gebiete, 
nebst  einer  Sammlung  d.  wichtigeren  Rekursentscheidungen  d. 
Reichsversicherungsamtes.  Mit  ausführl.  Sachregister  hierzu. 
3.  Jahrg.  1887.     München,  Franz.     168  S.     3  M.  20  Pf. 

Verhandlungen  d.  Ständeversammlung  d.  Grossherzogt.  Baden  in  d. 
J.  1887^8  sowie  d.  Protokolle  d.  1.  Kammer  u.  deren  Beilagen, 
V.  ihr  selbst  amtlich  hrsg.     Karlsruhe,  Braun.     VII  u.  555  S. 
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Gesetz,  betr.  Aenderungen  d.  Wehrpflicht,  v.  ll./II.  1888,  sowie  vor- 
läufige Ausfiihrungs-  u.  militärische  Ergänzungsbestimmungen 
zu  demselben.     Berlin,  Mittler  &  Sohn.     136  S.     80  Pf. 

♦R.Str.G.B.  (Mangoldt).  Leipzig,  Rossberg.  1889.  VI  u.  161  S. 
kart.  1  M. 

-  (Oppenloff).     11.  Aufl.     Berlin,  Reimer.    VIII  u.  996  S.     15  M. 

Gesetzl.  Bestimmungen  über  Buchführung,  nebst  Entscheidungen 
(Bachmann).     Berlin,  Woznitzka.     20  S.     50  Pf. 

Wechselordnung  (Brentano).  12.  Aufl.  Nürnberg,  Korn.  1889.  XII 
u.  313  S.     2  M. 

Reichsgesetz  betr.  Unfallversicherung  etc.  v.  5./V.  1886  mit  d.  bad. 
Ausführungsverordnung.  Karlsruhe,  Braun.  VIII  u.  130  S.  1  M. 
20  Pf. 

Unfallversicherung  etc.  (Just).  Berlin,  Siemenroth.  XVI  u.  397  S. 
7  M. 

Zolltarif  (Steffen).  Hamburg,  Marquard  &  Schering.  IV  u.  174  S. 
2  M.  50  Pf. 

Zollabfertigungsregulativ  f.  Hamburg.     Ebd.     99  S.     1  M.  50  Pf. 

*  Zollregulativ  f.  d.  Unterelbe  v.  28./VI.  1888.  Berlin,  Heymann.  19  S. 
80  Pf. 

*Niederlageregulativ  v.  5./VII.  1888.     Ebd.     21  S.     50  Pf. 

*Normativbestimmungen  für  d.  Hafenregulative  vom  12./VII.  1888. 
Ebd.     40  S.     1  M.  10  Pf. 

♦Begleitscheinregulativ  v.  5./VII.  1888.     Ebd.     53  S.     1  M.  30  Pf. 

*Postzollregulativ  v.  5./VI1.  1888.     Ebd.     12  S.     20  Pf. 

*Eisenbahnzollregulativ  v.  5./V1L  1888.     Ebd.     34  S.     80  Pf. 

*Gesetz  wegen  Erbebung  d.  Brausteuer  v.  31./V.  1872.  Ausführungs- 
vorschriften. Erlassen  v.  Bundesrat  am  5./VII.  1888.  Ebd.  71  S. 
1  M.  80  Pf. 

♦Anweisung  zur  Ausführung  d.  Vereinszollgesetzes  v.  5./VII.  1888. 
Ebd.     13  S.     30  Pf. 

♦Auslührungsbestimmungen  v.  5./VII.  1888  betr.  d.  Gesetz  über  d. 
Erhebung  einer  Abgabe  v.  Salz.     Ebd.     62  S.     1  M.  50  Pf. 

♦Nachtrag  zu  d.  Ausführungsbestimmungen  betr.  d.  Tabaksteuer- 
gesetz V.  16./V1I.  1879.     Ebd.     7  S.     20  Pf. 

Zusammenstellung  der  Abänderungen  u.  Nachträge  a)  zu  dem  Eegulativ 
für  Privattransitlager  von  Bau-  u.  Nutzholz   ohne  Mitverschluss  der  Zoll- 
behörde vom  24.|V.  1880,  b)  zu  den  Bestimmungen,  betr.  Erleichterungen  in 
den  Abfertigungsformen   für  in  Flössen  eingehendes  Bau-  u.  Nutzholz  vom 
24./V.  1880,  c)  zu  dem  Regulativ  für  Privattransitlager  von  den  in  Nr.  9  des 
Zolltarifs  aufgeführten  Waren  (Getreide)  etc.    ohne  Mitverschluss  der  Zoll- 
behörde vom   13.|V.   1880,   d)  zu  dem  Regulativ,  betr.  die  Gewährung   einer 
Zollerleichterung  bei   der   Ausfuhr  von  Mühlenfabrikaten  vom  27./VI.  1882. 
Erlassen  vom  Bundesrat  am  5./VII.  1888. 
Beschlüsse  d.  Bundesrats  über  Ausführungsbestimmungen  z.  Brannt- 
weinsteuergesetz.    Berlin,  Heymann.     28  S.     1  M. 
Elsass-Lothringen.     Feldpolizeistrafgesetz  v.  9./VII.  1888.     Deutsch 
u.    französ.     Strassburg,    Trübner.     88    S.      1  M.    (ohne    Ueber- 
setzung  80  Pf.). 
Preussen.     Gragert,  W.,  Kosten  u.  Stempel  in  Vormundschafts-  u. 
in  Nachlasssachen,  sowie  f.  Akte  d.  freiwilligen  Gerichtsbarkeit. 
3.  Aufl.     Berlin,  Nauck  &  Co.     184  S.     3  M. 
Kommunalsteuergesetz  (Parey).    Berlin,  Münich.     192  S.    3  M.  50  Pf. 
Brauchitsch,  M.  v.,  d.  neuen  preuss.  Verwaltungsgesetze.    Hrsg.  v. 
Studt  u.  Braunbehrens.     1.  u.  4.  Bd.     Berlin,  Heymann,     ä  8  M. 

1.  10.  wesentlich   veränd.    u.   bis   auf  die  Gegenwart  fortgeführte  Aufl. 
XVI,  646  u.  Sachregister  41  S.    4.  8.  Aufl.    VII  u.  495  S. 

Kreis-    u.   Provinzialordnung    f.    Schleswig -Holstein.     2.  Aufl.     Kiel, 

Häseler.     112  S.     1  M.  50  Pf. 
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Held,  0.,  Gesetze  U.Verordnungen  f.  d.  Polizeiverwaltung  u.  Straf- 
rechtspflege unter  besond.  Berücksicht.  d.  v.  d.  Oberpräsidenten 
d.  Prov.  Sachsen,  v.  d.  Regierungspräsidenten  u.  d.  königl.  Re- 
gierung zu  Magdeburg  erlassenen  Polizeiverordnungen.  Berlin. 
Habel.     XXXVl  u.  772  S.     7  M. 

Handbuch  f.  Verwaltungsbeamte.  Im  Auftrage  d.  Regierung  zu 
Düsseldorf.     I — III,  1.     Düsseldorf,  Schwann.     19  M. 

Polizeiverordnung  f.  d.  Regierungsbezirk  Liegnitz  (Sobanja).  Tarno- 
vitz.  Sauer.     V  u.  364  ö.     6  M. 

Polizei  Verordnung  f.  d.  Schiffahrt  u.  Flösserei  auf  d.  Rhein,  welche 
am  l./II.  1888  an  Stelle  d.  Schiffahrtspolizei-  u.  Flossordnung  v. 
7./VII.  1809  in  Kraft  getreten  ist.   Neuwied,  Strüder.   37  S.   30  Pf. 

Frank,  F.,  Gesetze  betr.  Wasser-R.  u.  Wasserpolizei  im  preuss. 
Staate.    Breslau,  Korn.     XI,  368  u.  79  S.     7  M. 

Doerfel,  E.,  d.  preuss,  Fischereigesetz.  Anh.:  Verordnung  betr.  d. 
Ausführung  d.  Fiscliereigesetzes  in  d.  Prov.  Brandenburg  u.  d. 
Stadtkreis  Berlin  v.  8./VIII.  1887.  Rathenow,  Babenzien.  14  S. 
10  Pf. 

Die  Dienstwohnungen  der  Volksschullehrer  (Werther).  Detmold, 
Meyer.     59  S.     1  M. 

Baupolizeiordnung  f.  Koblenz.     Neuwied,  Strüder.     20  S.     30  Pf. 

Handbuch  d.  im  früheren  Kurfürstentum  Hessen  geltenden  Zivil-R. 
in  aiphabet.  Ordnung  v.  Theob.  Laupe  (v.  Fritze  u.  Hofmann). 
Kassel,  Wigand.     X  u.  338  S.     12  M. 

Sachsen.  Einkommensteuergesetz,  Leipzig,  Rossberg.  XII  u.  172  S. 
1  M.  60  Pf. 

Steuergesetze.     2.  Aufl.     Ebd.     VIII  u.  79  S.     60  Pf. 

Subhastationsordnung.  Nachtrag  (Schurig).  Leipzig,  Veit.  2  M. 
60  Pf. 

Verordnung  betr.  Trichinenkrankheit  v.  21./VII.  1888.  Dresden,  Al- 
bano.    20  Pf. 

Bayern.  Stern,  bayer.  Gesetz  v.  26./IV.  1888  betr.  d.  Abänderung 
V.  Bestimmungen  d.  in  d.  Pfalz  geltenden  Hypotheken-  u.  Vor- 
mundschafts-R.  llandausg.  mit  Anmerkungen.  Kaiserslautern, 
Crusius.     IX  u.  92  S.     1  M.  40  Pf. 

Beutel,  F.,  Repertorium  d.  auf  d.  Gebiete  d.  Bauwesens  in  Bayern 
bestehenden  Gesetze  etc.  München,  Literarisch-artist.  Anstalt. 
IV  u.  52  S.     2  M.  40  Pf. 

Göring,  Ph.,  d.  bayer.  Gesetz  v.  5./IV.  1888  betr.  d.  Haltung  u.  Kö- 
rung d.  Zuchtstiere,  hrsg.  u.  erläutert.  Mit  Anh.,  enth.  d.  Voll- 
zugsvorschriften.    Nördlingen,  Beck.     V  u.  87  S.     1  M. 

Staudinger,  J.  v.,  d.  Landesfischereiordnung  f.  d.  Königr.  Bayern 
v.  4./X.  1884.  Mit  Erläuterungen  hrsg.  2.  Bdchn.,  enth.  d.  Kreis- 
fischereiordnungen  u.  sonstigen  Zusatzvorschriften.  Nördlingen, 
Beck,     m  u.  84  S.     1  M.  40  Pf. 

Wflrttemberg.  Landes -R.  v.  l./VL  1610.  Stuttgart,  Kohlharamer. 
Vin  u.  216  S.     3  M. 

Beamten gesetz,  das  badische,  u.  die  Gehaltsordnung  nebst  d.  Etats- 
gesetz.    Karlsruhe,  Braun.     144  S.     1  M.  80  Pf. 

Will  ich,  Sammlung  d.  im  Herzogt.  Oldenburg  geltenden  Gesetze, 
Verordnungen  u.  Bekanntmachungen  aus  d.  J.  1852 — 1883.  (Ge- 
setzbl.  Bd.  13—26.)  Oldenburg,  Schulze.  IV,  1031  u.  871  8. 
24  M. 

Anhalt.  Statut  d.  land-  u.  forstwirtschaftl.  Berufsgenossenschaft. 
Cöthen.  Schettler.     92  S.     90  Pf. 

Oesterreich.  Gesetze  u.  Verordnungen,  österr.  Handausg.  94.  Hft. 
Wien,  Hof-  u.  Staatsdruckerei.     2  M.  40  Pf. 
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Inhalt.  Gesetze  u,  Verordnungen  über  die  Besteuerung  des  Branntweins 
und  der  mit  der  Branntweinerzeugung  verbundenen  Presshefenerzeugung, 
nebst  anderen  auf  Branntweinbesteueruug  bezughabenden  Vorschriften  und 
einer  Belehrung  über  die  Ueberwachung  u.  Einhebung  der  Branntwein-  u. 
Spirituspresshefenabgabe.     608  S,  mit  Taf.  u.  Abbildungen. 

Desgl.  (Geller).     3.  Aufl.     Wifii,  Perles.     268  S.     2  M.  40  Pf. 
Gesetzartikel  XXV  betr.  Branntweinzoll  etc.  (Fritz),    Budapest,  Rath. 

1  M.  60  Pf. 
Entwurf    eines    Landesbienenzuchtgesetzes    f.    Böhmen    (Zulkowsky). 

Prag,  Calur.     39  S.     60  Pf. 
Schweiz.     ^Schweizer.  Bundesgesetze  mit  Erläuterung.     1.  Bd.:  Die 

Bundesverfassung  v.  1874  v.  C.  H.  Mann.     Bern,  Jenni.     214  S. 

Kart.  2  fr. 
Zolltarif  (amtl.).     Bern,  Jenni.     259  S.     3  M. 
Krapf  V.  Liverhoff,   F.,   üebersetzung   d.  engl,  Bankruptcy  Act 

1883.     Leipzig,  Tauchnitz.     XII  u.  132  S.     4  M. 
Recueil,  nouveau,  general  de  traites  et  autres  actes  relatifs  aux  rap- 

ports  de  droit  international.     Continuation  du  grand  recueil  de 

G.  Fr.  de  Martens  par  F.  Stoerk.    2.  serie.    Tome  XIII.    3.  livr. 

S.  487—723.     Göttingen,  Dieterich.     10  M. 


3.  Wichtige  ausländische  Werke. 

Be  mm  eleu,  P.  v.,  la  question  sociale.     Leide. 

De  Gemeentewet  van  29  Juni  1851  (Staatsblad  No  85),  ugelende  de 
samenstelling,  inrichting  en  bevoegdheid  der  gemeentebesturen, 
aangevuld  met  latere  wyzigingen.  Met  aanteekeningen  aan  de 
litteratuur  en  administratieve  [en  rechterlyke  beslissingen  ont- 
leend  door  W.  C.  J.  J.  Cremers.  4.  Aufl.  Groningen. 
Hartmann,  H.  J.  G.,  schoolwetgeving  in  Nederland.  Goes. 
Het  nieuwe  Ministerie  door  een  Staatsman  in  rüste. 

Enthält  des  unbekannten  Verfassers  Urteil  über  die  im  Frühjahr  1888 
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Monatlich  ein  Heft  von  21/2  Bogen.  —  Preis  des  Jahrgangs  12  Mark.  —  Zu  beziehen 
durch  alle  Buchhandlungen  und  Postanstalten. 


A.  Besprechimgen. 


I.  Allgemeines. 

Litteratur  über  die  juristische  Ausbildung. 

(Vgl.  Bd.  VII   S.  169.) 

25)  Der  Referendar  und  das  Assessorexamen.  Von  einem 
praktischen  Juristen.  6.  Aufl.  Spandau,  Oesterwitz.  15  S. 
60  Pf.  26)  Medem,  R.  Das  Studium  und  die  Examen  zum 
höheren  Justizdienst.     Greifswald,  Abel.     37  S. 

Noch  zwei  Schriften  zu  der  viel  erörterten  Frage.  Beide 
gehen  vom  Assessorexamen  aus.  Nr.  26  betont,  wie  bei  den 
vielen  Vorschlägen  der  Hauptpunkt,  „Wie  bekommen  wir  tüchtige 
Richter?*,  fast  aus  den  Augen  verloren  sei,  befürwortet  Zwischen- 
examen und  Ausnutzung  der  Referendariatszeit  unter  besonderer 
Berücksichtigung  der  preuss.  Verhältnisse  und  zeigt  bis  ins 
einzelne,  wie  die  Anforderungen  an  den  früheren  Einzelrichter 
weit  geringere  gewesen,  als  an  den  jetzigen  Amtsrichter  (S.  12—16). 
Nr.  25  dagegen,  „den  Studenten  der  Rechtswissenschaft*  ge- 
widmet, führt  aus,  dass  die  grosse  Staatsprüfung  in  Wegfall 
zu  kommen  habe  und  der  höhere  Justizbeamte  nach  Vorschlag 
des  Oberlandesgerichtspräsidenten  zu  ernennen  sei.  Eine  quali- 
tative Einbusse  würde  der  Juristenstand  dadurch  nicht  erleiden ; 
auch  verspricht  sich  Verf.  davon  Verminderung  der  Nervosität, 
welche  zum  Teil  ihre  Ursache  im  Examen  habe.      Redaktion. 
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Strützki    und    Genzmer.       Leitfaden    zum    Studium    de& 
preuss.   R.   für   Kandidaten    des  Justiz-   und  Ver- 
waltungsdienstes.    2.  umgearb.  Aufl.    Berlin,  Vahlen, 
1888.     1008  S.     15  M. 
Das  vorliegende  Werk,  dessen   1.  Auflage  C.Bl.  II,  315  an- 
gezeigt ist,  erscheint  in  der  neuen,  nach  kaum  füivf  Jahren  not- 
wendig gewordenen  Auflage   in   wesentlich    erweiterter  Gestalt» 
An  äusserem  Umfange  hat  es  um  etwa  150  Seiten  zugenommen. 
Eine  ausführlichere  Behandlung  haben  nach  dem  Vorwort  nament- 
lich das  Handels-,  Wechsel-  und  Vormundschafts-R.  erfahren,  aber 
auch  andere  Materien  zeigen  sich   nicht   unwesentlich  erweitert, 
so  namentlich    das  Straf-U.     Die   eingetretene  Umwandlung  des 
Kassenwesens  bedingte  auch  insbesondere  eine  Umarbeitung  des 
Schlusstitels    über    „die    Justizfonds".      Die    Brauchbarkeit    des 
Buches   für   den  von   ihm   selbst   angegebenen  Zweck   ist  schon 
bei  Anzeige  der  ersten  Auflage  anerkannt  worden. 

C.  Fuchs  (Jena). 


IL  Rechtsgeschichte. 

Revillout,  E.  Les  Obligations  en  droit  egyptien,  com- 
pare  aux  autres  droits  de  l'Antiquite.  Paris,  Leroux. 
1886.  LXXXIII  u.  531  S. 
Die  Entdeckung  von  Dokumenten  juristischen  Inhaltes  in 
Aegypten  und'Chaldäa  hat  die  Veranlassung  zu  diesem  Buche 
gegeben,  und  wenn  Verf.  wohl  zu  weit  geht  in  der  Beurteilung 
des  Einflusses,  welchen  die  Rechte  des  Orients  auf  die  Bildung 
und  Entwickelung  des  r.  R.  ausgeübt  haben,  so  sind  seine  Aus- 
führungen doch  der  höchsten  Beachtung  wert.  Die  zu  Tage  ge- 
förderten Dokumente  beweisen,  dass  das  ius  gentium  keine 
Schöpfung  des  römischen  Geistes  war,  sondern  positives  R.,  welches 
seit  vielen  Jahrtausenden  bei  den  Aegyptern  und  Chaldäern  galt 
und  von  den  Phönikiern  und  Griechen  überall  hin  verbreitet 
worden  ist;  als  die  Römer  dasselbe  vorfanden,  mussten  sie  sich 
überzeugen ,  dass  es  weit  vorzüglicher  sei  als  dasjenige  der 
XII  Tafeln.  Solange  man  von  der  Ansicht  ausging,  das  r.  R. 
sei  eine  ureigene  Schöpfung  des  römischen  Geistes,  glaubte  man 
es  auch  nur  aus  sich  selbst  begreifen  zu  können,  und  es  galt 
als  eine  schöne  Aufgabe,  die  Grundsätze  desselben  aufzusuchen. 
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ihre  Entwickelung  nach  logischen  Gesetzen  und  ihre  Ausbildung 
zu  einer  Philosophie  des  R.  nachzuweisen.  Unglücklicherweise 
fehlte  es  an  der  Originalität.  Die  Institute  des  ius  gentium  wurden 
von  den  Römern  zurückgewiesen,  als  sie  schon  lange  bei  anderen 
Völkern  existierten,  und  es  bedurfte  zu  ihrer  Einführung  des 
ganzen  nachhaltigen  Einflusses  der  röm.  Magistrate,  welche  sie 
in  den  Provinzen  kennen  und  schätzen  gelernt  hatten  und  sie 
in  ihren  Edikten  nachahmten.  Dann  kamen  Kaiser  wie  Trajan 
und  Hadrian,  welche  in  Spanien  die  wahren  juristischen  Traditionen 
des  von  Phönikiern  hergebrachten  Völker-R.  kennen  gelernt  hatten. 
Allein  den  wahren  Phönikiern,  der  Familie  des  Septimius  Severus 
und  ihren  Ratgebern,  die  ebenfalls  phönik.  Abkunft  waren,  blieb 
es  vorbehalten,  den  wahrhaft  röm.  Schulen  ein  Ende  zu  machen, 
welche  ihren  Ruhm  darein  setzten,  jede  Frage  im  entgegenge- 
setzten Sinne  zu  entscheiden.  Papinian,  Ulpian  und  andere  wurden 
die  Gehilfen  der  Kaiser,  wenn  sie  die  von  Aegyptern  und  Chal- 
däern  abgeleiteten  phönik.  Rechtsinstitute  auf  alle  Völker  an- 
wendeten, welche  damals  den  Titel  röm.  Bürger  trugen.  Ihr 
altes  R.  sollte  nicht  zerstört,  sondern  als  ius  gentium  in  das  r.  R. 
aufgenommen  werden.  Erleichtert  wurde  diese  Arbeit  durch  die 
Einrichtung  des  Auditoriums  und  der  kaiserlichen  Kanzlei,  wo 
der  phönik.  Fürst  mit  Juristen  seiner  Umgebung,  die  grössten- 
teils seine  Landsleute  waren,  arbeitete.  Die  Einrichtung  war 
eine  phönik.  und  alle  Angelegenheiten  von  einiger  Bedeutung 
konnten  dem  Kaiser  vorgelegt  werden,  dessen  Entscheidungen 
Gesetzeskraft  hatten.  Das  Edikt  der  Prätoren,  welches  aus 
fremdem  R.  sich  nach  und  nach  aufgebaut  hatte,  bildete  das 
Muster  und  die  Basis  des  ius  gentium.  Durch  Salvius  Julianus 
erhielt  dasselbe  als  Edictum  perpetuum  einen  gewissen  Grad  von 
Festigkeit;  indessen  hatten  die  Prätoren  das  R.  nicht  verloren, 
neue  Bestimmungen  einzuführen,  um  das  ius  gentium  zu  er- 
weitern. Auch  das  Edikt  des  Praetor  peregrinus  und  die 
Provinzialedikte  wurden  durch  Julians  Ordinatio  berührt.  Die 
Unterscheidung  verlor  sich  vom  Augenblick  an,  wo  alle  röm. 
Unterthanen  röm.  Bürger  wurden;  beide  Edikte  wurden  in  ein 
prätorisches  Edikt  verschmolzen,  welches  Gegenstand  zahlreicher 
Kommentare  röm.  Juristen  aus  der  phönik.  Familie  wurde.  Diese 
und  die  Reskripte  der  Kaiser  von  der  nämlichen  Abkunft  bilden 
später  gleichsam  den  Einschlag  der  Digesten.  Nach  den  Kaisern 
aus  dem  Hause  der  Severus  schlief  das  r.  R.  gleich.sara  bis  auf 
Konstantin.  Zwar  arbeitete  das  Auditorium  und  die  kaiserliche 
Kanzlei  fort,   allein  es  fanden  keine  wesentlichen  Erneuerungen 
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und  Umgestaltungen  des  R.  mehr  statt.  „L'esprit  de  progr^s,*' 
sagt  Verf.,  „Joint  ä  l'art  de  perfectionner  sans  detruire,  de  com- 
biner  et  d'assimiler  en  empruntant  —  cet  art  qui  frappe  si 
vivement  quand  on  etudie  dans  leur  histoire  les  institutions 
juridiques  des  Chaldeens  dont  les  Pheniciens  furent  les  sujets  et 
les  disciples,  —  avait  disparu  avec  ceux  qui  l'avaient  porte  le 
plus  loin,  l'ayant  naturellement  puise  dans  leurs  traditions  natio- 
nales, avec  les  Pheniciens  de  race."  lieber  die  Frage,  ob  das 
r.  R.  ohne  Widerstand  von  allen  ünterthanen  des  Reiches  an. 
genommen  worden  sei,  geben  die  neueren  Entdeckungen  eine  von 
den  bisherigen  verschiedene  Antwort,  indem  sie  zeigen,  wie  schwer 
das  r.  R.  Eingang  fand  bei  Völkern,  welche  von  anderen  An- 
schauungen ausgingen.  Diese  Opposition  spreche  sich  deutlich 
in  den  Edikten  Konstantins  aus,  welche  alles  zerstören,  was 
noch  Antikes  in  den  röm.  Institutionen  und  Gesetzen  sich  vorfand. 
Mit  der  Veröffentlichung  der  XII  Tafeln  bildete  der  Forma- 
lismus den  Inhalt  und  die  Grundlage  des  r.  R.  und  es  ist  nicht 
unmöglich,  dass  auch  hier  rohe  Nachahmungen  ägyptischer  Vor- 
lagen vorhanden  sind ;  allein  mag  sich  dies  verhalten  wie  es  will, 
sobald  einmal  die  beschränkten  Quellen  diese  Form  angenommen 
hatten,  setzten  sie  dieselbe  über  alles.  Alles  wird  zur  Form  und 
bewegt  sich  in  Formeln,  auch  als  an  die  Stelle  der  legis-Aktionen 
der  prätorische  Formularprozess  getreten  war  und  der  Prätor 
durch  Excerptionen  die  Starrheit  der  gerichtlichen  Rechs Verfolgung 
zu  mildern  suchte,  und  erst  durch  die  Reformen  Konstantins 
wurde  der  Formalismus  gebrochen.  Wie  in  Chaldäa  im  23,  Jahr- 
hundert V.  Chr.,  in  Babylon  und  Athen,  wurde  nun  auch  der 
förmliche  Vertrag  gültig  und  damit  ein  Grundsatz  anerkannt, 
welcher  ausser  in  Rom  bei  allen  Völkern  gegolten  hatte.  Der 
Schrift  wurde  nun  die  Bedeutung  zugestanden,  welche  sie  seit 
unvordenklicher  Zeit  in  Aegypten  und  Chaldäa  gehabt  hatte.  Das 
Verhältnis  des  Vaters  zu  seinen  Kindern  und  seine  Befugnis, 
über  das  Vermögen  derselben  zu  verfügen,  wurde  unter  dem 
Einflüsse  des  ägyptischen  R.  wesentlich  verändert,  und  auf  ihn 
sind  auch  andere  Reformen  Konstantins  zurückzuführen.  (So 
z.  B.  sei  das  Kreuz,  welches  Konstantin  auf  seine  Fahnen  setzen 
liess,  ein  der  altchaldäischen  Schrift  eigentümliches  und  dem 
griechischen  Kreuz  ganz  ähnliches  Zeichen  gewesen,  welches  im 
Semitischen  mit  „Labarum"  übersetzt  worden  sei.  Die  Form  sei 
ähnlich  derjenigen  der  Kreuze,  welche  man  auf  der  Brust  der 
alten  Monarchen  von  Assyrien  finde.  Dort  habe  Labarum  die 
Ewigkeit  bedeutet,  wie  das  Kreuz  der  Aegj^pter  an  den  Mauern 
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des  Serapeum,  welches  unter  Theophylus  so  viele  Bekehrungen  be- 
wirkte, Leben  bedeutet  habe.  In  den  ersten  Jahrhunderten 
unserer  Aera  habe  diese  Aehnlichkeit  vielfach  die  Aufmerksam- 
keit der  Gelehrten  auf  sich  gezogen  und  es  sei  daher  erklärlich, 
wie  Konstantin  dazu  gekommen  sei,  das  Kreuz  Labarum  zu 
nennen.)  Auf  phönikischen  Einfluss  sei  ferner  die  Anordnung 
über  die  Magie  zurückzuführen,  wobei  diejenige  straflos  blieb, 
welche  die  Heilung  von  Kranken  bezweckte  und  im  Orient  eines 
weit  verbreiteten  Ansehens  genoss.  Andere  Bestimmungen  kennen 
wir  nur  aus  den  Aufhebungsgesetzen.  So  wurde  das  von  Kon- 
stantin eingeführte  Reservat-R.  der  Verwandten  von  Theodos 
wieder  aufgehoben,  nachdem  schon  vorher  die  Assyrier  und 
Babylonier  sich  demselben  abgeneigt  gezeigt  hatten.  Von  Kon- 
stantin hinweg  hatte  das  r.  R.  ein  Janusgesicht;  auf  der  einen 
Seite  die  Schriften  der  anerkannten  Juristen  mit  subsidiärer  Ge- 
setzeskraft, auf  der  anderen  die  kaiserlichen  Konstitutionen,  die 
aus  jedem  erreichbaren  R.  schöpften.  Im  Codex  Theodosianus 
wurde  dieses  R.  gesammelt,  eine  vollkommene  Uebereinstimmung 
zwischen  kaiserlichem  R.  und  demjenigen,  was  von  den  alten 
Juristen  noch  bleiben  sollte,  wurde  erst  erzielt  durch  Justinian, 
Ganze  Kamelsladungen  von  juristischen  Schriften  wurden  zu- 
sammengetragen und  durch  Interpolationen  mit  einander  in  Ueber- 
einstimmung gebracht  und  so  ein  neues  R. ,  welches  keine 
Widersprüche  enthalten,  sondern  von  Labeo  bis  Justinian  immer 
das  nämliche  Bild  bieten  sollte,  zusammengestellt.  Das  nicht 
Anerkannte  fiel  für  die  Zukunft  ausser  Betracht.  Wir  haben 
daher  nicht  mehr  die  nämlichen  Quellen  und  können  auch  die 
ursprünglichen  Texte  der  benutzten  juristischen  Schriften  wieder- 
herstellen und  wir  können  daher  auch  nicht  mehr  fragen,  was 
dieser  oder  jener  Text  bedeute,  sondern  nur  wie  der  röm.  Jurist 
diesen  oder  jenen  Fall  entschieden  haben  würde.  Verf.  weist 
nun  an  verschiedenen  Instituten  des  gegenwärtigen  r.  R.  den 
Einfluss  des  auswärtigen,  namentlich  des  babylonischen  R.  auf 
das  prätorische  nach,  z.  B.  bei  pecunia  constituta,  Hypothek, 
Faustpfand,  Bürgschaft  u.  s.  w.,  um  die  Römer  als  blosse  Nach- 
ahmer ohne  schöpferische  Kraft  darzustellen.  Sein  Urteil  über 
dieselben  fasst  er  folgendermassen  zusammen:  „Le  droit  romain 
n*a  rien  fourni  qui  seit  restö.  Ce  qu'il  avait  en  propre,  c'^tait 
nne  Organisation  familiale  et  sociale  vraiment  monstrueuse, 
comme  celle  de  Sparte,  un  de  ces  systemes  contre  nature  qui 
naquirent  i\  Tage  de  fer,  ayant  pour  excuse  la  lutte  pour  la 
vie  dans  une  societe   oü  Ton  s'entrepille ,   oü   Ton  s'entregorge^ 
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mais  qui  doivent  disparaitre  dans  un  etat  regle.  Tout  le  reste 
n'est  plus  qu'emprunts."  (S.  LXXXXI.)  Wenn  sich  auch  alles 
genau  so  verhalten  sollte,  wie  Verf.  annimmt,  so  wäre  das  Ver- 
dienst der  Römer,  die  bei  den  unterworfenen  Völkern  geltenden 
allgemeinen  Rechtssätze  ihrem  eigenen  Rechtssysteme  einver- 
woben  und  juristisch  verarbeitet  zu  haben,  immer  noch  hoch 
genug  anzuschlagen. 

Nach  dieser  sehr  gehaltvollen  Einleitung  gibt  das  Buch 
neun  Vorlesungen  über  einzelne  Institute  des  altägyptischen 
Obligationen-R.,  die  Form  des  Vertrages,  die  verschiedenen  Formen 
des  zinsbaren  Darlehens;  Tausch,  Miete  und  Faustpfand-R.  oder 
Pfand-R.  an  beweglichen  Sachen  überhaupt.  In  einem  Anhang 
endlich  handelt  der  Verf.  von  dem  R.  der  Chaldäer  im  23.  und  im 
6.  Jahrhundert  v.  Chr.  Da  bei  weitem  nicht  alle  bis  jetzt  ent- 
deckten bekannten  Dokumente,  welche  über  das  ägypt.  R.  Auf- 
schluss  geben,  hier  benutzt  werden  konnten,  so  stellt  Verf.  das 
baldige  Erscheinen  eines  ferneren  Bandes  in  Aussicht.      König. 

Landsberg,  E.  Die  Quaestiones  des  Azo.  Zum  erstenmal 
aus  den  Handschriften  herausgegeben,  bevorwortet  und  mit 
Noten   versehen.     Freiburg,    Mohr.     1888.     109   S.     3  M. 

Verf.  stellt  sich  die  Aufgabe,  aus  den  vorhandenen  Hand- 
schriften der  sogen.  „Quaestiones  Azonis"  diejenigen  Bestandteile 
herauszugreifen,  die  zweifellos  auf  Azo  zurückzuführen  sind  und 
die  Quästionenform  tragen.  —  Die  „Quaestiones"  betitelten 
Schriften  der  Glossatoren  sind  entstanden  im  Anschluss  an  Dis- 
putationen ,  welche  unter  dem  Vorsitz  -des  betreffenden  Rechts- 
gelehrten abgehalten  wurden.  Dieser  Entstehungsgrund  zeigt 
sich  auch  in  der  Form;  auf  die  Erzählung  des  Thatbestandes 
folgt  eine  die  zu  Gunsten  des  Klägers  sprechenden  Argumente 
zusammenfassende  Ausführung ,  sodann  die  Gegenargumentation 
zu  Gunsten  des  Beklagten  und  endlich  die  objektiv- wissenschaftlich 
gehaltene,  bald  breiter  bald  knapper  ausgeführte  „Solutio". 

Bei  der  vom  Verf.  angestellten  Prüfung  ergibt  sich,  dass 
von  den  32  überlieferten  Stücken  22  als  Azonisch,  von  diesen 
19  als  Quaestiones  zu  bezeichnen  sind.  Diese  19  Stücke  werden 
vollständig  herausgegeben,  während  die  13  übrigen  nur  am  Ende 
des  Vorworts  in  kurzer  Uebersicht  mitgeteilt  werden. 

Ueber  die  verschiedenen  Handschriften  der  Quaestiones  Azonis 
betitelten  Sammlung  (von  welcher  zweifelhaft  ist,  ob  sie  von 
Azo  selbst  zusammengestellt  wurde),  sowie  über  die  bei  der 
Herausgabe   befolgten  Grundsätze   finden    sich    eingehende  Erör- 
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terungen.  —  Besonders  aufmerksam  zu  machen  ist  auf  die  hinter 
4em  Text  beigefügten,  absichtlich  möglichst  knapp  gehaltenen,, 
sachlichen  Noten.  M.  Rümelin  (Bonn). 

Merkel,  J.  Abhandlungen  aus  dem  Gebiet  des  r.  R. 
Heft  III.  üeber  die  Entstehung  des  röm.  Beamtengehalts 
und  über  röm.  Gerichtsgebühren.  Halle,  Niemeyer.  1888. 
174  S.     4  M. 

In  der  ersten  Abhandlung  über  die  Entstehung  des  röm. 
Beamtengehalts  führt  der  Verf.  aus,  dass  die  republikanische 
Zeit,  abgesehen  von  der  merces  der  in  einem  privatrechtlichen 
Lohnverhältnis  zu  ihrem  Chef  stehenden  Apparitores,  keinen 
Beamtengehalt  kannte.  Bei  den  Magistraten  handelte  es  sich 
(ebenso  wie  anfänglich  bei  den  Soldaten)  nur  um  Ersatz  der  im 
Staatsinteresse  gemachten  Auslagen,  bei  den  Begleitern  der 
militiae  fungierenden  Magistrate  um  eine  Sustentation  von  selten 
des  Beamten,  der  seinerseits  von  der  Staatskasse  Ersatz  zu  holen 
berechtigt  war.  In  der  Zeit  des  Principats  wurde  bezüglich 
der  alten  republikanischen  Magistrate  und  der  mit  ihnen  auf 
gleiche  Linie  gestellten  kaiserlichen  Beamten  keine  wesentliche 
Aenderung  getroffen.  Dagegen  findet  man  allerdings  bei  den 
kaiserlichen  Gehilfen  (Prokuratoren)  Gehalte,  welche  aus  der 
kaiserlichen  Privatkasse  bezogen  wurden.  Den  Ausgangspunkt 
für  diesen  Gehalt  bildete  die  vom  Herrn  seinen  Sklaven  und 
Liberten  regelmässig  gewährte  Sustentation.  Dieselbe  ging 
jedoch  auch  auf  die  späteren,  nicht  mehr  aus  dem  Sklaven-  oder 
Freigelassenenstand  hervorgegangenen  Inhaber  der  betreffenden 
Aemter  über.  Unter  Hadrian  scheint  auch  in  weiteren  Fällen 
(ao  bei  den  consiliarii  und  advocati  fisci)  der  Grundsatz  zur 
Anwendung  gekommen  zu  sein,  dass  der  Kaiser  seinen  Funk- 
tionären ein  sogen,  salarium  zu  gewähren  habe.  —  Zur  Zeit 
der  diokletianisch-konstantinischen  Monarchie  sind  zwei 
Klassen  von  Beamten  zu  unterscheiden,  einmal  die  Beamten  der 
Centralregierung,  des  Consiliums  und  der  Skrinien,  welche  Geld- 
gehalte bezogen,  ferner  die  Beamten  der  Reichsregierung,  und 
die  Offiziere,  welche  Naturall ieferungen  in  fixiertem  Quantum 
und  nur  nebenher  Geld  erhielten.  Mit  der  Zeit  erfolgte  eine  Ad- 
aration der  letztgenannten  Gehalte.  Dieselbe  ist  für  die  Zivil- 
beamten (nicht  für  das  Heer)  durchgeführt  unter  Justinian. 
Demnach  knüpften  die  Gehalte  der  eigentlichen  Keichsverwal- 
tungsbeamten  des  byzantinischen  Kaisertums  an  an  die  alten 
Emolumente   der   Provinzialstatthalter.     Nur   mussten   dieselben 
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mit  den  Steuern    der   einzelnen  Territorien    aufgebracht   werden 
und  trugen  den  Charakter  persönlicher  Dotationen. 

In  der  zweiten  Abhandlung  über  röm.  Gerichtsgebühren  geht 
Verf.  davon  aus,  dass  in  älterer  Zeit  zwar  keine  Regulierung 
der  Gebühren  für  obrigkeitliche  Akte  vorlag,  dass  aber  Spuren 
von  solchen  schon  in  republikanischer  Zeit  nicht  fehlen.  Positive 
Nachrichten  über  Sportein  von  Apparitoren  finden  sich  erst  im 
4.  Jahrhundert  in  konstantinischen  Gesetzen,  welche  von  in  dieser 
Beziehung  eingerissenen  Missbräuchen  sprechen.  Ebenfalls  aus 
dem  4.  Jahrhundert  stammt  das  in  der  sogen.  Inschrift  von 
Timghäd  erhaltene  Normativ  über  Gerichtsgebühren.  Mit  der 
Mitte  des  5.  Jahrhunderts  beginnt  eine  Reihe  von  Gesetzen, 
welche  zu  Gunsten  gewisser  Personenkategorien  Sportelprivilegien 
festsetzen.  Aus  denselben  ist  zu  entnehmen,  für  welche  einzelne 
Akten  Sportein  gezahlt  zu  werden  pflegten  und  welche  Beamte 
als  Empfänger  dieser  Sportein  in  Betracht  kamen.  Im  edictum 
Theodorici  und  in  der  lex  Romana  Burgundionum  finden  sich 
Strafen  über  Sportelüberforderungen  angedroht.  Justinian  hat 
in  einem  Gesetz,  welches  spätestens  dem  Jahr  530  angehört,  die 
der  executores  für  alle  Gerichte  geordnet.  Auch  nach  Justinian 
sind  noch  verschiedene  Gesetze  über  das  Sportelwesen  erlassen 
worden,  vor  allem  zwei  Gesetze  des  ConstantinusPorphyrogenitus, 
in  welchem  zum  erstenmal  höhere  Richter  als  Empfänger  von 
Gerichtssporteln  genannt  werden.  M.  Rümelin  (Bonn). 

Wormstall,    J.     Ueber    die    Chamaver,    Brukterer    und 
Angrivarier  mit  Rücksicht  auf  den  Ursprung  der 
Franken    und    Sachsen.     Neue    Studien    zur  Germania 
des   Tacitus.     Leipzig,   Fock.     1888.     24  S.     1  M.  25   Pf. 
Das  Hauptgewicht  auf  Zosimus-Eunapius  III  6   legend   und 
anknüpfend  an   die  excisio  Bructerorum   und   die   ruina  Cherus- 
corum  (Tac.  Germ.  c.  33—36)  versucht  der  Verf.  in  besonderer 
Polemik  gegen  R.  Schröder  den  Ursprung  der  chamavischen  und 
salischen  Franken  aufzuklären;  er  verweist  auf  vertriebene  West- 
cherusker  und    Westbrukterer ,    vermutungsweise   nennt    er    die 
Ampsivarii.  —  Das  Verhältnis  der  Angrivarier  und  Ostbrukterer 
wird    gegen   v.    Ledebur's    Ansicht    anders    aufgefasst.    —    Aus 
Ciceros  Briefen  an  Atticus  wird  die  Stelle  (XIV,  10),  in  welcher 
Tebassi,  Suevi,  Frangones   genannt  werden,    einer    besonderen 
Prüfung  unterworfen.  —  Den    Schluss   bildet    eine  Besprechung 
des  Verhältnisses  der  Engern  und  Sachsen.  v.  Salis. 
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Köhler,  C.  Das  Verhältnis  Kaiser  Friedrichs  II.  zu 
den  Päpsten  seiner  Zeit  (a.  u.  T.:  Gierke ,  Unter- 
suchungen zur  deutschen  Staats-  und  Rechtsgeschichte  XXIV). 
Breslau,  Köbner.     1888.     70  S.     2  M. 

Mit  Rücksicht  auf  die  Frage  nach  der  Entstehung  des  Ver- 
nichtungskampfes zwischen  Kaisertum  und  Papsttum  wird  nach 
der  Ursache  geforscht,  welche  zur  unversöhnlichen  Entzweiung 
zwischen  Kaiser  Friedrich  II.  und  den  Päpsten  seiner  Zeit  ge- 
führt hat.  Es  wird  die  Lage  des  Kirchenstaates  und  die  Stel- 
lung des  Papstes  geschildert  gegenüber  dem  Streben  des  Kaisers, 
zum  Besitz  von  ünteritalien  auch  den  Besitz  Oberitaliens  zu 
erlangen,  und  es  wird  gezeigt,  dass  der  Kaiser  seit  1235  ernstlich 
daran  ging,  die  Lombarden  sich  zu  unterwerfen,  dass  aber  gleich- 
zeitig der  Papst  sich  der  Verwirklichung  dieser  Unterwerfung 
entgegensetzte.  Als  Angreifer  wird  der  Papst  erklärt,  denn  er 
habe  durch  seine  Einmischung  in  rein  weltliche  Angelegenheiten 
den  Kampf,  der  zur  Vernichtung  des  Kaisers  geführt  hat ,  ent- 
facht; der  Kaiser  wird  als  der  Angegriffene  dargestellt,  der  an- 
fänglich jeden  Konflikt  vermeiden  wollte  und  stets  durch  äusserste 
Nachgiebigkeit  eine  Einigung  der  beiderseitigen  Forderungen 
herbeizuführen  suchte. 

In  einer  Beilage  werden  die  zahlreichen ,  besonders  auf  das 
Königreich  Sizilien  bezüglichen  Beschwerden  Gregors  IX.  von 
1236,  1 238,  1239  (Exkommunikationsbulle)  zusammengestellt  und 
auf  ihre  Begründetheit  mit  Heranziehung  der  vom  Kaiser  ge- 
führten Verteidigungen  geprüft.  Der  Verf.  wiederholt,  dass 
gerade  die  Uebersicht  über  die  Klagen  des  Papstes  gegenüber 
dem  Kaiser  den  Eindruck  befestigt,  dass  es  nicht  diese  namentlich 
aufgeführten  Beschwerdepunkte  sein  konnten,  welche  das  Vorgehen 
Gregors  IX.  bedingten.  v.  Salis. 


III.   Bürgerliches  Recht. 

Schlossmann.     Zur  Lehre  von  den  Stiftungen.     Kritische 
Bemerkungen  zum  Entwurf  des  bürgerlichen  Gesetzbuches 
für  das  Deutsche  Reich.  (Jahrbücher  für  Dogmatik.   Bd.  27. 
S.  1—69.) 
Gegenüber  den  kurzen,  in  wichtigen  Punkten  auf  die  Landes- 
gesetze  verweisenden   Bestimmungen    des  Entwurfs   drängt  sich 
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die  Frage  auf,  ob  es  sich  nicht  empfehlen  möchte ,  durch  um- 
fassendere Eliminierung  des  Landes-R.  in  den  komplizierten  Bau 
des  Entwurfs  grössere  Durchsichtigkeit  in  formeller  Beziehung 
und  durch  reichsgesetzliche  Regelung  einer  Reihe  im  Entwurf 
der  Landesgesetzgebung  überlassener  Gebiete  grössere  Einheit 
und  Sicherheit  in  das  anzuwendende  R.  zu  bringen. 

Im  einzelnen  sind  folgende  Forderungen  aufzustellen.  Der 
thatsächlich  fast  allgemein  in  Deutschland  in  Anwendung  stehende 
Satz,  dass  zur  Begründung  einer  Stiftung  mit  juristischer  Per- 
sönlichkeit Staatsgenehmigung  erforderlich  ist,  ist  in  das  Gesetz- 
buch aufzunehmen.  Für  die  Entstehung  der  juristischen  Person 
soll  ferner  nicht,  wie  der  Entwurf  annimmt,  die  Vornahme  des 
Errichtungsgeschäftes  und  die  Begründung  einer  Forderung  auf 
Auszahlung  des  Stiftungsvermögens  genügen,  sondern  es  soll  er- 
forderlich sein,  dass  in  einem  Vorstand  ein  Vertretungsorgan  für 
die  Stiftung  geschaffen  und  dieses  durch  Aushändigung  des 
Stiftungsvermögens  thatsächlich  in  die  Lage  versetzt  werde,  über 
das  Vermögen  zu  verfügen.  Die  vom  Entwurf  angenommene 
Gebundenheit  des  Stifters  an  das  Stiftungsgeschäft  ist  zu  besei- 
tigen und  die  hierfür  sprechenden  Gründe  legen  die  Frage  nahe, 
ob  es  sich  nicht  empfiehlt,  den  mit  der  Errichtung  einer  Stiftung 
nahe  verwandten  Schenkungsversprechen  die  bindende  Kraft  zu 
versagen  und  nur  die  vollzogene  Schenkung  für  rechtlich  wirk- 
sam zu  erklären. 

Ferner  erscheinen  eingehende  Bestimmungen  über  den  Um- 
fang der  Vertretungsmacht  des  Vorstandes ,  über  letztwillige 
Errichtung  von  Stiftungen  sowie  über  das  Erlöschen  derselben 
dringend  geboten.  Rümelin. 

Bolze,  A.  Die  Praxis  des  Reichsgerichts  in  Zivilsachen. 
5.  Bd.  Leipzig,  Brockhaus.  1888.  XIII  u.  439  S.  6  M. 
In  dem  5.  Bd.  wird  die  Mitteilung  des  Inhalts  von  Ent- 
scheidungen des  Reichsgerichts  unter  1423  Nummern  fortgesetzt. 
Es  gilt  von  diesem  Band  dasselbe  was  über  den  vorigen  in  dem 
C.Bl.  VII  S.  178  gesagt  ist.  Achilles. 

Altmann,  P.   A.     Das   Beneficium    competentiae,    seine 

historische    Entwickelung,   juristische  Natur   und 

gegenwärtige  Geltung.     (Inaug.-Diss.  Berlin.)     Berlin, 

Simion.     1888.     97  S. 

Verf.  schildert  unter   fleissiger  Benützung    der  Quellen  und 

Litteratur    in    4   Abschnitten:    I.    Das  Beneficium    competentiae 
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nach  ¥.  R.  ;  II.  die  nachröm.  Entwicklung  im  M.A.  und  das 
Anwendungsgebiet  in  der  gemeinrechtlichen  Praxis;  III.  die  Ge- 
staltung in  den  neueren  Partikulargesetzgebuugen  unter  Be- 
rücksichtigung des  preuss.,  französ. ,  bayer.,  sächs.  und  österr. 
R.;  IV.  den  Einfluss  der  deutschen  Reichsgesetzgebung  (K.O.  und 
Z.P.O.)  auf  das  behandelte  Rechtsinstitut.  Im  Schlusswort  ist 
darauf  hingewiesen,  dass  diese  Rechts wohlthat  als  materieller 
Rechtsbehelf  zwar  noch  heute  als  in  Geltung  befindlich  anzusehen 
sei,  dass  das  Rechtsinstitut  aber  nach  dem  Inhalte  des  ein  Bene- 
ficium  competentiae  nicht  kennenden  Entwurfs  zum  bürgerlichen 
Gesetzbuche  für  das  Deutsche  Reich  seiner  Aufhebung  entgegen- 
gehe. Kleinfeiler. 


Schneider,  A.  Privatrechtliches  Gesetzbuch  für  den 
Kanton  Zürich.  (Gen.  Tit.  oben  S.  91.)  Zürich, 
Schulthess.     1888.     7  M. 

Die  Entwickelung  des  im  Kanton  Zürich  geltenden  R.  ist 
ausserordentlich  interessant,  wie  klein  und  unbedeutend  auch 
das  Gebiet  ist,  in  welchem  es  angewendet  wird.  Eine  förmliche 
logische  und  systematische  Kodifikation  des  Privat-R.  rührt  erst 
her  von  1854  —  1856  und  es  bleibt  ein  steter  Ruhmestitel  von 
J.  C.  Bluntschli,  dass  er  die  ihm  damals  gestellte  Aufgabe  so 
ausserordentlich  gut  gelöst  hat.  Von  allen  seinen  Leistungen 
ragt  diese  Kodifikationsarbeit  am  meisten  hervor.  Zu  den  Ge- 
setzbestimmungen schrieb  er  auch  einen  klaren  und  vortretFlichen 
Kommentar  nach  der  Legalordnung. 

Das  Gesetz  blieb  dreissig  Jahre  fast  unangefochten.  Aller- 
dings wurden  einzelne  Spezialgesetze  erlassen,  die  einen  Teil 
seiner  Bestimmungen  ausser  Kurs  setzten.  Von  nachhaltiger 
Bedeutung  aber  war  bei  diesem  Abbröckelungsprozesse  die  Ent- 
wickelung des  schweizer.  R.  gewesen.  Zuerst  wurden  die  kan- 
tonalen Normen  absorbiert  bezüglich  der  Schliessung  und  Schei- 
dung der  Ehen,  weil  die  Bundesgesetzgebung  diese  Materie  ord- 
nete, dann  kamen  die  Eisenbahngesetze,  durch  welche  die  Züricher 
Bestimmungen  über  den  Frachtvertrag  u.  s.  w.  absolut  wurden. 
Einen  ganz  besonders  erheblichen  Eingriff  erfuhr  aber  das 
Züricher.  Zivilgesetzbuch  durch  das  eidgenöss.  Obligationen-R., 
welches  1883  in  Kraft  trat.  Indessen  enthält  diese  eidgenöss. 
Schöpfung  einen  grossen  Teil  der  Rechtsnormen ,  welche  im 
Züricher.  Zivilgesetzbuche  aufgeführt  waren;  sie  lebten  also  nur 
in  einem  grösseren  Geltungsgebiete  wieder  auf. 

Angesichts  der  Durchlöcherung  des  alten  einheitlichen  Werkes 
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entschloss  man  sich  zu  einer  Revision  des  Züricher.  Zivilgesetz- 
buches. Der  Anlass  wurde  dazu  benutzt,  ura  einzelne  Neuerungen 
herbeizuführen.  Insbesondere  geschah  dies  im  Erb-R.  Die  Witwe 
ist  nunmehr  besser  gestellt  und  die  Söhne  und  Töchter  beerben 
ihre  Eltern  gleich,  während  früher  jene  abgesehen  von  einem 
festgehaltenen  Sohnesvorteile  bei  Liegenschaftenübernahme  noch 
eine  weitere  Begünstigung  genossen.  Die  ganze  Revisionsarbeit 
wurde  von  Seh,  besorgt  und  es  war  daher  natürlich,  dass  er 
auch  einen  Kommentar  zu  dem  neuen  Gesetze  publizierte.  Dieser 
Kommentar  lehnt  sich  an  denjenigen  von  Prof.  Bluntschli  an, 
allein  er  enthält  doch ,  wenn  man  genauer  zusieht,  sehr  viele 
selbständige  Bemerkungen  und  Erörterungen.  Die  vorliegende 
Publikation  ist  ein  genauer  und  sorgfältiger  Wegweiser  über 
das  Gebiet  des  im  Kanton  Zürich  bestehenden  Privat-R.  Ins- 
besondere darf  hervorgehoben  werden,  dass  auch  die  Judikatur 
sehr  eingehend  berücksichtigt  und  erörtert  ist.  Meili. 

Oldham,  A.  und  Foster,  T.  The  law  of  Distrees  with  an 
Appendix  of  forms,  table  of  Statutes  etc.  London, 
Stevens  u.  Sons.  1886.  484.  S.  18  sh. 
Das  R.,  für  rückständige  Zinsen  von  Grundeigentum  Pfand 
zu  nehmen,  kann  nicht  leicht  den  Stoff  zu  einer  unterhaltenden 
Lektüre  liefern,  und  doch  haben  die  Verf.  unzweifelhaft  das 
mögliche  gethan,  um  diesem  trockenen  Stoff  seine  anmutigsten 
und  interessantesten  Seiten  abzugewinnen.  Da  das  englische  R. 
nicht  kodifiziert  ist,  so  ist  der  Stoff  immer  in  einer  gewissen 
Bewegung,  neue  Gesetze  und  richterliche  Entscheidungen  führen 
ihm  stets  neue  Elemente  zu  oder  veranlassen  Aenderungen 
bestehender  Auffassungen.  Es  ist  daher  verdienstlich  und  not- 
wendig, von  Zeit  zu  Zeit  Umschau  zu  halten  über  den  gegen- 
wärtigen Rechtsbestand ,  Veraltetes  auszuscheiden  und  Neues 
einzuweben.  Diese  Aufgabe  haben  die  Verf.  übernommen  und 
mit  Geschick  gelöst.  Das  Buch  handelt  nicht  von  Pfändung 
für  Forderungen  überhaupt,  sondern  nur  von  derjenigen  für 
Renten  vom  Grundeigentum,  und  es  sind  daher  die  beiden 
ersten  Kapitel  der  Geschichte  der  Rente  und  ihrer  Natur  ge- 
widmet, die  beiden  folgenden  behandeln  die  Frage,  wer  über- 
haupt zur  Beschlagnahme  für  rückständige  Renten  berechtigt  sei, 
und  von  dem  R.  der  Pfand-  und  Konkursgläubiger  im  besonderen. 
Sodann  wird  eingehend  die  Frage  erörtert,  wer  und  was  ge- 
pfändet werden  kann,  welche  Personen  und  Sachen  von  der  Be- 
schlagnahme befreit  seien,  wobei  die  Lodger's  Goods  Protections 
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Act,  1871,  The  Railway  Rolling  Stock  Protections  Act,  1872 
und  The  Agricultural  Holdings  Act  1883  berücksichtigt  werden, 
ferner  unter  welchen  Voraussetzungen  zu  derselben  geschritten 
werden  dürfe  und  wie  sie  vorgenommen  werden  müsse.  Be- 
sondere Kapitel  sind  der  Pfändung  von  Vieh  gewidmet,  welches 
auf  fremdem  Grund  und  Boden  weidend  oder  sonst  Schaden 
bringend  betroffen  wird,  der  widerrechtlichen  Wegnahme  ge- 
pfändeter Gegenstände,  der  Schätzung  und  dem  Verkaufe  der- 
selben, sowie  dem  Verluste  des  R.  zur  Beschlagnahme.  Die 
Rechtsmittel  des  Gläubigers  wegen  Verhinderung  der  Pfandnahme 
und  des  Schuldners  wegen  ungebührlicher  oder  ungehöriger 
Pfändung,  sowie  die  Klage  auf  Rückerstattung  genommener 
Pfänder  (repleoin)  sind  Gegenstand  interessanter  Erörterungen 
in  Kapitel  10  und  11.  Der  letzte  Abschnitt  endlich  handelt  von 
der  Pfändung  wegen  rückständiger  Armensteuern  oder  Beiträgen 
für  den  Strassenunterhalt ,  oder  ausgesprochener  Bussen.  Der 
Anhang  enthält  eine  Sammlung  von  Formularen ,  welche  von 
einem  engl.  Recensenten  als  „very  good"  bezeichnet  wird. 

Kön  ig. 


IV.  Handelsrecht. 

Jonge,  M.  de.  Das  stille  Prokuraindossament.  Berlin, 
Sieraenroth  &  Worms.  1888.  32  S. 
Die  Abhandlung  findet  sich  bereits  in  Grünhuts  Zeitschrift 
für  Privat-  und  öffentliches  R.  der  Gegenwart  Bd.  XV.  S.  543  ff. 
Der  Verf.  veranlasste  behufs  weiterer  Verbreitung  den  gesonderten 
Abdruck.  Die  Abhandlung  beginnt  mit  dem  Satz:  „Die  deutsche 
Wechselordnung  kennt  zwei  Formen  des  Indossaments,  das  Voll- 
indossament und  das  Prokuraindossament".  Daneben  habe  sich  eine 
neue  dritte  Form  (S.  1)  gebildet,  das  stille  Prokuraindossament, 
dessen  Wirkungen  nach  verschiedenen  Richtungen  hin  gespalten, 
geteilt  erscheinen;  nach  aussen,  in  absoluter  Richtung,  dritten 
gegenüber,  übe  es  die  Wirkung  eines  vollen  Eigentumsindossaments, 
nach  innen,  in  relativer  Richtung  zwischen  Indossament  und 
Indossatar  die  eines  Prokuraindossaments  (S.  9,  10).  Es  sei  dies 
ein  einzelner  Geltungsfall  des  „Gesetzes  der  Theilung  der  Rechts- 
wirkungen*;  hierunter  sei  zu  verstehen,  „die  typische,  bei  den 
inhaltlich  verschiedenartigsten  Rechtsverhältnissen  wiederkehrende 
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Erscheinung,  dass  ein  und  dasselbe  identische  Rechtsverhältniss 
nicht  nach  allen  Richtungen  hin  die  einen  und  selben  recht- 
lichen und  gleichartigen  Wirkungen  äussert,  sondern  in  seinen 
Wirkungen  gespalten  erscheint"  (S.  12—20).  Für  solche  Teilung 
der  Rechts  Wirkungen  werden  Fälle  aus  dem  Eigentums-R.,  Pfand- 
R.,  Obligationen-R.,  Prozess-R.  angegeben.  Für  das  stille  Prokura- 
indossament wird  zu  einem  §.  9a  der  Wechselordnung  gelangt: 
.,Wird  ein  Wechsel  durch  Vollindossament  übertragen,  jedoch  mit 
der  vertragsmässigen  Beschränkung,  dass  der  Indossatar  lediglich 
als  Bevollmächtigter  das  Indossatum  besitzen  soll,  so  hat  das 
Indossament  im  Verhältnis  zu  dritten  die  Wirkung  eines  Voll- 
indossaments, im  Verhältnis  zwischen  Indossament  und  Indossatar 
dagegen  nur  die  eines  Prokuraindossaments".  Keyssner. 

Daude,  P.  Lehrbuch  des  deutschen  litterarischen, 
künstlerischen  und  gewerblichen  Urheber-R. 
(Jurist.  Hdbbl.)  Stuttgart,  Enke.  1888.  X  u.  330  S. 
6  M.  60  Pf.,  geb.  7  M.  60  Pf. 

Zu  den  zahlreichen  Kommentaren  über  die  einzelnen  dem 
Urheber-R.  angehörenden  Gesetze  gesellt  sich  hier  kein  neuer; 
der  Verf.  erklärt  selbst  einen  solchen  bei  der  Vortrefflichkeit 
der  seitherigen  Bearbeitungen  für  überflüssig.  Sein  Ziel  war 
vielmehr  die  Schaffung  eines  das  ganze  Ürheber-R.  umfassenden 
Kompendiums  zu  den  Zwecken  des  akademischen  Studiums,  wie 
für  die  Bedürfnisse  der  Praxis,  namentlich  auch  unter  Berück- 
sichtigung der  Staatsverträge,  Verordnungen,  Ausführungsvor- 
schriften und  der  gerichtlichen  Entscheidungen.  —  Die  Einleitung 
gibt  einen  geschichtlichen  Abriss  der  deutschen  Gesetzgebung 
auf  diesem  Gebiete  von  den  ersten  Versuchen  des  preuss.  A. 
L.-R.  an.  Daran  reiht  sich  die  Darstellung  der  ganzen  Lehre 
in  sieben  Teilen:  Teil  I,  das  Ürheber-R.  an  Schriftwerken,  Ab- 
bildungen, musikalischen  Kompositionen  und  dramatischen  Werken 
(Gesetz  vom  U.  Juni  1870),  gliedert  sich  wieder  in  drei  Ab- 
schnitte, vom  litterarischen  Urheber-R.  §§.  1 — 11,  vom  musi- 
kalischen Urheber-R.  §§.  12—15  und  vom  R.  der  öffentlichen 
Aufführung  musikalischer  und  dramatisch-musikalischer  Werke 
§§.  16 — 22,  wobei  aber  die  Sachverständigenvereine  nur  im  ersten 
Abschnitt  behandelt  werden.  Sowohl  hier  als  bei  den  anderen 
Gesetzen  wird  jeweils  Gegenstand  des  R.,  subjektive  Berechtigung, 
Uebertragbarkeit ,  Vererblichkeit,  zeitliche  Begrenzung,  Ver- 
letzung des  R.  und  deren  rechtliche  Folgen,  das  Verfahren  in 
thunlichst   knapper    Form   erörtert.     Teil   II   behandelt   das  Ur- 


Daude  —  Jones.        x  \\\ 

heber-R.  an  Werken  der  bildenden  Künste  (Gesetz  vom  9.  Januar 
1876)  §§.  28 — 30,  wobei  die  hierher  bezüglichen  Vorschriften 
des  Gesetzes  vom  11.  Juni  1870  wegen  der  eingeschlagenen  Dar- 
stellungsweise in  Kürze  wiederholt  werden  mussten.  Gemeinsam 
den  zwei  ersten  Teilen  ist  Teil  III  vom  internationalen  Schutz 
des  litterarischen  und  künstlerischen  Urheber-R.,  in  dem  die  Berner 
Uebereinkunft  vom  9.  September  1886  und  die  einzelnen  in  Kraft 
stehenden  Litterarverträge  wiedergegeben  sind  (§§.  31—33, 
S.  129—186).  Teil  IV,  Ürheber-R.  an  Photographien  (Gesetz 
vom  10.  Januar  1876)  §§.  34—38,  Teil  V,  Urheber-R.  an  Mustern 
und  Modellen  (Gesetz  vom  11.  Januar  1876)  §§.  39—44,  Teil 
VI,  Patent-R.,  (Gesetz  vom  25.  Mai  1877)  §§.  45—54,  Teil  VII, 
Markenschutz  (Gesetz  vom  30.  November  1874)  §§.  55 — 60  beob- 
achten dieselbe  Gliederung  des  Stoffes  unter  Beigabe  der 
bedeutenderen  Verordnungen ,  so  in  Teil  VI  über  das  Patentamt 
und  sein  Verfahren.  Ein  ausführliches  Register  fördert  die  Be- 
nutzung des  Buches,  dem  es  gelungen  ist,  auf  kleinem  Räume 
einen  überreichen  Stoff  in  lehrreicher  Weise  darzustellen. 

Heinsheimer. 

Jones,  A.  L.  A  Treatise  on  the  Law  of  Railroad  and 
other  corporate  Securities,  including  municipal 
aid  bonds.  Boston,  Houghton,  Osgood  u.  Co.  1879. 
XLI  u.  707  S. 

Der  Verf.  dieses  Werkes  hat  sich  dem  engl.  Bücher  lesenden 
Publikum  seit  langem  durch  eine  Reihe  wertvoller  Arbeiten  be- 
kannt gemacht,  welche  das  Pfand-R.  oder  damit  verwandte  In- 
stitute zum  Gegenstande  haben.  Seine  letzte  Arbeit  „on  Lien" 
ist  in  dem  nämlichen  Verlag  in  2  Bänden  erschienen.  Bei  Aus- 
arbeitung seiner  Monographie  „on  Mortgages"  hatte  J.  ursprüng- 
lich im  Sinne,  das  Eisenbahnpfand-R.  zu  behandeln,  musste  sich 
jedoch  bald  überzeugen ,  dass  ein  so  ausgiebiger  Stoff  eine  be- 
sondere Bearbeitung  erfordere.  Sein  Werk  on  Railway  Securities 
ist  daher  eine  Ergänzung  des  früher  erschienenen  on  Mortgages. 
Die  ersten  6  Kapitel  haben  ausschliesslich  die  Verpfändung  von 
Eisenbahnen  oder  das  Pfand-R.  an  solchen  zum  Gegenstand,  die 
Begründung  desselben,  seinen  Umfang,  was  alles  durch  dasselbe 
ergriffen  wird;  die  Rechtsverhältnisse  des  Rollmaterials  und  die 
durch  Pfand-R.  gesicherten  Obligationen  der  Eisenbahngesell- 
schaften. Die  folgenden  Kapitel  erörtern  das  R.  der  Gemeinden 
und  Staaten  zur  Unterstützung  von  Eisenbahngesellschaften  oder 
anderen  Unternehmungen  Schuldscheine   auszugeben,  versicherte 
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oder  unversicherte ,  Bürgschaften  einzugehen  mit  Zustimmung 
des  gesetzgebenden  Körpers,  und  alle  daraus  entstehenden  Rechts- 
verhältnisse. Ferner  die  R.  der  Pfandgläubiger,  ihre  gerichtliche 
Geltendmachung,  die  Wirkung  der  Vereinigung  mehrerer  Ge- 
sellschaften zu  einer  einzigen,  und  des  Verkaufes  von  Eisenbahnen 
auf  die  bestehenden  Pfand-R. ;  die  Kompetenz  der  Gerichte,  die 
Bestellung  eines  Verwalters  und  Liquidators  nach  eingetretener 
Insolvenz  der  Gesellschaft,  seine  Kompetenzen  und  seine  Ver- 
antwortlichkeit. Der  Verf.  erörtert  ferner  den  Rang  der  grund- 
pfandlich  versicherten  Forderungen  und  ihr  Verhältnis  zu  anderen 
Forderungen  und  Retentions-R.  Besondere  Untersuchungen  sind 
den  R.  derselben  gewidmet  bei  einer  Reorganisation  der  Gesell- 
schaft und  einem  gerichtlichen  Verkaufe  des  Pfandes.  Alle  Fragen 
werden  sehr  eingehend  besprochen  mit  sorgfältiger  Berücksichtigung 
der  Gesetzgebung  und  Rechtsprechung  der  einzelnen  Staaten. 

König. 


V.  Gerichtsverfassung  und  Zivilprozess. 

Mayer,    B.     Die    Vereinbarung    schiedsrichterlicher 
Rechtsstreitentscheidung  nach  früherem  und  jetzi- 
gem gemeinem  Recht.    Eine  historisch-dogmatische  ver- 
gleichende Darstellung.     Erlangen,  Deichert.  1888.    122  S. 
2  M.  40  Pf. 
Verf.  will  darlegen,  in  welcher  Weise  sich  die  Einrichtung 
der  schiedsrichterlichen  Entscheidung    in  Deutschland    unter  der 
Herrschaft    des   gemeinen  R.  entwickelt  hat  und  welche  Aende- 
rungen   in   dieser  Beziehung   durch    die  Einführung    der  Z.Pr.O. 
bewirkt  worden  sind.    Insbesondere  beschäftigt  sich  derselbe  auch 
mit  der  Frage,    inwieweit   die  Vorschriften  des  älteren  R.  noch 
in  Kraft  stehen,  weil  die  Z.Pr.O.,  welche  nur  die  schiedsrichter- 
liche Entscheidung   von  Rechtsstreitigkeiten    regelt,    das  in 
Frage  stehende  Gebiet  (z.  B.  die  Entscheidung  von  Verwaltungs- 
streitigkeiten) überhaupt  nicht  berührt,  oder  bezüglich  einzelner 
Fragen,    z.  B.    der   Fähigkeit    zum   Abschluss    eines    Schiedsver- 
trags u.  s.  w.,    auf  das  geltende   bürgerliche  R.  verweist.     Der 
dadurch  gegebene  Stoff  w^ird  nicht   in  der  Art  behandelt,    dass 
zunächst    die    geschichtliche   Entwicklung   der  Einrichtung  und 
das  früher   geltende  R.   im   ganzen  dargelegt  und  dann  erörtert 
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wird,  welche  Vorschriften  jetzt  massgebend  sind.  Vielmehr  hat 
der  Verf.  nach  einer  kurzen  Einleitung  und  einer  Darlegung  der 
Quellen  ihres  Geltungsgebietes  zunächst  (in  Abt.  I)  das  mate- 
rielle, dann  das  formelle  R.  erörtert  und  überall  zunächst 
dargelegt,  welche  Grundsätze  im  r.  R.  galten,  inwieweit  dieselben 
schon  im  früheren  gemeinen  R.  Abänderungen  erfuhren  und 
welche  Vorschriften  heute  gelten.  Soweit  es  sich  um  das  mate- 
rielle R.  handelt,  hat  der  Verf.  die  schon  bisher  gebräuchliche 
Scheidung  zwischen  dem  R.  des  Kompromisses  und  des  Re- 
ceptum  beibehalten  und  bezüglich  beider  Verträge  zunächst  deren 
Begriff  und  rechtliche  Natur,  dann  die  Frage  erörtert,  wer 
die  vertragschliessenden  Personen  seien,  was  Gegenstand 
des  betreffenden  Vertrags  sei,  welche  Wirkung  derselbe  habe 
und  wodurch  die  Ungültigkeit  und  die  Beendigung  des 
Kompromisses  wie  des  Receptum  herbeigeführt  werde. 

In  der  zweiten  auf  das  formelle  R.  bezüglichen  Abteilung 
handelt  der  Verf.  zunächst  von  dem  Schiedsgericht,  dessen 
rechtliche  Natur ,  Zuständigkeit  und  Konstituierung  dargelegt 
wird,  von  den  Parteien  sowie  deren  Vertretern  und  Beiständen, 
von  der  Thätigkeit  des  Schiedsgerichts,  insbesondere  dem 
Schiedsspruch,  sodann  von  dessen  Vollstreckung  und  der 
zum  Eingriff  in  das  schiedsrichterliche  Verfahren  berufenen  Ge- 
richtsbehörde. Endlich  werden  in  einem  besonderen  Para- 
graphen „Schlussbemerkungen"  über  die  legislative  Behand- 
lung des  Institutes  beigefügt. 

Soweit  es  sich  um  die  geschichtliche  Entwickelung  des  schieds- 
richterlichen Instituts  handelt,  hat  das  Buch  seinen  Wert.  Nur 
wäre  es  zu  wüuschen  gewesen,  dass  der  Verf.  seine  vergleichen- 
den Studien  auch  auf  die  neueren  Gesetzgebungen  und  Entwürfe 
ausgedehnt  hätte.  Dann  würde  seine  Arbeit  auch  für  die  An- 
wendung der  R.Z.Pr.O.,  deren  Bestimmungen  vielfach  nicht  auf 
dem  r.  R.,  überhaupt  nicht  auf  dem  früheren  gemeinen  R.  be- 
ruhen, eine  grössere  Bedeutung  erlangt  haben.  Ausserdem  hätte 
eine  schärfere  Trennung  der  historischen  und  der  dogmatischen 
Ausführungen  den  Wert  des  Buches  für  den  Praktiker  sicher 
erheblich  vermehrt.  So  schliesst  eine  Reihe  von  Erörterungen, 
in  denen  Aufschluss  über  das  geltende  R.  gesucht  werden  kann, 
mit  der  Bemerkung,  die  erörterte  Frage  habe  nur  noch  rechts- 
historische Bedeutung. 

In  der  zweiten  Abteilung  treten  die  Vorschriften  des  Reichs-R., 
welche  im  Anschluss  an  das  röm.  und  frühere  gemeine  R.  beson- 
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ders  dargelegt  werden,  in  den  Vordergrund.  Auch  hat  der  Verf. 
hier  zu  allen  erheblicheren  Streitfragen  Stellung  genommen  und 
seine  Ansicht  eingehend  begründet.  Dieser  Teil  des  Buches  hat 
deshalb  auch  für  solche  Eechtsgebiete  Bedeutung,  in  welchen 
nicht  gemeines  R.  gilt.  Diese  Brauchbarkeit  würde  wesentlich 
erhöht  worden  sein,  wenn  der  Verf.,  der  sich  darauf  besckränkt 
hat,  einzelne  Entscheidungen  anzuführen  und  die  von  ihm  be- 
kämpften Schriftsteller  zu  nennen,  überall  die  vorliegende  Litte- 
ratur  angeführt  hätte.  Petersen. 

Meibom,  V.  v.  Der  Immobiliararrest  im  Geltungsbe- 
reiche der  deutschen  Zivilprozessordnung.  Frei- 
burg i.  B.,  Mohr.  1888.  IV  u.  169  S.  3  M. 
Die  Z.Pr.O.  hat  bei  der  Verschiedenheit  des  in  Deutschland 
geltenden  Grundbuch-  und  Hypotheken-R.  die  Vollziehung  des 
Arrestes  in  das  unbewegliche  Vermögen  nicht  regeln  können,  die 
Regelung  daher  den  Landesgesetzen  überlassen  müssen.  Die 
Gesetzgebung  ist  infolgedessen  in  allen  Bundesstaaten  bemüht 
gewesen,  diese  Lücke  in  dem  System  des  Reichs-R.  auszufüllen. 
Dadurch  ist  natürlich  eine  äusserst  bunte  Musterkarte  von  Rechts- 
vorschriften entstanden  und  die  Kenntnis  des  geltenden  R.  in 
Ansehung  des  Arrestes  bedeutend  erschwert  worden,  v.  M,,  der 
in  der  Theorie  und  Praxis  des  Immobiliar-R.  der  einzelnen  Bundes- 
staaten so  zu  Hause  ist  wie  wenige,  hat  es  unternommen,  hier  ein 
Gesamtbild  von  der  Gestaltung  des  Arrestes  in  das  unbewegliche 
Vermögen  zu  entwerfen.  Das  Werk  zerfällt,  nachdem  die  Auf- 
gabe sachgemäss  begrenzt  worden,  in  zwei  Abschnitte  und  einen 
Anhang.  Der  erste  Abschnitt  behandelt  die  Bestimmungen  der 
Z.Pr.O.,  der  zweite  die  Bestimmungen  der  Landesgesetze.  Dem 
Zwecke  der  Arbeit  entsprechend  hat  der  zweite  Abschnitt  einen 
weit  grösseren  Umfang  als  der  erste.  Seine  Hauptüberschriften 
lauten :  I.  Die  Rechtsnormen ;  II.  Gegenstand  des  Immobiliar- 
arrestes;  III.  Die  Arrestmittel;  IV.  Das  Verfahren  bei  Voll- 
ziehung des  Immobiliararrestes.  Ausgeschlossen  ist  der  Arrest 
auf  Schiffe  und  auf  hypothekarische  Forderungen.  In  dem  An- 
hange (S.  141 — 169)  sind  die  Vorschriften  der  Landesgesetze 
ihrem  Wortlaute  nach  mitgeteilt.  Die  Darstellung  des  gelten- 
den R.  gewinnt  an  Anziehungskraft  besonders  dadurch,  dass  sie 
interessante  Rückblicke  auf  das  R.  der  Vergangenheit  gewährt 
und  auch  das  R.  der  Zukunft  durch  Berücksichtigung  des  jüngst 
veröffentlichten  Entwurfes  eines  bürgerlichen  Gesetzbuches  für 
das  Deutsche  Reich  ins  Auge  fasst.  Achilles. 
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Trygger.     Om   skriftliga   bevis   sasom  ci vilprocessuelt 
Institut.     Stockholm.     1887. 

Den  Urkundenbeweis  hat  die  bestehende  Gesetzgebung  in 
Schweden  —  welche  übrigens  eine  legale  Ordnung  des  Beweises 
festgestellt  hat  —  gar  nicht  geregelt ;  dieses  Beweismittel  ist 
ganz  der  freien  Würdigung  des  Richters  überlassen.  Die  Auf- 
gabe des  Verf.,  eine  Darstellung  des  Urkundenbeweises  nach 
schwed.  R.  zu  geben,  war  somit  eine  schwierige  aber  auch  eine 
dankbare,  als  er  von  positiven  Bestimmungen  nicht  beengt  war. 
Mit  Scharfsinn  und  Kenntnis  hat  er  seine  Aufgabe  gelöst,  und 
seine  Schrift  liefert  einen  an erkennungs werten  Beitrag  zur  rich- 
tigen Auffassung  nicht  nur  des  betreffenden  Beweismittels,  son- 
dern des  Beweises  überhaupt. 

Verf.  hat  die  Darstellung  seines  speziellen  Themas  auf  breiter, 
allgemeiner  Grundlage  gebaut.  In  einer  , Einleitung"  sucht  er 
die  Aufgabe  des  Zivilprozesses  festzustellen  und  gibt  zu  dem 
Zwecke  eine  kritische  Analyse  der  einschlägigen  allgemeinen 
Begriffe.  Nachher  geht  er  zu  einer  Untersuchung  der  „Grund- 
lagen des  Beweis-R."  über  —  der  prinzipiellen  wie  der  positiv- 
rechtlichen —  und  findet  dabei  Gelegenheit  zu  einem  sehr  in- 
teressanten Exkurse  über  das  gerichtliche  Geständnis  im  Zivil- 
prozesse. Nach  dieser  Grundlegung,  die  beinahe  die  Hälfte  der 
Arbeit  aufnimmt,  behandelt  er  in  fünf  Abschnitten  im  besonderen 
den  Urkundenbeweis;  im  ersten  gibt  er  einige  orientierende  Be- 
merkungen über  Urkunden  und  ihre  verschiedenen  Arten,  cha- 
rakterisiert den  Urkundenbeweis  und  prüft,  inwieweit  eine  gesetz- 
liche Regelnng  dieses  Beweismittels  zulässig  und  geboten  sei; 
im  zweiten  stellt  er  die  leitenden  Grundsätze  in  betreff  der  Echt- 
heitsfrage auf;  der  dritte  Abschnitt  ist  der  formalen,  der  vierte 
der  materiellen  Beweiskraft  gewidmet;  im  fünften  endlich  be- 
spricht er  die  Editionspflicht.  Besonders  der  dritte  und  vierte 
Abschnitt  ist  von  Interesse;  die  Editionsfrage,  die  ja  auch  auf 
der  Seite  vom  eigentlichen  Beweis-R.  liegt,  ist  ein  wenig  stief- 
mütterlich behandelt. 

Die  Darstellung  ist  im  ganzen  von  Gelehrsamkeit  und  Scharf- 
sinn getragen ;  besonders  zeigt  sich  Verf.  als  genauer  Kenner  der 
neueren  deutschen  Litteratur  über  Beweismittel,  und  auch  aus 
diesem  Grunde  verdient  seine  Leistung  bei  deutschen  Lesern 
Beachtung.  Afzelius. 
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VI.  Strafrechtswissenschaft. 

Mangoldt,  P.  v.    Strafgesetzbuch  für  das  Deutsche  Reich. 
Leipzig,  Rossberg.     VI  u.  161  S.     Kart.  1  M. 

Fünftes  Bändchen  der  Rossbergschen  Handausgabe  der  Reichs- 
gesetze. Textausgabe.  Unterschieden  von  anderen  dadurch,  dass 
bei  jedem  Paragraphen  ausser  der  Zuständigkeit  die  Verjäh- 
rungsfrist angegeben  ist.  Register:  S.  117  — 161.     Redaktion. 

Wollenzien  und  Walter.     Buch-   und  Rechnungsführung 
bei     den    Gefangenenarbeitsverdienstkassen    und 
Gefängnisökonomieverwaltungen     der     preuss. 
Justizbehörden.     Berlin,  Siemenroth  u.  Worms.     1888. 
•227  S.     4  M.  50  Pf. 
üebersichtliche   Darstellung    der  in  Preussen   geltenden  ge- 
setzlichen und   administrativen  Vorschriften   über  Beschäftigung 
der  Gefangenen,    Verwendung  und   Berechnung   des   Arbeitsver- 
dienstes, der  geltenden  Bestimmungen  über  Beköstigung,    Klei- 
dung und  Lagerung  der  Gefangenen,  endlich  als  Ergänzung  der 
einschlägige    Auszug    aus    der    Anweisung    der    Oberrechnungs- 
kammer   für   die    Rechnungslegung.     Mit    vielen    Tabellen    und 
Erläuterungen    ein    nützliches    Hilfsbuch    zur    Orientierung    auf 
diesem  Gebiete  der  Finanzverwaltung.  Streng. 


VII.   Kirchenrecht. 

Hübler,  B.  Kirchliche  Rechtsquellen.  Grundriss  mit  aus- 
gewählten Belagstellen.  Berlin,  Puttkammer  &  Mühlbrecht. 
VIII  u.  74  S.     2  M. 

Die  Scheu  vor  den  kirchlichen  Rechtsquellen  beruht  auf 
ihrer  Zerstreutheit  und  erschwerten  Zugänglichkeit.  Dem  ist 
abzuhelfen  dadurch,  dass  die  Quellen  nicht  bloss  genannt,  sondern 
durch  Inhaltsangabe  und  Probebelege  erschlossen  werden.  Dieses 
—  im  Vorwort  bezeichnete  —  Ziel  hat  Verf.  erreicht,  und  die 
Schrift,  welche  zunächst  für  die  Studierenden  bestimmt,  ist  ge- 
eignet, auch  weitere  Kreise  über  jenes  abgelegene  Gebiet  zu 
orientieren. 
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Buch  I  gibt  die  Quellen  des  röm.-kathol.  Kirchen-R.  unter 
Voranschickung  einer  ebenso  knappen  wie  wissenschaftlichen  Ein- 
leitung über  die  äussere  Form  (Konzilienbeschlüsse,  päpstliche 
Erlasse,  Statuten,  Konkordate,  ZirkumskriptionsbuUen).  S.  15 
bis  48  werden  das  Corpus  jur.  can.  und  die  Quellen  vor  und 
nach  demselben  vorgeführt.  (S.  17  Pseudoisidor.  I.  Aeusseres. 
n.  Grundsätze.  III.  Unechtheit.  IV.  Der  Fälscher.  V.  Stoff 
der  Fälschung.  —  S.  27  Liber  sextus,  „juristisch  das  beste  Stück 
des  Corp.  iur.  can."  S.  45  Anhang:  Nichtdeutsche  Konkordate.) 
Buch  II  bietet  die  Quellen  des  evangel.  Kirchen-R.,  Buch  III  die 
gemeinsamen  Rechtsquellen,  insbesondere  S.  64  ff.  die  neueren 
deutschen  Staatsgesetze  und  S.  73  das  Garantiegesetz.  Während 
die  Belegstellen  das  Quellenstudium  eröffnen  sollen,  können  zahl- 
reiche Ausrufungszeichen  zum  Denken  anregen.     Redaktion. 

Leinz,  A.  Der  Ehevorschrift  des  Konzils  von  Trient 
Ausdehnung  und  heutige  Geltung.  Eine  kanonistische 
Studie  mit  Approbation  des  hochw.  Erzbischofs  von  Frei- 
burg. Freiburg  i.  Br.,  Herder.  1888.  180  S.  2  M. 
Das  Dekret  Tametsi  bildet  den  Gegenstand  vorliegender  Schrift 
und  zwar  in  Hinsicht  auf  seine  Ausdehnung  und  auf  sein  Geltungs- 
gebiet, in  Hinsicht  auf  das  Verhältnis  der  ergangenen  Erlasse 
und  Entscheidungen  der  Päpste  und  der  röm.  Kurialbehörden 
und  in  Hinsicht  auf  die  Stellung  der  Ordinariate  und  Seelsorger. 
Deckt  sich  die  Untersuchung  ihrem  Hauptgegenstande  nach  mit 
derjenigen  von  Salis  (C.Bl.  VII  S.  471)  und  stimmen  die  Re- 
sultate beider  Abhandlungen  des  öfteren,  wenn  auch  mit  ver- 
schiedener Formulierung  und  Begründung,  überein,  so  fehlt  es 
anderseits  nicht  an  Gegensätzen  und  Abweichungen,  so  nament- 
lich die  Interpretation  der  Publikationsklausel  (Rezeption,  Desue- 
tudo  u.  a.  m.)  betreffend.  —  Wenn  die  röm.  Kurialpraxis  hin- 
sichtlich der  Ausdehnung  des  Dekrets  auf  akatholische  Christen 
unterscheidet,  je  nachdem  die  akatholische  Pfarrei  sich  vor  oder 
erst  nach  der  Publikation  der  Ehevorschrift  gebildet  hat,  so 
kann  ihr  der  Vorwurf  der  Inkonsequenz  nicht  erspart  bleiben, 
man  versuche  denn  etwa  in  der  von  Salis  a.  a.  0.  S.  57 
unternommenen  Weise  diese  Unterscheidung  zu  erklären ;  die 
Darstellung  bei  L.  (S.  98)  umgeht  eine  solche  Erklärung  und 
würde  durchaus  den  genannten  Vorwurf  rechtfertigen,  den  zwar 
der  Verf.  ausdrücklich  abweist.  —  Verf.  würdigt  zu  wenig  die 
Entstehungsgeschichte  des  Dekrets ;  seine  Beurteilung  des  Dekrets 
ist  daher,  vom  historischen  Standpunkt  aus  betrachtet,  kaum  zu- 
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treffend.  Die  von  der  Kirche  beobachtete  Dissimulation  gegen- 
über der  Vorschrift  des  tridentinischen  R.  der  Eheschliessung 
erfährt  seitens  des  Verf.  grosses  Lob;  dieses  Verfahren  „paare 
weise  Milde  mit  prinzipieller  Festigkeit"  !  (S.  119  ff.).  Verf. 
spricht  daher  auch  dem  schon  öfters  geltend  gemachten  Wunsch 
nach  Abänderung  des  R.  der  Ehescbliessung  seitens  der  Kirche 
jede  zwingende  Begründung  ab.  Verf.  folgt  hier,  wie  öfters, 
Perrone;  anderer  Ansicht  ist  bekanntlich  Vering,  der  dem  An- 
trag der  franz.  Bischöfe  beim  Vatikanischen  Konzil  beipflichtet.  — 
Nicht  uninteressant  sind  die  Bemerkungen  über  die  Stellung, 
welche  der  Seelsorger  gegenüber  der  Nichtbeobachtung  des  Tri- 
dentinums  einnehmen  soll.  Aus  Zitellis  Apparatus  juris  eccles.  fügt 
Verf.  drei  Tabellen  seinem  Texte  bei,  welche  die  Ausdehnung 
und  das  Geltungsgebiet  des  Tridentinums  betreffen  (S.  54 — 56, 
80-82,  92-97);  als  Beilagen  endlich  folgen  S.  143—180  einige 
das  Dekret  berührende  päpstliche  Aktenstücke.  v.  Salis. 


VIII.  Staats-  und  Verv^altungsrecht. 

Strutz,  G.    Die  Kommunalverbände  in  Preussen.    Berlin, 
Springer.     1888.     XI  u.  290  S.     3  M. 

Die  Schrift  enthält  eine  übersichtliche,  gedrängte,  das  Wesent- 
liche hervorhebende  Darstellung  der  sämtlichen  im  preuss.  Staate 
geltenden  Städte-,  Landgemeinde-,  Kreis-  und  Provinzialverfas- 
sungen.  Der  erste  Teil  behandelt  nach  einer  kurzen  Geschichte 
der  Städteverfassungen  zuerst  die  Verfassung  der  Stadtgemeinden 
und  dann  der  Landgemeinden  in  den  verschiedenen  Landesteilen 
(S.  2—149,  bezw.  S.  149—210).  Im  zweiten  Teile  sind  die  Kreis- 
ordnungen und  im  dritten  Teile  die  Provinzialordnungen  ein- 
schliesslich der  Amts-  und  Landesordnung  der  hohenzoll.  Lande 
vom  2.|IV.  1873  dargestellt  (S.  210-256,  bezw.  S.  257—283). 
Selbstverständlicherweise  ist  dabei  auch  die  noch  auf  den  in  den 
zwanziger  Jahren  erlassenen  Gesetzen  beruhende  Kreis-  und  Pro- 
vinzialverfassung  von  Posen  berücksichtigt.  Die  neue  Kreis- 
ordnung für  Schleswig-Holstein  vom  26. /V.  1888,  sowie  das  Ge- 
setz vom  27./III.  1888,  betreffend  die  Einführung  der  Provinzial- 
ordnung  vom  29. /VI.  1875  in  dieser  Provinz,  welche  beiden  Ge- 
setze erst  nach  Abschluss  des  Werkes  publiziert  wurden,  sind  in 
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einem  Anhange  S.  282  ff.  in  der  Weise  erwähnt,  dass  diejenigen 
Punkte  besonders  hervorgehoben  sind,  in  welchen  die  Kreis- 
ordnung und  die  Provinzialordnung  für  Schleswig-Holstein  von 
der  Kreisordnung  vom  13./XII.  1872  und  der  Provinzialordnung 
vom  29./ VI.  1875  abweichen. 

Wie  im  Vorworte  hervorgehoben,  will  die  Schrift  haupt- 
sächlich den  Bedürfnissen  der  Regierungsreferendarien,  welche 
sich  zum  Assessorexamen  vorbereiten,  entgegenkommen,  sie  wird 
aber  sicherlich  für  alle  diejenigen  brauchbar  sein,  welche  sich 
über  die  verschiedenen  in  Preussen  geltenden  so  mannigfaltigen 
Verfassungen  der  Kommunalverbände  orientieren  wollen  oder 
müssen,  da  eine  derartige  übersichtliche  und  zusammenfassende, 
den  wesentlichen  Inhalt  der  Gesetze  möglichst  genau  wieder- 
gebende Darstellung  der  Verfassung  und  Verwaltung  der  preuss. 
Kommunalverbände  jeder  Art  bisher  fehlte.  Stengel. 

Mascher,    H.    A.     Das   Vereins-   und   Versammlungs-R. 

Deutschlands.     Systematisch   zusammengestellt.     Berlin, 

Heine.  IV  u.  126  S.  1  M.  80  Pf. 
Eine  ähnliche  Sammlung,  wie  die  I.  S.  149  angezeigte  von 
Lisco.  Unter  VI  Nr.  werden  die  reichs-,  unter  XXIII  Nr.  die 
landesgesetzlichen  Vorschriften  geboten,  zum  Teil,  so  insbesondere 
bei  Preussen,  Sachsen,  unter  Heranziehung  der  Entscheidungen 
(Ob.-Trib.)  und  Litteratur  (Thilo,  Nienholdt)  zur  Erläuterung. 
Die  Einleitung  gibt  eine  Uebersicht  über  die  verschiedenartige 
Regelung  des  Vereinswesens  in  den  deutschen  Staaten,  gedenkt 
der  Sehnsucht  des  Volkes  nach  Rechtseinheit  auf  diesem  Gebiete 
und  betont  die  Notwendigkeit  genauer  Kenntnis  der  für  letzteres 
geltenden  Normen  unter  zarter  Andeutung  des  groben  Rechts- 
bruches, der  kürzlich  in  Preussen  —  wohl  Solingen  27.; VII  — 
vorgekommen.  Redaktion. 

Leyen,    A.  v.  d.     Die   Vertretung   der   wirtschaftlichen 
Interessen  bei  den  Eisenbahnen.     (Schmollers  Jahr- 
buch für  Gesetzgebung,   Verwaltung  und  Volkswirtschaft. 
XII.  4.  Heft.) 
Die  vorliegende  Abhandlung  schildert  in  höchst  interessanter 
Weise  die  Entstehung  der  deutschen  Eisenbahnräte;    sie  knüpft 
sich   an   den    Wiedergewinn    der  Reichslande  Elsass-Lothringen. 
Die   Handelskammer  Mülhausen   war   es,    welche  1874   den   Ge- 
danken anregte,  die  k.  Generaldirektion  in  Strassburg  möge  statt 
von  Fall    zu   Fall   in   Zukunft    regelmässig   wiederkehrende   Be- 
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ratungen  über  Gewerbthätigkeit  und  Handel  betreffende  Fragen 
veranstalten.  Dieser  Wunsch  wurde  erfüllt.  Die  Verhandlungen 
wurden  auch  dem  Reichseisenbahnarate  vorgelegt  und  der  da- 
malige Präsident  (jetzt  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten)  empfahl 
sämtlichen  deutschen  Eisenbahnen  die  Nachahmung  dieser  Ein- 
richtung, gleichzeitig  aber  auch  die  Zuziehung  landwirthschaft- 
licher  Interessenten.  Die  Anregung  hatte  zunächst  geringe  Folgen. 
In  einem  Ministerialerlass  von  1878  wurde  den  preuss.  Eisen- 
bahnen die  Einrichtung  jener  periodischen  Konferenzen  aufge- 
geben. Nunmehr  verbreiteten  sich  diese  Konferenzen  fast  über 
das  ganze  europäische  Festland :  die  Eisenbahnräte  bestehen  nicht 
nur  in  ganz  Deutschland,  sondern  auch  in  Frankreich,  Oester- 
reich,  Italien,  Kussland  und  in  Dänemark.  Der  Verf.  setzt  die 
Thätigkeit,  Organisation  und  die  bisherigen  Leistungen  dieser 
Institution  auseinander.  Die  Arbeit  ist  ein  sprechender  Beleg  da- 
für, wie  aus  nur  ganz  unscheinbaren  Anfängen  privater  Initia- 
tive staatlich  eingegliederte  Organe  herauswachsen.        Meili. 

Freund,  R.  Bemerkungen  zu  dem  Entwürfe  eines  Ge- 
setzes betreffend  die  Alters-  und  Invalidenver- 
sicherung der  Arbeiter.  Berlin,  Heine.  1888.  40  S. 
Der  Verfasser,  ein  rühriger  Kämpfer  für  die  Gliederung  der 
Arbeiterversicherung  nach  örtlichen  Bezirken,  zeigt  sich  in  vor- 
liegendem Schriftchen  zwar  selbstverständlich  damit  einverstanden, 
dass  der  neueste  Entwurf  die  Anlehnung  der  Altersversicherung 
an  die  Berufsgenossenschaft  hat  fallen  lassen,  bekämpft  aber  die 
in  diesem  Entwürfe  vorgesehene  Leitung  der  Altersversicherungs- 
geschäfte durch  Staats-  oder  Provinzialbeamte  als  eine  unnötige 
Beeinträchtigung  der  Selbstverwaltung  und  die  Schaffung  grosser 
(Pro vinzial-) Verbände  für  Altersversicherung  als  unzweckmässig 
vom  Standpunkte  der  Einfachheit  und  Billigkeit  der  Verwaltung. 
Er  empfiehlt  auch  hier  den  preuss.  Kreis  u.  s.  w.  als  Bezirk  der 
gesamten  Arbeiterversicherung  und  eine  der  Krankenkasse  nach- 
gebildete Verfassung  des  Versicherungsverbandes.     Leuthoid. 

Just.  Die  Unfallversicherung  der  in  land-  und  forst- 
wirtschaftlichen Betrieben  beschäftigten  Personen 
nach  dem  Reichsgesetz  vom  5./V.  1886  und  den 
Ausführungsbestimmungen  der  Bundesstaaten 
unter  besonderer  Berücksichtigung  der  ..Betriebe 
des  Reichs  und  Staats.  Berlin,  Siemenroth  &  Worms. 
1888.     XVI  u.  397  S.     7,  geb.  8  M. 
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Für  Betriebe,  welche  für  Rechnung  des  Reichs  oder  eines 
Bundesstaats  verwaltet  werden,  tritt  bei  Anwendung  des  Reichs- 
gesetzes vom  5.|V.  1886  an  die  Stelle  der  Berufsgenossenschaft 
Reich  bezw.  Staat,  soweit  nicht  etwa  die  Reichs-  bezw.  Landes- 
regierung freiwillig  den  Beitritt  solcher  Betriebe  zu  den  Berufs- 
genossenschaften erklärt.  Die  Befugnisse  und  Obliegenheiten  der 
Genossenschaftsversammlung  und  des  Genossenschaftsvorstandes 
werden  für  die  den  Berufsgenossenschaften  nicht  überwiesenen 
land-  und  forstwirtschaftlichen  Betriebe  des  Reichs  und  Staats 
durch  besondere  Ausführungsbehörden  wahrgenommen.  Bei  dem 
grossen  Umfang  des  Forst-  und  Domänenbesitzes  der  deutschen 
Staaten  wohnt  diesen  Sonderbestimmungen  des  Reichsgesetzes 
eine  erhebliche  praktische  Bedeutung  inne.  Es  ist  daher  jeden- 
falls als  ein  glücklicher  Gedanke  zu  bezeichnen ,  wenn  der 
Verf.  sich  die  Aufgabe  gestellt  hat,  das  Reichsgesetz  eigens  in 
seinen  für  die  fiskalischen  Betriebe  und  Ausführungsbehörden 
einschlagenden  Bestimmungen  zu  erläutern  und  in  64  Anlagen 
die  VcUzugsvorschriften  sämtlicher  Bundesstaaten,  soweit  sie  bis 
jetzt  vorliegen  (ganz  unvertreten  sind  nur  Meiningen,  Altenburg, 
Lippe  und  Waldeck),  beizugeben.  Die  für  die  Staatsversicherung 
ausser  Anwendung  bleibenden  Bestimmungen  des  Gesetzes  und 
der  Anlagen  sind  durch  lateinischen  Druck  gekennzeichnet.  Die 
Erläuterungen  zu  den  in  Besprechung  gezogenen  Teilen  des  Ge- 
setzes berücksichtigen  neben  den  Motiven  in  ausgiebiger  Weise 
die  grundsätzlichen  Entscheidungen  des  Reichsversicherungsamtes 
aus  dem  Gebiete  der  Industrieunfallversicherung.  Aus  den  An- 
lagen ist  zu  entnehmen,  dass  die  Stellung  der  Staatsbetriebe 
ausser  dem  Rahmen  der  Berufsgenossenschaften  eintreten  wird 
für  die  Staatsforstbetriebe  aller  wichtigeren  Länder  (Preussen, 
Bayern,  Sachsen,  Württemberg  u.  s.  w.),  für  die  Domänenver- 
waltung dagegen  im  wesentlichen  in  Mecklenburg-Schwerin. 

Leuthold. 


IX.  Internationales  Recht.. 

Heffter-Geffcken.     Das  europäische  Völker-R.  der  Gegen- 
wart auf  den  bisherigen  Grundlagen.   Berlin.    1888. 
XII  u.  505  S.     12  M. 
Das   berühmte    und    wertvolle   Lehrbuch    des  europäischen 
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Völker-R.  der  Gegenwart,  welches  wir  dem  verstorbenen  H.  ver- 
danken, muss  in  seiner  jetzt  vorliegenden  8.  Ausgabe  noch  ent- 
schiedener ein  H.-G.sches  genannt  werden,  als  dies  schon  bezüglich 
der  7.  Ausgabe  (von  1881)  der  Fall  war  (vgl.  auch  C.Bl.  II  S.  339). 
Denn  die  Neubearbeitung,  Umwandlung  und  Erweiterung,  welche 
das  ursprüngliche  H.sche  Werk  durch  G.  erfahren  hat,  ist  in  dieser 
neuesten  Ausgabe  weit  bedeutender  und  eingreifender  als  in  der 
siebenten.  Die  Zahl  der  von  G.  hinzugefügten  Noten  hat  sich  gegen 
die  7.  Ausgabe  mehr  als  verdoppelt  und  ist  (bei  252  Paragraphen  und 
495  S.  des  Buches)  auf  über  600  gestiegen.  Ausserdem  ist  aber 
auch  anders  als  in  der  7.  Ausgabe  der  Text  der  Paragraphen 
an  mehreren  Stellen  umgearbeitet,  gekürzt  oder  gestrichen  worden, 
§.  59,  welcher  von  den  Staatsangehörigen  handelt,  ist  ganz  durch 
einen  neuen  G. 'sehen  Text  ersetzt;  von  der  in  den  früheren  Aus- 
gaben angeführten  Litteratur  ist  manches  Aeltere  weggelassen  und 
dafür  Neues  eingefügt  worden,  während  die  Anordnung  des 
Stoffes,  obgleich  G.  (s.  sein  Vorwort  zur  7.  Ausgabe)  sich  mit 
derselben  nicht  im  Einverständnis  befindet,  nach  wie  vor  un- 
verändert geblieben  ist. 

Alle  vorgenommenen  Aenderungen  verfolgen  den  Zweck,  das 
Buch  auf  dem  Stande  der  neuen  und  fortgeschritteneren  Völker- 
rechtswissenschaft zu  erhalten,  es  vor  dem  Veralten  zu  bewahren, 
wirklich  schon  veraltete  Partien  auszumerzen  und  so  das  her- 
vorragende Werk,  das  noch  immer  zu  den  ersten  in  deutscher 
Sprache  geschriebenen  gehört,  in  seiner  Brauch-  und  Nutzbar- 
keit zu  erhalten.  Dieser  Zweck  ist  von  G.  durch  dessen  sorg- 
fältige und  umsichtige,  auf  gründlicher  Kenntnis  und  Verwer- 
tung der  neuen  Theorien  wie  Praxis  beruhende  Bearbeitung 
erreicht  worden.  Lueder  (Erlangen). 

Tarring,    Gh.  J.     British   Consular  Jurisdiction   in   the 
East   etc.     London,   Stevens    und   Haynes.     1887.     VI  u. 
132.  S.     7  sh.  6  p. 
Den  Lesern  des  C.Bl.  ist  der  Verf.  schon  bekannt  durch  sein 
Buch  über  die  Kolonien  (IV,  273).  Seither  wurde  er  selbst  Mitglied 
des  obersten  Konsulargerichtshofes  für  die  Levante  und  kennt  so- 
mit den  Gegenstand,  welchen  er  behandelt,  aus  eigener  Erfahrung. 
Das  erste  Kapitel  enthält  eine  gedrängte  Geschichte  der  Konsular- 
gerichtsbarkeit vom  Mittelalter  bis  auf  die  Gegenwart,  das  zweite 
dagegen  eine  Angabe  und  kurze  Analyse   aller  Parlamentsakten 
von  1843 — 1878,  welche  die  Regierung  ermächtigen,  für  bestimmte 
Länder  Konsuln  mit  mehr  oder  weniger  ausgedehnten  Vollmachten 
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und  Befugnissen  zu  ernennen;  endlich  das  dritte  die  Nachweise 
der  Orders  in  Council,  welche  die  Konsularjurisdktion  ausserhalb 
der  britischen  Besitzungen  und  die  Kompetenzen  und  das  Ver- 
fahren der  Konsulargerichte  regeln.  In  einem  besonderen  Ab- 
schnitt werden  die  Organisation  und  die  Kompetenzen  dieser 
Gerichtshöfe  mitgeteilt.  Für  China,  Japan  und  Korea  besteht 
ein  oberster  Konsulargerichtshof  in  Schanghai,  für  das  ottoman. 
Reich  ein  solcher  in  Konstantinopel ,  für  die  Inseln  des  Stillen 
Ozeans  ein  „High  Commissioners  Court" ;  an  anderen  Orten  wird 
diese  Jurisdiktion  durch  Generalkonsuln  ausgeübt.  Ein  letzter 
Abschnitt  des  Kapitels  ist  der  Kompetenz  der  Gerichtshöfe  in 
Zivil-  und  Strafsachen  gewidmet.  Die  Verträge,  worauf  gestützt 
diese  Jurisdiktion  ausgeübt  wird ,  sowie  die  Orders  in  Council 
werden  nicht  vollinhaltlich  mitgeteilt,  sondern  dafür  auf  Hertslets 
Sammlung  der  Handelsverträge  verwiesen.  Beigegeben  sind  eine 
Anzahl  von  Fällen,  welche  durch  die  Konsulargerichte  entschieden 
worden  sind.  König. 


B.  Zeitschriftenüberschau. 


Neue   Zeitschrift: 

Nachrichten,  amtl.,  d.  k.  k.  Ministeriums  des  Innern,  betr.  d.  Un- 
fallversicherung u.  d.  Krankenversicherung  d,  Arbeiter.  1.  Jahrg. 
1888/89.  24  Nrn.  Wien,  Hof-  u.  Staatsdruckerei.  Nr.  1.  36  S. 
8  M.  

NoDvelle  Revne  historiqne  de  droit  fran^ais  etc.    XII.  5.    Sa- 

leille,  le  domaine  public  a  Rome  et  son  application  en  ma- 
ti^re  artistique.  Leseur,  des  consequences  du  delit  de  l'esclave 
dans  les  leges  barbarorum.  Omont,  inventaire  des  manuscrits 
de  la  bibliotheque  de  Cujas. 

Oesterr.  Gerichtszeitnngr.  XXXIX.  41.  Zur  Anwendung  d.  Str.P.O. 
42.    Unger,   Fragmente  a.  e.  System   d.  österr.  Obligationen-R. 

Jurist.  Blätter.  XVII.  42.-44.  üeber  Lücken  im  R.  43.  44. 
Zimmermann,  Vorschlag  z.  Reform  d.  Waisenkassen wesens. 

Oesterr.  Centralbl.  f.  d.  Jurist.  Praxis.  VI.  10.  Zur  Berg- 
novelle. (Centralbl.  f.  Verwaltungspraxis.  IV.  18.  üm^ 
fang  d.  Kaffee-  u.  Theeschankberechtigung.) 

Oesterr.  Richterzeituug.  II.  26.  27.  Wahlberg,  soziale,  insbe- 
sondere Sittlichkeitsdelikte. 

Zeitschr.  f.  Kergr-B.  XXIX.  4.  Zu  §.  115  d.  Bergges.  u.  §.  3  d. 
Z.Pr.O.  Homer,  Kollision  zwischen  Bergwerks-  u.  Oberflächen- 
eigentum.    Lautz,  sozialpolit.  Gesetzgebung  in  Belgien. 

American  Law  Reyiew.  July- August.  Retrospective  Üecisions. 
Trusts.  What  are  federal  Questions.  Foreign  Divorces.  Mo- 
tions  für  new  Frial. 
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La  France  judiciaire.  Sept.  Allezard,  sur  l'exercice  du  droit 
d'auteur. 

Archivio  g-iuridico.  XLI.  1.  u.  2.  Simoncelli,  le  costruzioni 
giuridiche  dell'  enfiteusi  e  le  moderne  leggi  d'affrancamento. 
Andreano,  11  dir.  del  bonae  fidei  possessio  sui  frutti.  Papa 
d'Amico,  I'ammortamento  dei  titoli  al  portatore.  Lordi,  opi- 
nione  del  Ricci  sul  modo  di  diterminare  il  valore  in  materia 
di  enfiteusi.  Tassi,  la  separazione  del  patrimonio  del  de- 
funto  etc.  Sraffa,  sulla  vendita  di  cosa  altrui.  Cogliolo, 
la  storia  del  dir,  rom.  e  le  interpolazioni.  Castori,  rivista  di 
giurisprudenza  penale. 

II  Diritto  commerciale.  VI.  5.  Mortara,  la  giurisdizione  com- 
merciale  dopo  l'abolizione  dei  tribunali  di  commercio.  Borre, 
prescrizione  commerciali.  Sacerdoti,  girata  d'una  cambiale 
piä  scaduta.    Calamandri,  sui  requisiti  degli  usi  di  commercio. 

Archiv  f.  Straf-R.  XXXVI.  3.  Kronecker,  Bedeutung  d.  Wortes 
„Vorverfahren"  in  d.  Str.Pr.O.  u.  d.  Gebührenordnung  f.  Rechts- 
anwälte. Facilides,  Ergänzungsfrage  z.  Frage  v,  d.  Rechts- 
belehrung im  Schwurgerichte.  Schütze,  Kritik  d.  Entwurfs  e. 
Sir.G.B.  f.  Russland. 

Blätter  f.  Gefäugniskunde.  XXIII.  Sept.-Hft.  (enth.  Fuchs  s.  o. 
S.  89  Z.  20). 

Archiv  f.  Post  etc.     1888.  "Nr.  18.    Das  neue  Postgesetz  Dänemarks. 

Deutsches  Wochenblatt.  I.  30.  31.  Rosin,  rechtl.  Natur-  d.  Kran- 
ken- u.  Unfallversicherung.  32.  Grundsätze  u.  Möglichkeiten  e. 
Schulreform. 

Journal  de  droit  international  prive.  XV.  5.  u.  6.  PadoaBey, 
competence  de  la  Jurisdiction  mixte.  Valadon,  de  la  contre- 
fa9on  des  oeuvres  artistiques  et  literaires.  Danieli,  condition 
des  societes  etrangeres  en  Italie.  Lehr,  Situation  legale  des 
etrangers  en  Portugal.  Propriete  litteraire  et  artistique  ä  propos 
de  la  musique  d'un  ballet.  7.  u.  8.  Bar,  esquisse  le  dr.  int. 
prive.  Bolt,  de  la  propriete  intellectuelle  internationale  d'apres 
la  legislation  anglaise.  Hu m  biet,  de  la  conversion  en  divorce 
d'une  Separation  de  corps  prononce  ä  l'etranger.  ßeauchet,  exe- 
cution  des  jugements  francais  en  Alsace- Lorraine.  Salem, 
l'influence  du  mariage  de  la  femme  turque  avec  un  etranger 
sur  la  nationalite.     Affaire   des    passe-ports    en    Alsace-Lorraine. 


C.  Neue  Erscheinimgen. 


Vom  16.  Oktober  bis  3.  November  1888  erschienen  oder  bei  der 
Redaktion  eingegangen  (letztere  mit  '^  bezeichnet). 

1.  Deutsche  Büclier  und  Broschüren. 

*Beiträge  z.  Erläuterung  u.  Beurteilung  d.  Entwurfs  e.  bürgerl.  G.B. 
V.  Bekker  u,  Fischer.     Berlin,  Guttentag.     ä  Heft  2—3  M. 

Dieselben  sollen  enthalten:  1.  (s.  oben  S.  57).  2.  Bekker,  System  und 
Sprache  (soeben  erschienen).  3.  Meischeider,  die  alten  Streitfragen. 
4.  Hszt,  Grenzgebiete  zwischen  Privat- u.  Straf-R.  5.  Fischer,  Ausübung 
u.  Schutz  des  R.  6.  Gierke,  Personengemeinschaften.  7. Zitelmann,  Rechts- 
geschichte, allgemeiner  Teil.  8.  Seuffert,  allgemeine  Grundsätze  des 
Obligationen-R.  9.  Koch,  Geld-  u.  Wertpapiere.  10.  Bernhöft,  Kauf  u. 
Miete.  11.  Co  sack,  Sachen-R.  12.  Koech,  Immobiliarsachen-R.  13.  Schrö- 
der, Familiengüter-R.  14.  Petersen,  Berufung  zur  Erbschaft.  15.  Eck, 
Stellung  des  Erben. 
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Bindsc hedler,  C,  d.  amortisierbaren  Papiere  (Wertpapiere)  nach 
d.  Bundesgesetz  über  d.  Obligationen-R.  Zürich,  Meyer  &  Zeller. 
144  S.     2  M.  50  Pf. 

Bleicken,  B.,  d.  Grundprinzip  d.  einzuführenden  deutschen  Volks-R. 
Eingabe  an  d.  Reichskanzler  Fürst  Bismarck.  Kiel,  Biernatzki. 
50  Pf. 

•Born hak,  C. ,  preuss.  Staats-R.  I.  Bd.  Freiburg,  Mohr.  551  S. 
8  M. 

Brand  huber  v.  Et  seh  fei  d,  H.,  über  Dispensation  u.  Dispensa- 
tions-R.  nach  kathol.  Kirchen-R.  Wien,  Deuticke.  X  u.  116  S. 
3  M. 

Decken,  d.  vorbestimmte  R.  (Deutsche  Zeit- u.  Streitfragen.)  Ham- 
burg, Verlagsanstalt  A.-G.     48  S.     1  M.  20  Pf. 

•Diez,  G.,  z.  Lehre  v.  Miteigentum  nach  r.  R.  u.  nach  d.  Entwürfe 
eines  bürgerl.  G.B.  für  d.  Deutsche  Reich.  Leipzig,  Mayer. 
66  S.    2  M. 

Eckstein,  J.,  d.  Ehre  in  Philosophie  u.  R.  Leipzig,  Duncker  &  Hum- 
blot.     VII  u.  124  S.     2  M.  80  Fi\ 

•Falk mann,  d.  Zwangsvollstreckung.  Berlin,  Siemenroth.  358  S. 
6  M. 

•Hess,  L. ,  d.  Lehre  v.  d.  falschen  Anschuldigung.  (Diss.)  Ell- 
wangen, Hess.     72  S.     1  M.  80  Pf. 

•Jörs,  P. ,  röm.  Rechtswissenschaft  zur  Zeit  d.  Republik.  1.  Tl.: 
Bis  auf  die  Catonen.     Berlin,  Vahlen.     XII  u.  313  S.     7  M. 

•Jonge,    M.  de,   R.   de  Ihering.     Berlin,   Siemenroth.     50  S.     1  M. 

•Kalischer,  A.,  Bemerkungen  üb.  d.  Ausbildung  d.  Gerichtsreferen- 
dare  in  Preussen.     Berlin,  Puttkammer,     1889.     47  S.     1  M. 

Langnard,  J.,  d,  Glaubens-  u.  Kultusfreiheit  nach  Schweiz.  Bundes-R. 
Bern,  Wyss.     IV  u.  160  S.     2  M.  40  Pf. 

Loewy,  R. ,  d.  Unmöglichkeit  d.  Leistung  bei  zweiseitigen  Schuld- 
verhältnissen. Eine  romanistische  Abhandlung.  Berlin,  Heine. 
147  S.     2  M.  50  Pf. 

*Lyskowski,  J.  v.,  d.  collegia  tenuiorum  d.  Römer.  (Diss.  Berlin.) 
46  S. 

•Mayer,  S.,  d.  Entwickelung  d.  Justizgesetzgebung  in  Ungarn.  Wien, 
Manz.     85  S. 

•Ofner,  J.,  d.  ürentwurf  u.  d.  Beratungsprotokolle  d.  österr.  allg. 
bürgerl.  G.B.  7.— 10.  (Schlus8-)Lfg.  Wien,  Holder.  Protokolle 
1.  Tl.  Vn  S.  u.  2.  Tl.  S.  625-890.     ä  4  M. 

*Ortloff,  gerichtl.  medizin.  Fälle.  Heft  IV  v.  Man,  Kraus.  Berlin, 
Siemenroth.     49  S.     1  M.  40  Pf. 

•Peiser,  H.,  d.  Zwangsverwaltung  v.  Grundstücken.  Berlin,  Siemen- 
roth.    163  S.     Kart.  3  M. 

*P rager,  G.,  Lehrbuch  d.  gesamten  Privat-R.  in  geschichtl.,  dogmat. 
u.  wirtschaftl.  Beziehung  mit  Rücksicht  auf  d.  einschläg.  Materie 
d.  öffentl.  R.  Berlin,  Guttentag.  L  Bd.  12  M.,  IL  Bd.  10  M., 
HI.  Bd.  8  M. 

*Reinhold,  d.  Lehre  v.  Klaggrunde,  d.  Einreden  u.  der  Beweislast. 
Berlin,  Siemenroth.     148  S.     3  M. 

•Schilling,  Aphorismen  zu  d.  Entwürfe  eines  bürgerl.  G.B.  (Aus 
d.  „Köln.  Volkszeitung".)     Köln,  Bachem.     76  S. 

•Schneider,  K.,  über  richterl.  Ermittelung  u.  Feststellung  d.  Sach- 
verhalts im  Zivilprozesse.  Eine  Studie  z.  R.Z.Pr.O.  Leipzig, 
Duncker  &  Humblot.     VIH  u.  191  S.     4  M.  20  Pf. 

Steinbach,  E.,  d.  Grundsätze  d.  heutigen  R.  über  d.  Ersatz  v.  Ver- 
mögensschäden. (Aus  „Jurist.  Blätter".)  Wien,  Manz.  92  S. 
1  M.  80  Pf. 


126     Centralblatt  für  Rechtswissenschaft  (1888).  VIII.  Bd.  3.  Heft. 

*Turbie,  dän.  Armen-R.  unter  teilweiser  Vergleichung  mit  deutschem 

R.     Berlin,  Puttkammer  &  Mühlbrecht.     86  S.     2  M. 
*U1  brich,  Lfg.  15. 
(Ungenannt.)     Das  R.    und  d.  Staatsraison    im    Prozess   Geffcken. 

Von  einem  deutschen  Richter.    Hannover,  Helwing.    27  S,    60  Pf. 
*Wallaschek,   Studien  z.  Rechtsphilosophie.     Leipzig,  Duncker  u. 

Humblot.     1889.     VHI  u.  332  S.     7  M. 
Wen  dt,  0.,    Lehrbuch  d.  Pandekten.     Jena,  Fischer.     XX  u.  922  S. 

15  M. 
Zrödlowski,  F.,  Kodifikationsfragen  u.  Kritik  d.  Entw.  e.  bürgerl. 

G.B.  f.  d.  Deutsche  Reich.     Als  Beilage :  Entw.  e.  Z.Pr.O.    Prag, 

Dominicus.     V  u.  96  S.     2  M.  40  Pf. 


Fuchs,  C.  J. ,  d.  Untergang  d.  Bauernstandes  ii.  d.  Aufkommen  d. 
Gutsherrschaften.  Nach  archival.  Quellen  aus  Neu-Vorpommern 
u.  Rügen.  (Abhandlungen  aus  dem  staatswissenschaftl.  Seminar 
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A.  Besprechungen. 


I.  Allgemeines. 

Wallasch ek,  R.  Studien  zur  Rechtsphilosophie.  Leipzig, 
Duncker  &  Humblot.  1889.  VIII  u.  332  S.  7  M. 
Das  Streben  nach  Glückseligkeit  ist  das  Prinzip  alles  Han- 
delns. Darin  stimmen  Eudämonismus,  Utilitarismus  und  Evo- 
lutionismus im  letzten  Grunde  überein  (14).  Das  höchste  Gut 
ist  vom  Subjekt  aus  betrachtet  das  Glück  aller,  aber  objektiv 
wird  es  als  Entwickelunor  erkannt.  Aus  dem  Egoismus  entsteht  der 
Altruismus,  indem  das  Ich  sich  zum  Wir  erweitert,  indem  man 
am  Glück  der  anderen,  am  allgemeinen  Wohl,  seine  Freude 
hat  (15,  28).  Sittliches  Endziel  ist  die  Förderung  des  allgemeinen 
Wohls  (63),  wozu  uns  die  Natur  den  Weg  zeigt  (58).  „Sittliches 
Ideal  kann  nichts  anderes  sein  als  das,  was  unser  bestes  Wissen 
aus  den  in  der  Form  von  Gesetzen  erkannten  Naturthatsachen 
als  zukünftigen  wirklichen  Zustand  ableiten  kann*  (51).  ,Die 
Moral  ist  nichts  anderes  als  das  beabsichtigte  Verfolgen  und 
Weiterbilden  der  Naturentwickelung"  (66).  Das  R.  soll  ver- 
wirklichen, was  die  Moral  beabsichtigt.  Es  gibt  kein  Natur-R., 
sondern  nur  positives  R. ,  welches  durch  Zusammenwirken  der 
Gesellschaftsglieder  entsteht  (73,  96,  116).  Was  diesem  ent- 
spricht, ist  gerecht  (67).  „Aus  dem  Moment  der  Mitwirkung 
aller  nimmt  das  R.  seinen  Verpflichtungsgrund.  Man  wird 
dadurch  verpflichtet,  weil  man  es  selbst  gemacht  hat"  (75).  Die 
Zwangsbefugnis  desselben  wird  „aus  dem  Gange  der  Natur* 
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abgeleitet  (82).  Das  subjektive  R.  ist  nicht  Willensherrschaft  — 
den  Willen  regelt  die  Moral,  die  That  das  R.  — ;  „es  ist  die 
einem  Subjekte  durch  das  objektive  R.  zukommende  Sphäre  seiner 
Aeussevung  durch  Thaten",  ein  Wirkungskreis,  eine  festgesetzte 
Grenze  (92).  Die  Einheit  des  Rechtssubjektes,  das  nicht  mit 
dem  individuellen  Ich  zusammenzufallen  braucht,  wird  durch 
die  Gesellschaft  bestimmt  (118,  121).  Für  juristische  Personen 
und  zur  Erklärung  des  testamentarischen  Erb-R.  bedarf  es  daher 
keiner  besonderen  Konstruktion  (124,  320).  Alles  R.  ist  ur- 
sprünglich Straf-R.  und  erscheint  zuerst  in  Form  religiöser  Ge- 
bote, da  der  Urmensch  die  Naturkräfte  personifiziert  und  zu 
Göttern  macht  (182).  Die  Religion  ist  indessen  nur  eine  zu 
überwindende  Vorstufe  der  Moral  und  des  R.,  welche  der  Wissen- 
schaft weichen  muss  (45,  184).  Die  Strafe  soll  uns  in  die  rechte 
Bahn  des  Handelns  zwingen,  indem  an  das  Unrecht  die  Erregung 
der  Unlust  geknüpft  werden  muss,  wenn  es  verhütet  werden  soll 
(185).  „Die  Befugnis  zu  strafen  knüpfen  wir  an  den  untrenn- 
baren Zusammenhang  unseres  Selbst  mit  den  Naturgesetzen" 
(208).  Freiheit  ist  damit  unvereinbar.  Die  Strafe  ist  „eine 
Vorausnahme  des  Uebels  für  den  einzelnen,  das  auf  natürlichem 
Wege  für  die  Gattung  durch  Nichtbefolgung  der  Rechtsgesetze 
entstehen  würde"  (192).  Man  wendet  ein:  „Es  sei  hart,  den 
Menschen  zu  strafen,  wenn  er  nichts  ist  als  das  Produkt  äusserer, 
von  ihm  unabhängiger  Kräfte.  Aber  die  Natur  geht  auch 
nicht  anders  vor,  unsere  ganze  Erkenntnis  stammt  ursprüng- 
lich vom  Schaden  her,  der  gewiss  hart  war,  und  wir  können  in 
der  Einwirkung  auf  andere  nicht  anders  vorgehen  als  die  Natur 
selbst"  (192). 

Die  Aufgabe  der  Rechtsphilosophie  ist  „die  Zurück- 
führung  des  in  der  Rechtsordnung  formulierten  Inhalts  auf  all- 
gemeine Denkformen;  sie  ist  die  Wissenschaft  vom  juristischen 
Denken".  Weil  es  solche  allgemeine  Formen  gibt,  „darum  gibt 
es  eine  Rechtsphilosophie  und  darum  ist  sie  Wissenschaft"  (107). 

Der  spezielle  Teil  behandelt  in  fünf  Abschnitten :  I.  R.  zum 
Schutz  der  Person,  II.  Sachen-R.,  III.  Handels-R.,  IV.  Ehe-R., 
V.  Erb-R.  Bemerkenswert  sind  insbesondere  die  Ausführungen 
über  das  Eigentum  („das  Eigentum  ist  die  Zugehörigkeit  zur 
Einheit  des  Rechtssubjekts"  235)  und  den  Sozialismus,  „dessen 
Einwürfen  sich  kein  Moralsystem  verschliessen  kann"  (260), 
„Die  wirtschaftliche  Unabhängigkeit  setzt  ein  R.  auf  Arbeit 
voraus,  die  nicht  erst  durch  die  Gnade  der  Grosseigentümer 
gütigst    vergeben   werden   soll;    die    Gleichheit   ein   R.    auf   den 
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vollen  Arbeitsertrag,  wodurch  die  Ungleichheit  in  der  wirtschaft- 
lichen Stellung  des  Arbeitgebers  und  Arbeitnehmers  vermieden 
werden  soll.  Beide  R.  sind  nur  besondere  Erscheinungen  des 
R.  auf  Erwerb,  weil  er  zur  Förderung  des  Lebens  nötig  ist,  und 
dieses  R.  verwandelt  sich,  wo  ein  Erwerb  durch  Arbeit  mangels 
Fähigkeit  unmöglich  ist,  naturgemäss  in  das  R.  auf  Existenz. 
Alle  drei  R.  sind  somit  nur  besondere  Formulierungen  des  die 
Förderung  des  Lebens  als  Thätigkeit  verwirklichenden  R." 
(261  f.,  273).  Hugo  Sommer. 

Rümelin,  G.  DasGewohnheits-R.  (Jahrbücher  für  Dogmatik. 
Bd.  27.     Neue  Folge  Bd.  15.     S.  153-252.) 

Da  wir  bei  jedem  logischen  Urteil  von  der  Vorstellung  eines 
objektiv  Gegebenen  ausgehen,  so  ist  auch  bei  dem  Urteil,  dass 
ein  bestimmter  Rechtssatz  gelte,  zu  untersuchen,  was  denn  die 
objektive  Grundlage,  „die  reale  Basis",  desselben  sei.  Diese 
Basis  kann  entweder  liegen  in  dem  thatsächlichen  Gewillt- 
sein der  Richter,  einen  Rechtssatz  zur  Anwendung  zu  bringen, 
der  anderen  Staatsangehörigen,  ihn  ihrem  Verhalten  zu  Grunde 
zu  legen,  oder  in  einer  Verpflichtung  der  genannten  Personen, 
dies  zuthun.  Der  letzte  Grund  der  Verpflichtung  kann  nur  in 
psychischen  Erscheinungen,  Werturteilen  ethischer  Natur  liegen. 
Die  Frage  nach  dem  Grund  der  faktischen  Geltung  führt 
auf  verschiedenartige,  historisch  wirksam  gewordene,  übrigens 
leicht  begreifliche  psychologische  Vorgänge,  wie  die  Neigung 
der  Richter  durch  Anschluss  an  eine  Uebung  die  eigene  Ver- 
antwortlichkeit abzulehnen,  die  Bescheidenheit  des  einzelnen 
gegenüber  den  Autoritäten,  welche  sich  an  der  Uebung  beteiligt 
haben ,  das  Verlangen  nach  einer  feststehenden  Ordnung  im 
Gegensatz  zur  Entscheidung  von  Fall  zu  Fall  u.  dergl. 

Während  sich  nun  eine  ethische  Verpflichtung  des  heutigen 
europäischen  Kulturstaates  und  seiner  Gebote  für  alle  Ange- 
hörigen desselben  ohne  weiteres  ergibt,  so  dass  auf  einen  vor- 
handenen staatlichen  Befehl  die  Geltung  des  Gewohnheits-R.  un- 
bedingt gegründet  werden  kann,  sind  die  sonstigen  Gründe, 
welche  den  einzelnen  veranlassen  und  unter  Umständen  ver- 
pflichten können,  sich  einer  bestehenden  Uebung  anzuschliessen, 
immer  nur  relativer  Natur.  Sie  vermögen  nicht,  wie  das  staat- 
liche Gebot,  eine  unbedingte  oder  doch  nur  unter  ganz  besonderen 
Verhältnissen  zu  umgehende  Verpflichtung  zu  erzeugen. 

Nach  der  allgemeinen  Interpretationsregel,  dass  das  als  zweck- 
mässig   und    vernünftig    Erkannte    als    der    vermutliche    Wille 
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des  Gesetzgebers  anzusehen  ist,  muss  für  das  gemeine  R.  eine 
stillschweigende  Anerkennung  des  Gewohnheits-R.  durch  den 
Gesetzgeber  angenommen  werden.  Die  Erfordernisse  desselben 
bestimmen  sich  zunächst  nach  den  Vorschriften  des  gewohnheits- 
rechtlich rezipierten  Corpus  Juris,  soweit  diese  nicht  ausreichen 
oder  sich  widersprechen,  danach,  wie  sich  bisher  das  Gewohn- 
heits-R. faktisch  Geltung  verschafft  hat.  Was  beispielsweise  das 
psychologische  Verhalten  der  liebenden,  die  opinio  necessitatis, 
betrifft,  so  genügen  die  sämtlichen  gewöhnlich  unterschiedenen 
Arten  (Wille,  das  Geübte  zur  Geltung  zu  bringen,  Ueberzeugung, 
dass  das  Geübte  gerecht  oder  dem  vorhandenen  R.  entsprechend 
sei  u.  s.  w.).  Es  genügt  auch  die  nicht  weiter  präzisierte  An- 
schauung, dass  der  betreffende  Inhalt  als  Rechtssatz  geübt  werde. 

Eine  Beseitigung  des  Gewohnheits-R.  durch  den  Gesetzgeber 
ist  möglich  und  unter  den  jetzigen  Verhältnissen  sogar  empfehlens- 
wert. Die  Berücksichtigung  der  üebung  wird  dadurch  nicht 
vollständig  ausgeschlossen.  Es  muss  nur  immer  die  Ueberlegung, 
ob  das  Geübte  vernünftig  und  dem  Gesetzes-R.  entsprechend  sei, 
vorangehen.  Ist  das  der  Fall,  so  hat  sich  der  Richter  der  vor- 
handenen üebung  anzuschliessen. 

Dass  ein  solches  gesetzliches  Verbot  des  Gewohnheits-R. 
faktisch  unter  Umständen  auf  gewohnheitsrechtlichem  Weg  ganz 
oder  teilweise  beseitigt  werden  kann,  ebenso  wie  durch  totale 
und  partielle  Revolutionen  im  Wege  der  Gesetzgebung  Bestim- 
mungen über  die  gesetzgebende  Gewalt  aufgehoben  werden ,  ist 
zuzugeben,  und  auch  die  Frage,  ob  nicht  der  einzelne  verpflichtet 
sein  könne,  dabei  mitzuwirken,  ist  nicht  schlechthin  zu  verneinen. 
Dieselben  sittlichen  Werturteile,  welche  zur  Anerkennung  des 
Staates  überhaupt  veranlassen,  können  auch  zur  Gründung  eines 
neuen  Staatswesens  unter  Abreissen  der  Rechtskontinuität  oder 
zu  einem  teilweisen  Bruch  mit  den  bisherigen  Verhältnissen 
führen.  Unter  welchen  Umständen  dies  der  Fall  sein  wird, 
darüber  lassen  sich  keine  bestimmten  Regeln  aufstellen.  „Revo- 
lutionen lassen  sich  nicht  kodifizieren."  Jedenfalls  muss  bei  den 
betreffenden  Erwägungen  von  besonderem  Einfluss  die  Frage 
sein,  inwieweit  der  einzelne  die  Macht  hat,  seine  der  Üebung 
der  anderen  widersprechende  Ueberzeugung  zur  thatsächlichen 
Geltung  zu  bringen.  M.  Rümelin  (Bonn). 
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Litteratur  über  die  juristische  Ausbildung. 

(Vgl.  Bd.  VIII    S.  97.) 

27)  Kali  seh  er.  Bemerkungen  über  die  Ausbildung  der 
Gerichtsreferendare  in  Preussen  nach  dem  Regulativ  vom  l./V. 
1883  nebst  Vorschlägen  zur  Ergänzung  bezw.  Veränderung  des 
§.  23  desselben.  Berlin,  Puttkammer  &  Mühlbrecht.  1889. 
47  S.  1  M. 
Verf.  stellt  auf  dem  Boden  der  preuss.  Einrichtung  des 
4jährigen  Vorbereitungsdienstes  unter  Verwertung  9jähriger  Er- 
fahrungen und  der  einschlägigen  Litteratur  einen  durchaus  neuen 
Beschäftigungsplan  für  den  praktischen  Vorbereitungsdienst  der 
Gerichtsreferendare  auf.  Von  dem  Zwecke  des  Vorbereitungs- 
dienstes ausgehend,  nach  Erörterung  der  Frage,  ob  der  jetzige 
Ausbildungsgang  zweckmässig  ist,  und  nach  Feststellung  der 
für  die  Ausbildung  massgebenden  Grundsätze  kommt  der  Verf. 
zu  folgendem  Ergebnisse:  15  Monate  bei  einem  mit  3—12  Rich- 
tern besetzten  Amtsgerichte,  dessen  Geschäfte  nach  Gattungen 
verteilt  sind,  9  Monate  beim  Staatsanwalt,  10  Monate  beim  Land- 
gericht, 7  Monate  beim  Rechtsanwalt,  3  Monate  bei  einem  mit 
2  Richtern  besetzten  Amtsgerichte,  6  Monate  beim  Oberlandes- 
gerichte. Dieses  Ergebnis  wird  eingehend  begründet  und  be- 
sonders scharf  der  jetzt  vorgeschriebene  Beginn  der  Ausbildung 
bei  einem  kleinen  Amtsgerichte  verworfen ;  innerhalb  der  ein- 
zelnen Stationen  wird  die  Zeit  auf  die  verschiedenen  Gattungen 
nach  ihrem  inneren  Zusammenhange,  dem  gerade  für  dieses  Aus- 
bildungsstadium  besonders  geeigneten  Inhalte  und  nach  der 
relativen  Schwierigkeit  der  Materie  genau  verteilt;  endlich  wird 
die  Möglichkeit  der  Ausführung  dieses  Beschäftigungsplanes  (auf 
Grund  eines  angehängten  Verzeichnisses  der  mit  3 — 12  Richtern 
besetzten  Amtsgerichte)  nach  der  Richtung  hin,  dass  bei  jedem 
Amtsrichter  nur  ein  Referendar  beschäftigt  wird,  nachgewiesen. 

Roedenbeck. 

Pandectes    beiges,    par   E.    Picard    et  N.   Hoffschmidt. 

Bruxelles,  Larcier,  1887/88.   Vol.  XXI  bis  XXVIL     (Vergl. 

C.Bl.  III,  263,  IV,  402.) 

Auch    diese    neuen   Bände   des   unabsehbaren    Werkes   sind 

ausserordentlich  reichhaltig.     Bd.  XXI  enthält   namentlich  sehr 

ausführliche  Monographien  über  Commission,  communautö  legale, 

compensation  und  competence,  Bd.  XXII  über  competence,  solche 
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über  compte  und  concession.  Aus  Bd.  XXIII  seien  hervorgehoben 
die  Artikel :  Konkordat  im  Konkurs  oder  zur  Verhütung  desselben ; 
Concurrence  deloyale;  condictio  indebiti;  conditions  (487 — 823); 
Congo  (1082—1150).  Bd.  XXIV  beginnt  wie  frühere  mit  einer  Ein- 
leitung, worin  der  Herausgeber  einer  Verminderung  des  Richter- 
personals das  Wort  redet  und,  w^enn  immer  möglich,  die  Wahl 
von  Einzelrichtern  empfiehlt  im  Gegensatz  zu  kollegialisch  be- 
setzten Gerichten.  Im  übrigen  sind  hervorzuheben  die  Artikel 
congregation  religieuse  (97 — 202);  connaissement  (227—306); 
connexite  (306 — 373)  und  conseil  in  seinen  verschiedenen  Be- 
deutungen und  Zusammensetzungen  (379 — 1148).  Bd.  XXV  wird 
eingeleitet  durch  eine  etwas  phantastische  aber  doch  ergreifende 
Abhandlung  „Le  Jurö",  worin  die  Seelenqualen  eines  Geschwo- 
renen geschildert  werden,  welchem  nachträglich  Zweifel  aufsteigen 
über  die  Richtigkeit  seiner  für  die  Schuldigerklärung  entscheidend 
gewordenen  Stimmgebung.  Im  übrigen  sind  Bd.XXVu.  XXVI  gleich 
sorgfältig  und  reichhaltig  wie  die  bisherigen  und  sie  enthalten 
namentlich  ausführliche  Artikel  über  consignation,  constructions, 
Conseil,  Consulat,  contrainte  par  corps,  contrat  de  mariage,  con- 
trat  judiciaire,  contrefa^on,  contributions  (Vol.  XXVI  S.  88—580), 
Convention,  corporation,  cour  d'appel.  Der  bedeutendste  Beitrag 
in  Bd.  XXVII  handelt  von  dem  Verfahren  vor  den  Geschwo- 
renen (cour  d'assises).  Vorerst  werden  die  darauf  bezüglichen 
Gesetze  mitgeteilt  und  sodann  in  3  Abteilungen  gehandelt  von 
der  Procedure  avant,  pendant  les  debats  und  apres  la  clöture 
des  debats.  Die  ganze  Abhandlung  füllt  nicht  weniger  als 
726  Seiten.  Von  den  übrigen  sind  namentlich  hervorzuheben 
diejenigen  über  die  cour  de  Cassation,  die  Verbrechen  gegen  die 
Sicherheit  des  Staates  und  die  crimes  et  delits  commis  par  des 
etrangers  ou  a  l'etranger.  Muss  einerseits  die  gewaltige  Arbeits- 
kraft, welche  Jahr  um  Jahr  mehrere  solcher  Bände  herzustellen 
vermag,  Bewunderung  erregen,  so  können  wir  doch  ein  Bedenken 
nicht  unterdrücken  über  die  Ausdehnung  eines  Werkes,  welches 
mit  dem.  XXVI.  Bande  noch  immer  nicht  über  den  dritten  Buch- 
staben des  Alphabetes  hinausgekommen  ist.  König. 
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IL  Rechtsgeschichte. 

Schoemann,   G.  F.     Antiquitös    grecques,   traduites   de 
Tallemand   par  C.  Galuski.     2  Vol.     Paris,   Picard. 

1887  u.  1888. 

Eine  getreue  und  fliessende  Uebersetzung  des  bekannten 
Sch.schen  Werkes  nach  der  3.  Aufl.  (1871).  Aenderungen  oder 
eigene  Zuthaten  scheinen  nicht  beabsichtigt  gewesen  zu  sein, 
wenigstens  treten  solche  nicht  sichtbar  hervor.  Dagegen  hatte 
Seh.  den  französischen  Arbeiten  nicht  genügende  Aufmerksamkeit 
geschenkt  und  diese  Lücke  ergänzt  der  Uebersetzer,  indem  er  in 
Anhängen  zu  den  einzelnen  Kapiteln  sowohl  im  ersten  als  im 
zweiten  Bande  die  französischen  Arbeiten  und  Schriftwerke  in 
grösster  Vollständigkeit  anführt.  Im  ersten  finden  sich  diese 
Angaben  auf  S.  21 ,  22 ,  96 ,  97 ,  98  und  im  zweiten  auf 
S.  137 — 172.  üeberdies  enthält  der  Schluss  des  zweiten  Bandes 
eine  vollständige  üebersicht  der  französischen  und  ausländischen 
Litteratur  bezüglich  der  griechivSchen  Altertümer,  wobei  auch  alle 
während  des  Druckes  erschienenen  Bücher  und  Abhandlungen  ver- 
zeichnet sind.  König. 

Keinhold,  F.    Verfassungsgeschichte  Wesels  im  Mittel- 
alter.   (Untersuchungen  zur  deutschen  Staats-  und  Rechts- 
geschichte,   hrsgb.   von   0.   Gierke.      Heft    23.)      Breslau, 
Köbner.     1888.     VIII  u.  122  S.     3  M.  20  Pfg. 
Ein  junger  Historiker  bietet  in  dem  vorliegenden  Buche  die 
Bearbeitung  der  Verfassungsgeschichte  Wesels,  einer  Landstadt, 
deren  Herren   die   Grafen   von  Cleve   waren.     Das  ziemlich  um- 
fassende Quellenmaterial  besteht   aus  zahlreichen,   reichhaltigen 
Privilegien  der  Stadtherren,  Statuten,  die  jedoch  wenig  bedeutend 
sind,  und  Urteilen  des  Oberhofs  Dortmund,  die  für  die  Rechts- 
entwickelung vorzugsweise  massgebend  waren   und  die  Statuten 
ersetzten.     Ein  I.  Teil  behandelt  die  Zeit  bis  zur  Schlichtung  der 
inneren  Zwistigkeiten  in  den  Jahren  1308  und  1311.     Durch  das 
Privileg  von  1241   wird   die  Landgemeinde  zur   Stadt   erhoben. 
Zum   Schöffenkolleg    tritt    der   Rat,    indem    die  Schöffen    selbst 
Bürger  auswählen,    welche    sie   in  der  Verwaltung  unterstützen 
sollen.     Die  Bedeutung  und  Funktionen  von  Bürgermeister,  Bur- 
meister, Schöff'en  und  Konsuln  sind  nach  der  vorhandenen  Ueber- 
lieferung   nicht  deutlich    abzugrenzen;    eine   genauere    Kenntnis 
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der  Rechtsgeschichte  und  die  Vergleichung  mit  der  Verfassung 
anderer  Städte  würde  den  Verf.  wohl  in  den  Stand  gesetzt  haben, 
ein  bestimmteres  Bild  der  älteren  Verfassung  zu  geben.  Befrie- 
digender ist  die  Darstellung  der  Verfassung  im  14.  und  15.  Jahr- 
hundert, die  im  II.  Teil  gegeben  ist.  Die  Quellen  für  diese  Zeit 
sind  reichhaltig  genug  gewesen,  um  eine  anschauliche  Schilde- 
rung des  Verhältnisses  der  Stadt  zum  Stadtherrn,  der  Einwohner- 
schaft, ihrer  Gliederung  und  Berechtigung,  sowie  des  Rates  und 
seiner  Thätigkeit  entwerfen  zu  lassen.  K.  Schulz. 

Opet,  Die  erbrechtliche  Stellung  der  Weiber  in  der 
Zeit  der  Volks- R.  (Gierkes  Untersuchungen  zur 
deutschen  Staats-  und  Rechtsgeschichte.  Heft  25.)  Breslau. 
Köbner.     1888.     XIV  u.  86  S.     2  M.  40  Pf. 

Aufgabe  des  Werkes  ist  Darstellung  der  erbrechtlichen  Stel- 
lung der  Weiber  zur  Zeit  der  Volks-R.  mit  Ausschluss  des 
bereits  von  Schröder  behandelten  ehelichen  Güter-R.  Unter 
„Zeit  der  Volks-R."  versteht  der  Verf.  die  Periode  von  der 
ältesten  Kodifikation  der  Lex  Sal.  bis  zum  Jahre  888  (Eich- 
horns zweiter  Periode),  mit  deren  Ablauf  die  Volks-R.  nicht 
mehr  als  geschriebenes  R.  gelten.  Einbezogen  wird  darüber 
hinaus  das  angelsächs.  R.  als  echt  deutsche  Rechtsquelle.  Zu- 
nächst prüft  der  Verf.  die  bisherigen  Theorien  und  namentlich 
diejenigen  der  jüngsten  Zeit  über  das  Erb-R.  der  Weiber  nach 
den  Volks-R.  und  spricht  sich  gegen  den  angeblich  nothwendigen 
Zusammenhang  zwischen  dem  Grundbesitz  und  den  Lasten  und 
R.  der  Männer  aus,  wonach  die  Weiber  allerdings  keine  Im- 
mobilien hätten  erben  können.  Hierauf  schreitet  der  Verf.  zur 
Untersuchung  der  einzelnen  R.,  unter  Voranstellung  derjenigen, 
in  welchen  das  Weib  eine  erbrechtliche  Sonderstellung  einnimmt. 
Innerhalb  dieser  Gruppe  stellt  er  an  die  Spitze  diejenigen,  welche 
eine  Fortentwickelung  erkennen  lassen.  Demgemäss  wird  zunächst 
das  wichtigste  Volks-R.,  d.  i.  die  Lex  Salica ,  sowie  das  R. 
der  übrigen  fränk.  Stämme  in  Betracht  gezogen,  welch  ersteres 
der  Verf.  in  Uebereinstimmung  mit  dem  Ref.  durch  mutterrecht- 
liche Rudimente  zu  erklären  sucht,  unter  ausführlicher  Polemik 
gegen  die  abweichenden  Ansichten  Brunners  (S.  17  ff.).  Auch 
die  Deutung  der  so  viel  umstrittenen  „terra  Salica"  findet  die 
verdiente  eingehende  Behandlung.  Nacheinander  reiht  sich  hieran 
die  ausführliche  Darstellung  des  Erb-R.  der  Weiber  in  den  übrigen 
Volks-R.,  wobei  namentlich  durch  Herbeiziehung  der  Formeln 
und    Urkunden    mancher    neue    Gesichtspunkt    gewonnen    wird. 
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Reste  des  Mutter-R.  will  der  Verf.  hier  nirgends  sonst  aner- 
kennen, obwohl  grade  gewisse  von  ihm  selbst  gewonnene  Er- 
gebnisse, so  die  auffallend  verbreitete  erbrechtliche  Bevorzugung 
der  Schwestern,  kaum  anders  zu  erklären  sein  dürften.  Die  ohne 
genügende  Beweise  weit  verbreitete  Theorie  von  der  erbrecht- 
lichen Zurücksetzung  der  Weiber  erweist  sich  als  falsch,  minde- 
stens in  solcher  Allgemeinheit  und  wird  nun  auf  ihr  richtiges 
Mass  zurückgeführt.  Nicht  völlig  befriedigend  sind  die  Kapitel 
über  das  alamannische  und  bayrische  R.,  hauptsächlich  wohl 
wegen  der  spärlichen  Quellen.  Die  prinzipielle,  allgemeine  Be- 
vorzugung der  Männer  findet  sich  in  wenigen  R.,  häufiger  Be- 
nachteiligung der  Frauen  im  Immobiliarerb-R.,  aber  auch  hier 
nicht  aus  den  in  der  bisherigen  Lehre  gewöhnlich  angegebenen 
Gründen.  Fast  überall  wird  übrigens  eine  vorhandene  Zurück- 
setzung durch  anderweitige  vermögensrechtliche  Vorteile  gemildert 
oder  aufgewogen. 

Der  Verf.  hat  als  erster  diesen  Gegenstand  als  Ganzes  mono- 
graphisch behandelt  und  bei  aller  Zweifelhaftigkeit  vieles  ein- 
zelnen doch  ein  klar  geschriebenes,  an  neuen  Ergebnissen  reiches 
Werk  zu  liefern  verstanden.  Dargun. 

Herrmann.  Maria  Theresia  als  Gesetzgeberin.  Wien. 
Holder.     1888.     VIII  u.  160  S.     3  M. 

Die  vierzigjährige  Regierungszeit  MariaTheresias(1740 — 1780) 
war  für  die  österr.-ungar.  Länder  nicht  nur  eine  an  bedeutsamen 
historischen  Ereignissen  reiche  Periode:  auch  auf  dem  Gebiete  der 
Gesetzgebung  entfaltete  die  grosse  Regentin  eine  Thätigkeit,  die  ihr 
für  immer  ein  dankbares  Andenken  ihrer  Völker  gesichert  hat.  Es 
war  daher  ein  glücklicher  Gedanke,  zur  selben  Zeit,  wo  die  Hülle 
von  dem  ehernen  Standbilde  fiel,  welches  Kaiser  Franz  Joseph  I. 
zu  Wien  seiner  erhabenen  Ahnfrau  gewidmet,  in  dem  vorliegen- 
den Werke  eine  Uebersicht  der  legislatorischen  Schafi'ungen 
Maria  Theresias  zusammenzustellen.  Der  Verf.  hat  sich  dieser 
durchaus  nicht  leichten  Aufgabe  mit  grossem  Fleisse  und  Ge- 
schick entledigt. 

Das  Werk  zerfällt  in  zwei  Hauptabschnitte.  Der  erste  der- 
selben (S.  3 — 23)  befasst  sich  mit  den  Publikationen,  welche  die 
Staatsverfassung  betreffen.  Dieser  Abschnitt  wird  durch  den 
vollständigen  Abdruck  des  als  „pragmatische  Sanktion"  bekannten 
Staatsvertrags  vom  19./IV.  1713  eingeleitet,  auf  Grund  dessen 
bekanntlich  Maria  Theresia  den  Thron  ihrer  Väter  bestieg.  Trotz- 
dem dieser  Akt  mit  dem  Gegenstande  des  Werkes  nur  in  einem 
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losen  Zusammenhange  steht,  erscheint  dessen  Mitteilung  will- 
kommen und  hätten  wir  unsererseits  nur  gewünscht,  dass  diese 
Mitteilung  noch  durch  den  Abdruck  der  diesbezüglichen  Be- 
schlüsse der  einzelnen  Landtage  ergänzt  worden  wäre.  Von  den 
weiteren  in  diesem  Abschnitte  abgedruckten  Veröffentlichungen 
bietet  insbesondere  die  galizische  Landesverfassung  vom  13. /VI. 
1775  das  meiste  Interesse  dar. 

Der  zweite,  bei  weitem  umfangreichere  Abschnitt  (S.  27—160) 
umfasst  jene  Anordnungen  Maria  Theresias,  welche  die  Staats- 
verwaltung betreffen.  Die  Materie  ist  hier  nach  folgenden 
Schlagworten  gruppiert :  Oberste  Behörden,  Beamtenvorschriften, 
Allgemeine  Verwaltungsvorschriften,  Justizwesen,  Innere  Ver- 
waltung, Militärverwaltung,  Kultusverwaltung,  Unterrichtsver- 
waltung, Volkswirtschaftspflege,  Finanzverwaltung. 

Die  einzelnen  Anordnungen  werden  selbstverständlich  nicht 
ihrem  vollen  Wortlaute  nach,  sondern  nur  im  Auszuge  mitge- 
teilt, auch  ist  es  klar,  dass  in  dem  begrenzten  Rahmen  der  Schrift 
durchaus  nicht  aller  gesetzgeberischen  Akte  der  grossen  Kaiserin 
gedacht  werden  konnte,  sondern  dass  unter  denselben  eine  ent- 
sprechende Auswahl  getroffen  werden  musste.  Darüber,  ob  der 
Verf.  diesfalls  stets  das  richtige  Mass  eingehalten,  dürften  aller- 
dings die  Meinungen  geteilt  sein.  So  haben  wir  beispielsweise 
im  Kapitel  „Oberste  Behörden"  (S.  27  u.  28)  nur  ungern  die  Er- 
wähnung des  Kabinettsschreibens  vom  2./III.  1749  vermisst, 
mit  welchem  für  die  deutsch-böhm.  Länder  eine  oberste  Justiz- 
stelle errichtet  wurde.  Unter  den  Amortisationsgesetzen  (S.  86 
u.  87)  sind  einige  minder  wichtige  Erlasse  abgedruckt,  wogegen 
des  Gesetzes  vom  26. /VIIL  1771,  mit  welchem  das  Verbot  der 
Amortisation  auch  auf  bewegliche  Sachen  ausgedehnt  und  ins- 
besondere die  Dotation  der  Klosternovizen  eingeschränkt  wurde, 
keinerlei  Erwähnung  geschieht.  P  r  a  z  a  k. 

Tamassia,  G,  Bologna  e  le  scuole  imperiali  di  diritto. 
(Archivio  giuridico.  Bd.  40.  S.  241—284.) 
T.  sucht  die  Beziehungen  nachzuweisen  zwischen  der  Ent- 
wickelung  der  Rechtslehre  sowie  des  Rechtsstudiums  in  Italien 
und  der  byzantinischen  Rechtswissenschaft.  Das.  Verbot  Justi- 
nians  hatte  die  Erklärungsarbeit  nicht  ganz  hindern  können; 
durch  geschickte  Anpassung  an  die  kaiserlichen  Vorschriften 
eroberte  man  allmählich  die  Auslegungsfreiheit  wenigstens  teil- 
weise zurück.  Die  oriental.  Schriften  kamen  mit  dem  Corpus 
Juris  nach  Italien;  auch  verraten  alle  vorboloofnes.  Schriften  und 
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ein  Teil  der  Accurs.  Glosse  oriental.  Eiiifluss,  besonders  in  der 
Form  der  wissenschaftlichen  Auslegung.  T.  beruft  sich  ferner 
auf  den  Zusammenhang  der  Einteilung  der  Digesten  in  vetus, 
infortiatum  und  novum  bezw.  in  libri  ordinarii  und  extraordinarii 
mit  der  Justinianischen  Studienordnung,  auf  die  Legende  von 
dem  kaiserlichen  Privileg  als  Rechtsgrundlage  für  die  Gründung 
der  Schule  zu  Bologna,  auf  die  Methode  des  Textstudiums  und 
die  Citierweise,  welche  Beziehungen  zwischen  den  Schulen  von 
Bologna  bezw.  Pavia  und  der  ravennat.,  damit  aber  der  oriental. 
Schule  erkennen  lassen.  Endlich  erinnert  T.  daran,  dass  die 
Sitte,  den  Juristen  bombastische  Beinamen  zu  geben,  sowie  ein- 
zelne der  hervorragenden  Italien.  Juristen  gegebenen  Beinamen 
schon  im  Orient  vorkommen.  Kleinfeiler. 


III.  Bürgerliches  Recht. 

Litteratur  über  den  Entwurf  eines  bürgerlichen 
Gesetzbuches. 

Pappenheim,  M.  Die  Veröffentlichung  der  Vorarbeiten 
zum  Entwurf  eines  bürgerlichen  Gesetzbuches  für 
das  Deutsche  Reich.  (Jahrbücher  für  Dogmatik.  Bd.  27. 
S.  293—303.) 

Der  Verf.  tritt  mit  Entschiedenheit  und  unter  Anführung 
verschiedener  Gründe  für  die  Forderung  ein,  dass  sowohl  die 
Vorarbeiten  zum  Entwurf  eines  bürgerlichen  Gesetzbuches  als 
auch  die  Beratungsprotokolle  publiziert  werden.    G.  Rümelin. 

Ehrenberg,  V.  Kauf  und  Werkvertrag.  Zugleich"  Kritik 
des  Entwurfes  eines  bürgerlichen  Gesetzbuches  für  das 
Deutsche  Reich.  (Jahrbücher  für  Dogmatik.  Bd.  27. 
S.  253-292.) 

Die  herrschende  Lehre  sieht  sich  bei  der  Grenzbestimmung 
von  Kauf  und  Werkvertrag  an  einige  Quellenstellen  gebunden 
und  lässt  demgemäss  für  die  Unterscheidung  entscheidend  sein, 
ob  der  Stoff  vom  Besteller  oder  vom  Unternehmer  geliefert  wird. 
Diese  Lehre  führt  zu  einzelnen  sonderbaren  Konsequenzen,  ist 
aber  namentlich  deshalb  zu  bekämpfen,  weil  sie  wirtschaftlich 
in  hohem  Mass  verderblich  wirkt.  Bei  dem  Vertrag  über  die 
Herstellung  einer  Sache,  bei  welchem  die  Lieferung  des  Materials 
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dem  Unternehmer  obliegt,  dem  Werklieferungsvertrag,  müssen 
aus  Zweckmässigkeitsgründen  bei  Nichterapfangbarkeit  der  her- 
gestellten Sache  und  in  bezug  auf  die  Gefahr  die  für  den  Werk- 
vertrag, nicht  die  für  den  Kauf  geltenden  Bestimmungen  zur 
Anwendung  gebracht  werden.  Es  muss  insbesondere  sowohl  ein 
R.  als  eine  Pflicht  des  Unternehmers  angenommen  werden,  das 
mangelhafte  Werk  auszubessern,  eine  Annahme,  die  nur  beim 
Werkvertrag,  nicht  beim  Kauf  möglich  ist.  Nur  in  zwei  Rich- 
tungen, in  bezug  auf  Eviktion  und  actio  redhibitoria  sind  die 
Kaufgrundsätze  anwendbar.  Da  diese  Bestimmungen  aber  von 
geringer  praktischer  Bedeutung  sind,  so  ergibt  sich  das  Resultat, 
dass  der  Vertrag,  durch  welchen  sich  ein  Kontrahent  gegen 
Zahlung  einer  Geldsumme  verpflichtet,  ein  Arbeitsprodukt  her- 
zustellen, auch  dann  ein  Werkvertrag  ist ,  wenn  der  Lieferant 
das  Material  zu  dem  Werk  beizusteuern  hat. 

Aus  dem  Gesagten  ergibt  sich  die  Unhaltbarkeit  der  Be- 
stimmung des  Entwurfes,  welcher  auf  die  für  den  Kaufvertrag 
geltenden  Bestimmungen  verweist,  wenn  der  Unternehmer  den 
Stoff"  zu  liefern  hat.  G.  Rümelin. 

Manenti,  C.  Sul  progetto  di  Codice  civile  germanico. 
(Archivio  giuridico  Bd.  40.  S.  358-392.) 
Der  Besprechung  des  Entwurfes  geht  eine  sich  eng  an  das 
Vorwort  zum  Entwurf  anschliessende  geschichtliche  Einleitung 
sowie  eine  Titelübersicht  der  5  Bücher  voraus.  Die  Mitteilungen 
des  Verf.  erstrecken  sich  über  den  ganzen  Entwurf,  sind  jedoch 
meist  nur  kurze  Inhaltsangaben  zu  den  einzelnen  Titeln  oder 
Paragraphen,  wobei  häufig  die  deutschen  Ausdrücke  beigefügt 
und  auf  die  entsprechenden  Bestimmungen  des  r.  R.  sowie  des 
Cod.  civ.  ital.  Bezug  genommen  ist.  Besondere  Aufmerksamkeit 
hat  M.  dem  §.  3  gewidmet  (S.  369),  an  welchem  er  die  Unbe- 
bestimmtheit  des  Ausdruckes  „Geburt"  als  Anfangspunkt  der 
Rechtsfähigkeit  tadelt,  ferner  den  Bedingungen  (S.  372  ff.),  dem 
Ehe-R.,  ehelichen  Güter-R.  (S.  384  ff.)  und  dem  R.  der  ausser- 
ehelichen  Kinder  (S.  386).  Kleinfeller. 


Schey,  J.  v.  Das  allgemeine  bürgerliche  Gesetzbach 
für  das  Kaisertum  Oesterreich.  13.  Aufl.  Mit  einer 
Uebersicht  über  die  zivilrechtliche  Spruchpraxis  des  k.  k. 
obersten  Gerichtshofes.  Wien,  Manz.  1889.  (IL  Bd.  der 
sogen.  Manz'schen  Ausgabe  Österreich.  Gesetze.)  XIV  u. 
770  S.     2  fl.  50  kr.,  geb.  3  fl. 
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In  der  vorliegenden  Ausgabe  ist  der  Text,  der  in  der  letzten 
Ausgabe  auf  das  sorgfältigste  richtig  gestellt  wurde,  natürlich 
beibehalten  worden  und  ebenso  die  zum  allgemeinen  bürgerlichen 
Gesetzbuche  erflossenen  Gesetze  und  Verordnungen  in  der  ge- 
wohnten Weise  berücksichtigt.  Zum  erstenmal  aber  sind  in  einer 
Ausgabe  dieses  Gesetzes  die  Entscheidungen  des  obersten  Gerichts- 
hofes verwertet  und  zwar  in  sehr  weitgehender  Weise.  Es  sind 
nämlich  nicht  nur  die  im  Judikatenbuche  und  Spruchrepertorium, 
sowie  die  im  Justizministerialverordnungsblatte  veröffentlichten 
Entscheidungen  herangezogen,  sondern  auch  die  in  der  bekannten 
Sammlung  Glaser-Unger-Walther  enthaltenen  (mit  Ausnahme 
einiger  aus  der  älteren  Zeit),  ferner  auch  die  in  der  , Gerichts- 
halle"  ,  „Allgemeinen  Österreich.  Gerichtszeitung" ,  „Juristischen 
Blättern",  der  „Allgemeinen  Juristenzeitung" ,  der  „Zeitschrift 
für  Notariats-  und  freiwillige  Gerichtsbarkeit"  veröffentlichten, 
sowie  eine  Anzahl  Entscheidungen  aus  der  ältesten  derartigen 
Sammlung,  nämlich  der  Peitlerschen.  Nicht  berücksichtigt 
sind  die  in  nicht  deutschen  Zeitschriften  veröffentlichten  Ent- 
scheidungen, auch  nicht  indirekt,  indem  die  Sammlungen,  welche 
auch  derartige  Entscheidungen  in  deutscher  Sprache  bringen  (wie 
insbesonders  Riehls  Spruchpraxis),  nicht  benützt  wurden.  Wenn 
widersprechende  Entscheidungen  vorliegen,  —  was  leider  sehr 
häufig  der  Fall  ist  —  wurden  die  in  der  Mehrzahl  der  Ent- 
scheidungen zum  Ausdrucke  kommenden  Rechtsansichten  in  der 
Note  ausgesprochen,  die  entgegengesetzten  Entscheidungen  aber 
in  Klammer  mit  einem  Fragezeichen  beigefügt.  Auf  diese  Art 
ist  diese  Gesetzausgabe  eigentlich  zugleich  ein  auf  den  Entschei- 
dungen des  obersten  Gerichtshofes  sich  gründender  Kommentar 
zum  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuche.    W.  Fuchs  (Wien). 

Pampaloni,  M.  II  concetto  giuridico  del  tesoro  nel 
diritto  romano  e  odierno.  27  S.  (Estratto  dagli  Studi 
giuridici  e  storici  pubblicati  per  l'VIII  Centenario  dell' 
üniversitä  di  Bologna.) 
—  Studi  suir  istituzione  di  erede  nel  diritto  romano 
e  odierno.  Siena,  Torrini.  1888.  40  S.  (Estratto  del 
Supplemento  agli  Studi  Senesi,  vol.  V  pubbl.  pel  Centenario 
deir  Univ.  di  Bologna.) 

Die  zwei,  durch  juristischen  Scharfsinn,  erschöpfende  Be- 
nutzung der  einschlägigen  Litteratur  und  streng  wissenschaftliche 
Methode  ausgezeichneten  Abhandlungen  sind  aus  zwei  Samm- 
lungen zum  Jubiläum  der  Universität  Bologna  ausgezogen. 
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Die  erste  bezweckt  den  juristischen  Begriff  des  Schatzes  fest- 
zustellen. Sie  hebt  mit  einigen  Bemerkungen  über  die  geschicht- 
liche Entwickelung  des  Instituts  im  r.  R.  an ;  dann  geht  sie  zur 
Erklärung  und  Auflösung  einiger  vorläufigen  Grundfragen  über. 
Nach  diesen  Prämissen  konstruiert  der  Verf.  den  juristischen 
Begriff  des  Schatzes,  indem  er  beweist  1.  dass  das  R.  des  Finders 
als  eine  Okkupation,  und  das  R.  des  dominus  loci,  den  klassi- 
schen Juristen  nach ,  aus  Billigkeitsgründen  erklärt  werden ; 
2.  dass  die  vetustas  immemorialis  als  ein  notwendiges  Er- 
fordernis vorhanden  sein  soll.  Der  Begriff  des  Schatzes  wird 
dann  so  bestimmt,  als  „  eine  alte  Ablegung  von  wertvollen  Sachen, 
unter  der  Erde  oder  in  den  Wänden  eines  Gebäudes  custodiae 
caussa  verborgen,  die  wegen  des  Alters  der  Ablegung  als  res 
nullius  betrachtet  werden".  Dieser  Begriff  des  Schatzes  soll 
aber,  gleich  im  röm.  als  im  heutigen  R.,  nicht  stricte  ausgelegt 
werden,  so  dass  es  besonders  nicht  unentbehrlich  sein  soll,  dass  die 
Ablegung  in  einer  unbeweglichen  Sache  und  absichtlich  custodiae 
caussa  geschehe. 

Die  zweite  Schrift  ist  einigen  Fragen  betr.  die  Erbeinsetzung 
im  röm.  und  heutigen  R.  gewidmet.  Der  erste  Teil  der  Schrift 
behandelt  die  Erbeinsetzung  in  ungleichen  Teilen,  und  studiert 
zuerst  die  verschiedenen  Fälle,  wo  der  Erblasser  stillschweigend, 
mittels  der  von  ihm  zur  Bestimmung  der  Erben  gebrauchten 
Worte,  eine  ungleiche  Verteilung  der  Erbteile  veranlassen  konnte, 
d.  h.  indem  er  die  Erben  in  verschiedenen  Sätzen  oder  einige 
Erben  mit  einem  einzigen  Namen  bezeichnet.  Der  entgegen- 
gesetzte Wille  des  Erblassers  wird  doch  hier  auch  vorbejialten. 
Verf.  erörtert  dann  den  Grundsatz,  dass,  wenn  der  Erblasser  mehrere 
Erben  eingesetzt  hat,  und  diese  unter  sich  zu  Nacherben  er- 
nannt, die  für  die  Erbeinsetzung  angeordnete  Teilbestimmung 
auch  für  die  Nacherbeinsetzung  massgebend  ist.  —  Der  zweite 
Teil  behandelt  die  Einsetzung  eines  Miterben  sine  parte.  Der 
Verf.  erklärt,  wie  das  r.  R.  unter  den  verschiedenen  möglichen 
Lösungen  der  Frage  jener  den  Vorzug  gegeben  hat,  wodurch 
der  Miterbe  den  nach  Abzug  der  bestimmten  Erbteile  verbleiben- 
den Ueberschuss  der  Erbschaft  bekommt.  Dann  geht  der  Verf. 
zu  der  Anwendung  dieser  röm.  Lehre  über,  und  erörtert  besonders 
den  Fall  von  der  Einsetzung  mehrerer  Erben  sine  parte  im 
Verhältnis  zu  dem  ius  accrescendi,  den  Fall  von  der  Einsetzung 
eines  Miterben  sine  parte  in  einer  Vulgär-  oder  Pupillarsubstitu- 
tion ;  und  endlich  den  Fall  der  Einsetzung  des  Miterben  mit  der 
ausdrücklichen  Klausel  ex  reliqua  parte.        G.  Fusinato. 
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Ringwood,  R.  Outlines  of  the  Law  of  Torts.  London. 
Stevens  &  Haynes.  1887.  XXXV  u.  216  S.  10  sh.  6  p. 
Das  Buch  ist  aus  Vorlesungen  entstanden  und  für  Stu- 
dierende bestimmt ;  es  unterscheidet  sich  daher  schon  in  dieser  Be- 
ziehung von  dem  grösseren  Werke  von  Pollock  über  den  näm- 
lichen Gegenstand.  Tort  ist  der  franz.  Ausdruck  für  wrong  und 
es  wird  darunter  jede  Handlung  oder  Unterlassung  verstanden, 
welche  nach  den  Grundsätzen  des  common  law  eine  Klage  ent- 
stehen lässt,  welche  nicht  als  eine  Kontraktsklage  sich  darstellt. 
Eine  gesetzliche  Definition  von  Tort  existiert  nicht,  aber  aus 
einer  Reihe  massgebender  gerichtlicher  Entscheidungen  werden 
Inhalt  und  Umfang  desselben  so  genau  umschrieben,  dass  der 
Mangel  einer  solchen  gesetzlichen  Definition  nie  fühlbar  geworden 
ist.  In  einem  einleitenden  Kapitel  handelt  Verf.  von  dem  Wesen 
'des  Tort.  Dasselbe  setzt  voraus  eine  schuldhafte  Handlung  und 
einen  wenn  auch  nicht  immer  schätzbaren  Schaden,  und  ist  daher 
immer  vorhanden,  wenn  das  R.  eines  Individuums  auf  persön- 
liche Sicherheit,  ungestörten  Genuss  seines  Eigentums  oder  seines 
guten  Namens,  oder  irgend  ein  anderes  R.  verletzt  worden  ist,  auch 
ohne  nachweisbaren  Schaden  —  injuria  sine  damno  —  damnum. 
Die  aus  einer  solchen  Rechtsverletzung  entstehenden  Klagen  sind 
zwar  actiones  ex  delicto,  aber  von  denjenigen  ex  contractu  oft 
kaum  zu  unterscheiden,  namentlich  wenn  wegen  Vertragsbruch 
geklagt  wird.  Ist  aber  das  verletzte  R.  nicht  ein  individuelles, 
sondern  ein  solches,  welches  jedem  zusteht,  so  kann  der  einzelne 
nur  dann  klagen,  wenn  er  einen  Schaden  erlitten  hat  und  nicht 
schon  wegen  der  Rechtsverletzung,  z.  B.  Obstruktion  des  Weges. 
Das  Klage-R.  des  Verletzten  hatte  aber  verschiedene  Wandlungen 
durchzumachen,  bevor  es  in  dem  gegenwärtigen  Umfang  aner- 
erkannt  wurde.  Diese  Entwicklung  wird  an  der  Hand  der  Ge- 
setze Eduard  III.,  Wilhelm  IV.  und  der  Königin  Viktoria  nach- 
gewiesen. Nach  den  Grundsätzen  des  common  law  erlosch  ein 
Klage-R.  wegen  Verletzung  der  Person  oder  wegen  Eingriffen  in 
das  Eigentum,  wofür  Schadenersatz  gefordert  werden  konnte,  mit 
dem  Tode  des  Verletzers  oder  des  Verletzten.  Durch  4  Edw.  III. 
c.  7  wurde  den  Exekutoren  des  Verletzten  das  Klage-R.  zuge- 
standen, und  nach  25  Edw.  III.  stat.  5  wurde  seine  Ausübung 
auch  gegenüber  den  Exekutoren  des  Verletzers  ermöglicht.  Durch 
8  n.  4  Wilh.  IV.  c.  42  wurde  diese  Rechtsverfolgung  auch  aktiv 
und  passiv  anerkannt  für  Beschädigungen  von  Freehold  und 
durch  9  u.  10  Vikt.  c.  93  auch  für  Verletzungen  der  Person, 
welche  den  Tod  derselben  zur  Folge  hatten.     Der  Schadenersatz 
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aber  wird  auf  den  Ersatz  wirklich  erlittenen  Schadens  beschränkt. 
Endlich  handelt  das  einleitende  Kapitel  noch  von  der  Geltend- 
machung solcher  Forderungen  gegen  eine  und  von  einer  Konkurs- 
masse, und  von  der  Eechtsverfolgung  wegen  Beschädigungen, 
die  im  Auslande  stattgefunden  haben. 

Die  folgenden  Kapitel  enthalten  nun  die  Anwendung  der 
allgemeinen  Grundsätze  auf  die  einzelnen  möglichen  Fälle.  Die 
Kapitel  2  und  3  haben  die  Personen  des  Verletzers  zum  Gegen- 
stande und  derjenigen,  für  welche  er  verantwortlich  ist,  Weiber, 
Kinder,  Dienstboten,  Angestellte,  Agenten.  Kapitel  4  handelt 
von  den  Verletzungen  der  Person  durch  Drohung,  Misshandlung, 
Einsperrung  und  ungerechtfertigte  Verfolgung.  Kapitel  5  von  den 
verschiedenen  Vermögensbeschädigungen.  Die  folgenden  Kapitel 
6,  7  und  8  von  den  Mitteln  der  Rechtsverletzung,  Nachlässigkeit, 
Betrug  und  Täuschung,  mündliche  und  schriftliche  Verleumdung* 
und  Festsetzung  des  Schadenersatzes.  Der  Verf.  stellt  nirgends 
abstrakte  Sätze  auf,  sondern  geht  von  den  massgebenden  richter- 
lichen Entscheidungen  aus  und  abstrahiert  aus  ihnen  die  Regeln, 
welche  in  dem  einzelnen  Falle  zur  Anwendung  kommen  sollen. 
Dieselben  werden  mit  hinlänglicher  Vollständigkeit  mitgeteilt, 
um  ihre  Bedeutung  und  Tragweite  beurteilen  zu  können.  Dabei 
verfährt  er  nicht  einseitig,  sondern  führt  auch  abweichende 
richterliche  Entscheidungen  oder  Ansichten  an,  sorgfältig  ihren 
Wert  abwägend.  Im  ganzen  werden  ungefähr  500  Entscheidungen 
berücksichtigt.  Der  massig  grosse,  nur  216  Seiten  starke  Band 
gibt  eine  sehr  gute  Uebersicht  über  diesen  Teil  der  englischen 
Rechtswissenschaft  und  die  vielen  mitgeteilten  Fälle  sind  nicht 
nur  belehrend,  sondern  auch  unterhaltend.  König. 


IV.  Handelsrecht. 

Hilse,    K.      Die    Haftpflicht    der  Strassenbahnen    und 
sonstigen   Fuhrbetriebe.      Berlin.      Heymann.      1889. 
VII  u.  215  S.     4  M. 
Wem    es    an   einer  Beleuchtung    der  alten  Thatsache  liegt, 
dass  das  R.  der  wechselnden  Gestaltung   unserer  Lebensverhält- 
nisse nachhinkt,    der    findet    sie    in    dem    H.schen  Buche.      Das 
Reichsstrafgesetzbuch  von  1870   erwähnt  die  Pferdebahnbetriebe 
noch  nicht  und  jetzt  gibt  es  im  Deutschen  Reiche  schon  60  Orte 
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mit  Strassenbahnen,  welche  im  Jahre  1887  1142  km  Geleise  be- 
sassen,   13  Millionen  Fahrten  machten,  über  265  Millionen  Per- 
sonen   beförderten    und    gegen   33  Millionen  M.    vereinnahmten 
(S.  6).     Auch    das  Haftpflichtgesetz  von   1871    berücksichtigt  in 
seinem  Texte  die  Pferdebahnen  nicht;  doch  hat  in  den  Materialien 
dazu  die  Ansicht  Aufnahme    gefunden,    dass    die    Pferdebahnen 
den  Lokomotivbahnen  gleich  zu  behandeln  seien ,    weil  sie  zwar 
eine   weniger   gefährliche   Triebkraft,    dagegen   aber   wieder  die 
öffentlichen  Strassen   als  Bahnkörper  benutzten  (S.  9).     Infolge- 
dessen werden  jetzt   von   den   Gerichten   die  Strassenbahnen  als 
haftpflichtig    gleich  den  Vollbahnen    behandelt,    geniessen    aber 
nicht  den  strafrechtlichen  Schutz    der  letzteren   bei   Gefährdung 
durch   bös-    oder    mutwillige    Betriebsstörungen  (S.  176).      Der 
Verf.,  Syndikus    der  bedeutendsten    deutschen   Pferdebahngesell- 
schaft, legt  nun  an  der  Hand  eines  überaus  reichen  und  volks- 
wirtschaftlich wie  juristisch  hochinteressanten  Beobachtungsstoffes 
die    Notwendigkeit    einer    Aenderung    der    bestehenden    Gesetz- 
gebung dar.     Er   empfiehlt   in  dieser  Hinsicht   die  gemeinschäd- 
liche Gefährdung   des  Pferdebahnbetriebes   mit   den   Strafen  der 
§§.  315  ff.  R.Str.G.B.  zu  bedrohen,  die  Haftpflicht   der  Strassen- 
bahnen   aber    dadurch    zu    mindern,    dass    eine   Einrede    gegen 
den  Entschädigungsanspruch    nicht    bloss    im  Falle   höherer  Ge- 
walt und  eigenen  „Verschuldens"  des  Beschädigten,  sondern  auch 
dann  zugelassen  werde,    wenn    überhaupt   nachgewiesen  werden 
kann,    der    Unfall    sei    durch    eine  Handlung    des  Beschädigten 
„veranlasst"   worden  (S.   16'>);    zugleich    befürwortet  er  Ausdeh- 
nung der  also  begrenzten  Haftpflicht  auf  die  sonstigen  gewerbs- 
und    geschäftsmässigen    Fuhrwerksbetriebe.      Auf    diese    Weise 
würde  namentlich  die  Haftpflicht  der  Strassenbahnen  für  solche 
Beschädigungsfälle  beseitigt,  zu  welchen  Handlungen  von  dritten 
Geschirrführern  oder  von  Kindern  Veranlassung  gegeben  haben. 
Die  Strassenbahnen  sind,  wie  H.  darlegt,  weder  für  die  Bedien- 
steten (S.  41  ff.),   welche  übrigens  jetzt   auch  durch  die  berufs- 
gpnossenschaftliche  Unfallversicherung  wirtschaftlich  gedeckt  sind, 
noch    für    die    Fahrgäste    und    den    Strassenverkehr  (S.    74    ff.) 
gefährlicher  als  der  sonstige  Fuhrwerksbetrieb  (S.  115,  171).    Da- 
her   eben    genügt  für  die    letzteren  nicht   der  jetzige  Grundsatz 
des  gemeinen  sächs.  und   preuss.  Zivil-R.  von    der  Haftung  des 
Fuhrherrn  lediglich  für  Verschulden  bei  Auswahl  seines  Kutschers, 
zumal  nach  preuss.  L.R.  ausserdem  noch  Mittellosigkeit  des  letz- 
teren nachgewiesen  werden  muss,    wenn    der   Fuhrherr    belangt 
werden  soll,  und  die  Frage   streitig  ist,    ob    dieser   zum  Nach- 
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weise  seines  Wagenführers  verpflichtet  sei  (S.  183  ff.).  Ebenso- 
wenig genügt  aber  auch  der  Entwurf  des  bürgerlichen  Gesetz- 
buchs für  das  Deutsche  Reich  (§§.  711  ff.),  weil  er  den  Fuhr- 
herrn bloss  haftbar  macht,  wenn  er  die  schuldige  Sorgfalt  bei 
Auswahl  und  Beaufsichtigung  des  Kutschers  versäumt  hat  (S.  195). 
Das  hat  schon  der  deutsche  Juristentag  von  1886  erkannt,  in- 
dem er  in  Uebereinstiramung  mit  dem  franz.,  italien.,  schweizer, 
und  engl.  R.  den  Arbeitgeber  grundsätzlich  für  allen  durch 
seinen  Arbeiter  bei  Ausübung  seiner  Verrichtungen  veranlassten 
Schaden  verantwortlich  erklärt  wissen  wollte.         Leuthold. 

Tuhr,  N.  V.  Das  russische  Lagerhausgesetz  vom  30./IIL 
(ll./IV.)  1888.  Uebersetzt  und  mit  Hinweisung  auf  aus- 
ländische Gesetzgebung  versehen.  Berlin.  Puttkammer  & 
Mühlbrecht.     1888.     VIII  u.  28  S.     80  Pf. 

Aus  dem  Gesetzesinhalt  sei  hervorgehoben :  Zur  Errichtung 
von  Lagerhäusern,  welche  Lagerscheine  und  Lagerpfandscheine 
ausstellen,  bedarf  es  der  Genehmigung  des  Finanzministers. 
Ausser  der  Einlagerung  der  Waren  dürfen  nur  bestimmte,  mit 
dem  Unternehmen  in  Zusammenhang  stehende  Geschäfte  (§.  11) 
geführt  werden.  Die  Haftung  entspricht  dem  Art.  395  d.  H.G.B.s. 
Die  Lagerung  erfolgt  als  Einzelnlagerung  mit  Zurückgabe  der- 
selben Sache,  oder  Sammellagerung,  Zurückgabe  aus  den  ein- 
gelagerten gleichen  Waren.  Ausgestellt  werden  Doppelscheine, 
und  zwar  Lagerscheine  und  Pfandscheine,  welche  nach  den  Be- 
stimmungen der  W.O.  indossabel  sind;  deckt  der  Pfandverkauf 
die  Pfandschuld  nicht,  so  steht  gegen  die  Indossanten  des  Pfand- 
scheins ein  Regressanspruch  zu.  Die  einfachen  Lagerscheine 
können  auf  Inhaber  gestellt  werden.  Eine  Abschrift  dieser  Lager- 
scheine ist  zum  Lagerpfandschein  gestaltet.  Jedem  Paragraphen 
ist  ein  Hinweis  auf  die  Gesetzgebung  anderer  Länder  beigefügt 
(vgl.  C.Bl.  III,  325).  Keyssner. 


V.  Gerichtsverfassung  und  Zivilprozess. 

Schneider,    K.      lieber    richterliche    Ermittelung    und 
Feststellung  des  Sa  chverhalts  im  Zivilprozesse. 
Leipzig,  Duncker  &  Humblot.   VIII  u.  192  S.    4  M.  20  Pf. 
Der  Verf.  erörtert  in  dieser  dem  Professor  0.  v.  Bülow  ge- 
widmeten   Schrift    die    Tragweite    und    den    Wert    der    in    den 
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§§.  130 — 135  der  Z.P.O.  enthaltenen  Bestimmungen,  indem  er 
zum  Nutzen  der  Praktiker,  welchen  der  weitverstreute  Stoff  nicht 
zugänglich  sei,  eine  reiche  Sammlung  von  Aeusserungen  älterer 
und  neuerer  Prozessualisten  über  das  im  Titel  angegebene  Thema 
in  mosaikartiger  Zusammenstellung  veröffentlicht  und  kritisch 
beleuchtet,  wobei  er  regelmässig  sich  der  Worte  der  von  ihm 
exzerpierten  Schriftsteller  bedient.  Nachdem  er  so  zunächst  die 
Grenzen  und  die  praktische  Bedeutung  der  richterlichen  Mit- 
wirkungspflicht und  den  Wert  des  sogen.  Urteilsthatbestands 
festgestellt,  entwickelt  er  von  S.  102  an  seine  Ansichten  über 
den  Inhalt  dieser  Pflicht  auf  Grund  der  von  ihm  in  längerer 
amtsgerichtlicher  Praxis  gemachten  Erfahrungen.  Verf. 
will  auf  Grund  der  angeführten  §§.  der  Z.P.O.  neben  der  sogen. 
Dispositions-  oder  Verhandlungsmaxime  auch  der  richterlichen 
Mitwirkungspflicht  im  Sinne  der  sogen.  Instruktions-  oder  Inqui- 
sitionsmaxime in  weiterem  Umfang,  als  dies  bisher  in  Theorie 
und  Praxis  geschehen,  Anerkennung  verschafi'en. 

Ausgehend  von  der  Unterscheidung  Planks  zwischen  Wissens- 
und Willensgeständnissen  will  er  die  Bestimmungen  der  §§.  261  fi". 
der  Z.P.O.  über  den  Widerruf  gerichtlicher  Geständnisse  auf 
Willensgeständnisse  beschränken,  also  auf  Wissensgeständnisse, 
auch  wenn  sie  in  mündlicher  Verhandlung  abgelegt  werden, 
nicht  anwenden.  Die  Frage,  ob  ein  Wissens-  oder  Willens- 
geständnis vorliegt,  soll  durch  freies  richterliches  Ermessen  von 
Fall  zu  Fall  bestimmt  werden.  Darin  beseitigt  Verf.  die  erste 
Schranke  des  richterlichen  Mitwirkungsrechts,  die  bindende  Kraft 
des  gerichtlichen  Geständnisses,  da  die  Anwendbarkeit  der  §§.  2610". 
hiernach  vom  Richter  abhängen  soll.  Das  der  richterlichen  Mit- 
wirkung vor  allem  dienende  Frage-R.  (§.  130)  soll  nicht  nur  der 
Aufdeckung  desjenigen  dienen ,  was  die  Parteien  vorgebracht 
haben  oder  vorbringen  wollen,  sondern  auch  desjenigen,  was 
sie  vorbringen  können.  Der  Richter  soll  hiernach  „unerbittlich 
und  bis  ins  einzelnste  nachfragen,  inquirieren,  den  Parteien  mit 
Kreuz-  und  Querfragen  auf  den  Leib  rücken,  ihr  Vorbringen 
alsbald  auf  seine  Glaubwürdigkeit  und  Schlüssigkeit  kontrollieren, 
die  Parteien  den  Inhalt  ihrer  Abmachungen  Wort  für  Wort 
mitteilen  lassen  und  soll  dieselben  auch  auf  richterlicherseits 
nur  vermutete  Thatsachen  hinweisen,  welche  bisher  nicht  vor- 
gebracht sind".  Auch  sein  Privatwissen  soll  er  hierbei  ver- 
werten. Mit  den  Worten  des  Richters:  „Ich  selbst  habe  es  ge- 
sehen, was  bedarf  ich  weiteren  Zeugnisses!"  kann  der  Prozess 
in  einer  Minute  fertig  werden.     Er  schone  die  Partei  nicht,  setze 
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ihr  vielmehr  die  Daumschrauben  unerbittlichen  Nachfragens 
auf.  Wenn  der  Gegner  den  Sachverhalt  verdreht,  hat  der  Richter 
der  Partei  mit  allen  ihm  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  der  Wahr- 
heitserforschung zu  Hilfe  zu  kommen.  Leugnet  die  Partei  ihren 
Namen  unter  einem  Schuldschein  ab,  so  soll  der  Richter  — 
ohne  Rücksichtnahme  auf  die  Mot.  zur  Z.P.O.  —  die  sofortige 
Niederschrift  ihres  Namens  verlangen,  um  die  Umständlichkeiten 
des  §.  406  zu  vermeiden.  Der  Erfolg  soll  nach  den  Erfahrungen 
des  Verf.  ein  geradezu  „  verblüffender  *  sein.  Der  Richter  soll 
ferner  jedes  „hämische  Verhalten"  einer  Partei  mit  äusserster 
Schärfe  verfolgen.  Würde  er  die  in  Lügen  verstockte  Partei 
schonen  und  es  lieber  auf  kostspielige,  oft  wertlose  Beweisauf- 
nahmen ankommen  lassen,  so  würde  er  sich  einer  unter  Um- 
ständen parteilichen  Schwäche  schuldig  machen.  Ein  gewissen- 
hafter Richter  nimmt  mit  Freuden  den  Vorwurf  der  Ausschreitung 
auf  sich,  wenn  er  dadurch  nur  den  wahren  Sachverhalt  fest- 
stellt. —  Von  ganz  besonderer  Bedeutung  für  diese  Inquisition 
ist  die  Anordnung  des  persönlichen  Erscheinens  der  Parteien 
(Z.P.O.  §.  132).  Nach  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  ist  dieselbe 
zwar  nur  fakultativ,  nach  der  Ansicht  des  Verf.  aber  eine  Pflicht; 
denn  —  sagt  derselbe  später  S.  188  —  „die  Vertretung  der  Par- 
teien durch  prozessbevollmächtigte  Anwälte  ist  in  Wahrheit  ein 
Verstoss  gegen  den  Grundgedanken  des  Gesetzes,  eine  böse  Art 
von  Zwischenhandel",  und  nur  der  Beruf  des  Anwalts  als  Bei- 
stand ist  zu  rechtfertigen.  Der  Richter  hat  hierbei  den  Schlichen 
und  Winkelzügen  der  Parteien  nachzugehen,  den  bösen  Willen 
aus  seinen  Schlupfwinkeln  aufzustöbern,  kurz  die  juristische 
Klugheit  des  Untersuchungsrichters  in  Strafsachen  auch  im  Z.P. 
nicht  unter  den  Scheffel  zu  stellen;  „die  Mühe  lohnt  sich". 
„Confessio  regina  probationum."  Der  Richter  muss  hierbei  die 
Gabe  besitzen,  fehlende  Umstände  zu  erraten  und  unvermittelte 
zu  verbinden.  Die  Vorteile  des  persönlichen  Verhandeins  der 
Parteien  schätzt  Verf.  so  hoch,  dass  er,  obwohl  ein  geschworener 
Feind  der  Winkelkonsulenten,  dennoch  ihre  Vertretung  der  Parteien 
(statt  durch  Anwälte)  deshalb  liebersieht,  weil  er  sie  durch  Drohung 
mit  §.  143  Abs.  2  der  Z.P.O.  zwingen  kann  und  zwingt,  ihre 
Partei  selbst  zur  Verhandlung  mitzubringen.  Eine  besonders 
wertvolle  inquisitorische  Befugnis  wird  ferner  aus  §.  134  Z.P.O. 
abgeleitet,  nämlich  das  R.,  durch  Abforderung  der  Handakten 
der  Anwälte  Einsicht  in  die  oft  recht  lehrreichen  Instruktions- 
schreiben der  Partei  zu  gewinnen,  um  alsdann  die  Parteien  zur 
Verhandlung  über   die   daraus   entnommenen    Punkte    zu  veran- 
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lassen.  Wie  man  auf  die  Instruktion  zu  „fahnden"  habe,  wird 
näher  angegeben;  scharfe  Durchsicht  angeraten.  Dass  von 
diesem  Standpunkt  aus  auch  die  Benützung  des  Augenscheins 
(nach  §.  135  Z.P.O.)  im  weitesten  Umfang  verlangt  wird,  also 
auch  zur  Auffindung  neuer  selbständiger  Ueberzeugungsgründe 
durch  das  Gericht,  ist  selbstverständlich,  namentlich  soll  derselbe 
zur  Feststellung  der  persönlichen  Eigenschaften  der  Parteien, 
,z.  B.  ihrer  Dummheit  in  Wucherprozessen ",  sowie  zur  amtlichen 
Heranziehung  von  Urkunden,  welche  sich  in  den  Händen  einer 
Partei  befinden,  verwendet  werden.  —  Diese  inquisitorische 
Thätigkeit,  welche  sich  in  der  amtsgerichtlichen  Praxis  des  Verf. 
glänzend  erprobt  haben  soll,  wenn  sie  auch  bei  den  vorgesetzten 
Instanzgerichten  nicht  immer  Beifall  gefunden  zu  haben  scheint, 
soll  auf  Grund  der  angeführten  §§.  130 — 135  auch  imAnwaltsprozess 
vor  den  Kollegialgerichten  Anwendung  finden.  —  Würden  die  Erfah- 
rungen des  Verf.  sich  auch  auf  den  Anwaltsprozess  erstrecken, 
so  würde  ihm  wohl  nicht  entgangen  sein,  dass  die  von  ihm  em- 
pfohlenen Mittel  einer  erfahrenen  Anwaltschaft  gegenüber  macht- 
los und  zugleich  höchst  gefährlich  sind.  Mit  der  Wissbegierde 
des  Richters  wächst  bekanntlich  auch  die  Phantasie  der  Anwälte, 
namentlich  wenn  es  gilt,  Vertagungen  und  persönliches  Vorrufen 
der  Parteien  zu  umgehen.  Die  so  durch  das  Frag-R.  herbei- 
geführten neuen  Aufstellungen  stimmen  regelmässig  mit  der  wirk- 
lichen Sachlage  am  wenigsten  überein  und  führen  nur  zu  grund- 
losen Eideszuschiebungen.  Jede  Behauptung  über  eine  zeitlich 
entfernte  mündliche  Abrede  ist  ferner  mehr  oder  weniger  durch 
Reflexion  vermittelt.  Das  Ansinnen  an  die  Partei,  bezüglich 
dessen,  was  sie  nur  als  Resultat  ihrer  Auffassung  in  der  Erinne- 
rung hat,  die  früher  gesprochenen  Worte  genau  anzugeben, 
ist  eine  unberechtigte  Zumutung,  und  die  Auferlegung  eines 
Eides  über  die  so  zu  Tage  geförderten  Angaben  thatsächlich  eine 
Veranlassung  zum  Falscheid.  Sieht  man  ab  von  dem  extremen 
Standpunkt  des  Verf.  und  der  Form  der  Darstellung,  so  verdient 
die  mit  gründlicher  Kenntnis  der  Litteratur  verbundene  Beherr- 
schung des  Stoffes  und  die  treffende  Kritik  im  einzelnen  alle  An- 
erkennung. Gaupp. 

Reinhold,    C.      Die    Lehre    vom   Klagegrunde,    den   Ein- 
reden und  der  Beweislast.   Berlin,  Siemenroth  &  Worms. 
1888.     X  u.  148  S.    3  M. 
In   dieser   neuen   Bearbeitung   einer    1855   im    13.  Bd.   der 
Giessener  Zeitschr.  f.  Zivilrecht  und  Prozess  veröffentlichten  Ab- 
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handlung  verteidigt  Verf.  die  inzwischen  herrschend  gewordene, 
auch  im  Entwurf  eines  bürgerlichen  Gesetzbuches  angenommene 
Lehre,  dass  der  Kläger  nicht  alle  rechtlichen  Voraussetzungen 
des  geltend  gemachten  Anspruchs,  sondern  nur  diejenigen  That- 
sachen  zu  behaupten  und  zu  beweisen  hat,  welche  an  sich  ge- 
eignet sind,  das  geltend  gemachte  R.  zu  erzeugen,  also  nicht  die 
rechtshindernden,  die  irechtsvernichtenden  und  die  der  Geltend- 
machung des  R.  zeitweise  oder  dauernd  entgegenstehenden 
Umstände.  Den  Rechtsgrund  dieser  Beweisverteilung  zwischen 
Klage  und  Anklage  bildet  die  Verhandlungsmaxime,  nach 
welcher  den  Parteien,  nicht  dem  Richter  die  Herbeischaffung 
des  für  die  Entscheidung  erforderlichen  Materials  obliegt.  Die 
Natur  der  Privatrechtsverhältnisse  erfordert  die  Anerkennung 
der  unbeschränkten  Dispositionsbefugnis  der  Parteien  auch  be- 
züglich der  Geltendmachung  von  Thatsachen  und  Beweisen  und 
damit  die  ünanwendbarkeit  des  Prinzips  der  materiellen  Wahrheit 
auf  den  Zivilprozess.  Jede  Partei  hat  hiernach  die  Thatsachen, 
welche  sie  als  ihr  vorteilhaft  berücksichtigt  haben  will,  zur 
Begründung  ihres  Anspruchs  anzuführen  und  zu  beweisen.  Der 
Nachteil  aus  der  Unterlassung  und  folgeweise  aus  der  Nicht- 
berücksichtigung trifft  immer  die  Partei,  zu  deren  gunsten  die 
Thatsache  zu  verwerten  war,  und  zwar  gilt  dies  nicht  nur  von 
den  Thatsachen,  welche  als  Grundlage  von  Klagen,  Einreden  etc. 
selbständige  Bedeutung  haben,  sondern  auch  von  denjenigen, 
welche  nur  als  Beweisgründe  für  oder  gegen  jene  That- 
sachen in  Betracht  kommen,  sei  es  nun,  dass  sie  als  „Ver- 
mutung" einen  Schluss  auf  die  zu  erweisende  Thatsache  begründen 
oder  zur  Widerlegung  der  thatsächlichen  Behauptungen  des 
Gegners  dienen.  Selbständige,  juristische  Thatsachen  sind  sowohl 
die  rechtserzeugenden  (einschliesslich  der  rechtserweiternden) 
als  die  rechtshindernden  und  rechtsvernichtenden  (einschliesslich 
der  rechtsbeschränkenden);  den  rechtshindernden  stehen  die- 
jenigen Thatsachen  gleich,  ^welche  die  Entstehung  eines  R.  im 
Keim  zerstören  (z.  B.  Widerruf  eines  Testaments).  Während 
nun  aber  die  Thatsachen,  welche  die  Aufhebung  eines  R.  be- 
gründen, sich  aus  dem  Zivil-R.  ergeben,  bereitet  die  Abgrenzung 
der  rechtserzeugenden  von  den  rechtshindernden  Schwierigkeit. 
Unter  den  ersteren  versteht  der  Verf.  mit  dem  angeführten  Ent- 
wurf die  spezifischen,  d.  h.  die  dem  besonderen  Rechtsverhältnis 
wesentlichen  Voraussetzungen,  beruhen  dieselben  auf  Gesetz 
oder  besonderer  Verabredung;  dagegen  bedürfen  die  allgemeinen 
Erfordernisse  jedes   Rechtsgeschäfts,   deren  Vorhandensein   nicht 
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den  Begriff  des  einzelnen  Rechtsgeschäfts  konstituiert,  aber  als 
die  rechtliche  Regel  anzusehen  ist,  wie  Handlungsfähigkeit 
der  Person,  Verkehrsfähigkeit  der  Sache,  Uebereinstimmung  des 
Willens  mit  der  Erklärung,  keiner  besonderen  thatsächlichen 
Begründung  und  keines  Beweises;  ihr  Mangel  muss  vielmehr 
als  Ausnahme  vom  Gegner,  der  davon  Vorteil  hat,  behauptet 
und  bewiesen  werden.  Dies  wird  im  einzelnen,  namentlich  in 
Beziehung  auf  Besitzfehler,  SC.  Macedonianum,  Vellejanum, 
Erbunfähigkeit,  Mangel  der  test.  factio,  lex  Falcidia  und  Ana- 
stasiana nachgewiesen.  Auch  Irrtum  im  Beweggrund,  Betrug 
und  Bedrohung  sind  hiernach  rechtshindernde  Thatsachen,  wo- 
gegen bei  vis  absoluta  es  an  dem  rechtserzeugenden  Thatbestand 
selbst  fehlt,  also  ein  Leugnen  des  Klagefundaments  vorliegt. 

Aus  dem  Grundsatz,  dass  ein  bestehendes  Rechtsverhältnis 
zu  seiner  Erhaltung  keiner  neuen  Thatsachen  bedarf,  sondern 
fortdauert,  bis  eine  rechtsvernichtende  Thatsache  eintritt,  und 
aus  dem  Satz,  dass  die  Erfüllung  die  naturgemässe  Aufhebung 
eines  Schuldverhältnisses  ist,  also  der  Schuldner  die  Erfüllung  zu 
beweisen  hat,  wird  dann  gefolgert,  dass  bei  den  auf  eine  posi- 
tive Leistung  gerichteten  Obligationen  —  im  Gegensatz  zu  den 
dinglichen  Klagen  und  den  persönlichen  Klagen  auf  eine 
negative  Leistung,  wo  die  Behauptung  einer  Verletzung  immer 
zum  prozessualischen  Klagegrunde  gehört  —  mit  dem  Eintritt 
der  Fälligkeit  actio  nata  ist,  ohne  dass  es  einer  besonderen 
Rechtsverletzung,  einer  Weigerung  des  Schuldners  oder  einer 
erfolglosen  Mahnung  bedarf.  Die  Rechtsverletzung  liegt  hier 
schon  in  der  Nichterfüllung,  welche  aber  keinen  Beweis  erfordert, 
da  sie  mit  der  —  wenn  auch  rechtswidrigen  —  Fortdauer  des 
Rechtsverhältnisses  zusammenfällt.  —  Bei  der  Einrede  des  nicht 
erfüllten  Vertrags  hat  der  Kläger  die  Erfüllung  als  rechts- 
vernichtende Thatsache  gegenüber  der  Retentionseinrede  des  Be- 
klagten, somit  als  Replik,  nicht  als  Klagegrund  zu  beweisen. 
Dasselbe  gilt  bei  quantitativ  oder  qualitativ  mangelhafter  Lei- 
stung, sofern  nicht  der  Beklagte  die  qualitativ  mangelhafte 
Leistung  angenommen  hat.  —  Zur  Begründung  der  regelmässigen 
Folgen  des  Verzugs  bedarf  es  nur  des  Beweises  der  Mahnung 
oder  der  Festsetzung  eines  Zahlungstermins,  aber  nicht  der 
Nichterfüllung.  Dasselbe  gilt  bezüglich  des  Revokations-R.  bei 
Sachmiete  und  Emphyteuse,  soweit  dasselbe  nur  auf  den  Zeit- 
ablauf gestützt  wird.  Wo,  wie  bei  der  Konventionalstrafe,  der 
kassatorischen  Klausel  und  der  lex  commissoria  besondere  Folgen 
der  Nichterfüllung  bestimmt  sind,  ist  das  Schicksal  der  Haupt- 
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forderung   auch   für  die  Nebenforderung  massgebend,  es  bedarf 
daher  bei   der  auf  positive   Leistung  gerichteten  Obligation  zur 
Begründung  des  Anspruchs  auf  die  Strafe  etc.  nur  des  Beweises 
des  Nebenvertrags,  nicht  aber  der  Nichterfüllung.  —  Anwendung 
auf   Unmöglichkeit    der   Leistung,    Delikte,    Kondiktionen.     Be- 
züglich des  sogen,  qualifizierten  Geständnisses  wird  unterschieden: 
betrifft  dasselbe  eine  Hauptbestimmung,  nämlich  die  Natur  des 
Eechtsgeschäftes,  die  Person  der  Kontrahenten,  den  Gegenstand, 
so    liegt  jedesmal    ein   indirektes   Verneinen   des   Klagegrundes, 
besteht  dagegen  die  Abweichung  in  einer  Nebenbestimmung,  so 
liegt  Einrede  vor.    Die  Behauptung  des  Abschlusses  unter  einer 
Suspensivbedingung  enthält  immer  ein  Bestreiten  der  Perfektion 
des  Geschäftes,  also  des  Klaggrunds;  dagegen  soll  die  Beifügung 
einer   Resolutivbedingung,    eines   dies    a  quo  oder  ad  quem    als 
Beifügung  eines  beschränkenden  Nebengeschäftes,   also    als  Ein- 
rede  gelten,    während    der   Entwurf  diese   Fälle   der  Suspensiv- 
bedingung gleichstellt.    —    Bezüglich    der   Einreden   missbilligt 
der  Verf    die   Beibehaltung   des   materiellen  Einred ebegriffs   im 
Entwurf,    obgleich    er   die  Bedeutung   desselben    auch   nach  der 
Z.Pr.O.  nicht  leugnet,  weil  es  nämlich  äusserst  selten  vorkomme, 
dass  der  Kläger  selbst  dem  Beklagten  durch  seinen  Vortrag  den 
Stoff    zur   Einrede   liefere  und    deshalb    der  Umstand,    dass   die 
rechtshindernden  oder  rechtsvernichtenden  Thatsachen,  im  Unter- 
schied von  den  Exzeptionen,   seitens  des  Richters   auch  dann  zu 
beachten  sind,  wenn  sie  durch  den  Kläger  in  das  Streitmaterial 
gelangen,  nicht   in  Betracht   komme  (?).     Als    eine  umfassende, 
klare  Darstellung  der  Lehre  von  der  Beweislast  nach  neuestem 
Recht  dürfte    das  Buch  geeignet  sein,    eine  Lücke  in  der  Litte- 
ratur  auszufüllen.  Gaupp. 

Falkmann.     Die   Zwangsvollstreckung   mit   Ausschluss 
der    Zwangsvollstreckung   in   das   unbewegliche 
Vermögen.     Auf  Grundlage   des  gemeinen,   preuss.  und 
französ.  bürgerlichen  Rechts.    Berlin,  Siemenroth  &  Worms. 
1888.     XII  u.  358  S.     6  M.,  geb.  7  M. 
In  der  richtigen  Erkenntnis,  dass  die  Lehre  von  der  Zwangs- 
vollstreckung  ein  tieferes  Eingehen   auf  das   bürgerliche  Recht 
erfordert,    als   dies  in    einem   Kommentar    zur   Z.Pr.O.   möglich 
ist,    stellt   der  Verf.   in    dem   vorliegenden   Buche   das   gesamte 
Prozess-  und  bürgerliche  R.,  soweit  es  die  gerichtliche  Zwangs- 
vollstreckung   in   das   bewegliche   Vermögen    zum    Gegenstande 
hat,    in  systematischer  Form   nach   der  Z.Pr.O.    auf  Grund    des 
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gemeinen,  preuss.  und  französ.  bürgerlichen  R.  dar.  Das  Werk 
ist  zwar  ebenso  wie  Schmidts  Zwangsvollstreckung  (s.  Bd.  VII, 
S.  188)  in  erster  Linie  für  die  Praxis  bestimmt,  daneben  aber 
befriedigt  es  in  vollem  Umfange  das  Bedürfnis  des  wissenschaft- 
lich gebildeten  Juristen,  indem  es  im  Gegensatze  zu  Schmidt 
die  einzelnen  Streitfragen  in  wissenschaftlicher  Vertiefung  unter 
Gegenüberstellung  der  verschiedenen  Ansichten  eingehend  er- 
örtert und  dadurch  der  Praxis  erst  wahrhaft  nutzbringend  wird. 
Die  vorhandene  Litteratur  und  die  Rechtsprechung  ist  in  den 
Nachträgen  bis  auf  die  letzten  Monate  in  ausgiebigster  Weise 
berücksichtigt  worden.  Sehr  störend  für  das  Lesen  ist  hierbei 
nur,  dass  Verf.  die  Litteraturangaben  im  Text  in  Klammern 
anführt,  anstatt  sie  in  Anmerkungen  zu  verweisen,  während  er 
umgekehrt  sachliche  Ausführungen  oft  in  Anmerkungen  bringt. 
Ausgeschlossen  von  der  Darstellung  ist  ausser  der  Zwangs- 
vollstreckung in  das  unbewegliche  Vermögen  und  dem  Ver- 
waltungszwangsverfahren, was  schon  aus  dem  Titel  hervorgeht, 
auch  die  Lehre  von  der  Sicherung  der  Zwangsvollstreckung  durch 
Arrest  und  einstweilige  Verfügung.  Nach  dem  Titel  war  dies 
nicht  zu  erwarten,  denn  die  Z.Pr.O.  behandelt  beide  im  fünften 
Abschnitte  des  achten  Buches. 

Das  System,  das  Verf.  bei  seiner  Darstellung  verfolgt, 
schliesst  sich  naturgemäss  an  das  achte  Buch  der  Z.Pr.O.  im 
wesentlichen  an.  Nach  einem  kurzen  geschichtlichen  Ueberblick 
behandelt  Verf.  im  ersten  Teile  die  allgemeinen  Grundsätze  des 
ZwangsvoUstreckungs-R.  (materielle,  formelle  Voraussetzungen, 
die  Parteien,  die  Organe  der  Zwangsvollstreckung,  die  Gerichts- 
stände und  die  Entscheidungen,  die  Einwendungen  im  Zwangs- 
vollstreckungsverfahren, die  Exekutionsintervention,  die  Ein- 
stellung, die  Sicherheitsleistung  etc.),  im  zweiten  Teile  die 
einzelnen  Zwangsvollstreckungsarten  und  das  Verfahren  (Zwangs- 
vollstreckung wegen  Geldforderungen  in  körperliche  Sachen, 
Forderungen  und  andere  Vermögensrechte,  Verteilungsverfahren, 
die  Realexekution  und  die  Klage  auf  das  Interesse,  Oflfenbarungs- 
eid,  Haft).  Ein  alphabetisch  geordnetes  Sachregister  und  ein 
Nachweis  der  erläuterten  Paragraphen  der  Z.Pr.O.  schliesst  das 
Buch.  Roedenbeck. 
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VI.  Strafrechtswissenschaft. 

Billiger,  P.  Ueber  Vorstellung,  Wille  und  Handlung 
als  Elemente  der  Lehre  vom  Verbrechen  und  von 
der  Strafe.  Drei  Abhandlungen.  Berlin  und  Leipzig, 
Guttentag.  1888.  VI  u.  259  S.  6  M. 
Den  in  der  Zeitschrift  für  die  gesamte  Strafrechtswissenschaft 
publizierten  (im  O.Bl.  Bd.  VI,  S.  147  f.  angezeigten)  beiden  Ab- 
handlungen „Ueber  Vorstellung  und  Wille,  als  Elemente  der 
subjektiven  Verschuldung"  sowie  „Die  Selbstbestimmung  des 
verbrecherischen  Willens  und  das  Kausalitätsgesetz"  hatte  B. 
ebenda  Bd.  VIII,  S.  520—588  und  S.  661-722  einen  dritten 
Aufsatz  „lieber  Handeln  und  Handlungseinheit,  als  Grund- 
begriffe der  Lehre  vom  Verbrechen  und  der  Strafe"  folgen 
lassen,  der  „die  innere  Fortsetzung  der  früheren  Untersuchungen 
bildet".  Alle  drei  Abhandlungen  sind  in  dem  vorliegenden 
Sonderabdrucke  vereinigt  und  in  der  That  haben  sie  ihrem 
Werte  und  ihrer  Tragweite  nach  zweifellos  einen  Anspruch  dar- 
auf, auch  in  der  anspruchsvolleren  Form  eines  selbständigen 
Werkes  den  Juristen  und  den  Philosophen  dargeboten  zu  werden. 
Was  speziell  die  neueste  der  drei  Abhandlungen  betrifft, 
deren  Bedeutung  diese  kurze  Anzeige  in  keiner  Weise  gerecht 
werden  kann,  so  gab  der  zwischen  Binding  und  v.  Liszt  hervor- 
getretene Meinungsstreit  über  die  Natur  der  sogen,  idealen  Ver- 
brechenskonkurrenz den  Anstoss  zu  derselben.  Beide,  ausgehend 
von  dem  Satze,  dass  eine  Handlung  auch  nur  einer  Delikts- 
einheit entsprechen  könne,  gelangen  dennoch  zu  völlig  entgegen- 
gesetzten Resultaten:  Binding  nimmt  eine  Mehrheit  von  Handlungs- 
einheiten und  deshalb  eine  Mehrheit  von  Verbrechen,  v.  Liszt 
nur  eine  Handlungseinheit  und  deshalb  auch  nur  ein  Verbrechen 
als  vorliegend  an.  Aber  nicht  nur  zur  Lösung  dieser  Streit- 
frage, sondern  in  Hinsicht  auf  die  ganze  Lehre  von  der  Ver- 
brechens-Einheit und  -Mehrheit  erschien  die  gründliche  Analy- 
sierung der  fundamentalen  Begriffe  „Handeln,  Handlung  und 
Handlungseinheit"  erforderlich,  um  so  den  gemeinsamen  Boden 
zu  bereiten,  auf  welchem  der  Streit  der  einander  bekämpfenden 
Lehrmeinungen  ausgefochten  werden  könne.  Verf.  nimmt  den 
Ausgang  von  dem  Begriffe  des  „natürlichen  Handelns"  (Ab- 
schnitt I),  der  dieVoraussetzung  bilde  einerseits  des  strafrechtlichen 
Begriffes  des  Handelns,  anderseits  der  „natürlichen  Handlungs- 
einheit"   (Abschn.    II);     „Handeln"     ist    die    bewusste    Willens- 
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thätigkeit  eines  beseelten  Individuums;  ein  unter  der  Kategorie 
der  , Einheit"  betrachtetes  konkretes  Handeln  erscheint  als  eine 
, Handlung";  einheitlich  erscheint  ein  Handeln  in  Beziehung  auf 
die  Gesamtheit  von  Wirkungen,  welche  sich  von  einem  einmal 
gewählten  und  nun  festgehaltenen  Standpunkte  aus  als  „ein- 
heitlicher Erfolg"  darstellen.  Dass  „Handeln"  und  „Handlung" 
im  rechtlichen,  insbesondere  strafrechtlichen  Sinne  nur  Abarten 
von  Handeln  und  Handlung  im  natürlichen  Sinne  seien,  legt 
wesentlich  Abschnitt  III  („Handeln  und  Handlung  als  strafrecht- 
liche Begriffe")  dar,  während  der  IV.  Abschnitt  („Die  Einheit 
des  verbrecherischen  Handelns")  der  Frage  nach  dem  objektiven 
Massstabe  der  Einheitlichkeit  des  strafrechtlichen  Handelns  sich 
zuwendet ;  dieser  Massstab  könne  nur  aus  dem  Strafrecht  selbst, 
bezw.  im  Hinblick  auf  den  Zweck  desselben  sich  ergeben.  Die 
letzten  beiden  Abschnitte  (V  und  VI)  behandeln  „Die  Fälle  zweifel- 
loser Kongruenz  von  strafrechtlicher  Handlungseinheit  und  De- 
liktseinheit" sowie  die  Konkurrenz  der  Relationen  eines  Handelns 
zu  seinen  strafrechtlich  relevanten  Erfolgen.  Mit  Energie  ver- 
tritt B.  die  Ansicht,  dass  bei  der  sogen.  Idealkonkurrenz,  die 
er  selbst  als  „echte  Gesetzeskonkurrenz"  bezeichnet,  während 
die  jetzt  sogen.  Gesetzeskonkurrenz  in  Wahrheit  gar  keine  Kon- 
kurrenz sei,  Deliktseinheit  anzunehmen  sei:  ein  Handeln,  ein 
Wollen,  also  auch  nur  ein  Delikt;  es  sei  deshalb  auch  der  im 
§.  73  R.Str.G.B.  zum  Ausdrucke  gelangte  Rechtssatz,  dass  bei 
der  sogen.  Idealkonkurrenz  nur  eine  Strafe  zu  verhängen  sei, 
aufrecht  zu  erhalten ;  für  die  gerechte  Bemessung  dieser  einen 
Strafe  werden  positive,  vom  geltenden  Rechte  abweichende  Sätze 
formuliert.  Olshausen. 

Kurtz«  C.  Der  Gefängnisvorsteher.  Handbuch  der  Gefäng- 
nisverwaltung in  Preussen.  Berlin,  Heymann.  1889.  6  M. 
Das  Buch  enthält  das  Reglement  für  die  Gefängnisse  der 
Justizverwaltung  vom  16.|III.  1881  sowie  die  geltenden  Bestim- 
mungen über  Gefangenenarbeitsverdienst,  Oekonomieverwaltung, 
Revisionen  und  Berichte  sowie  Uebersichten ;  als  Anhang  Aus- 
zug aus  der  Anweisung  der  Oberrechnungskamm«r  für  die  Rech- 
nungslegung vom  4./VI.  1886.  Der  Verf.  hofft  durch  sein  Unter- 
nehmen ein  Bedürfnis  der  Praxis  erfüllt  zu  haben,  welches  aber 
im  Hinblick  auf  das  Handbuch  von  Dalcke  und  Genzmer  sowie 
die  Zusammenstellung  von  WoUenzien  u.  Walter  schwer  zu  finden 
sein  dürfte.  Streng. 


156     Centralblatt  für  Rechtswissenschaft  (1889).  VIII.  Bd.  4.  Heft. 


VII.  Staats-  und  Verwaltungsrecht. 

Bornhak,    C.     Preuss.   Staats-K.     I.   Bd.     Freiburg,   Mohr. 
1888.     XII  u.  551  S.     8  M. 

Fast  gleichzeitig  mit  der  2.  Aufl.  von  Bd.  I  des  Werkes  des 
am  27.  Oktober  1888  verstorbenen  Hermann  Schulze  über  das 
preuss.  Staats-ß.  ist  der  I.  Band  dieser  neuen  Bearbeitung  des- 
selben Gegenstandes  erschienen.  Während  die  Darstellung  Schulzes 
vorzugsweise  den  Charakter  eines  Lehrbuches  trägt,  beabsichtigt 
B.  durch  sein  Werk  in  grösserem  Masse  auch  den  Bedürfnissen 
der  Praxis  zu  dienen  und  hat  er  deshalb  eine  möglichst  voll- 
ständige Mitteilung  des  positiven  Rechtsstoffes  für  erforderlich 
gehalten,  jedoch  zugleich  durchgängig  eine  theoretische  Verarbei- 
tung desselben  erstrebt. 

Der  vorliegende  I.  Band  gibt  die  einleitenden  Erörterungen 
(Grundzüge  der  preuss.  Verfassungsgeschichte;  Grundbegriffe; 
Rechtsquellen)  und  die  Darstellung  des  gegenwärtigen  preuss. 
Verfassungs-R.  Unter  diesem  begreift  B.  die  Normen,  nach 
denen  sich  die  Faktoren  des  Staats  und  die  vom  Herrscher  selbst 
auszuübenden  Funktionen  bestimmen ;  dem  IL  Bande ,  welcher 
das  Verwaltungs-R.  behandeln  soll,  ist  vorbehalten  der  Inbegriff 
der  Normen  über  die  Ausübung  staatlicher  Hoheits-R.  durch 
andere  Personen  als  den  Herrscher  (also  auch  das  gesamte  Be- 
amten-R.).  Geschichtliche  Einführungen  sind  vielfach  auch  der 
dogmatischen  Behandlung  der  einzelnen  Materien  vorausgeschickt. 
In  den  geschichtlichen  Partien  sucht  der  Verf.  die  historisch- 
politische Methode  zu  befolgen,  in  den  dogmatischen  die  „rein 
logische". 

Die  Grund anschauungen  des  Verf.  lehnen  sich,  wie  schon 
aus  seinem  früheren  Werke  über  die  Geschichte  des  preuss.  Ver- 
waltungs-R. (C.Bl.  V,  449)  deutlich  erhellte,  grossenteils  an  die 
Lehren  R.  v.  Gneists,  dem  das  neue  Buch  gewidmet  ist,  eng 
an.  B.  geht  aber  in  der  Bekämpfung  der  konstitutionell-parla- 
mentarischen Doktrin,  bezw.  der  bisher  in  der  modernen  Staats* 
rechts  Wissenschaft  überhaupt  vorherrschenden  Auffassungen,  weit 
über  den  von  Gneist  vertretenen  Standpunkt  hinaus.  Der  Herr- 
scher ist  nach  B.s  Ansicht  auch  in  der  konstitutionellen  Mo- 
narchie identisch  mit  dem  Staat ;  den  einzig  richtigen  Ausdruck 
hat  Ludwig  XIV.  dem  monarchischen  Prinzip  gegeben  in  seinem 
viel  verkannten  Ausspruche  „L'Etat  c'est  moi"  (S.  65).    Ein  sub- 
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jektives  R.  der  ünterthanen  gegenüber  dem  Staat  ist  unmöglich 
(S.  268  u.  269);  gänzlich  unberechtigt  ist  der  zum  Teil  auch  in 
die  Gesetzgebungssprache  übergegangene  Ausdruck  „Staatsbürger" 
(S.  242).  Die  Volksvertretung  ist  nur  Objekt  bezw.  Mittel  der 
Herrschaft  des  Königs  (S.  67  u.  362).  In  Preussen  besteht  keine 
politische  Verantwortlickeit  der  Minister  gegenüber  der  Volks- 
vertretung (S.  139);  ein  Ausführungsgesetz  zur  Realisierung  der 
strafrechtlichen  Verantwortlichkeit  der  Minister  auf  Grund  von 
Art.  61  der  preuss.  Verfassungsurkunde  ist  —  wie  B.  mit  ganz 
unzureichenden  Argumenten  darzuthun  sucht  —  durch  die  gegen- 
wärtige Lage  des  Reichs-R.  ausgeschlossen  (S.  142  ff.);  es  ge- 
nügt aber  auch  vollkommen  die  Verantwortlichkeit  der  Minister 
nach  dem  gemeinen  (allgemeinen)  Straf-  und  Prozess-R.  (S.  146 
bis  147).  Mit  der  Verfassung  eines  parlamentarischen  Staates 
hat  das  preuss.  Verfassungs-R.  ebenso  wenig  etwas  zu  thun,  als 
etwa  mit  dem  altröm.  oder  chines.  Staats-R.  (S.  137). 

Sollte  der  Verf.  sich  nicht  irren  in  der  Annahme,  dass  an 
solchen  Sätzen  „nur  diejenigen  Parteibestrebungen  Anstoss  nehmen 
können,  denen  die  Existenz  des  preuss.  Staates  in  seiner  gegen- 
wärtigen Form  ein  Dorn  im  Auge  ist,  und  die  vergessen,  dass 
unsere  Herrscher  Könige  sind  von  Gottes  Gnaden*  (S.  VIII)? 
—  Andererseits  enthält  sein  Werk  auch  schon  in  dem  vorlie- 
genden Teile  manche  scharfsinnige  und  sachgemässe  Ausführungen, 
in  denen  eine  Förderung  der  Staaatsrechtswissenschaft  zu  er- 
blicken ist.  Brie. 

Schweizer.   Bundesgesetze    mit   Erläuterungen.     I.    Die 
Bundesverfassung  von  1874.     Mit  Einleitung  von  Rascher 
und  Erläuterungen  von  C.  X.  Mann.     Bern,  Jenni.     VIII 
u.  214  S.     Kart.  2  fr. 
Die  Sammlung  schweizer.  Gesetze,  für  welche  zunächst  etwa 
20  Gebiete,  insbesondere  des  öfTentlichen  R.  in  Aussicht  genommen 
«ind,  soll  nach  dem  Vorwort  des  Herausgebers  Haller-Goldschach 
vorzugsweise  dem  Schweizer  Bürger  dienen :  sie  soll  ihm  ideale 
Dienste   leisten    durch   geschichtliche  Belehrung   und    praktische 
als  Nachschlagebuch,  sie  soll  einem  vorhandenen  Bedürfnis   ge- 
recht werden,  den  Sinn  für  öffentliches  R.  und  bürgerliche  Pflicht 
wecken,  dem  Juristen  kurze  Fingerzeige  geben  und  dem  Staats- 
bürger das  bieten,  was  ihm  von  250000  Seiten  Gesetzestext  und 
1500000  Paragraphen  zu  wissen  vonnöten  ist. 

Der  vorliegende  Band  erfüllt  diese  Zwecke.     S.  1—39  wird 
^ine  knappe  und  übersichtliche  Verfassungsgeschichte   von  1291 
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bis  1848,  S.  43—63  der  Text  der  Bundesverfassung,  S.  71  ff. 
eine  äusserst  reichhaltige  und  klare  Erläuterung  der  einzelnen 
Artikel  geboten.  Kedaktion. 

TourMe,      Dänisches    Armen-R.    unter    teilweiser    Ver- 
gleichung    mit    deutschem   R.      Berlin,    Puttkammer 
und  Mühlbrecht.     1888.     86  S.     2  M. 
Die  in  drei  Abschnitte  zerfallende  Schrift  legt  zunächst  im 

1.  Abschnitt  dar,  wie  die  ursprünglich  selbständigen  dän.  Armen- 
verbände im  Laufe  dieses  Jahrhunderts  allmählich  in  die  sich 
bildenden  einheitlichen  Ortsgemeinden  aufgegangen  sind.  Im 
Anschlüsse  daran  wird  ein  kurzer  Ueberblick  über  den  Gang 
der  Armengesetzgebung  Dänemarks  seit  den  Reglements  vom 
5. (VII.  1803  für  das  Armenwesen  der  Städte  und  des  platten  Landes 
in  dem  sogen.  Kopenhagener  Plan  vom  l./VII.  1799  gegeben.    Der 

2.  Abschnitt  enthält  eine  Vergleichung  des  dän.  und  des  deut- 
schen Armen-R.  hinsichtlich  einzelner  Punkte,  nämlich  was  die 
die  deutschen  Landarmenverbände  ersetzenden  dän.  Einrichtungen, 
den  Begriff  der  Armenunterstützung,  den  Schutz  der  Freizügig- 
keit und  deren  Korrektion  (Zwang  zur  Arbeit)  und  die  Wir- 
kungen der  Armenunterstützung  anlangt.  Im  3.  Abschnitte 
(S.  62—86)  endlich  w4rd  das  System  der  dän.  Unterstützungs- 
heimat in  seinen  Grundzügen  dargelegt. 

Wie  diese  kurze  Inhaltsangabe  ersehen  lässt,  enthält  die 
Schrift  keineswegs  ein  vollständiges  wenn  auch  ganz  gedrängtes 
System  des  dän.  Armen-R.,  wie  auch  die  Vergleichung  des  deut- 
schen und  dän.  R.  sich  nur  auf  einzelne  Punkte  bezieht.  Immer- 
hin sind  eine  Anzahl  der  wichtigsten  Bestimmungen  des  dän. 
Armen-R.  hervorgehoben.  So  wertvoll  ein  derartiger  Beitrag 
zur  Kenntnis  des  dän.  Armen-R.  aber  auch  ist,  so  gibt  derselbe 
doch  keinen  völligen  Ueberblick  in  das  System  desselben  und 
gewährt  daher  keine  rechte  Befriedigung,  zumal  namentlich  die 
etwas  eigentümliche  Anordnung  des  Stoffes  die  Darstellung  nicht 
recht  klar  und  durchsichtig  erscheinen  lässt.  Stengel. 


VIII.  Hilfswissenschaften. 

Ortloff,  H.    Gerichtlichmedizinische  Fälle  und  Abhand- 
lungen.    Heft  4.     Berlin,  Siemenroth  und  Worms.     1888. 
Mörder   im   Kindesalter:    1.    die    12jährige  Marie  Schneider 
(Berlin)  und  2.  der  13jährige  Konrad  Eber  (Limmersdorf-Bayern) 
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von  Amtsrichter  Dr.  A.  Mann;  3.  der  9jährige  Robert  Stähle 
(Württemberg)  von  Dr.  Kraus.  Entsprechend  der  Auffassung  des 
Reichsgerichts  wird  (gegen  Lindau  in  Nord  und  Süd  Nr.  86, 
Friedmann  im  Tribunal  und  Belmonte  ebendaselbst)  das  verur- 
teilende Erkenntnis  in  den  ersten  beiden  Fällen  näher  begründet. 
In  dem  dritten  sehr  ähnlichen  Falle,  wo  auf  Ueberweisung  in 
ein  Korrektionshaus  erkannt  wurde,  meint  Verf.:  „Die  Alters- 
verschiedenheit (in  Fall  1  und  3)  ist  ...  entfernt  keine  so  be- 
deutende, um  die  erstere  trotz  des  grossen  Defekts  ihrer  seelischen 
Organisation  bloss  deshalb  zu  verurteilen ,  weil  sie  die  Alters- 
grenze der  Strafbarkeit  um  2  Monate  überschritten  hatte  .  .  . 
Dieser  gewaltige  Verstoss  gegen  den  Geist  des  Gesetzes  hat  nun 
die  fatale  Folge,  dass  das  12jährige  geistig  verkümmerte  Kind 
dereinst  als  24jährige  ausgereifte  Verbrecherin  aus  dem 
Gefängnis  in  die  Gesellschaft  zurückkehren  wird."  (?)  (Diese 
Bemerkung  berührt  aber  allgemein  die  Frage  nach  den  Bezie- 
hungen der  Gesellschaft  zu  entlassenen  Sträflingen,  der  Not- 
wendigkeit der  Deportation  etc.)  Kornfeld. 

Kirn.  Die  Psychosen  in  der  Strafanstalt  in  ätiologi- 
scher, klinischer  und  forensischer  Hinsicht.  (Se- 
paratabdrack  aus  der  Zeitschr.  für  Psychiatrie.  Bd.  45.) 
129  Fälle  ausgesprochener  Geistesstörung,  die  vom  Verf.  im 
Landesgefängnis  zu  Freiburg  in  den  Jahren  1879—1886  selbst 
beobachtet,  hier  nach  ihrer  ätiologischen  Ergründung,  klinischen 
Sonderung  und  forensischen  Bedeutung  dargestellt  sind,  zeigen, 
dass  Einsperrung  als  solche  nur  einen  und  vielleicht  nicht  den 
wichtigsten  Faktor  unter  den  Entstehungsursachen  der  unter 
Gefangenen  im  Vergleiche  mit  der  freien  Bevölkerung  mindestens 
zehnmal  häufigeren  Geistesstörungen  bildet.  Als  charakteristische 
Psychose  der  Einzelhaft  wurde  in  29  Fällen  akute  halluzinatorische 
Melancholie  beobachtet.  Für  akut  entstandene  Psychose  und 
für  chronisch  Gestörte ,  solange  sie  ruhig  und  willig  sind ,  er- 
achtet der  Verf.  Behandlung  in  der  Strafanstalt  selbst  für  aus- 
reichend ;  treten  bei  chronisch  Gestörten  Erregungszustände  ein, 
so  wird  Uebergabe  derselben  an  Landes-  oder  Provinzialirren- 
anstalten  notwendig.  Streng. 
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B.  Zeitschriftenüberschau. 


Neue   Zeitschrift: 

Archiv  f.  bürgerl.  R.  mit  Einschluss  d.  Handels-R.  Hrsgbr. 
Prof.  Kohler  u.  Assessor  Ring.  Berlin,  Heymann.  1  Bd.  k 
2— 3  Hefte.  SM.  Heft  1 :  Schwartz,  Geschichte  d.  privatreclit- 
lichen  Kodifikationsbestrebungen  in  Deutschland  u.  die  Ent- 
stehungsgeschichte d.  Entw.  e.  bürgerl.  G.B.  Ring,  üb.  d.  bis- 
herigen Beurteilungen  d.  Entw.  e.  bürgerl.  G.B. 

Pandectes  periodiques.  Recueil  de  Jurisprudence  et  de  Legislation 
etc.  mis  en  concordance  avec  les  Pandectes  Beiges,  par  L.  He- 
bette  et  A.  Proces.     Bruxelles,  Lancier.     35  fr. 

Bildet  eine  Ergänzung  der  Pandectes  Beiges  (s.  ob.  S.  133). 
In  Belgien  erscheinen  gegenwärtig  25  Jurist.  Zeitschriften,  welche 
zusammen  ungefähr  2500  gerichtliche  Entscheidungen  veröffent- 
lichen. Die  neue  Zeitschrift  wird  die  meisten  derselben  ent- 
behrlich machen,  indem  sie  alle  Urteile  bringen  wird,  welche 
von  belg.  Gerichten  gefällt  werden  u.  von  einigem  Interesse 
sind.  Alle  Urteile  sind  mit  Ueberschriften  versehen,  welche  den 
Kern  der  beurteilten  Rechtsfrage  kurz,  bündig  u.  klar  enthalten; 
ferner  mit  Verweisungen  auf  andere  Urteile  u.  auf  die  Pandectes 
Beiges.  Eine  besondere  Abteilung  enthält  alle  Gesetze,  Verord- 
nungen u.  administrativen  Verfügungen.  Auf  weniger  wichtige 
u.  auf  parlamentarische  Dokumente  wird  dagegen  nur  verwiesen. 
Jeder  Jahrgang  wird  daher  2  Bände  enthalten,  von  denen  der  eine 
der  Gesetzgebung  u.  der  andere  der  Rechtssprechung  gewidmet  ist, 
beide  zusammen  aber  ein  corps  complet  de  droit  beige  bilden 
werden,  denn  der  Recueil  umfasst  alle  Teile  des  R.  Die  Hefte 
erscheinen  monatlich.  (König.) 

Zeitschr.  d.  SaYi^ny-Stiftun^  f.  Rechts^eschichte.  Rom.  Abt. 
IX.  2.  Wölfflin,  z.  Wörterbuche  d.  klass.  Rechtswissenschaft. 
d'Ablaing,  zur  „Bibliothek  d.  Glossatoren".  Hartmann,  über 
Rechtsverlust  u.  Rechtsfähigkeit  d.  Deportierten.  Eck,  neue 
pompejanische  Geschäftsurkunden.  Gradenwitz,  zu  Wölftlins 
Aufsätze  üb.  d.  Wörterbuch  d.  klass.  Rechtswissenschaft.  Leh- 
mann, d.  Haftung  d.  conductor  operis  für  custodia.  Krüger, 
d.  Jurist.  Fragment  d.  Sammlung  d.  Erzherzog  Rainer. 

Zeitschr,  f.  yergl.  Rechtswissenschaft.  VIH.  2.  Bernhöft,  z. 
Geschichte  d.  europ.  Familien-R,  Kohl  er,  auch  ein  Land  d. 
r.  R.  (Kapland).  Ueber  d.  vorislamit.  R.  d.  Araber.  Indische 
Gewohnheits-R.  Rechtsvergleichende  Skizzen.  "Neubauer,  Ehe- 
scheidung im  Auslande. 

Jahrl).  f.  Dogmatik.  XV.  3.  u.  4.  G.  Rümelin,  Gewohnheits-R. 
Ehrenberg,  Kauf  u.  Werkvertrag.  Pappen  heim,  Veröffent- 
lichung d.  Vorarbeiten  z.  Entw.  e.  bürgerl.  G.B.  (s.  o.  S.  131,  139). 

Beiträge  z.  Erläuterung  d.  deutschen  R.  4.  Folge.  II.  6.  Bei- 
träge z.  Erklärung  u.  Würdigung  d.  Entw.  e.  bürgerl.  G.B. : 
Wyszomirski,  über  d.  Vollziehung  e.  Arrestes  vor  erfolgter 
Zustellung  d.  Arrestbefehls  nach  §.  809  Abs.  3  Z.Pr.O.  (Gesetz 
V.  30./IV.  1886).  Wachs  mann,  Erörterung  d.  Novelle  v.  30./IV. 
1886.  Klöppel,  d.  Entw.  e.  bürgerl.  G.B.  vor  d.  Juristentage. 
Litteratur  z.  Entw.  e.  bürgerl.  G.B.  f.  d.  Deutsche  Reich. 


Zeitsclirit'tenüberscliau.  IßJ 

Jurist.  Blätter.  XVII. 45-46.  Wahlberg,  Strafgesetzentwarf  (1887) 
f.  Italien.     FJirlich,  Lücken  im  R. 

Rechtsgeleerd  Magraxiju.  VII.  6.  Fockema  Andreae,  textver- 
klaring  van  Uud-Nederlandsch  rechtsbronnen  X — XIII.  Wattel, 
over  de  zoogenaamde  crediethypotlieek.  Drucker,  eenige 
schrijvers  over  bezit.  v.  Boneval  Faiire,  de  macht  de  tra- 
ditie  in  onze  rechtspleging  en  rechtssprak. 

Themis.  IL.  4.  v.  Manen,  nog  iets  over  presidiale  bevelschriften 
tot  beslaglegging.  Eyssell,  een  goud-gediende  uit  de  practijk 
over  vereenvoiidiging  van  ons  proces.  Reitsma,  de  kerken  der 
Ilervormde  gemeenten  in  Nederland.     Levy.  G.  Belinfante  f. 

American  Law  Review.  Nr.  5.  Thompson,  malicious  prosecution. 
Wilson,  John  Marshall.  Reno,  judgments  by  Default  against 
non-resident  Defendants  considered  constitutionaly.  Gra)',  Gases 
and  Treatises  Notes. 

Haryard  Law  Review.  Oktober.  History  of  the  Law  of  Business 
Corporations  betöre  1800.     Liquor  Statutes  in  the  United  ötates. 

The  New  Jersey  Law  Journal.  Vol.  XI.  Nr.  7  &  8.  Editorial 
Notes.  Decisions.  9.  Editorial  Notes.  Trimble,  summary 
ejectment  b}»^  a  grantee.  The  study  of  the  law.  10.  Editorial 
Notes.  W.  J.  L.,  summary  ejectment  by  a  grantee.  Coult,  tax 
adjustment  act.  The  scienter  in  lalse  representations.  Depue, 
State  of  the  law  regulating  sale  of  liquors. 

Revue  jndiciatre  (Suisse).  1888.  Oct.  De  la  Juridiction  des  con- 
sulats  suisses  dans  Textreme  Orient. 

La  France  Judiciaire.  Nr.  11.  Le  congres  international  de  droit 
commercial,  2e  Session  Bruxelles.  Boulet,  des  retraits  dans 
l'ancien  droit.  Aper9u  juridique  sur  l'exercice  du  droit  d'auteur. 
(7e  art.  par  Allezard.) 

Revne  d'economie  politique.  Nr.  5  (Sept.-Octobre).  Macleod, 
de  la  science  economique  moderne.  Maurin,  les  caisses  rurales 
et  de  prets  mutuels  en  Allemagne  et  en  Italic.  Wecarin,  de 
Taggravation  des  impöts  et  des  moyens  de  l'enrayer.  Tarde, 
les  deux  sens  de  la  valeur.     Gide,  chronique. 

Annales  de  P^cole  libre  etc.  Nr.  4.  Bontoux,  la  conception 
populaire  de  la  royaute  en  Angleterre.  Ledere,  la  vie  muni- 
cipale  en  Prusse.  Ostrogorski,  de  l'organisation  des  parties 
politiques  aux  Etats-Unis.  D'Aubigny,  le  politique  coloniale 
de  Choiseul.  Zolla,  le  budget  des  grandes  routes  en  France. 
Correypondances. 

Revue  generale  (de  Bruxelles).  1888.  S.  416.  Troisfontains,  la 
question  des  etrangers  en  France.  S.  700.  Woeste,  le  travail  du 
dimanche  devant  la  Commission. 

Zeitschr.  f.  ges.  Strafrechtswissenschaft.  IX.  1./2.  v.  Kries, 
Vorverfahren  u.  Hauptverfahren.  Hagerup,  Ueberblick  über 
die  geschichtl.  Entwickelung  d.  norweg.  Strafprozesses  u.  seine 
Reform  durch  d.  Gesetz  v.  l./VII.  1887.  Forel,  d.  Hypnotismus 
u.  seine  strafrechtl.  Bedeutung.  Gernerth,  eine  Wendung  im 
Objekt.  Pressverfahren.  Distel,  einige  ältere  Leipziger  Schoppen- 
sprüche in  Strafsachen  u.  ähnl.,  II.    (Beilage:  Norweg.  Juryges.) 

Nation.  1888.  Nr.  45.  Bar,  d.  Delikt  d.  Landesverrats  begangen 
durch  Veröffentlichung  von  Schriftstücken. 

Gegrenwart.  1888.  Nr.  46.  A.  F.,  d.  Rechtsfragen  im  Prozesse 
Geffcken. 

Fliegende   Blätter   a.   d.  rauhen  Hause.    XLV.   Okt.  (S.  301  ff.) 
Zusammenstellung  d.  Gesetze  u.  Polizeiverordnungen  gegen  Kon- 
kubinate in  d.  deutschen  Bundesstaaten. 
Centralblatt  für  KechUwiMensohaft.     VIII.  Band.  {  { 
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Die  christliche  Welt.     1888.  Nr.  46.    §.  166  (vgl.  ob.  S.  88  Z.  30). 

Jahrbuch  f.  Oesetzgebang  etc.  XII.  3.  Birnbaum,  d.  Zwangs- 
vollstreckung in  d.  unbewegl.  Vermögen  u.  d.  Wucher.  Fuld, 
d.  Erb-R.  d.  code  civil  u.  d,  bäuerl.  Grundbesitz.  3./4.  Gierke, 
d.  Entw.  e.  bürgerl.  G.B.  u.  d.  deutsche  R.  4.  Stieda,  d.  Reichs- 
enquete über  d.  Sonntagsarbeit,  v.  Koblinski,  d.  Disziplinar- 
strafen d.  preuss.  Strafanstalten. 

Deutsche  Revue.     1888.  Nov.    1870/71  (Fortsetzung).    Friedrichs, 

d.  Mutter-R. 

Deutsches  Wochenblatt.  I.  33.  Das  preuss.  Landtagswahlsystem. 
34.  35.  Jastrow,  Rudolf  v.  Gneist  (Artikel  zum  öOjähr.  Doktor- 
jubiläum V.  G.  am  20./XI.  1888).     35.  36.    Goldschmidt,  Entw. 

e.  Ges.  betr.  Erwerbs-  u.  Wirtschaftsgenossenschaften.  36.  37. 
-V-  Die  Dotation  d.  preuss.  Königskrone  u.  d.  deutschen  Kaiser- 
krone. 

Revue  de  droit  international  etc.  XX.  5.  Sainctelette,  des 
contrats  d'utilite  publique.  De  leur  energie  obligatoire.  De 
leur  force  executoire.  Geffcken,  la  guerre  maritime  de  l'avenir. 
Dem  eure,  les  jnifs  en  Belgique.  Bar,  Goldschmidt,  L5'on- 
Caen,  Rolin-J  aequemy  ns,  Engel  hai't,  Communications  re- 
latives   ä    rinstitut    de    droit    international.      Session    de  1888. 

Aus  historischeu  Zeitschriften: 

Histor.  Jahrbuch.  IX.  4.  Ehler,  d.  päpstl.  Dekretale  im  Scheidungspro- 
zesse Heinrich  VIII  (Schliiss). 

Mitteil.  f.  östcrr.  («oschichtsforschungr.  IX.  3.  Thaner,  z.  rechtl.  Be- 
deutung d.  päpstl.  Repesten. 

Zcitschr.  f.  Gesch.  u.  Politik.  1888.  3.  v.  Z wiedineck,  d.  böhm.  Staats- 
R.  u.  d.  deutsch-nationale  Politik  in  Oesterreich.  Jentsch,  Staat  u. 
Kirche  in  Toskana  unter  <j  rossherzog  Leopold  I    (Schlixss). 

Neues  Archiv  f.  sächs.  Gesch.  IX.  (S.  152,337).  Distel,  strafrechtsgescMchtl. 
Findlinge. 

.Jahrbücher  f.  incoklenburg.  Gesch.  u.  A.K.  Nr.  53.  Grotefend,  Mecklen- 
burger auf  d.  Univ.  Bologna. 

Koustauzer  Beiträge  z.  bad.  Geschichte  (Ruppert).  Ein  bad.  Hexenrichter. 

Mitteil.  d.  Freiberger  Alt. -Ver.  XXIV.  Leipziger  Schöppenspruch  f.  d. 
Schösser  zu  Freiberg  (1570). 

Württ.  Vierteljahrshefte  f.  Landesgeschichte.  X.  2.  Ehrle,  d.  Privilegien 
d.  Stadt  Jsny  (Schluss).  Giesel,  d.  Herreustubenordnung  u.  Freiheiten 
zu  Rottenburg.  XI.  1.  Schneider,  d.  Stadt-R.  v.  Hosskirch.  Losch, 
zu  d.  Redensart:  eichelnweise  gleich  erben  u.  teilen. 

Zeitschr.  d.  histor.  Gesellsch.  f.  Posen.  III.  4.  Wersche,  d.  staatsrechtl. 
Verhältnis  Polens  zum  deutschen  Reich  im  M.A. 

Zeitschr.  f.  Thüring.  Gesch.  u.  A.K.  XIV.  1.— 2.  St  oy,  erste  Bündnis- 
bestrebungen  evangel.  Stände. 


C.  Neue  Erscheinimgen. 

Vom  4.  November  bis  5.  Dezember  1888  erschienen  oder  bei  der 
Redaktion  eingegangen  (letztere  mit  •'  bezeichnet). 

1.  Deutsche  Bücher  und  Broschüren. 

*Bornhak,  C,  preuss.  Staats-R.     1.  Bd.  (s.  oben  S.  156). 
*ßünger,  P.,  Vorstellung,  Wille  u.  Handlung  (s.  oben  S.  154). 
*Daude,  Urheber-R.  (s.  oben  S.  110). 
Dernburg,  H.,  Pandekten.    1.  Bd.    2.  verb.  Aufl.   2.  Hälfte.    Berlin, 

Müller.     XXIII  n.  S.  321—725.     8  M. 
Dissertationen: 

B  i  er  mer,  M.,  Frist  u.  Verjährung.    Berlin.    Leipzig,  Fock.   III  u.  33  S.   IM. 
Ounkel,  K.,    Suspensivbedingung  u.  Rückwirkung.    Osterode.     Göttingen, 
Vandenhoeck  &  Ruprecht.     47  S.     1  M.  20  Pf. 
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»Hess  8.  oben  S.  125. 

Köster,  G.,   die  Haftung  des  Vaters  aus  Delikten  der  Kinder.     Rathenow. 

Leipzig,  Fock.    49  8.     1  M.  20  Pf. 
Kühnert,   F.,  über  das  pactum  de  non  praestanda  evictione.     Lünebturg 

1887.    Göttingen,  Vandenhoeck  k  Ruprecht.     54  8.     1  M.  40  Pf. 
Küster,  R.,  Kommandit-  u.  stille  GesellHchaft.     Eine  vergleichende  Studie. 

Stettin.     Göttingen.  Vandenhoeck  &  Ruprecht.     1  M.  40  Pf. 
Mansfeld,  R.,  d.  Rechtswoblthat  d.  Inventars  u.  d.  Stellung  d.  Erbschafts- 

gläubiger.  insbes.  e.  Mehrheit  v.  Erben  gegenüber.  Ebd.  80  8.  2  M. 
Marckhoff,  E.,  d.  Zurückbehaltungs-R.  d.  Kaufmanns.    Ebd.    44  8.     1  M. 

20  Pf. 
Marquardt,  W. ,   über  d.  Verhältnis  d.  Konduktor  zum  Lokator  bei  Ver- 

äusserung  d.  Sache  nach  r.  R.     Stettin.    Ebd.     32  8.     1  M. 
Moshack,  R.,  die  Reichslandvogtei   in   der  Wetterau.    Jena,    Neuenhahn. 

46  S.     1  M. 
Opp ermann,   Gh.,  über  d.  Rechtszustand  in  Grenzgebieten   bei  streitiger 

oder  zweifelhafter   Staatsgrenze  mit  besond.  Rücksicht  auf  das  preuss. 

R.     Helmstedt.     Göttingen,  Vandenhoeck  &  Ruprecht.     28  8.     80  Pf. 
Reis,  R.,  d.  Unterdrückung  u.  Veränderung  des  Personenstandes.  (Tübinger 

Preisschr.)    Tübingen,  Laupp.     2  M. 
Richard,  G.,  d.  culpa  bei  der  mora  debitorls.    Göttingen,  Vandenhoeck  u. 

Ruprecht.     39  ö.     1  M.  20  Pf. 
Schwering,  J.,  z.  Lehre  v.  kanon.  Gewohnhelts-R.   Warendorf.  Ebd.    .')3  8. 

1  M.  40  Pf. 
Wolff,  G.,  über  Dereliktion  v.  R.  u.  Besitz.     Ebd.    3G  S.     1  M. 

Kellner,  0.,  d.  rechtl.  Natur  d.  Inhaberpapiere.     Frankfurt,  Knauer. 

III  u.  64  S.     2  M. 
•Festgabe  f.  R.  v.  Gneist  z.  Doktorjubiläum  am  20./XI.  1888.    Berlin, 
Springer.     8  M, 

Inhalt.  Brunuer  u.  Zeumer,  die  konstantin.  Schenkungsurkunde. 
Eck,  das  gesetzl.  Pfaud-  u.  Vorzugs-R.  des  Vermieters  in  seiner  Anwend- 
barkelt auf  die  unpfäudbareu  Sachen.  Goldschmidt,  Studien  zum  Be- 
8itz-R.  (Sklavenbesitz).  G  r  a  d  e  n  w  1 1  z  .  Zwangsvollstreckung  u.  Arbeits- 
sicherung. H  ü  b  1  e  r  ,  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  aus  gemischten 
Ehen  Im  Gebiete  des  A.  L.R.  JacobI,  Ersatzpflicht  des  Gläubigers.  Kohler, 
das  KoUatlons-R.  In  den  französ.  Coutumes.  Pernice,  formelle  Gesetze  Im 
r.  R.     (Sonderabdrücke  ä  1—2  M.) 

*Gareis,  C. ,  d.  deutsche  Handels-R.  Ein  kurzgefasstes  Lehrbuch 
des  im  Deutschen  Reiche  geltenden  Handels-,  Wechsel-  u.  See-R. 
3.  Autl.  Berlin  u.  Leipzig,  Guttentag.  1888.  XX  u.  836  8. 
geb.  10  M.     (Vgl.  C.Bl.  IV,  20.) 

Die  3.  Auflage  dieses  beliebten  Lehrbuchs  weist  gegen  die  vorhergehende 
wieder  eine  ansehnliche  Erweiterung  (um  112  Seiten)  auf.  Hauptsächlich 
Ist  solche  durch  die  Einfügung  der  Aktlennovelle  von  1884  verursacht  wor- 
den, welche  z.  Z.  der  2.  Auflage  als  Anhang  beigegeben  wurde.  Allein  auch 
sonst  begegnet  man  erheblichen  Zusätzen  u.  neuen  Darstellungen ,  denen 
übrigens  manche  Striche  gegenüberstehen.  So  Ist  §.  34a  über  die  Handels- 
innung weggefallen,  während  gleich  zu  Beginn  §.  1  über  die  Stellung  des 
Handels-R.  im  Systeme  der  Rechtswissenschaft  eine  beachtenswerte  Neuge- 
staltung erfahren  hat.  Die  Darstellung  der  Handelsgeschäfte  ist  um  1,  das 
Wech.sel-R.  um  l'/a  Druckbogen  verstärkt  worden,  während  das  See-R.  nur 
wenige  Zusätze  erfahren  hat.  Die  neuere  LItteratur  u.  die  Praxis  sind  überall 
berücksichtigt,  die  Entscheldimgeu  des  Reichsgerichts  bis  zum  19.  Bande 
einschliesslich,  so  dass  das  Lehrbuch  bei  thunllchstor  Kürze  den  Anspruch 
auf  möglichste  Vollständigkeit  erheben  darf.  (Heinshelm er.) 

*Gierke,  0.,  Untersuchungen  z.  deutschen  Staats-  u.  Rechtsgeschichte. 
26.  Heft.     Breslau,  Koebner.     4  M. 

Inhalt.  Hübner,  die  donatlones  post  obltum  u.  die  Schenkungen  mit 
Vorbehalt  des  Nlessbrauchs  Im  älteren  deutschen  R.     VIII  u.  1.52  8. 

Haenel,  A.,  Studien  zum  deutschen  Staats-R.     2.  Bd.     2.  Hft.     A.  u. 

d.  T.:    Das  Gesetz    im  formellen    u.  materiellen  Sinne.     Leipzig, 

Haessel.     VI  u.  S.  97-354.     8  M. 
•Hinschi US,  Kirchen-R.     4.  Bd.    2.  Abt.    2.  Heft  (Fortsetzung  statt 

Schlus.«^).     Mit  Register.    Bd.  I— IV  S.  691—925.    Berlin,  Gutten- 
tag.   4  M.  50  Pf.  (I— IV  92  M.). 
Koblinski,  d.  Disziplinarstrafen  d.  preuss.  Strafanstalten.     Ihre  Zu- 

u.  Abnahme   u.  die  darauf  einwirkenden  allgemeinen  Faktoren. 

(Sonderabdr.  aus  Schmollers  Jahrb.  f.  Gesetzgebung  etc.  12.  Jahrg. 

4.  Heft.)     Leipzig,  Duncker  &  Humblot.     1888.     1  M. 
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Kohler,   J.,  Forschungen  aus  d.  Patent- K.     Mannheim,  Bensheimer. 

VI  u.  126  S.    3  M.  60  Pf. 
*^Krasnopolski,  H.,  d.  Anfechtungs-R.  d.  Gläubiger  nach  österr.  R. 

(Hdbbl.  d.  österr.  R.)     Wien,  Tempsky.     161  S. 
Llszt,   F.  V.,   Abhandlungen    d.  kriminalist.  Seminars  zu  Marburg. 

1.  Bd.     2.  Heft.     Freiburg,  Molir.     2  M.  50  Pf. 

Inhalt.    Lass,  das  Delikt  gegen  die  Kriegsmacht  des  Staats  nach  §.329 
B.Str.G.B.     V  u.  76  S. 

Lotz,  W. ,  Geschichte  u.  Kritik  d.  deutschen  Bankgesetzes  v.  14./III. 
1875.     Leipzig,  Duncker  &  Humblot.     VIII  u.  347  S.     7  M. 

*Mayer,  S.,  d.  Entwickelung  d.  Justizgeselzgebung  in  Ungarn  wäh- 
rend d.  J.  1875  —  1887.  Mit  besond.  Rücksichtnahme  auf  das 
Gebiet  d.  Straf-R.  u.  Gefängniswesens.  Wien ,  Manz.  85  S. 
1  M.  80  Pf. 

Mejer,  0.,  d.  Rechtsleben  d.  deutschen  evangel.  Landeskirchen. 
Hannover,  Meyer  (Prior).     3  M. 

*Niemeyer,  Th.,  depositum  irreguläre.  Halle,  Niemeyer.  1889. 
VIII  u.  166  S.     4  M. 

Ott,  E.,  d.  Tabula  juris  d.  Klosterbibliothek  zu  Raygern.  Ein  Bei- 
trag zur  Litteraturgeschichte  d.  kanon.  R.  im  13.  Jahrh.  (Aus 
„Sitzungsber.  d.  k.  Akad.  d.  Wiss.")  Wien,  Tempsky.  76  S. 
1  M.  20  Pf. 

"Pininski,  L.,  d.  Thatbestand  d.  Sachbesitzerwerbs  nach  gem.  R. 
Eine  Zivilist.  Untersuchung.  2,  Bd.  Succession  in  d.  Besitz,  Be- 
sitzerwerb animo  solo,  Besitzwille.  Lehre  v.  d,  Jurist.  Willens- 
erklärungen.    Leipzig,  Duncker  &  Humblot.     X  u.  600  S.    12  M. 

^4^reuss,  H.,  Gemeinde,  Staat,  Reich  als  Gebietskörperschaften.  Ver- 
such einer  deutschen  Staatskonstruktion  auf  Grundlage  d.  Ge- 
nossenschaftstheorie.    Berlin,  Springer.    1889.   XI  u.  419  S.    8  M. 


Herder,  G.,  Entwickelung  d.  Landstände  im  Herzogt.  Braunschweig- 
Lüneburg  v.  13.  bis  zum  Ausgang  d.  14.  Jahrh.  Inaug.-Dissert. 
Jena,  Neuenhahn.  66  S.  1  M.  60  Pf. 
Publikationen  aus  d.  k.  preuss.  Staatsarchiven.  Veranlasst  n.  unter- 
stützt durch  d.  k.  Archivverwaltung.  36.  Bd.  Leipzig,  Hirzel. 
20  M. 

Inhalt.    Frledlaender,    ältere  Universitätsmatrikeln.     I.   Universität 
Frankfurt  a.  O.    Aus  der  Originalhandschrift.    2.  Bd.   (1639—1811).     VIII  u. 
869  S. 
Richter,   E. ,    ötfentl.    Lagerhäuser    u.  Warrant-Agiotage.     (Soziale 

Zeitfragen  Nr.  24.)     Mi'nden,  Bruns.     1  M.  50  Pf. 
*Schm oller,    G.,  z.  Litteraturgeschichte  d.  Staats-  u.  Sozialwissen- 
schaften.    Leipzig,  Duncker  &  Humblot.     1888.     6  M. 

Inhalt.     Schillers  ethischer   u.  kulturgeschichtlicher  Standpunkt  (1863). 

Johann  Gottlieb  Fichte.     Eine  Studie   aus   dem  Gebiete  der  Ethik  und  der 

Nationalökonomie  (1864,65).     Friedrich   List   (1884 1.     Henry   C.  Carey   (1886). 

Lorenz  von  Stein  (1866).     Wilhelm   Koscher  (1888).    Die  neueren  Ansichten 

über  Bevölkerungs-   u.   Moralstatistik   (1869).     Karl  Knies   (1883).     Albert  C. 

Fr.  Schäflfle  (1879—1888).     Th.  Funck  Brentano  (1876).     Henry  George  (1882). 

Theodor  Hertzka.     Freihändlerischer  Sozialismus  (1886).    Die  Schriften  von 

K.  Menger  u.  W.  Dilthey  zur  Methodologie  der  Staats-  u.  Sozialwissenschaften 

(1883). 

Urkunden  u.  Akten  d.  Stadt  Strassburg,  hrsg.  mit  Unterstützung  d. 

Landes-  u.  d.  Stadtverwaltung.     1.  Abt.  ürkundenbuch  d.  Stadt 

Strassburg.     4.  Bd.     2.  Hälfte.     Stadt-R.   u.  Aufzeichnungen   üb. 

bischöflich-städtische  u.  bischöfliche  Aemter,  bearb.  v.  Schulte 

u.  Wolfram.     Strassburg,  Trübner.     VI  u.  309  S.     16  M. 

Zeitfragen,    Volkswirtschaft!.     Vorträge    u.    Abhandlungen,    hrsg.    v. 

d.  Volkswirtschaft!.  Gesellschaft  in  Berlin  u.  d.  stand.  Deputation 

d.    Kongresses    deutscher  Volkswirte.     75.    u.    76.  Heft.     Berlin, 

Simion.     ä  1  M. 
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Inhalt.    Seemanu,  Staatsbürgertum  oder  eine  neue  stindisobe  Oesell- 
schaft  in  Deutschland.     68  8. 
Zeit-  u.  Streitfragen,  deutsche.     Flugschriften   z.  Kenntnis  d.  Gegen- 
wart,    N.  F.     39.  Heft.     Hamburg,   Verlagsanstalt  u.  Druckerei. 
A.-G.     1  M.  20  Pf. 

Inhalt.  Breitenbach,  kurze  Darstellung d.  neueren  deutschen  Kolonial» 
geschichte.    48  S. 


2.  Ausgaben  von  Gesetzen,  Entscheidungen  etr. 

Entscheidungen  d.  Reichsversicherungsamtes  v.  Freund.     2.-5.  Lfg. 
Berlin,  Heine.     464  S.     Vollst.  7  M.  50  Pf. 

—  etc.    über   d.    Umfang   von   Gewerbe  -  R.      2.  Heft.     Wien,   Manz. 

182  S.     2  M. 

—  österr.  (Unger  u.  PfalT).     23.  Bd.     Wien,  Gerold.     748  S.     12  M. 

—  zivilrechtliche,   d.    Rigaschen  Stadtgerichte  (Zwingmann).     Riga, 

Kymmel.     XIII  u.  368  S.     7  M. 
* —  d.  Reichsgerichts   im   Kollisionsfall   Sophie -Hohenstaufen   (Wie- 

gand).     Bremen,  Kühtmann.     52  S.     1  M. 
Fidler,  d.  Amtsrichter  in  Preussen.  2. u.3.  Bd.    Düsseldorf,  Schwann. 

X  u.  657  S.  u.  XIII  u.  710  S.     k  12  M. 
Kalender.     Terminkalender  f.  d.  J.  1889.   Düsseldorf,  Bagel.   208  S. 

1  M.  50  Pf. 
Notizkalender  f.  Hochschulen  (juridische  Fakultät)  pro  1889.     Wien, 

Perles.     IH  u.  85  S.     2  M.  80  Pf. 
Magunna,  d.  preuss.  Gerichtsschreiber.     Berlin,  Müller.     XVIII  u. 

725  S.     13  M. 
Mitteil,  Leitfaden  durch  d.  Z.Pr.O.     Tauberbischofsheim,  Lang.     X 

u.  255  S.     1  M.  10  Pf. 
Rechtsbeistand.     4.    Aufl.     20  Lfgn.     1.    u.    2.  Lfg.     Berlin    u.  Ham- 
burg, Bruer.     128  S.    60  Pf. 


Preuss.-deutscher  Gesetzkodex  (Stoepel).   3.  Aufl.   XII.  Suppl.    Frank- 
furt a.  0.,  Trowitsch.     527  S.     5  M. 
W.O.  (Klein.schmidt).     Wiesbaden,  Limbarth.     VIII  u.  136  S.     2   AI. 
Vereinszollgesetz    nebst   Anweisung    über   Zollanschluss.      Hamburg, 

Meissner.     Vll  u.  92  S.     80  Pf. 
Zollanschlussgesetze  etc.     Ebd.     VI  u.  326  S.     5  M.  40  Pf. 
Besteuerung    d.   Branntweins   (Troje).     2.  Teil.     Ausführungsbestim- 

mungen.     Harburg,  Elkan.     IV,  382  S.  u.  7  Tafeln.     1  M.  40  Pf. 
(Jevverbeordnung.     3.  Aull.     Leipzig,  Reklam.     1-^2  S.     80  Pf. 
Handbuch  d.  Aichungswesens.    Berlin,  Springer.     XI  u.  130  S.    2  M. 
Reichsgesetz   betr.  Unfall-    u.  Krankenversicherung  etc.  v.  5./V.  188<> 

(mit   ba)'er.  Ausführungsgesetz)   v.   Trutzer.     Ansbach,   Brügel. 

2  M.  70  Pf. 
Desgl.  (Rasp).     Nördlingen,  Beck.     X  u.  477  S.     5  M. 
Deutsches  Kolonial-R.  (Gareis).    Sammlung  v.  Gesetzen  etc.    Giessen, 

Roth.     151  S.     2  M. 
Verfassungsgesetze   d.    evangel.    Landeskirchen    (Friedberg).     Ergän- 

zungsbd.     Freiburg,  Mohr.     202  S.     6  M.  40  Pf. 
Preussen.     Prüfungsvorschriften   für  Juristen.     Erlangen  ,   Blaesing. 

48  S.     1  M. 
Berggesetz  v.  Brassert.     Bonn,  Markus.     XII  u.  672  S.     12  M. 
Gesindeordnungen.    Berlin,  Siemenroth  &  Worms.    III  u.  93  S.   75  Pf. 
Brassert,  H.,  allg.  Berggesetz  f.  d.  preuss.  Staaten.     Bonn,  Marcus. 

XII  u.  672  S.     12  M. 
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Gesetze,  d.  neuen,  üb.  d.  Volksschulwesen  v.  6./VII.  1885,  26./V.  1887 
u.  14./VI.  1888,  nebst  d.  dazu  ergangenen  Ausführungsbestim- 
mungen u.  Ministerialentscheidungen.  Berlin,  Heymann.  61  S. 
1  M. 

Gesetzgebung,  d.,  üb.  d.  Grundbuchwesen  u.  d.  Zwangsvollstreckung 
in  d.  unbewegl.  Vermögen  im  Geltungsbereiche  d.  rhein.  R. 
Im  amtl.  Auftrage  hrsg.  Mit  Sachregister.  Berlin ,  Dümmler. 
X  u.  339  S.     3  M. 

Sachsen.  Verordnung,  d.  Zustellung  behördl.  Zufertigungen  in  Ver- 
waltungssachen betr.,  V.  3./IX.  1888.  Dresden,  Albanus.  14  S. 
20  Pf. 

Ueber  d.  Zuständigkeit  d.  Organe  u.  Behörden  d.  evangel.-luther. 
Landeskirche  in  Ansehung  d.  Gemeindegottesäcker  u.  d.  Be- 
gräbniswesens. Verordnungen  etc.  (Aus  „Zeitschr.  f.  Praxis  u. 
Gesetzgebung  d.  Verwaltung,  zunächst  f.  d.  Königr.  Sachsen".) 
Freibeig,  Graz  &  Gerlach.     48  S.     1  M. 

Bayern.  Prüfungsvorschriften  f.  Juristen.  Erlangen,  Blaesing.  VII 
u.  76  S.     1  M.  30  Pf. 

Baden.  Polizeistraf-R.  (Schlusser).  (Neubearbeitung  d.  Binger-Eisen- 
lohrschen  Werkes.)  Tauberbischofsheim,  Lang.  XIX  u.  659  S.  8  M. 

Hessen.  Verordnung  betr.  Gebühren  d.  Rechtsanwälte  (Lichten). 
Mainz,  Diemer.     28  S.     90  Pf. 

Handbibliothek  bad.  Gesetze.  In  Verbindung  mit  Gelehrten  u.  Män- 
nern d.  Praxis  hrsg.  v.  Prof.  H.  Rosin.  2.  u.  3.  Bd.  Freiburg, 
Mohr.     5  M.  50  Pf. 

Inhalt.     2.  Philippsberg,  Gesetze  über  die  direkten  Steuern  mit  Ein- 
leitung, Anmerkungen  u.  Registern.  XII,  70  u.  259  S.   3M.     3.  Behaghel, 
Gesetze  über  Erwerb  u.  Belastung  des  Grundeigentums,  mit  Einleitung,  An- 
merkungen u.  Register.    XII  u.  300  S.     2  M.  50  Pf. 
Gesetz,  d.  norweg.,   über  d.  gerichtl.  Verfahren  in  Strafsachen  vom 
l./VII.    1887   (Jurygesetz).     Beilage   zu    Bd.  IX  d.  Zeitschr.  f.  d. 
ges.  Strafrechtswissensch.     Berlin,  Guttentag.    89  S.    1  M.  60  Pf. 


3.  Wichtige  ausländische  Werke. 

Beaujon,  A.,  handel  en  handelspolitiek.    Haarlem,  Tjeenk  Willink. 
Fabius,    D.  P.  D. ,    het    reglement   van    1852.     Historisch-juridische 

Studie  over  *het  hervormd  kerkbesteuer.     Stück  I.    In  3  Stücken 

oder  Abteilungen  komplett.     Amsterdam,  VV"ormser. 
Lettink,    H.  J.,    de    ontwikkelingsgeschiedenis    der  Nederlandsche 

posteryen.     Breda,  Broese  &  Cie. 
Quack,  H.  P.  G..  de  socialisten  Personen  en  stelsels.     Tl.  IH.  St.  I. 

Amsterdam,  van  Kampen  &  Zoon. 
Stanley  Jevons,  W.,  de  Staat  in  zyne  verhouding  tot  den  arbeid. 

Naar  het  Engelsch.     Met    een    inleidend    woord  van  A.  Kerdyk. 

Haarlem,  Tjeenk  Willink. 
Verstege,    J.  J.  W.   E. ,    de    staatscommissie    in    zake   de  beri-beri- 

quaestie.     'sGravenhage. 

Anglo-Indian  Codes,  the.     Edited   by  Whitley  Stockes.     Vol  2:  Ad- 

jective  Law.     Frowde.     I  u.  224  p.     35  sh. 
A Schrott,  P.  F.,  the  English  Poor  Law  System,  Past  and  Present. 

Trans,   by    Herbert   Preston  -  Thomas.     With   Preface   by  Henry 

Sidgwick.     Knight  and  Co.     350  S.     10  sh.  6  p. 
Benjamin's    Law    of   Säle   of  Personal  Property.     4th  ed.     By  A.  B. 

Pearson  Gee  and  Hugh  F.  Boyd.     Sweet.     38  sh. 
Clark  e,  H.,  London  Government:  The  Local  Government  Act,  1888, 

in  its  Application  to  London.     2nd  ed.     Simpkin.     24  S.     1  sh. 
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Glen,  A.,  and  Cunninghara,  R.,  a  Handbook  to  the  Local  Govern- 
ment (England  and  Wales)  Act,  1888.  For  the  Use  of  Coun- 
cillors  and  others.     Knight  and  Co.     248  S,     4  sh.  6  p. 

Holdsworth,  W.  A.,  the  Local  Government  Act,  1888.  With  Intro- 
duction  and  Notes,  an  Appendix  containing  the  County  Elec- 
tors'  Act,  1888,  and  an  Index.     Routledge.     312  S.     1  sh. 

Palmer,  F.  B.,  and  Macnagiiten,  C,  Company  Precedents  for  Use 
in  Relation  to  Companies.     4th  ed.     Stevens   and   Sons.     34  sh. 

Stephen,  H.,  and  Miller,  H.  E.,  the  County  Council  Compendium, 
or  Digest  of  the  Municipal  Corporations  Act,  1882,  the  County 
Electors  Act,  1888,  and  Local  Government  Act,  1888:  Being  a 
Treatise  on  the  above  Statutes  and  others  Re-enacted  Therein. 
With  Copious  Notes  and  Appendices  containing  Extracts  from 
Parliamentary  Papers  issued  in  connection  with  Local  Govern- 
ment, &c.     Waterlow.     406  S.     21  sh. 

Barclay,  Th.,  assimilation  des  lois  concernant  la  lettre  de  change, 
le  billet  k  ordre  et  le  cheque  sur  la  base  du  proJet  du  congr^s 
international  de  droit  commercial.     Pedone-Lauriel.     2  fr. 

Boulet,  A. ,  des  retraits  sous  le  Code  civil  et  de  quelques  autres 
dispositions  restrictives  de  la  liberte  du  commerce.  Pedone- 
Lauriel.     1  fr.  50  ct. 

Clercq,  M.  de,  et  J.  de,  recueil  des  traites  de  la  France,  public 
sous  les  auspices  du  ministere  des  affaires  etrangeres.  Tome  XVI. 
Tables  generales:  1713—1885.     Pedone  Lauriel.     25  fr. 

Desjardins,  A.,  traite  de  droit  commercial  maritime.  Tome  VII. 
(Trait6  des  assurances  maritimes.)     Pedone-Lauriel.     8  fr. 

Fournier  de  Flaix,  E.,  traite  de  critique  et  de  statistique  com- 
paree  des  institutions  fmancieres,  syst^mes  d'impöts  et  reformes 
fiscales  des  divers  Etats  au  XIXe  siecle.  Premiere  serie.  Guil- 
laumin.     15  fr. 

Holtzendorff,  Fr.  de,  et  Rivier,  A.,  introduction  au  droit  des 
gens.  Recherches  philosophiqucs,  historiques  et  bibliographiques. 
Edition  fran^aise.  Hamburg,  Verlagsanstalt  u.  Druckerei  A.-G. 
IV  u.  524  S.     16  M. 

*Lyon-Caen  et  Renault,  traite  de  droit  commercial.  2.  Aufl.  T.  I. 
Paris,  Pichon.     644  S.     10  fr. 

Aicardi,  P.,    obblighi  del  proprietario  di  iiave,  nascenti  dagli  atti 

del  capitano.     Roma,  Forzani  e  C.     1888.     134  S. 
Benaglia,  delle  locazioni.     Vol.  11.     Napoli,  Giannini.     542  S. 
liianchi,  E.,  trattato  dei  rapporti  patrimoniali  dei  coniugi,  secondo 
il    codice    civile   italiano.     Pisa,   Nistri   e  C.     1888.     XXVIII  u. 
636  S.     10  1. 
liianchi.  F.,  trattato  delle  servitu  legali  nel  diritto  civile  italiano. 
Vol.  I  (Teoria  generale).    Lanciano,  Carabba.    XI  u.  633  S.    7  1. 
Bianchi,    Fr.  S. ,  corso  del  codice  civile  ital.  erschien  bis  Lfg.  21 

(S.  888).     Turin,  Unione.     a  1  1. 
Uuzzati,  G.  C,  Turto  di  navi  in  mare:  studio  di  diritto  internazio- 
nale  privato.     Padova,  Drucker  e  Senigaglia.     Verona,  Drucker. 
Vcnezia,  Ancora.     1889.     122  S. 

1.  Legge  della  bandiera.     2.  Legislazione  comparata.    3.  Legge  applica- 
bile  alla  responsabiliti.    4.  Competenza.    5.  PreHcrizione  ed  iuammiHslbllit« 
deir  azione. 
Calisse,  C,  diritto  ecclesiastico  e  diritto  longobardo.     Roma,  For- 
zani e  C.     1888.     137  S. 

1.  II  sentimento  religiOBo  nolle  leggi  lungobarde.  2.  Oli  eccleslastlci 
fra  i  compllatoii  delle  leggi.  3.  La  dlfeMa  degli  iuteressi  della  religione 
4.  La  condlzione  de'  servi.  5.  II  matrimonio.  6.  La  patrla  poteetiL  7.  La- 
proprietä  e  il  patrimonio  ecclesiastico.    8.  L'amtutnlstraziuDe  della  glustlzia- 
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Cannada-Bartoli,  note  intorno  al  dir.  ipotecario.  Milano,  Vallardi. 
163  S. 

Carle,  G. ,  le  origini  del  diritto  roinano:  rieostruzione  storica  dei 
concetti  che  staiino  a  base  del  diritto  pubblico  e  private  di 
Roma.     Torino,  Bocca.     1888.     VIII  ii.  63o  S.     12  1. 

I.  Koma  e  le  istituzioni  delle  geuti  Italiche  anterior!  all'  epoca  romana. 
1.  La  fondazione  della  cittä  e  i  vari  stadii  della  sua  forriiazione.  2.  II  pat- 
riziato  e  la  plebe  in  Koma  primitiva.  ',i.  II  Patriziate  e  la  sua  organizza- 
zione  gentilizia.  4.  La  proprietä  nel  periodo  gentilizio  e  gli  istitiiti  atti- 
nenti  alla  medesima.  5.  I  concetti  fondamentali  direttivi  della  vita  pubblica 
e  privata  durante  11  periodo  gentilizio.  6.  II  diritto  primitivo  delle  genti 
patrizie.  7.  La  formazione  di  un  ins  pacis  ac  belli  nel  periodo  gentilizio. 
8.  Le  origini  della  pl^be  e  la  sua  prima  orgauizzazione.  d.  La  posizione 
giuridica  della  plebe  di  fronte  al  patriziato.  10.  Le  prime  origini  del  ius 
quiritium  nei  rapporti  tra  patriziato  e  plebe.  II.  Roma  e  le  sue  istituzioni 
nel  periodo  estlusivamente  patrizio.  1.  Genesi  e  carattere  della  cittä  pri- 
mitiva. 2.  Gli  elementi  costitutivi  del  primitivo  stato  romano.  3.  La  pri- 
mitiva costituzioue  di  Roma  nelle  sue  principali  funzioni.  i.  La  legislazloue 
regia  durante  il  periodo  esclusivamenle  patrizio.  5.  La  condizione  dei 
clienti  e  della  plebe  in  Roma  prima  della  costituzione  serviana.  III.  II  di- 
ritto pubblico  e  piivato  di  Roma  dalla  riforma  serviana  alle  XII  tavole. 
1.  La  costituzione  di  Servio  Tullio.  2.  Influenza  della  costituzione  serviana 
sul  diritto  pubblico  di  Roma.  3.  La  costituzione  serviana  e  la  sua  Influenza 
siüla  elaborazione  del  ius  quiritium.  1.  II  patriziato  e  la  plebe  nel  periodo 
dalla  costituzione  serviana  alle  XII  tavule.  IV.  Rieostruzione  del  primitivo 
ius  quiritium.  1,  La  struttura  organica  del  iua  quiritium  ed  11  concetto 
del  quirlte.  2.  II  quirlte  nel  suo  Status  3.  II  ius  quiritium  ed  i  concetti 
del  commercium,  connubium  e  actio.  4.  II  ius  commercii  nel  diritto  quiri- 
tario.  5.  II  ius  connubii  nel  primitivo  ius  quiritium  e  l'ordinamento  giu- 
ridico  della  famiglia.  6.  Le  legis  actiones  e  la  storia  primitiva  della  pro- 
cedura civile  romana.  7.  Conclusione. 
Cavagnari,    sul    libro   primo  del  prog.  d,  codice  penale.     Savorna, 

Miraita.     50  S. 
Cola,   F.  de,    lo  stretto  diritto  e  requita  nel  diritto  romano.     Mes- 
sina, Stefano.     1888.     152  S.     4  1. 
Cottarelli,    F.,    le  pi-ivative  industriale.     Cremona,  Sociale.     1888. 

XCII  u.  393  S.     10  1. 
Crivellari,  G.,  concetti  fondamentali  di  diritto  penale.    Punt.  1— 111. 

Torino,  ünione.     1888.     I  ii.  1032  S. 
Dionisio,  P.,  la  logica  del  diritto  (esposizione  popolare),  portata  in 
Corte  snprema.     Torino,    Canonica    e    ligli    eredi    Binelli.     1888. 
670  S.     6  1. 
Ferraris,  C.  F.,  gli  insegnamenti  della  facoltä  giuridica  in  Austria 

e  in  Italia.     Bologna,  Azzoguidi.     1888.     21  S. 
Filippi's,  civile  italiano  comparato  erschien  bis  Bd.  X  Lfg  5.   Milano. 

Vallardi.     all. 
Gasca,  C.  L. ,    il  codice  ferroviario.     Vol.  11  (Diritto  privato).     Mi- 
lano, Hoepli.     1889.     VIII  u.  960  S.     16  1. 
Leggi    civili  della   Germania.     T.  I.     503  S.     12  1.     L.    penali    della 
Germania.     887    S.     10   1.     (Manuale    di    legislazione    universale 
ser.  I  vol.  XIII,  XIV.)     Napoli,  Delken. 
Levi,    G. ,    competenza  giudiziario  -  amministrativa,  con  riguardo  in 
particolare  ai  rapporti  fra  il  comune  ed  i  suoi  impiegati,  in  ispecie 
i  maestri.     Napoli,  Priore.     1888.     167  S. 
Mendola,  V.  N.,  la  criminologia  dell' Inferno.    Catania,  Galati.    1888. 
124  S.     1  1. 

1.  II  Dante  criminalista  del  Carrara.    2.  Reati  comuni  all'  Inferno  ed  al 
codice  pönale.    3.  Reati  dell'  Inferno  non  consideratl  nel  codice  penale.    4.  I 
demoui.     5.  Le  donne  nell'  Inferno.     6.  I  frati  deil'  inferno. 
Milano,  A.,  del  falso  documentale.    Nocera  Inferiore,  Angora.    1887. 
248  S.     3  1. 
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A.  Besprechungen. 


I.  Allgemeines. 

De  Jonge.    Rudolf  v.  Jhering.    Berlin,  Siemenroth  &  Worms. 
1888.     50  S.     1  M. 

Der  Verfasser  berichtet  in  dieser  aus  Artikeln  für  die  Na- 
tionalzeitung hervorgegangenen  Schrift  über  die  Grundgedanken 
des  Kampfs  ums  R.,  des  Zwecks  im.  R.  und  der  methodischen 
Untersuchungen  im  Geist  des  r.  R.  und  gibt  dabei  seiner  Be- 
wunderung für  Jhering  an  zahlreichen  Stellen  lebhaften  Aus- 
druck. G.  Rümelin. 

Koch,  C.     Systematische    Uebersicht   über    die    Gesetz- 
gebung des  Deutschen  Reichs  von  1867—1888.  (R.G.Bl. 
Nr.  30.)     München,  Schweizer.     X  u.  138  S.     2  M. 
Dem  Verf.  der   vorliegenden   mühevollen  Arbeit   ist   es   ge- 
lungen,  eine   systematische  Uebersicht  über  den  umfangreichen 
Gesetzgebungsstoff   der    ersten    zwei   Jahrzehnte    des    Deutschen 
Reiches  zu  bieten,  eine  Uebersicht,  welche  nicht  nur  die  Orien- 
tierung  erleichtert,   sondern   auch   ein    zusammenfassendes   Bild 
für  die  Gesetzgebung  des  Reiches  im  ganzen  wie  jedes  einzelnen 
Eechtsgebietes  gewährt.    Die  Anordnung  ist  nach  folgenden  Ge- 
sichtspunkten vorgenommen.     I.  Staats-R.  (1.  Ve^fassung,  2.  Or- 
gane, 3.  Herrschaftsbereich  der  Staatsgewalt,  4.  Elsass-Lothringen, 
5.  Aeussere  Verwaltung).    II.  Justiz  (S.  32—50).    III.  Heerwesen. 
IV.  Finanzwesen  (§.  44—58).     V.  Innere  Verwaltung  (1.  Allge- 
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meines,  2.  Personen,  3,  Gesundheitspflege,  4.  Geistiges  Leben, 
5.  Oeifentliche  Sicherheit,  6.  Landeskultur,  7.  Verkehr,  8.  Handel 
und  Gewerbe,  9.  Statistik,  10.  Sozialpolitische  Gesetze).  Alpha- 
betisches Register.  Redaktion. 

Festgabe  für  Rudolf  v.  Gneist  zum  Doktorjubiläum  am 
20.  November  1888.  Gewidmet  von  Mitgliedern  der  Ber- 
liner juristischen  Fakultät.  Berlin,  Springer.  1888.  304  S. 
8  M. 

I.  Heinrich  Brunner,  Das  Constitutum  Constan- 
tini  (S.  1—35).  H.  Grauert  hat  in  einer  in  den  Jahren  1883, 1884 
im  historischen  Jahrbuch  der  Görresgesellschaft  veröffentlicbten 
Abhandlung  versucht  den  Nachweis  zu  erbringen,  dass  die  im 
Kontext  sich  als  „Constitutum"  bezeichnende  Konstantinische 
Schenkungsurkunde  eine  im  westfränk.  Reiche  und  zwar  in 
St.  Denis  bald  nach  840  entstandene  Fälschung  sei.  G.  Kauf- 
mann und  Weiland  hielten  dieser  Anschauung  gegenüber  daran 
fest,  dass  die  Urkunde  ein  Machwerk  des  röm.  Klerus  ist.  Brunner 
kommt  zu  gleichem  Ergebnisse  unter  Betonung  teilweis  neuer  Ge- 
sichtspunkte. Die  Korroborationsformel,  die  Notiz  et  subscriptio 
imperialis  weisen  nach  Italien.  Die  eigentümliche  Invokation, 
der  Ausdruck  largitas  sind  keine  Argumente  für  die  Auffassung 
Grauerts,  insbesondere  zeugt  auch  die  genaue  Kenntnis  des  Fäl- 
schers von  röm.-byzantin.  Hofzeremoniell  und  Aemterwesen  mehr 
für  Entstehung  in  der  Umgebung  des  Papstes  als  am  fränk. 
Hofe.  —  Von  der  Frage  der  Entstehungszeit  der  Fabel  von  der 
Konstantinischen  Schenkung  ist  die  Frage  zu  trennen,  wann  das 
Constitutum  in  die  uns  vorliegende  Form  gegossen  wurde.  Nach 
Brunner  fällt  die  uns  vorliegende  Redaktion  in  die  Zeit  vom 
September  813  bis  zum  Oktober  816  und  zwar  gewann  Brunner 
dieses  Resultat  durch  Hervorhebung  eigentümlicher  Beziehungen 
zwischen  einer  Stelle  des  Constitutum  und  der  Geschichte  der 
abendländischen  Kaiserkrönung.  Brunner  legt  endlich  Wider- 
spruch ein  gegen  eine  zum  Modeton  gewordene  allzu  milde  Be- 
urteilung der  Fälschungen  des  Mittelalters ;  er  verweist  auf  Stellen 
wie  Cod.  Just.  IX,  22,  Roth.  243  etc.,  welche  die  Strafe  gegen 
das  Verbrechen  der  Urkundenfälschung  festsetzen. 

II.  Karl  Zeuner,  Der  älteste  Text  des  Constitutum 
Constantini  (S.  37 — 60).  Zeuners  erneute  Kollation  des  älte- 
sten Textes  im  Cod.  Par.  Lat.  2777  (Grundlage  der  neuen  Aus- 
gabe) hatte  ergeben,  dass  die  von  Grauert  benützte,  von  Fr.  Dela- 
boi'de    in    Paris    angefertigte   Abschrift    dieses    Textes    durchaus 
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unbrauchbar  war ;  ferner  besorgte  Dr.  E.  Stuckar  eine  Kollation 
des  Textes  in  der  Colbertinischen  Sammlung  (Cod.  Par.  Lat.  1455 
=  Colb.  3368).  Im  übrigen  benützt  Zeuner  das  von  Hinschius 
und  Grauert  in  ihren  Ausgaben  mitgeteilte  Material.  Zeuner 
unterscheidet  nun  drei  Klassen  von  Texten:  A.  Texte,  welche  ausser 
Zusammenhang  mit  Pseudo  -  Isidor  stehen  (hierher  gehören  die 
beiden  neu  kollationierten  Handschriften,  ausserdem  Cod.  Bam- 
berg. C.  47  (P.  I,  8),  B.  Texte,  welche  die  umfangreichere  und 
C.  Texte,  welche  die  kürzere  pseudo-isidorische  Recension  über- 
liefern.    Endlich  teilt  Zeuner  eine  Auswahl  der  von  Grauert  se- 

o 

sammelten  Abweichungen  mit,  welche  sich  aus  den  in  den  ver- 
schiedenen Konzilienausgaben  enthaltenen  Texten  des  Constitutums 
ergeben. 

III.  Levin  Goldschmidt,  Studien  zum  Besitzrecbt 
(S.  61—97).  Es  werden  einzelne  Verhältnisse  des  röm.  Sklaven-R. 
besprochen.  Goldschmidt  geht  hierbei  von  seiner  Prinzipal- 
auffassung des  Besitzbegriffes  als  eines  sozialen  Gewaltbegriffes 
aus.  Zurückgewiesen  werden  die  verschiedensten  Interpretationen 
von  C.  1  Cod.  de  donat.  VIII,  53:  es  liegt  keine  symbolische 
Uebergabe  vor,  kein  singulärer,  für  den  Sklavenhandel  geltender 
Rechtssatz,  der  etwa  nur  auf  Schenkungen  beschränkt  wäre,  kein 
Fall  einer  Succession  in  den  Besitz,  sondern:  es  kann  unter  „sehr 
eigenartigen  Umständen*  in  der  Uebergabe  der  eine  Sache  be- 
treffenden älteren  Erwerbsurkunden  eine  Uebergabe  der  nicht 
gegenwärtigen  Sache  selbst  zu  Besitz  gefunden  werden  (S.  78). 
Die  rechtliche  Bedeutung  des  Sklavenbesitzes  kommt  zur  Er- 
örterung, namentlich  der  Verlust  des  Sklavenbesitzes,  die  beim 
servus  fugitivus  eintretenden  Rechtsfolgen,  ferner  die  possessio 
absentis,  womit  Goldschmidt  eine  zum  Erwerb  des  Besitzes  nicht 
geeignete  Sachlage  charakterisieren  will,  in  welcher  gleichwohl 
der  Besitz  fortdauert,  aber  nur  psychisch  (unsinnlich ,  animo 
retinetur)  S.  85  ;  es  sind  Fälle  des  unmittelbaren  Besitzes.  Inter- 
pretiert wird  1.  47  de  a.  v.  o.  p.  41,2. 

IV.  Alfred  Pernice,  Formelle  Gesetze  im  r.  R. 
(S.  99—135).  Der  Gegensatz  zwischen  materiellen  und  formellen 
Gesetzen,  wie  derselbe  von  der  neuern  Staatsrechtslehre  —  wenn 
auch  nicht  allgemein  als  zutreffend  anerkannt  —  entwickelt  wird, 
wird  als  ein  wissenschaftlich  und  praktisch  bedeutsamer  be- 
zeichnet. Durch  Heranziehung  einer  abgeschlossenen  Verfas- 
sungsgeschichte, nämlich  der  röm.,  will  Pernice  den  Gegen- 
satz beider  Arten  von  Gesetzen  auf  eine  breitere  Grundlage  ge- 
stellt und    dadurch    dem   politischen   Meinungskampfe    entrückt 
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wissen.  Für  die  Erörterung  nimmt  Pernice  zum  Ausgangspunkt 
das  Verhältnis  der  drei  Gewalten:  Beamten,  Senat  und  Volk  im 
röm.  Staatswesen  und  betont  vor  Eintreten  auf  die  Einzelunter- 
suchung, dass  die  röm.  Beamten  nicht  einfach,  jedenfalls  nicht 
durchweg  als  Vertreter  des  als  juristische  Person  gedachten  röm. 
Volkes  erscheinen,  sondern  dass  sie  vielmehr  Mitträger  der  Sou- 
veränität sind,  ferner  dass  der  Senat,  der  sich  zwischen  das  Volk 
und  die  Beamten  hineinschiebt  und  dessen  ungeheure  Macht- 
stellung zum  grössten  Teil  nur  eine  thatsächliche  ist,  das  an 
sich  ganz  durchsichtige  Verhältnis  zwischen  Beamten  und  Volk 
verdunkelt.  Als  Resultat  ergibt  sich  (S.  135),  dass  wie  im. 
Finanzwesen  die  formalen  Gesetze  durch  die  umfassende  Ver- 
waltungsbefugnis der  Beamten  so  gut  wie  ganz  aufgesogen  seien, 
derselbe  Zug  sich  im  gesamten  republikanischen  Staatsleben  zeige, 
denn  das  formelle  Gesetz  werde  als  ein  in  sich  widerspruchvolles 
empfunden  und  deshalb  mehr  und  mehr  in  den  Hintergrund  ge- 
drängt. 

V.  Leonard  Jacobi,  lieber  die  Ersatzpflicht  des 
Gläubigers  aus  unrechtmässiger  Mobiliarzwangs- 
vollstreckung (S.  137—181).  Ausgehend  von  Feststellung 
der  Thatsache,  dass  die  Fälle  des  Eigentumsverlustes  infolge  eines 
die  dingliche  Verfolgbarkeit  abschneidenden  Rechtsgrundsatzes 
sich  durch  die  Grundanschauung  charakterisieren,  dass  ein  öffent- 
liches Interesse  (so  vorab  die  Verkehrssicherheit)  eine  Abschwä- 
chung  des  Eigentums  hinsichtlich  seiner  Reaktion  gegen  fremde 
Eingriffe  verlange  (S.  143),  führt  Jacobi  die  Fälle  dieses  Aus- 
schlusses nach  r.  R.  auf,  gleichzeitig  auf  die  prinzipiellen  Ab- 
weichungen der  modernen  Gesetzgebungen  verweisend.  Erörtert 
wird  der  Schutz  des  Eigentümers  gegenüber  dem  unberechtigten 
Pfand  verkaufe,  um  hierauf  speziell  das  Verhältnis  des  betreiben- 
den Gläubigers  zu  dem  durch  ungerechtfertigte  Pfändung  gefähr- 
deten Eigentümer  nach  der  deutschen  Z.Pr.O.  ins  Auge  zu  fassen. 
Während  die  Z.Pr.O.  die  Art  und  Weise  der  Zv/angsvollstreckung 
und  das  bei  derselben  vom  Gerichtsvollzieher  zu  beobachtende 
Verfahren  ordnet,  bestimmt  sie  nichts  über  die  materiell  recht- 
lichen Voraussetzungen,  unter  welchen  ein  Dritter  während  des 
Verfahrens  zum  Widerspruch  gegen  Pfändung  berechtigt  sei,  und 
nichts  darüber,  ob  und  in  wieweit  ein  Dritter  nach  Durchführung 
der  Zwangsvollstreckung  den  durch  Auszahlung  des  gewonnenen 
Erlöses  provisorisch  befriedigten  Gläubiger  auf  Rückzahlung  oder 
Schadenersatz  belangen  kann;  denn  hierbei  handelt  es  sich  um 
nach  Landesrecht  zu  beurteilende  Eigentumsansprüche  (S.  161). 
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Verf.  bekämpft  insbesondere  eine  Entscheidung  des  Reichsgericbtes 
(III.  C.  S.)  vom  6./II.  1885  (Ent.  XIII,  S.  172  ff.)  wegen  unrich- 
tiger Interpretation  des  §.  720  der  Z.Pr.O.  (S.  170),  sowie  eine 
von  Staub  in  der  Jurist.  Wochenschr.  1888,  S.  201  ff.  entwickelte 
Ansicht. 

VI.  Josef  Köhler,  Ueber  das  Kollations-R.  in  den 
französ.  Coutumes  (S.  183 — 218).  Die  französ.  Coutumes  zeigen 
ein  äusserst  mannigfaltiges  Bild  in  dieser  Lehre.  Es  findet  sich 
der  Satz,  dass  das  aus  dem  Hausvermögen  abgeschichtete  Kind 
völlig  abgefunden  ist,  die  Ausradung  vertritt  das  Erb-R.  (Etabliss. 
de  St.  Louis  II,  26,  Livre  de  Jostice  XII,  21,  5).  Wo  sich  da- 
gegen trotz  Ausstattung  das  Erb-R.  zu  gunsten  des  ausgestatteten 
Kindes  geltend  machte  und  bestand,  da  finden  wir  eine  sehr  ver- 
schieden gestaltete  Lehre  vom  Rapport;  es  lassen  sich  unter- 
scheiden Coutumes  mit  dem  System  der  egalite  parfaite  (Etabliss. 

I,  136:  Begünstigung  eines  Kindes  ist  unzulässig,  die  Kolla- 
tionspflicht kann  unter  keinen  Umständen  eliminiert  werden), 
Coutumes  mit  dem  System  des  preciput  (Bouteiller,  Söme  75: 
der  Rapport  kann  erlassen  werden),  Coutumes  d'egalite  impar- 
faite  (Beaumauvir,  ,Der  durchsichtigste  Spiegel  german.  Rechts- 
ideen"  XIV,  13,  LXX,  Paris  1510:  der  Rapport  kann  nicht  er- 
lassen werden,  jedoch  durch  Verzicht  auf  die  Erbschaft  befreit 
sich  der  Rapportpflichtige  von  seiner  Rapportpflicht).  —  Ver- 
schieden sind  die  Coutumes  hinsichtlich  des  Kreises  der  kolla- 
tionspflichtigen  Personen  (Descendenz  oder  auch  weitere  Ver- 
wandte) und  hinsichtlich  der  Frage,  welche  Zuwendungen  dem 
Rapport  unterliegen,  und  in  welchem  Umfang  derselbe  statt  hat. 
Anhangsweise  wird  auf  einzelne  schweizer,  und  deutsche  Rechts- 
quellen hingewiesen;  vgl.  auch  die  schöne  Schlussbemerkung  in 
§.  14  (S.  218). 

VII.  Bernhard  Hübler,  Die  religiöse  Erziehung  der 
Kinder  aus  gemischten  Ehen  im  Gebiete  des  preuss. 
A.  L.R.  (S.  219—250).     Schon   die  Bestimmungen  des  A.  L.R. 

II,  2,  §§.  76—82  bereiten  der  Interpretation  Schwierigkeiten. 
Durch  die  als  „Deklaration**  verfasste  allgemeine  königliche  Ver- 
ordnung vom  21.JXI.  1803  (S.  228)  wurde  die  prinzipale  Norm 
des  L.R.  (Söhne  werden  im  Glauben  des  Vaters,  Töchter  im 
Glauben  der  Mutter  erzogen)  beseitigt  und  durch  eine  andere 
prinzipale  Norm  (Unterweisung  aller  Kinder  im  Glauben  des 
Vaters)  ersetzt.  Die  Analyse  der  Deklaration  ergibt,  dass  sie 
sich  im  Rahmen  der  Vorschriften  der  §§.  76—79  hält  (S.  230), 
dass   sie    dagegen   keine  positive  Anordnung   für  die  Fälle  der 
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§§.  80 — 82  aufstellt.  Hübler  beweist,  dass  implicite  auch  diese 
Fälle  deklariert  werden.  Gebilligt  wird  die  durch  ein  Justiz- 
ministerialreskript  vom  8.|VIII.  1836  gegebene  Verfügung  (S.  236), 
die  erneuert  und  bestätigt  wurde  in  einem  Reskript  vom  9./V.  1859 
(S.  287).  Sieben  Entscheidungen  des  Kammergerichts  aus  den 
Jahren  1883 — 1887  werden  gleichfalls  als  richtig  anerkannt 
(S.  238),  während  vier  weitere  Entscheidungen  des  Kammergerichts 
aus  den  Jahren  1885—1887  (S.  242)  als  unrichtig  bekämpft 
werden. 

VIII.  Ernst  Eck,  Das  gesetzliche  Pfand-  und  Vor- 
zugs-R.  des  Vermieters  in  seiner  Anwendbarkeit  auf 
die  unpfändbaren  Sachen  (S.  251 — 278).  Der  Umfang  des 
Vermieterpfan d-R.  bestimmt  sich  dahin,  dass  demselben  kraft 
Gesetzes  die  eingebrachten  Sachen  des  Mieters  (und  landes- 
rechtlich: falls  der  Mieter  sie  zu  verpfänden  befugt  ist,  auch 
die  eingebrachten  Sachen  Dritter)  unterliegen,  soweit  nicht  das 
Gesetz  gewisse  Sachen  der  Pfändung  und  damit  auch  dem  ge- 
setzlichen Pfand-R.  entzieht  (S.  275).  Damit  sind  die  Landes- 
gesetze, welche  dies  bereits  verordnet  hatten,  z.  B.  in  Sachsen, 
in  dem  Reichs-R.  aufgegangen.  Dieses  Resultat,  „ebenso  einfach 
wie  praktisch"  (gleiche  Bestimmung  im  schweizer.  Obligationen.-R., 
Art.  294,  Entwurf  des  deutschen  bürgerlichen  Gesetzes,  §.  521), 
wird  den  verschiedensten  abweichenden  Ansichten  gegenüber  des 
einlässlichsten  begründet. 

IX.  Otto  Gradenwitz,  Zwangsvollstreckung  und  Ur- 
teilssicherung (S.  279 — 304).  Der  Grundgedanke  des  heutigen 
Zivilprozesses  liegt  darin,  dass  derselbe  ein  Verfahren  ist,  durch 
welches  von  dem  staatlich  ernannten  Beamten  über  Streitigkeiten 
des  Privat-R.  erst  erkannt  und  sodann  das  Erkenntnis  des  Be- 
amten mit  der  Staatsmacht  am  Vermögen  des  Beklagten  ver- 
wirklicht wird.  Dieser  Gedanke  ist  dem  röm.  ordo  indiciorum 
fremd.  Der  Inhalt  der  Untersuchung  bildet  eine  Skizze  der  Ent- 
wickelung  der  Urteilssicherung  im  röm.  Prozess,  wobei  ausge- 
gangen wird  vom  R.  der  „Urzeit"  und  auf  die  Ausbildung  des 
Verfahrens  im  allgemeinen  hingewiesen  wird.  Die  Untersuchung 
ist  reich  an  Hypothesen,  deren  vollständige  Begründung  wohl 
ausserhalb  der  Absicht  des  Verf.  lag.  v.  Salis. 

Pandectes  chronologiques,  ou  collection  nouvelle 
resumant  la  Jurisprudence  de  1789  ä  1886  par 
Rüben  de  Couder.  Paris,  Chevalier-Marescq  &  Cie.  1887. 
6  Vol.     20  fr. 
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Im    Jahre    188G    begann    unter    Mitwirkung    einer   Anzahl 
französ.  Juristen   die  Veröifentlichung   des    „Recueil  mensuel  de 
Jurisprudence  et  de  Legislation  des  Pandectes  fran^aises",  welcher 
in  sechs  Abteilungen   nicht  nur  die  Entscheidungen  des  Kassa- 
tionshofes,   der  Appellhöfe  und  unteren  Gerichte,   sondern   auch 
diejenigen  der  Verwaltungsbehörden  enthält.    Zwölf  Hefte  bilden 
einen  Band  von  ungefähr  1500  Seiten  mit  vollständigem  Register. 
An  diesen  Recueil  schliessen   sich   die  Pandectes  chronologiques 
an,  welche  die  wertvollsten  Entscheidungen  der  französ.  Gerichte 
von    1789 — 1886    mitteilen.      Dieselben   müssen   gegenwärtig   irv 
Sammlungen  von  wenigstens  75—80  Bänden  aufgesucht  werden. 
Viele  derselben  haben  natürlich  ihren  Wert  verloren,  allein  aus 
der  üeberfülle  des  Stoffes  das  bleibend  Wertvolle  herauszufinden, 
erfordert   nicht   nur    einen   sehr   erheblichen  Aufwand    von  Zeit, 
sondern  auch  eine  seltene  Geduld  und  grosses  Geschick.    Rüben 
de  Couder,  der  bekannte  Herausgeber  des  Dictionnaire  de  droit 
commercial,    hat  das  Werk   unternommen    und   bisher  glücklich 
durchgeführt.     Um  den  Anschluss  an  die  neuere  Zeit  besser  zu 
gewinnen,  begann  die  Veröifentlichung  mit  dem  sechsten  Band, 
welcher  die  Urteile  der  Jahre  1878 — 1886   enthält:   ihm    folgte 
der  fünfte  mit  denjenigen  von  1870—1877.   Die  folgenden  werden 
jeweilen  grössere  Perioden   umfassen,  je   mehr  sie  sich  von  der 
Gegenwart  entfernen.     Der  Herausgeber  begnügt  sich  nicht  mit 
der  Auswahl  der  Entscheidungen  und   dem  Wiederabdruck  der- 
selben,  sondern   er  hat  die   älteren   durch  Hinweisung   auf  die 
jüngeren    mit   dem  neuesten  Stand  der  Jurisprudenz  in  Verbin- 
dung und  Zusammenhang  gebracht,  so  dass  mit  einem  Blick  das 
geltende  R.  in  seiner  Entwickelung  übersehen  werden  kann.    In 
<ien  Noten  werden  daher  alle  Entscheidungen  über  die  nämliche 
Frage   berücksichtigt,    welche   bis   zum  Augenblick    der   Druck- 
legung in  dem  Recueil  erschienen  sind.    Ueberdies  enthalten  die 
Noten  kürzere  oder  längere  wissenschaftliche  Erörterungen,  Kri- 
tiken  oder  Antikritiken,    zu   welchen   eine  Entscheidung  Veran- 
lassung gegeben  hatte.     Jedem  Band   sind  Register  beigegeben, 
welche  die  angeführten  Urteile  in  chronologischer  Ordnung  und 
die  Namen  der  Parteien  erwähnen,  und  ein  ausführliches  Sach- 
register.   In  Ländern,  wo  der  Code  civil  gilt  und  so  lange  dies 
der  Fall  ist,  werden  diese  Pandectes  chronologiques  von  Ruhen 
de  Couder  kaum  mehr  entbehrt  werden  können.  König. 
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II.  Rechtsgeschichte. 

Jörs,  P.  Rom.  Rechtswissenschaft  zur  Zeit  der  Re- 
publik. I.  Teil:  Bis  auf  die  Catonen.  Berlin,  Vahlen. 
1888.     313  S.     7  M. 

Das  die  Ausfüllung  einer  Lücke  im  Interesse  der  Juristen 
wie  der  Philologen  und  Historiker  bezweckende  Werk  will  ein 
lebendiges  Bild  der  Persönlichkeiten  der  einzelnen  Juristen  ent- 
werfen, ihr  politisches  und  litterarisches  Wirken  schildern  und 
namentlich  die  Stellung  der  Jurisprudenz  in  dem  gesamten  gei- 
stigen Leben  der  Zeit  darstellen.  Gerade  durch  diesen  Zweck 
rechtfertigt  der  Verf.  die  Beschränkung  auf  die  Zeit  der  Republik, 
da  für  die  Kaiserzeit  nicht  bloss  das  Quellenmaterial  in  dieser 
Hinsicht  vielfach  fehlt,  sondern  auch  die  Beziehungen  zwischen 
Jurisprudenz  und  sonstiger  Litteratur  durchaus  untergeordneter 
Art  sind.  Hinsichtlich  der  Abgrenzung  der  juristischen  Litteratur- 
geschichte  gegenüber  der  Entwickelung  des  materiellen  R.  hebt 
er  hervor,  dass  die  Kenntnis  der  inneren  Rechtsgeschichte  vor- 
ausgesetzt werde  und  nur  die  Richtwege  angegeben  werden 
würden,  und  hinsichtlich  der  Berücksichtigung  der  Rechtsquellen, 
dass  nur  auf  die  Entwickelung  des  prätorischen  Ediktes  einge- 
gangen werden  solle.  Ein  weiteres,  demnächst  der  Oeffentlich- 
keit  zu  übergebendes  Werk,  eine  Sammlung  der  Fragmente  der 
hier  behandelten  Juristen  mit  Kommentar,  unter  dem  Titel 
„Fragmenta  ICtorum  Romanorum",  soll  dieser  Geschichte  der 
Rechtswissenschaft  zur  Seite  gehen. 

Der  reiche  Inhalt,  den  die  vorausgeschickte  Uebersicht  er- 
kennen lässt,  bietet  naturgemäss  zum  grössten  Teil  Bekanntes, 
aber  es  ist  nicht  nur  in  gewandter,  geschmackvoller  Form,  son- 
dern auch  in  neuer,  auf  manche  dunkle  Partie  helles  Licht 
werfender  Gruppierung  dargestellt,  so  dass  man  das  Buch  mit 
Genuss  und  zweifellos  auch  mit  Gewinn  lesen  wird. 

Nach  einer  Einleitung  über  kaiserliches  und  königliches  R. 
und  die  einzige  Quelle,  die  den  ausgesprochenen  Zweck  hat,  einen 
Abriss  der  juristischen  Litteraturgeschichte  zu  geben,  das  Hand- 
buch des  S.  Pomponius,  dessen  in  fr.  2.  D.  1.  2.  erhaltenes  Frag- 
ment sich  als  spezieller  Teil  einer  juristischen  Enzyklopädie 
charakterisiert  und  dessen  Unzuverlässigkeit  und  fehlerhafte 
Sprache  hauptsächlich  den  Kürzungen  der  Kompilatoren  zur  Last 
zu  legen  ist,    handeln   drei  Kapitel   von   der   pontifikalen  Juris- 
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prudenz  (S.  15 — 112),  von  R.  und  Juristen  seit  den  punischen 
Kriegen  (S.  113— 282),  von  der  Regularjurisprudenz  (S.  283— 313). 
Das  erste  Kapitel  zerfällt  in  elf  Abschnitte:  1.  die  Amtsthätig- 
keit  der  pontifices,  2.  das  pontifizische  Archiv  und  die  Aktionen, 
3.  die  responsa,  4.  die  Geheimkunde  der  pontifices,  5.  die  Königs- 
gesetze, 6.  die  zwölf  Tafeln  und  das  Ogulnische  Gesetz,  7.  Appius 
Claudius  Caecus  und  Cn.  Flavius,  8.  Ti.  Coruncanius,  9.  die 
praktische  und  litterarische  Thätigkeit  der  Juristen,  10.  die  Inter- 
pretation, 11.  S.  Aelius  Paetus  Gatus.  —  Das  zweite  umfang- 
reichste Kapitel  (in  vierzehn  Abschnitten)  handelt  zunächst  in 
den  drei  ersten  Abschnitten  von  Land-  und  Welt-R. ,  von  den 
äusseren  Bedingungen  für  das  Welt-R.  und  der  inneren  Ent- 
wickelung  des  Welt-R.,  dann  in  drei  weiteren  von  den  An- 
fängen des  prätorischen  Ediktes  in  den  Klagformeln,  von  den 
Arbutischen  und  den  Julischen  Gesetzen  und  vom  Zivil-R.  und 
prätorischen  II.,  während  die  folgenden  sechs  Abschnitte  die 
Thätigkeit  der  Juristen  zum  Gegenstand  haben  (Kautelarjuris- 
prudenz, Edieren  und  Postulieren  der  Klagformel,  Wirksamkeit 
der  Juristen  als  Respondenten ,  Rechtsunterricht,  gerichtliche 
Thätigkeit,  juristische  Schriftstellerei) ;  der  vorletzte  Abschnitt 
schildert  die  allgemeinen  Lebensverhältnisse  der  Juristen,  die 
Art  und  Weise,  wie  sie  ihrem  Beruf  gerecht  wurden  und  die 
Stellung,  die  sie  im  öffentlichen  Leben  einnahmen;  den  Schluss 
bildet  eine  Darstellung  der  Persönlichkeit,  des  Lebens  und  Wirkens 
desjenigen  Juristen,  in  dem  der  wirtschaftliche  Sinn  der  Römer, 
der  Kaufmanns-  und  Spekulalionsgeist  am  interessantesten  zur 
Erscheinung  kommt  und  der  in  mehrfacher  Hinsicht  für  die 
Jurisprudenz  von  Bedeutung  gewesen  ist,  des  älteren  Cato.  — 
Das  dritte,  kürzeste  Kapitel  enthält  fünf  Abschnitte:  der  jüngere 
Cato,  die  Rechtsregeln,  Wesen  und  Begriff  der  Regularmethode, 
ünvoUkommenheiten  derselben,  Entwicklung  und  Bedeutung 
der  Regularjurisprudenz. 

Nur  als  Stichprobe,  um  die  Art  der  Arbeit,  die  sich  als 
eine  tief  angelegte,  von  allgemeinen  Gesichtspunkten  ausgehende 
und  diese  für  den  speziellen  Zweck  verwendende  Geschichte  der 
Rechtswissenschaft  charakterisiert,  erkennen  zu  lassen,  mag  ein 
kurzes  Referat  über  den  Inhalt  des  ersten  Abschnittes  der  Ein- 
leitung und  die  ersten  Abschnitte  des  ersten  Kapitels  Platz 
finden. 

Das  Ergebnis  des  ersteren  ist  die  Gleichwertigkeit  der  re- 
publikanischen und  kaiserlichen  Jurisprudenz.  Hält  die  Periode 
von   Cäsar  bis  Diocletian   in  bezug  auf  die  Einführung   neuer 
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Gesichtspunkte  in  das  R.  keinen  Vergleich  mit  der  republikani- 
schen aus,  besteht  vielmehr  die  Bedeutung  der  klassischen  Juris- 
prudenz in  der  Vertiefung  in  das  vorhandene  Recht,  so  hat  auch 
in  dieser  Beziehung  die  Jurisprudenz  der  Kaiserzeit  nichts  we- 
sentlich neues  zugebracht:  sie  fand  die  Methode  bereits  vor  und 
die  Anregung  der  veteres  hat  auf  sie  gewirkt,  vor  allem  ist  die 
Schöpfung  der  Rechtsbegriife  eine  That  der  republikanischen 
Jurisprudenz.  Allerdings  besteht  innerhalb  der  Republik  ein 
tiefgehender  Unterschied  zwischen  der  älteren  Periode,  der  Zeit 
des  jus  strictum,  jus  civile,  die  mit  den  Tripertita  des  J.  Aelius 
abschliesst,  und  der  zweiten  Periode,  der  Zeit  des  billigen  Welt-R. : 
dort  haben  wir  es  mit  Rechtskunde,  hier  mit  Rechtswissenschaft 
zu  thun ;  und  die  Entstehungsgeschichte  dieser  wissenschaftlichen 
Jurisprudenz,  von  der  Zeit  der  gracchischen  Revolution  beginnend 
und  fortgeführt  bis  auf  Servius  Sulpicius  Rufus,  der  das  in 
der  Folgezeit  weiter  entwickelte  Progamm  entfaltet,  ist  die  Haupt- 
aufgabe, welche  die  Darstellung  des  Verf.  sich  setzt.  Sind  nun 
auch  die  Leistungen  dieser  Jurisprudenz  oft  noch  unvollkommen 
und  in  bezug  auf  die  Feinheit  der  Durchbildung  denen  der 
Kaiserzeit  nicht  an  die  Seite  zu  stellen,  so  muss  man  doch,  wenn 
man  die  Leistungen  nicht  an  sich,  sondern  die  schöpferische 
Kraft,  die  sich  in  ihnen  ausspricht,  betrachtet  und  wenn  man 
festhält,  dass  eine  in  der  Entwickelung  begriffene  Methode  nicht 
so  vollkommen  gehandhabt  werden  kann,  wie  die  auf  dem  Gipfel- 
punkt stehende,  anerkennen,  dass  die  republikanische  Jurispru- 
denz der  kaiserlichen  mindestens  ebenbürtig  und  mit  diesem 
Masstab  gemessen  Qu.  Mucius  Scaevola  vielleicht  der  grösste 
Jurist  ist. 

In  bezug  auf  die  pontifizische  Jurisprudenz  führt  der  Verf. 
aus:  Die  berufsmässig  mit  der  Pflege  von  fas  und  jus  betrauten 
pontifices  sind  nicht  Geistlichkeit  in  unserem  Sinn,  sondern  Ver- 
mittler sakraler  und  rechtlicher  Akte.  Für  Bürger  und  Staat 
besteht  ein  indirekter  Zwang,  bei  ihnen  anzufragen,  wie  das 
Gebet  und  die  religiöse  Handlung  richtig  vorzunehmen  ist,  wie 
ein  Anspruch  klageweis  geltend  gemacht  und  ein  Rechtsgeschäft 
richtig  abgeschlossen  werden  kann,  indem  beim  geringsten  Ver- 
stoss, beim  Gebrauch  eines  falschen  Wortes  dort  die  Handlung 
nichtig  und  ein  piaculum  begangen  ist,  hier  die  Gefahr  des 
Eechtsverlustes  und  der  Uebervorteilung  droht.  Sie  sind  die 
Sachverständigen,  die  aus  ihrer  Kenntnis  rechtlicher  Dinge  heraus 
Bescheid  geben.  Diese  Kenntnis  bezogen  sie  aus  uralten  In- 
struktionen,   den    libri   pontificum,    den   ältesten    für    die    röm. 
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Jurisprudenz  in  betracht  kommenden  Urkunden  (Ritual Vor- 
schriften, Aufzeichnung  von  Aktionen,  Kalender).  Bei  dem  alten 
Gegensatz  von  jus  und  actio,  R.  und  Rechtsanwendung,  kommen 
zwei  Erscheinungsformen  der  Rechtsanwendung  unter  Vermitte- 
lung  der  pontifices  in  betracht:  Rechtsbegründung  und  Klage; 
diese  Geschäfts-  und  Klagformulare,  die  ursprünglich  ein  natur- 
wüchsiges Produkt  sind,  erhalten  später  durch  die  pontifices  ein 
durchaus  kunstgemässes  Gepräge:  diese  Formeln,  welche  die  be- 
ratende, die  Interessenten  vor  Formfehlern  schützende  Thätig- 
keit  notwendig  als  feststehende  und  niedergeschriebene  voraus- 
setzt, sind  im  Archiv  der  pontifices  aufbewahrt.  In  dem  Zwiespalt 
zwischen  jus,  welches  ursprünglich  Gewohnheits-R.  ist  und  als 
lebendige  Rechtsüberzeugung  mit  Aenderung  der  Kultur  sich 
ändert,  und  actio,  der  fixierten  Formel,  setzt  die  Jurisprudenz 
ein:  die  pontifices  passen  das  lebendige  Bedürfnis  in  die  über- 
lieferte Form  hinein  und  ordnen  den  praktischen  Fall  unter  die 
gegebene  Formel  unter;  die  letztere  ist  eine  äussere  Schale,  so 
allgemein  gefasst,  dass  ein  grosser  Teil  von  rechtlichen  Vor- 
gängen sich  immer  hineinfassen  lässt;  aus  der  feststehenden 
Formel  entwickelt  sich  so  das  bewegliche  Formular  (gleichfalls 
actio  genannt),  d.  h.  die  praktisch  beste  Unterordnung  des  kon- 
kreten Inhalts  geschäftlicher  Vorgänge  unter  die  Form,  in  welcher 
sie  für  das  R.  allein  in  betracht  kommen  können.  Die  so  ent- 
stehende juristische  Kunst  bestand  einmal  darin,  zu  erkennen, 
ob  für  das  beabsichtigte  Geschäft  oder  Klage  die  Unterordnung 
unter  eine  der  bestehenden  Formeln  möglich  war,  und  dann, 
wenn  dies  der  Fall,  diese  Einfügung  vorzunehmen,  d.  h.  ent- 
weder ein  schon  vorhandenes,  auch  hier  anwendbares  Formular 
herauszugeben  oder  ein  neues  für  den  vorliegenden  Fall  zu  ge- 
stalten. —  Die  pontifices  werden  nun  im  Sakral-  wie  Zivil-R. 
nicht  bloss  als  Kollegium  thätig,  sondern  auch  als  einzelne,  ohne 
dass  sich  eine  scharfe  Grenze,  die  beiden  Teilen  eine  bestimmte 
Kompetenz  zugewiesen  hätte,  ziehen  Hesse,  weder  hinsichtlich  der 
anfragenden  Personen,  noch  hinsichtlich  der  Gegenstände.  Die 
von  dem  colleg.  pontif.  und  ebenso  wohl  auch  die  von  den 
einzelnen  pontifices  erteilten  responsa,  die  nicht  gerichtliche  Ent- 
scheidung, sondern  nur  Begutachtung  der  Rechtsfrage  sind,  in- 
dem sie  nur  auf  die  als  gegeben  angenommenen  Thatsachen  den 
einschlägigen  Rechtssatz  zur  Anwendung  bringen,  werden  auf- 
gezeichnet und  im  Archiv  niedergelegt  und  wesentlich  in  einem 
Zurückgehen  auf  die  hier  aufgespeicherten  Präzedenzfälle  besteht 
die  Methode  der  Arbeit.    Stand  es  an  sich  auch  frei,  an  welchen 
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pontifex  man  sich  wenden  wollte,  so  ging  doch  im  Interesse  der 
Geschäftserleichterung  aus  dem  Schosse  des  Kollegiums  die  Ein- 
richtung hervor,  dass  für  privatrechtliche  Anfragen  jährlich  ein 
bestimmter  pontifex  delegiert  wurde,  indem  infolge  des  Um- 
standes,  dass  das  Privat-R.  sich  immer  mehr  vom  Sakral-R. 
trennte  und  seine  eigenen  Bahnen  ging,  spezielle  Sachkenntnis 
und  ausschliessliche  Beschäftigung  mit  derartigen  Fällen  erfor- 
derlich war.  Während  in  der  Königszeit  das  coUeg.  pontifices 
consilium  regis  ist,  welches  von  diesem,  wenn  es  den  Prozess 
nicht  direkt  entschied,  um  sein  Gutachten  angegangen  wurde, 
stirbt  seit  dem  Aufkommen  von  Geschworenenrichtern  die  Sitte, 
das  Kollegium  in  privatrechtlichen  Prozessen  zu  befragen,  früh- 
zeitig ab,  hingegen  bleibt  nicht  nur  im  übrigen  seine  zivilrecht- 
liche Thätigkeit  unangefochten,  sondern  es  wird  die  Befragung 
des  einzelnen  pontifex  durch  die  Laienrichter  sogar  vermehrt 
und  auf  höhere  Stufe  gehoben.  Burckhard. 

Manuel  des  Antiquites  Roma  in  es,  par  Th.  Mommsen 
et  J.  Marquardt,  traduit  de  l'allemand  sous  la  direction 
de  G.  Humbert.  Droit  Public  Romain  par  Th.  Mommsen, 
traduit  sur  la  seconde  edition  allemande,  par  P.  F.  Girard. 
Paris,  Thorin.  1887.  1  Vol.  10  fr. 
Unter  der  Leitung  Humberts  erscheint  eine  französische 
Uebersetzung  des  bekannten  Handbuchs  der  römischen  Altertümer. 
In  die  Arbeit  haben  sich  mehrere  namhafte  französische  Ge- 
lehrte geteilt :  Weiss ,  L.  Lucas ,  Vigie ,  Brissaud  und  Girard. 
Das  ganze  Werk  wird  in  14  Bänden  erscheinen,  von  welchen  7 
auf  das  römische  Staatsrecht  von  Mommsen  fallen.  Band  I.  be- 
handelt die  Magistratur  und  entspricht  ungefähr  der  1.  Hälfte 
des  I.  deutschen  Bandes.  Die  Uebersetzung  selbst  lässt  im  ganzen 
nichts  zu  wünschen  übrig,  sowohl  was  ihre  Richtigkeit  als  die 
Eleganz  der  Sprache  anbelangt.  Sie  enthält  aber  gegenüber  dem 
Original  auch  wesentliche  Vermehrungen  und  Verbesserungen,  Ver- 
mehrungen indem  die  Inschriften  der  neuen  Bände  des  Corp. 
Insc.  den  bisherigen  eingefügt  und  den  beibehaltenen  Verweisungen 
auf  Gruter,  Orelli,  Henzen,  Willmans  etc.  diejenigen  des  Corp. 
Insc.  beigesellt  werden.  Auch  Werke,  welche  noch  in  Vorberei- 
tung sich  befinden,  konnte  Girard  in  Folge  freundlichen  Ent- 
gegenkommens der  Verf.  benutzen.  Verbesserungen  sind  meistens 
solche  von  Mommsen  selbst.  Verschiedene  seiner  Werke  sind 
seither  in  neuen  Ausgaben  oder  in  französischen  Uebersetzungen 
erschienen ,    und   den  ursprünglichen  Citaten   werden    diejenigen 
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zugefügt,  welche  sich  auf  die  neueren  Publikationen  beziehen. 
Ferner  hat  Mommsen  seine  Forschungen  niemals  unterbrochen 
und  niemals  beendigt,  sondern  immer  mit  gleicher  Kraft  und 
Energie  fortgesetzt;  von  den  Res  gestae  divi  Augusti  erschien 
eine  neue  Auflage,  seine  röm.  Forschungen  wurden  beendigt, 
den  neuen  Ausgaben  seiner  röm.  Geschichte  reihte  sich  ein  neuer 
Band  an,  und  zahlreiche  Abhandlungen  in  Zeitschriften  enthalten 
tiefere  Begründungen  oder  Modifikationen  seiner  Ansichten.  Alle 
diese  neueren  Arbeiten  des  unermüdlichen  Forschers  sind  der 
Uebersetzung  zu  Gute  gekommen,  ganz  abgesehen  von  den  Noten, 
welche  Mommsen  selbst  bei  Durchsicht  der  Druckbogen  hinzuge- 
fügt und  durch  Klammern  kenntlich  gemacht  hat.  Durch  diese 
Verarbeitung  der  neueren  Mommsenschen  Arbeiten  und  seine 
eigene  Mitarbeiterschaft  hat  die  Uebersetzung  den  Charakter 
einer  verbesserten  und  vermehrten  neuen  Auflage  erhalten,  wo- 
durch das  Werk  auch  für  den  deutschen  Leser  Wert  erhält. 

König. 

Manuel   des   Antiquites   etc.     Tome   X    de    l'organisation 
financi^re  chez  les  Romains,  par  J.  Marquardt,  traduit 
sur  la  seconde  edition  allemande  par  A.   Vigie  doyen  de 
la  faculte  de  droit  de  Montpellier.     Paris,   Thorin.     1888. 
1  Vol.     406  S.     10  fr. 
Von  den  drei  Bänden  des  Marquardtschen  Originales  erscheint 
hier  die  1.  Abteilung  des  II.  Bandes,  das  Finanzwesen  als  Band  X 
der  Uebersetzung.     Dieselbe   ist   im   allgemeinen   eine   durchaus 
getreue  und  an  diesem  Urteil  ändern  auch  einige  wenig  bedeu- 
tende Unrichtigkeiten  um  so   weniger    etwas,   als   dieselben   bei 
einer  zweiten  Auflage  und  genauer  Vergleichung  mit  dem  deut- 
schen  Texte    von    selbst   verschwinden  werden ,    ohne    dass    auf 
einzelne  aufmerksam  gemacht  werden  müsste.     Bei  den  Berech- 
nungen   der    röm.  Münzen    werden    den  Angaben   in  deutschem 
Reichsgeld  auch  die  Umwandlungen  in  franz.  Gelde  beigefügt,  und 
ebenso  bei  den  Gerichtsangaben.     Ferner  wird  die  seit  der  letzten 
deutschen  Auflage  erschienene  Litteratur  beigefügt  und  die  Zu- 
sätze derselben  von  Dessau  und  Domaszewski  durch  Beibehaltung 
der  Klammern  kenntlich  gemacht.     In  der  Presse   befindet   sich 
der   erste   Band   von  Marquardt  oder  15and   VIII   und   IX.   der 
Uebersetzung :  der  XI.  Band  wird  somit  den  Schluss  des  zweiten 
Bandes  oder  das  Militärwesen  bringen,  und  der  XII.  dem  Sakral- 
wesen gewidmet   sein.  König. 
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Hübner,  R.  Die  don  atioiies  post  obitum  und  die  Schen- 
kungen mit  Vorbehalt  des  Niessbrauches  im 
älteren  deutschen  R.  (A.  u.  T.  Untersuchungen 
zur  deutschen  Staats-  und  Rechtsgeschichte,  hrsgb.  von  0. 
Gierke,  Heft  16.)  Breslau,  Koebner.  1888.  152  S.  2  M. 
Die  Abhandlung,  Geh. -Rat  H.  Brunner  gewidmet,  hervor- 
gegangen aus  der  Berliner  Doktordissertation  des  Verf.,  ist  ein  Bei- 
trag zum  Schenkungsbegriif  des  älteren  deutschen  R. ;  sie  untersucht 
abgesehen  von  einigen  wenigen  Stellen  aus  Kapitularien  und  Kon- 
zilsbeschlüssen, Privaturkunden  und  Formeln  der  fränk.  Zeit 
(das  Verzeichniss  S.  11  — 16;  im  ganzen  über  1300  Urkunden). 
Entgegen  der  besonders  von  A.  Heusler  verteidigten  Ansicht, 
welcher  einen  juristischen  Unterschied  zwischen  Schenkung  nach 
dem  Tode  und  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauches 
leugnet,  und  welcher  das  wesentliche  Moment  auf  die  Zinsbe- 
stellung zu  Gunsten  des  Beschenkten  verlegt,  erkennt  Verf.  in 
den  beiden  Arten  von  Schenkungen  zwei  von  einander  scharf 
geschiedene  Rechtsgeschäfte.  Die  donatio  post  obitum  ist  ein 
bedingtes  (in  der  Regel  suspensiv-,  nur  ausnahmsweise  resolutiv- 
bedingtes)  Rechtsgeschäft,  eine  Schenkung  deren  Wirkungen  bis 
zum  Tode  des  Schenkers  gehemmt  sind,  jedenfalls  aber  ist  sie 
ein  unwiderrufliches  Rechtsgeschäft  (anders  Heusler).  Im  An- 
schluss  an  die  Affatomie  des  fränk.  R.  habe  sie  sich  entwickelt. 
—  Die  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauches  ist  dagegen 
ein  unbedingtes  Rechtsgeschäft,  dessen  Wirkungen,  Eigentum  und 
Gewere  des  Beschenkten ,  sofort  mit  Vollzug  der  Schenkung 
eintreten.  Die  Zinsbestellung  zu  Gunsten  des  Beschenkten  än- 
dert den  juristischen  Charakter  der  Rechtsgeschäfte  nicht,  zu- 
dem sei  ihr  „allmähliches  Aufkommen"  zu  konstatieren  (S.  117); 
diese  Schenkungsform  knüpft  an  das  röm.  rechtliche  Constitutum 
possessorium  an  (S.  3,  77,  88).  —  Die  wirtschaftliche  Funktion 
beider  Schenkungsarten  war  dieselbe,  die  Vollziehung  beider  ge- 
schah in  der  Form  der  traditio  cartae.  Einzelne,  auf  „Unacht- 
samkeit eines  unaufmerksamen  Schreibers"  zurückzuführende 
Verwechslungen  und  Vermischungen  beider  Schenkungsarten 
rechtfertigen  nicht  ein  Leugnen  der  sonst  klar  hervortretenden 
Unterschiede  (S.  148),  auch  sei  nicht  anzunehmen,  dass  „selbst 
den  rechtsunkundigsten  Leuten  des  8.  und  9.  Jahrhunderts  der 
Unterschied"  unbekannt  gewesen  sei  (?  S.  148).  —  Auf  bestimmte 
Eigentümlichkeiten  einzelner  Urkundensammlungen  wird  des 
öfteren  —  vielleicht  jedoch  mit  zu  wenig  Nachdruck  —  hinge- 
wiesen. V.  Salis. 
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III.  Privatrecht. 

Wendt,    0.     Lehrbuch    der    Pandekten.      Jena,    Fischer. 
1888.     922  S.     15  M. 

r 

Der  Verf.  erklärt  selbst  in  der  Vorrede,  dass  das  Hauptge- 
wicht in  diesem  Pandektenlehrbuch  auf  Form  und  Darstellung 
falle.  Ohne  die  lateinischen  Kunstausdrücke  da  zu  vermeiden, 
wo  es  der  deutschen  Sprache  an  entsprechenden  Ausdrücken 
fehlt,  will  er  bei  Darstellung  des  Pandektenrechts  deutsch  schrei- 
ben, ohne  sich  den  Vorwürfen  auszusetzen,  welche  den  Juristen 
in  Bezug  auf  Stil  und  Darstellung  häufig  mit  Recht  gemacht 
werden.  Zugleich  will  er  dem  Lernenden  —  denn  für  ihn  ist 
das  Buch  in  erster  Linie  bestimmt  —  vom  corpus  juris  unmit- 
telbar soviel  geben  als  möglich  ist,  um  ihn  dadurch  bei  allen 
wichtigen  Streitfragen  zur  eigenen  Prüfung  und  Entscheidung 
zu  befähigen. 

Der  Verf.  verzichtet  auf  die  Spaltung  des  Stoffs  in  Text 
und  Anmerkungen.  Innerhalb  des  einzelnen  Paragraphen  wird 
nur  durch  zweierlei  Druck  das  Wichtigere  von  dem  weniger 
Wichtigen,  das  Feststehende  von  dem  Bestrittenen  und  dem  Be- 
weismaterial getrennt,  während  sich  unten  auf  den  Seiten  kurze 
und  wenig  zahlreiche  Noten  mit  Quellen-  und  Litteraturangaben 
finden,  die  übrigens  teilweise  auch  in  den  Text  aufgenommen 
sind.  Entsprechend  seiner  oben  angeführten  Tendenz  nimmt  der 
Verf.  mehr  als  dies  sonst  üblich,  Bruchstücke  aus  den  Quellen 
in  den  Text  der  Darstellung  auf.  Von  Quellen-  und  Litteratur- 
material,  namentlich  aber  von  Gerichtsentscheidungen  gibt  der 
Verf.  weniger  als  Windscheid  und  Dernburg,  was  Sowohl  durch 
die  besondere  Tendenz  des  Werks  als  durch  den  geringeren  Um- 
fang desselben  geboten  ist. 

In  Bezug  auf  das  System  weicht  der  Verfasser  von  der 
üblichen  Darstellung  nur  in  Einzelnheiten  ab.  Das  R.  im  ob- 
jektiven Sinn  wird  nicht  dargestellt.  Im  Allgemeinen  Teil 
werden  die  Lehren  vom  Rechtsobjekt  und  von  der  Schenkung 
und  ausserdem  noch  unter  Abweichung  von  der  üblichen  An- 
ordnung, die  Anweisung  und  die  Kompensation  behandelt:  von 
letzterem  wird  allerdings  nur  die  ökonomische  Funktion  im  all- 
gemeinen Teil  geschildert,  während  das  Detail  der  Kompensa- 
tionslehre im  Obligationenrecht  zur  Darstellung  kommt. 

Im  Sachenrecht,  das  in  der  bisher  üblichen  Weise  dem  Ob- 
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ligat ionenrecht  vorangestellt  wird ,  wird  auch  der  Besitz ,  die 
operis  novi  nuntiatio  und  des  interdictum  quod  vi  aut  clam 
behandelt. 

Die  Anordnung  des  Obligationenrechts  weicht  am  meisten 
von  der  üblichen  ab.  Der  Verf.  behandelt  in  den  vier  ersten 
Abschnitten  die  Verpflichtung  und  Haftung,  den  Gegenstand  der 
Obligation,  Vertrag  und  Versprechen,  die  Korrealobligation  und 
bespricht  dann  in  einem  fünften  Abschnitt  die  Gläubigerschaft 
und  das  Forderungsrecht,  in  einem  sechsten  die  Schuld  und  die 
Schuldnerpflichten;  in  dem  ersteren  werden  periculum  des  Gläubi- 
gers Delegation  und  Novation,  Oession  und  Schulderlass  darge- 
stellt, die  Novation  allerdings  nur  teilweise,  da  sie  in  einem 
späteren  Abschnitt  mit  der  üeberschrift  Bestätigung  und  Be- 
festigung der  Obligation  noch  einmal  auftritt.  In  dem  sechsten 
Abschnitt  „Schuld  und  Schuldnerpflichten"  wird  der  Erfüllungs- 
akt, die  Fälligkeit,  die  mora  volvendi  und  die  Diligenzpflicht  des 
Schuldners  behandelt. 

lieber  Details  zu  berichten,  geht  hier  nicht  an,  um  so  weni- 
ger, als  der  Verf.,  wie  er  selbst  bemerkt,  den  Problemen  der 
allgemeinen  Rechtslehre,  auf  welche  das  Referat  wohl  zunächst 
einzugehen  hätte,  nur  geringes  Interesse  entgegenbringt  und 
deshalb  auch  nur  kurze  Behandlung  zu  teil  werden  lässt. 

G.  Rümelin. 

Bekker  u.  Fischer.   Beiträge  zur  Erläuterung  und  Be- 
urteilung des  Entwurfs  eines   bürgerlichen  Ge- 
setzbuches   für    das    Deutsche    Reich.      2.    Heft. 
Bekker,  E.  J.    System  und  Sprache  des  Entwurfs  eines  bürger- 
lichen  Gesetzbuches   für   das   Deutsche   Reich.     Berlin   u. 
Leipzig,  Guttentag.     1888.     86  S.    2  M. 
Als  Massstab  für  den  Wert  der  sprachlichen  Form  des  Ge- 
setzentwurfs   stellt    der   Verf.    das   Erfordernis   hin,    dass    „die 
Worte  jeden  Zweifel    über    den    Willen    des    Gesetzgebers    aus- 
schliessen"  (S.   4).     Ebenso   S.   36:     „Jeder   Ausdruck   soll    nur 
eine  Bedeutung,  jeder  Begriff  nur  ein  Zeichen  haben."     Die  Um- 
grenzung   des    aufgenommenen   Rechtsstoffes    wird   erörtert  und 
ihre  Erweiterung   (S.    7)    empfohlen.     Nachdem    die   Anlehnung 
an  die  üblichen  Pandektensysteme  gebilligt  worden    ist,    werden 
einige  Lücken  des  Werks,  namentlich  in  der  Präsumptionslehre 
verzeichnet  (S.  9   ff.)   und   umgekehrt   einige   Streichungen  vor- 
geschlagen (S.  13 — 21).    Als  „unfertige  Grundbegriffe"  bezeichnet 
die  Schrift   einige  streitige  Hauptfragen  der  Rechtswissenschaft, 
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welche  auch  durch  den  Entwurf  noch  nicht  gelöst  sind.  Hier- 
bei sind  insbesondere  die  im  Entwürfe  enthaltenen  Nachklänge 
der  grundsätzlich  verworfenen  Naturalobligationslehre  S.  34 
zusammengestellt.  Als  , sprachliche  Sünde*  wird  in  Anlehnung 
an  Gierke  der  Mangel  an  Volkstümlichkeit  gerügt,  andererseits 
sind  aber  auch  Deutschtümeleien  hervorgehoben.  Die  „Zunei- 
gung", das  „bürgerliche  Gesetzbuch"  u.  a.  Auch  wird  (wider 
Gierke)  daran  erinnert,  dass  die  ürsprungsstelle  eines  Rechts- 
satzes einen  Schluss  auf  seine  Brauchbarkeit  nicht  gestattet. 
Schliesslich  ist  dem  Entwürfe  vorgeworfen,  dass  er  nicht  „frisch 
aus  dem  Leben  geschöpft",  „nicht  wissenschaftlich,  sondern  dok- 
trinär" ist.  Trotzdem  wird  seine  Annahme,  in  zweiter  Linie 
seine  Verwertung  für  Spezialgesetze  empfohlen.  „Die  Annahme 
des  Entwurfs  schafft  uns  zweierlei:  die  fertige  Rechtseinigung 
und  den  derben  Anstoss  zur  Rechtsbesserung. „     Leonhard. 

Schilling,  B.  Aphorismen  zudemEntwurf  eines  bür- 
gerlichen Gesetzbuches  für  das  Deuts  che  Reich. 
Allgemeiner  Teil.  Köln,  Bachem.  1888.  76  S.  (Ab- 
druck aus  „Köln.  Volkszeitg.")  80  Pf. 
Die  kleine  Schrift  zeigt  gefälligen  und  anschaulichen  Stil 
ebenso,  wie  auf  praktischen  Erfahrungen  beruhenden  und  mit 
schlagenden  Beispielen  ausgestatteten  Inhalt.  Nachdem  sowohl 
dem  preuss.  LandR.  als  auch  dem  Österreich.  Gesetzbuche  viel 
Lob  und  dem  code  civil  herber  Tadel  gespendet  worden  ist,  be- 
zeichnet der  (ultramontane)  Verf.  den  Entwurf  im  Ehe-R.  und  im 
allgemeinen  Teile  als  verfehlt,  im  Obligationen-R.  als  unselbstän- 
dig, im  Sachen-  und  Erb-R.  als  gelungen.  Sodann  wird  der  all- 
gemeine Teil  im  einzelnen  in  anregender  Weise  durchgesprochen, 
wobei  die  Irrtumslehre  des  Entwurfs  (S.  46.)  namentlich  im 
Ehe-R.  (S.  16)  mit  besonderer  Nichtachtung  behandelt  wird. 
Von  überraschender  Wirkung  sind  einige  unerwartete  Seiten- 
blicke auf  den  Kulturkampf  (S.  21,  48)  und  eine  mehr  tiefsin- 
nige als  klare  Vergleichung  des  Hexenwahns  mit  dem  Monismus 
(S.  20).  Der  Standpunkt  des  Verf.  ist  der  naturrechtliche 
(S.  19,  65,  70),  welcher  nicht  bedenkt,  dass  dasjenige,  was  man 
„natürliche  Gerechtigkeit"  heisst,  nur  der  Herren  eigener  durch 
Sonder-Erlebnisse  mit  einem  höchstpersönlichen  Inhalte  erfüllter 
Geist  ist,  und  dass  auch  der  weitblickendste  und  freidenkendste 
Mensch  ein  gewisses  Mass  des  „e  vinculis  sermocinari'  niemals 
vermeiden  kann.  Leonhard. 
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Todaro  della  Galia,  A.  I  diritti  del  conjuge  superstite. 
Torino,  Unione  Tipografico  Editrice.  I.  Parte  VII  u.  249  S, 
(1888);  II.  P.  415  S.  (1886);  III.  P.  166  S.  (1887);  IV.  P. 
97  S.  (1886).  30  1.  50  ct.  (I.  P.  12  1.,  IL  P.  5  1.,  III.  P. 
3  1.  50  ct.,  IV.  P.  10  1.) 

—  I  diritti  del  conjuge  superstite  nel  diritto  germanico 

(Estratto  dall'Antologia  Giuridica,  Anno  IL   Pasc.  I — VIIj. 
Catania,  Martinez.    1888.     70  S. 

—  Etüde    sur    le   Projet    de   re forme   du   Code   civil 

Italien  en  ce  qui  concerne  les  droits  deFepoux 
survivant  (Extrait  du  Bulletin  de  la  societe  de  la  legis- 
lation  comparee).  Paris,  Cotillon.  1887.  24  S. 
Das  grosse,  in  vier  Teilen  erschienene  Werk  ist  eine  auf 
rechtsgeschichtlicher,  rechtsvergleichender  und  philosophischer 
Grundlage  beruhende  Monographie,  welche  nicht  nur  die  R.  des 
überlebenden  Ehegatten,  sondern  das  eheliche  Güterrecht  über- 
haupt zum  Gegenstande  hat.  Der  erste  Teil  behandelt  die  Rechts- 
geschichte in  sieben  Hauptgruppen:  I.  oriental.,  IL  griech., 
III.  röm.,  IV.  german.  Gesetzgebung;  V.  Lehen-R. ;  VI.  kanon. 
R. ;  VII.  französ.  und  Italien.  Statuten.  Der  zweite  Teil  bringt 
das  geltende  französ.  R.  (S.  1 — 132),  das  R.  des  für  das  König- 
reich beider  Sicilien  von  1819—1865  geltenden  Gesetzbuches  (S.  133 
bis  177)  und  das  geltende  Italien.  R.  (S.  179—404)  zur  Dar- 
stellung, wobei  jedesmal  in  einer  Einleitung  auf  die  besondere 
Rechtsgeschichte  des  betr.  Landes  zurückgegangen,  der  Stoff  aber 
im  übrigen  wieder  in  sieben  Gruppen  verteilt  ist  (Gütergemein- 
schaft, Dos,  Schenkung  unter  Ehegatten,  gesetzliche  und  testa- 
mentarische Erbfolge,  zweite  Ehe,  andere  R.,  besonders  betr.  die 
Pension  und  Urheber-R.).  Der  dritte  Teil  ist  dem  R.  der  übrigen 
Kulturvölker  gewidmet  in  folgenden  Gruppen:  latein.,  griech., 
deutsche  Rasse ;  Schweiz;  slav.,  skandinav.  Rasse;  Muselmänner; 
Nord-,  Zentral-  und  Südamerika. 

Der  vierte  Teil  enthält  rechtsphilosophische  Betrachtungen 
und  Reformvorschläge.  Im  ersten  Abschnitt  erörtert  Verf.  die 
Rechtsverhältnisse,  aus  welchen  die  R.  des  überlebenden  Gatten 
abzuleiten  sind,  namentlich  Freiheit  und  Gleichheit ;  Gleichheit  der 
Geschlechter,  rechtliche  Stellung  der  Frau,  Ehe  und  Familie, 
eheliches  Güter-R.,  Testierfreiheit  und  Erbfolgesystem.  Im  zweiten 
Abschnitt  werden  die  R.  des  überlebenden  Ehegatten  als  aus 
diesen  Grundsätzen  abgeleitete  untersucht  unter  Betonung  des 
Satzes,  dass  die  Gleichheit  nur  als  eine  relative  bestehen  könne, 
st)  dass  zwar  die  beiden  Gatten  nicht  gleich  artisfe  R.,  wohl  aber 
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jeder  Gatte  in  seinen  K.  ein  Aequivalent  für  die  R.  des  andern 
haben  müsse.  Der  dritte  Abschnitt  gibt  einen  kurzen  universal- 
geschichtlichen Ueberblick  über  die  Entwickelung  der  R.  des 
überlebenden  Ehegatten.  Der  vierte  Abschnitt  enthält  kritische 
Betrachtungen  über  verschiedene  Gesetzgebungen  und  Entwürfe, 
besonders  über  die  französ.  Entwürfe.  Im  fünften  Abschnitt  sind 
Grundsätze  aufgestellt,  deren  Inhalt  für  Reformvorschläge  mass- 
gebend sein  soll.  Im  Anhange  werden  in  vier  Artikeln  formu- 
lierte Reform  Vorschläge  nebst  Begründung  mitgeteilt,  welche  dem 
überlebenden  Ehegatten  hauptsächlich  ein  gesetzliches  Erb-  und 
Pflichtteils-R.  in  gleichem  Umfange  wie  den  Kindern  einräumen 
wollen. 

Die  beiden  kleineren  Schriften  sind  Ausschnitte  aus  dem 
eben  besprochenen  grossen  Werke  und  zwar  entspricht  die  Italien. 
Schrift  dem  vierten  Abschnitte  des  ersten  Teils,  die  französ. 
Abhandlung  dem  vierten  und  fünften  Abschnitte  dss  vierten 
Teils;  jedoch  hat  die  Darstellung  in  dem  grossen  Werke  noch 
Erweiterungen  erfahren ,  insofern  hier  der  W^ortlaut  der  be- 
sprochenen Entwürfe  mitgeteilt  ist  und  sich  Verf.  nicht  auf  die 
französ.  Gesetzgebungen  beschränkt  hat.  Kl  ein  feller. 

Houwing,  J.  F.  Dwaling  by  Overeenkomsten  naarNeder- 
landsch  R.  Eerste  Gedeelte  (Art.  1358  B.W.).  Leiden  1888. 
167  S. 
Vorliegende  Schrift  über  den  Irrtum  bei  Verträgen  nach 
niederländ.  R.  gehört  zu  den  besten  in  den  letzten  .Tahren  er- 
schienenen Doktordissertationen.  Im  Prinzip  adoptiert  Verf.  die 
Unterscheidung  zwischen  unechtem  Irrtum  (Missverständnis)  und 
echtem  Irrtum  (Irrtum  im  Beweggrund).  Ueber  die  Fälle  des 
Missverständnisses  soll  ein  zweiter  Band  handeln.  Mit  dem  Be- 
griff des  Irrtums  beschäftigt  sich  der  erste  Band.  Die  Grenz- 
linie zieht  Verf.  ganz  anders,  als  sie  von  Savigny  gezogen  worden. 
Er  stellt  folgende  These  auf:  Der  Irrtum  über  Eigenschaften  der 
Sache,  Irrtum  über  den  Gegenstand  des  Vertrags,  Irrtum  über 
die  Person  sind  keine  Fälle  des  unechten  Irrtums,  sondern  ge- 
hören, psychologisch  betrachtet,  zum  Irrtum  im  Beweggrund. 
Bei  der  Beweisführung  ist  die  deutsche  Litteratur  in  ziemlich 
vollständiger  Weise  verwertet;  am  nächsten  steht  der  Verf.  den 
Ausfühiningen  Leonhards.  —  Des  weiteren  untersucht  Verf.  die 
Entstehungsgeschichte  und  den  Sinn  der  Art.  1857  und  1358  des 
niederländ.  bürgerlichen  Gesetzbuches  (=  Art.  1109,  1110  C.  c), 
besonders  ihr  Verhältnis  zu  der  Quelle,  Pothiers  Traitö  des  Obli- 
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gations.  Es  wird  gezeigt,  zu  welchen  Schwierigkeiten,  in  der 
Litteratur  und  in  der  Rechtsprechung,  der  Ausdruck  „substance" 
in  Art.  lUO  0.  c.  (=  „zelfstandigkeit"  im  niederländ.  Gesetz- 
buch) geführt  hat.  De  lege  ferenda  gelangt  Verf.  zu  folgender 
Regel:  „Die  falsche  Vorstellung,  welche  eine  der  Parteien  zum 
Abschluss  des  Vertrags  bestimmt,  beeinflusst  erst  dann  dessen 
Wirksamkeit,  wenn  man,  unter  Berücksichtigung  aller  Umstände, 
nach  objektivem  Massstab,  annehmen  darf,  dass  beide  Parteien 
ihren  Vertrag  von  der  Richtigkeit  dieser  Vorstellung,  wie  von 
einer  Bedingung,  abhängig  gemacht  haben."  Keime  dieses  Ge- 
dankens findet  der  Verf.  schon  bei  Pothier  (a.  a.  0.,  Nr.  18) 
und  in  der  Rede  des  Staatsrats  Bigot-Preameneu  (bei  Locre,  XII, 
S.  319).  Drucker. 

Wigand,  H.   Die  Entscheidung  des  Reichsgerichts  in  dem 
Kollisionsfall  „Sophie-Hohenstaufen".     Bremen, 
Kühtmann.     1888.     52  S.     1  M. 
Das  Urteil  des  Reichsgerichts  wird  einer  eingehenden  Prüfung 
unterzogen.     §.  30  wird  bemerkenswert  der  herbe  Vorwurf  ge- 
macht:  „Die  Ausführungen  des  Reichsgerichts  zu  diesem  Punkte 
bewegen  sich  in  einem  Grade   auf  thatsächlichem  Gebiete,    dass 
man  Gefahr  läuft,  zu  vergessen,  dass  es  sich  hier  um  die  Ent- 
scheidung eines  Revisionsgerichtshofes,  dem  nach  dem  Willen  des 
Gesetzgebers  doch  nur  die  Prüfung  von  Rechtsfragen  zugewiesen 
ist,  handelt."  Keyssner. 


IV.  Gerichtsverfassung  und  Zivilprozess. 

V.  Wilmowski  und   Levy,  M.     Z.Pr.O.    und    Gerichtsver- 
fassungsgesetz    mit    Kommentar.      5.    Aufl.      2.   Bd. 
Berlin,  Vahlen.     1888.     XV  u.  1336  S.     25  M. 
Das   vorliegende   Werk   hat,    wie   schon    die   Zahl   der   sich 
rasch  folgenden  Auflagen  beweist,   in  allen  juristischen  Kreisen 
so  vielseitige  Anerkennung  gefunden,  dass  es  nicht  unsere  Auf- 
gabe sein  kann,   den  Wert  des  Buches  von  neuem  ins  Licht  zu 
stellen.     Wir   nehmen   in   dieser  Beziehung    auf  unsere   Anzeige 
der  4.  Auflage  im  V.  Bd.,  S.  284  des  C.Bl.  Bezug  und  heben  zur 
neuen  Auflage  nur  hervor,  dass  es  den  Verfassern  gelungen  ist, 
ungeachtet  des  stets  reichlich  zufliessenden  neuen  Stoffs  den  bis- 
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herigen  Umfang  des  Buches  nicht  zu  überschreiten.  Dies  wurde 
dadurch  ermöglicht,  dass  die  Verf.  bei  einer  Anzahl  von  Streit- 
fragen, welche  bereits  in  den  früheren  Auflagen  eine  eingehende 
Erörterung  gefunden  und  bezüglich  welcher  seitdem  eine  feste 
Rechtsprechung  sich  entwickelt  hat,  auf  die  früheren  Ausgaben 
verweisen  zu  dürfen  glaubten,  um  dadurch  Raum  für  die  ein- 
gehende Berücksichtigung  der  neueren  Litteratur  zu  gewinnen,  wo- 
durch allerdings  den  Besitzern  nur  der  neuesten  Ausgabe  manche 
auch  jetzt  noch  bedeutsame  Ausführung  entgeht.  Die  Verf.  ge- 
hören übrigens  nicht  zu  denjenigen,  welche  auf  eine  bestechende 
akademische  oder  nicht  akademische  Erörterung  hin  rasch  ihre 
wohlerwogene  Ansicht  wechseln  —  und  mit  Recht;  denn  wer 
ein  Buch  schreibt,  das  bestimmt  ist,  ein  Führer  für  die  unmittel- 
bare Rechtsan Wendung  zu  werden,  und  sich  die  erworbene  Auto- 
rität wahren  will,  muss  sich  der  Verantwortung  bewusst  sein, 
welche  mit  der  Einführung  neuer,  nicht  immer  gehörig  ausge- 
reifter Theorien  in  die  weiteren  Kreise  der  richterlichen  und 
anwaltschaftlichen  Praxis  verbunden  ist.  Auch  dem  Reichsgericht 
gegenüber  wissen  die  Verf.  ihre  Selbständigkeit  zu  wahren,  wo 
es  sich  darum  handelt,  wirklich  sachliche  Interessen  der  Rechts- 
pflege einzelnen  Entscheidungen  gegenüber  geltend  zu  machen. 
Es  lässt  sich  ja  nicht  leugnen,  dass  manche  prozessrechtliche 
Entscheidung  für  das  Verfahren  der  unteren  Instanzen  und  für 
die  Rechtstellung  der  Parteien  und  ihrer  Anwälte  eine  Trag- 
weite hat,  welche  in  der  Revisionsinstanz  nicht  hervortritt,  so 
dass  zu  einer  wiederholten  Prüfung  auch  dten  Entscheidungen 
des  obersten  Gerichtshofes  gegenüber  aller  Grund  vorliegen  kann, 
während  man  den  Entscheidungen  des  Reichsgerichts  sich  gern 
ohne  weitere  Erörterung  akkommodiert,  wo  es  sich  darum  han- 
delt, rein  formale  Kontroversen,  sei  es  nun  nach  der  einen  oder 
der  anderen  Richtung,  zum  endgültigen  Austrag  zu  bringen. 

Gaupp. 

Rleinfeller,   G.     Das  Reichsgesetz,   betr.  die  unter  Aus- 
schluss   der    Oeffentlichkeit    stattfindenden    Ge- 
richtsverhandlungen.   Erlangen,  Palm  &  Enke.    1888. 
118  S.     2  M.  60  Pf. 
Die   nächste  Veranlassung   zu   dem    in   dem   vorstehend  er- 
wähnten Werke   behandelten  Reichsgesetze   hat  bekanntlich  die 
Art  und  Weise  gegeben,  wie  der  Vorsitzende  in  dem  vielberufenen 
Prozesse  Graf  die  gesetzlichen  Bestimmungen  bezüglich  der  Zu- 
lassung einzelner  Personen  zu  nicht  öffentlichen  Verhandlungen 
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anzuwenden  für  gut  befunden  hat.  Nach  einer  geschichtlichen 
Einleitung  wird  das  sachliche  Anwendungsgebiet,  wie  das  zeit- 
liche und  örtliche  Herrschaftsgebiet  des  Gesetzes  der  Erörterung 
unterzogen  und  demnächst  die  einzelnen  Bestimmungen  eingehend 
kommentiert.  Dabei  werden  die  in  dem  Gesetze  aufgestellten 
Begriffe  „öffentliche  Ordnung",  „Staatssicherheit",  „Sittlichkeit", 
„Gefährdung"  in  ihrer  sprachlichen  und  rechtlichen  Bedeutung 
genau  auseinandergesetzt  und  durch  zutreffende  Beispiele  näher 
erläutert.  Besonders  ausführliche  Behandlung  ist  denjenigen 
Vorschriften  des  Gesetzes  zu  teil  geworden,  welche  die  Schweige- 
pflicht rücksichtlich  der  in  den  Gerichtsverhandlungen  zur 
Kenntnis  der  Anvwsenden  gebrachten  Thatsachen  einführen,  eine 
Bestimmung,  welche  dem  bisher  geltenden  R.  unbekannt  war. 
Interessant  hierbei  ist  insbesondere  die  Frage,  welche  Personen 
von  der  Schweigepflicht  betroffen  werden  (S.  65  fg.)*).  Bei  Er- 
örterung der  Straf  bestimmungen  des  Gesetzes  wird  insbesondere 
der  Thatbestand  des  Vergehens  einer  näheren  Untersuchung  unter- 
zogen, sowie  auch  die  Frage,  welches  Gericht  zuständig  ist  und 
inwieweit  etwa  durch  Fahrlässigkeit  das  Gesetz  verletzt  und 
eine  Verletzung  im  Auslande  verübt  werden  kann. 

C.  Fuchs  (Jena). 

Peiser.  Die  Zwangsverwaltung  von  Grundstücken 
nach  dem  preuss.  Gesetze  vom  13.  Juli  1883.  Für 
die  Praxis  unter  Berücksichtigung  der  Rechtsprechung  des 
Reichsgerichts  und  Obertribunals  dargestellt.  Berlin,  Sie- 
menroth  und  Worms.  1888.  XII  u.  163  S.  3  M. 
Wie  früher  für  Preussen  in  wenigen  Paragraphen  der  A.  G.O. 


*0  Im  Widerspruche  mit  der  Ansicht  des  Verl",  möchten  wir 
hierbei  annehmen,  dass  auch  derjenige  einer  strafbaren  Verletzung 
der  Schweigepflicht  sich  schuldig  macht,  der  zwar  z.  B.  als  Ver- 
teidiger die  zu  verschweigenden  Thatsachen  schon  vor  Erlass  des 
Schweigebefehls  von  dem  Angeklagten  erfahren  hat.  sie  aber  erst 
nach  Erlass  des  Schweigebefehls  weiter  verbreitet.  Denn  diesem 
richterlich-gesetzlichen  Schweigebefehl  gegenüber  wird  seine  frühere 
Kenntnis  der  zu  verschweigenden  Thatsachen  gleichgültig;  es  ist 
nicht  angänglich,  gegenüber  ganz  denselben  Thatsachen  zusagen: 
Soweit  der  Verteidiger  diese  Thatsachen  etwa  von  seinem  Klienten 
vor  der  Verhandlung  erfahren  hat,  kann  er  sie  verbreiten,  soweit 
er  sie  erst  in  der  Verhandlung  erfahren  hat,  darf  er  sie  nicht  ver- 
breiten. Mit  der  richterlichen  Auferlegung  des  Schweigens  ist  ihm 
vielmehr  der  Mund  rücksichtlich  der  in  der  Verhandlung  vorgekom- 
menen Thatsachen  für  die  Zukunft  geschlossen.  C.  F. 
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das  Institut  der  Sequestration,  so  ist  jetzt  die  Zwangsverwaltung 
in  wenigen  Paragraphen  des  Gesetzes  vom  13.  Juli  1883  geregelt. 
Das  Gesetz  gibt  fast  nur  Grundsätze  in  einigen  grossen  Zügen 
an ;  die  Beantwortung  aller  Einzelfragen,  die  vielfach  zu  Zweifeln 
und  Schwierigkeiten  Anlass  geben  und  die  selbst  in  den  grösseren 
Kommentaren  des  genannten  Gesetzes  nur  selten  gelöst  werden, 
überlässt  es  dem  Praktiker.  Darum  hat  der  Verf.  es  unternom- 
men, eine  zusammenhängende  Darstellung  aller  auf  die  Zwangs- 
verwaltung von  Grundstücken  (bei  vollendetem  Grundbuche)  be- 
züglichen Rechtsätze  und  des  Verfahrens  zu  geben.  Als  mate- 
riellrechtliche Grundlage  ist  das  preussische  A.  L.R.  vorzugs- 
weise berücksichtigt.  Der  Weg,  den  der  Verf.  nun  im  einzelnen 
zurücklegt,  ist  folgender:  Nach  einer  einen  geschäftlichen  Rück- 
blick bietenden  Einleitung  werden  zunächst  die  Voraussetzungen 
für  die  Zwangsverwaltung,  für  die  das  Reichs-R.  massgebend 
ist,  vollstreckbarer  Schuldtitel,  Arrestbefehl,  einstweilige  Verfü- 
gung behandelt  und  sodann  die  allgemeinen  Bestimmungen  über 
Zuständigkeit,  Antrag  und  Gegenstand  der  Zwangsverwaltung, 
unter  Berücksichtigung  des  Einflusses  der  Beschränkungen  des 
Eigentums  und  des  Eigentumswechsels  dargestellt.  Es  folgt  nun 
das  landesrechtlich  geordnete  Verfahren,  die  Einleitung  und  Be- 
schlagnahme, deren  Umfang  und  Wirkungen,  die  Bestellung  des 
Verwalters ,  die  üebergabe  des  Grundstücks ,  und  der  Wider- 
spruch des  Schuldners  oder  Dritter  gegen  die  Zwangsverwaltung. 
Hieran  schliesst  sich  die  Darstellung  der  Geschäftsführung  des 
Verwalters  (seine  rechtliche  Stellung,  seine  Verwaltungsbefugnis, 
insbesondere  die  ihm  nach  §.  144  Gesetz  vom  13/VII.  1883  zu 
erteilende  Anweisung,  für  die  ein  Entwurf  am  Schlüsse  des 
Buches  gebracht  wird,  die  Rechtsmittel,  die  Haftbarkeit,  die 
Gebühr  des  Verwalters)  und  der  gerichtlichen  Aufsicht  über 
dieselbe.  Endlich  werden  die  Verwendung  und  Verteilung  der 
Einkünfte,  die  Aufhebung  der  Zwangsverwaltung  mit  ihren  Wir- 
kungen und  die  Einstellung  der  Zwangsverwaltung  erörtert  und 
dann  einige  besondere  Fälle  besprochen:  Der  Einfluss,  den  mit 
der  Zwangsverwaltung  zeitlich  zusammentreffende  Umstände  als 
Zwangsversteigerung  und  Konkurs  ausüben,  ferner  die  gericht- 
liche Verwaltung  und  die  Zwangsverwaltung  durch  Kreditver- 
bände und  Kreditinstitute  und  auf  Betreiben  des  Konkui-sver- 
Walters.  Nachträge,  in  denen  einige  Spezialfragen  behandelt 
werden,  Berichtigungen  und  ein  Sachregister  bilden  den  Schluss 
des  Werkes.  Roedenbeck. 
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V.  Strafrechtswissenschaft. 

Meyer,  H.  Lehrbuch  des  deutschen  Strafrechts.  4., 
umgearb.  Aufl.  (1.  Hälfte,  1886.  2.  Hälfte  1888).  Er- 
langen, Deichert.  XVI  u.  1043  S.  1(5  M. 
Dieses  Lehrbuch  liegt  nun  in  4.  Auflage  vor.  (Vgl.  C.Bl. 
I,  73 ;  434.)  Die  gründliche  Umarbeitung  führte  auch  zu  einer 
äusseren  Erweiterung  des  Werkes  (um  nahezu  450  Seiten),  die 
bei  einer  gewissenhaften  Verarbeitung  des  gesammten  Strafrechts- 
stolfes  und  der  einschlägigen  Litteratur,  sowie  der  Ergebnisse 
der  Rechtsprechung  unvermeidlich  war.  Erwägt  man,  dass  die 
klare  Schreibweise  des  Verfassers  sich  aller  Breite  in  der  Dar- 
stellung enthält,  so  gewinnt  man  wohl  die  Ueberzeugung,  dass 
die  in  den  letzten  Jahren  vielfach  gemachten  Versuche,  nament- 
lich das  vorliegende  Rechtsgebiet  zu  Lehr-  und  Lernzwecken  in 
möglichst  kurz  gefassten  Lehrbüchern  erschöpfen  zu  wollen,  ihren 
Zweck  nicht  erfüllen  können.  So  gut  jedes  Pandektenkompen- 
dium  über  alle  aus  dem  Gegenstande  im  ganzen  hervorwachsenden 
Fragen  Aufschluss  geben  will,  so  muss  auch  hier  eine  erschöpfende 
Stoffverarbeitung  gefordert  werden  und  genügt  es  nicht,  die 
wichtigsten  Probleme  in  wenigen  aphoristisch  hingestellten  Sätzen 
abzuthun.  —  Das  System  des  allgemeinen  wie  des  besonderen 
Teils  hat  in  dieser  Auflage  eine  gründliche  Umgestaltung  er- 
fahren und  zwar  in  teilweise  grundsätzlicher  Veränderung  und 
Weiterbildung  der  Standpunkte,  von  welchen  der  Verf.  in  den 
früheren  Auflagen  ausgegangen  war.  Der  entscheidende  Gesichts- 
punkt für  das  System  des  allgemeinen  Teils  ist  dem  Verf.  die 
Scheidung  der  Voraussetzungen  der  Strafbarkeit  und  der  Straf- 
barkeit selbst.  Die  Theorie  des  Strafgesetzes  bildet  einen  Teil 
des  Systems  selbst:  „Die  rechtlichen  Voraussetzungen  der 
Strafbarkeit"  (1.  Abschn.  der  1,  Abteiig).  „Die  that sächlichen 
Voraussetzungen  der  Strafbarkeit"  (2.  Abschn.)  umfassen  die 
Lehre  von  der  strafbaren  Handlung  und  die  sonstigen  positiven 
und  negativen  Voraussetzungen  der  Strafbarkeit,  Die  2.  Abteiig. 
(„die  Art  der  Bestrafung")  behandelt  die  Straf  arten  und  das 
Straf-R.  —  Dem  System  des  besonderen  Teils  ist  die  Scheidung 
der  Rechtsgüter  in  persönliche  und  allgemeine  zu  Grunde  gelegt, 
wobei  als  persönliche  nicht  diejenigen  betrachtet  werden,  welche 
an  eine  physische  Person  gebunden  sind,  sondern  diejenigen,  bei 
denen  dies  entweder  stets  oder  doch  möglicher  weisse  der  Fall  ist. 

E.  Ullmann. 
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Hess,  L.  Die  Lehre  von  der  falschen  Anschuldigung 
nach  dem  Strafgesetzbuch  für  das  Deutsche 
Reich.     Ellwangen,  Hess.     1888.     72  S.     1  M.  80  Pf. 

Nach  kurzer  üebersicht  der  geschichtlichen  Entwickelung  der 
calumnia  im  engeren  Sinne  (§.  1)  wird  im  §.  2  der  Begriff  und 
Charakter  der  falschen  Anschuldigung  entwickelt  und  das  Wesen 
derselben  in  dem  „Missbrauch  der  Behörde  gefunden",  dieselbe 
als  Delikt  gegen  den  Staat,  im  besonderen  gegen  dessen  zur 
Rechtspflege  berufene  Organe  aufgefasst.  Hieraus  folge,  dass 
die  Strafverfolgung  von  Amts  wegen  geschehen  müsse. 

In  den  §§.  5—8  wird  der  objektive  Thatbestand,  im  §.  9 
der  subjektive  Thatbestand  der  falschen  Anschuldigung  behan- 
delt. Da  die  falsche  Anschuldigung  wesentlich  Delikt  gegen  die 
Rechtspflege  ist,  so  wünscht  Verf.  de  lege  ferenda,  dass  auch 
falsche  Anzeigen  gegen  erdichtete  Personen ,  falsche  Selbstbe- 
schuldigung und  falsches  Anzeigen  bloss  objektiver  Deliktsthat- 
bestände  straffällig  werden.  Auch  für  zukünftige  Strafbarkeit 
der  grob  fahrlässigen  falschen  Anschuldigung  tritt  er  aus  dem- 
selben Grunde  ein  (§.  12). 

In  den  §§.  11  u.  12  wird  der  Versuch,  die  Teilnahme  und 
die  Konkurrenz  in  Hinsicht  auf  die  falsche  Anschuldigung  kurz 
erörtert.  Der  §.  18  behandelt  die  Strafe  der  falschen  Anschul- 
digung und  der  Schlussparagraph  14  das  Prozessuale. 

B  ü  n  g  e  r. 

Hasemann.  Die  redaktionellen  Mängel  der  Str.Pr.O. 
und  des  Gerichtsverfassungsgesetzes.  Stuttgart, 
Cotta.     1888.     97  S.     1  M.  60  Pf. 

Unter  den  Juristen  ist  man  schon  längst  darüber  einig,  dass 
die  Str.Pr.O.  unter  den  grossen  Justizreformgesetzen  des  Jahres 
1879  das  am  wenigsten  gelungene  Werk  ist.  Es  kann  dies 
auch  kaum  wunder  nehmen ,  wenn  man  bedenkt,  wie  noch  in 
letzter  Stunde  bei  den  Plenarverhandlungen  des  Reichstages  be- 
rufene und  unberufene  Hände  an  dem  Bau  und  Umbau  des 
Strafprozesses  teil  zu  nehmen  sich  bemühten,  und  ihre  Weis- 
heit durch  Stellung  von  Anträgen  und  Unteranträgen  an  den 
Mann  zu  bringen  versuchten.  Dadurch  sind,  wie  zu  erwarten 
stand,  Widersprüche  zwischen  den  einzelnen  Bestimmungen,  Un- 
klarheiten, Missverständnisse,  überflüssige  Worte  und  Sätze  her- 
vorgerufen worden,  da  man  bei  der  Endredaktion  keine  Zeit 
mehr  hatte,  das  Gesetz  nach  dieser  Richtung  einer  sorgfältigen 
und   umfassenden   Durcharbeitung    zu    unterziehen.     Der  Verf. 


194     Centralblatt  für  Rechtswissenschaft  (1889).  VIII.  Bd.  5./6.  Heft. 

<.ler  vorliegenden  Abhandlung  hat  sich  die  Mühe  genommen,  die 
redaktionellen  Mängel  an  einer  Anzahl  von  Paragraphen  der 
Str.Pr.O.  —  einschliesslich  des  Einführungsgesetzes  —  und  des 
Gerichtsverfassungsgesetzes  aufzudecken  und  Verbesserungsvor- 
.schläge  zu  machen,  lieber  100  Paragraphen  des  ersteren  Ge- 
setzes und  15  Bestimmungen  des  Gerichtsverfassungsgesetzes  sind 
dem  kritischen  Messer  unterworfen  worden.  Von  einer  Anzahl 
der  angegriffenen  gesetzlichen  Bestimmungen  darf  man  sagen, 
dass  bereits  die  Rechtsprechung  das  Richtige  herausgefunden 
hat,  wie  bei  §§.  77,  83,  87,  130,  158,  199,  246,  307,  319,  343. 
372 ;  bei  anderen  Paragraphen,  wie  bei  §.  380,  dürfte  die  ge- 
rügte Fassung  des  Gesetzes  unschädlich  sein,  wie  dies  auch  nament- 
lich von  einzelnen,  dem  Verf.  anstössigen  Ueberschriften  der  Ab- 
schnitte im  Gesetze  gilt.  Die  meisten  Bemerkungen  aber  rücksichtlich 
der  vorhandenen  Mängel  an  der  Fassung  der  Gesetze  sind  zu- 
treffend und  berühren  wichtige  Bestimmungen.  Mancherlei  Un- 
klarheiten hat  insbesondere  auch  die,  ganz  unnützerweise  vom 
Gesetze  beliebte  verschiedene  Bezeichnung  des  Delinquenten:  „Be- 
schuldigter", „Angeschuldigter",  „Angeklagter"  hervorgerufen. 
Der  Verf.  weisst  nach,  wie  das  Gesetz  selbst  sich  durchaus  nicht 
in  korrekter  Weise  dieser  verschiedenen  Bezeichnungen  bedient ; 
—  die  nicht  richtige  Anwendung  derselben  durch  die  am 
Strafprozesse  beteiligten  Personen  hat  überdies  auch  nicht  den 
geringsten  Nachteil  für  irgend  Jemand  zur  Folge  und  erscheint 
daher  §.  155  ganz  überflüssig.  Es  würde  durchaus  dem  Wohle 
des  Staates  nichts  schaden  und  dem  Delinquenten  selbst  völlig 
gleichgültig  sein,  wenn  derjenige,  gegen  den  überhaupt  ein  Straf- 
prozessverfahren gerichtet  wird,  in  allen  Stadien  dieses  Ver- 
fahrens „Angeklagter"  hiesse.  C.  Fuchs  (Jena). 


VI.   Kirchenrecht. 

Wahrmund,  L.     Das  Ausschliessungsrecht  (jus  exclu- 

sivae)    der    katholischen    Staaten    Oesterreich, 

Frankreich  und  Spanien  bei    den    Papstwahlen. 

Wien,  Holder.     1888.     VI  u.  330  S.     7  M. 

Gibt    es    in    Wirklichkeit    ein    Jus     exclusivae,    d.    h.    ein 

formelles   R.,   wonach   einzelne  Staaten  ihnen    nicht  genehme 

Personen  vom  Pontifikat  ausschliessen  dürfen  ?  Der  Verf.  hat  das 
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gesamte  für  die  Lösung  dieser  alten  Streitfracre  in  Betracht 
kommende  gedruckte  Material  gesammelt,  daneben  aber  auch 
die  k.  k.  Archive  in  Wien  benutzt  und  aus  letzteren  zahlreiche 
zum  Teil  hochinteressante  Aktenstücke  mitgeteilt  (Anhang  S.  255 
bis  329). 

In  drei  Gruppen:  „Kanonistische  Gesetzgebung", 
^Doktrinäre  Litteratur"  und  „Historische  Ereig- 
nisse" (Abschn.  I — V),  sucht  W.  den  Leser  zunächst  über  die 
Vorfragen  zu  informieren.  Hier  werden  die  einschlagenden  kir- 
chenrechtlichen Satzungen  von  der  Bulle  In  nomine  dei  (1059) 
ab  bis  zur  Bulle  Apostolatus  officium  (1732)  geprüft,  die  Theo- 
rien des  18.  Jahrh.  von  Adarzo  de  Santander  bis  Ley  kri- 
tisch besprochen,  die  verschiedenen  Arten  der  Exclusiva  (ab- 
solute und  relative,  normale  und  repräsentative  Stimmen- 
exklusion, weltliche  Exclusiva)  dargelegt,  endlich  die  Vorgänge 
auf  den  Konklaven  von  1503  bis  1721,  soweit  sie  weltlichen 
Einfluss  auf  die  Papst  wähl  betreffen,  eingehend  erörtert.  Als 
Resultat  ergibt  sich,  dass  gegen  Ende  des  17.  Jahrh.  die  Ent- 
wickelungsperiode  des  Exklusiv-R.  abgeschlossen  ist.  Die  erste 
förmliche  und  in  jeder  Hinsicht  zweifellose  Ausübung  des 
neuen  R.  fällt  in  das  Konklave  von  1721  (Ausschluss 
des  Kardinals  Paolucci  durch  den  deutschen  Kaiser).  Seitdem 
wird  die  Exclusiva  kirchlicher-  wie  weltlicherseits  stets  als  eine 
feststehende  Institution  betrachtet.  Stillschweigend  bilden  sich 
nunmehr  auch  gewisse  Regeln  für  die  Ausübung  des  Rechts. 
Es  steht  nur  Deutschland,  Frankreich  und  Spanien  zu 
(nicht  auch  Portugal  oder  Neapel),  es  darf  von  jedem  dieser  drei 
Staaten,  in  jedem  Konklav,  aber  nur  je  einmal  bethätigt 
werden;  es  wirkt  nur,  wenn  das  Veto  noch  vor  Erreichung  der 
'/s  Majorität  abgegeben  wird.  Sein  Hauptwert  lag  übrigens 
in  der  Nichtausübung.  „Die  Exclusiva  allen  missliebigen 
Kandidaten  vor  die  Augen  zu  stellen  und  keinem  zu  geben, 
darin  bestand  jederzeit  die  richtige  Anwendung.**  Soweit  er- 
hellt, kam  es  nur  noch  zweimal  zu  einer  förmlichen  Ausschliessung: 
im  Konklave  von  1821,  wo  Oesterreich  dem  Kardinal  Severoli, 
und  im  Konklave  von  1832,  wo  Spanien  dem  Kardinal  Giusti- 
niani  die  Exklusion  erteilte. 

Das  Jus  exclusivae  beruht  auf  Uebung,  welcher  eine  all- 
gemeine rechtliche  üeberzeugung  zu  Grunde  liegt.  Es  hat  also 
den  Charakter  eines  Gewohnheitsrechtes.  Deshalb  kann  es 
auch  von  rein  kirchenrechtlichem  Standpunkt  aus  der  Papst 
jederzeit  aufheben.  Hüb  1er. 
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Friedberg,  E.  Die  geltenden  Verfassungsgesetze  der 
evangel.  Landeskirchen.  Ergänzungsbd.  I.  Freiburg, 
Mohr.     1888.     X  u.  202  S.     8  M. 

Die  vorliegende  Publikation  führt  F. 's  bekanntes  Sammel- 
werk (vergl.  C.Bl.  V.  290)  bis  zur  Gegenwart  fort.  Seit  1885, 
wo  der  Hauptband  erschien,  sind  zahlreiche  weitere  Gesetze 
und  Verordnungen  für  die  evangel.  Landeskirchen  Deutschlands 
und  Oesterreichs  ergangen.  Dieser  arg  zerstreute  und  schwer 
beschaffbare  Stoff  wird  hier  zugänglich  gemacht. 

Von  Wichtigkeit  sind  die  neuen  Presbyter ial-  und  Syno- 
dalordnung für  das  ehemalige  Kurfürstentum  Hessen  vom 
16.  Dezember  1885,  die  Visitationsordnung  für  Weimar 
vom  16.  November  1887,  die  Verwaltungsordnungen  für  das 
kirchliche  Vermögen  in  Preussen  (alte  Lande)  vom  15.  Dezember 
1886,  im  ehemaligen  Kurhessen  vom  22.  November  1887,  in 
Württemberg  vom  14.  Juni  1887,  die  Disziplinarordnungen 
für  die  Kirchenbeamten  in  Preussen  (alte  Lande)  vom  16.  Juli 
1886,  in  Baden  vom  26.  Juli  1886,  in  Oldenburg  vom  8.  De- 
zember 1885  resp.  7.  April  1886,  in  Anhalt  vom  8.  Februar  1886, 
in  Oesterreich  vom  5.  Januar  1887.  Vorzugsweise  bringt  der 
Ergänzungsband  verwaltungsrechtliches  Material.  Bei  künf- 
tigen Fortsetzungen  wird  sich  das  voraussichtlich  noch  steigern. 
Deshalb  ist  der  Titel  des  Buchs  zu  eng:  die  Flagge  („Verfas- 
sungsgesetze") deckt  nicht  mehr  die  Ladung.       Hübler. 


VII.  Staats-  und  Verwaltungsrecht. 

Neumann,  Fr.  J.  Volk  und  Nation.  Eine  Studie.  Leipzig, 
Duncker  &  Humblot.  1888.  XV  u.  164  S.  3  M.  20  Pf. 
Der  durch  seine  Arbeiten  auf  dem  Gebiete  der  National- 
ökonomie und  Statistik  bekannte  Verf.  ist  zunächst  durch  sta- 
tistische Untersuchungen  über  die  nationalen  Bevölkerungsver- 
hältnisse der  Provinzen  Westpreussen  und  Posen  zu  einer  ein- 
gehenderen wissenschaftlichen  Beschäftigung  mit  den  Begriffen 
„Volk"  und  „Nation"  geführt  worden.  Gemäss  der  von  ihm 
auch  in  anderen  Schriften  geübten  Methode  geht  er  aus  von 
dem  Sprachgebrauch,  sucht  aber  dann  auf  der  so  gewonnenen 
Grundlage  die  dem  Interesse  der  Wissenschaft  am  meisten  ent- 
sprechenden Bedeutungen  der  in  Frage  stehenden  Ausdrücke 
vorsichtig   zu   fixieren.     N.    erklärt   sich   entschieden   gegen   die 
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Identifizierung  von  Volk  und  Nation  und  verwirft  andererseits 
die  Annahme,  als  ob  Volk  und  Nation  gegensätzliche  Begriffe 
seien.  Er  unterscheidet  vier  verschiedene  Bedeutungen  des 
Wortes  „Volk",  zwei  des  Wortes  „Nation".  Volk  ist  zunächst 
der  spezifische  Ausdruck  für  die  Gesamtheit  der  Angehörigen 
eines  Staates.  Volk  heisst  aber  auch  ein  Teil  dieser  politischen 
Einheit  nach  örtlicher,  sozialer  oder  politischer  Gliederung;  ferner 
verstehen  wir  unter  Volk  eine  sogen,  natürliche  Einheit,  den 
Volksstamm ;  endlich  ist  Volk  gleichbedeutend  mit  Nation  als 
Kulturbegriff.  Die  Nation  in  diesem  Sinne  definiert  N.  als  „eine 
grössere  Bevölkerung,  die  infolge  eigenartiger  Kulturleistungen 
ein  eigenartiges  gemeinsames  Wesen  gewonnen  hat,  das  sich  auf 
weiten  Gebieten  von  Generation  zu  Generation  überträgt;  von 
dem  Volksstamm,  welchen  er  gleichfalls  für  einen  Kulturbegriff 
erklärt,  soll  sich  die  Nation  in  dieser  Bedeutung  durch  grössere 
Höhe,  Ausdehnung  und  Assimilierungsfähigkeit  der  eigentüm- 
lichen Kultur,  also  nur  gi-aduell  unterscheiden.  Das  Wort 
„Nation"  hat  aber  neben  der  Kulturbedeutung  eine  zweite, 
staatliche  Bedeutung,  welche  allerdings,  wie  N.  hervorhebt,  mit 
der  ersten  nahe  zusammenhängt;  denn  Nation  im  politischen 
Sinne  bezeichnet  die  Gesamtheit  der  Angehörigen  eines  Staates, 
welcher  eine  Nation  im  ersten  (eigentlichen)  Sinne  in  sich  schliesst 
oder  zu  schaffen  befähigt  erscheint.  Wenn  diese  Anwendung  des 
Wortes  „Nation*  in  der  deutschen  Sprache  neuerdings  durch 
den  Sprachgebrauch  der  Franzosen,  Italiener  und  Engländer 
wesentlich  unterstützt  worden  ist,  so  ist  dieselbe  doch,  wie  N. 
in  interessanter  Ausführung  darlegt,  schon  althergebracht,  ur- 
sprünglich wohl  aus  der  lateinischen  Staats-  und  Kirchenrechts- 
sprache des  14.  und  15.  Jahrhunderts  herübergenommen.  Weit 
unbestimmter  als  die  Bezeichnung  „Nation"  ist  der  Ausdruck 
„Nationalität";  insbesondere  kann  derselbe  auch  auf  einen  Volks- 
stamm, welcher  keine  Nation  bildet,  angewandt  werden. 

Das  kleine  Buch  N.s  enthält  ein  reiches  Material  und  gibt, 
obgleich  hauptsächlich  terminologischen  Inhalts,  vielfache  An- 
regung zum  tieferen  Nachdenken  über  wichtige  Fragen  der  Staats- 
und Rechtswissenschaft.  Brie. 

Falcke.  üeber  gleichzeitige  Staatsangehörigkeit  in 
mehreren  deutschen  Bundesstaaten  und  deren  Ein- 
fluss  auf  die  Beurteilung  der  Status-  und  Fami- 
lienverhältnisse. Leipzig,  Rossberg.  1888.  XIVu.  60S. 
1  M.  60  Pf. 
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Im  ersten  Teile  der  Studie,  welche  aus  einer  wissenschaft- 
lichen Prüfungsarbeit  für  das  juristische  Staatsexamen  hervorge- 
gangen ist,  tritt  Verf.  an  die  Frage  heran:  ob  ein  Deutscher 
gleichzeitig  Staatsangehöriger  mehrerer  zum  deutschen  Reiche 
gehöriger  Bundesstaaten  sein  kann?  Auf  Grund  der  reichen 
vorhandenen  Litteratur,  welche  der  Duplizität  und  selbst  der 
Multiplizität  der  Staatsangehörigkeit  weder  formellen  noch  ma- 
teriellen Widerspruch  entgegensetzen  kann,  bei  aller  berechtigten 
Abneigung  gegen  die  Anerkennung  dieser  unstaatlichen  Mischung, 
gelangt  denn  auch  Verf.  zu  dem  Schlüsse,  dass  der  Verlust  einer 
Staatsangehörigkeit  durch  den  Erwerb  einer  neuen  nicht  bedingt 
sei.  —  Der  zweite  Teil  ist  der  vom  Verf.  auf  den  Unterlagen 
des  einschlägigen  Quellenmaterials  gut  gegliederten  Frage  ge- 
widmet: „Welchen  Einfluss  äussern  die  auf  gleichzeitige  Staats- 
angehörigkeit in  mehreren  zum  Deutschen  Reich  gehörigen  Bundes- 
staaten bezüglichen  reichsrechtlichen  Bestimmungen  hinsichtlich 
der  Anwendung  der  §§.  7,  13,  15  und  16  des  betr.  Gesetzbuches 
für  das  Königreich  Sachsen?"  —  Die  von  F.  gewonnenen  Re- 
sultate zeigen,  dass  die  gleichzeitige  Staatsangehörigkeit  in  meh- 
reren Bundesstaaten  für  den  Sachs.  Richter  bei  Beurteilung  der 
Status-  and  Familienverhältnisse  eines  Deutschen  weit  weniger 
Einfluss  üben,  als  dies  nach  dem  Wortlaut  der  einschlägigen  Be- 
stimmungen des  Sachs.  R.  anzunehmen  wäre.  Stoerk. 

Seydel,  M.  Das  Staats-R.  des  Königreichs  Bayern.  (Mar- 
quardsens  Handbuch  des  öffentlichen  R.  III.  Bd.,  I.  Halbbd., 
I.Abt.).  Freiburg  i.  B.,  Mohr  (Paul  Siebeck).  1888.  12  M. 
(Für  die  Abnehmer  des  Vogelschen  Staats-R.  9  M.) 

An  Stelle  des  Vogelschen,  das  Staats-R.  Bayerns  darstellen- 
den Beitrages,  welcher  ausserhalb  des  Handbuches  zur  Ausgabe 
gelangen  wird,  trat  die  vorliegende  umfassende  Bearbeitung  des- 
selben Stoffes  aus  der  oft  bewährten  Feder  des  Verf.  des  bisher 
beim  dritten  Bande  angelangten  grossen  Systems  des  bayer. 
Staats-R.  Es  ist  ihm  hier  gelungen,  die  Ergebnisse  ausgreifender 
Forschungen  in  gedrängter  Gestalt  und  in  fasslicher  Form  dem 
Rahmen  des  Handbuches  einzufügen. 

Der  üblichen  Systematik  in  den  Hauptpunkten  folgend,  teilt 
S.  den  gesamten  reichen  Stoff  in  acht  Abschnitte,  deren  erster 
uns  die  geschichtliche  Entwickelung  der  vielverschlungenen  Ge- 
schicke des  bayer.  Staatswesens  bis  zur  Errichtung  der  Ver- 
fassungsurkunde von  1818  in  gedrungener  Verarbeitung  der 
Hauptdaten  vermittelt.    Der  Verf.  lässt  hier  durchweg  die  Ereig- 
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nisse  selbst  reden  und  tritt  mit  seinem,  subjektiven  Urteil  dafür 
um  so  energischer  erst  in  dem  folgenden  Abschnitt  hervor,  welcher 
den  Grundfragen  des  staatlichen  Lebens  gewidmet  ist  und  somit 
dem  Spiel  der  Meinungen  und  Theorien  breitesten  Raum  gibt. 
Diese  Grundfragen  finden  ihre  kurze  aber  bestimmte  Lösung  im 
Geiste  der  dem  Autor  eigenen  realistischen  Staatsauffassung,  für 
welche  ihm  allerdings  die  Verfassungsurkunde  Bayerns  mehr  als 
einmal  die  sichersten  Handhaben  bietet.  Aus  den  Obersätzen  — 
wenn  wir  sie  so  nennen  dürfen  — ,  aus  denen  das  ganze  übrige 
Gefüge  der  zur  Aufstellung  gelangenden  Sätze  Sicherheit  und 
Stütze  gewinnen,  mögen  hier  die  beiden  wichtigsten  angeführt 
werden:  ,Das  Königtum  leitet  seine  Gewalt  aus  keiner  Rechts- 
quelle, insbesondere  aus  keiner  üebertragung  durch  das  Volk 
oder  den  Staat  ab.  Es  herrscht  aus  eigener  Macht  und  eben 
deshalb  kennt  diese  Macht  kein  Gebiet,  das  rechtlich  ihrer  Ein- 
wirkung entzogen  wäre.  Die  Staatsgewalt  bestimmt  den  Um- 
fang ihrer  Thätigkeit  selbst.  Wenn  sonach  die  Verfassungs- 
urkunde vom  König  sagt,  dass  er  in  sich  alle  R.  der  Staatsgewalt 
vereinige,  so  hat  dies  den  doppelten  Sinn,  dass  er  sein  R.  in 
sich  selbst  und  von  niemand  zu  Lehen  trägt,  und  dass  seine 
Gewalt  eine  allumfassende  ist.  Die  königliche  Gewalt  besteht 
nicht  kraft  der  Verfassungsurkunde,  sondern  die  Verfassungs- 
urkunde kraft  der  königlichen  Gewalt.  Die  Verfassungsurkunde 
ist  eine  vom  Könige  gegebene  und  es  hat  einen  tiefen  Sinn,  dass 
sie  selbst  die  Sicherheit  für  ihre  Einhaltung  durch  den  König 
nicht  in  irgend  einer,  Menschen  gegenüber  eingegangenen  Ver- 
pflichtung, sondern  in  einem  religiösen  Gelöbnisse,  dem  Eide 
sucht."  —  Und  an  anderer  Stelle:  „Die  Herrscherstellung  des 
Königs  in  ihrer  Ganzheit  ist  kein  R. ,  sondern  eine  Macht, 
welche  die  Quelle  der  Rechtsordnung  und  von  Rechten  ist.  Diese 
Macht  kann  und  muss  aber  auch  Quelle  von  Befugnissen  für 
den  König  sein,  und  insoferne  wird  man  von  R.n  des  Königs 
sprechen  dürfen,  nicht  jedoch  in  dem  Sinne,  als  ob  sie  ihm  von 
irgend  jemand  verliehen  wären"  (S.  24).  Gerade  weil  wir  beim 
besten  Willen  einen  inneren  Widerspruch  zwischen  diesen  Thesen 
und  der  a.  a.  0.  ausgesprochenen  anderen  Lehre:  —  „Die  recht- 
liche Unbeschränktheit  der  Staatsgewalt  in  bezug  auf  ihren  Um- 
fang schiesst  eine  Selbstbeschränkung  des  Herrschers  in  bezug 
auf  die  Ausübung  dieser  Gewalt  nicht  aus"  —  nicht  entdecken 
können,  drängt  sich  uns  die  unabweisliche  Frage  auf,  ob  wir 
in  den  hier  in  strengster  Observanz,  d.  h.  in  lückenfreier  Kon- 
sequenz vertretenen  Anschauungen  wirklich  einen  Fortschritt  in 
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der  wissenschaftliehen  Ausprägung  des  Thatsächlichen  erblicken 
müssen,  erblicken  können.  Während  uns  nämlich  bei  den  überaus 
klar  sich  darstellenden  Begriffsentwickelungen  bisher  Abstraktes 
gleichsam  mit  den  Händen  fassbar  wird,  übersehen  wir  leicht 
die  Thatsache,  dass  uns  inzwischen  doch  auch  vieles,  was  uns 
als  wissenschaftlich  errungen  und  befestigt  galt,  ohne  vollwertigen 
Ersatz  aus  den  Händen  gleitet.  Wir  heben  aus  dem  Abschnitt 
besonders  hervor  die  quellenmässigen  Darstellungen  der  mit  dem 
Erwerb  und  dem  Verlust  der  Herrschergewalt  in  Zusammen- 
hang stehenden  Fragen  und  des  Verhältnisses  Bayerns  zum 
Deutschen  Reiche.  Bezüglich  der  rechtlichen  Natur  des  letzteren 
und  der  Stellung  seiner  Bundesglieder  charakterisiert  S.  seine, 
von  der  im  Handbuche  und  insbesondere  in  Laban ds  Staats-R. 
des  Deutschen  Reichs  vertretenen  Ansicht  abweichende  Meinung 
mit  den  knappen,  aber  durchaus  orientierenden  Sätzen:  „Ich 
verwerfe  den  Begriff  des  Bundesstaates  und  halte  das  Reich  für 
einen  Staatenbund  staatsrechtlichen  Charakters.  In  eine  Er- 
örterung dieser  Streitfrage  hier  einzutreten,  wäre  nicht  am  Platze. 
Bemerkt  mag  übrigens  werden,  dass  die  praktisch-politische  Be- 
deutung dieser  Meinungsverschiedenheit  vielfach  we^lj!  überschätzt 
wird.  Ich  wüsste  kaum  eine  staatsrechtlich^irj^^ipzelfrage,  bei 
welcher  jene  grundsätzliche  Meinungsverschiedenheit  Gleichheit 
der  Ansicht  ausschlösse,  wie  auch  umgekehrt  die  Meinungsgleich- 
heit in  bezug  auf  die  rechtliche  Natur  des  Reichs  Meinungsver- 
schiedenheiten in  sehr  wichtigen  Einzelfragen  nicht  verhütet" 
(S.  44).  Im  Kapitel  über  die  Gegenstände  der  Herrschaft  be- 
gegnen wir  wieder  den  vortrefflichen  Grundzügen,  welche  die 
Untersuchungen  des  grossen  Systems  des  Verf.  über  Staatsange- 
hörigkeit, Rechtsstellung  des  Standesherrn  und  der  Fremden  so 
klar  und  ergiebig  gestalten. 

Aus  der  in  den  folgenden  Kapiteln  gegebenen  Entwickelung 
der  juristischen  Natur  des  Landtages  und  seiner  Körper  seh  afts-R. 
heben  wir  als  besonders  für  das  bayer.  Verfassungs-R.  bemerkens- 
wert hervor  die  Ausführungen  S.  über  das  Petitions-R.,  die  als 
solche  (S.  56  fg.)  den  besten  Beweis  dafür  abgeben,  dass  dieses 
„Grund-R."  jedenfalls  nicht  immer  und  nicht  überall  sich  durch 
seine  vielbetonte  „Inhaltslosigkeit"  auszeichnen  müsse.  Ohne 
sich  durch  einen  besonders  umfangreichen  litterarischen  Apparat 
die  Bewegungsfreiheit  zu  mindern,  gewährt  der  Verf.  doch  in 
allen  wesentlichen  Partien  des  Buches  eine  ganz  genaue  Stellung- 
nahme zu  allen,  die  wissenschaftliche  Arbeit  unserer  Tage  be- 
schäftigenden Fragen,    so   bei   der  Lehre   von   der  Verwaltungs- 
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rechtspflege,  von  der  juristischen  Natur  des  Staatsdienerverhält- 
nisses, des  Staatsdienstvertrages,  des  Gemeinde-R.  Besonderes 
Interesse  nimmt  die  Darstellung  des  partikulären  Instituts  des 
Heimats-R.  und  der  mit  demselben  verbundenen  eigenartigen 
Rechtsfiguren  in  Anspruch.  Neu  innerhalb  der  sonstigen  Syste- 
matik des  Handbuchs  sind  die  Kapitel  über  das  staatliche 
Zwangs-R.  gegen  die  Person  und  das  staatliche  Zwangs-R.  gegen 
das  Vermögen  mit  gehaltvollen  Ausführungen,  welche  das  sonst 
so  äusserst  selten  behandelte  wichtige  Thema  vom  staatlichen 
Exekutions-R.  zum  Mittelpunkt  haben.  Der  fünfte  Abschnitt  ist 
dem  Finanz-R.,  der  sechste  der  Landesverwaltung  in  reich  ge* 
gliederter  Systematik  gewidmet.  Das  ganze  Gefüge  der  verwal- 
tungsrechtlichen Einrichtungen  ist  hier  eindringlicher  behandelt 
als  in  irgend  einer  der  anderen  partikularrechtlichen  Darstellungen 
des  Handbuches,  so  u.  a.  mit  zweckentsprechender  Ausführlich- 
keit die  polizeilichen  Beschränkungen  der  Eheschliessung  (S.  258  fg.) 
und  die  Arbeiter  Versicherung  in  einer  Uebersicht  der  an  die 
Reichsgesetze  sich  anschliessenden  partikularrechtlichen  Bestim- 
mungen. Der  siebente  Abschnitt  bespricht  die  Kompetenz  Bayerns 
in  den  auswärtigen  Angelegenheiten  innerhalb  der  Schranken, 
welche  jetzt  durch  die  übergeordnete  Zuständigkeit  des  Reiches 
gezogen  sind,  mit  beziehungsreichen,  scharfsinnigen  Bemerkungen 
über  das  Verhältnis  des  bayer.  Landtages  zum  Abschluss  solcher 
Staatsverträge,  deren  Inhalt  den  Wirkungskreis  des  Landtages 
berührt.  —  Eine  in  äusseren  Umrissen  gehaltene  Darstellung  des 
bayer.  Heerwesens  und  die  genaue  Kennzeichnung  der  Sonder-R. 
des  zweitgrössten  deutschen  Bundesstaates  auf  diesem  Gebiete 
der  Verwaltung  bringen  das  lehrreiche  Werk  und  damit  die  drei 
wichtigsten  Bände  des  um  die  Entwicklung  des  öffentlichen  R. 
verdienten  Handbuchs  zum  Abschlüsse.  Stoerk. 


VIII.  Internationales  Recht. 

Maine,  H.    International  Law.    A  series  of  lectures  delivered 
before  the  University  of  Cambridge  1887.    London,  Murray. 
1888.     II  u.  234  S. 
Der  am  3.  Februar  1888  verstorbene  H.  S.  M.  war  ein  Ge- 
lehrter von  umfangreichem,   auch  auf  Selbsterfahrung   und  un- 
mittelbarer Anschauung  beruhendem  Wissen,  ein  Denker,  welchen 
Vergleichung  der  Rechtsinstitute  in  Zeit  und  Raum  vornehmlich 
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anzog.  Dem  Völker-R.  scheint  er  sich  erst  in  späteren  Jahren 
zugewendet  zu  haben,  als  er  anfangs  1887  zum  Whewell-Professor 
in  Cambridge  ernannt  wurde,  und  in  dieser  Eigenschaft  hat  er 
die  zwölf  Vorträge  gehalten,  welche  seine  Testamentsvollstrecker 
Harrison  und  Pollock  nach  seinem  Tode  der  Oeffentlichkeit  über- 
geben haben.  Eine  grosse  Bereicherung  der  Völkerrechtswissen- 
schaft ist  von  diesem  Buche  kaum  zu  erwarten,  wie  es  denn 
auch  das  wohlverdiente  Ansehen  des  Verf.  von  Ancient  Law, 
Early  Law  and  Custom,  Early  History  of  Institutions  nicht  er- 
heblich mehren  wird.  Es  enthält,  wohl  dem  Zwecke  der  Whewell 
Lectures  gemäss  in  glatter,  einem  weiteren  Kreise  von  Zuhörern 
leicht  verständlicher  etwas  breiter  Darstellung,  vernünftige,  in- 
teressante, mitunter  auch  schöne  und  geistreiche  Betrachtungen 
über  verschiedene,  hauptsächlich  den  Krieg,  dessen  Milderung 
und  von  einigen  für  möglich  gehaltene  einstige  Abschaffung  be- 
treifende Fragen,  was  dem  bestimmt  ausgesprochenen  Willen 
Whewells  genau  entspricht.  Die  Themata  sind  Seekriegsführung 
(Seekriegsbeute,  Seewehr,  Kriegskontrebande,  Blockade),  Pariser 
Deklaration,  Milderung  des  Krieges  (unerlaubte  Mittel,  den  Feind 
zu  schädigen,  Geschichte  einzelner  Waifen),  das  moderne  Kriegs-R. 
(Torpedos,  Spione,  Genfer  Konvention),  Gefangene  und  Pardon 
(Brüsseler  Konferenz,  Repressalien),  Verhältnisse  des  Kriegführen- 
den in  Feindesland  (Besetzung,  Waffenstillstand,  Verträge  im 
Kriege),  Beute-R.  im  Landkriege  (Kunstwerke,  Plünderung,  Kon- 
fiskation von  Feindesgut,  Friedrich  II.  und  die  schlesische  An- 
leihe), Vorschläge  zur  Abschaffung  des  Krieges  (Christentum  und 
Krieg,  Schiedsspruch,  Friedensbünde  zwischen  Souveränen).  Ge- 
wissermassen als  Einleitung  sind  vorangestellt  vier  Vorträge  über 
Ursprung  und  Quellen,  Autorität  und  Sanktion  des  Völker-R., 
Staatensouveränität,  Territorial-R.:  hier  scheint  sonderbarerweise, 
S.  82,  die  Scheide  für  einen  Arm  des  Rheines  zu  gelten ;  da  das 
Manuskript  noch  nicht  druckfertig  war,  als  M.  starb,  müssen 
die  Herausgeber  für  diesen  Lapsus  verantwortlich  sein.  —  Die 
auf  das  Kriegs-R.  bezüglichen  Abschnitte  sind  vorwiegend  Er- 
läuterung des  englischen  Manuals  für  Offiziere,  dessen  Haupt- 
verfasser der  jetzige  Lord  Thring  sein  soll.  Des  Kaisers  Ale- 
xander II.  Verdienst  wird  in  sehr  richtiger  Weise  beleuchtet, 
sowie  die  Dienste,  welche  der  Dreikaiserbund  der  Sache  des 
Friedens  geleistet  hat.  Hervorzuheben  sind  u.  a.  die  Bemer- 
kungen über  den  Einfluss,  den  das  r.  R.  auf  das  Völker-R.  aus- 
geübt hat,  und  über  die  Frieden  stiftende  Funktion  der  grossen 
Reiche.  R  i  v  i  e  r. 


Maine  —  Clarke.  203 

Clarke,  E.  A  Treatise  upon  the  Law  of  Extradition  with 
the  Conventions  upon  the  subject  existing  between 
England  and  Foreign  Na tions  and  thecasesdecided 
upon.  3th.  ed.  London,  Stevens  &  Haynes.  1888.  XX,  226 
and  CCLXX  S. 
Das  Buch  des  gegenwärtigen  Solicitorgeneral  erschien  zum 
erstenmal  vor  20  Jahren,  zu  einer  Zeit,  wo  diese  Fragen  weniger 
Interesse  erweckten  als  es  gegenwärtig  der  Fall  ist.  Es  gilt 
gegenwärtig  in  England  als  das  beste  Handbuch  für  alle  diese 
Fragen.  C.  betrachtet  die  Auslieferung  von  Verbrechern  als 
eine  internationale  Verpflichtung,  welcher  auch  ohne  Verträge 
nachzukommen  ist.  In  diesem  Sinne  sprach  sich  auch  der  Kanzler 
Kent  aus,  und  welche  Fortschritte  dieser  Gedanke  gemacht  hat, 
ergibt  sich  aus  dem  Berichte  der  Kommission  von  1877.  In- 
dessen hält  er  es  für  zweckmässig,  die  Auslieferung  nur  für 
genau  bestimmte  Verbrechen  zu  bewilligen  und  nur  wenn  die 
Schuld  des  Auszuliefernden  einigermassen  wahrscheinlich  gemacht 
worden  ist;  für  politische  Verbrechen  will  er  sie  ganz  aus- 
schliessen.  Nach  Darlegung  der  allgemeinen  Grundsätze  gibt  C. 
eine  gedrängte  Uebersicht  der  Geschichte  der  Auslieferungen  und 
Auslieferungsverträge  im  Altertum  und  im  Mittelalter.  Ferner 
seine  Geschichte  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  Canada, 
England  und  Frankreich  unter  Hervorhebung  der  wichtigsten 
Fälle.  In  England  wurde  1868  eine  Kommission  eingesetzt  mit 
dem  Auftrage:  „to  consider  the  whole  matter  of  Extradition 
Law".  Das  Resultat  ihrer  Arbeiten  war  die  Extraditionsact 
von  1870.  Alle  Fälle,  welche  sich  unter  dieser  Acte  ereigneten, 
und  die  Auslieferungen,  welche  bewilligt  wurden,  werden  mit 
hinlänglicher  Ausführlichkeit  und  Genauigkeit  besprochen.  Von 
besonderem  Interesse  ist  das  vorletzte  Kapitel,  welches  das  Ver- 
fahren in  Auslieferungssachen  in  den  verschiedenen  Staaten 
schildert,  und  das  letzte,  welches  die  Schlussbemerkungen  des 
Verfassers  enthält.  Schon  im  Jahre  1873  wurde  in  England  ein 
Abänderungsgesetz  zu  der  Extraditionsact  erlassen,  welches  jedoch 
nicht  in  allen  Teilen  die  Billigung  C.  findet.  1877  wurde  nun 
eine  neue  Kommission  ernannt,  welche  die  Frage  der  Auslieferung 
in  ihrem  ganzen  umfange  nochmals  einer  eingehenden  Prüfung 
unterziehen  sollte.  Dieselbe  stellte  nun  verschiedene  Postulate 
auf,  welche  der  bisherigen  Praxis  gegenüber  als  sehr  weitgehend 
angesehen  werden  können,  und  welche  noch  geraume  Zeit  brau- 
chen, um  allgemein  angenommen  zu  werden.  Vorerst  verlangte 
sie  in  voller  Uebereinstimmung  mit  C.  und  dem  amerikanischen 
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Kanzler  Kent,  dass  Auslieferungen  nicht  von  einem  Staatsver- 
trag abhängig  gemacht  werden  sollen ,  und  sodann ,  dass  die 
Ausnahme  zu  gunsten  der  eigenen  Angehörigen  fallen  gelassen 
werde;  endlich  dass  ein  politisches  Motiv  nicht  hinreiche,  um 
ein  gemeines  Verbrechen  zu  einem  politischen  zu  stempeln.  In 
diesem  Sinne  wurden  denn  auch  seither  verschiedene  Staatsver- 
träge abgeschlossen  und  England  verpflichtet  sich  zur  Auslieferung 
der  eigenen  Staatsangehörigen  sogar  solchen  Staaten  gegenüber, 
welche  diesen  Grundsatz  nicht  anerkennen.  Dagegen  wurde  von 
der  Kommission  die  Frage  nicht  berührt ,  ob  Personen ,  welche 
nicht  dem  requirierenden  Staate  angehören,  wegen  Verletzung 
der  Gesetze  desselben  ausgeliefert  werden  dürfen,  obgleich  die- 
selbe nicht  auf  seinem  Territorium  stattgefunden  hat,  und  doch 
ist  gerade  in  Sachen  v.  Nillins  ein  gerichtlicher  Entscheid  ge- 
fällt worden,  dessen  Richtigkeit  doch  mehr  als  fraglich  erscheint. 
Ein  gewisser  Nillins  in  Southampton  bestellte  und  erwarb  mit- 
telst brieflicher  falscher  Angabe  Waren,  über  welche  er  verfügte, 
und  welche  er  von  Southampton  mit  falschen  Wechseln  bezahlte. 
Die  deutsche  Regierung  verlangte  die  Auslieferung,  weil  das  Ver- 
brechen in  Deutschland  begangen  worden  sei,  Nillins  somit  als 
flüchtiger  Verbrecher  betrachtet  werden  müsse.  Das  Gericht 
trat  dieser  Auffassung  bei,  trotz  einiger  Bedenken  des  Richters 
Day,  und  lieferte  den  Nillins  aus,  gestützt  auf  den  Vertrag  mit 
Deutschland  und  die  Definition  vom  fugitive  criminal  in  der  Acte 
von  1870.  C.  hoift,  es  werde  dieses  Urteil  bei  dem  nächsten  ge- 
gebenen Anlass  overruled  werden,  und  auch  Holland  findet  das- 
selbe „somewhat  startling". 

In  einem  mit  besonderer  Seitenbezeichnung  versehenen  An- 
hang werden  nicht  nur  die  englischen  Gesetze  von  1870  und  1873, 
sowie  die  fugitive  off'enders  Act  mitgeteilt,  sondern  auch  alle 
von  England  mit  Bezug  auf  diesen  Gegenstand  mit  anderen 
Staaten  abgeschlossenen  Verträge.  König. 

Durand,  J.  Code  de  l'etranger  en  France.  Paris,  Pedone- 
Lauriel.  1889.  61  S.  1  fr.  50  cent. 
Enthält  den  Text  des  Dekrets  vom  2.  Oktober  1888,  welches 
die  in  Frankreich  wohnenden  Ausländer  anhält,  eine  Wohnungs- 
erklärung bei  dem  Maire  ihres  Wohnorts  abzugeben.  Der  Com- 
mentar  gibt  Anleitung  für  die  zu  beobachtenden  Förmlichkeiten 
und  weist  nach,  auf  welche  Ausländer  sich  das  Dekret  be- 
ziehe, und  auf  welche  nicht,  mit  Verweisung  auf  bisherige 
Entscheide.     Es   werden  ferner    auch    die  Förmlichkeiten   mitge- 
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teilt,  welche  zu  Erlangung  eines  festen  Domicils  und  zur  Natura- 
lisation erforderlich  sind,  sowie  die  Bedingungen,  welche  in 
den  verschiedenen  Ländern  Europas  von  den  Ausländern,  welche 
sich  daselbst  niederlassen  oder  aufhalten  wollen,  erfüllt  werden 
müssen.  König. 


IX.  Hilfswissenschaften. 

Schmoller,  G.  Zur  Litteraturgeschichte  der  Staats- 
und Sozialwissenschaften.  Leipzig,  Dunker  &  Hum- 
blot.  1888.  X  u.  304  S.  6  M.  (vgl.  S.  164). 
Als  Festgabe  zu  Rosebers  Doktorjubiläum  hat  Sohmoller 
diesen  Band  aus  kritisch-litterargeschichtlichen  Aufsätzen  zu- 
sammengestellt, von  denen  der  Röscher  selbst  betreffende  ganz 
und  ein  anderer  teilweise  neu  ist,  die  übrigen  aber  zu  verschie- 
denen Zeiten  innerhalb  des  letzten  Vierteljahrhunderts  an  anderen 
Stellen  veröffentlicht  worden  sind.  In  der  Reihenfolge  der  be- 
handelten Schriftsteller  spiegelt  sich  der  Fortschritt  der  deutschen 
Wirtschaftswissenschaft  von  der  abstrakten  Dogmatik  zu  der 
empirisch-historischen  Auffassung  der  Erscheinungen  ab.  Die 
Abhandlungen  über  Schillers  ethischen  und  kulturhistorischen 
Standpunkt  (1863)  und  über  Fichte  (1864/65)  lassen  die  breite 
philosophische  Grundlage  erkennen,  von  der  aus  der  Verf.  seine 
Anschauungen  über  die  Grundfrage  der  Gesellschafts-  und  Ver- 
kehrslehre und  seine  realistische  Forschungsmethode  gewonnen 
hat.  Es  folgt  ein  kurzer  Aufsatz  über  List,  den  Schmoller 
mit  Recht  als  eine  unserer  nationalen  Grössen  geschätzt  wissen 
will,  gleichviel,  wie  man  über  seine  Schutzzolltheorie  denken 
möge.  Carey  wird  gewürdigt  als  origineller  Denker,  als  Mann 
von  seltener  Begabung,  wenn  auch  ohne  Schule,  ohne  wissen- 
schaftliche Bildung,  ohne  Zucht  und  Ordnung  in  den  Gedanken.- 
Eine  aus  dem  Jahre  1866  stammende  Abhandlung  über  L.  von 
Stein  gibt  von  diesem  geist-  und  gedankenreichen  Schriftsteller 
eine  überwiegend  anerkennende  Charakteristik,  die  auch  gegen- 
wärtig noch  als  zutreffend  befunden  werden  wird.  "  Den  Mittel- 
punkt der  ganzen  Reihe  nimmt  Röscher  ein.  Was  Schmoller  zum 
Ruhme  des  gefeierten  Gelehrten  sagt,  ist  ernst  gemeint  und 
voll  begründet,  und  ebendeswegen  wertvoller,  als  panegyrische 
Lobeserhebung,  wie  sie  ein  festlicher  Anlass  leicht  mit  sich  bringt. 
Der  Verf.  betrachtet  Röscher  in  erster  Linie  als  einen  Schüler  der 
grossen    Göttinger    Kulturhistoriker   des    vorigen  Jahrhunderts, 
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der  mit  einer  seltenen  Breite  der  Bildung  und  Gelehrsamkeit 
einen  realistischen  Sinn  für  alle  kleinen  Einzelheiten  des  wirt- 
schaftlichen Lebens  und  ein  lebhaftes  Interesse  für  die  grossen 
Fragen  der  historischen  Entwicklungsprozesse  der  Völker  und 
Staaten  verbindet.  Besonders  hoch  stellt  Schmoller  den  zweiten 
und  dritten  Band  des  Roscherschen  Lehrbuchs,  in  denen  er  epoche- 
machende Leistungen  anerkennt.  In  einem  ursprünglich  (1869) 
als  Vortrag  erschienenen  Aufsatz  über  die  neueren  Ansichten 
über  Bevölkerungs-  und  Moralstatistik  bekämpft  der  Verf.  die 
falsche  üebertragung  der  naturwissenschaftlichen  Vorstellungen 
von  Gesetzlichkeit  auf  das  gesellschaftliche  und  ethische  Gebiet. 
—  In  einem  Artikel  über  Knies  wird  gezeigt,  wie  dieser  als 
ernster,  tiefer  Theoretiker  in  wesentlich  anderer  Weise  als  Röscher 
und  Hildebrand  in  die  wissenschaftliche  Bewegung  eingegriffen 
habe,  wenn  man  ihn  auch  gewöhnlich  mit  den  beiden  letzteren 
als  Begründer  der  historischen  Schule  der  deutschen  National- 
ökonomie zusammenstellt.  In  Schäffle  findet  Schmoller  die  höchste 
Form  der  staatswissenschaftliclien  Publizistik  und  Journalistik 
verkörpert,  indem  er  zugleich  die  universale  philosophische  Bil- 
dung und  die  ungewöhnliche  spekulative  Kraft  dieses  allerdings 
nicht  immer  leicht  zu  lesenden  Schriftstellers  anerkennt.  —  Ein 
Artikel  über  Funk-Brentano  ist  ursprünglich  angeregt  durch 
die  üebereinstimmung  mancher  Ausführungen  in  dessen  Schrift 
über  die  Gesetze  der  Zivilisation  mit  Schmollers  „Grundfrage 
des  Rechts  und  der  Volkswirtschaft ''.  —  Henry  George  wird 
als  naturwüchsiges  Talent  anerkannt,  so  utopistisch  sein  Projekt 
der  Konfiskation  des  Grundrechts  und  seine  Zukunftsphantasieen 
auch  sein  mögen.  —  Dem  „freihändlerischen  Sozialismus"  Hertzkas 
gegenüber  kann  Schmoller  sich  ebenfalls  nur  ablehnend  verhal- 
ten, wenn  er  auch  hervorhebt,  dass  Hertzka  mit  diesen  An- 
schauungen den  Boden  der  orthodoxen  Manchesterlehre  endgültig 
verlassen  und  sich  der  wissenschaftlichen  deutschen  National- 
ökonomie genähert  habe.  Der  letzte  Aufsatz  enthält  eine  in 
durchaus  gemässigter  Form  gehaltene  Zurückweisung  der  An- 
griffe Mengers  gegen  die  historische  Schule  der  Staatwissenschaften 
und  eine  beifällige  Zustimmung  zu  den  Ausführungen  Diltheys 
über  die  Methodologie  der  Geisteswissenschaften.  Lexis. 

Henrich,  L.  Die  Reform  der  direkten  Ste  uern,  insbe- 
sondere die  Einführung  der  Selbsteinscbätzung 
in  Preussen.  Ein  Mahnwort  an  die  preuss.  Landtags- 
wähler.    Berlin,  Heymann.     1888.     IV  u.  80  S.     1  M. 
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Eine  der  brennenden  Fragen  der  preuss.  Gesetzgebung,    die 
Reform  der  Einkommensteuer,   ist   in   dieser   unmittelbar 
vor  den  preuss.  Landtagswahlen  erschienenen  Schrift    mit  einer 
Wärme  behandelt,  wie  nur  die  tiefgewurzelte  Ueberzeugung  von 
der  Ungerechtigkeit  des  bestehenden  Zustandes  sie  erzeugt.    Das 
preuss.  Gesetz  über   die  Klassen  und   klassifizierte  Einkommen- 
steuer,  vom    1.  Mai    1851,    ist   in   den  Augen   des  Verf.,    wenn 
man  den  Massstab  der  Gerechtigkeit  anlegt,  das  mangelhafteste 
aller  Gesetze.     Er  verlangt  gerechtere  Verteilung  und  gerechtere 
Einschätzung.     Behufs  gerechterer  Verteilung  stellt  er   als  Ziele 
der  Reform  hin  :  „1.  die  Aufhebung  der  bisherigen  Klassensteuer, 
sonach   Befreiung   aller  Einkommen   unter   3000  Mark   von   der 
direkten  Staatssteuer ;  2.  die  Einführung  einer  neuen  Einkommen- 
steuer, welche  alle  Einkommen  über  3000  M.  erfasst,  dabei  aber 
die  grössere   oder   geringere  Leistungsfähigkeit   der  Besteuerten 
in  doppelter  Weise  berücksichtigt,  indem :  a)  eine  in  regelmässigen 
Sätzen  steigende  Steuer  mit  dem  höchsten  Steuersatze  von  3  Proz. 
bei  Einkommen  über  10,000  M.  und  dem  niedrigsten  Steuersatze 
von   ';2  Proz.  bei  Einkommen  von  3000  M.  erhoben  (progressive 
oder  degressive  Steuer) ,  b)  der  Unterschied  zwischen  fundiertem 
und  nicht  fundiertem  Einkommen  dadurch  zur  Geltung  gebracht 
wird,   dass  entweder:  aa)   das  Einkommen    aus  Kapitalerträgen 
neben    der    Einkommensteuer    einer    besonderen    Ertragssteuer 
unterworfen,  oder  bb)  falls  die  übrigen  Ertragssteuern  als  Staats- 
steuern in  Wegfall  kommen,  das  gesammte  fundierte  Einkommen, 
mit  ebenfalls  regelmässig  steigenden,    höheren  Sätzen,    als   das 
unfundierte  Einkommen,  unter  gleichzeitiger  Erhöhung  des  Maxi- 
malsteuersatzes auf  5  Proz.,  zur  Einkommensteuer  herangezogen 
wird,  so  dass  für  das  fundierte  Einkommen  der  höchste  Steuer- 
satz von  5  Proz.  bei  Einkommen  über  10,000  M.  und  der    nie- 
drigste Steuersatz  von  1  Proz.  bei  Einkommen  von  3000  M.  zur 
Erhebung  kommt."     Allein  noch  dringlicher  sei  die  Reform  der 
Einschätzung.   Während  allgemein  feststehe,  dass  die  Einschätzung 
zur  Klassensteuer,  welche  Steuer  von  den  ärmeren  und  mittleren 
Klassen  getragen  werde,  zufolge  der  staatlichen  Mitwirkung  eine 
weit  schärfere  und  genauere  sei,  sei  ebenso  allgemein  anerkannt 
dass  die  Einschätzung  zur  Einkommensteuer,  welche  die  Reicheren 
treffe,   die   denkbar  mildeste  und  schlechteste  sei,   dass    das  Er- 
gebnis   derselben    unendlich    weit   von    der   Richtigkeit  zurück- 
bleibe; und  diese  Einschätzung  werde  durch  die  Steuerpflichtigen 
selbst  ohne  wesentlichen  Einfluss  der  staatlichen  Organe,  vorge- 
nommen.    Weit  davon  entfernt,    dass  die   hohen    und   höchsten 
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Einkommen,  den  Anforderungen  einer  gerechten  Besteuerung  und 
ihrer  grösseren  Leistungsfähigkeit  entsprechend,  eine  verhältniss- 
mässig  höhere  Steuer  zahlen,  zahlten  sie  seit  Jahrzehnten  nicht 
einmal  die  vom  Gesetz  verlangte,  verhältnissmäsig  gleiche 
Steuer.  In  ganzen  Landesteilen,  namentlich  in  Industriegegen- 
den, sei  thatsächlich  die  subjektive  Willkür  an  die  Stelle 
des  Gesetzes  getreten.  Nur  der  einzige  Beamtenstand  mache 
bei  uns  eine  Ausnahme,  da  derselbe,  unter  gänzlicher  Nicht- 
achtung der  sonst  von  den  Einschätzungskommissionen  bei 
allgemein  bekannten  Einkommensverhältnisse  beobachteten  Grund- 
sätze, mit  seinem  vollen  Gehalte,  und  zwar  bis  zum  letzten 
Thaler  desselben,  zur  Steuer  herangezogen  werde,  was  um  so 
ungerechter  sei  und  um  so  empfindlicher  wirke,  da  die  Gehälter 
der  Staatsbeamten  auch  in  den  obersten  Stellen  im  Verhältnis 
zu  den  Einkommen  aus  Handel  und  Industrie  nur  als  äusserst 
kärgliche  bezeichnet  werden  müssten,  ein  umgekehrtes  Verhältnis 
daher  weit  eher  am  Platz  wäre.  „Eine  wirkliche  Besserung 
und  schliessliche  Heilung  dieser,  das  Staatsinteresse  gefährdenden ^ 
die  öffentliche  Moral  schädigenden  Missstände  kann  nur  die 
Einführung  der  Selbst einschätzung  der  Steuerpflichtigen 
bringen,  eine  Forderung,  welcher  —  auch  der  erste  preuss, 
Einkommensteuergesetzentwurf  von  1847  schon  gerecht  zu  wer- 
den versucht  hat,  leider  vergeblich  versucht  hat.''  Nur  müsste 
verhütet  werden,  dass  nicht  durch  halbe  Massregeln,  wie  einst 
die  Karikatur  einer  Einkommensteuer,  so  jetzt  die  Karikatur 
einer  Selbsteinschätzung  zu  stände  komme.  Der  Verf.  rät  mit 
Neumann,  der  Gefahr  einer  Steuerdefraudation  mit  energischen 
Mitteln  zu  Leibe  zu  gehen;  dann  werde  sich  der  Einwand  der 
Gegner  der  Selbsteinschätzung  als  nicht  zutreffend  erweisen,  dass 
dieselbe  „eine  Prämie  auf  den  Betrug",  „eine  Strafe  der  Ehrlich- 
keit" oder  ,eine  Besteuerung  der  anständigen  Gesinnung"  sei. 
Er  verlangt  ferner  eine  andere  Zusammensetzung  der  Einschätzungs- 
kommission. Zunächst  dürfe  nicht  mehr  die  Wahl  sämtlicher 
Mitglieder  durch  die  Steuerpflichtigen  erfolgen,  sondern  es  müsse 
der  Regierung  das  Recht  eingeräumt  werden,  einzelne  Mitglieder 
zu  ernennen.  Vor  allem  aber  müsse  der  Vorsitz  der  Kommis- 
sion in  andere  Hände,  und  zwar  in  die  Hände  von  besonders 
angestellten  Steuerbeamten,  gelegt  werden,  von  denen  etwa  für 
jeden  Regierungsbezirk  einer  zu  ernennen  wäre.  (Der  Landrat 
sei,  wie  schon  Kries  1854  ausgeführt  habe,  die  denkbar  unge- 
eignetste Person  für  den  Vorsitz  in  den  Steuerkommissionen.) 
Ein    mit    diesen    und    sonstigen   Mitteln    gesicherter    ernstlicher 
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Selbsteinschätzungszwang  für  die  höheren  Einkommen  werde  in 
Preussen  bald  bessere  Steuerzustände  schaffen  und  damit  zugleich 
die  allmählich  in  den  unteren  und  mittleren  Klassen  der  Be- 
völkerung immer  mehr  um  sich  greifende  Unzufriedenheit  über 
die  Begünstigung  der  reicheren  Klassen  beseitigen;  auch  diese 
letzteren  werden  sich  bald  mit  der  Neuerung  versöhnen;  das 
lehre  die  Erfahrung  in  den  anderen  Staaten,  welche  die  Selbst- 
einschätzung bereits  eingeführt  hätten.  v.  Cuny. 
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Serlachius,  om  begreppet  fast  egendom.  Hermanson,  nägra 
ord  om  den  helgd,  som  tillkommer  det  ypperliga  frälsets  skat- 
tefrihet. 

Revue  judiciaire  (Suisse).  IS^ov.  Revision  de  la  loi  federale  sur 
l'etat- civil  et  le  mariage. 

Revne  generale  dn  droit  etc.  Nov.-Dec.  Appleton,  effets  de 
la  condition  resolutoire  de  la  propriete  en  droit  romain,  refu- 
tation  du  Systeme  d'apres  lequel  Ulpien  aurait  admis  le  retour 
de  plein  droit  de  la  propriete.  Trevedy,  sergents  feodes,  ser- 
gents  generauy  et  d'arraes.  Lods,  le  droit  des  pauvres  pergu 
ä  l'entree  des  spectacles.  Dumeril,  apergus  sur  l'esprit  des 
lois  de  Montesquieu,  Travaux  des  acad^mies  et  des  societes 
savantes. 

Revue  d'^conomie  politique.  Nr.  6.  Tarde,  les  deux  sens  de  la 
valeur.  Menger,  contribution  a  la  theorie  du  capital.  M  a- 
haim,  la  question  de  la  protection  internationale  des  travail- 
leurs.     Chronique. 

Rivista  italiana  per  le  scienze  giuridiche.  VI.  1.  Manara,  il 
destinatario  nel  contratto  di  trasporto.  Simoncelli,  il  prin- 
cipio  del  lavoro  come  elemento  disviluppo  di  alcuni  istituti 
giuridici. 

11  diritto  commerciale.  VI.  6.  Vidari,  de  quelli  di  credito  foji- 
diario  sono  Istituti  commerciali.  Lambardi,  del  pagamento 
contro  cambiale  in  relazione  all'  art.  91.  Bolaffio,  la  rappre- 
sentanza  dei  fallimenti  in  giudizio.  Rignano,  sui  modi  dell' 
esercizio  delF  azione  cambiaria  contro  Tobbligato  in  stato  di 
fallimento. 

Bullettino  delP  istituto  di  diritto  romano.  Anno  I  (1888)  Nr.  2 
bis  3.  Ruggiero,  intorno  ai  XVI  ab  aerario  et  arka  salinarum 
romanarum.  Miscellanea  epigrafica.  Ascoli,  alcune  osservazioni 
sul  diritto  di  scelta  nei  legati  alternativi  e  di  genere.  Scialoja, 
due  note  critiche  alle  Pandette,  lib.  I.  Brandileone,  per  un' 
edizione  del  Tipucito:  lettera  al  prof.  Scialoja,  Ferrini,  suU' 
origine  dei  legati.  Scialoja  e  Segre,  fragmentum  de  formula 
fabiana.  Trincheri,  di  una  recente  teorica  del  Bekker  circa 
le  azioni  nossali. 

Zeitschr.  f.  Zivilprozess.  XII.  4.  Bolgiano,  prozessrechtl.  Er- 
örterungen. Schultze  (Strassburg),  Begriff  des  Zivilprozesses. 
Kroschel,  Einfluss  d.  Beseitigung  d.  Pfändungszeichen  auf  d. 
Pfändungspfand-R. 

Archiv  f.  Strafrecht.  XXXVI.  4.  Frank,  kann  grober  Unfug 
durch  d.  Presse  u.  durch  Fahrlässigkeit  verübt  werden?  Hilse, 
Einfluss  d,  öffentl.  Kranken-  etc.  Versicherung  auf  d.  Beschäf- 
tigungsart d.  Strafgefangenen,  Muskat,  d.  Zeugnis  v,  Hören- 
sagen,    Lasco,  z.  Pribilfall. 

Deutsche  Rundschau.  XV.  3.  Binswanger,  Geisteskrankheiten 
u.  Verbrechen. 
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Gegrenwart.  1888.  Nr.  52.  Fiel  seh  mann,  Sklavenhandel  u.  Straf- 
gesetzg^ebung. 

Unsere  Zeit.     1889.  1.     Fuld,  Kodifikation  d.  russ.  Strat*-R. 

Illnstrated  London  News.  Nr.  2593  (1888  S.  774).  The  Newgatee 
Prison. 

Archiv  f.  kathol.  Kircheu-R.  1888.  6.  König,  Gutachten  (s.  o. 
VII  S.  481).  Schreiben  d.  deutschen  Bischöfe  betr.  ital.  Straf- 
gesetzentwurf.    Novotny,  Inkorporation. 

Consnltore  ginridico  ciyile  ed  ecclesiastico.  1888.  Piccardi, 
d.  Gewohnheit  im  älteren  u.  neueren  röm.  u.  kanon.  R.  Grassi, 
d.  kirchl.  Amtsvergehen  im  Italien.  Str.G.B.  (S.  14,  145).  R  e  n  i  e  r, 
Gotteslästerung.  Gemeinde-  u.  Provinzial-0.  Verbesserte  Armen- 
gesetzgebung. Nur  durch  die  Erben  zu  erfüllende  Vertragsver- 
bindlichkeiten. Exterritorialität  d.  Vatikans.  Ständige  Kultus- 
verzeichnisse d.  Gemeinden.  Klostorpfarreien.  Todhandabgaben. 
Aufbesserung  d.  Pfarreinkoraraens.  Zehntablösung.  Chorvergü- 
tungen.    Stempelfreiheit  kirchlicher  Anschläge. 

AYvisatore  ecclesiastico.  1888.  Minella,  d.  Zehnten  d.  Bis- 
tümer u.  Kapitel  in  Venezien  u.  d.  Lombardei  sind  Grundzinsen 
u.  daher  nicht  durch  das  Gesetz  v.  14./VII.  1887  abgeschafft. 

ReYue  d*Alsace.  Pfister,  le  comte  de  Horbourg  et  de  Riquewihr 
sous  la  domination  fran9aise.  Benoit,  le  Protestantisme  dans 
la  seigneurie  de  Diemeringen  (S.   175  ff.). 

Revne  cath.  d'Als.  1888.  Wagner,  le  pouvoir  temporel  du  Pape 
et  le  droit  moderne.  Paulus,  Louis  XIV  et  l'Eglise  protestante 
de  Strasbourg.  La  politique  religieuse  des  Souverains  Prussiens 
depuis  la  Reforme. 

Strassbnrger  Diözesanblatt.  1888.  Jod  er,  Synodes  diocesains 
(1482  et  1549). 

Vie  chr^tienne.  April  1888.  Gervais,  les  facultes  de  theologie 
et  la  discussion  du  budget.  Sept.  Monte t,  la  loi  sur  l'instruction 
publ.  du  canton  de  Geneve. 

Stimmen  ans  Maria-Laach.  1888.  XXXIV.  L  e  m  k  u  h  1 ,  Recht  u. 
Pllicht  d.  Staatsgewalt  z.  Schutze  d.  arbeitenden  Klasse.  Plen- 
kers,  Geschichte  d.  norweg.  Kirche  in  d.  kathol.  Zeit.  Hammer- 
stein, d.  Ehe  R.  im  Entwurf  e.  btirgerl.  G.B.  f.  d.  Deutsche 
Reich.  Zimmermann,  d.  Elementarscluilen  Englands  seit  d. 
Reformation.  XXXV.  Hammerstein,  Vorschläge  z,  Regelung 
d.  ehel.  Personen-R.  f.  Deutschland.  Lehmkulil.  d.  Papst  u.  d. 
kathol.  Kirche  in   Bayern. 

Katholik.  1888  April.  Die  kirchenrechtl.  Anschauungen  d.  h.  Am- 
brosius  u.  s.  Zeit. 

Rerne  politiqne  et  litteraire.  1888.  Mari  liier,  nos  facultas 
prot.  de  theol.  Rein  ach,  la  reforme  electorale.  Bigot,  en- 
seignement  secondaire.  De  Coulanges,  la  monarchie  franque. 
Les  rapports  de  l'Eglise  et  de  l'Etat.  Fontin,  Zullah.  La  ques- 
tion  de  la  mer  rouge.  Benoist.  Zanzibar  et  le  Congo.  Le 
traite  de  commerce  franco-italien.  L'eglise  romaine  et  TEtat 
Italien. 

RiTista  di  Filosofla.  1888.  Ferri,  la  filosofia  politica  in  Montes- 
quieu ed  Aristotele.  Mariano,  il  processo  storico  della  Chiesa. 
Segr^,  la  statistica  ed  il  libero  arbitric»  nel  diritto  penale. 

Deutsche  Yerkehrszeitnng.  1888.  Nr.  44.  Ist  d.  gewerbsmässige 
Beförderung  gewölinl.  Briefe  (im  Lokalverkehr)  seitens  einer 
Privatperson  ein  Handelsgeschäft? 

Zeitschr.  f.  Forst-  u.  Jagrdwesen.  XX.  12.  Danckelmann^  ge- 
setzl.  Regelung  d.  FischereiR. 
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Deutsche  Revue.  1888.  Dez.  Der  mangelnde  Rechtsschutz  der 
Arntien. 

Deutsches  Wochenblatt.  I.  37.  38.  Vierhaus,  d.  deutsche  Kri- 
minalstatistik. 38.  Kündigung  d.  Privilegs  d.  Reichsbank.  11.  1. 
Paasche,  lässt  sich  d.  Zudrang  unberufener  Elemente  zu  d.  Uni- 
versitäten nicht  steuern?  3.  4.  Liszt,  Aufgaben  d.  deutschen 
Strafgesetzgebung  im  nächsten  Jahrzehnt. 

Oesterr.  Monatsschr.  f.  d.  Orient.  1888.  5.  Lithbridge,  d.  be- 
antragte Untersuchung  d.  ind.  Verwaltungswesens. 

Revue  de  droit  international  etc.  XX.  5.  Sainctelette,  des 
contrats  d'utilite  publique.  Geffcken,  la  guerre  maritime  de 
l'avenir.     Dem  eure,  les  juifs  en  Belgique. 


C.  Neue  Erscheinungen. 

Vom  6.  Dezember  1888  bis  14.  Januar  1889  erschienen  oder  bei 
der  Redaktion  eingegangen  (letztere  mit  *  bezeichnet). 

1.  Deutsche  Bücher  und  Broschüren. 

Arailza,  A.  v.,  d.  österr.  Heimat- R.    Wien,  Manz.    146  S.   2  M.  40  Pf. 
*Beiträge  z.  Erläuterung  d.  Entwurfs  (Bekker)  s.  o.  S.  184. 
Burckhardt,  Ch.,  z.  Geschichte  d.  locatio  conductio.  Basel,  Detloff. 

1889.    59  S. 
*Burckhard,    S3''stem    d.    österr.    Privat-R.      3.  Tl.    Die    einzelnen 

Privatrechtsverhältnisse.    1.  Abt.  2.  Hft.  (Grundbuchs-R.).   Wien, 

Manz.    1889.    XVI  u.  S.  171-540.    7  M.  20  Pf.  (auch  besonders 

540  S.  9  M.  60  Pf.). 
Calker,  F.  v.,  d.  R.  d.  Militärs  z.  administrativen  Waflfengebrauch. 

München,  Ackermann.     III  u.  80  S.     1  M.  60  Pf. 
*Dalcke,  A.,  Handbuch  d.  Strafvollstreckung  u.  Gefängnisverwaltung 

in  Preussen.     2.  verb.  u.  stark  verm.  Aufl.     Berlin,  Müller.     XI 

u.  283  S.     6  M.  50  Pf. 
Dissertationen: 

Bendiner,  M.,  d.  Reichsgrafen,  e.  verfassungsgeschichtl.  Studie.  München, 

Buchholz  &  Werner.    83  S.     1  M.  60  Pf. 
Dieckmann,  W. ,   die  Regentschaft  u.  Stellvertretung    der  Monarchen  im 
deutschen  Staats-R.   Hannover  1888.    Göttingen,  Vandenhoek  &  Ruprecht. 
VII  u.  40  S.     1  M.  20  Pf. 
Domino,   W. ,   über  Rückziehung,  insbes.  bei  bedingten  Rechtsgeschäften. 

Göttingen,  Vandenhoek  &  Ruprecht.     1888.     44  S.     1  M.  20  Pf. 
Fritsche,  H.,  Untersuchung  üb.  d.  Bedeutung  v.  Consensus  u.  Consentire 

in  d.  Digesten.    Berlin,  Müller.     1888.     102  S.     2  M. 
*Rei  8  ,  Unterdrückung  u.  Veränderung  d.  Personenstandes.  Tübingen,  Laupp. 

VII  u.  98  S.     2  M. 

Speyer,    S.,   d.   Entstehung   d.  ausschliessl.  Wahl-R.  d.  Trier  Domkapitels 

seit  d.  J.  1122.    Berlin,   Puttkammer  &  Mühlbrecht.    46  S.    1  M.  20  Pf. 

Eger,  G.,    d.  deutsche  Fracht-K.  mit  besond.  Berücksicht.  d.  Eisen- 

bahnfracht-R.     3.    Halbbd.     2.    verm.   Aufl.     Berlin,   Heymann. 

X  u.  340  S.     7  M. 

Endemann,  W.,  d.  deutsche  Konkursverfahren.     Systemat.  dargest. 

Leipzig,  Fues.     X  u.  681  S.     14  M. 
*Engelmann,  A.,  d.  Zivilprozess.    Geschichte  u.  System.    1.  Bd.  All- 
gemeiner Teil.     Breslau,  Koebner.     1889.     VIII  u.  215  S.     2  M. 
*E  n  n  e  c  e  r  u  s ,  L.,  Rechtsgeschäft,  Bedingung  u.  Anfangstermin.   Mar- 
burg, Elwert.     2.  Abt.  S.  306—639. 
•Festschrift   z.   SOjähr.  Doktorjubiläum  Gneists  (20./XI.  1888)  überr. 
v.  d.  Jurist.  Fakultät  d.  Universität  Breslau.  Breslau,  Schletter.  5M. 
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Inhalt.  Brie,  die  gegenwärtige  Verfassung  Frankreichs.  Staatsrechtl. 
Erörterungen.  VII  u.  69  S.  Seuffert,  Mitteilungen  aus  dem  Entwürfe  e, 
Str.G.B.  f.  Italien  (1887).    8.  71—222. 

Giramerthal,  d.  publizianische  Klage  u.  d.  Manzipation.  Eine  röm.- 
rechtl.  Abhandig.  8.  (Titel-)Au8g.  Norden,  Fischer.  1881.  VIII 
u.  137  S.     2  M. 

Gold  Schmidt,  L.,  d.  Haftpflicht  d.  Genossen  u.  d.  Umlageverfahren. 
Berlin,  Springer.     1888.     38  S.     1  M. 

Gruber,  L.,  d.  Einfluss  d.  krankhaften  Geschlechtstriebe  auf  d.  Be- 
gehung strafbarer  Handlungen.  Budapest,  Singer  &  Wolfner. 
1888. 

•Gutachten  aus  d.  Anwaltstande  über  d.  erste  Lesung  d.  Entw.  e. 
biirgei-1.  G.B.,  hrsg.  im  Auftrage  d.  deutschen  AnwalLvereins  v. 
Adams,  Wilke,  Mecke,  Hartmann,  Erythropel.  5.  u.  6.  Heft.  Berlin, 
Moeser.     ä  2  M. 

•Hasemann,  P.,  d.  redaktionellen  Mängel  d.  Str.P.O.  u.  d.  Gerichts- 
verfassungsgesetzes.    Stuttgart,  Cotta.     1888.     VI  u.  97  S.   2  M. 

•Handbuch  d.  öffentl.  R.  d.  Gegenwart  in  Monographien.  Unter  Mit- 
wirkung V.  Aschehoug,  Becker,  Bömers  hrsg.  v.  H.  Marquardsen. 
4.  Bd.  1.  Halbbd.  7.  Abt.  1.  Lfg.  Freiburg,  Mohr.  1888.  1  M. 
50  Pf. 

Inhalt.    Brusa,  d.  Staats-E.  d.  Königr.  Italien.    48  S. 

Dasselbe.     4.  Bd.    2.  Halbbd.    1.  Abt.    1.  Lfg.     Ebd.     7  M. 

Inhalt.     Engelmann,  d.  Staats-R.  d.  Kaisert.  Russland.    208  S. 

Dasselbe.     4.  Bd.    2.  Halbbd.    3.  Abt.     Ebd.     6  M. 

Inhalt.  Goos  u.  Hansen,  d.  Staats-R.  d.  Königr.  Dänemark.  VII  u. 
169  S. 

Hauptstock,  H.,  d.  Postzwang  unter  besond.  Beriicksicht.  d.  Ges. 

über  d.  Postwesen  d.  Deutschen  Reiches  v.  28./X.  1871.   Studie. 

Neustadt  O/S.     Neisse,  Graveur.     .51  S.     75  Pf. 
•Hippel,  R.  V.,  d.  korrektioneile  Nachhaft.     (Abhandlungen  d.  kri- 

minalist.  Seminars  zu  Marburg.)    1.  Bd.  3.  Heft.   Freiburg,  Mohr. 

1889.     III  u.  124  S.     2  M.  40  Pf. 
•Holtzendorff,  F.  v.,  Handbuch  d.  Völker-R.   4.  Bd.   854  S.  30  M., 

vollst.  100  M.     (Vgl.  C.Bl.  V,  252,  VII,  115.) 

Inhalt.  Die  Staatastreitigkeiten  u.  ihre  Entscheidung.  25.  Bulmerincq, 
Entscheidung  ohne  Krieg.  26.  Geffcken,  Intervention.  27.  Lueder,  Krieg 
u.  Krieg8-R.  im  allgemeinen.  28.  Lueder,  Landkriegs-R.  im  besonderen. 
29.  Geffcken,  Seekrieg.s-R.  30.  Neutralität.  31.  Kirchenheim,  Beendi- 
gung d.  Krieges  u.  PoHtliminiam. 

*König,  d.  Gesetz  über  d.  zivilrechtl.  Verhältnisse  d.  Niedergelas- 
senen u.  Aufenthalter.     Basel,  Detloff.     1S89.     63  S. 

•Kohler,  Sep.- Abdrücke  a.  Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtswissensch.   8.  Bd. 

•—  Legislatives  über  d.  Gestaltung  d.  Erb-R.  mit  Bezug  auf  ungar.- 
österr.  Entw.  (a.  Grünhut's  Zeitschr.). 

•Kries,  J.  v.,  über  d.  Begriff  d.  objektiven  Möglichkeit  u.  einige  An- 
wendungen desselben.  (^Sep.-Abdr.  aus  „Vierteljahrsschr.  für 
Philosophie".)     Leipzig,  Fues.     138  S.     3  M.  60  Pf. 

Leuthold,  C.  E.,  russ  Rechtskunde.  Systemat.  Darstellung  der  in 
Russland  gelt.  Privat-,  Handels-  u.  Straf  R.,  sowie  d.  Prozesses. 
Nach  d.  neuesten  Stande  d.  Quellen  bearb.  Leipzig,  Duncker  u. 
Humblot.     1889      VIII  u.  376  S.     7  M.  20  Pf. 

Martitz,  F.  v.,  internationale  Rechtshilfe  in  Strafsachen.  Beiträge 
zur  Theorie  d.  positiven  Völker-R.  d.  Gegenwart.  Mit  e.  Samm- 
lung V.  Auslieferungs-  u.  Fremdengesetzen.  Nebst  einem  Reper- 
torium  d.  modernen  Auslieferungsverträge.  1.  Abt.  Leipzig, 
Haessel.     1888.     XII  u.  468  S.     12  M. 

•Mejer,  0.,  d.  Rechtsleben  d.  deutschen  evangel.  Landeskirchen. 
Umrisse  z.  Orientierung  f.  Geistliche  u.  Gemeindeglieder.  Han- 
nover, Meyer.     108  S.    2  M.  40  Pf. 
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♦Meyer,  H.,  Lehrbuch  d.  deutschen  Straf-R.    4.  umgearb.  Autl.  2.Hlfte. 

Erlangen,  Deichert.     1888.     XVI  u.  S.  507—1043.     7  M. 
Möhier,    F.,    Kirchenrechtsrepetitorium.     8.    s'erb.  u.  mit  Rücksicht 

auf  die  neuere  Entwickelung  verm.  Auil.    Schwerin,  Bärensprung. 

1886.     VIII  u.  180  S.     2  M. 
*Mügel,  0.,  d.  rhein.  Grundbuch-R.     Gesetz  v.  12./1V.  1888  über  d. 

Grundbuchwesen  u.  d.  Zwangsvollstreckung  in  d.  unbewegl.  Ver- 
mögen   im    Geltungsbereiche    d.    rhein.  R.     Mit   e.  Einleitung  u. 

Anmerkungen  u.  den  dazu  erlassenen  Ausführungsbestimmungen 

hrsg.     Berlin,  Vahlen.     1888.     VIII  u.  :344  S.     .5  M. 
Ofner,  J.,  Rechtstheorie  u.  histor.  Schule.    Vortrag  geh.  in  d.  Jurist. 

Gesellsch.  in  Wien  am  24./XII.  1887.   (Aus  „Zeitschr.  f.  Notariat  u. 

freiwill.  Gerichtsbarkeit  in  Oesterreich".)  Wien,  Holder.  28  S.  80  Pf. 
*Pfersche,    E. ,  d.  Interdikte  d.  röm.  Zivilprozesses.     Eine  rechts- 

geschichtl.  Untersuchung.     Graz,  Leuschner  <fe  Lubensky.     VI  u. 

159  S.     3  M.  50  Pf. 
Pf  ist  er,  E.,  d.  finanziellen  Verhältnisse  d.  Universität  Freiburg  von 

d.  Zeit   ihrer  Gründung   bis    zur  Mitte    d.    19.  Jahrh.     Freiburg, 

Mohr.     1889.     XII  u.  196  S.     4  M. 
Pfizer,   R.  u.  Willkür  im   deutschen  Strafprozesse.     (Holtzendorffs 

Zeitfragen.)     Hamburg,  Richter.     2  M. 
Qua  ritsch,    Kompendium   d.  europ.  Völker-R.     5,  neu  bearb.  AuIl. 

Berlin,  Weber.     IV  u.  123  8.     3  M. 
Radnitzky,  E.,  d.  Parteiwillkür  im  öffentl.  R.    Wien,  Manz.     III  u. 

92  S.     1  M.  20  Pf. 
*Rudorff,  0,,    Kamporitsu  oder  Hiatzkajo.     Ein  Japan.  Rechtsbuch 

aus  d.  Mitte  d.  vor.  Jahrhunderts.    45  S.    3  Tafeln.    (Ohne  Jahr 

u.  Druckort.    Erschien  in  Tokio  Okt.  1888;  zu  beziehen:  Berlin, 

Müller.     2  M.  40  Pf.) 
Schnitze,   R.,  Umlageverfahren  u.  Einzelangriff  nach  d.  Genossen- 
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Die  deutsche  Wissenschaft,  und  nicht  nur  diese,  nein 
weite  Kreise  des  deutschen  Volkes  und  zahlreiche  Fach- 
genossen im  Auslande  beklagen  das  frühe,  am  4.  Februar 
d.  J.,  erfolgte  Hinscheiden  von 

Franz  von  Holtzendorff, 

welcher  auch  unserer  Zeitschrift  vom  Augenblicke  ihres 
Entstehens  an  die  regste  Teilnahme  und ,  soweit  es  seine 
Gesundheit  und  Zeit  erlaubten,  unmittelbare  Mitwirkung, 
durch  Besprechungen ,  insbesondere  französ. ,  Italien,  und 
neugriech.  Werke,  zuwandte  (u.  a.  I,  227;  II,  194,  227; 
III,  156;  IV,  5;  V,  338;  VI,  454). 

Wir  können  hier  nicht  eine  unseres  teuren  Mitarbeiters 
würdige  Biographie  geben,  sondern  nur  mit  wenigen  Worten 
seine  Lebensschicksale  andeuten.  Geboren  am  14.  Oktober 
1829  zu  Vietmannsdorf  in  der  Uckermark,  der  Heimat 
seiner  altberühmten  Familie,  erhielt  er  seine  Ausbildung 
in  Schulpforta,  studierte  1848—1852  in  Berlin,  Bonn  und 
Heidelberg  und  habilitierte  sich  1857  in  Berlin,  woselbst 
er  1861  Extraordinarius  wurde.  Nach  zwölf  Jahren  wurde 
er,  1873,  zum  ordentlichen  Professor  in  München  ernannt. 
Seine  akademischen  Vorträge  fesselten  Hunderte  von  Zu- 
hörern. Die  Sammelwerke,  welche  er,  in  erstmaliger  seitdem 
oft  nachgeahmter  Anwendung  des  Grundsatzes  der  Arbeits- 
teilung auf  die  Wissenschaft  und  in  feiner  Kenntnis  der  ein- 
zelnen Persönlichkeiten,  herausgab,  die  „Enzyklopädie*  und 
die  verschiedenen  Handbücher,  brauchen  hier  nur  genannt 
zu  werden :  das  letzte  derselben ,  das  Handbuch  des 
Völker-R. ,  welches  ihm  gerade  noch  zu  Ende  zu  führen 
vergönnt  war,    ist  in  dem   vorliegenden   Hefte  besprochen. 
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Auf  dem  Gebiete  des  Gefängniswesens  leistete  er,  der 
eifrige  Verfechter  des  irischen  Systems,  Hervorragendes, 
nicht  nur  durch  seine  litterarischen  Arbeiten,  sondern  vor 
allem  durch  die  Anregungen  auf  den  internationalen  Ge- 
fängniskongressen. Er  war  der  geistige  Urheber  des  deut- 
schen Juristentages,  dessen  Schöpfung  er  am  3.  März  1860 
anregte.  Mitten  im  Leben  stehend  nahm  er  an  zahlreichen 
politischen,  kirchlichen  und  gemeinnützigen  Bestrebungen 
lebhaften  Anteil:  die  Verbesserung  der  Lage  des  weiblichen 
Geschlechts  (Letteverein),  wie  die  Förderung  der  allgemeinen 
Bildung  (gemeinverständliche  Vorträge)  lag  ihm  gleich  am 
Herzen.  Praktisch  bedeutsame  Thätigkeit  übte  er  als  Ver- 
teidiger des  Grafen  Arnim  (1875)  und  als  Gutachter  in 
zahlreichen  Rechtsfragen  (Bibescofall,  Rumäniens  Üfer-R. 
vgl.  C.Bl.  IV,  164).  Seine  politischen  Anschauungen,  welche 
teilweise  schon  in  seiner  epochemachenden  Schrift  über  die 
Staatsanwaltschaft  (1864)  zum  Ausdruck  kamen,  legte  er 
in  seinen  „Prinzipien  der  Politik"  (1869,  1879),  in  der  Fest- 
schrift über  die  „Oeffentliche  Meinung"  (1880)  und  in  den 
„Zeitglossen  des  gesunden  Menschenverstandes"  (1884)  nieder. 
So  ist  uns  Franz  von  Holtzendorff  ein  Beweis  dafür, 
dass  die  wahre  Wissenschaft  sich  nicht  einseitig  in  abge- 
schlossenen Grenzen  bewegt,  sondern  das  Leben  in  tausend 
Punkten  berührt  und  beeinflusst.  Wenn  die  Rechtswissen- 
schaft wirklich  die  divinarum  atque  humanarum  rerum 
scientia,  so  fand  sie  in  Holtzendorff  einen  ihrer  ersten 
Vertreter;  in  seiner  Person  und  in  seinen  Werken  kam 
die  Einheit  der  deutschen  Rechtswissenschaft  in  den  letzten 
Jahrzehnten  zum  Ausdruck.  Nur  dies  kann  uns  erklären, 
dass  man  im  Auslande  ihn  vor  allen  kannte,  Holtzen- 
dorff schlechthin  als  den  Vertreter  deutscher  Rechts- 
wissenschaft bezeichnete,  obwohl  ihm  im  Inlande  die  Spezia- 
listen nicht  immer  gerecht  wurden.  Die  dankbare  Erinne- 
rung an  diesen  ernsten  Denker  und  edlen  Menschenfreund, 
welcher  vielen  der  lebenden,  insbesondere  der  jüngeren 
Juristen  ein  treuer  und  fördernder  Berater  war,  gestaltet 
sich  unwillkürlich  zu  dem  Wunsche,  dass  es  unserer  Rechts- 
wissenschaft nie  an  Männern  fehlen  möge,  die  gleich  dem 
Verewigten  Gedankentiefe  und  Gestaltungskraft  besitzen 
und  sich  auszeichnen  durch  einen  weiten  freien  Blick,  einen 
unerschöpflich  reichen  Geist,  einen  sprudelnden  Humor, 
Wohlwollen  und  Gerechtigkeit  gegen  jede  dem  Leben  die- 
nende Bestrebung,  und  durch  eine  nach  allen  Richtungen 
hin  unabhängige  Gesinnung! 
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A.  Besprechiiiigen. 


I.  Allgemeines. 

Fechtner,  E.  Die  praktische  Philosophie  und  ihre 
Bedeutung  für  die  Rechtsstudien.  Ein  Beitrag 
zur  Reform  unserer  Universitäten.  Wien,  Holder.  1888. 
87  S.  1  M.  60  Pf. 
Dass  die  Vorwürfe,  welche  in  der  Litteratur  der  letzten 
Jahre  gegen  die  Studierenden  der  juristischen  Fakultäten  so 
vielfach  erhoben  sind,  wenigstens  zum  Teil  gerechtfertigt  sind, 
lässt  sich  nach  dem  Verf.  kaum  bezweifeln.  Von  den  gemachten 
Reformvorschlägen  ist  zu  verwerfen,  was  auf  Hebung  des  Kol- 
legienbesuchs durch  äussere  Mittel  (Kontrolle)  abzielt.  Einen 
grossen  Teil  der  Schuld  tragen  die  Dozenten  selbst;  „die  Lange- 
weile," sagt  Herbart,  „ist  die  grösste  Sünde  des  Unterrichts;" 
empfehlen  würde  es  sich  auch,  sogleich  in  den  ersten  Semestern 
Konversatorien  über  das  in  den  daneben  hergehenden  Vorlesungen 
Gelehrte  zu  veranstalten.  Schädlich  und  unzweckmässig  ist  eine 
zu  grosse  Anhäufung  des  Unterrichtsstoffes:  vielmehr  kommt  es 
darauf  an,  das  Unwesentliche  auszusondern  und  durch  Dar- 
stellung des  Wesentlichen  „eine  gründliche  Anleitung  zu  klarem, 
selbständigem  Forschen"  zu  geben.  Unzweckmässig  andererseits, 
die  Studierenden  streng  auf  das  Studium  der  Jurisprudenz  zu 
beschränken  und  namentlich  die  Vorlesung  über  praktische  Phi- 
losophie fallen  zu  lassen.  Damit  kommt  der  Verf.  auf  die 
Hauptfrage  seiner  Schrift.  Wir  brauchen  keine  Fachschulen, 
sondern  Universitäten,  Anstalten  also,  in  denen  der  junge  Jurist 
neben  den  Fachkenntnissen  auch  einen  Ueberblick  über  die  anderen 
Wissensgebiete  bekommt.  Das  aber  hat  durch  philosophische  Stu- 
dien zu  geschehen  (leitende  Gesichtspunkte  S.  25,  wichtige  phi- 
losophische SpezialVorlesungen  für  Juristen  S.  26).  Als  bedeu- 
tungsvollste Vorlesung  muss  die  über  die  praktische  Philosophie 
(Ethik)  gelten,  wobei  die  geschichtliche  Darstellung  breiten 
Raum  einzunehmen  hätte.  —  Der  Verf.  schildert  die  Bedeutung 
philosophischer  Studien  überhaupt  und  insbesondere  für  den 
Juristen :  Metaphysik,  welche  die  Resultate  aller  einzelnen  Wissen- 
schaften zusammenfassen  und  auf  Grund  derselben  eine  einheit- 
liche Weltanschauung  konstruieren  soll,  Logik  und  Erkenntnis- 
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theorie,  Psychologie  —  alles  das  ist  unentbehrlich  für  den 
Juristen.  Der  Verf.  kommt  dann  auf  die  Ethik  insbesondere 
zurück  (S.  48)  und  versucht  eine  Grundlegung  derselben.  „Die 
Aufgabe  einer  wissenschaftlichen  Ethik  wird  es  bleiben,  alle  die 
jeweiligen  Kenntnisse  vom  Menschen  zusammenzufassen  und  auf 
Grund  derselben  und  der  unabänderlichen  Sittengesetze "  (die 
sich  als  natürliche  Gebote  der  Vernunft  erkennen  lassen,  S.  58) 
„die  besten  Lehren  für  jene  grosse  ,Fahrt  nach  dem  Glück*  zu 
erteilen."  Die  Hauptprobleme  der  Ethik  werden  S.  66  skiz- 
ziert: Prinzipienlehre,  Untersuchung  der  Glücksgüter,  Pflichten- 
lehre, Erörterung  der  Willensfreiheit  und  Zurechnungsfähigkeit, 
Tugendlehre. 

Welche.  Wichtigkeit  diese  Studien  für  den  Juristen  haben, 
zeigt  S.  67  ff.  Nur  auf  der  Erkenntnis  des  Ethischen  kann  sich 
die  Gesetzgebung  aufbauen ;  auch  soll  die  Ethik  den  Bürger  „zum 
Verständnis,  zur  Hochschätzung  und  Befolgung  der  Gesetze  er- 
ziehen" und  damit  die  Gesinnung  schaffen,  welche  dem  vorhandenen 
Gesetz  erst  die  rechte  Macht  verleiht. 

Ein  letzter  Abschnitt  behandelt  die  Gymnasien;  eine  Re- 
form der  Universitäten  wird  geringen  Erfolg  haben,  solange  die 
Gymnasien  nicht  auf  richtige  Grundlage  gestellt  sind.  Die 
Gymnasien  geben  zu  wenig,  weil  sie  zu  viel  geben  wollen.  Von 
nöten  ist  „eine  glückliche  Konzentration  des  gesamten  Unter- 
richtsstoffes und  die  Erziehung  zu  einem  pflichtbewussten,  sitt- 
lichen Wesen".  Beiden  Zwecken  dient  der  —  am  besten  in 
dialogischer  Form  zu  erteilende  —  Unterricht  in  der  philoso- 
phischen Propädeutik;  diese  hätte  zugleich  durch  Orientierung 
über  die  akademischen  Studien  die  künftige  Berufswahl  zu  er- 
leichtern. Zitelmann. 

Schein,  J.  Unsere  Rechtsphilosophie  und  Jurispru- 
denz. Eine  kritische  Studie.  Berlin,  Heymann.  1889.  II 
u.  226  S.     5  M. 

„Es  ist  der  Zweck  der  vorliegenden  Arbeit,  die  irrtüm- 
lichen theoretischen  Anschauungen  der  heutigen  Rechtsphilosophie 
und  die  falschen  Methoden  der  heutigen  Jurisprudenz  und  die 
Irrtümer,  auf  denen  sie  basieren,  nachzuweisen,"  S.  2.  Der  erste 
Teil  behandelt  die  Rechtsphilosophie.  „R.  ist  der  Inbegriff 
der  Regeln  des  staatlichen  Handelns."  Das  Wort  „Regel"  soll 
nicht  Gebot  bedeuten,  sondern  „nur  die  Art  und  Weise  be- 
zeichnen, wie  man  gewöhnlich  unter  gewissen  Umständen  zu 
handeln   pflegt."     „Unter  Regeln   staatlicher  Thätigkeit  ist  also 
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nicht  etwa  eine,  sei  es  aus  welcher  Quelle  immer  stammende 
Sammlung  von  an  den  Staat  gerichteten  Imperativen  ver- 
standen, sondern  das  R.  ist  ein  Reglement,  eine  Ordnung  der 
staatlichen  Thätigkeit,  eine  Ordnung  in  dem  Sinne,  wie  wir 
von  Geschäfts-,  Fabriks-,  Exerzierordnung  sprechen,  die  stets  an- 
geben, wie,  wann  und  was  gethan  wird"  (5).  Diese  Regeln  setzt 
sich  der  Staat  selbst  oder  er  bringt  sie  in  seinem  Handeln  un- 
willkürlich zum  Ausdrucke  (6),  sie  sind  zum  Teil  beabsichtigt, 
zum  Teil  unbeabsichtigt  (31,  32).  unter  „Staat"  wird  verstanden 
, derjenige  Teil  des  Volkes,  der  im  Lande  die  öffentliche  Gewalt 
ausübt  und  besitzt"  (6).  Diese  in  den  einleitenden  Kapiteln 
entwickelten  Grundgedanken  werden  in  den  folgenden  weiter 
ausgeführt.  Alles  R.  ist  eigentlich  Staats-R.,  der  Gegensatz  von 
Privat-  u.  öffentlichem  R.  ist  hinfällig  (77).  Das  R.  als  Regle- 
ment des  staatlichen  Verfahrens  zerfällt  in  so  viele  Gruppen, 
als  es  eigentümliche  Verfahren  gibt  (66).  Das  sogen,  materielle 
Privat-R.  ist  nichts  anderes  als  ein  ergänzender  Teil  der  Z.Pr.O., 
indem  es  die  Thatbestände  aufzählt,  unter  denen  das  Zivil-  und 
Exekutionsverfahren  Raum  hat  (7,  67,  98,  183).  „Die  Zivilklage 
ist  das  Bindeglied,  das  das  ganze  Privat-R.  zusammenhält." 
Ebenso  ist  das  Straf-R.  nichts  anderes  als  ein  abgesondert  be- 
handelter Teil  des  Strafverfahrens  (8,  68).  Das  Verwaltungs-R. 
ist  eine  Kollekte  von  für  gewisse  Thatbestände  systematisierten 
staatlichen  Verfahren,  die  in  keinen  anderen  Teil  des  R.  hinein- 
passen (68). 

Da  das  R.  ein  Reglement  für  das  Verhalten  des  Staates 
ist,  während  die  Moral  thatsächlich  aus  Anforderungen  an  die 
Einzelnen  wie  auch  an  den  Staat  besteht ,  so  sind  beide  gar 
nicht  mit  einander  zu  vergleichen  (59). 

„Die  falschen  Voraussetzungen  des  Vernunft-R.  und  die 
„Irrtümer"  der  historischen  Schule,  welche  sich  wie  ein  roter 
Faden  durch  die  ganze  Rechtsgeschichte  hindurchziehen,  ent- 
stammen zumeist  aus  der  individualistischen  Betrachtung  des  R. 
Das  R.  besteht  nicht  aus  Imperativen  an  die  Einzelnen  (11),  es 
begründet  keine  Willensherrschaft  für  die  Einzelnen  (93),  es  ist 
nicht  bestimmt,  die  R.e  und  Rechtsverhältnisse  der  Einzelnen  zu 
ordnen  (96).  Das  alles  sind  vielmehr  grundlegende  Irrtümer. 
Der  Begriff  der  Rechtsverhältnisse  ist  überdies  so  unbestimmt, 
dass  sich  mit  ihm  nichts  anfangen  lässt,  dass  er  nur  zu  einer 
Reihe  falscher  theoretischer  Behauptungen  führte  (96). 

Im   zweiten  Teile   werden   die   Methoden   der   Jurisprudenz 
einer   sehr  scharfen  Kritik   unterzogen.     Es   wird    den  Juristen 
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vorgehalten,  dass  sie  einerseits  zu  wenig  auf  die  Intentionen 
des  Gesetzgebers  eingingen,  dass  sie  allzu  grosses  Gewicht  auf 
den  Wortlaut  der  Gesetze  legten  und  in  der  Anwendung  der- 
selben ganz  mecbaniscli  verführen,  dass  sie  andererseits  durch 
die  begrifFüche  Entwickelung  der  Rechtsregeln,  durch  falsche 
Generalisationen,  durch  die  Aufstellung  juristischer  Theorien 
und  Systeme  der  Rechtsanwendung  nicht  nur  selbstgeschaflfene 
Hindernisse  bereiteten,  sondern  auch  den  Sinn  der  gesetzlichen 
Bestimmungen  oft  verdunkelten  und  entstellten. 

In  dem  Schlusskapitel  wird  vor  dem  Studium  des  r.  R. 
gewarnt,  da  dasselbe  keinen  praktischen  Zweck  mehr  habe. 
„Aller  juristische  Streit  über  das  r.  R.  könnte  sofort  aufhören, 
und  dem  Verständnis  der  heutigen  Zivilgesetze  würde  durchaus 
kein  Abbruch  geschehen."  „Wenn  wir  uns  nicht  einschüchtern 
lassen  dadurch,  dass  das  r.  R.  vor  uns  Jahrhunderte  lang  von 
den  Juristen  als  ihr  Evangelium  betrachtet  wurde,  so  können 
wir  nur  zu  einem  Ergebnis  gelangen  —  nämlich,  dass  dessen 
Studium  für  uns  ganz  überflüssig  ist"  (226).       H.  Sommer. 

Sohm,  R.  Die  deutsche  Genossenschaft.  (Sonderabdruck 
aus  der  Festgabe  der  Leipziger  Juristenfakultät  für  B. 
Windscheid  zum  22.  Dezember  1888.)  Leipzig,  Duucker 
&  Humblot.  1889.  43  S.  1  M. 
S.  lehnt  die  Theorie  Gierkes  (C.Bl.  VII,  1)  ab,  nach  welcher 
das  genossenschaftliche  Prinzip  in  der  Möglichkeit  der  ver- 
fassungsmässigen Verknüpfung  von  vielheitlichem  Sonder-R.  der 
Glieder  mit  dem  einheitlichen  Gesamt-R.  einer  Verbandsperson 
besteht,  wodurch  das  korporative  (genossenschaftliche)  Gesamt- 
eigentum erklärt  werde.  Die  Gierkesche  Theorie  erkläre  ein 
Unbekanntes  durch  ein  anderes  Unbekanntes.  Auch  die  Auf- 
fassung Heuslers  wird  verworfen,  welche  in  der  deutschen  Ge- 
nossenschaft eine  rein  juristische  Person  sieht,  weshalb  das  Ver- 
mögen der  Genossenschaft  lediglich  Alleineigentum  der  Gesamt- 
heit als  juristische  Person  sei.  S.  verwirft  die  Heuslersche 
Ansicht,  weil  die  Rechtssätze  von  der  Vermögensgemeinschaft 
(von  Miteigentum ,  Mit-R. ,  Mitschuld)  auf  das  Gemeindever- 
mögen Anwendung  finden:  so  besonders  der  Satz,  dass  unter 
den  Gemeindegenossen  (in  bezug  auf  das  Gemeindevermögen) 
Anwachsungs-R.  gilt,  und  der  Satz,  dass  der  Gemeindegenosse 
für  die  Schulden  der  Gemeinde  haftet.  —  Die  Genossenschaft 
sei  daher  vermögensunfähig,  das  Vermögen  der  Genossenschaft 
bedeute  Miteigentum   der   einzelnen  Glieder.     Anderseits  sei  sie 
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•ein  verwaltungsfähiges  Subjekt,  die  Verwaltung  ist  den  Mit- 
gliedern unzuständig,  denn  die  Genossenschaft  ist  korporativ 
organisiert.  So  ergeben  sich  für  S.  vier  verschiedene  Rechts- 
personen der  Vermögensgemeinschaft:  das  röm.  Miteigentum 
(Vermogensgemeinschaft  mit  Verwaltungstrennung),  das  deutsche 
Gesamteigentum  (Vermögensgemeinschaft  mit  Verwaltungsgemein- 
schaft), die  deutsche  Genossenschaft  (Vermögensgemeinschaft  mit 
[körperschaftlicher]  Verwaltungsorganisation),  röm.  Korporation 
(wirtschaftliche  Vermögensgemeinschaft  mit  foi'mellem  Allein- 
eigentum der  Gesamtheit  als  juristischer  Person).  In  den  un- 
privilegierten Vereinen  sieht  S.  Genossenschaften  im  Sinne  des 
deutschen  R.  v.  Salis. 

Mayer,  S.   Die  Entwickelung  der  Justizgesetzgebung 
in  Ungarn  während  der  Jahre  1875 — 1887.     Wien, 
Manz.     1888. 
Die  Veröffentlichung  des  k.  ungar.  Justizministeriums  über 
«eine  Thätigkeit  im   genannten   Zeitraum  (Budapest  1888,    Ge- 
brüder  Legrädy),    insbesondere    die    Entstehungsgeschichte    des 
Str.G.B.  von  1880,    die  Vorarbeiten   zur  Str.Pr.O.  werden  kurz 
besprochen;   ausführlich  verbreitet  sich   der  Verf.  über  Strafen- 
system, Strafvollzug,  Gefängnisse,  Strafanstalten,  vorläufige  Ent- 
lassung, Arbeitshäuser,   Besserungsanstalten   und  Fürsorge   für 
entlassene  Gefangene   in  Ungarn.     Zahlreiche  Notizen  über  die 
auf  diesem   Gebiete  hervorragenden   Persönlichkeiten    verleihen 
der  für  die  vergleichende  Rechtswissenschaft  wertvollen  Arbeit 
besonderes  Interesse.  Streng. 


II.  Rechtsgeschichte. 

Lyskowsky,  J.  v.  Die  CoUegia  tenuiorum  der  Römer. 
Berlin,  Plötz.  1888.  46  S. 
Die  in  der  röm.  Kaiserzeit  auch  ohne  besondere  Erlaubnis 
zugelassenen  CoUegia  tenuiorum  waren,  jedenfalls  thatsächlich, 
Sterbegilden,  d.  h.  Vereine,  welche  ihren  Mitgliedern  Beiträge 
zu  den  Beerdigungskosten  gewährten.  Dieselben  hatten  die 
juristische  Persönlichkeit,  also  ein  Korporationsvermögen  und 
Beamte,  welche  dasselbe  statu tengemäss  verwalteten  und  zur 
Vertretung  des  CoUegiums  befugt  waren.  Die  Ansprüche  der 
Mitglieder  an  das  CoUegium  waren  klagbar,  während  das  Col- 
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legium  bezüglich  der  Beitragsforderungen  nur  auf  den  Ausschluss 
der  Säumigen  angewiesen  war.  Diese  Eegulierung  genügte  bei 
den  CoUegia,  da  dieselben  niemals  einen  spekulativen  Charakter 
hatten.  Anders  bei  den  Societates  publicanorum,  denen  in  spä- 
terer Zeit  ebenfalls  juristische  Persönlichkeit  beigelegt  wurde.. 
Die  Wirksamkeit  der  Statutenbestimmung,  dass  die  Forderungen 
der  Mitglieder  gegen  das  CoUegium  nicht  von  den  Gläubigern 
der  letzteren  geltend  gemacht  werden  können,  beruht  auf  einer 
besonderen  Privilegierung  der  betreffenden  Collegien. 

M.  Rümelin  (Halle). 

Wlassak,  M.  Die  Litiskontestation  im  Formular- 
prozess.  (Aus  der  Festschrift  zum  Doktorjubiläum 
B.  Windscheids.)  Leipzig,  Duncker  &  Humblot.  1889. 
67  S.     2  M.  40  Pf. 

Nach  Feststellung  des  Gegenstandes  der  Untersuchung  und 
bisherigen  Meinungen  zeigt  W.  die  quell  enmässige  Bedeutung 
von  Judicium  =:  Schriftformel  und  kommt  unter  Anwendung 
dieser  üebersetzung  auf  die  Ausdrücke  rem  in  j.  deducere,  acci- 
pere  j.,  edere  j.  zu  dem  Ergebnis,  dass  die  litis  contestatio  ein 
Formalgeschäft  der  Parteien  war,  welches  sich  zusammensetzte 
aus  dem  edere  j.  seitens  des  Klägers,  d.  h.  Bekanntgabe  der 
Formel  an  den  Beklagten  durch  den  Kläger  und  dem  accipere  j., 
d.  h.  Entgegennahme  der  Formel  seitens  des  letzteren.  Di^ 
Bemerkung  bei  Festus  über  cont.  lit.  sei  nur  Bericht  über  die 
Herkunft  des  Namens  und  wolle  nicht  den  Begriff  der  lit.  cont. 
selbst  bestimmen.  Im  Schlusskapitel  wird  ein  kurzer  Vergleich 
zwischen  dem  Legisaktionen-  und  dem  Formularprozess  angestellt.^ 

Kleinfeller. 

Burckhardt,  C.  Zur  Geschichte  der  Locatio  conductio.. 
Basel,  Detloff.     1889.     59  S.     1  M.  20  Pf. 

Für  jede  Untersuchung  der  Entwickelungsgeschichte  der 
einzelnen  Konsensualkontrakte  sind  nach  des  Verf.  Ansicht  zwei 
Fragen  scharf  auseinander  zu  halten:  1.  Seit  wann  ist  der 
formlose  synallagmatische  Konsensualkontrakt  klagbar?  2.  Seit 
wann  ist  er  den  Regeln  der  bona  fides  unterworfen? 

Was  nun  den  ersteren  vom  Verf.  allein  behandelten  Punkt 
bei  der  Locatio  conductio  betrifft,  so  war  diese  zweifellos  noch 
nicht  klagbar  zur  Zeit  der  Zwölftafeln;  nur  in  einzelnen  be- 
sonderen Fällen,  in  denen  ein  öffentliches  oder  religiöses  Inter- 
esse   sich   mit    dem   privaten    verband,    war  Selbsthilfe  mittelst 
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Privatpfändung  zulässig.  Unzweifelhaft  klagbar  dagegen  ist  der 
genannte  Konsensualkontrakt  um  die  Mitte  des  siebenten  Jahr- 
hunderts a.  u.  —  Der  Keim  der  Klagbarkeit  nun  wird  gewöhn- 
lich in  dem  staatlichen  Vermögensverkehr  gesucht,  von  wo  aus 
Kauf  und  Miete  ins  Privat-R.  übernommen  worden  seien.  Nun 
ist  zwar  ein  Einfluss  des  staatsrechtlichen  Vermögensverkehrs 
auf  den  privaten  keineswegs  zu  leugnen.  So  mögen  vor  allem 
einzelne  in  censorischen  Vertrags  Vorschriften  übliche  Bestim- 
mungen in  den  Privatverkehr  übernommen  und  hier  ebenfalls 
tralaticisch  geworden  sein  und  es  mochte  ferner  auch  die  von 
den  Magistraten  früher  zur  Anwendung  gebrachte  bona  fides 
dem  Privatrechtsjuristen  als  Vorbild  und  Anhalt  dienen.  Der 
Gedanke  an  eine  eigentliche  Rezeption  aber  ist  vollkommen  von 
der  Hand  zu  weisen. 

Der  Ursprung  des  Konsensualmietkontrakts  ist  vielmehr  auf 
dem  Gebiete  des  Privatrechts  selbst  zu  suchen,  und  zwar  muss 
derselbe  nicht  zu  lange  nach  den  XII  Tafeln  als  stricti  juris 
negotium  klagbar  geworden  sein. 

Während  in  der  älteren  Zeit  bis  zur  Zwölftafelgesetzgebung 
das  geringe  Bedürfnis  nach  Anerkennung  eines  Mietvertrags 
durch  den  Schutz,  den  die  Sitte  solchen  Geschäften  zu  teil 
werden  Hess,  gedeckt  werden  mochte,  ist  ein  solcher  Zustand 
bei  entwickelteren  Verkehrsverhältnissen  vollständig  undenkbar. 
Ebensowenig  konnte  der  Erfolg  des  Mietgeschäftes  durch  Manzi- 
pationen  oder  Stipulationen  herbeigeführt  werden  und  auch  die 
Hypothese,  dass  die  Miete  ursprünglich  ein  Realkontrakt  ge- 
wesen sei,  ist  nicht  haltbar.  Als  ursprünglichster  Fall  ist  wohl 
der  Fall  der  Mobiliarsachmiete  zu  betrachten,  wie  denn  auch 
die  Locatio  conductio  operis  von  der  Uebergabe  einer  Sache  zur 
Bearbeitung  ihren  Ausgang  genommen  hat.  Die  Bezeichnung 
der  Locatio  conductio  als  eines  Contractus  juris  gentium  steht 
dem  gefundenen  Resultat  nicht  entgegen.  M.  Rümelin. 

Dahn,   F.     Die   Landnot  der  Germanen.     (Aus  der  Fest- 
schrift  zum    Doktorjubiläum    B.    Windscheids.)      Leipzig, 
Duncker  &  Humblot.     1889.     51  S.     1  M.  20  Pf. 
Die  treibende  Kraft  der  Bewegungen  ganzer  german.  Völker- 
schaften oder  doch  ganzer  Teile  von  solchen  ,  welche  mit  Weib 
und  Kind,  Knecht  und  Magd,  mit  Hab  und  Gut  die  alten  Sitze 
verlassen  und  eine  neue  ruhige  Heimat  (quietam  patriam)  suchen, 
und  welche  von  der  Kimbern  und  Teutonen  Aufbruch  (125  bis 
120  V.  Chr.)  bis  zur  Einwanderung  der  Markomannen  und  Qua- 
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den  in  Bayern  (500  n.  Chr.)  und  der  Langobarden  in  Italien 
(568)  mit  wenigen  Ruhezeiten  fast  sieben  Jahrhunderte  füllen 
und  die  man  insgesamt,  will  man  überhaupt  von  Völkerwande- 
i'ung  sprechen,  unter  diesem  Begriff  zusammenschliessen  muss, 
war  die  Landnot:  der  Hunger,  der  Mangel  an  Nahrungsmitteln 
herbeigeführt  durch  üebervölkerung  (S.  9).  Diesen  Bewegungen 
gegenüber  treten  die  Raubzüge  kleinerer  oder  grösserer  Scharen 
vollständig  zurück  als  für  die  geschichtliche  Entwickelung  ohne 
jede  Bedeutung  (S.  8,  19).  Jene  erste ,  wenigstens  uns  über- 
lieferte Bewegung  der  Kimbern  und  Teutonen  wird  einlässlich 
geschildert,  ebenso  die  Wanderungen  zur  Zeit  Cäsars  und  Augustus' 
(Ortswanderung  der  Markomannen  etc.).  In  grossen  Zügen  wird 
hierauf  auf  die  einzelnen  Verschiebungen  bis  in  die  Mitte  des 
4.  Jahrhunderts  hingewiesen.  v.  Salis. 

ßodenberg,  K.  Ueber  wiederholte  deutsche  Königs- 
wahlen im  18.  Jahrhundert  (a.  u.  T.:  0.  Gierke, 
Untersuchungen  zur  deutschen  Staats-  und  Reehtsgeschichte, 
Heft  28).  Breslau,  Köbner.  1889.  61  S.  1  M.  60  Pf. 
Wahlwiederholungen  konstatiert  der  Verf.  bei  der  Erhebung 
Ottos  II.  im  Jahre  961,  973,  Heinrichs  IL  1002,  Konrads  III.  11^8, 
vielleicht  sei  eine  Wahlwiederholung  bei  der  Erhebung  Konrads  II. 
1052  vorgekommen;  verwiesen  wird  auch  auf  die  Anerkennung 
Heinrichs  I.  921  durch  Herzog  Arnulf  (Anm.  1).  Einlässlich 
werden  besprochen  die  Wahlvorgänge  bei  der  Erhebung  der 
Könige  Philipp  1198  und  1205,  Otto  IV.  1198  und  1208,  Wil- 
helm von  Holland  1247  und  1252,  Friedrich  IL  1196,  1197, 
1212,  Konrad  IV.  1237.  —  Zwei  Arten  von  Wiederholungen  von 
Königswahlen  werden  unterschieden:  die  erste  Art  ist  die  Wahl, 
welche  an  den  bereits  zu  Lebzeiten  des  Vaters  gewählten  Königen 
beim  Beginn  der  Regierung  wiederholt  wurde,  welche  Wahl  als 
eine  neue  allgemeine  anzusehen  ist  und  im  Zusammenhang  steht 
mit  der  Anschauung,  dass  dem  zum  Nachfolger  gewählten 
Königssohne  wohl  das  R.  am  Reiche,  nicht  aber  das  volle  R. 
konnte  übertragen  werden.  Die  zweite  Art  ist  die,  wenn 
ein  zur  Stimmabgabe  berechtigter  Fürst,  der  bei  der  ersten 
Wahl  seine  Stimme  nicht  abgegeben  hatte ,  dies  später  durch 
einen  besonderen  Wahlakt  nachholte  (sogenannte  Anerkennungs- 
wahl). Hier  überträgt  schon  die  erste  Wahl  auf  den  Gewählten 
das  volle  königliche  R. ,  die  zweite  Wahl,  als  neue  selbständige 
Wahl,  hatte  daher  nur  für  die  bei  derselben  Beteiligten  Bedeu- 
tung.   Weil  für  die  Königswahl  Einstimmigkeit  erforderlich  war, 
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und  weil  trotz  der  feststehenden  Unteilbarkeit  des  Fieiches  die 
Anschauung  vorhanden  war,  dass  die  staatlichen  Verhältnisse 
gleichsam  auf  einem  Vertrage  zwischen  dem  Könige  und  den 
einzelnen  Gliedern  des  Volkes  beruhten ,  so  war  auch  die  nach- 
trägliche zustimmende  Stimmabgabe  von  Belang.  —  Von  der 
Wiederholung  der  Wahl  ist  scharf  zu  trennen  der  Fall,  wo  der 
Wahl  eine  Designation  vorangeht ;  als  Designation  Friedrichs  IL 
fasst  Verf.  den  Vorgang  auf  dem  Nürnberger  Tage  auf  (S.  39, 
41).  In  einem  Anhang  wird  im  Gegensatz  zu  Waitz  nachzu- 
weisen versucht,  dass  von  den  beiden  Rezensionen  der  Chron. 
regia  Colon,  conv.  S.  Pantal.  die  ausführlichere  Rezension  C  eine 
Ableitung  und  Erweiterung  der  Rezension  B  sei.       v.  Salis. 


III.  Privatrecht. 

Brinz,  A.  Lehrbuch  der  Pandekten.  3.  Bd.  2.  Abt.  1.  Lfg. 
(Das  Zweckvermögen).  2.  veränd.  Aufl.  Erlangen,  Deichert. 
1888.     133  S. 

In  voller  Frische  und  voller  Hoffnung  gab  der  Verf.  das 
Manuskript  dieses  Anfangs  der  2.  Abteilung  des  3.  Bandes,  dessen 
1.  Abteilung  in  diesen  Blättern  Bd.  III  S.  428  besprochen  worden 
ist,  zum  Druck.  Kaum  drei  Wochen  später  war  seine  und  so 
vieler  Hoffnung  auf  Weiterförderung  des  Werks  vernichtet.  Nur 
mit  Wehmut  und  tiefem  Schmerz  über  den  unersetzlichen  Ver- 
lust wird  jeder  Kundige  diese  letzte  Arbeit  zur  Hand  nehmen, 
und  wenn  er  sich  in  sie  versenkt,  von  neuem  den  Gedanken  in 
sich  aufsteigen  fühlen:  Welch  edler  Geist  ward  hier  zerstört!  Die 
Vollendung  der  2.  Auflage  ist  nach  dem  Vorwort  des  Sohnes 
des  Verstorbenen  gesichert,  indem  Lotniar  die  Bearbeitung  der 
noch  fehlenden  Abschnitte  (Familien-R.  und  -Handlungen)  über- 
nommen hat  —  eine  bei  so  eigenartigem  Werk  nicht  leichte  Auf- 
gabe !  Zeigt  doch  fast  jeder  Paragraph  der  neuen  Auflage,  die 
sich  —  wofür  die  Reduzierung  der  Seitenzahl  von  171  auf  133 
nicht  der  alleinige  Beweis  ist  —  von  anderen  zweiten  Auflagen 
auch  dadurch  unterscheidet,  dass  sie  die  erste  nicht  entbehrlich 
macht,  die  rastlose  Weiterarbeit  des  Autors  und  sein  stetes  Be- 
mühen, die  mannigfachen  Probleme  immer  wieder  von  neuer 
Seite  zu  fassen,  um  sie  ihrer  Lösung  entgegenzuführen. 

Nach  einer  Einleitung  (S.  453—475),   in  welcher  der  Verf. 
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in  sorgfältigem  Eingehen  auf  die  seither  erschienene,  das  Zweck- 
vermögen bezüglich  die  juristischen  Personen  betreifende  Litte- 
ratur  seinen  bekannten  Standpunkt  zu  wahren  sucht,  handeln 
fünf  Abschnitte  von  dem  Zweckvermögen  in  seinem  realen  Be- 
stand. Der  erste  Abschnitt,  Arten  und  Fälle  des  Zweckvermögens 
(S.  475 — 508),  entspricht  im  wesentlichen  den  vier  ersten  Ab- 
schnitten der  1.  Auflage  (979—1063):  er  scheidet  die  Fälle,  wo 
das  Vermögen  für  ein  Gemeinwesen  gehört,  Gemeinheitsvermögen, 
(Staatsvermögen,  Gemeindevermögen,  Korporationsvermögen)  und 
diejenigen,  wo  das  Vermögen  für  Zwecke  gehört,  welche  im  Ge- 
meinwesen begriffen ,  aber  von  diesem  abgesondert  dotiert  sind, 
Sonderz  weck  vermögen ,  welches  wieder  zerfällt  in  Kultuszweck- 
vermögen und  weltliches  Sonderzweckvermögen  (zu  letzterem  ge- 
hört auch  die  bereits  im  Erb-E.  erörterte  hereditas  iacens);  Ge- 
meinheits-  wie  Sonderzweckvermögen  können  sowohl  in  gestiftetem 
wie  ungestiftetem  Vermögen  bestehen,  und  gestiftetes  wie  unge- 
stiftetes  Gut  kann  sich  in  einem  und  demselben  Vermögen  ver- 
binden. —  Die  weiteren  vier  Abschnitte:  Entstehung  (S.  508  bis 
556),  Verwaltung  (S.  556 — 577);  Privilegien,  d.  h.  das  für  das 
Zweckvermögen  geltende  ius  singulare  (S.  578—586)  und  Unter- 
gang, üebergang  und  Konservierung  des  Zweckvermögens  (S.  582 
bis  586)  korrespondiert  den  Abschnitten  fünf  bis  acht  der  1.  Auf- 
lage (S.  1063-1088,  S.  1088- 1132,  S.  1132— 1137,  S.  1138-1150). 
Die  Anordnung  ist  im  ganzen  dieselbe  geblieben;  in  zahlreichen 
Einzelheiten  rechtfertigt  sich  auch  hier  die  Bezeichnung  der 
2.  Auflage  als  einer  veränderten.  Am  eingehendsten  ist  die 
Lehre  von  der  Entstehung  behandelt.  Nach  Bekämpfung  der 
Ansicht  von  den  beiden  angeblichen  Vorbedingungen  der  Zweck- 
vermögensbegründung,  der  obrigkeitlichen  Konzession  und  des 
Substrats,  die  lediglich  Ausfluss  der  Fiktionstheorie  sei  (S.  508 
bis  518),  bespricht  der  Verf.  eingehend  den  Begründungsakt  und 
die  Bestandteile  des  Zweckvermögens;  er  unterscheidet  dabei  ge- 
meine Geschäfte,  die  das  Zweckvermögen  mit  dem  Personen- 
vermögen gemein  hat  und  die,  als  Geschäfte  unter  Lebenden 
und  von  Todes  wegen ,  ebenso  zur  Begründung  wie  zur  Erhal- 
tung und  Vermehrung,  zur  Verminderung  und  Belastung  des- 
selben führen  (S.  515—538),  und  dem  Zweckvermögen  eigene 
Geschäfte:  Dedikation  und  Konservation ,  Votum,  Beerdigung 
(S.  538 — 545),  woran  sich  speziell  die  Betrachtung  der  Begrün- 
dung der  Stiftung  unter  Lebenden  wie  von  Todes  wegen  schliesst 
(S.  545 — 552);  dabei  wird  die  Vertretung  des  Zwecks  in  der 
Richtung  erwähnt,  in  welcher  sie  nicht  mit  der  Verwaltung  zu- 
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sammenfällt ,  nämlich  insofern  als  zum  ersten  Zustandekommen 
oder  Erwerb  eines  Vermögens  eine  Vertretung  erforderlich  ist 
(S.  552 — 556).  —  In  der  Lehre  von  der  Verwaltung  wird  ge- 
handelt von  den  Verwaltungsorganen,  von  den  Verwaltungs- 
geschäften, von  den  Verwaltungsgesetzen,  die,  abgesehen  von 
dem  in  dem  Begriff  des  Zweckvermögens  von  selbst  gelegenen 
und  darum  von  dessen  Dasein  untrennbaren  Satz,  dass  das  Ver- 
mögen nicht  dem  Zweck  entfremdet  und  für  andere  Zwecke  ver- 
wendet werden  darf,  eine  Beschränkung  der  Verwaltung  bestim- 
men,  von  der  Oberaufsicht  und  Obervormundschaft,  die  keines- 
wegs gegenüber  allen  sogen,  juristischen  Personen  und  keineswegs 
überall  dem  Staat  zustehe,  und  von  der  Haftung  einerseits  der 
Verwalter,  andererseits  der  Gemeinwesen  u.  s.  w.  aus  den  Hand- 
lungen ihrer  Verwalter.  Burckhard. 

Czyhlarz,  C,  v.    Lehrbuch  der  Institutionen  des  röm.  ß. 
Wien,  Tempskj.     1899.     392  S.    6  M. 

Der  Verf.  dieses  Institutionenlehrbuchs  bezeichnet  ähnlich 
wie  Wendt  in  seinem  Pandektenlehrbuch  (C.Bl.  VIII,  183)  als 
seine  Aufgabe,  den  Rechtsstoff  in  möglichst  anschaulicher  Weise 
darzulegen.  Das  Buch  soll  den  Anfänger  nicht  abschrecken, 
sondern  Liebe  und  Lust  zur  Jurisprudenz  in  ihm  wecken.  Es 
soll  deshalb  bei  der  Darstellung  auf  die  geschichtliche  Bildung, 
den  inneren  Zusammenhang  und  die  praktische  Tragweite  der 
Rechtssätze  der  Hauptnachdruck  gelegt  werden. 

Das  vorliegende  Institutionenlehrbuch  —  von  wenigen  Aus- 
nahmen abgesehen  ohne  Anmerkungen  geschrieben  —  unter- 
scheidet sich  von  anderen  Lehrbüchern  dadurch,  dass  keine 
Quellenstellen  abgedruckt  sind.  Das  Quellenmaterial  ist  zu 
Eingang  jedes  Paragraphen  im  Zusammenhang  citiert.  Da 
das  Buch  bei  dem  grossen  Format  schon  umfangreicher  ist 
als  die  übrigen  gebräuchlichen  Lehrbücher,  da  ausserdem  noch 
durch  das  Wegbleiben  der  Quellenstellen  erheblich  Raum  ge- 
wonnen wird,  so  ist  es  für  ein  Institutionenlehrbuch  sehr  reich- 
haltig. 

In  einer  Einleitung  wird  die  Bedeutung  des  r.  R.  für  die 
Gegenwart,  Begriff,  Entstehung  und  Erkenntnis  des  R.  behandelt. 
Der  erste  Teil  gibt  eine  verhältnismässig  wenig  umfangreiche 
Quellengeschichte,  während  im  zweiten  Teil  das  System  des  röm. 
Privat-R.  in  der  den  Institutionenlehrbüchern  üblichen  Verbin- 
dung historischer  oder  dogmatischer  Behandlung  dargestellt  wird. 
Ein  letzter  Abschnitt  dieses  Teils  behandelt  den  Rechtsschutz  und 
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gibt    eine   Uebersicht   über    eine   Entwickelung    des   röm.  Zivil- 
prozesses. G.  Rümelin. 

Niemeyer,  Th.  Depositum  irreguläre.  Halle,  Niemeyer.  1889. 
166  S.    4  M. 

Das  justinianische  R.  misst  der  Hinterlegung  von  Fungi- 
bilien,  insbesondere  von  Geld,  auch  wenn  unverschlossen  depo- 
niert wird ,  an  und  für  sich  keine  andere  Rechtsfolgen  bei  als 
jeder  anderen  Hinterlegung.  Andererseits  bestimmen  die  Quellen 
nicht,  dass  die  der  Hinterlegung  vertretbarer  Sachen  hinzugefügte 
Abrede,  der  Empfänger  solle  Eigentümer  werden  und  nur  ver- 
pflichtet sein ,  eine  gleiche  Quantität  zurückzugeben ,  mit  dem 
Begriff  des  Depositum  vereinbar  sei  oder  eine  besondere,  zwischen 
depositum  und  mutuum  stehende  Vertragsart  bilde.  Popinian 
und  Paulus  haben  allerdings  actio  depositi  ohne  juristisches 
Prinzip  in  Fällen  zugelassen,  wo  nach  strenger  Rechtskonsequenz 
mutuum  anzunehmen  und  condictio  certi  anzuwenden  gewesen 
wäre.  Dies  geschah  aber  nur  aus  Billigkeitsrücksichten  wegen 
der  hierdurch  erreichten  Klagbarkeit  von  Vertrags-  und  Verzugs- 
zinsen. Die  röm.  Praxis  hat  sich  dieser  Behandlungsart  trotz 
des  doktrinellen  Widerspruchs  Ulpians  angeschlossen,  und  so  finden 
sich  in  den  Kaiserkonstitutionen  zahlreiche  Spuren  des  irregu- 
lären Depositums,  welches  in  Wahrheit  nichts  anderes  ist  als  die 
Zulassung  der  formlosen  Zinsabrede  und  der  Verzugszinsen  beim 
Darlehen. 

In  der  modernen  Theorie  ist  zwar  viel  von  depositum  irre- 
guläre die  Rede,  ein  dasselbe  anerkennendes  und  regulierendes 
Gewohnheits-R.  kann  jedoch  nicht  angenommen  werden,  und  so 
bleibt  es  auch  für  das  heutige  R.  bei  dem  Resultat,  dass  das  Ge- 
schäft, welches  die  herrschende  gemeinrechtliche  Lehre  unter 
dem  Namen  des  depositum  irreguläre  als  Unterart  des  deposi- 
tum behandelt^  ein  Anwendungsfall  des  Darlehens  und  lediglich 
nach  dessen  Grundsätzen  zu  beurteilen  ist.  G.  Rümelin. 

Enneecerus,  L.  Rechtsgeschäft,  Bedingung  und  Anfangs- 
termin.    1.   Abt.:    Die    Grundlagen.     S.    1—304.     1888. 
2.  Abt.:    Die  Wirkung    bedingter   und   befristeter   Rechts- 
geschäfte.    S.  305—689.     Marburg,  Elwert.     1889.    12  M. 
Der  Rechtsgeschäftsbegriff  erfordert  das  Wollen  der  Rechts- 
folge, nicht  aber  das  Bewusstsein  von  der  juristischen  Konstruk- 
tion derselben;    ein  Wollen    der   praktischen  Erfolge  genügt  da- 
gegen nicht.     Als  Regel  gilt,   dass  wahrer   und   erklärter  Wille 
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erforderlich  ist;  die  Erklärung  allein  genügt  nicht.  Aus  Gründen 
der  Verkehrssicherheit  sind  aber  eine  Reihe  von  unter  sich  ver- 
schiedenen Ausnahmen  dieses  Prinzips  notwendig  und  mindestens 
teilweise  im  r.  R.  auch  anerkannt. 

Der  Rechtsgeschäftsbegriff  erfordert  das  Eintreten  der  ge- 
wollten Rechtsfolge ;  tritt  dieselbe  nicht  ein ,  so  ist  das  Rechts- 
geschäft nichtig.  Von  der  gewollten  Wirkung  (Willenswirkung) 
ist  die  nicht  oder  die  nicht  notwendig  gewollte  Wirkung  (Ge- 
setzeswirkung) zu  unterscheiden. 

Das  ältere  r.  R.  betrachtet  den  Willen  als  die  Ursache  der 
rechtsgeschäftlichen  Folgen.  Aus  dieser  Auffassung  ergibt  sich 
das  Prinzip  der  Simultanität,  d.  h.  die  Forderung,  dass  Geschäfts- 
abschluss  und  Wirkung  zeitlich  zusammenfallen. 

Das  Prinzip  der  Simultanität  bezieht  sich  nur  auf  die  Willens- 
wirkungen, nicht  auf  die  Gesetzeswirkungen;  dasselbe  hat  für 
Testamente  nie  gegolten  und  ist  bei  Rechtsgeschäften  unter  Leben- 
den im  neueren  R.  in  einzelnen  Fällen  zögernd  durchbrochen 
worden. 

Findet  eine  Ausnahme  von  dem  Prinzip  der  Simultanität 
statt,  tritt  also  die  Wirkung  nach  Abschluss  des  Geschäfts  ein, 
so  besteht  in  der  Zwischenzeit  im  allgemeinen  nichts  anderes 
als  die  gesetzliche  Bestimmung,  dass  die  gewollte  Wirkung  in 
jenem  späteren  Moment  eintrete.  Die  Annahme  einer  allgemeinen 
persönlichen  oder  dinglichen  Gebundenheit,  einer  Gebundenheit 
der  Geschäftssubjekte,  einer  Verwirkung  u.  s.  w.  ist  nicht  er- 
forderlich und  wegen  der  Unbestimmtheit  dieser  Begriffe  zu  ver- 
meiden. 

Das  Prinzip  der  Simultanität  hat  zur  Folge,  dass  in  ver- 
schiedenen Fällen  Rechtsgeschäfte  deshalb  nichtig  sind,  weil  die 
Rechtswirkung  nicht  sofort  eintreten  kann.  Das  genannte  Prinzip 
kann  jedoch  bei  Unmöglichkeit  des  sofortigen  Eintritts  der  Rechts- 
wirkung dadurch  gewahrt  werden ,  dass  entweder  pendente  R. 
oder  eine  successive  Entstehung  des  Rechtsgeschäfts  angenommen 
werden. 

In  Bezug  auf  die  Wirkung  bedingter  und  befristeter  Rechts- 
geschäfte, wobei  übrigens  unter  Bedingung  und  Befristung  nur 
die  Suspensivbedingung  und  der  Anfangstermin  zu  verstehen  ist, 
ist  zwischen  rein  voluntären  und  Realgeschäften  zu  unterscheiden. 
Bei  den  ersteren  erscheint  die  Rechtswirkung  lediglich  als  Folge 
des  Willens;  bei  den  Realgeschäften  beruht  die  Wirkung  (End- 
wirkung) zwar  auch  auf  dem  Willen,  aber  nicht  auf  diesem  allein, 
sondern  ausserdem  noch  auf  einer  Rechtswirkung  (Vorwirkung). 
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Was  nun  zunächst  die  voluntären  Rechtscreschäfte  betrifft, 
so  zwingt  bei  obligatorischen  Verträgen  mit  Anfangstermin  das 
Prinzip  der  Simultanität  zu  der  Annahme,  dass  der  befristete 
Vertrag  sofort  eine  befristete  Obligation  erzeugt.  .  Bei  unter 
«iner  Bedingung  abgeschlossenen  obligatorischen  Verträgen  ergibt 
sich  aus  dem  Prinzip  der  Simultanität,  dass  der  bedingte  Vertrag 
sofort  eine  pendente  Obligation  erzeugt,  welche  indessen  regel- 
mässig zugleich  befristet  ist. 

Da  das  Prinzip  der  Simultanität  auf  letzt  willige  Verfügungen 
keine  Anwendung  findet,  so  tritt  bei  bedingten  Vermächtnissen 
keine  Pendenz  der  R.  ein ,  und  es  wird  durch  dies  und 
conditio  der  Anfall  des  Vermächtnisses  hinausgeschoben,  wenn 
nicht  lediglich  die  Auszahlung  des  Vermächtnisses  vertagt  werden 
sollte. 

Die  bedingte  Tradition  wird  im  r.  R.  sAs  unvollendetes  Ge- 
schäft behandelt;  eine  Ausnahme  hiervon  ist  nur  in  der  Richtung 
anzunehmen,  dass  die  Wirkung  der  Traditionserklärung  den  fort- 
dauernden Willen  des  Tradenten  nicht  mehr  voraussetzt,  also 
bei  Eintritt  der  Bedingung  stattfindet,  auch  wenn  der  Tradent 
inzwischen  gestorben  oder  willensunfähig  geworden  sei  oder  seine 
Traditionserklärung  widerrufen  haben  sollte. 

Bei  dem  Realgeschäft  war  die  Vorstellung,  dass  der  Wille 
■die  Rechtswirkung  schafft,  also  auch  nur  so  lange  schaffen  kann, 
als  er  vorhanden  ist,  nicht  anwendbar.  Die  Notwendigkeit  des 
Zusammenwirkens  mehrerer  Voraussetzungen  schloss  den  Begriff 
eines  solchen  Schaffens  aus,  und  nichts  hinderte-,  wenn  die  beiden 
Voraussetzungen  zu  verschiedenen  Zeiten  eintreten,  die  zuletzt 
eingetretene  als  Ursache  zu  betrachten.  Die  Vorwirkung  kann 
deshalb  der  Endwirkung  vorangehen  und  braucht  in  dem  Mo- 
ment, wo  der  Wille  der  Endwirkung  hervorruft,  nicht  mehr  fort- 
zudauern. Umgekehrt  kann  auch  der  Wille  der  Endwirkung  vor- 
angehen und  braucht  in  dem  Moment,  wo  die  Vorwirkung  die 
Endwirkung  hervorruft,  nicht  mehr  vorhanden  zu  sein.  Diese 
Sätze  finden  namentlich  bei  der  bedingten  Novation  Anwendung. 

G.  Rümelin. 

Grützmann.   Lehrbuch  des  königlich  sächsischen  Privat- 
R.s.  R.  der  Forderungen,  Familien-R.,  Erbschafts-R.  II.  Bd. 
Leipzig.   Breitkopf  u.  Härtel.    1889.   XII  u.  360  S.    10  M. 
Der  I.  Band   dieses  Werkes,   der  vor  beinahe  zwei  Jahren 
erschienen   ist,    ist   bereits   im  Bd.  VI.   des  C.Bl.,  S.  365,  an- 
gezeigt worden.     Dort   sind    auch    die   allgemeinen  Grundsätze, 
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die  den  Verf.  bei  seiner  Arbeit  geleitet  haben,  wiedergegeben, 
und  da  der  Verf.  diese  Grundsätze  —  Darstellung  des  geltenden 
sächsischen  Privat-R.s  mit  Ausschluss  alles  nicht  durchaus  not- 
wendigen Geschichtlichen  —  auch  für  die  Ausarbeitung  dieses 
II.  Bandes  hat  massgebend  sein  lassen,  so  genügt  in  dieser  Be- 
ziehung der  Hinweis  auf  die  Anzeige  des  I.  Bandes.  Hervor- 
gehoben sei  nur,  dass  Verf.  gegen  die  Meinung,  dass  ein  tieferes 
Eingehen  auf  Geschichtliches  förderlich  gewesen  wäre,  den  von 
ihm  befolgten  Grundsatz  verteidigt;  ob  mit  Erfolg,  das  zu  ent- 
scheiden, ist  hier  nicht  der  Ort.  Bedeutungsvoller  fast  noch 
für  die  Brauchbarkeit  des  Werkes  als  Lehrbuch  scheint  die 
Selbstbeschränkung  des  Verf.  auf  das  sächsische  Privat-R.  in 
dem  Sinne,  dass  er  dasjenige,  was  an  einzelnen  privatrechtlichen 
Sätzen  in  Sachsen  zwar  gilt,  aber  nicht  auf  sächsischer  Quelle 
beruht,  von  seiner  Darstellung  ausschliesst.  Wenn  solche  Rechts- 
sätze sich  als  eine  besondere  selbständige  Disziplin  innerhalb 
des  Privat-R.s  entwickelt  haben,  so  ist  dies  wohl  begründet 
(z.  B.  Handels-R.,  Wechsel-R.);  betreffen  aber  solche  Rechtssätze, 
die  nicht  auf  sächsischem  Boden  erwachsen  sind,  nur  einige 
unselbständige  Ziele  des  Privat-R.s,  so  führt  dies  dazu,  dass  in 
dem  Familien-R.,  z.  B.  der  Verf.  zwar  die  Ehe  behandelt,  den 
ersten  Abschnitt  auch  „Eheschliessung"  überschreibt,  aber  von 
der  Form  der  Eheschliessung,  ihren  Voraussetzungen  u.  s.  w. 
kein  Wort  sagt,  weil  dieser  Teil  des  Ehe-R.s  reichsgesetzlich 
geordnet  ist.  Dernburg  hat  in  seinem  Lehrbuch  des  preussi- 
schen  Privat-R.s  seine  Aufgabe  nicht  so  eng  aufgefasst  und  hat 
dem  Lernenden  damit  gewiss  besser  gedient. 

Der  Inhalt  des  Bandes  erstreckt  sich  nun  auf  das  R.  der 
Forderungen,  das  Familien-R.  und  das  Erbschafts-R.  Die  Be- 
handlung dieses  Stoffes  schliesst  sich  an  das  übliche  System  an. 
Es  werden  also  im  III.  Buch  (R.  der  Forderungen,  S.  1 — 185) 
zunächst  die  allgemeinen  Bestimmungen  (Bestand,  Entstehung, 
Veränderung,  Untergang  der  Forderungen),  dann  die  einzelnen 
Arten  von  Forderungen  (aus  Verträgen,  vertragsähnlichen  Ver- 
hältnissen und  unerlaubten  Handlungen)  zur  Darstellung  ge- 
bracht. Das  IV.  Buch  (Familien-R.  S.  185-271)  behandelt  die 
Ehe,  das  Verhältnis  zwischen  Eltern  und  Kindern  und  die  Vor- 
mundschaft. Das  V.  Buch  bringt  das  Erbschafts-R.  (S.  271  bis 
340)  in  zwei  Abschnitten  und  zwar  L:  die  Erbfolge  (Berufung 
zur  Erbschaft,  Erwerb  der  Erbschaft),  IL:  andere  Fälle  der 
Nachfolge    von    Todeswegen.      Alphabetisch    geordnetes    Sach- 
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register  für  beide  Bände  und  ein  Quellenregister  schliessen  das 
Werk.  Roedenbeck. 

Werthauer,  P.  Ueber  den  Einfluss  des  Irrtums  auf  Ver- 
träge. Erörterung  der  Grundgedanken  im  Anschlüsse  an 
die  Bestimmungen  des  Sachs,  bürgerlichen  Gesetzbuches. 
Breslau,  Morgenstern.  1887.  VII  u.  86  S.  1  M.  60  Pf. 
Zuerst  psychologische  Darlegung  (bis  S.  22);  Unterscheidung 
zweier  Fälle:  entweder  ,,ist  der  Erfolg  —  die  Erklärung  —  so 
verursacht,  wie  beabsichtigt,  allein  der  gesetzte  Zweck,  z.  B. 
Kauf,  ist  ein  hinfälliger,  da  er  auf  einer  irrigen  Vorstellung  be- 
ruht" („Irrtum  bei  der  Bestimmung  der  Absicht"),  oder  „irriger- 
weise wird  die  Existenz  einer  anderen  Absicht  verlautbart,  als 
wirklich  vorhanden  ist  und  als  vorhanden  erklärt  werden  sollen" 
(„Irrtum  bei  der  Erklärung  der  Absicht").  Es  folgt  Darstellung 
des  Begriffs  Vertrag  (bis  S.  38).  „Konsens"  ist  kein  selbstän- 
diges Begriffsmerkmal,  sondern  „die  notwendige  Folge,  die  Wir- 
kung einer  jeden  echten  Einschlagerklärung"  (d.  h.  Annahme). 
Ueber  die  Frage,  ob  die  Absicht  oder  die  Erklärung  ausschlag- 
gebend ist,  kann  nur  das  positive  R.  entscheiden;  de  lege  lata 
ist  die  früher  herrschende  Lehre  sowohl  für  das  gemeine  wie  das 
Sachs.  R.  unzweifelhaft  richtig,  wenn  schon  sie  „einer  Reihe  wich- 
tiger Erscheinungen  des  modernen  Rechtsverkehrs  nicht  gerecht 
wird"  (S.  26).  Anders  nur  bei  den  Formalakten;  hier  ist  „ledig- 
lich der  objektive  Sinn  der  Erklärungen  massgebend".  S.  34  ff.: 
Einfluss  des  Irrtums  auf  den  Vertrag.  Unterschieden  wird :  I.  Ein- 
fluss des  Irrturas  auf  die  Entstehung  der  Vertragserklärungen. 
1.  Irrtum  über  die  andere  Vertragserklärung.  2.  Irrtum  über 
die  eigene  Absichtserklärung,  a)  bei  der  Bestimmung  der  Ab- 
sicht (Irrtum  im  Beweggrunde  i.  w.  S.),  b)  bei  der  Erklärung 
der  Absicht.  Anhang:  Irrtum  des  Stellvertreters.  II.  Einfluss 
des  Irrtums  auf  den  Inhalt  der  Vertragserklärungen.  „Nur  der 
Irrtum  ist  von  Einfluss,  welcher  den  gesamten  Inhalt  oder  einen 
wesentlichen  Bestandteil  der  Vertragserklärung  trifft."  Wesent- 
liche Bestandteile  sind  alle  die  „Merkmale,  welche  das  von  den 
Parteien  erstrebte  künftige  Geschehen  von  rechtlicher  Folge  zu 
individualisieren  geeignet  sind",  und  das  sind  entweder  „abstrakte" 
Individualisationsmerkmale"  (error  in  negotio)  —  diese  sind  immer 
wesentlich  —  oder  konkrete :  diese  sollen ,  wenn  ich  den  Verf. 
hierin  recht  verstehe,  wesentlich  sein,  falls  sie  „begriölich"  we- 
sentlich sind  (z.  B.  bei  obligatorischen  Verträgen  die  Leistung) 
oder   durch  gesetzliche  Vorschrift    oder    durch  Parteiwillkür    zu 
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wesentlichen  Bestandteilen  erhoben  werden.  —  Einzelne  Arten  des 
Irrtums,  z.  B.  error  in  substantia,  werden  dann  besonders  be- 
sprochen. S.  73  ff.  erörtert  die  Art  des  Einflusses  des  Irrtums, 
Nichtigkeit,  Anfechtbarkeit,  Schadenersatz;  den  Schluss  bilden 
Betrachtungen  de  lege  ferenda.  Zitelmann. 

Leuthold,  L.  E.  Russische  Rechtskunde.  Systematische 
Darstellung  des  in  Russland  geltenden  Privat-,  Handels-  und 
Straf-R.,  sowie  des  Prozesses.  Leipzig,  Duncker  &  Humblot. 
1889.     376  S.     6  M. 

Der  Verf.  behandelt  auf  362  S.  einen  umfassenden  Rechts- 
stoff. Zunächst  auf  S.  1  —  11  das  Rechtsgebiet  und  die  Rechts- 
quellen. Im  Privat-R.  (170)  behandelt  er  unter  Personen-R. 
(47  S.)  die  Rechtssubjekte,  die  Stände,  die  Asiaten,  die  Ebräer, 
die  Ausländer,  die  juristischen  Personen;  unter  Familien-R. 
(39  S.)  die  Ehe,  die  Verwandtschaft,  die  Vormundschaft,  das 
Erb-R.  und  auf  15  S.  das  poln.  und  halt.  R. ;  unter  Vermö- 
gen s-R.  (48  S.)  die  Sachen-R.,  die  Eigentumserwerbsgründe,  die 
Forderungen,  die  Verträge,  die  Sicherstellung  der  Forderungen 
u.  s.  w.  und  auf  13  S.  wiederum  das  poln.  und  halt.  R.  Im 
Handel  s-R.  werden  auf  56  S.  der  Kaufmann,  die  Handels- 
geschäfte, das  Wechsel-R.,  die  Schiffahrt,  das  Kredit-  und  Kon- 
sularwesen abgehandelt.  Dem  Straf-R.  sind  24  S.,  der  Justiz- 
verfassung 36  S. ,  dem  Zivilprozess  24  S. ,  dem  Strafprozess 
29  S.,  dem  Konkursprozess  9  S.  gewidmet. 

Der  Verf.  hat  sich  an  eine  sehr  schwierige  Aufgabe  gemacht, 
indem  er  es  unternahm,  eine  zusammenfassende  Darstellung  fast 
des  gesamten  russ.  R.  zu  versuchen  —  um  so  schwieriger,  als 
er  nur  aus  den  Gesetzesquellen  schöpfen  konnte,  da  ihm  die  ein- 
schlagende Litteratur  offenbar  völlig  unbekannt  war.  Diese 
Quellen  hat  der  Verf.  mit  grosser  Mühe  bis  auf  die  neueste  Zeit 
zu  ergänzen  versucht,  indem  er  die  neueren  und  neuesten  Ge- 
setze sorgfältig  nachgetragen  hat.  Freilich  ist  ihm  auch  manches 
entgangen,  wie  z.  B.  die  Verleihung  der  Wechselfähigkeit  an 
Soldaten  im  Jahre  1874  oder  die  Nachträge  zum  Strafgesetzbuch, 
letzteres,  weil  er  die  deutsche  Ausgabe  des  Strafgesetzbuches  von 
Glasenapp  (Dorpat  1887)  nicht  benutzt  hat.  Der  Verf.  hat, 
offenbar  weil  er  nicht  nur  die  Kenntnis  des  russ.  R.  im  allge- 
meinen, sondern  auch  die  Beantwortung  praktischer  Rechtsfragen 
ins  Auge  fasste^^  in  seiner  Darstellung  sich  möglichst  an  den 
Wortlaut  der  Gesetze  gehalten.  Seine  systematische  Darstellung 
ist  daher  eigentlich   ein  Auszug   aus  den  einzelnen  Artikeln  der 
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Gesetze,  Eine  deutsche  Uebersetzung  der  Gesetzbücher  wäre 
jedenfalls  vorzuziehen  gewesen,  da  ein  Auszug  weder  das  ganze 
Gesetzbuch,  noch  eine  Darstellung  des  betreffenden  E.  ersetzen 
und  daher  auch  das  vom  Verf.  angestrebte  Ziel  nicht  erreichen 
kann.  Dabei  ist  es  dem  Verf.  nicht  immer  gelungen,  den  Inhalt 
der  Quellen  richtig  wiederzugeben.  So  wird  nach  ihm  (S.  346) 
bei  der  Abbüssung  von  Freiheitsstrafen  die  Untersuchungshaft 
eingerechnet  —  nach  dem  Gesetze  ist  das  aber  nicht  der  Fall 
(Str.Pr.O.  Art.  968).  Auf  S.  270  übersetzt  der  Verf.  das  Wort 
ssudow,  d.  i.  „der  Gerichte*'  mit  „der  Wasserfahrzeuge"  und  auf 
S.  121  das  Wort  wjesd,  d.  i.  „Hölzungs-R.**  mit  „Einfahrt".  Der 
Gen.  plur.  ssudow  kann  auch  „der  Flussfahrzeuge"  und  wjesd  kann 
„Einfahrt"  bedeuten,  an  jenen  Stellen  aber  nicht,  infolgedessen 
erhalten  die  betreffenden  Stellen  beim  Verf.  einen  ganz  anderen 
Sinn,  als  den  sie  wirklich  haben.  An  anderen  Stellen  springt  das 
Missverständnis  nicht  so  in  die  Augen  wie  hier,  sondern  müsste 
erst  ausführlich  nachgewiesen  werden.  Engelmann. 


Illa.  Entwurf  eines  bürgerlichen  Gesetzbuches*). 

Entwurf  eines  Einführungsgesetzes   zum   bürgerlichen 
Gesetzbuche  für  das  Deutsche  Reich.   Erste  Lesung. 
Ausgearbeitet   durch   die   vom  Bundesrate  berufene  Kom- 
mission.   Nebst  Motiven.     Amtliche  Ausgabe.     Berlin  und 
Leipzig,  Guttentag  (D.  Collin).     1888.     X  u.  314  S.     2  M. 
Da  sich  die  neue  Rechtsbildung  der  alten  anpasst,  so  stellt 
jeder    entwickelte   Rechtszustand    einen   einheitlichen   Plan   dar, 
welcher  gegen  Rechtswidrigkeiten  schützt.    Wird  nun  eine  ganze 
Gruppe    der  vorhandenen  Schutzmittel   durch   ein    neues  Gesetz- 
buch verdrängt,  so  gleicht  dieses  einer   aufziehenden  Feldwache, 
welche  eine  andere  ablöst   und  vor  allem  die  Ablösungszeit,  so- 
wie die  Verbindung  mit  den  Nachbarwachen  wissen  muss.    Die 
Zeit   der  Ablösung   des  alten  R.  durch   das   neue   bestimmt  der 
Blankettparagraph ,    der    an    der  Spitze   des  Einführungsgesetzes 
steht ,  während  die  Antwort  auf  die  bekannte  Frage ,  was  man 
darunter   versteht,    dass   ein  Gesetzbuch   an   einem   bestimmten 
Tage    „in  Kraft  treten  soll"  (§.  1),  erst  am  Schlüsse  im  vierten 


*)  Wir  werden    von  jetzt   ab  die  gesamte  Litteratur  über  den 
Entwurf  eines  bürgerlichen  Gesetzbuches  unter  dieser  Rubrik  bringen. 
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Abschnitt  (Uebergangsvorschriften)  mit  Ausführlichkeit  behandelt 
wird.  Dazwischen  stehen  im  ersten  Abschnitt  einige  versprengte 
Bestimmungen,  welche  allem  Anscheine  nach  einen  angemessenen 
Platz  nicht  haben  finden  können  ,  und  im  zweiten  und  dritten 
Abschnitt  die  Anweisungen,  welche  das  neue  R.  mit  anderen 
fortdauernden  Rechtszweigen  in  Fühlung  bringen  sollen.  Diese 
Verbindung  gestaltet  sich  aber  notwendigerweise  zu  einer  chemi- 
schen. Reichs-  und  Landes-R.  müssen  sich  durch  das  Eindringen 
des  neuen  Gesetzbuches  auch  da,  wo  sie  nicht  zu  Boden  getreten 
werden,  wenigstens  innerlich  umgestalten  lassen.  Am  durch- 
greifendsten vollzieht  sich  diese  Wandlung  im  Prozess-R.,  welches 
seine  Zugehörigkeit  zum  Privat-R.  dadurch  nicht  verloren  hat, 
dass  man  sie  grundsätzlich  ableugnet  (vergl.  S.  13 — 29).  In 
diesem  Gebiete  ragt  der  Familienrechtsprozess  hervor,  der  aus 
dürftigem  gemeinrechtlichen  Boden  im  Schutze  des  neuen  Reichs 
in  den  reichhaltigsten  Neubildungen  eniporspriesst  und  in  seiner 
Eigenart  auch  hier  fortgebildet  wird  (vergl.  z.  B.  §.  577,  Motive 
S.  81).  Auch  das  Straf-R.  wird  gestreift  und  mit  einem  neuen 
Verbrechen  beschenkt  (§.  170  a,  Motive  S.  81),  während  das  Ver- 
bot der  Entführung  abgeschwächt  wird  (§.  235  S.  127).  In  der 
Besprechung  des  Landes-R.  waltet  eine  unverkennbare  Neigung, 
Bestehendes  zu  schonen.  Manche  nützliche  Einrichtung,  welche 
von  der  Pforte  des  Reichsgesetzbuches  zurückgewiesen  war,  hat 
hier  in  den  bescheideneren  Behausungen  der  Landes-ß.  doch  noch 
ein  Obdach  gefunden  (z.  B.  die  Stock  Werksgerechtigkeit,  Motive 
197  u.  a.). 

Der  Stil  des  Gesetzes  entspricht  demjenigen  des  Gesetzbuches, 
insbesondere  fehlen  auch  die  vielen  Verweisungen  auf  andere 
Stellen  innerhalb  seiner  Paragraphen  nicht. 

Die  Motive  sind  knapp  und  ohne  Zitate.  Etwas  ausführ- 
licher ist  die  Umschreibung  des  Begriffs  „Privatrecht"  (S.  146 
bis  154,  vergl.  hierzu  S.  181),  die  Darstellung  des  Anerben-R. 
(S.  205—230)  und  bei  Begründung  der  in  kasuistischer  Art  be- 
handelten Uebergangsbestimmungen  dasjenige,  was  von  dem  ehe- 
lichen Güter-R.  (S.  280  ff.)  gesagt  ist.  Leonhard. 

Katz,  P.  A.  Erläuternde  Anmerkungen  zu  den  Vor- 
schriften des  Entwurfes  eines  bürgerlichen  Gesetz- 
buches für  das  Deutsche  Reich.  Bearbeitet  und  mit 
einer  Einleitung  versehen.     Berlin,  Vahlen.     450  S.    7  M. 

Die  wissenschaftliche  Aneignung  eines  grossen  Gesetzgebungs- 
werkes kann  sich    nur   in   einer    stufenweisen  Spezifikation  voll- 
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ziehen.  Zunächst  müssen  in  der  Art  der  Glossatoren  die  Parallel- 
stellen verbunden ,  die  Titel  mit  summarischen  Uebersichten 
versehen,  die  Hauptsätze  ausgezogen  vrerden.  Erst  auf  dieser 
Grundlage  kann  der  Kommentator  mit  der  Praxis  und  anderen 
Rechtszweigen  Fühlung  gewinnen,  der  Litteraturkenner  neuen 
Erklärungsstoff  herbeitragen.  Demnächst  wird  es  erst  möglich, 
den  inneren  Zusammenhang  des  Ganzen  von  einem  F'unkte  kri- 
tisch zu  überschauen.  Ein  solcher  Ueberblick  ist  aber  nötig, 
um  die  Gesetzgebungsmotive  zu  würdigen  und  aus  solcher  Be- 
urteilung die  Elemente  des  Ganzen  geschichtlich  zu  erklären. 
Nur  auf  dem  Boden  einer  solchen  Erläuterung  aber  kann  eine 
völlig  sachliche  Schätzung  des  Werkes  nach  den  Bedürfnissen 
der  Gegenwart  stattfinden.  Wir  sahen  dies  Ziel,  wissen  aber, 
dass  es  in  absehbarer  Zeit  unerreichbar  ist.  In  solcher  Erkenntnis 
nimmt  man  gern  auch  diejenigen  Hilfsmittel  entgegen,  deren 
Erscheinen  sich  so  schnell  an  den  Entwurf  anschliesst,  dass  sie 
auf  dem  geschilderten  weiten  Wege  nur  die  Anfangsschritte  thun 
konnten.  Dahin  gehört  auch  dieses  Buch,  ein  recht  achtungs- 
werter Anlauf  zur  glossatorischen  Verbindung  der  Parallelstellen, 
vermehrt  durch  einige  freilich  nur  spärliche  Ansätze  zu  einleiten- 
den Titelübersichten,  sowie  eine  mit  Geschick  gearbeitete  In- 
haltsübersicht (S.  15  —  51),  welche  auf  wenigen  Seiten  viel  dar- 
bietet. Leonhard. 

Koch,  R.     Geld  und  Wertpapiere.     Eine  Besprechung  der 
für  den  Bankverkehr   erheblichen  Bestimmungen   des  Ent- 
wurfs   eines    bürgerlichen  Gesetzbuches   für    das    Deutsche 
Reich.     Berlin  und  Leipzig,  Guttentag.     1889.    54  S.    2  M. 
Der  Verf.,  zur  Kritik  des  Entwurfes  vom  Standpunkte   des 
Bankverkehrs  in  erster  Linie   berufen,    vermisst   eine  Definition 
des    Wertpapieres   als    einer    Urkunde    über    ein   Vermögens-R., 
welches  mit  voller  Wirksamkeit  nur  zugleich  mit  ihr  verwertet 
werden   kann;    für   die  Sicherheitsleistung   empfiehlt  er  eine  Er- 
weiterung der  dazu  geeigneten  Werte.    In  den  §§.  4 — 12  werden 
kritische  Vorschläge  zum  R.  der  Staatsverhältnisse  gemacht,  be- 
sonders eingehend  über  Geldschuld,  Münzsorte  und  Zinsen,  Zah- 
lung  und   Quittung,    Hinterlegungsvertrag,    Lagergeschäft   (für 
welches    das    Bedürfnis    nach    einem    bezüglichen    Spezialgesetze 
—  vergl.    C.Bl.    VIII,  146  —  betont    wird),    endlich    über    die 
Schuldverschreibung  auf  Inhaber,  bezüglich  deren  der  Begebungs- 
theorie der  Vorzug  vor  der  Kreationstheorie  gegeben  wird.  Auch 
Sachen-R. ,    Familien-R.    und    Erb-R.    geben    zu    Bemerkungen 
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|§§.  13 — 15)  Anlass.  Zum  Schlüsse  wird  festgestellt,  dass  der 
Handelsstaad  die  grösste  Neigung  hat.  Bedenken  gegen  unter- 
geordnete Punkte  des  Inhalts  und  gegen  Aeusserlichkeiten  zu 
überwinden,  damit  unserem  Volke  bald  der  Schatz  eines  einheit- 
lichen R.  gewonnen  werde,  und  der  Hoffnung  Ausdruck  gegeben, 
dass  der  gute  G^ist  Deutschlands  die  Wege  finden  werde,  um 
aus  dem  Entwürfe  unter  Benutzung  der  Ergebnisse  positiver 
Kritik  ein  auf  Generationen  den  Rechtsbedürfnissen  genügendes 
Werk  erstehen  zu  lassen.  Heinsheime r. 

Liszt,  F.  V.  Die  Grenzgebiete  zwischen  Privat-R.  und 
Straf- R.  Kriminalistische  Bedenken  gegen  den  Entwurf 
eines  bürgerlichen  Gesetzes.  Berlin  und  Leipzig,  Guttentag. 
1889.  46  S.  2  M. 
Nach  einer  kurzen  Einleitung,  in  welcher  der  Verf.  den 
Entwurf  als  misslungen  erklärt,  wenngleich  die  Kommission  allein 
dafür  nicht  verantwortlich  zu  machen  sei,  vielmehr  unsere  ganze 
juristische  Erziehung  daran  die  Schuld  trage,  werden  in  zwei 
Hauptabschnitten  die  „gemeinen  Grundbegriffe*^  und  „das  privat- 
rechtliche Delikt"  erörtert.  Zunächst  müsse  der  Kreis  der  privat- 
rechtlich geschützten  Interessen  erweitert  werden,  eine  Erhebung 
des  Privat-R.  über  die  nackten  Vermögensinteressen  hinaus  er- 
folgen (§  1).  Im  einzelnen  wird  sodann  darauf  hingewiesen, 
•dass  in  den  Bestimmungen  über  „Selbstverteidigung  und  Selbst- 
hilfe* (Abschnitt  8,  Teil  I,  §  186  fg.)  zwar  die  Notwehr  und 
ihre  Folgen,  nicht  aber  der  Notstand  mit  Einschluss  der  Nöti- 
gung, wie  erforderlich  gewesen  wäre,  ihre  Regelung  gefunden 
haben.  Sodann  folgen  Erörterungen  über  Vorsatz  und  Fahrlässigkeit 
(§.  4),  wobei  hervorgehoben  wird,  dass  im  Gegensatze  zu  un- 
serem Strafgesetzbuche  die  Fahrlässigkeit  —  freilich  in  unzu- 
reichender Weise  —  nicht  aber  der  Vorsatz  begrifflich  bestimmt 
worden  sei.  Das  gemeinsame  Merkmal  in  beiden  Begriffen  wäre 
im  Hinblick  auf  den  eingetretenen  rechtsverletzenden  Erfolg 
leicht  festzustellen  gewesen.  Die  Verwendung  des  „ordentlichen 
Hausvaters*  bei  der  Feststellung  des  Fahrlässigkeitsbegriffs  sei 
ungenügend  und  gefährlich.  Zu  beklagen  sei,  dass  so  wenig 
wie  bei  der  Feststellung  des  Vorsatzes  und  der  Fahrlässigkeit, 
so  auch  bei  der  des  Betruges,  der  Drohung  und  der 
Gewalt  (§  5)  die  Ergebnisse  der  kriminalistischen  Litteratur 
Beachtung  gefunden,  so  dass  die  Begriffe  des  Straf-R.  wesentlich 
verschieden  seien  von  den  gleichlautenden  Begriffen  des  Entwurfes. 
Im  zweiten  Hauptabschnitte  (§.  6—10)  wird  anerkannt,  dass 
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der  Entwurf  wenigstens  den  Versuch  gemacht  habe,  zu  einem 
einheitlichen  Begriffe  des  Privatdelikts  und  zu  allgemeinen 
Bestimmungen  über  dasselbe  zu  gelangen,  wenn  auch  dieser 
Versuch  nicht  gerade  glücklich  ausgefallen  sei.  Es  wird  dies  im 
einzelnen  in  den  Ausführungen  über  den  Begriff  des  Privatdelikts 
(§.  6),  über  das  Privatdelikt  als  Vermögensdelikt  (§.  7),  über 
die  Widerrechtlichkeit  der  Verletzung  (§.  8),  über  den  privatrecht- 
lichen Schuldbegriflf  (§.  9)  und  über  die  Deliktsfähigkeit  (§.  10) 
zu  begründen  gesucht.  In  letzterer  Beziehung  wird  namentlich 
getadelt,  dass  andere  Altersstufen  massgebend  sein  sollen  für 
die  Geschäftsfähigkeit,  andere  für  die  Zurechnungsfähigkeit,  an- 
dere für  die  Deliktsfähigkeit.  Trotz  aller  erhobenen  Ausstel- 
lungen kommt  doch  der  Verf.  zu  dem  Schlüsse,  dass  aus  natio- 
nalen Gründen  die  —  und  zwar  baldige  —  Erhebung  des 
Entwurfes  zum  Gesetze  wünschenswert  sei.     0.  Fuchs  (Jena). 


IV.  Handelsrecht. 

Kohler,  J.  Forschungen  aus  dem  Patent- R.  Mann- 
heim, Bensheimer.  1888.  126  S.  3  M. 
Der  Verf.  hat  sich  in  diesem,  zu  Rudolph  v.  Jherings  70. 
Geburtstage  erschienenen  Werke  das  Ziel  gesetzt,  Prinzipien, 
welche  er  in  einem  Patent-R.  vor  ca.  10  Jahren  aufgestellt  hat, 
weiter  zu  führen,  tiefer  zu  begründen  und  in  einer  Reihe  neuer 
Resultate  zu  verkörpern.  Die  Erörterung  dieser  Prinzipien  findet 
in  fünf  Büchern  statt,  von  denen  das  erste  die  Erfindung  als 
solche  behandelt  (I.  Erfindung  und  Erfinder;  II.  das  geistige 
Moment  in  der  Erfindung;  III.  Erfindung  und  Entdeckung; 
IV.  Empirie  und  rationelles  Verfahren ;  V.  Erfindung  und  Kon- 
struktion; VI.  Erfindung  und  spekulative  Idee;  VII.  Energie 
der  Erfindungsthätigkeit),  das  zweite  aber  auf  das  Objekt  der 
Erfindung  (I.  die  Erfindungskonzeption;  II.  die  Lehre  von  den 
Aequivalenten ;  III.  Abhängigkeits-  und  Verbesserungserfindung) 
untersuchend  eingeht.  Die  drei  folgenden  Bücher  beschäftigen 
sich  mit  dem  Erfordernis  der  Neuheit,  mit  Patentanmeldung 
und  -Erteilung  und  mit  der  Nichtigkeit  des  Patents.  Aus  den 
in  dieser  letzteren  Hinsicht  gegebenen  Erörterungen  des  Verf. 
sei  auf  die  Stellung  hingewiesen,  welche  derselbe  in  der  be- 
kannten, das  Wesen  der  Patente  selbst  berührende  Kontroverse 
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der  Abhängigkeitserklärung  im  Nichtigkeitsverfahren  einnimmt: 
er  bestreitet,  in  Uebereinstiraraung  mit  den  reichsgerichtlichen 
Entscheidungen  vom  9.  Juni  1884  und  24.  November  1884  (auch 
schon  16.  April  1883)  und  entgegen  den  patentamtlichen  Entschei- 
dungen (auch  Reichsgericht  vom  20.  März  1883),  jede  Berechti- 
gung der  Nichtigkeitsinstanz,  ein  Abhängigkeitsverhältnis  des 
einen  Erfinder-R.s  zu  einem  anderen  zu  statuieren  oder  gar 
dieses  Abhängigkeitsverhältnis  in  der  einen  oder  andern  Weise 
zu  normieren. 

Die  „Forschungen**  Kohlers  setzen  aufs  neue  die  enorme 
Bildungsfähigkeit  des  Patent-R.s,  den  um  jedes  Patentgesetz  sich 
aufspeichernden  Reichtum  juristischer  Bausteine  in  heiles  Licht. 
Der  Verf.  schliesst  sein  Werk  mit  der  Wiedergabe  einer  von 
ihm  im  Jahre  1875  veröffentlichen  Abhandlung  über  die  zivil- 
rechtliche Grundidee  des  Patentwesens,  die  Immaterialgüter- 
rechtsidee ;  die  vorliegende  Arbeit  krönt  gewissermassen  die  seit- 
dem konsequent  fortgesetzte  Arbeit  des  Verf.,  das  Patent-R. 
zivilistisch  auszugestalten;  sie  bestätigt  aufs  neue,  dass  die  Praxis 
des  Patentwesens  den  Theoretiker,  welcher  sich  mit  ihr  beschäf- 
tigt, in  eine  Fülle  von  Problemen  hineinleitet,  welche  an  ein 
juristisches  Denk-  und  insbesondere  Konstruktionsvermögen  An- 
forderungen stellen,  wie  kaum  irgend  ein  Abschnitt  des  Pan- 
dekten-R.s.  C.  Gar  eis. 

Huber,  0.  Das  Tramway-R.  Allgemeiner  Teil  unter  beson- 
derer Berücksichtigung  der  schweizer.  Verhältnisse.  Zürich, 
1889.  176  S.  2  M.  40  Pf. 
In  der  Einleitung  (S.  13  —  28)  gibt  der  Verf.  eine  Einteilung 
der  Eisenbahnen  und  definiert  dann  den  Begriff  Tramways 
folgendermassen  (S.  18):  „Tramways  sind  Beförderungsmittel 
von  Personen  im  Innern  von  Städten  oder  grossen  Ortschaften 
oder  zur  Verbindung  von  Städten  mit  deren  Vorstädten  oder 
Ausgemeinden,  bestehend  aus  in  den  Strassenkörper  eingelegten 
Schienen,  die  auf  einmal  nur  von  einem  Fahrzeug  befahren 
werden."  Er  bespricht  sodann  in  Abteilung  I.  (S.  29 — 87)  zu- 
erst die  auswärtigen  Tramwaygesetzgebungen  (1.  Kap.)  und 
dann  die  Schweizer  Tramwaygesetze  sowie  die  sich  daran 
schliessende  Praxis  (2.  Kap.).  Abteilung  IL,  S.  88—155  ent- 
hält die  theoretische  Behandlung  des  allgemeinen  Tramway-R.cs, 
insbesondere  die  Konzessionserteilung,  während  im  Anhange 
(S.  156—173)  die  rechtlichen  Folgen,  die  sich  an  die  Benutzung 
des  Strassenkörpers  knüpfen,  besprochen  werden. 
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Dass  nach  Huber  (S.  24)  in  Oesterreich  für  Tramways  der 
Name  „Hippodisierbalinen"  gebräuchlich  sei,  ist  irrig,  vielmehr 
ist  in  Oesterreich  dieser  Name  gänzlich  unbekannt.  Die  in 
Oesterreich  üblichen  Bezeichnungen  sind  Tramway,  Pferdebahn 
und  Dampftram way.  W.  Fuchs  (Wien). 


V.  Gerichtsverfassung  und  Zivilprozess. 

Engelmauii,  A.  Der  Zivilprozess.  Geschichte  und  System. 
].  Bd.  Allgemeiner  Teil.  Breslau,  Koebner.  1889.  VIII 
u.  215  S.     2  M.  80  Pf. 

E.  verspricht  im  Vorworte,  das  Zivilprozess-R.  in  drei  Teilen, 
jedoch  so  darzustellen,  dass  das  Ganze  den  Umfang  eines  kurzen 
Lehrbuches  nicht  überschreiten  werde.  Während  der  vorliegende 
erste  Teil  die  allgemeinen  Lehren  über  die  Grundbegriffe  des 
Zivilprozess-R. s  umfasst,  soll  der  zweite  Teil  die  geschichtliche 
Entwickelung  des  Prozess-R.s  unter  Berücksichtigung  des  röm., 
kanon.,  mittelalterlichen  deutschen  und  des  gemeinen  deutschen 
Prozesses,  sowie  der  wichtigsten  neueren  Gesetzgebungen,  endlich 
der  Entstehungsgeschichte  der  R.Z.Pr.O.  und  der  dritte  Teil  das 
geltende  deutsche  R.  behandeln. 

Der  erste  Teil  zerfällt  in  zwei  sehr  ungleiche  Abschnitte, 
von  welchen  der  erste  (S.  4—31)  unter  der  Ueberschrift  „das 
Zivilprozess-R. "  die  allgemeinen  Grundsätze  des  Gerichtsverfassungs- 
R.s  und  die  rechtliche  Natur  des  Zivilprozess-R.s  darstellt,  der 
zweite  aber  (S.  32—215)  den  „Prozess  als  Lebensvorgang"  zu 
beschreiben  versucht;  hier  werden  die  Hauptsätze  des  Zivil- 
prozess-R.s losgelöst  von  der  Bezugnahme  auf  ein  bestimmtes 
Gesetzbuch  (Ausnahmen  z.  B.  S,  63  a.  E.,  S.  69  a.  E.),  jedoch 
keineswegs  bloss  abstrakt,  sondern  an  der  Hand  belehrender, 
praktischer  Beispiele  in  klarer  Weise  vorgetragen.  Dabei  ist 
ausgegangen  von  dem  Zivilprozess  als  Rechtsverhältnis,  woraus 
sich  naturgemäss  die  weitere  Einteilung  in  die  Lehre  von  den 
Prozesssubjekten  und  von  den  Prozesshandlungen  der  Parteien 
wie  des  Gerichts  ergibt  (S.  32—195).  Der  zweite  Unterabschnitt 
ist  dem  Prozessgang  gewidmet  (S.  195—215),  als  dessen  Stufen 
bezeichnet  werden:  I.  Prozessbegründung,  II.  Erledigung  des 
Prozessverhältnisses  und  zwar  1.  Prozessverhandlung  (Behaup- 
tungen, Beweise,  Endurteil,  Rechtsmittelverfahren),  2.  Voll- 
streckungsverfahren.    Ueberall   ist   E.    bemüht,    die   Ergebnisse 
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der  modernen  Prozesstheorie  zu  verarbeiten  und  seine  einzelnen 
Sätze  logisch  aus  allgemeinen  Grundlagen  abzuleiten.  Die  wich- 
tigsten Erscheinungen  der  Litteratur  sind  citiert.  Trotz  der 
klaren  und  leicht  fasslichen  Darstellung  des  Verf.  dürfte  das 
Buch  sich  in  seiner  gegenwärtigen  unvollendeten  Gestalt  wegen 
der  formellen  Lostrennung  der  allgemeinen  Lehren  von  der  Dar- 
stellung des  geltenden  R.s  für  den  Anfänger  schwerlich  eignen. 

Kleinfeller. 

Jakobi,  L.  Akademische  Praktika,  2.  Abteilung :  Zivil- 
prozess.  Berlin,  Müller.  1888.  106  S.  1  M.  50  Pf. 
J.  hat  aus  der  Praxis  der  höchsten  Gerichtshöfe  120  Fälle 
zur  Anwendung  des  Zivilprozess-R.s  angesammelt  und  führt  die- 
selben in  zwei  Serien  geteilt  vor.  In  der  ersten  Serie  werden 
90  einfache  Thatbestände  in  Kürze,  hauptsächlich  zur  münd- 
lichen Besprechung,  in  der  zweiten  Serie  schwierigere  Fälle  zur 
schriftlichen  Bearbeitung  mitgeteilt,  wobei  auch  Fragen  des 
materiellen  R.es  unterlaufen.  Die  erste  Serie  behandelt  in  zehn 
Kapiteln  alle  wichtigeren  Lehren  des  Zivilprozesses  (Prozess- 
voraussetzungen, Zuständigkeit,  Zustellung,  Ladung  und  Wieder- 
einsetzung, Prozessbeteiligung,  Klage,  Einlassung  und  mündliche 
Verhandlung,  Beweis,  Entscheidungen,  Rechtsmittel  und  Wieder- 
aufnahme, Zwangsvollstreckung,  besondere  Verfahrensarten).  Die 
Bearbeitung  sucht  J.  innerhalb  der  ersten  Serie  durch  einleitende 
Bemerkungen  zu  den  einzelnen  Kapiteln,  in  der  zweiten  Serie 
aber  dadurch  zu  erleichtern,  dass  er  bei  jedem  Falle  in  Form 
von  Fragen  die  für  die  Entscheidung  wichtigen  Gesichtspunkte 
hervorhebt.  Ueberall  ist  auf  die  einschlagenden  Entscheidungen, 
teilweise  auch  auf  Kommentare  verwiesen.  Angehängt  sind 
verschiedene  Formulare  zu  Klagen,    Gesuchen   und  Beschlüssen. 

Kleinfeller. 

Schrutka-Rechtenstamm,  E.  v.  ZurDogmengeschichteund 

Dogmatik  der  Freigebung  fremder  Sachen  im 

Zwangsvollstreckungsverfahren.     Dogmengeschichtl. 

Teil.     2.   Hälfte:    Seit   der  Rezeption.     Berlin,   Heymann. 

1889.    S.  126—205.     1  M.  50  Pf. 

Abgesehen  von  der  Feststellung  des  Standpunktes  der  Theorie 

des   alten   gemeinen   Zivilprozesses   bildet   den  Hauptinhalt   der 

2.  Hälfte   die  Geschichte  des  Rechtsinstituts  im   österr.  R.  und 

zwar  bei   dem   Schweigen   der   Gerichtsordnung   von    1781    und 

1796    die    Entstehung   sowie   der    Inhalt   des    Hofdekrets    vom 
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29./V.  1845  (S.  144  ff.);  die  nähere  Erörterung  des  letzteren 
wird  in  Verbindung  mit  der  Besprechung  der  österr.  Entwürfe 
vorgetragen.  Der  Gedanke  der  Prinzipalintervention  ist  sowohl 
im  Hofdekret  als  in  den  Entwürfen  seit  1858  verlassen.  Die 
im  Hofdekret  beliebte  Beschränkung  auf  die  Mobiliarexekution 
ist  in  den  Entwürfen  beseitigt.  Der  letzte  Abschnitt  (S.  195  ff.) 
befasst  sich  mit  der  Geschichte  der  neuen  deutschen  Reichs- 
gesetzgebung. Klein  feil  er. 

Wach,   A.     Der  Feststellungsanspruch.     Ein  Beitrag   zur 

Lehre  vom  Rechtsschutzanspruch.  (S. -Abdruck  aus  der  Fest- 
gabe der  Leipziger  Juristenfakultät  für  B.  Windscheid 
zum  22.  Dezember  1888.)  Leipzig,  Duncker  &  Humblot. 
1889.  66  S.  1  M.  60  Pf. 
Gegenüber  den  übersichtlich  zusammengestellten  bisherigen 
Theorien  über  die  Natur  des  Feststellungsanspruches  hält  Verf.  an 
seiner  im  Handbuch  des  Zivilprozesses  aufgestellten  Behauptung, 
der  Feststellungsanspruch  sei  Rechtsschutzanspruch,  fest  (S.  15) 
und  erläutert  sein  Wesen  dahin:  der  Rechtsschutzanspruch  ist 
nicht  das  subjektive  Privat-R. ,  vielmehr  „ein  relativ  selb- 
ständiges, der  Aufrechterhaltung  der  konkreten  Privatrechts- 
ordnung dienendes,  daher  sekundäres  Recht  und  selbständig  in 
seinen  Voraussetzungen".  Er  ist  publizistischer  Natur,  gerichtet 
einerseits  gegen  den  Staat,  andererseits  gegen  den  Gegner;  er 
ist  Anspruch  nach  Massgabe  des  Prozess-R.s  und  hat  zum  In- 
halt das  R.  auf  eine  dem  Berechtigten  günstige  Rechtsschutz- 
handlung. Der  wesentliche  Unterschied  zwischen  Leistungs-  und 
Feststellungsklage  li(3gt  im  Grund  des  Urteil sschutzes,  welcher 
dort  besteht  in  der  Befriedigungsbedürftigkeit  des  R.s ,  hier  in 
Thatbeständen ,  welche  das  rechtliche  Interesse  an  alsbaldiger 
Feststellung  begründen.  Ueber  die  Zulässigkeit  der  Feststellungs- 
klage entscheidet  das  Reichs-R.,  nicht  das  materielle  Landes-R. 
Gegenstand  der  Feststellung  ist  das  subjektive  R.  der  Parteien. 
Das»  Feststellungsinteresse  ist  in  dem  Werte  zu  suchen,  welchen 
die  Rechtskraftwirkung  des  Urteils  für  den  Kläger  hat.  Lei- 
stungs- und  Feststeliungsanspruch  schliessen  einander  nicht  aus, 
sondern  beide  sind  unabhängig  voneinander;  kein  begrifflicher 
oder  gesetzlicher  Grund  steht  der  gleichzeitigen  Existenz  beider 
Ansprüche  entgegen.  Kl  einfei  1er. 

Petersen,   J,  und  Kleinfeiler,   G.     Konkursordnung   für 
das   Deutsche   Reich   etc.      Für    den    praktischen    Ge- 
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brauch  erläutert.  2.  Aufl.  Frankfurt  a.  M.  und  Lahr, 
Schauenburg.     1888/89.     1.  u.  2.  Lfg.     S.  1—320. 

Wenn  auch  der  Konkursordnung,  welche  ja  für  einen  grossen 
Teil  von  Deutschland  nur  wenig  am  bisherigen  R.  geändert  hat, 
nicht  dieselbe  vielseitige  Bearbeitung  zu  teil  geworden  ist,  wie 
der  Z.Pr.O.,  so  hat  sich  bei  derselben  die  wissenschaftliche 
Thätigkeit  und  die  Rechtsprechung  der  Gerichte  um  so  mehr 
auf  einige  besonders  schwierige  Lehren  konzentriert,  unter 
welchen  wir  nur  die  „Anfechtung"  hervorheben  wollen. 

Die  Anforderungen  an  einen  Kommentar  zur  Konkursordnung 
sind  daher  jetzt  ungleich  grösser  und  setzen  weit  umfangreichere 
Vorarbeiten  voraus,  als  vor  zehn  Jahren,  als  die  erste  von 
P.  allein  bearbeitete  Auflage  des  vorliegenden  Werkes  erschien. 
Mit  R.  wird  auch  die  jetzt  im  Erscheinen  begriffene  zweite 
Auflage  als  eine  völlig  umgearbeitete  bezeichnet.  In  der  äusseren 
Anlage  ist  zwar  das  Buch,  wenn  man  von  dem  erheblich  ver- 
grösserten  Format  bei  annähernd  gleicher  Seitenzahl  absieht, 
unverändert  geblieben,  da  schon  die  erste  Auflage,  in  dieser 
Beziehung  von  anderen  Kommentaren  abweichend,  sich  zu  einer 
freieren,  selbständigeren  Betrachtung  des  Konkurs-R.s  erhoben 
hatte.  Um  so  grösser  ist  die  stoffliche  Bereicherung,  welche 
das  Werk  im  Rahmen  der  alten  Arbeit  erfahren  hat,  so  dass 
dasselbe  in  der  That  allen  Anforderungen  entspricht,  welche 
die  Gegenwart  an  einen  Kommentar  zur  Konkursordnung  zu 
stellen  berechtigt  ist.  Was  noch  jetzt  aus  den  Materialien,  ins- 
besondere den  Motiven  für  die  Auslegung  unmittelbar  erheblich 
erscheint,  ist  in  aller  Kürze  in  den  Text  verarbeitet.  Litteratur 
und  Rechtsprechung  sind  erschöpfend  (letztere  bis  Mai  1888) 
berücksichtigt;  der  ganze  Stoff  aber  ist  unter  Verweisung  der 
Zitate  in  die  Noten  zu  einer  einheitlichen  abgerundeten  Dar- 
stellung gebracht.  Wir  beschränken  uns  hier  darauf,  neben  der 
bereits  hervorgehobenen  Lehre  von  der  Anfechtung  auf  die  Be- 
handlung des  sog.  Verfolgungs-R.  und  der  Absonderungs-  und 
Vorzugs-R.  ganz  besonders  hinzuweisen.  Gaupp. 


VI.  Straf  rechts  Wissenschaft. 

Län^in,   G.     Religion   und   Hexen prozess.     Zur  Würdi- 
gung des  400jährigen  Jubiläums   der  Hexenbulle  und  des 
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Hexenhammers,  sowie  der  neuesten  katholischen  Geschichts- 
schreibung auf  diesem  Gebiete.  Leipzig,  Wigand.  1888. 
XVIII  u.  385  S.  6  M. 
Es  sind  bekanntlich  (vgl.  C.Bl.  VI,  48)  in  neuerer  Zeit  von 
römisch-katholischer  Seite  vielfach  Versuche  gemacht  worden, 
die  Bulle  Innocenz^  VIII.  betr.  die  Hexenverfolgung  und  den 
damit  zusammenhängenden  „Hexenhammer"  als  etwas  ganz 
Harmloses  hinzustellen  und  die  Schuld  an  der  Verbreitung  des 
Hexenglaubens  und  der  Hexenverfolgungen  teilweise  dem  Staats- 
absolutismus, teilweise  dem  Protestantismus  zuzuschieben.  Lässt 
man  sich  durch  keine  einseitigen  Darstellungen  in  dem  allein 
nach  dem  Stande  der  Quellen  zu  bestimmenden  Urteil  beirren, 
so  gelangt  man  eben  zu  der  Ueberzeugung,  dass  alle  drei  Fak- 
toren (Katholizismus,  Staat  und  Protestantismus)  ihren  schuld- 
haften Anteil  an  den  Scheusslichkeiten  einer  abergläubischen 
und  religiös  fanatisierten  Epoche  haben.  Es  verdient  indessen 
jede  wissenschaftliche  Arbeit  volle  Aufmerksamkeit,  die  auf 
sicherer  geschichtlicher  Grundlage  uns  den  individuellen  Anteil 
jedes  der  drei  beteiligten  Faktoren  aufzuweisen  sucht.  Soll 
dabei  der  Wahrheit  ein  Dienst  geleistet  werden,  so  muss  frei- 
lich der  leidige  konfessionelle  Standpunkt  in  den  Hintergrund 
treten.  Der  sicherste  Weg  ist  dann  gewiss  nur  der,  dass  man 
die  massgebenden  Quellen  nach  Thunlichkeit  selbst  sprechen 
lässt.  Diesen  Weg  betritt  die  Arbeit  von  L.,  der  uns  einen 
wertvollen  Beitrag  zur  Orientierung  über  die  treibenden  Kräfte 
jener  traurigen  Erscheinung  in  der  Geschichte  der  Menschheit 
bietet.  Die  Arbeit  ist  um  so  wertvoller,  als  sie  den  protestan- 
tischen Standpunkt  des  Verf.  nicht  zum  Massstab  der  Beurteilung 
der  Quellen  macht,  sondern  in  voller  Unbefangenheit  auch  den 
Anteil  des  Protestantismus  zur  Evidenz  bringt.  Der  Inhalt  der 
Bulle  und  des  Hexenhammers  lässt  wohl  keinen  Zweifel  darüber 
aufkommen,  dass  die  kirchliche  Autorität  an  dem  Hexenglauben 
festhielt  und  den  Teufelsbund  als  das  schwerste  Verbrechen  hin- 
stellt, welches  mit  den  schwersten  Strafen  zu  ahnden  ist;  eben- 
sowenig lässt  sich  bezweifeln,  dass  die  Bulle  die  Hexenverfol- 
gungen zu  einer  heiligen  Pflicht  macht.  Im  Hexenhammer  wird 
das  Verfahren  gegen  Hexen  in  der  umfassendsten  Weise  dar- 
gelegt und  den  Obrigkeiten  zur  Anwendung  dringend  empfohlen. 
Mag  man  nun  heute  jener  Bulle  gegenüber  immerhin  be- 
haupten, sie  sei  keine  Locutio  ex  cathedra,  so  wird  man  doch 
nicht  in  Abrede  stellen  können ,  dass  der  Inhalt  derselben  als 
Ausspruch  der  höchsten  kirchlichen  Autorität  praktisch  wirksam 
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werden  musste,  enthält  doch  die  Bulle  den  strengsten  Auftrag, 
mit  aller  Macht  gegen  das  Hexenwesen  einzuschreiten  und  allen 
Widerstand  der  geistlichen  und  weltlichen  Behörden  zu  brechen. 
Verf.  hebt  hervor,  dass  den  bekannten  Ursachen  des  Hexen- 
glaubens gegenüber  freilich  nicht  behauptet  werden  kann,  dass 
die  Bulle  und  der  Hexenhammer  den  Hexenglauben  erst  ge- 
schaffen haben.  Jener  Aberglaube  ist  vielmehr,  wie  Verf.  rich- 
tig hervorhebt,  namentlich  durch  den  Hexenhammer  in  ein  System 
gebracht  und  dasjenige,  was  bis  dahin  Sache  der  beliebigen 
Meinung  war,  zur  Wirklichkeit  und  zu  einem  Glaubenssatz  ge- 
stempelt worden.  —  In  hohem  Masse  interessant  sind  die  Aus- 
führungen über  die  Beteiligung  des  Protestantismus.  Bezüglich 
Luthers  weist  Verf.  mit  Recht  darauf  hin,  dass  gleichzeitige 
katholische  Schriftsteller,  namentlich  der  eifrigste  Verteidiger 
des  Hexenglaubens  —  Delrio  —  Luther  und  Melanchthon  als 
heterodox  im  Hexenglauben  bezeichnen.  Verhängnisvoll  sei 
jedoch  die  Aufrichtung  der  Konkordienformel  geworden,  welche 
zur  Niederhaltung  des  eigentlich  reformatorischen,  kritischen 
und  prüfenden  Geistes  im  Protestantismus  führte.  Die  ortho- 
doxe Richtung  schuf  in  Carpzovs  Pract.  n.  r.  er.  den  protestan- 
tischen Hexenhammer.  —  In  dem  Abschnitt,  der  den  Kampf 
gegen  die  Hexenprozesse  behandelt,  kommt  Verf.  zu  dem  Er- 
gebnis, dass  nur  eine  neue  geistige  Strömung  bezüglich  der 
höchsten  Dinge  einen  Wandel  zum  Besseren  schaffen  konnte: 
Befreiung  des  Denkens  von  kirchlicher  Autorität,  der  Frömmig- 
keit vom  Dogma  und  seiner  Unduldsamkeit,  Verständnis  für 
die  Vorgänge  in  der  Natur,  gesündere  Auslegung  der  Bibel  — 
in  diesen  vier  Richtungen  seien  der  Ausgangs-  und  der  Ziel- 
punkt der  neu  auftauchenden  Bildung  zu  erkennen. 

E.  Ulimann. 

Kries,  J.  v.  Ueber  den  Begriff  der  objektiven  Möglich- 
keit und  einige  Anwendungen  desselben.  Leipzig, 
Fues.     1888.     138  S.     3  M.  60  Pf. 

Eine  allgemeine  Erläuterung  des  Begriffes  der  objektiven 
Möglichkeit  wird  voraufgeschickt  und  darauf  die  gefundene 
Theorie  auf  den  Begriff  des  ursächlichen  Zusammenhanges  und 
auf  den  Begriff  der  Gefahr  unter  besonderer  Berücksichtigung 
der  strafrechtlichen  Gestaltung  dieser  Begriffe  angewendet. 

Der  Verf.  geht  von  der  allgemeinen  Geltung  des  Kausalitäts- 
gesetzes, wornach  jedes  thatsächliche  Ereignis  durch  die  zuvor 
bestehenden  Verhältnisse  mit  Notwendigkeit  herbeigeführt  ist,  aus. 
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Der  Begriff  der  Möglichkeit  ist  ebenso  wie  derjenige  der 
Wahrscheinlichkeit  subjektiver  Natur. 

Objektiven  Inhalt  gewinnt  er,  wenn  „wir  die  Beziehung 
einer  Folge  zu  irgend  welchen  allgemein,  generell  bezeich- 
neten Bedingungen  ins  Auge  fassen.  Dass  unter  gewissen 
Umständen  ein  Ereignis  sowohl  eintreten  als  ausbleiben  könne, 
dass  beides  objektiv  möglich  sei,  das  ist  eine  Behauptung,  die 
einen  durchaus  haltbaren  und  verständlichen  Sinn  hat,  wenn 
darin  die  Bezeichnung  der  bedingenden  Umstände  eine  allge- 
meine, ungenaue,  eine  Anzahl  verschiedener  Verhal- 
tungsweisen einschliessende  ist." 

Die  allgemeingiltige  Wahrscheinlichkeit  wird  nach  dem  Verf. 
dadurch  charakterisiert,  dass  „wir  das  Verhalten  der  Bedingungen 
im  Einzelfalle  nicht  genau  kennen,  dieselben  vielmehr  nur 
durch  eine  allgemeine  Angabe  bezeichnen  können ;  dass  wir  aber 
andererseits  sicher  wissen,  in  welchem  Grössenverhältnis  inner- 
halb dieses  Rahmens  die  Spielräume  der  Gestaltungen  stehen, 
welche  die  Verwirklichung  des  einen  oder  des  anderen  Erfolges 
mit  sich  bringen."  Die  Wahrscheinlichkeit  eines  Erfolges  sei 
hiernach  messbar,  nämlich  durch  denjenigen  Bruch,  der  angebe, 
der  wievielste  Teil  eines  gewissen  Spielraums  zu  der  Realisierung 
des  Erfolges  führe.  Dieser  selbe  Zahlenwert  gebe  auch  die  ob- 
jektive Möglichkeit  an. 

In  Anwendung  des  Begriffs  der  objektiven  Möglichkeit  auf 
die  Betrachtung  des  ursächlichen  Zusammenhanges  der  Dinge 
gelangt  der  Verf.  dazu,  zwei  Arten  der  Verursachung  zu  unter- 
scheiden, von  denen  er  eine  die  „adaequate",  die  andere  Art 
die  „zufällige*  Verursachung  nennt.  Hierbei  ist  festzuhalten, 
dass  dieser  Unterschied  nur  für  die  Anschauungsweise  des  be- 
schränkten menschlichen  Auges,  welches  das  verwickelte  Kausalnetz 
nicht  übersehen  kann,  gelten  soll.  Je  nachdem  der  verursachte 
Erfolg  im  Verhältnis  zu  seiner  Ursache  (Bedingung)  „ein  zu 
verallgemeinernder  oder  nur  eine  Eigentümlichkeit  des  vorliegen- 
den Falles  ist",  bezeichnet  ihn  der  Verf.  als  „adaequaten"  oder 
„zufälligen". 

Derselbe  glaubt  unbedenklich  den  Satz  aussprechen  zu 
können,  dass  der  Urheber  einer  schuldhaften  Handlung  stets 
nur  für  die  adaequaten ,  nicht  aber  für  zufällige  Folgen  der- 
selben verantwortlich  gemacht  werden  könne,  z.  B.  im  Falle 
des  §.  226  R.Str.G.B. 

In  Anwendung  seiner  Möglichkeitstheorie  auf  den  Begriff 
der  Gefahr   definirt  der  Verf.    die   generelle    Gefahr   als   die 
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Möglichkeit  oder  Wahrscheinlichkeit  eines  schädigen- 
den Ereignisses.  Sie  sei  deshalb  etwas  graduell  Abstuf- 
bares. Die  sogen,  konkrete  Gefahr  sei  nur  eine  Modifikation 
-dieses  Begriffes.  Sie  liegt  vor,  wenn  „ein  Beispiel  eines  gewissen 
allgemein  bezeichneten  Bedingungskomplexes  gegeben  ist,  der 
zufolge  seines  Gestaltungsspielraums  und  gemäss  der  faktisch 
geltenden  Gesetze  des  Geschehens  eine  grosse  Möglichkeit  eines 
Schadens  darstellt". 

Anlangend  die  Scheidung  des  gefährlichen  Versuchs  vom 
ungefährlichen  so  findet  Verf.  dieselbe  so  schwierig,  dass  er  sich 
gegen  die  Straflosigkeit  des  ungefährlichen  Versuchs  ausspricht, 
dagegen  für  grösseren  Spielraum  bei  der  Strafabmessung  hin- 
sichtlich des  Versuchs  eintritt. 

Die  Polizeidelikte  scheidet  der  Verf.  von  den  Gefährdungs- 
delikten im  weiteren  Sinne  in  folgender  Weise.  Merkmal  des 
Polizeidelikts  sei  die  Gefährlichkeit  in  dem  Sinne,  dass  eine  Ka- 
tegorie generell  schädlicher  Fälle  sich  ergebe,  sobald  von  ge- 
wissen Besonderheiten  des  Einzelfalls  abstrahiert  werde,  die  zwar 
nicht  unerkennbar  und  unangebbar  seien,  deren  Eruierung  aber 
aus  praktischen  Gründen  dem  Richter  nicht  auferlegt  werde. 
Merkmal  sei  also  nicht  die  absolute  Gefährlichkeit,  sondern  die 
Gefährlichkeit  in  einem  gewissen  und  wohl  angebbaren  weiteren 
Sinne.  B  ü  n  g  e  r. 

Reis,  R.  Die  Unterdrückung  und  Veränderung  des  Per- 
sonenstandes.    Tübingen,  Laupp.     1888.     98  S.     2  M. 

Nachdem  im  1.  Teil  der  Arbeit  die  geschichtliche  Ent- 
wickelung  der  Personenstandsfälschung  im  röm.  R.  (suppositio 
partus)  und  gemeinen  R.  (german.  und  kanonisches  R.  haben 
nach  dem  Verf.  auf  die  Ausbildung  der  Lehre  von  der  Personen- 
standsfälschung keinen  Einfluss  geübt),  sowie  in  den  Partikular-R. 
{bayer.,  österr.,  preuss.)  in  ausgiebiger  Weise  dargelegt  ist,  wird 
im  2.  —  dem  Hauptteil  —  die  Lehre  von  der  Unterdrückung 
und  Veränderung  des  Personenstandes"  nach  deutschem  Reichs- 
straf-R.  dogmatisch  entwickelt. 

Der  Verf.  betont,  dass  die  geschichtliche  Entwickelung  auf 
den  Charakter  des  Delikts  als  eines  Fälschungsdelikts  hin- 
weise. Zweifellos  wesentlich  sei  dem  Tbatbestande  desselben  das 
Täuschungsmoment.  Den  beiden  Unterarten  der  Täuschung: 
dem  Nichtwissen  und  Falschwissen  entsprechen  die  beiden  Unter- 
arten des  Thatbestandes:  die  Unterdrückung  und  Veränderung. 

Centralblatt  für  Rechtswiuensohaft.    VIII.  Band.  18 
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Aber  Zweck   und  Erfolg   dieser  Täuschung   sei   der  Angriff  auf 
die  Verwirklichung  des  Personenstandes. 

Verf.  definiert  die  Personenstandsfälschung  als  „Gefährdung 
der  Realisierung  des  Personenstandes  durch  rechtswidrige  Ein- 
wirkung auf  die  für  diese  Realisierung  erforderliche  Erkenntnis^ 
grundlage". 

Zur  Vollendung  des  Delikts  sei  in  objektiver  Hinsicht  er- 
forderlich, dass  „infolge  rechtswidriger  Einwirkung  auf  die  Er- 
kenntnismittel des  Personenstandes  die  Verwirklichung  desselben 
gefährdet  sei"  und  in  subjektiver  Hinsicht  sei  erforderlich  „das 
bewusste  Wollen,  dass  durch  die  Handlung  eine  Täuschung  her- 
vorgebracht werde,  vermöge  deren  ein  vorhandener  Personen- 
stand nicht  zur  Verwirklichung  oder  ein  nicht  vorhandener  zur 
Schein  Verwirklichung  gelange". 

„Unterdrückt"  sei  ein  Personenstand,  wenn  „die  rechtmässige 
Verwirklichung  desselben  durch  rechtswidrige  Herbeiführung 
relevanter  Nichtkenntnis  desselben  gefährdet  sei".  „Verändert" 
sei  ein  Personenstand,  wenn  „durch  rechtswidrige  Herbeiführung 
relevanter  Verkennung  desselben  die  rechtmässige  Verwirklichung 
desselben  gefährdet  sei". 

In  Bezug  auf  die  speziellen  Fälle  der  Kindesunterschiebung 
gibt  Verf.  folgende  Definitionen. 

Ein  Kind  unterschieben  heisse  „einem  Kinde  Besitz  und 
Genuss  einer  Kindschaft  derart  zuwenden,  dass  dasselbe  in  re- 
levanter Weise  als  das  leibliche  Kind  einer  Frau  erscheine,  von 
welcher  es  in  Wahrheit  nicht  geboren  wurde". 

Ein  Kind  sei  verwechselt,  wenn  „demselben  Genuss  und 
Besitz  eines  Personenstandes  derart  zugewendet  sei ,  dass  es  in 
relevanter  Weise  als  Subjekt  eines  Personenstandes  erscheine, 
dessen  Subjekt  ein  anderer  sei".  Bünger. 

Hippel,  R.  V.  Die  korrektionelle  Nachhaft.  Freiburg,. 
Mohr.     1889,     HI  u.  124  S.     2  M.  40  Pf. 

Die  Abhandlung,  von  der  Juristenfakultät  zu  Marburg  als 
Preisarbeit  gekrönt,  behandelt  die  sogen,  korrektionelle  Nach- 
haft als  juristisch  eigentümlich  gestaltetes  Institut,  insofern  sie 
als  staatliche  Reaktion  auf  Begehung  eines  bestimmten  Delikts, 
als  solche  aber  nicht  allein  eintritt,  sondern  von  Verbüssung 
einer  deshalb  bereits  gerichtlich  erkannten  Vorstrafe  abhängig 
gemacht  wird. 

Die  geschichtliche  Darstellung  bringt  manche  überraschende 
Aufschlüsse;  daran  reiht  sich  ein  Ueberblick  über  das  in  dieser 
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Frage  geltende  Reichs-R.  sowie  eine  gedrängte  Darstellung  des 
in  den  einzelnen  Bundesstaaten  vorhandenen  Zustandes.  Die 
Erörterung  der  dogmatischen  Stellung  der  Nachhaft  gründet 
sich  auf  das  positive  R.  und  die  Litteratur  und  kommt  zu  dem 
Schlüsse,  dass  die  Nachhaft  nicht  polizeiliche  Massregel 
sondern  Strafe  sei.  In  dem  kritischen  Teil  werden  die  all- 
gemeinen Gesichtspunkte  zusammengestellt ,  nach  welchen  Ab- 
änderungen des  gegenwärtigen  Zustandes  anzustreben  sind. 

Streng. 


VII.   Kirchenrecht. 

Mejer,  Das  Rechtsleben  der  deutschen  evangelischen 
Landeskirchen.  Umrisse  zur  Orientierung  für  Geistliche 
und  Gemeindeglieder.  Hannover,  Meyer.  1889.  108  S. 
2  M.  40  Pf. 
Der  Verf.,  der  sein  Leben  dem  Kirchen-R.  gewidmet,  bietet 
hier  dem  Leser  das  Ergebnis  seiner  Spezialuntersuchungen  und 
oft  wiederholter  Erwägungen,  aber  lediglich  als  Ausdruck  seiner 
Ueberzeugung ,  nicht  in  genauer.  Beweis  erbringender  Ausfüh- 
rung, und  unter  Vermeidung  ins  einzelne  gehender  Auseinander- 
setzung mit  abweichenden  Ansichten.  Diese  vom  Verf.  gezogene 
Grenze  war  auch  schon  geboten  mit  Rücksicht  auf  die  Personen, 
für  die  das  Werk  bestimmt  ist:  nicht  ein  Lehrbuch  des  evange- 
lischen Kirchen-R.  für  Kirchenrechtsspezialisten ,  sondern  eine 
überblickende  Darstellung  der  Rechtslage  der  evangelischen 
Landeskirchen  in  Deutschland,  wie  sie  gegenwärtig  ist,  zur 
Orientierung  für  Geistliche  und  Gemeindeglieder.  In  6  Ab- 
scbnitten  hat  Verf.  diese  Aufgabe  erfüllt.  Der  I.  Abschnitt, 
Lateinische  Kirche  (S.  7 — 18),  gibt  einen  geschichtlichen 
Rückblick  auf  die  Entwickelung  der  mittelalterlichen  lateinischen 
Kircheneinheit.  Der  II.  Abschnitt,  Landeskirchen  alter  Art 
(S.  18 — 40),  stellt  die  Rechtslage  der  evangelischen  Kirche  in 
den  deutschen  Landen  dar,  wie  sie  aus  der  Reformation  hervor- 
gegangen ist  und  sich  auf  Grund  des  westfäl.  Friedens  bis  zu 
Ende  des  18.  Jahrhunderts  gestaltet  hat.  Der  III.  Abschnitt, 
Heutige  Landeskirchen  (S.  40—62),  führt  in  die  neueste 
Zeit  hinüber;  er  befasst  sich  mit  der  Auseinandersetzung  zwi- 
schen Kirchenhoheit  und  Kirchengewalt.  Wie  die  preussische 
Staat sregiening  die  erste  war,    die  in  der  Erkenntnis,   dass  sie 
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als  solche  nicht  imstande  sei,  kirchliche  Ziele  genügend  zu  ver- 
folgen ,  bestrebt  war ,  den  Territorialismus  zu  überwinden  und 
der  evangelischen  Landeskirche  eine  relative  Selbständigkeit  zu 
gewähren,  so  kommt  hier  vorwiegend  die  Entwicklung  der 
Eechtslage  der  preuss.  evangelischen  Landeskirche  unter  Friedrich 
Wilhelm  III.  und  IV.  zur  Erörterung.  Nach  diesem  Ueberblick 
über  Ursprung  und  Yerfassungsentwickelung  der  deutsch-evange- 
lischen Landeskirchen  richtet  sich  die  Betrachtung  auf  die  Natur 
der  Ordnungen,  nach  welchen  sie  leben.  Zuvor  aber  beantwortet 
Verf.  in  dem  IV.  Abschnitte,  Kirchen-R.  (S.  62—73),  die  Vor- 
frage, wie  es  überhaupt  geschehen  könne,  dass  die  Kirche  auch 
zu  einem  Rechtsleben  gelange,  und  diese  Vorfrage  führt  ihn  zur 
Erörterung  der  Begriffe  Rechtsordnung  und  Gesellschafts- 
ordnung. Für  die  heutigen  Landeskirchen  nimmt  Verf.  einen 
eigentümlichen  Doppelcharakter  in  Anspruch,  infolge  dessen  er 
deren  Verfassung  als  eine  gemischte  bezeichnet:  die  Gesell- 
schaftsordnung der  Landeskirche  ist  Rechtsordnung  durch  Ver- 
mittlung des  Staates.  In  dem  V.  Abschnitte,  Pfarrer  und  Ge- 
meinden (S.  73 — 97),  behandelt  Verf.  zunächst  die  Parochie 
und  ihre  Vermögensverhältnisse  (Pfründe,  Kirchenfabrik,  Ab- 
gaben), sodann  das  Pfarramt  (Gemeindeangehörigkeit),  die  Stel- 
lung des  Pfarrers  zur  Gemeinde,  seine  R.  und  Pflichten  (Seel- 
sorge, Gottesdienstordnung,  Sakramentsverwaltung,  Kirchenzucht, 
Predigt  und  Katechese),  das  Ehe-R.,  das  Begräbnis.  Der  VI.  Ab- 
schnitt endlich  schliesst  das  Werk  mit  der  Darstellung  des 
Kirchenregiments  (S.  97 — 108):  das  Kirchenregiment  ist  in 
den  deutsch -evangelischen  Landeskirchen  ein  Stück  der  landes- 
obrigkeitlichen Gewalt  des  Staatsoberhauptes,  also  Staatsgewalt, 
durch  die  eigentümlichen  Aufgaben  jedoch  qualifiziert  und  durch 
gewisses  Mitregiment  der  landeskirchlichen  Genossenschaft  be- 
schränkt. An  diese,  frühere  Ausführungen  zusammenfassende 
Charakteristik  des  Kirchenregiments  reiht  sich  an  die  Erörte- 
rung seiner  Hauptaufgaben  (Sorge  für  Vorhandensein  geeigneter 
und  genügender  Lehramtskräfte  und  für  eine  richtige  Amtsver- 
waltung), für  deren  Erfüllung  jetzt  die  landesherrlichen  Kon- 
sistorien unter  gewisser  Mitvarkung  der  Synoden  zuständig  sind. 
Einzelfragen ,  auch  über  die  Beteiligung  der  Gemeinde ,  der 
Superintendenten  an  der  Erfüllung  dieser  Aufgaben,  werden  in 
den  Unterabschnitten  über  die  Besetzung  der  Pfarren,  die  Vor- 
bedingungen für  das  Pfarramt,  die  Aufsichtführung,  die  Dis- 
ziplinierung und  über  die  Prozesse  wegen  unrichtiger  Lehre  be- 
antwortet. Roedenbeck. 
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Silberstein ,  H.  Die  Kontroverse:  privatives  oder 
kumulatives  Nachpräsentations-R.  des  Laien- 
patrons (Sep.-Abdr.  aus  Verings  Archiv  für  katholisches 
Kirchen-R.  Bd.  LXI).  Mainz,  Kirchheim.  1889.  45  S. 
Die  Abhandlung,  eine  Interpretation  des  c.  24  (cum  autem) 
X.  de  jure  patronatus  (III,  38),  war  verfasst  als  Referat  für  die 
kirchenrechtlichen  Hebungen  im  juristischen  Seminar  zu  Berlin; 
dem  Leiter  dieser  Uebungen,  Herrn  Geh.  Oberreg.-Rat  B.  Hübler, 
ist  dieselbe  gewidmet.  Mit  der  von  jeher  herrschenden  Ansicht 
in  Doktrin  und  Praxis  wird  das  privative  Nachpräsentations-R. 
des  Laienpatrons  verworfen  und  die  angezogene  Stelle  im  Sinne 
des  kumulativen  Nachpräsentations-R.  interpretiert.  Aug.  Berojus 
scheint  der  erste  Anhänger  der  privativen  Variation  gewesen  zu 
sein  (S.  9,  43),  von  neueren  Kanonisten  behaupten  Lippert  und 
Schilling  deren  Zulässigkeit.  Dass  schon  in  der  Glosse  der  Streit 
zwischen  privativer  und  kumulativer  Variation  hervortrete,  wird 
geleugnet.  Das  Hauptmoment  bleibt  die  Interpretation  der  wie 
es  scheint  interpolierten  Worte  eo  non  refutato  im  Sinne  der 
kumulativen  Variation.  In  einem  Anhang  gibt  S.  einen  Auszug 
aus  den  Ansichten  der  älteren  Kanonisten,  sowie  aus  den  S.  Rotae 
Rom.  decisiones   und   aus  den  Resolutiones  S.  Congreg.  Concilii. 

V.  Salis. 


VUI.  Staats-  und  Verwaltungsrecht. 

Preuss,  H.     Gemeinde,  Staat,  Reich   als  Gebietskörper- 
schaften.    Versuch   einer   deutschen    Staatskonstruktion 
auf  Grundlage  der  Genossenschaftstheorie.   Berlin,  Springer. 
1889.     IX  u.  419  S.     12  M. 
Durch  eingehende  Beschäftigung  mit  konkreten  Einzelfragen 
des    gegenwärtigen   deutschen    Reichsstaats-R.   ist   der   Verf.   zu 
einer  Revision   der   allgemeinen  Grundbegriffe   des  Staats-R.  ge- 
führt worden.     „Stütze  und  Stab"  für   seine  Untersuchung  war 
die   von  Beseler  begründete  Genossenschaftstheorie ,   und  so  hat 
er  auch  sein  Werk  Gierke   als   dem  jetzigen  Vorkämpfer  dieser 
Theorie  gewidmet.     Dasselbe  soll  eine   auf  einheitlichem  Grund- 
gedanken  ruhende   Konstruktion   der   Begriffe  Gemeinde,   Staat 
und  Reich,  jedoch  mit  Beschränkung  auf  die  in  Deutschland  be- 
stehenden Gestaltungen,  bieten.    Die  Darstellung  zerfällt  in  drei 
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Hauptteile:  eine  Dogmengeschichte  des  Bundesstaatsbegriffs  (S.  9 
bis  86);  eine  Analyse  der  bisher  herrschenden  Grundbegriffe 
(S.  87—196);  eine  Synthese  der  eigenen  Theorie  des  Verf. 
(S.  197-419). 

Der  erste  Teil  gibt,  nach  einer  kurzen  Uebersicht  der  von 
Brie  in  dessen  „Geschichte  der  Lehre  vom  Bundesstaate"  be- 
handelten Auffassungen,  eine  ausführlichere  Erörterung  der  seit 
dem  Abschluss  seines  Buches  (1872,  richtiger  1873)  hervorgetre- 
tenen Versuche  einer  Lösung  des  Bundesstaatsproblems.  Für 
die  Kritik  der  verschiedenen  Konstruktionen  verwendet  P.  haupt- 
sächlich die  von  dem  jeweiligen  Nachfolger  gegen  den  Vorgänger 
gerichteten  Angriffe ;  eine  eingehendere  selbständige  Bekämpfung 
lässt  er  der  Bundesstaatstheorie  Gierkes  zu  teil  werden  (S.  64  ff.), 
in  welcher  er  einen  völligen  Abfall  von  Gierkes  eigenen  Grund- 
anschauungen erblickt. 

Das  Scheitern  sämtlicher  bisherigen  Versuche  der  Kon- 
struktion des  Bundesstaats  ist  aber  nach  P.'s  Ansicht  notwendige 
Folge  des  Souveränitätsbegriffs,  welcher  ihnen  allen  zu  Grunde 
liege.  Die  erste  Bedingung  eines  Fortschritts  der  modernen 
Staatstheorie  sei  die  Eliminierung  des  einer  vergangenen  geschicht- 
lichen Gestaltung  angehörigen  Souveränitätsbegriffs  aus  der  Dog- 
matik  des  Staats-R.  Gegen  die  übrigen  von  ihm  analysierten  Grund- 
begriffe der  bisherigen  Staatsrechtslehre  erweist  er  sich  toleranter: 
die  Begriffe  Organismus,  Person  und  Herrschaft  sollen  beibe- 
halten werden,  jedoch  ohne  als  die  für  den  Staat  charakteri- 
stischen Momente  anerkannt  zu  werden. 

In  dem  Aufbau  seiner  eigenen  Theorie  geht  P.  aus  von  dem 
„organischen  Personenbegriff  *  der  Genossenschaftstheorie.  Das 
Verhältnis  zwischen  der  Genossenschaft  im  engeren  Sinne  und 
der  Körperschaft  bestimmt  er  dahin,  dass  in  der  letzteren  die 
Genossenschaftsidee  zu  voller,  in  der  ersteren  nur  zu  unvoll- 
endeter Entfaltung  gediehen  sei.  Gemeinde,  Staat  und  Reich 
bezeichnet  er  als  Körperschaften,  welche  neben  den  genossen- 
schaftlichen Momenten  auch  anstaltliche  enthalten,  insofern  sie 
Glieder  einer  höheren  Gesamtheit  (das  Reich  Glied  der  Völker- 
rechtsgemeinschaft) seien.  Als  das  diesen  drei  Kategorien  ge- 
meinsame, sie  von  allen  anderen  Körperschaften  unterscheidende 
Merkmal  betrachtet  P.  ihre  Eigenschaft  als  Gebietskörperschaften, 
dagegen  als  das  wesentliche  Kriterium  zwischen  Gemeinde  und 
Staat,  dass  nur  dem  letzteren  Gebietshoheit  zukomme.  Das 
Gebiet  ist  nach  P.'s  (an  Frickers  bekannte  Ausführungen  an- 
knüpfender) Auffassung  nicht  ein  Objekt  des  Staates,  bezw.  der 
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Oemeinde,  sondern  ein  Moment  seines  (resp.  ihres)  Wesens;  die 
politischen  Gemeinwesen  sind  objektive  Rechtseinheiten,  das  eini- 
gende Moment  ist  für  dieselben  ein  dingliches;  dieses  Prinzip 
soll  insbesondere  auch,  mit  geringen  Abweichungen,  der  deutschen 
Staats-  und  Reichsangehörigkeit  zu  Grunde  liegen,  obgleich,  wie 
der  Verf.  zugesteht,  insbesondere  §.  3  des  Reichsgesetzes  vom 
1.  Juni  1870  den  entgegengesetzten  Schein  erwecke.  Von  dem 
Gebiet  als  Status-R.  der  Gebietskörperschaften  (dem  R.,  Gebiets- 
körperschaft zu  sein)  unterscheidet  P.  die  Gebietshoheit  als  das 
R.  einer  Gebietskörperschaft,  ihr  Gebiet  (bezw.  auch  das  Gebiet 
der  ihr  eingegliederten  Gebietskörperschaften)  zu  verändern.  Den 
deutschen  Gemeinden  jeder  Ordnung  fehle  die  Gebietshoheit;  da- 
gegen komme  dieselbe  sowohl  den  deutschen  Einzelstaaten  als 
dem  Deutschen  Reiche  unzweifelhaft  zu.  Damit  soll  das  Problem 
der  Unterscheidung  zwischen  Gemeinden  und  Staat  wenigstens 
für  Deutschland  gelöst  sein  durch  die  schöpferische  Kraft  der 
genossenschaftlichen  Idee. 

Die  klar,  wenn  auch  etwas  breit  geschriebene  Arbeit  ist 
ohne  Zweifel  eine  bemerkenswerte  Leistung,  welche  von  ein- 
gehender Kenntnis  der  deutschen  Staatsrechtswissenschaft  und  von 
liebevoller  Vertiefung  in  die  Genossenschaftstheorie  zeugt.  Die 
eigentümlichen  Entwickelungen ,  welche  der  Verf.  dieser  Lehre 
gegeben  hat,  werden  aber  kaum  vor  der  Kritik  standhalten. 
Insbesondere  hebt  seine  Auffassung  der  Gebietskörperschaften 
das  Moment  des  Gebietes  zu  einseitig  hervor,  und  die  Gebiets- 
hoheit in  seinem  Sinne  kann  schon  wegen  ihres  höchst  beschränkten 
Inhalts  schwerlich  das  wesentliche  Unterscheidungsmerkmal  zwi- 
schen Staat  und  Gemeinde  bilden.  Brie. 

Hammann,  0.  Die  deutschen  Standesherren  und  ihre 
Sonder-R.     Donaueschingen,  Mory.     1888.    138  S.    2  M. 

Die  vorliegende  Schrift  ist  eine  erweiterte  Umarbeitung 
mehrerer  Aufsätze,  welche  der  Verf.  1887  in  der  „Kölnischen 
Zeitung"  über  denselben  Gegenstand  veröffentlicht  hat.  Hervor- 
gerufen waren  dieselben  durch  die  Angriffe,  welche  sich  neuer- 
dings gegen  die  bevorrechtete  Stellung  der  Standesherren  und 
besonders  auch  in  den  Verhandlungen  des  Reichstages  (über  den 
Antrag  auf  Einführung  einer  Reichseinkommensteuer)  gegen  die 
«inem  grossen  Teil  der  Standesherren  in  Preussen  gegenwärtig 
noch  zustehende  Steuerfreiheit  erhoben  hatten.  Der  Standpunkt, 
welchen  der  Verf.  einnimmt,  ist  ein  den  Vorrechten  der  Mediati- 
sierten  überwiegend  günstiger;  jedoch  befürwortet   er  eine  Auf- 
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hebung  des  Steuerprivilegiums  gegen  Entschädigung  der  Berech- 
tigten. Neues  Material  oder  neue  Gesichtspunkte  bietet  die 
Abhandlung  im  allgemeinen  nicht;  immerhin  gibt  sie  eine  nicht 
ungeschickte  Zusammenstellung  und  berücksichtigt  insbesondere 
auch  (S.  57  ff.)  die  einschlägigen  Vorgänge  und  Rechtssätze  aus 
der  Zeit  des  neuen  Deutschen  Reichs  (die  Bestimmungen  des 
Entwurfs  des  Einführungsgesetzes  zum  deutschen  bürgerlichen 
Gesetzbuch  waren  freilich  dem  Verf.  noch  nicht  bekannt).  In 
einem  Anhang  (S.  93  ff.)  sind,  ausser  dem  preuss.  Edikt  vom 
21.|VI.  1815  und  der  Instruktion  vom  30./V.  1820  wegen 
Ausführung  dieses  Edikts,  zwei  für  die  Verhältnisse  der  Mediati- 
sierten  wichtige  Erkenntnisse  des  Reichsgerichts  (Entscheidungen 
des  Reichsgerichts  in  Zivilsachen,  II,  S.  145  ff.;  XVII  S.  235  ff.), 
abgedruckt.  Brie. 

Freund,    R.     Die  Rekursentscheidungen,    Bescheide 
und    Beschlüsse,    sowie    sonstigen   Veröffent- 
lichungen   des    Reichsversicherungsamtes    als 
Erläuterungen     zu    dem    Unfallversicherungs- 
gesetz vom   6.  Juli  1884   und   dem  Ausdehnungs- 
gesetze   vom    28.    Mai    1885.     Berlin,   Heine.     1888. 
III  und  464  S.     Subskriptionspreis  6  M. 
Das  Werk  ist  nicht,  wie  das  Stichwort  des  Titels  vermuten 
lässt,  eine  blosse  Präjudiziensammlung,   sondern  ein  Kommentar 
zu  den  angegebenen  Gesetzen.     Denn  es  gibt  den  Text  der  letz- 
teren,   die  Motive   zu  deren  einzelnen  Paragraphen  und  erst  im 
Anschlüsse  an  dieselben   die    bis  Anfang  1888  in  der  amtlichen 
Sammlung    veröffentlichten    Entscheidungen    und    Ausführungs- 
vorschriften    des    Reichsversicherungsamts     und     berücksichtigt 
schliesslich  die  verschiedenen  Abänderungen,  welche  das  Haupt- 
gesetz    durch    das   Bau-Unfallversicherungsgesetz    vom    11.    Juli 
1887  erfahren  hat,  während  eine  ähnliche  Behandlung  der  übrigen 
Unfallversicherungsgesetze  besonderen  Arbeiten  vorbehalten  bleiben 
soll.    Die  Einrichtung  auch  des  vorliegenden  Buchs  und  die  Ver- 
teilung des  Stoffs  zeugt  von  dem  praktischen  Blicke   des  in  der 
Praxis    stehenden   und  selbstverständlich   in  erster  Linie  für  die 
Praxis    arbeitenden    Verf.     Ohne    den    Wert    des    Buchs    herab- 
ziehen   zu  wollen,    darf  aber    auch    an  dieser  Stelle  bei  der  ge- 
waltigen Bedeutung,  welche  die  obligatorische  Unfallversicherung 
für  unser  Volksleben  besitzt,    der  Wunsch  ausgedrückt  werden, 
dass  uns    bald  ein  selbständig   angelegtes  Lehr-   und  Handbuch 
dieses    zugleich    theoretisch    hochinteressanten    und    schwierigen 
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Rechtsinstituts  beschert  werde ;  Vorarbeiten  dazu ,  wie  die  Ab- 
handlung von  Rosin  in  Bd.  III  des  Archivs  für  öffentliches  R., 
liegen  ja  bereits  mehrere  vor.  Leuthold. 

Wand,  H.  Die  Rechtsverhältnisse  der  öffentlichen 
Wege  in  der  Pfalz.  2.  durchgesehene  Auflage.  Kirch- 
heimbolanden,  Thiem.  VIII  u.  475  S.  6  M. 
In  der  bayr.  Rheinpfalz  gibt  es  keine  einheitliche  Strassen- 
gesetzgebung,  aber  ein  sehr  ausgebildetes  Wege-R.  Bei  der  An- 
gliederung  der  Rheinpfalz  an  Frankreich  sind  nicht  bloss  die 
seit  Beginn  der  franz.  Revolution  erlassenen  Strassengesetze, 
sondern  infolge  der  dem  Art.  29  des  Dekrets  vom  19.— 22./VII. 
1791  gegebenen  sehr  zweifelhaften  Auslegung  alle  älteren  Normen 
des  franz.  Wege-R.,  wie  sie  in  Dekreten,  Edikten,  Verordnungen 
des  königlichen  Rats  und  königlichen  Ordonnanzen  zerstreut 
waren,  eingeführt  worden.  Dieses  durch  die  frühe  Entwicklung 
des  Strassenwesens  reich  ausgebildete  Wege-R.,  wie  es  sich  in 
Frankreich  bis  1815  gestaltet  hatte,  bildet  auch  jetzt  noch  im 
wesentlichen  die  Grundlage  der  wegerechtlichen  Bestimmungen 
in  der  Rheinpfalz.  In  materieller  Hinsicht  ist  dasselbe  durch 
die  bayr.  Gesetzgebung  nur  wenig  geändert  und  ergänzt  worden ; 
namentlich  ist  die  Klassifikation  der  Wege  eine  andere  als  in 
Frankreich,  da  natürlich  das  spätere  franz.  Gesetz  vom  21. /V. 
1836  über  die  Vizinalwege  für  die  Pfalz  keine  Anwendung  fand, 
das  Institut  der  Departementsstrassen  niemals  praktische  Bedeu- 
tung erhielt  und  durch  das  bayr.  Distriktsratsgesetz  vom  28./V. 
1852  die  Klasse  der  Distriktsstrassen  zwischen  die  Staatsstrassen 
und  Gemeindewege  eingeschoben  wurde.  In  formeller  Hinsicht 
sind  dagegen  die  Landesnormen  über  das  franz.  R.  Herr  ge- 
worden ,  namentlich  sind  dessen  Strafbestimmungen  durch  das 
bayr.  Polizeistrafgesetzbuch  und  das  Reichsstrafgesetzbuch  ersetzt, 
die  weitergehenden  Zuständigkeiten,  welche  das  franz.  R.  den  Ver- 
waltungsbehörden im  Wegewesen  einräumt,  vielfach  durch  Er- 
weiterung der  Zuständigkeit  der  bürgerlichen  und  Strafgerichte 
und  durch  die  Einführung  verwaltungsgerichtlicher  Entscheidung 
zurückgedrängt,  auch  die  Normen  der  Wegepolizei  beruhen  im 
wesentlichen  auf  Landes-R.  Das  vorliegende  Werk  gibt  zunächst, 
getrennt  nach  Materien,  einen  wörtlichen  Abdruck  der  wege- 
rechtlichen Normen,  die  franz.  gleichzeitig  in  deutscher  lieber- 
Setzung,  und  für  jede  Materie  eine  ausführliche  systematische 
Darstellung  des  geltenden  R.  unter  eingehender  Erörterung  wich- 
tiger Streitfragen  und  unter  vielfacher  Bezugnahme  auf  die  Lit- 
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teratur  und  Rechtsprechung,  namentlich  die  franz.  Der  allge- 
meine Teil  (S.  1—312)  behandelt  die  der  Verwaltung  zur 
Herstellung  und  Unterhaltung  der  Wege  zustehenden  Zwangs- 
l>efugnisse  (Enteignung,  Verpflichtungen  und  Beschränkungen  der 
Anlieger),  die  rechtliche  Natur  der  öffentlichen  Wege  und  das 
Eigentum  an  denselben,  die  hinsichtlich  der  Feststellung  der 
rechtlichen  Natur  und  der  Grenzen  der  Wege  sich  ergebenden 
Zuständigkeiten,  die  Benützung  der  Wege  für  den  allgemeinen 
Gebrauch  und  Sonderzwecke.  Der  besondere  Teil  (S.  313 — 462) 
handelt  von  den  einzelnen  Arten  der  Strassen  und  den  hinsicht- 
lich ihrer  Herstellung  und  Unterhaltung,  bezw.  der  Kostentragung 
bestehenden  Verpflichtungen.  Ausser  den  drei  Hauptarten, 
Staats-,  Distrikts-  und  Gemeindestrassen,  werden  die  Nebenarten, 
Lein-  und  Flösserpfade,  die  Genossenschaftsstrassen,  die  von  Pri- 
vaten hergestellten  öffentlichen  Wege,  die  Eisenbahnen  behandelt. 
Die  Darstellung  gibt  einen  anschaulichen  Einblick  in  diese 
schwierige  Materie,  welche  in  der  deutschen  verwaltungsrecht- 
lichen Litteratur,  im  Gegensatz  zu  Frankreich,  recht  vernach- 
lässigt ist.  Schenkel. 


IX.  Internationales  Recht. 

Holtzendorff,  F.  v.  Handbuch  des  Völkerrechts.  Auf 
Grundlage  europäischer  Staatspraxis  unter  Mitwirkung  von 
V.  Bulmerincq,  Dambach,  Gareis,  GefPcken,  Gessner,  v.  Kir- 
chenheim, Lammasch,  Lueder,  Meili,  W.  v.  Melle,  Rivier, 
Stoerk.  4.  Bd.:  Die  Staatsstreitigkeiten  und  ihre  Ent- 
scheidung. Hamburg,  Verlagsanstalt  und  Druckerei  A.-G., 
vorm.  J.  F.  Richter.  1889.  854.  S.  32  M.  Preis  des 
ganzen  Werkes  100  M.  (vergl.  C.Bl.  V,  252;  VII,  115). 

Wenige  Wochen  vor  dem  Tode  des  Herausgebers  (vgl.  oben 
S.  221)  ist  das  grosse  Handbuch  für  Völker-R.  mit  seinem  vierten 
Band  zum  glücklichen  Abschluss  gebracht  worden.  Es  hat  da- 
mit ein  Wissensgebiet  eine  zusammenfassende  Darstellung  in 
einer  Form  gefunden  und  in  einem  stofflichen  Umfang,  welcher 
der  praktischen  Bedeutung  der  zu  Grunde  liegenden  Rechts-  und 
Verkehrsfragen  entspricht. 

Der  Band  ist  zweifellos  den  schwierigsten,  der  Detailbearbei- 
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tung  gegenüber  sprödesten  Materien  gewidmet.  Wenn  der  In- 
teressengegensatz der  Individuen  im  Privat-R.  und  im  staatlichen 
Prozessverfahren  kaum  je  mit  voller  Sicherheit  der  dem  ab- 
strakten Rechtsgedanken  entsprechenden  Lösung  zugeführt  werden 
kann,  so  darf  es  bei  sachlicher  Erwägung  noch  weniger  wunder 
nehmen,  dass  der  gewaltige  Interessenkampf  ganzer  Staaten  und 
Völker  sich  noch  weit  weniger  vor  den  Satzungen  eines  erst  all- 
mählich aufsteigenden  objektiven  Rechtsbewusstseins  beugt.  Ein- 
zelne Lehrsätze  dieser  Disziplin  stehen  daher  trotz  tausendjährigen 
Alters  noch  immer  auf  schwachen  Kindesbeinen ,  andere  haben 
sich  dagegen  mit  überraschender  Schnelligkeit  zu  befestigen  ver- 
mocht und  haben  an  innerer  Klarheit,  sowie  an  äusserer  räum- 
licher Geltung  unverkennbare  Fortschritte  zu  verzeichnen.  v.Bul- 
merincqs  Darstellung:  „Die  Staatsstreitigkeiten  und  ihre 
Entscheidung  ohne  Krieg"  geht  diesen  Unterschieden  mit  Sorgfalt 
nach  und  zeigt  uns  in  angemessenen  Einzel ausführungen  die  Sta- 
dien des  Staatsstreites,  die  Mittel  seiner  Beilegung  sei  es  im  Wege 
des  „Minneverfahrens",  ein  Lieblingsausdruck  Bluntschlis,  sei  es  im 
energischeren  Zuge  der  Selbsthilfe  und  ihrer  entwickelten  Aus- 
führungseinrichtungen. Wie  in  seinen  anderen  Beiträgen  zum 
Handbuche  zeichnet  sich  auch  hier  v.  Bulmerincq  aus  durch 
eine  exemplarische  Sorgfalt  bei  Verzeichnung  der  zahlreichen  in 
der  Staatspraxis  zur  Uebung  und  Entscheidung  gelangten  Fälle 
und  ihres  instruktiven  Quellenmaterials.  Wir  erwähnen  hier 
ausdrücklich  die  Kapitel  und  Paragraphen  über  die  Schieds- 
sprüche und  ihr  Verfahren,  über  Retorsion,  Geschichte  und 
praktische  Handhabung  der  Repressalien,  Embargo  und  Friedens- 
blockade. Geffcken  behandelt  im  26.  Stück  „das  R.  der 
Intervention"  unter  eingehender  Darstellung  des  Hauptbegriffs, 
seiner  Spielarten,  der  sog.  „Monroe-Doktrin"  und  deren  bedingt 
berechtigten  Anwendungsfälle.  Den  systematisch  wichtigsten 
Teil  des  vierten  Bandes  machen  die  umfassenden  Untersuchungen 
Lueders  aus  über  Kriegs-R.  und  Kriegsziel;  scharfsinnige  Prü- 
fungen der  den  Untergrund  der  Lehre  ausmachenden,  überaus 
schwierigen  Einzelfragen,  welche  keinen  wichtigen  Punkt  des  an 
Kontroversen  reichen  Stoffes  unbeachtet  lassen.  Lueder  bewältigt 
denselben  in  den  Ausführungen  über:  Vorläufige  Begriffsbestim- 
mung des  Krieges,  seines  R. ,  seiner  Notwendigkeit  und  ünent- 
behrlichkeit  im  Gesellschaftsleben  der  Staaten,  Voraussetzungen 
der  aktiven  und  passiven  Kriegslegitimation ,  Humanisierungs- 
und Kodifizierungsversuche  der  Gegenwart,  Kriegsfeld  und  Kriegs- 
ziel; die  speziell  mit  dem  Landkriegs- R.  zusammenhängenden 
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Rechtsgebräuche  und  Rechtseinrichtungen  vorwiegend  konven- 
tioneller Natur,  welche  zur  Einengung  der  Kriegsgewalt  geführt 
haben,  behandelt  Lueder  im  umfangreichen  28.  Hauptstück.  Es 
wird  uns  hier  von  kundiger  Hand  ein  reichbewegtes  Geschichts- 
bild aufgerollt  für  denjenigen,  der  die  wechselvollen  Geschicke 
der  Menschheit  aus  rechtsgeschichtlichen  Umrissen  zu  erraten 
versteht.  Die  Darstellung  bewegt  sich,  durchaus  von  sorgfältig 
berücksichtigtem  Quellenmaterial  getragen ,  im  Gebiete  des  Ju- 
ristischen ,  ohne  sich  aber  deshalb  dem  vielverbreiteten  Irrtum 
anzuschliessen,  dass  schlechterdings  jede  Erscheinung  des  physi- 
schen und  sittlichen  Lebens  im  Bereiche  juristischer  Konstruktion 
liege.  Als  Führer  in  einem  von  unzähligen  Schwierigkeiten  durch- 
zogenen Gebiete  lässt  uns  Lueder  doch  allezeit  das  Bewusstsein 
festhalten,  dass  wir  uns  im  Kriegs-R.  einer  Erscheinung  kos- 
mischer Natur  gegenüber  befinden,  die  nur  der  wissenschaftliche 
Aberglaube  oder  eine  masslose  Ueberschätzung  der  Leistungs- 
fähigkeit wissenschaftlicher  Hilfsmittel  in  ein  vollkommen  schlies- 
sendes  Netz  von  Normen  spannen  zu  können  vermeint.  Jede 
Wissenschaft  und  jede  Institution  mündet  eben  in  irgend  einer 
Form,  an  irgend  einem  Punkte  in  das  breite  Gebiet  des  Meta- 
physischen ,  weil  wir  eben  überall  auf  eine  Grenze  der  Erkennt- 
nis stossen  müssen;  wir  nähern  uns  da  jener  inneren  Kraft, 
die,  wie  Carus  (Metaphysik  in  Wissenschaft,  Ethik  und  Religion) 
treffend  sagt,  „in  dem  rätselhaften  Urgrund  unseres  Daseins 
wurzelt". 

Das  Seekriegs-R.  und  die  Neutralität  führt  uns  wieder 
an  der  Hand  einer  langen  Kette  äusserst  instruktiver  Völker- 
rechtsfälle Geffcken  vor  aus  dem  Vollen  einer  reichen  Kennt- 
nis der  internationalen  Staatenpraxis  schöpfend.  Der  Verf  der 
„Alabamafrage"  entwickelt  den  status  causae  et  controversiae 
des  Seekriegs-R.  mit  Sorgfalt  für  das  Detail  und  mit  eingehen- 
der Verwertung  der  gerade  hier  äusserst  wichtigen  ausländischen 
Litteratur. 

V.  Kirchenheim  bringt  den  Darstellungskreis  des  vierten 
Bandes  durch  eine  kurze  und  gehaltvolle  Behandlung  des  The- 
mas: „Beendigung  des  Krieges  und  Postliminium" 
zum  Abschluss.  Hier  laufen  die  Fäden  zahlreicher  im  ganzen 
Werk  erörterter  Institute  zusammen ,  und  es  galt  daher  diese 
zu  ermitteln  und  methodisch  zu  einem  Ganzen  zu  verknüpfen. 
V.  Kirchenheim  kam  dieser  Aufgabe  in  vollem  Masse  nach  durch 
eine  auf  geschichtlichen  Studien  fussende  Begriffsentwickelung 
des  Friedensschlusses,   des  Friedensvertrages,  der  mit  diesem  in 
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inniger  Verbindung  stehenden  Rechtseinrichtungen  des  Staaten- 
verkehrs, welche  sich  als  Inhalt  und  Wirkung  des  Friedens- 
schlusses darstellen.  Die  Betrachtungen  über  Auslegung,  Aus- 
führung, Aufhebung  und  Sicherung  des  Friedens  ergänzen  in 
lichtvoller  Form  das  in  sich  systematisch  gut  geschlossene  erste 
Kapitel.  Das  zweite  ist  der  bisher  lange  nicht  nach  Gebühr  und 
praktischer  Wichtigkeit  behandelten  „Lehre  vomPostlimi- 
nium"  gewidmet.  Der  alte  Name  deckt,  wie  uns  v.  Kirchen- 
heim im  einzelnen  zeigt,  zahlreiche  durchaus  moderne  Rechts- 
erscheinungen und  Rechtsmittel  zur  Befriedigung  wichtiger 
Bedürfnisse  der  Rechts-  und  Staatenordnung  unserer  Zeit. 

Die  Reserve,  welche  dem  Referenten  als  Mitarbeiter  aufer- 
legt ist,  wird  wohl  nicht  als  verletzt  angesehen  werden,  wenn 
hier  der  Genugthuung  Ausdruck  gegeben  wird  darüber,  dass  die 
deutsche  Rechtslitteratur  jetzt  nach  glücklicher  Beendigung  des 
grossen  Handbuches  eine  Bearbeitung  des  von  Tag  zu  Tag  an 
praktischer  Bedeutung  zunehmenden  internationalen  Rechtsstoffes 
besitzt,  welche  sich  zunächst  wenigstens  stofflich  mit  den  grossen 
Kompendien  von  Calvo,  Phillimore,  Wheaton  u,  a.  zu  messen 
versuchen  kann ,  ob  auch  in  bezug  auf  das  Mass  wissenschaft- 
licher Vertiefung  der  Hauptbegriffe,  dogmatischer  und  rechts- 
geschichtlicher Durchdringung  des  mächtigen  Fragenkreises,  sei 
der  fachlichen  Kritik  überlassen. 

Hier  sei  nur  noch  die  Bemerkung  angeschlossen,  dass  ein 
der  Ausdehnung  des  Werkes  angemessenes  Registerbändchen 
in  kurzer  Zeit  folgen  soll,  welches  den  Zwecken  der  Theorie  wie 
der  Praxis  angepasst,  den  erleichterten  Zugang  zu  allen  in  den 
vier  umfangreichen  Bänden  erörterten  Materien  vermitteln  wird. 

S 1 0  e  r  k. 


X.  Hilfswissenschaften. 

Mahraun,  H.    Der  landwirtschaftliche  Notstand,  seine 
Gründe  und  seine  Heilung.     Berlin,  Heymann.    1889. 
VI  u.  134  S.     2  M.  50  Pf. 
Nach   einer  kurzen  Darstellung  der  Weltmarktsverhältnisse 
des  Getreides,  der  Entwickelung  der  Verkehrsmittel,   der  Rück- 
wirkung  derselben   auf  die  Lage   der    europäischen    Landwirt- 
schaft und  der  schliesslich  den  Produzenten  aller  Länder,   auch 
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den  am  meisten  von  der  Natur  begünstigsten,  sehr  empfindlich 
gewordenen  Erniedrigung  der  Getreidepreise  geht  der  Verfasser 
zur  Begründung  seiner  Ansicht  über,  nach  welcher  der  eigent- 
liche Grund  des  landwirtschaftlichen  Notstandes  in  der  bestehen- 
den Gesetzgebung  über  den  Grundstückverkehr  und  die  hypo- 
thekarische Verschuldung  zu  suchen  wäre.  Wo  nicht,  wie  in 
England,  das  Pachtsystem  allgemein  durchgeführt  ist,  bei  dem 
thatsächlich  ein  Teil  des  durch  ungünstige  Konjunktionen  ent- 
stehenden Verlustes  von  den  landwirtschaftlichen  Unternehmern 
auf  die  Grundbesitzer  abgewälzt  wird,  und  namentlich  in  Deutsch- 
land vollzieht  sich  gerade  der  eigentliche  gewerbsmässige  land- 
wirtschaftliche Betrieb  unter  einer  Rechtsform,  bei  der  wegen 
des  vorher  fest  bestimmten  Betrages  der  Ausgaben  für  Schuld- 
zinszahlung das  Gleichgewicht  zwischen  Einnahmen  und  Aus- 
gaben bei  sinkenden  Erträgen  nicht  hergestellt  werden  kann. 
Der  grösste  Teil  der  Hypothekenschulden  ist  aber  aus  stehen 
gebliebenen  Kaufgeldern  und  Anteilen  von  Miterben  entstanden, 
und  selbst  bei  einer  Erhöhung  der  Getreidepreise  würde  sich 
die  Lage  der  nächsten  Generation  der  Landwirte  nicht  bessern, 
weil  sie  die  Güter  zu  entsprechend  höheren  Preisen  übernehmen 
müsste.  Der  Verf.  schlägt  nun  vor,  an  die  Stelle  der  Hypothek 
den  Gutsanteil,  an  die  Stelle  des  Kapitalprinzips  das  Anteils- 
prinzip zu  setzen.  Aus  dem  Hypothekengläubiger  soll  ein  Mit- 
eigentümer werden,  der,  wie  der  Aktionär  einer  industriellen 
Gesellschaft,  eine  bestimmte  Quote  des  seiner  absoluten  Grösse 
nach  wechselnden  Reinertrags  erhält,  während  ihm  zugleich  auch 
eine  gewisse  Kontrolle  der  Wirtschaftsführung  zusteht.  Ein 
solcher  Gutsanteil  würde  unkündbar,  aber  ähnlich  wie  Aktien 
und  Kuxe,  zu  einem  nach  den  Umständen  sich  bestimmenden 
Kurse  leicht  veräusserlich  sein.  Zur  Erleichterung  des  Ueber- 
gangs  aus  den  jetzigen  in  die  projektierten  Verhältnisse  soll 
den  verschuldeten  Landwirten  die  Rechtswohlthat  der  Rechnungs- 
legung mit  Einstellung  der  Zinsenzahlung  an  die  nicht  an  erster 
Stelle  stehenden  Hypothekargläubiger  bewilligt  werden.  Die 
Gläubiger  entscheiden  dann  durch  Mehrheitsbeschluss ,  ob  der 
Gutsbesitzer  unter  ihrer  Aufsicht  das  Gut  weiter  bewirtschaften 
soll  oder  ob  es  verkauft  werden  soll.  Beim  Verkauf  des  Gutes 
würde  sich  auch  der  Wert  des  Gutes  am  einfachsten  ergeben, 
aus  dem  sich  dann  bestimmen  Hesse,  welchen  Gutsanteil  jede 
der  vorhandenen  Hypotheken  unter  dem  neuen  Rechte  darstellen 
würde.  Uebrigens  will  der  Verf.  die  Hypotheken  auf  ländliche 
Grundstücke  nicht  vollständig  beseitigen :  sie  sollen  bis  höchstens 
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zum  ersten  Viertel  des  Wertes  zulässig  bleiben,  aber  nur  für 
bare  Kapitalbeschaffungen  und  nicht  für  Kaufgeldreste  und  Mit- 
erbenanteile. Auch  glaubt  er,  dass  es  bei  dem  Uebergang  zu 
dem  Anteilssystem  möglich  sei,  den  Hypothekaren  ein  Wahl- 
recht zu  lassen,  ob  sie  sich  der  Umwandlung  in  die  Anteile 
fügen,  oder  die  Auszahlung  verlangen.  Nötigenfalls  könnte  der 
Staat  die  gekündigten  Anteile  übernehmen  und  die  wahrschein- 
lich nicht  zahlreichen  widerstrebenden  Gläubiger  durch  Renten- 
briefe abfinden.  Auf  manche  naheliegende  Einwände  gegen 
seine  Vorschläge  geht  Verf.  nicht  ein.  Lexis. 
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ArchiY  f.  kathol.  Kirchen-R.  1889.  1.  Silberstein,  ins  variandi. 
Psc beiden,  gibt  es  in  Oesterreich  gesetzl.  konstituierte  Pfarr- 
gemeinden? Maas,  d.  bad.  Ges.  v.  ö./VlI.  1888.  Aktenstücke, 
Entscheidungen  etc. 

Prenss.  Jahrbücher.  1889.  Jan.  Born  hak,  d.  engl.  Verwaltungs- 
reform. 

Grenzboten.  XLVIII.  7.  Die  Umgestaltung  der  Strafrechtspflege 
(s.  S.  276). 

Bentsche  Rnndschan.  XV.  5.  v.  d.  Leyen,  z.  Vorgeschichte  d. 
bürgerl.  G.B.  (Ueber  Stölzels  im  C.Bl.  IV,  321  u.  VIII,  1  be- 
sprochene Werke.) 

Christliche  Welt.  III.  8.  Rom.  Wiedertäuferei  (erörtert  u.  ver- 
neint im  Anschluss  an  Terlinden,  Taufe  d.  Konvertiten,  Barmen, 
Klein,  d.  Zulässigkeit  d.  Wiedertaufe  nach  d.  Sätzen  d.  römisch- 
kathol.  Kirchen-R.) 

Deutsches  Wochenblatt.  II.  4.  Die  Anklageschrift  im  Prozess 
GelTcken.     6.   Zur  Krondotation. 

Journal  de  droit  intern.  priv6.  1888.  9.  10.  Geffcken,  droit 
de  blocus  en  temps  de  paix.  Despagnet,  legitimation  en  dr. 
intern.  priv6.  Salem,  l'execution  des  jugements  6trangers  en 
Turquie.  Molengraaff,  de  la  condition  des  societ^s  ^trangeres 
dans  les  Pays-Bas.  Chavagrin,  notes  sur  la  propri6te  litt6- 
raire  etc.  Chronique:  afTaire  du  carnaval  de  BAle;  traitement 
intern,  des  tombes  militaires.     Images  du  gen.  Boulanger. 
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RCYue  de  droit  international.  XX.  6.  Asser,  Convention  de 
Constantinople  pour  le  libre  usage  du  canal  de  Suez.  A.  Ro- 
lin,  l'affaire  Cutting.  F.  Rolin,  la  Session  de  l'Institut  ä 
Lausanne.  Rolin  Jaequemyns,  la  question  des  passeports  en 
Alsace-Lorraine.   Vingt-cinqui^me  anniversaire  de  la  Croix-Rouge. 


C.  Neue  Erscheinungen. 

Vom  15.  Januar  bis  28.  Februar  1889  erschienen  oder  bei  der 
Redaktion  eingegangen  (letztere  mit  '■'  bezeichnet). 

1.  Deutsche  Bücher  und  Broschüren. 

Baumert,  Aufsätze  aus  d.  Wasser-R.  1.  Heft,  betr.  d.  Mühlen-R., 
enth.  d.  Aufsätze:  I.  Errichtung  v.  Triebwerken.  II.  Verände- 
rung an  Triebwerken.  III.  Der  Merkpfahl.  (Aus  „Glasers  An- 
nalen  f.  Gewerbe  u.  Bauwesen".)  Berlin,  Dierig  &  Siemens. 
1888.     43  S.     1  M.  40  Pf. 

Bechmann,  A.,  Studie  im  Gebiete  d.  legis  actio  sacramenti  in  rem. 
Festschrift  z.  Doktorjubiläum  v.  B.  Windscheid,  im  Auftrage  d. 
Juristenfakultät  zu  München  verfasst.  München,  Kaiser.  48  S. 
1  M. 

*Beiträge  z.  Erläuterung  d.  Entwurfes.  5.  Heft.  Berlin,  Guttentag. 
6  M.  40  Pf.  (s.  S.  232). 

Inhalt.  3.  Meischeider,  die  alten  Streitfragen  gegenüber  dem  Ent- 
würfe eines  bürgerlichen  G.B.  für  das  Deutsche  Eeicb.  VIII  u.  100  S.  2  M. 
40  Pf.  4.  Koch,  Geld-  n.  Wertpapiere.  Eine  Besprechung  der  für  den 
Bankverkehr  erheblichen  Bestimmungen  des  Entwurfes  eines  bürgerlichen 
G.B.  für  das  Deutsche  Reich.  V  u.  54  S.  2  M.  5.  Liszt,  die  Grenzgebiete 
zwischen  Privat-R.  und  Straf-R.  Kriminalistische  Bedenken  gegen  den  Ent- 
wurf eines  bürgerlichen  G.B,  für  das  Deutsche   Reich.     V  u.  46  S.    2  M. 

*Binding,  K.,  d.  Gründung  d.  norddeutschen  Bundes.     Ein  Beitrag 

z.  Lehre  v.  d.  Staatenschöpfung.     (Aus  „Festgabe  der  Leipziger 

Juristenfakultät  v.  B.  Windscheid".)     Leipzig,  Duncker  &  Hum- 

blot.     72  S.     1  M.  80  Pf. 
*Burckhardt,  Geschichte  d.   locatio  conductio  (s.  S.  223).     VII  u. 

59  S.     1  M.  20  Pf. 
*Cohn,  L. ,  d.  Grundsätze  über  d.  Thatbestand  d.  Verbrechen  u.  d. 

heutige  Gattungsbegriff  d.  Versuches.     Breslau,  Koebner.     III  u. 

90  S.     2  M. 
*Czyhlarz,  C.  v.,  Lehrbuch  d.  Institutionen  d.  r.  R.     Wien  u.  Prag, 

Tempsky.     Leipzig,  Freytag.     XII  u.  392  S.     6  M. 
*Dahn,  F.,  d.  Landnot  d.  Germanen.     (Aus  „Festschrift   z.  Doktor- 
jubiläum Windscheids".)     Leipzig,    Duncker  &  Humblot.     51  S. 

1  M.  20  Pf. 
Festgabe   d.   Leipziger  Juristenfakultät   f.    B.  Windscheid    z.  22./XII. 

1888.     Leipzig,  Duncker  &  Humblot.     1888.     IX  u.  181  S.    4  M. 

40  Pf. 
Festschrift   z.   Doktorjubiläum   d.  B.  Windscheid   am    22./XII.    1888, 

überreicht  v.  d.  Juristen fakultät  zu  Breslau.     Leipzig,   Duncker 

u.  Humblot.     1888.     214  S.    5  M.  60  Pf. 
*Fitting,  Grundlagen  d.  Beweislast.     (S.-Abdr.)     Berlin,  Heymann. 

79  S.     2  M. 
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•Franken,  A.,  Lehrbuch  d.  deutschen  Privat-R.   (In  3  Lfgn.)  1.  Lfg. 

Leipzig,  Dnncker  &  Humblot.     VIII  u.  144  S.     2  M.  80  Pf. 
*Fuld,  L. ,   d,  Aulhebung  d.  Sozialistengesetzes  u.  d.  Aenderang  d. 

Str.G.B.     Berlin,  Siemenroth  &  Worms.     38  S.     80  Pf. 
*Gumplowicz,   L.,   Einleitung   in    d.  Staats-R.     Berlin  ,  Hey  mann. 

IV  u.  224  S.     5  M. 

Heiner,  F.,  Grundriss  d.  kathol.  Ehe-R.  (Sammlung  v.  Kompendien 
f.  d.  Studium  u.  d.  Praxis.  II.  Serie.  1.  Bd.)  Münster,  Schö- 
ningh.     X  u.  317  S.     8  M.  60  Pf. 

*Hilse,  Sonntagsfeier  u.  Normalarbeitstag  im  Strassen bahngewerbe. 
Berlin,  Heymann.     51  S.     1  M. 

Hirsch,  R. ,  d.  Erwerb  eigener  Aktien  durch  d.  Aktiengesellschaft. 
Göttingen  1888.     Leipzig,  Fock.    40  S.     1  M.  20  Pf. 

II  üb  er,  F.  C. ,  d.  Invaliditätsversicherung  d.  Arbeiter.  Stuttgart, 
Kohlhammer.     III  u.  160  S.     2  M.  40  Pf. 

*Jonge,  M.  de,  Retourbillets  u.  kein  Ende!  Erwiderung  gegen 
L.  V.  Bar.  Anh.:  Die  Unübertragbarkeit  d.  R.  auf  Freigepäck. 
(Der  Anh.  ist  aus  „Archiv  f.  Eisenbahnwesen".)  Berlin,  Siemen- 
roth &  Worms.    IV  u.  48  S.     IM. 

*K  oll  1er,  J. ,  rechtsvergleichende  Studien  üb.  islamit.  R.,  d.  R.  d. 
Berbern,   d.  chines.  R.  u.  d.  R.  auf  Ceylon.     Berlin,   Heymann. 

V  u.  252  S.     6  M. 

Kraus,   K.,    d.    Vereinbarung   über   d.    Zuständigkeit   d.    Gerichte, 

historisch-dogmatisch    dargestellt.     Inang.-Abhandlg.     München, 

Schweitzer.     1888.     V  u.  71  S.     3  M. 
•Kulemann,   z.    Reform    d.  amtsgerichtl.    Zivilprozesses.     2.    Aufl. 

Berlin,  Heymann.     1  M. 
Kuntze,  J.  E.,  d.  servus  Iructuarius  d.  r.  R.    Festgabe  f.  A.  Schmidt 

z.  6.AI.  1889.     Leipzig,  Hinrichs.     III  u.  80  S.     2  M. 
—  Betraclitungen  üb.  d.  E.  e.  b.  G.B.    Leipzig,  Hinrichs.    27  S.    80  Pf. 
*Laurin,  F.,  introductio  in  corpus  juris  canonici.     Cum  appendice 

brevem  introductionem  in  corpus  juris  civilis  continente.     Frei- 
burg, Herder.     XX  u.  284  S.     4  M.  50  Pf. 
•Leske,  F.,   d.  Entwurf  e.  bürgerl.  G.B.  f.  d.  Deutsche  Reich  u.  d. 

preuss.  allg.  Land  R.     Eine  vergleich.  Darstellung  Z.Einführung 

in    d.    Studium    d.   Entwurfes.     Leipzig,    Veit  &  Co.     XVIII  u. 

194  S.     4  M. 
♦Matthiass,  B.,  d.  Entwickelung  d.  röm.  Schiedsgerichts.   (Festgabe 

d.   Rostocker  Juristenfakultät   z.    öOjähr.  Doktorjubiläum  Wind- 

scheids).     Rostock,  Stiller.     1888.     151  S.     2  M.  50  Pf. 
*Meili,   d.  Fälschung   e.  telegrapli.  Depesche.     Rechtsgutachten  im 

Prozess  Schorno.     Zürich,  Füssli.     86  S. 

Der  Angeklagte  soll  das  Datum  einer  Depesche  gefälscht  haben.  M.  er- 
klärt sich  zwar  für  die  Ansicht  des  R.G.  (vom  6./III.  1883),  will  aber  in  der 
Depesche  unterschieden  wissen  «Text"*  der  Mitteilung  u.  „dienstliche  An- 
gaben"*. Letztere  (auch  die  Datumnottz)  seien  nicht  Bestandteil  der  Privat» 
urknnde. 
Oettingen,  A.  v.,  z.  Duellfrage.  Dorpat,  Karow.  199  S.  2  M. 
•Olshausen,  J.,  Kommentar  z  Str.G.B.  f.  d.  Deutsche  Reich.   3.  um- 

gearb.  Aufl.     1.  Lfg.     Berlin,  Vahlen.     80  S.     1  M.  50  Pf. 
•Opitz,   H.  G.,   Gutacliten    über   d.  Entwurf  e.   bürgerl.  G.B.  f.  d. 

Deutsche  Reich.     Erstattet  f.  d.  Landeskulturrat  d.  Königreich» 

Sachsen.     Leipzig,  Rossberg.     64  S.     2  M. 
•Oppenheim,  L.,  d.  Nebenklage  im  deutschen  Strafprozese.     Eine 

Studie.     Breslau,  Koebner.     IV  u.  87  S.     2  M. 
Parisius,   L. ,   d.   Haftpflicht   d.   Genossen    u.   d.  Umlageverfahren. 

Entgegnung   auf  die  unter    gleichem   Titel    erschienene    Schrift 

Goldschmidts.    (Aus  , Blätter  f.  Genossenschaftswesen".)    Berlin, 

Guttentag.    30  S.    40  Pf. 
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*Petersen,  J.,  u.  Kleinfeller,  G.,  Konkursordnung  f.  d.  Deutsche 
Reich,  nebst  d.  Einluhrungsgesetz  u.  d.  Reichsgesetz  v.  21./VII. 
1879,  betr.  d.  Anfechtung  v.  Rechtshandlungen  e.  Schuldners 
ausserhalb  d.  Konkursverfahrens.  Für  d.  prakt.  Gebrauch  er- 
läutert. 2.  vollst,  umgearb.  Aufl.  (In  3  Lfgn.)  1.  u.  2.  Lfg. 
Lahr,  Schauenburg.     320  S.     ä  4  M. 

*Prager,  G.,  Lehrbuch  d.  gesamten  Privat-R.  in  geschichtlicher,  dog- 
matischer u.  wirtschaftlicher  Beziehung  mit  Rücksicht  auf  die 
einschlägigen  Materien  d.  öflfentl.  R.  2.  Bd.  Obligationen-R.  mit 
e.  Anh.  über  Wechsel-,  Gewerbe-,  Handels-,  See-  u.  Urheber-R. 
Berlin,  Guttentag.     VI  u.  533  S.     10  M. 

*Prazäk,  G.,  d.  prinzipielle  Abgrenzung  d.  Kompetenz  d.  Gerichte  u. 
Verwaltungsbehörden.     Freiburg,  Mohr.   IV  u.  73  S.    1  M.  60  Pf. 

*Rodenberg,  K.,  üb.  wiederholte  deutsche  Königswahlen  im  13.  Jahrh. 
(Untersuchungen  z.  deutschen  Staats-  u.  Rechtsgeschichte.  28.  Heft.) 
Breslau,  Koebner.     62  S.     1  M.  60  Pf. 

Römer,  W.,  d.  Hexenbulle,  nebst  e.  Auszug  aus  d.  Hexenhammer  u. 
e.  Anh.  Zum  400iähr.  Jubiläum  d.  Hexenhammers.  Schaffhausen, 
Kober.     30  S.     30  Pf. 

*Schein,  J. ,  unsere  Rechtsphilosophie  u.  Jurisprudenz.  Eine  krit. 
Studie.     Berlin,  Heymann.     III  u.  226  S.     5  M. 

Schneider,  A.,  d.  Prozess  d.  C.  Rabirius  betr.  verfassungswidrige 
Gewaltthat.  Festschrift.  Zürich,  Schulthess.  IX  u.  50  S.  1  M. 
20  Pf. 

*Schott,  H. ,  d.  jus  prohibendi  u.  d.  formula  prohibitoria.  (Aus 
„Festschrift  z.  Doktorjubiläum  Windscheids".)  Leipzig,  Duncker 
u.  Humblot.     74  S.     2  M. 

*Schwartz,  E.,  d.  Geschichte  d.  privatrechtl.  Kodifikationsbestre- 
bungen u.  d.  Entstehungsgeschichte  d.  E.  e.  b.  G.B.  (S.-Abdr.) 
Berlin,  Heymann.     VIII  u.  189  S.     4  M. 

*Simeon,  P.,  d.  Wesen  d.  befristeten  Rechtsgeschäfts.  Eine  durch 
d.  juristische  Fakultät  der  Friedrich  -  Wilhelms  -  Universität  zu 
Berlin  gekrönte  Preisschrift.  Berlin ,  Heymann.  XI  u.  144  S. 
3  M. 

*Simonson,  A.,  Begriff  d.  Vorteils  im  Straf-R.  Berlin,  Vahlen. 
96  S.     1  M.  50  Pf. 

Sittel,  V.,  Vorschläge  z.  Abänderung  d.  elsass-lothring.  Gemeinde- 
verfassung.    Strassburg,  Schmidt.     IV  u.  142  S.     2  M. 

Stucki,  H.,  über  d.  Begriff  d.  höheren  Gewalt.  Inaug.-Diss.  Bern, 
Huber  &  Co.     88  S.    2  M. 

Tezner,  F.,  z.  Lehre  v.  d.  freien  Ermessen  d.  Verwaltungsbehörden 
als  Grund  d.  Unzuständigkeit  d.  Verwaltungsgerichte.  (Aus 
„Allg.  österr.  Gerichtszeitung".)  Wien,  Manz.  1888.  123  S. 
2  M.  40  Pf. 

*Tuhr,  A.  V.,  d.  Notstand  im  Zivil-R.  Habilitationsschrift.  Heidel- 
berg, Winter.     1888.     III  u.  138  S.     3  M.  60  Pf. 

*Ulbrich,  J.,  Handbuch  d.  österr.,  polit.  Verwaltung  f.  d.  im  Reichs- 
rate vertretenen  Königreiche  u.  Länder.  11. — 15.  Lfg.  Wien, 
Holder.     1888.     ä  1  M.  60  Pf. 

Verhandlungen  d.  19.  deutschen  Juristentages.  Hrsg.  v.  d.  Schrift- 
führeramt d.  stand.  Deputation.  2.  u.  3.  Bd.  Berlin,  Guttentag. 
1888.     IV  u.  453  u.  XLVII  u.  340  S.     17  M. 

^^Wach,  A. ,  d.  Feststellungsanspruch.  Ein  Beitrag  z.  Lehre  vom 
Rechtsschutzanspruch.  (Aus  „Festgabe  d.  Leipziger  Juristen- 
fakultät f.  B.  Windscheid".)  Leipzig,  Duncker  &  Humblot.  66  S. 
1  M.  60  Pf. 
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Wächter,  A.,  Beiträge  z.  Erörterung  über  d.  Entwurf  eines  neuen 
deutschen  Genossenschaftsgesetzes.    München,  Schweitzer.    1888. 
16  S.    50  Pf. 
—  wichtige  Rechtsgrundsätze  f.  Kreditgenossenschaften.     Ebd.  1887. 

40  S.     1  M. 
•Wlassak,  M.,  d.  Litiskontestation  im  Fornaularprozess.   (Aus  „Fest- 
schrift   zum    Doktorjubiläum  Windscheids".)     Leipzig,  Duncker 
u.  Humblot.     87  S.     2  M.  40  Pf. 
Wörterbuch  d.   deutschen  Verwaltungs-R.     Hrsg.  v.  K.  v.  Stengel. 
Freiburg,  Mohr.     1.  Lfg-. 

Das  Werk  soll  in  2  Bänden  (17  Lfgn.   ä,  2  M.)  erscheinen   und   binnen 
Jahresfrist  vollständig  sein.     Es  soll  in   der  Art  wie  das  Dlctionnaire  von 
M.  Block  den  gesamten   VerwaltungsrechtsstoflF   in   ca.   600  monographisch 
gehaltenen  Artikeln  möglichst  knapp,  jedoch  vollständig  unter  Hervorhebung 
auch  der  sozialen  und  technischen  Gesichtspunkte  behandeln.     Die  Artikel 
sind   übersichtlich    in   kleinere   Paragraphen   gegliedert  u.  mit  Inhaltsver- 
zeichnis versehen.    Zur  Herstellung  des  Wörterbuchs  haben  sich  eine  Reihe 
Gelehrter  und  höherer  Beamter   vereinigt,   von  welchen  eine  grössere  An- 
zahl von  Artikeln  bearbeiten  u.  a.:   Brie,  Brockhaus,  Gneist,  Harseim  (Be- 
amte etc.),  Hecker,  Hinschius,  Hübler,  Jolly,  Kirchenheim  (Militärverwaltung), 
Kratz  (Berg-R.),  Laband,  Leuthold,  Lewis,  Lexis,  O.  Mayer,  ünterstaatssekr. 
G.  V.  Mayer  (Steuern  u.  Zölle),  Georg  Meyer,  Meurer,  Münaterberg  (Armen- 
wesen),   Pereis,    Petersilie     (Schule),    Reitzenstein,    Rüdorff,     Schwappach 
(Forst-  u.  Jagdwesen),  H.   Seuflfert,   M.  Seydel,   Sydow  (Post),   Zeller  (Ge- 
werbe-R.). 
Zum   Entwurf  eines    deutschen   bürgerl.    Gesetzbuches    von  Brühl, 
G.Hartmann,  E.  Holder,  v.  Kohlhaas,  P.  Laband,  Rudioff 
u.  andere  Abhandlungen.     1.  Bd.     (Archiv  f.   d.  Zivilist.  Praxis 
73.  Bd.)     Freiburg,  Mohr.     HI  u.  474  S.     9  M. 
Dasselbe  v.  P.  Laband,   P.  Hinschius,  A.  Bolze,    0.  Wen  dt, 
H.  Rudolph,    0.  Lenel  u.   eine  andere  Abhandlung.     2.  Bd. 
1.  u.  2.  Heft.     (Archiv  f.  d.  Zivilist.  Praxis  74.  Bd.  1.  u.  2.  Heft.) 


*Henrich,  Reform  d.  direkten  Steuern.     2.  Aufl.     Berlin,  Heymann. 

IV  u.  89  S.     1  M. 

Besprochen  oben  S.  206.    Nachtrag  8.  81—89. 
Krüger,    K. ,   d.  Erbschaftssteuer  in  d.  ausserdeutschen  Staaten  u. 

ihre  Einführung  als  Reichssteuer.   Tübingen,  Laupp.   HI  u.  80  S. 

1  M.  80  Pf. 
Mayet,  P.,  Japan.  Bevölkerungsstatistik.    Vortrag.    Yokohama  1888. 

Berlin,  Prager.     20  S.     1  M.  50  Pf. 

—  d.  Post-Schul-Sparkasse.     Uebers.  v.  N.  Omura.    (In  jap.  Sprache.) 

Ebd.    313  S.     3  M. 

—  landwirtschaftl.    Versicherung    in    organischer    Verbindung    mit 

Sparanstalten,  Bodenkredit  u.  Schuldenablösung.  Vorschläge  z. 
Besserung  d.  Lage  d.  Japan.  Landmanns,  im  Auftrag  d.  kaiserl. 
Japan.  Ministerium  d.  Innern  abgefasst.  Tokyo  1888.  Ebd.  XIV 
u.  449  S.  mit  Tabellen.  12  M. 
Schriften  d.  deutschen  Vereins  f.  Armenpflege  u.  Wohlthätigkeit. 
7.  Heft.     Leipzig,  Duncker  &  Humblot.     3  M. 

Inhalt.  Stenographischer  Bericht  über  die  Verhandlungen  der  9.  Jahres- 
versammlung des  deutschen  Vereins  für  Armenpflege  u.  Wohlthätigkeit  am 
25.  u.  26.fIX.  1888  In  Karlsruhe,  betr.  geschlossene  oder  offene  Waiseupflege : 
die  Wohnungsfrage  vom  Standpunkte  der  Armenpflege ;  Fürsorge  für  unbe- 
mittelte Genesende;  Trunksucht  u.  Armenpflege;  hauswirtschaftUche  Aus- 
bildung der  M&dchen  aus  ärmeren  Volksklasseu.     V  u.  131  S. 

—  d.  Vereins  f.  Sozialpolitik.     38.  Heft.     Ebd.     5  M.  40  Pf. 

Inhalt.  Verhandlungen  der  am  28.  u.  29./IX.  1888  in  Frankfurt  a.  M. 
abgehaltenen  Generalversammlung  des  Vereins  für  Sozialpolitik  über  den 
ländlichen  Wucher,  die  Mittel  zu  seiner  Abhilfe,  Insbes.  die  Organisation 
des  bäuerlichen  Kredits  u.  über  Einfluss  des  Detailhandels  auf  die  Preise  u. 
etwaige  Mittel  gegen  einA  ungesunde  Preisbildung.  Auf  Grund  der  steno- 
graphischen Niederschrift  hrsg.  vom  stand.  Ausschuss.    V  o.  2M  S. 
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2.  Ausgaben  Yon  Gesetzen,  Entscheidungen  etc. 

*i)alcke  u.  Genzmer,  Handbuch  d.  Strafvollstreckung  u.  Ge- 
fängnisverwaltung in  Preussen.  2.  Aufl.  hrsg.  von  Genzmer. 
Berlin,  Müller.     283  S.     6  M.  50  Pf. 

Die  ].  Auflage  ist  ausführlich  im  C.Bl.  I  S.  30  besprochen.  Das  Werk 
ist  in  der  Anlage  das  gleiche  geblieben,  im  einzelnen  ist  manches  übersicht- 
licher geworden,  sachlich  ist  es  durch  eine  Anzahl  von  Verfügungen  be- 
reichert. 

Freudenstein,  G.,  d.  Viehhandel  nach  deutschem,  österr.-ungar.  u. 
schweizer.  R.  Handbuch  f.  Viehhändler,  Fleischer,  Landwirte, 
Tierärzte,  Juristen  u.  Behörden.  Leipzig,  Blüher.  142  S.  1  M. 
50  Pf. 

"Handbuch  f.  d.  Deutsche  Reich  auf  d.  J.  1889.  Bearb.  im  Reichs- 
amt des  Innern.  Berlin,  Heymann.  XXXII  u.  444  S.  5  M. 
(Vgl.  VII  S.  370.) 

Hegler,  A. ,  d.  Grundzüge  d.  bürgerl.  Verfahrens  in  Württemberg 
nach  d.  Z.Pr.O.  2.  Aufl.  bearb.  v.  C.  Lämmert.  Stuttgart,  Kohl- 
hammer.    1888.     VIII  u.  291  S.     4  M. 

Hilfsbuch  f.  Referendare  in  d.  ersten  Zeit  d.  Vorbereitungsdienstes. 
Zugleich  eine  Einführung  in  d.  Strafprozess  f.  Kandidaten  der 
Rechtswissenschaft.  Von  einem  prakt.  Juristen.  Friedeberg  Nm., 
V^undermann.     VI  u.  106  S.     1  M.  60  Pf. 

Hilse,  B.,  Formulare  f.  Rechtshandlungen  d.  streitigen  Gerichtsbar- 
keit.    3.  Aufl.  hrsg.  V.  H.  Krecke.     XVI  u.  501  S.     10  M. 

Jastrow,  kleines  Urkundenbuch  z.  neueren  Verfassungsgeschichte. 
Berlin,  Gärtner.     1  M.  80  Pf. 

Zusammenstellung  von  Urkunden  1.  betr.  Autlösung  des  Reiches  1806, 
deutscher  Bund ,  neues  Reich ;  2.  betr.  Preussen  (1473—1883) ,  insbes.  zum 
Gebrauch  bei  Vorlesungen, 

Kleinschmidt,  Zusammenstellung  d.  wichtigsten  Prozessbestim- 
mungen aus  d.  Reichsjustizgesetzen ,  nach  Materien  geordnet. 
Berlin,  Moeser.     VII  u.  74  S.     1  M.  50  Pf. 

Peters,  W. ,  d.  geschäftl.  Behandlung  d.  Mahnsachen.  Die  hierfür 
massgeb.  Grundsätze  d.  deutschen  Z.Pr.O.  u.  ihre  Folgesätze. 
.  Berlin,  Siemenroth  &  Worms.     III  u.  80  S.     1  M.  50  Pf. 

Putz,  Jurist.  Prüfungsfragen  (2.  Pandekten),  Wien,  Frank.  180  S. 
1  M.  50  Pf. 

Schneider,  A.,  landwirtschaftl.  Rechtsbibliothek.  I.  Teil:  Landwirt- 
schaftl.  Gesetzbuch.  Sammlung  land-  u,  forstwirtschaftl.  Ge- 
setze f.  d.  Königr.  Preussen,    Dresden,  Friese  &  v.  Puttkamer,    6  M. 

Schwartz,  E. ,  Leitfaden  z.  Handhabung  d.  Unfall  Versicherungs- 
gesetzes f.  d.  Vertrauensmänner  u.  Mitglieder  d.  land-  u.  forst- 
wirtschaftl. Berufsgenossenschaft  f.  d.  Königr.  Sachsen.  Zu- 
sammenstellung d.  reichs-  u,  landesgesetzl. ,  sowie  statutar.  Be- 
stimmungen mit  ausführl.  Register.  Leipzig,  Beyer.  85  S.  1  M. 
50  Pf. 

Staatskonkursaufgaben  in  Bayern.  III.  1.  München,  Schweitzer.  1888. 
79  S.     1  M.  50  Pf. 

Unterhaltspflicht,  die,  gegenüber  ausserehel.  Kindern  in  Deutschland. 
Leipzig,  Meissner.     64  S.     1  M.  50  Pf. 

*Weissbuch.  IV.  Teil.  (Vgl.  oben  S.  216.)  Vermehrt  um  S.  71  bis 
84,  Nr,  45—59  (Aktenstücke  v.  16.  Nov.  bis  17.  Jan.). 
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Wollen zien,  Gerichtskassen wesen.     6  — 7.  Lfg.     Berlin,  Siemenroth 

u.  Worms,     a  1  M.  50  Pf. 
Zweikampf  Eichler-Blum.   Sten.  Ber.    Berlin,  Reinecke.   30  S.    50  Pf. 


♦Deutsche  Wehrordnung   v.    22./XI.    1888   mit   Anlagen  u.    Mustern. 

Berlin,  Heymann.     166  S.     3  M. 
Kah,  K.,   d.  Staatsverträge  u.  Vereinbarungen  d.  Deutschen  Reichs 

u.  d.  Grossherzogt.  Baden  mit  ausländ.  Staaten   zum  Zwecke  d. 

Rechtshilfe   in    gerichtl.    Angelegenheiten.     Lahr,   Schauenburg. 

155  S.     3  M. 
Reichsgesetze,  deutsche.   3.  Abt.  Privat-R.,  Handels-R.  u.  Zivilprozess. 

21.— 23.  Lfg.     Würzburg,  Stahel.     1888.     1  M.  85  Pf. 

Inhalt.    21.   Die  Unfallversicherung  der  bei  Bauten  beschäftigten  Per- 
sonen.   Gesetz  vom  ll.|VII.  1887,  nebet  den  Bekanntmachungen  vom  22.fl. 

1885,  27.|V.  1886,  14.(1.  1888  u.  den  Verordnungen  vom  25.;IX.  1885  u.  24.fVI. 

1886,  sowie  den  Bellagen:  B.  Vollzugsverordnung  vom  12.,^.  1885  u.  Aus- 
führungsgesetz  vom  3.)III.  1888.  IV  u.  8.  9—40.  40  Pf.  22.  Die  Unfall-  u. 
Krankenversicherung  der  In  land-  u.  foratwirtschaftl.  Betrieben  beschäftigten 
Personen,  (besetz  vom  5./V.  1886.  Mit  den  Verordnungen  vom  28.|III.,  26.  VI., 
21./VII.,  2.,'X.  1888,  sowie  als  Beilage  das  bayer.  Einführungsgesetz  hierzu 
vom  5./IV.  1888  u.  bayer.  Bekanntmachungen  vom  13.|VI.,  5.|VII.  u.  3./VIII. 
1888.  IV  u.  S.  41—112.  7.'»  Pf.  23.  Die  Unfallversicherung  der  Seeleute  u. 
anderer  bei  der  Seeschiffahrt  beteiligten  Personen.  Gesetz  vom  13./VII.  1887. 
Nebst  Verordnung  v.  26./XII.  1887,  die  Inkraftsetzung  desselben  betr.  IV  u. 
S.  105—153.    70  Pf. 

—  Über  Besteuerung  d.  Branntweins  (Stämmler).     Berlin,  Springer. 

X  u.  474  S.     6  M.  50  Pf. 
Vereinszollgesetz  (Steffen).     Hamburg,  Marquardt.     195  S.     3  M. 
Trenssen.     Gesetzbuch,   bürgerl.   u.   öffentl.   f.  sämtl.  Provinzen  d. 

preuss.  Monarchie.     6.  Aufl.     Hamburg,  Bruer.     12  M. 
Verjährungsgesetze  (Gersdorff).     2.  Aufl.     Berlin,  Dümmler.    VIII  u. 

108  S.     2  M.  40  Pf. 
Gesindeordnung.     Berlin,  Schildberger.     60  S.     50  Pf. 
Stolp,  Ortsgesetze  etc.     Jahrg.  16 — 19.     Berlin,  Stomkiewicz.     1885 

bis  1888.     ä  4  M. 
Polizeiverordnungen  f.  Münster  (Breaken).    Nachtrag  I,   II.    Münster, 

Coppenratz.     60  Pf. 
Gesetz  über  Grundbuchwesen  (rhein.)    Nachtrag.    Düsseldorf,  Bagel. 

47  S.     60  Pf. 
Bayern.     »Gesetz  v.  23./n.  1879  z.  Ausf.  d.  Z.Pr.O.  (Böhm).   1.  Hft. 

Erlangen,  Palm  &  Enke.     144  S.     2  M.  60  Pf. 
Desgl.  (Henle).     Nördlingen,  Beck.     XVI  u.  175  S.     2  M. 
Subhastationsordnung.   3.  Lfg.   Würzburg,  Stahel.   Vollst.  1  M.  30  Pf. 
Gesetz    betr.    Erbschaftssteuer  v.  18./VIII.  1879  (PfafF).    Nördlingen, 

Beck.     VI  u.  117  S.     1  M.  80  Pf. 

—  V.  5./IV.  1888  betr.  Zuchtstiere.     Ebd.     V  u.  89  S.     1  M. 
Württemberg.     Erhebung,  die,  e.  Abgabe   von  Wein  u.  Obstmost 

(Umgeld).  Kurzgefasste  Zusammenstellung.  Stuttgart,  Rieger. 
62  8.    70  Pf. 

Oesterreich.  Grundbuchsgesetz,  Instruktion,  Vorschriften  üb.  Eisen- 
bahnbücher, Bergbücher  u.  Naphthabücher  etc.  4.  Aufl.  Wien, 
Manz.     XIV  u.  554  S.    4  M.  60  Pf. 

Zolltarif.     Wien,  Staalsdruckerei.     LXIV  u.  415  S.     5  M.  40  Pf. 

Desgl.  (Strigl).    3.  Aufl.    Wien,  Manz.   III,  210  u.  30  S.  Nachtr.   2  M. 

Gesetz  über  Dampfkessel.     Wien,  Staatsdruckerei.     1  M.  40  Pf. 

—  etc.   betr.   Gemeinheitsbeilagen    in   Krain.     Hrsg.  vom  Ackerbau- 

ministerium.    Wien,  Frick.     2  M. 
XXXV.   u.   XXXVI.  Geaetzartikel  v.  J.  1888  über  d.  staatl.  Schank- 
gefalle  (Fritz).    2  Hfte.     Budapest,  Rath.     1888.    72  S.     1  M. 
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3.  Mitteilnngen. 

Auf  Veranlassung  von  F.  v.  Liszt  (Marburg),  Prins  (Brüssel),  Hamel  (Amster- 
dam) ist  eine  Internationale  kriminalistische  Vereinigung  (Union  inter- 
nationale de  droit  penal)  ins  Leben  getreten,  welche  die  Auffassung  des  Verbrechens 
vom  rein  juristischen  Standpunkte  verwirft ,  vielmehr  mit  der  juristischen  die  kri- 
minalpolitische (soziologische)  Betrachtungsweise  verbinden  will.  Sie  vertritt  keine 
neue  Theorie,  sondern  als  praktischen  Grundsatz:  zielbewusste  Bekämpfung  des 
Verbrechertums  und  darum  Umgestaltung  der  Strafgesetzgebung  und  Strafrechts- 
pflege. Im  allgemeinen  sind  die  Ziele  durch  die  Grundsätze  (nicht  Lehrsätze)  des 
Art.  2  der  vorläufigen  Satzungen  bezeichnet  (insbesondere:  die  Strafe  ein  Mittel  zur 
Bekämpfung  des  Verbrechens ;  die  Strafe  nicht  das  einzige  Mittel ;  Berücksichtigung 
der  anthropolog.  Forschungen;  Verbindung  von  Strafrechtspflege  u.  Strafvollzug; 
Unterscheidung  von  Gewohnheits-  u.  Gelegenheitsverbrechern;  unbestimmte  Straf- 
dauer; Ersatz  kurzzeitiger  Freiheitsstrafen  etc.). 

Die  Aufnahme  Zustimmender  erfolgt  durch  den  gescbäftsführenden  Ausschuss 
mit  Stimmenmehrheit  ohne  Angabe  von  Gründen  (Jahresbeitrag  4  M.).  Ueber  Ort, 
Zeit  und  Geschäftsordnung  der  ersten  Jahresversammlung  erfolgt  später  Mitteilung. 

Während  eine  Reihe  angesehener  Kriminalisten  sich  gegen  eine  Dogmatislerung 
der  wissenschaftlichen  Anschauungen  (Art.  2  der  Satzungen)  ablehnend  verhalten» 
sind  bis  15.  Januar  1889  von  Deutschen  u.  a.  beigetreten:  Mittelstadt,  Tessen- 
d  or  ff,  Jagemann,  Kirchenheim,  Holtzendor  ff,  Klein  feile  r,  Risch,Fö  h- 
ring,Bennecke,Aschrott,Illing,01shausen,  H.  Seuffert  (Breslau),  Vier- 
haus, Weismann,  Sichart,  Schmölder,  Harburger  (im  ganzen  bis  jetzt 
170  Mitglieder). 

Näheres  vgl.  Zeitschr.  f.  Strafrechtswissensch,  IX  S,  363  fif.  (Satzungen  u.  Mit- 
gliederverzeichnis), Blätter  f.  Gefängniskunde  XXIV  Heft  1  (v.  Jagemann),  Zeitschr. 
f.  schweizer.  Straf-R.  II  S.  1  (v.  Lilienthal). 


Verantwortlicher  Redakteur:  Dr.  v.  Kirchenheim  in  Heidelberg. 
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Monatlich  ein  Heft  von  2V2  BoRen.  —  Preis  des  Jahrgangs  12  Mark.  —  Zu  beziehen 
durch  alle  Buchhandlungen  und  Postanstalten. 


A.  Besprechimgeii. 


I.  Allgemeines. 

Hamaker,  H.  J.  Het  recht  en  de  maatschapij  (das  R. 
und  die  Gesellschaft).     'sGravenhage  1888.     152  S. 

Betrachten  wir  die  Handlungen  der  Menschen,  speziell  ihr 
gesellschaftliches  Leben,  ihre  Handlungen  anderen  Menschen 
gegenüber,  dann  sehen  wir,  dass  dieselben,  in  der  übergrossen 
Mehrzahl  der  Fälle,  übereinstimmen  mit  unseren  Begriffen  über 
das  Thun  und  Lassen  des  Menschen  in  der  Gesellschaft,  mit 
•unseren  Rechtsbegriffen.  Diese  Uebereinstimmung  können  wir 
nicht  für  ganz  zufällig  halten.  Wollen  wir  dies  nicht,  so  bleibt 
nur  zweierlei  Möglichkeit  übrig.  Wir  müssen  annehmen,  ent- 
weder dass  unsere  Begriffe  die  besonderen  Handlungen  erzeugen, 
oder  umgekehrt  dass  unsere  Begriffe  aus  den  vielen  von  uns 
gemachten  Beobachtungen  besonderer  Handlungen  gefolgert  sind. 
Welche  dieser  beiden  Möglichkeiten  Wahrheit  ist,  entscheidet 
über  Objekt,  Methode,  ja  über  das  ganze  Wesen  unserer  Wissen- 
schaft. Die  herrschende  Jurisprudenz  gründet  sich  im  grossen 
und  ganzen  auf  die  Voraussetzung,  dass  das  R.  —  im  weitesten, 
auch  Moral  und  Sitte  umfassenden  Sinn  —  die  besonderen  Hand- 
lungen erzeugt.  Eine  Wissenschaft,  auf  der  zweiten  Grundlage 
aufgebaut,   ist   im   Begriff  sich   zu  bilden  und  durchzudringen. 

Verf.  will  zeigen,  dass  hier  der  Punkt  ist,  um  den  sich  die 
grossen  Probleme  der  Rechtswissenschaft  drehen.    Er  will  nicht 
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die  Frage  lösen,  sondern  sie  stellen  und  zwar  so,  dass  es  schwierig- 
sein  wird,  ihr  aus  dem  Wege  zu  gehen.  Daher  beschreibt  er  zuerst 
das  Wesen  und  die  Einrichtung  einer  Rechtswissenschaft,  welche 
von  der  ersten  Voraussetzung  ausgeht,  welche  das  R.  betrachtet 
als  ein  System  von  Begriffen,  das,  obgleich  selbst  der  Welt  des 
Denkens  angehörend,  mittels  des  menschlichen  Bewusstseins  und 
Willens,  den  Gang  der  menschlichen  Dinge  in  der  Thatsachen- 
welt  regiert  und  leitet.  Ini  zweiten  Kapitel  zeichnet  Verf.  den 
Bau  einer  Rechtswissenschaft,  deren  Ausgangspunkt  ist,  dass 
die  Begriffe  von  unseren  Beobachtungen  der  Gesellschaft  und 
den  menschlichen  Handlungen  erzeugt  sind.  Zum  Schluss  wer- 
den beide  Systeme  durch  eine  allgemeine  philosophische  Betrach- 
tung beleuchtet.  Obgleich  bemüht,  beide  Richtungen  möglichst 
objektiv  zu  kennzeichnen ,  verbirgt  Verf.  nicht ,  dass  er  sich  zu 
der  zweiten  bekennt. 

Wie  sehr  auch  der  Inhalt  dazu  verlockt,  es  ist  hier  nicht 
der  Ort  zu  einer  kritischen  Besprechung  der  gedankenreichen 
Schrift,  der  Frucht  eindringenden  Studiums  und  gründlichen 
Nachdenkens.  Sie  behandelt  die  schwierigsten  Grundfragen  der 
heutigen  Rechtswissenschaft:  die  Unterscheidung  zwischen  R.  und 
Moral,  die  Lehre  von  den  Rechtsquellen,  das  Verhältnis  zwischen  R. 
und  Rechtsprechung,  die  Aufgabe  und  Bedeutung  der  Gesetz- 
gebung, die  Stellung  der  Jurisprudenz  in  der  Reihe  der  Wissen- 
schaften. Verf.  hat  eine  Klarheit  der  Darstellung  erreicht,  die 
Anerkennung  verdient,  auch  wenn  man  den  Ansichten  des  Verf. 
nicht  oder  nur  teilweise  beistimmt.  Eine  Fülle  von  Anregung 
wird  hier  geboten ,  nicht  bloss  für  den  Juristen ,  sondern  für 
jeden,  der  sich  für  allgemein  wissenschaftliche  Probleme  inter- 
essiert. Es  möge  das  Buch  auch  ausserhalb  der  Grenzen  der 
niederländischen  Sprache  einen  weiten  Leserkreis  finden ! 

Drucker. 

Archivio   giuridico    diretto   da  Filippo  Serafini  unita- 
mente  agli  altri  professori  di  giurisprudenza  della 
universita  Pisana.    Vol.  XL.    Pisa,  presso  la  direzione 
deir  Arch.  giur.     1888.     584  S.     20  1. 
Der  stattliche  im   Jahre  1888  abgeschlossene  40.  Band  ist 
als  Jubiläumsgabe  der  Universität  Bologna  zur  Feier  ihres  800- 
jährigen   Bestehens   gewidmet,    zeichnet   sich    aber    auch    durch 
seinen  reichen  Inhalt  aus,    über   welchen    teilweise   schon    oben 
(S.  138,  140)   berichtet   wurde.     Die   folgende   Gesamtübersicht 
mag  Zeugnis  davon  ablegen,   dass  diese  Zeitschrift  sowohl  dem 
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öflfentlichen  wie  dem  Privat-R. ,  der  Rechtsphilosophie  und  der 
Rechtsgeschichte  wie  dem  geltenden  R.,  einschliesslich  der  Rechts- 
vergleichung, dient. 

Die  an  der  Spitze  stehende  Abhandlung  von  Trincheri: 
,Die  Personeneigenschaft  der  Sklaven  in  Rom**  (S.  3—39)  ver- 
folgt die  fortschreitende  Entwickelung  des  r.  R.  von  der  voll- 
ständigen Verneinung  der  Persönlichkeit  der  Sklaven  zur  all- 
mählichen Anerkennung  dieser  Eigenschaft.  Tamassia  gibt  in 
seiner  akademischen  Antrittsrede:  „Das  R.  im  Leben  Italiens" 
in  grossen  Zügen  einen  Ueberblick  über  die  Hauptepochen  der 
italien.  Rechtsgeschichte  von  den  Römern  bis  zur  Neuzeit  (S.  40 
bis  56).  Jona  stellt  philosophische  Betrachtungen  an  über  Art 
und  Form  der  Bethätigung  jener  Funktion  des  staatlichen  Or- 
ganismus, welche  die  fortschreitende  Entwickelung  des  Staats- 
wesens begleitend  für  die  Erhaltung  der  Staatsform  sorgt  und 
welche  er  „funzione  moderatrice  im  modernen  Staate"  nennt 
(S.  57—87).  Manara  geht  in  seiner  Abhandlung:  „Das  Eisen- 
bahn-R."  von  der  Bedeutung  der  Eisenbahnen  für  das  wirt- 
schaftliche Leben  und  von  dem  Bedürfnis  nach  rechtlicher  Rege- 
lung dieser  Verhältnisse  aus,  gibt  sodann  eine  Uebersicht  über 
die  Quellen  des  Eisenbahn-R.  in  Italien  sowie  über  die  Italien., 
französ.  und  deutsche  Litteratur,  woran  er  eine  Erörterung  des 
Charakters  und  der  systematischen  Behandlung  des  Eisenbahn-R. 
schliesst  (S.  88—131).  In  einem  Briefe  betitelt:  „Die  Rechts- 
philosophie an  den  Universitäten"  entwickelt  Cogliolo  die  Be- 
deutung dieser  Disziplin  (S.  132  —  136).  „Aus  Anlass  einer  neuen 
Ausgabe  von  Statuten"  lenkt  Chiappelliin  einer  grösseren  loben- 
den Besprechung  die  Aufmerksamkeit  auf  die  von  L.  Zdekauer 
veranstaltete  Ausgabe  des  Statuts  des  Potestä  von  Pistoja  vom 
Jahre  1296  (C.Bl.  VII,  419)  und  teilt  im  Anhang  eine  für  die 
Geschichte  der  städtischen  Behörden  wichtige  Pistojeser  Urkunde 
vom  Jahre  1205  mit  (S.  137  —  145).  Nun  folgen  drei  zivilisti- 
sche Abhandlungen,  nämlich  Bemerkungen  über  die  Unverjähr- 
barkeit in  Dotalsachen  nach  Cod.  civ.  Ital.  von  Bianchi  (S.  146 
bis  151)  und  über  den  Unterschied  zwischen  HofFnungskauf  und 
Kauf  von  res  futurae  von  Castelbolognesi  (S.  152  —  157).  Unter 
dem  Titel:  „Das  Sc.  Orficianum  und  TertuUianum  betrachtet 
mit  Rücksicht  auf  verwandte  Rechtsinstitute"  stellt  Moscatelli 
diejenigen  Sätze  des  r.  R.  zusammen,  welche  sich  auf  testamen- 
tarische und  gesetzliche  Erbfolge  der  Frauen  in  der  röm.  Fa- 
milie beziehen  (S.  193—240).  Hieran  reiht  sich  der  Aufsatz 
von  Tamassia:  „Bologna   und  die  kaiserlichen  Rechtsschulen* 
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(vgl.  oben  S.  138).  Simoncelli  lieferte  zwei  Abhandlungen  über 
Emphyteuse  betr.:  „Die  wirtschaftliche  Bedeutung  des  emphy- 
teutischen  Vertrags"  (S.  285 — 328)  und  „Die  juristische  Kon- 
struktion der  Emphyteuse"  (S.  429 — 479).  As  coli  vertritt  in 
einem  Aufsatze:  „Das  Sc.  Neronianum"  die  Ansicht,  dass  dieses 
Gesetz  zwar  einen  Fortschritt  in  der  Rechtsentwickelung  be- 
deutete, soferne  es  den  Testator  von  formalen  Fesseln  befreite, 
dass  seine  Tragweite  jedoch  nicht  darüber  hinausreiche  (S.  329 
bis  357).  Ueber  Manenti:  „Besprechung  des  Entwurfs  eines 
bürgerlichen  Gesetzbuches  für  das  Deutsche  Reich"  vgl.  oben 
S.  140.  Andreani  untersucht:  „Das  R.  des  bon.  fid.  poss.  auf 
Früchte"  nach  röm.,  französ.  und  Italien.  Gesetz  (S.  480 — 537). 
Oli  vieri  beschreibt  den  Inhalt  der  Torrensakte  betr.  Uebertragung 
des  Grundeigentums  (Südaustralien  1858)  mit  kurzen  geschicht- 
lichen und  rechtsvergleichenden  Betrachtungen  (S.  538 — 551). 
Bianchi  teilt  S.  552 — 566  Bemerkungen  über  Art.  135  Nr.  1 
Cod.  civ.  Ital.  mit  betr.  die  eheherrliche  Genehmigung  bei  teil- 
weiser Entmündigung  („inabilitazione"  im  Gegensatz  zu  „inter- 
dizione")  und  bei  Abwesenheit  des  Ehemanns.  Ausserdem  ent- 
hält der  Band  Mitteilungen  von  Castori  über  strafrechtliche 
Entscheidungen,  Litteraturanzeigen  und  S.  567  Nachricht  über 
die  im  Juni  1888  erfolgte  Konstituierung  einer  „Italien.  Gesell- 
schaft zur  Förderung  der  romanistischen  Studien"  (C.Bl.  VII,  364). 

Kleinfeller. 


IL  Rechtsgeschichte. 

Cogliolo,  P.  Storia  del  diritto  private  romano  (dalle 
origini  all'  impero).  Vol.  1.  Firenze,  Barbera.  1889. 
274  S.     2  1. 

Dieses  Buch  erscheint  als  6.  Teil  einer  Sammlung  kleinerer 
Lehrbücher  über  die  Zweige  der  Staatswissenschaft  und  zwar 
umfasst  das  vorliegende  1.  Bändchen  der  Geschichte  des  röm. 
Privat  R.  von  seinen  Anfängen  bis  zum  Kaisertum  nach  einer 
Einleitung  über  die  Entwickelung  der  geschichtlichen  Betrach- 
tung des  r.  R.  in  drei  Abschnitten  die  gesellschaftlichen  und 
staatlichen  Zustände  des  alten  Rom  (S.  19 — 127),  die  Rechts- 
quellen (S.  128 — 195)  und  die  Entwickelung   des  Zivilprozesses 
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bis  zur  Einführung  des  Formularverfahrens.  C.s  anregende 
Darstellung  beruht  auf  der  Ausnützung  aller  wissenschaftlichen 
Hilfsmittel:  der  Rechtsquellen  wie  der  Etymologie,  der  antiken 
Schriftsteller  wie  der  neueren,  insbesondere  der  deutschen  Lit- 
teratur.  In  wichtigeren  Fragen  teilt  C.  die  verschiedenen  Mei- 
nungen und  seine  Gründe  für  oder  wider  dieselben  mit.  Im 
einzelnen  ist  hervorzuheben  die  Erörterung  in  §.  1  über  die 
Entstehung  Roms  und  die  dabei  beteiligten  Volkselemente,  be- 
sonders über  das  etruskische  Element;  §.14  über  die  ursprüng- 
liche Einheit  von  öflFentlichem  und  Privat -R.  sowie  die  Be- 
ziehungen zwischen  diesen  beiden  Rechtsgebieten;  §.15  über 
die  Bedeutung  des  Gewohnheits-R. ,  welche  von  der  deutschen 
Schule  überschätzt  werde,  denn  die  Gewohnheit  schaffe  nur  That- 
sachen,  keine  Rechtsregeln,  diese  schaffe  vielmehr  das  Gesetz 
oder  der  Juristenstand;  §.  18  über  die  Juristen  der  republika- 
nischen Periode.  Der  3.  Abschnitt  beschränkt  sich  in  der  Haupt- 
sache auf  die  Entwicklung  des  Legisaktionenprozesses  und  die 
Untersuchung  des  Ursprunges  und  der  Bedeutung  der  einzelnen 
legisactiones.  Im  letzten  Paragraphen  ist  der  Uebergang  vom 
Legisaktionen-  zum  Formularverfahren  sowie  die  Bedeutung  der 
formulae  besprochen.  Wertvolle  Beilagen  bilden  die  in  der 
Einleitung  mitgeteilte  Uebersicht  über  die  wichtigsten  klassi- 
schen Schriftsteller  von  Ennius  bis  Paulus  Diaconus  mit  An- 
gabe der  Zeit  ihres  Wirkens  (S.  16,  17),  das  römische  Kalen- 
darium  (S.  18)  und  das  Verzeichnis  altertümlicher  Ausdrücke 
der  Zwölftafelgesetze  (S.  157—159).  Kleinfeller. 

Gasquy,  A.  1)  Ciceron  Jurisconsulte,  avec  une  table 
des  principaux  passages  relatifs  au  droit  con- 
tenus  dans  les  oeuvres  de  Ciceron.  Paris,  Thorin. 
1887.     304  S. 

—  2)  De  M.  TuUii  Ciceronis  pro  L.  Cornelio  Balbo  ora- 
tione  sive  de  civitatis  jure,  ex  Ciceronianis  Libris 
disseruit.     Ebd.  1886. 

Die  ungünstige  Beurteilung  Mommsens  war  nicht  genügend, 
Ciceros  Kredit  auf  die  Dauer  zu  untergraben,  vielmehr  scheint 
sie  in  Frankreich  einer  starken  Reaktion  zu  weichen,  wie  die 
Schriften  von  Gaston  Boissier  und  Armand  Gasquy  beweisen. 
Letzterer  schildert  Cicero  als  Juristen  und  Advokaten.  Auf 
seinen  künftigen  Beruf  bereitete  er  sich  durch  das  Studium  der 
Philosophie  und  des  R.  vor  und  Hess  sich  namentlich  von  dem 
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P.  M.  Scaevola  in  der  Wissenschaft  der  Gesetze  unterrichten, 
um  sodann  mit  dem  26.  Jahre  als  Anwalt  vor  Gericht  aufzu- 
treten. Nach  Aulus  Gellius  beabsichtigte  er  die  Ausarbeitung 
eines  Werkes  „de  iure  civili  in  artem  redigendo",  allein  wenn 
dieselbe  auch  unterblieb,  so  nimmt  G.  doch  an,  es  habe  Cicero 
seine  Ideen  über  diesen  Gegenstand  so  ausführlich  in  seinen 
verschiedenen  Schriften  entwickelt,  dass  es  nicht  unmöglich  sein 
sollte ,  sie  in  gewisser  Vollständigkeit  zusammenzustellen ,  und 
ein  Bild  zu  geben  von  dem,  was  Cicero  über  das  R.  und  seine 
Verbindung  mit  der  Philosophie  gedacht  und  geschrieben  hat. 
Da  G.  am  Schlüsse  seiner  Abhandlung  ein  genaues  und  wohl 
geordnetes  Verzeichnis  aller  Stellen  mitteilt,  worin  in  den  Cice- 
ronianischen  Schriften  vom  Zivil-R.  gehandelt  wird,  so  ist  es  zu 
bedauern,  dass  er  nicht  selber  sich  dieser  dankbaren  Arbeit 
unterzogen  hat.  Vorläufig  aber  schlug  er  einen  anderen  Weg 
ein  und  zeigt  uns  Cicero  inmitten  seiner  juristischen  Thätig- 
keit.  Hierfür  wählt  er  die  vier  Reden,  welche  zivilrechtliche 
Gegenstände  behandeln ,  Pro  Quinctio ,  Pro  Roscio  Comoedo, 
Pro  Caecina  und  Pro  Tullio.  Dieselben  werden  analysiert,  die 
Argumumente  Ciceros  und  seines  Gegners  geprüft  und  das  ganze 
Verfahren  ausschliesslich  und  anschaulich  geschildert.  G.  stellt 
Cicero  in  den  ersten  Rang  der  röm.  Juristen  und  sagt  von  ihm: 
„C'est  dans  ses  ecrits  que  nous  pouvons  le  mieux  comprendre 
ce  que  fut  veritablement  le  droit  ä  l'epoque  la  plus  feconde  et 
la  plus  glorieuse  de  Rome." 

Wenn  in  der  Schrift  Ciceron  Jurisconsulte  G.  Cicero  als 
vollendeten  Kenner  des  Zivil-R.  schildert,  so  sucht  er  dagegen 
in  der  zweiten  lateinisch  geschriebenen  Schrift  den  nämlichen 
Beweis  auch  für  das  Gebiet  des  öffentlichen  R.  zu  erbringen. 
Pompejus  hatte  dem  Spanier  Baibus  das  röm.  Bürger-R.  ge- 
schenkt, und  die  Gültigkeit  dieser  Naturalisation  wurde  später 
in  Frage  gestellt,  von  Cicero  aber  verteidigt.  G.  gibt  eine 
Analyse  der  Rede,  weist  die  Bedeutung  des  röm.  Bürger-R.  für 
die  damalige  Zeit  nach  und  prüft  die  Ciceronianischen  Argu- 
mente auf  ihren  Wert  und  ihre  Richtigkeit.  Von  Interesse  ist 
namentlich  seine  Untersuchung  über  den  Ausdruck  „fundus"  ut 
populus  fundus  fieret,  und  er  erklärt  denselben  durch  Herbei- 
ziehung der  Worte  foedus  und  fides,  welche  ihre  gemeinschaft- 
liche Wurzel  im  Sanskrit  haben,  wo  bandh  binden  bedeutet. 
Er  sagt  daher  „nobis  igitur  fundi  populi  videntur  fuisse  nihil 
aliud  quam  foederati,  qui  peculiaris  formae  foedere  leges  Ro- 
manas quasdam    adsciscere   solebant,   ut   eodem  jure  atque  po- 
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pulus  Komanus,  in  rebus  quidem  privatis,  uterentur  ac  fruerentur 
■et  aequis  conditionibus  cum  civibus  romanis  agerent." 

König. 

Poncins,  L.  de.  Les  cahiers  de  89  ou  les  vrais  prin- 
cipes  lib^raux.  2me  ed.  Paris,  Picard.  1887.  475  S. 
Bei  dem  Herannahen  des  Jahrestages  der  französ.  Revolution 
wirft  P.  die  Frage  auf,  ob  es  sich  der  Mühe  lohne,  eine  solche 
Feier  zu  veranstalten  und  in  welchem  Verhältnisse  die  Wünsche 
der  Väter  zu  den  wirklichen  Errungenschaften  der  Söhne  und 
Nachkommen  seien.  Um  dies  beurteilen  zu  können,  müssen  die 
damaligen  Bestrebungen  mit  den  wirklichen  und  dauerhaften 
Resultaten  verglichen  werden.  Wenn  die  Revolution  Gewissens- 
freiheit, Gleichheit  vor  dem  Gesetz,  individuelle  Freiheit  be- 
deute ,  so  seien  alle  Revolutionäre ,  bedeute  sie  aber  Missach- 
tung des  R.,  die  Verneinung  der  Pflicht  und  den  Sieg  der  Ge- 
walt, so  schliesse  kein  anständiger  Mensch  sich  ihr  an,  und  aus 
den  cahiers  von  1 789  gewinnt  er  die  Ueberzeugung,  dass  Frank- 
reich damals  nicht  die  letzte,  sondern  die  erste  Art  von  Revo- 
lutionen gewollt  habe.  Die  Constituante  dauerte  von  1789  bis 
1791 ;  was  Gutes  und  Schlimmes  während  dieser  Zeit  geschah, 
gehört  auf  ihre  Rechnung  und  das  Facit  ist  kein  günstiges. 
Gut  waren  die  Absichten,  aber  die  Erfahrung  fehlte  und  mit 
einem  Federstriche  glaubte  man  Sitten,  Gebräuche  und  An- 
schauungen ändern  und  an  Stelle  einer  zerstörten  Gesellschaft 
eine  neue  aufbauen  zu  können.  Gewöhnlich  haben  sich  die 
Handlungen  im  Gegensatz  befunden  zu  den  proklamierten  Grund- 
sätzen. P.  schildert  sodann  die  früheren  Zustände  unter  dem 
Königtum  mit  ihren  Licht-  und  Schattenseiten.  An  die  Stelle 
der  früheren  Grundlage  Dieu  et  Roi  trat  die  neue  Devise  Li- 
berte ,  Egalite ,  Fraternite ,  und  die  vergleichende  Prüfung  fällt 
nicht  zu  gunsten  der  letzteren  aus.  Der  Verf.  tritt  nun  seinem 
eigentlichen  Thema  näher,  schildert  die  verbesserte  Rechtsstel- 
lung der  Protestanten,  die  freie  Presse,  die  Berufung  der  Etats 
göneraux,  die  Entwerfung  der  Cahiers  mit  den  Instruktionen 
und  die  Wahlen.  In  Bd.  II  S.  220  haben  wir  das  Buch  von 
Desjardins  angezeigt,  welches  die  Cahiers  von  1789  mit  Rück- 
sicht auf  die  Strafgesetzgebung  und  Strafrechtspflege  besprochen. 
P.  beschränkt  sich  nicht  auf  einen  einzelnen  Gegenstand,  sondern 
beutet  die  Cahiers  mehr  nach  allgemeinen  politischen  und  national- 
ökonomischen Gesichtspunkten  aus.  Sein  Buch  hat  einen  wei- 
teren Horizont,  aber  geringere  Tiefe.     Es  zerfällt  in  11  Kapitel, 
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deren  Inhalt  folgende  Ueberschriften  andeuten:  1.  Le  mouve- 
ment  et  les  elections  de  89;  2.  mandat  imperatif ;  3.  Constitution 
etats  generaux,  vote  par  töte ;  4.  egalite,  privileges,  droits  feodaux ; 
5.  liberte  —  individuelle,  de  conscience,  de  la  presse ;  6.  religion 
et  clerge  (benefices,  residence,  biens  du  clerge,  monastöres, 
questions  accessoires) ;  7.  impots;  8.  administration ;  9.  justice; 
10.  agriculture,  industrie;  11.  resume  general  des  cahiers; 
pieces  justificatives.  Behufs  Abfassung  der  Instruktionen  konnten 
die  drei  Stände  gemeinsam  oder  getrennt  verhandeln,  letzteres 
war  jedoch  die  Regel;  dessenungeachtet  findet  sich  beinahe 
überall  freundliches  Zusammenwirken  und  Uebereinstimmung  der 
"Wünsche,  loyales  Entgegenkommen  von  seiten  des  Adels  und 
Mässigung  von  Seiten  des  tiers  etat.  Die  meisten  Cahiers  sind 
sehr  sorgfältig  ausgearbeitet  und  in  den  Kommissionen  sassen 
meistens  diejenigen  Mitglieder,  welche  später  zu  Deputierten  er- 
nannt wurden.  Sie  beginnen  gewöhnlich  mit  einem  Dank  gegen 
den  König  für  die  Berufung  und  dem  Wunsche  nach  einer  das 
ganze  Staatswesen  umfassenden  Konstitution.  Die  Gesetze  sollen 
von  der  Nation  und  dem  König  gemacht  werden,  die  Sanktion, 
Veröffentlichung  und  Vollziehung  dagegen  dem  Könige  aus- 
schliesslich verbleiben,  die  Bewilligung  der  Bauern  dagegen  der 
durch  die  Etats  generaux  vertretenen  Nation  vorbehalten  sein. 
Verschieden  sind  die  Wünsche  mit  bezug  auf  Diäten  und  An- 
nahme von  Pensionen  von  Deputierten,  die  Anzahl  und  Dauer 
der  Versammlungen,  die  Art  der  Abstimmung,  ob  nachständen 
oder  nach  Köpfen,  indessen  treten  diese  Verschiedenheiten  in 
den  Cahiers  weit  weniger  heftig  hervor  als  später  in  der  Ver- 
sammlung selbst.  Ein  lehrreiches  Kapitel  ist  den  Privilegien 
und  Feudal-R.  gewidmet;  auf  die  ersteren  war  der  Adel  zu 
verzichten  bereit,  während  der  tiers  etat  sich  bereit  finden  Hess, 
für  die  letzteren  den  Grund  der  Entschädigung  anzuerkennen ; 
hieran  schliesst  sich  ein  Exkurs  über  die  Entstehung  dieser  R, 
Neben  den  Privilegien  des  Adels  bestanden  auch  solche  der 
Städte,  Korporationen  und  Bezirke  und  in  allen  Cahiers  findet 
sich  daher  der  Satz:  „que  tous  privileges  et  exemptions  seront 
declares  contraires  ä  une  bonne  Constitution;  qu'ainsi  donc  au- 
cun  Corps  de  l'etat,  aucune  province,  ville  ou  Corporation,  ne 
seront  admises  a  opposer  un  priviUge  particulier  pour  se  sous- 
traire  ä  une  loi  deliberee  et  consentie  par  les  E.  g."  In  dem 
Kapitel  liberte  wird  unterschieden  zwischen  liberte  individuelle, 
de  conscience  und  de  la  presse;  allein  vielfach  wurde  die  ega- 
lite  mit  der   liberte   verwechselt   und  daher   die   Entwicklung 
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und  Ausbildung  der  letzteren  verhindert.  Sehr  energische  Pro- 
teste finden  sich  überall  gegen  ungesetzliche  Beraubung  der 
Freiheit,  „he  bien  le  plus  precieux  du  citoyen  etant  sa  liberte, 
tout  acte  qui  peut  Ten  priver,  sans  que  cette  peine  ait  ete  pro- 
noncöe  par  son  juge  naturel,  est  absolument  contraire  au  droit 
naturel  et  au  droit  positif."  Die  lettres  de  cachet  sollen,  wenn 
nicht  ganz  abgeschafft ,  so  doch  auf  wenige ,  genau  bestimmte 
Fälle  beschränkt  werden  (S.  128  f.).  Ebenso  entschieden  wird 
Schutz  des  Briefgeheimnisses  gefordert  und  die  Möglichkeit,  gegen 
Kaution  der  Haft  entlassen  werden  zu  können.  Der  Klerus  ver- 
langt Abschaffung  der  Sklaverei.  Weniger  Enthusiasmus  zeigen 
die  Cahiers  für  die  Religionsfreiheit  und  von  keiner  Seite  wird 
Ausdehnung  derselben  auf  Nichtchristen  verlangt  oder  befür- 
wortet. Der  Pressfreiheit  trat  der  Klerus  misstrauisch  entgegen, 
doch  wird  allgemeine  Aufhebung  der  Zensur  gefordert.  Nach- 
dem die  Cahiers  sich  über  die  Grundlagen  der  künftigen  Staats- 
ordnung ausgesprochen  haben,  wenden  sie  sich  zu  der  Reform 
der  zeitlichen  Verhältnisse  des  Klerus,  die  Finanzwirtschaft,  Ver- 
waltung, Justiz,  Landwirtschaft  und  Industrie.  Mit  bezug  auf 
Religion  und  Klerus  spricht  der  tiers  etat  von  Auxerre  und  der 
Adel  der  Pouraine  nach  der  Ansicht  P.s  die  allgemeine  Meinung 
der  französ.  Nation  aus.  Der  erste  sagt:  „Sa  Majeste  sera 
suppliee  de  continuer  sa  royale  protection  k  la  religion  catho- 
lique,  et  de  la  defendre  contre  les  atteintes  que  la  nouvelle 
Philosophie  necesse  de  lui  porter**,  und  die  Noblesse  der  Pou- 
raine fügt  bei :  „il  serait  ä  desirer  que  les  etats  generaux  s'oc- 
cupassent  des  moyens  d'etablir  les  reformes  propres  ä  rappeler 
l'ordre  et  la  regularite  dans  toutes  les  classes  de  la  hierarchie 
ecclösiastique ,  consideree  seulement  comme  faisant  partie  du 
Corps  politique**  (157  f.).  Bittere  Klagen  werden  erhoben  über 
Missbräuche  in  Verwendung  der  kirchlichen  Güter,  die  Ab- 
wesenheit der  Bischöfe  aus  ihren  Diözesen  und  selbst  der  Klerus 
beschwert  sich  über  die  infinite  d'abus  et  la  tolörance  inexecu- 
sable  des  personnes  preposees  pour  y  veiller  (Aix,  Clerge),  und 
spricht  von  dem  etat  döplorable  oü  la  röligion  est  tombee  dans 
l'espace  de  moins  d'un  demi  siöcle.  Ebenfalls  vom  Klerus  wer- 
den Konzilien  gewünscht  von  8  zu  3  Jahren  und  damit  erklärte 
sich  auch  der  tiers  ötat  einverstanden.  Uneinigkeit  herrschte 
dagegen  über  die  Institution  der  Klöster  und  den  Verkauf  der 
Kirchengüter;  daneben  wird  Verminderung  der  Feiertage,  Ab- 
schaffung der  kostspieligen  Rekurse  nach  Rom  und  grössere 
Unabhängigkeit   vom    heiligen   Stuhl   gewünscht.     Von   wesent- 


286     Cenfcralblatt  für  Rechtswissenschaft  (1889).  VIII.  Bd.  8.  Heft. 

lichem  Interesse  ist  das  Kapitel  über  die  Steuern  und  Abgaben. 
Dieselben  sollten  auf  eine  gerechtere  Art  verteilt  und  nur  auf 
eine  bestimmte  Zeit  bewilligt  werden.  In  der  Verwaltung  wird 
allgemein  grössere  Selbständigkeit  und  Decentralisation  gewünscht. 
In  der  Rechtspflege  richten  sich  die  Cahiers  gegen  die  Ausnahme- 
gerichte; das  R.  soll  erreichbar  sein,  niemand  soll  dem  ordent- 
lichen Richter  entzogen,  die  zu  beurteilenden  Fälle  zum  voraus 
bekannt  gemacht  und  die  Urteile  motiviert  werden;  auch  die 
Jury  findet  Raum  unter  den  Wünschen.  Mit  bezug  auf  die 
Landwirtschaft  enthalten  die  Cahiers  mehr  phrases  sonores  als 
praktische  Vorschläge;  es  wird  verlangt  Teilung  des  Grund- 
besitzes, lange  Pachtverträge,  Freiheit  des  Handels,  gleiches  Mass 
und  Gewicht  und  strengere  Gesetze  gegen  zahlungsflüchtige 
Schuldner.  Das  11.  Kapitel  ist  einem  Rückblick  gewidmet  und 
nicht  ohne  Interesse  wird  man  die  Erörterung  lesen  über  die 
Frage,  was  die  Freiheit  1789  gewesen  und  was  sie  jetzt  sei. 
Der  Anhang  enthält  einige  interessante  Exkurse  über  die  Feudal-R. 
im  allgemeinen  und  diejenigen  der  Provinz  du  Forez  im  beson- 
deren ;  ferner  über  die  Teilung  des  Grundbesitzes,  die  Pachtzinse 
und  den  Wert  des  Getreides.  Vollständig  mitgeteilt  werden  end- 
lich die  Cahiers  von  Lyon  und  der  Provinz  du  Forez.  Den 
Schluss  bildet  eine  note  bibliographique  sur  les  cahiers  de 
89,  wobei  das  Buch  von  Desjardins  und  dasjenige  von  Tholin 
„Cahiers  et  doleances  du  tiers  etat  du  pays  d' Agenais  aux  etats 
generaux"  (Paris,  Picard  1885)  vermisst  wird.  König. 


III.  Privatrecht. 

Land,  N.  K.  F.     Verklaring   van   het  Burgerlyk  Wet- 
boek.      Erste   Deel.     Haarlem,   Erven    F.    Bohn.      1889. 
542  S. 
Unter   obigem  Titel   beabsichtigt    der  Verf. ,   Professor    des 
Zivil-R.  in  Groningen,  eine  Erläuterung  des  niederl.  bürgerlichen 
Gesetzbuches  zu  geben.     Das  Werk  wird   drei  Bände   umfassen, 
welche  innerhalb  vier  Jahren  erscheinen   sollen.    Der  erste  Band 
erörtert  das  Personen-  und  Familien-R. ,    einschliesslich    des  Fa- 
miliengüter-R. ,   d.  h.  den  Inhalt   des  I.  Buches   unseres  Gesetz- 
buches,   mit  Hinzufügung    der  Lehre  von   den  juristischen  Per- 
sonen, die  im  Gesetze  in  wenig   systematischer  Weise  behandelt 
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ist.  Abgesehen  von  dieser  Abweichung  hält  Verf.  im  ganzen 
die  Reihenfolge  der  Gesetzesparagraphen  ein.  Die  Nachteile  des 
„Kommentars*  sind  jedoch  vermieden.  Zweck  des  Verf.  ist:  die 
Prinzipien  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  zu  entwickeln.  Er 
richtet  sein  Ziel  einerseits  auf  den  Anfänger,  will  jedoch  an- 
dererseits auch  der  Praxis  dienen.  Zwar  nicht  durch  Bespre- 
chung der  unzähligen  Kontroversen  ,  wozu  das  jetzt  50jährige 
Gesetzbuch  Veranlassung  gegeben  hat  —  in  den  ausführlichen 
Werken  von  Diephuis  und  Opzoomer  findet  sich  darüber  aus- 
reichende Orientierung  —  sondern  vielmehr  durch  Feststellung 
der  leitenden  Prinzipien.  Vollständige  Litteraturübersichten 
konnten  aus  demselben  Grunde  unterbleiben.  Historische  For- 
schung steht  nicht  im  Vordergrund,  wird  jedoch  gehörig  ge- 
würdigt und  in  ihren  Ergebnissen  verwertet.  Endlich  fehlt  auch 
nicht  die  Kritik  des  Gesetzes,  welche  sich  dem  Entwurf  des 
I.  Buches  (s.  C.Bl.  VII,  64)  anschliesst.  —  Die  Durchführung- 
der  Aufgabe  darf  im  ganzen  als  gelungen  bezeichnet  werden. 
Der  Stil  ist  knapp  gehalten ,  die  Darstellung  durchaus  selb- 
ständig.    Mancher  Gegenstand  erhält  eine  neue  Beleuchtung. 

Drucker. 

May,  H.  W.    A  Treatise  on  the  Statutes  of  Elizabeth 
against  Frandulent   conveyames;   The  Bills  of 
Säle  Acts  1878.     1882  and   the  Law  of  voluntary 
Dispositions  of  Property.     Second  Ed.  by  S.  W.  Wor- 
thington.    London,  Stevens  &  Haynes  1887.     LXXV  und 
647  S.     30  sh. 
Die  erste  Auflage  dieses  Buches  erschien  1871  und  die  seit- 
her erschienenen:    „Bills  of  Säle  Acts",    „The  married  Women's 
Property  Act"  und  „The  Bankruptey  Act"  machten  die  neue  Auf- 
lage notwendig,  welche  unter  den  Händen  des  Herausgebers  zu 
einem  neuen  Buche  geworden  ist,  zu  einem  neuen  Gebäude  auf 
den    alten    Fundamenten.     Unter    der   Regierung   der    Königin 
Elisabeth  wurden  zwei  Gesetze  erlassen  gegen  betrügerische  Ver- 
handlungen zum  Nachteil  der  Gläubiger  und  zum  Schutze  gut- 
gläubiger Käufer.     Das  ältere  von  1570  wird  citiert  als  Statute 
13  Eliz.  c.  5  und   das  jüngere   von    1585    als  Statute   27   Eliz. 
c.  4.     Beide    Gesetze  sind   seit   mehr   als  300  Jahren   in  Kraft 
und  Gegenstand  wissenschaftlicher  und  gerichtlicher  Erörterungen 
und  Auslegungen.    Auch  in  einer  Anzahl  von  Staaten  Amerikas 
sind  sie  noch  jetzt   mit   geringen  Veränderungen  in  Kraft;   ob- 
gleich die  Auslegung   in  beiden  Ländern  eine  abweichende  ist. 
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Das  Gesetz  von  1570  hat  keinen  direkten  Bezug  auf  den  Konkurs 
eines  Schuldners  und  kommt  daher  auch  neben  der  seither  er- 
lassenen Bankruptey  Act  zur  Anwendung,  und  es  können  Rechts- 
geschäfte nach  dem  Statute  13  Eliz.  gültig  abgeschlossen  und 
dessenungeachtet  nach  der  Bankruptey  Act  nichtig  sein,  nicht 
aber  umgekehrt.  Namentlich  kann  nach  dem  älteren  Gesetze 
ein  Kauf  nicht  angegriffen  werden,  welcher  von  dem  Käufer 
bona  fide  und  unter  Leistung  eines  Gegenwertes  abgeschlossen 
worden  ist,  während  diese  Thatsache  allein  die  Anwendung  der 
Bankruptey  Act  nicht  abzuwenden  vermöchte.  Daran  schliesst 
sich  ein  IV.  Teil,  eine  allseitige  Erörterung  des  englischen  Be- 
griffes der  Konsideration,  für  welchen  es  in  der  deutschen 
Rechtsprache  an  einem  vollkommen  entsprechenden  Ausdruck 
fehlt.  Die  Bestimmungen  der  Bankruptey  Act  fanden  eine  Er- 
gänzung in  den  Bills  of  Sales  Acts  von  1878  und  1882,  welche 
.sich  auf  Veräusserungsgeschäfte  beziehen,  wobei  der  veräusserte 
Gegenstand  dem  Käufer  nicht  übergeben  wird,  sondern  in  den 
Händen  des  Verkäufers  verbleibt. 

Auch  in  der  Married  Women's  Property  Act,  1882,  finden 
sich  diese  Grundsätze  wieder,  indem  gegenüber  dem  Gläubiger 
Rechtsgeschäfte,  welche  von  einer  Frau  abgeschlossen  worden 
sind,  dann  nichtig  sind,  wenn  sie  von  einem  Mann  nicht  gültig 
hätten  abgeschlossen  werden  können.  Endlich  können  die  Inter- 
essen der  Gläubiger  auch  durch  Verfügungen  verletzt  werden, 
welche  nicht  unter  die  Statutes  of  Elizabeth  fallen,  z.  B.  durch 
Schenkungen.  Alle  diese  Gesetze  und  die  darauf  gegründete 
Praxis  finden  in  diesem  Buche  eine  ausführliche,  gründliche  und 
vielfach  recht  lichtvolle  Bearbeitung ,  wobei  ca.  1600  Fälle  Be- 
rücksichtigung finden. 

In  einem  Anhange  werden  die  beiden  Statutes  of  Eliz.  und 
die  beiden  Bills  of  Säle  Act  von  1878  und  1882  abgedruckt  und 
einige  noch  ungedruckte  Fälle  aus  den  Coxe  and  Melmoth  mss. 
aus  den  Jahren  1709 — 1733  mitgeteilt.  Auch  bei  diesem  Buche 
ist  die  äussere  Ausstattung  vorzüglich.  König. 

Gouillouard,  L.    Traite  du  contrat  de  mariage.    Vol.  III, 

Art.  1441—1539.   Vol.  IV.  Art.   1540—1581.     Paris,   Pe- 

done-Lauriel.     1887  u.  1888.     587  u.  557  S.     16  Fr. 

Die  vorliegenden  Bände  des  C.Bl.  VI,  19  angeführten  Werkes 

haben  den  Schluss  der  communaute  legale,  die  Verträge,  durch 

welche    dieselbe    modifiziert    wird    und    das    regime   dotal    zum 

Gegenstande.     Alle  Vorzüge  der  ersten  Bände  finden  sich  auch 
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bei   den   letzten    wieder;  vollständige  Beherrschung   des  Stoffes, 
der  Litteratur  und    der  Rechtsprechung,    gründliche   und    doch 
elegante    Behandlung    der    einzelnen    Fragen    und  Kontroversen 
ohne  Weitschweifigkeit,  und  scharfe  und  genaue  Begriffsbestim- 
mungen.     Zu    Heranziehung    auswärtiger    Gesetzgebungen    und 
Exkursionen  in  das  Gebiet  der  vergleichenden  Rechtswissenschaft 
findet  sich  naturgemäss  wenig  Gelegenheit.     Der  III.  Band  setzt 
in  seinem  ersten  Teile    die    in    den    beiden    früheren  begonnene 
Auseinandersetzung  der  communaute  legale  fort  und  handelt  in 
den  Kapiteln  IV — VII  von   der  Aufhebung   und   Ausschlagung 
derselben   und    ihren  Folgen.     In   einem  Anhang  wird  der  Fall 
erörtert,  wo  einer  der  Ehegatten  oder  beide  Kinder  aus  früherer 
Ehe   haben.     Allen    diesen  Gegenständen  werden   besondere  Ab- 
schnitte gewidmet.     So  werden  im  Kapitel  IV,  welches  von  der 
Aufhebung    und    der  Ausschlagung    der  Gemeinschaft    handelt, 
zuerst  die  allgemeinen  Grundsätze  erörtert,    welche  dabei  Platz 
greifen ,    mit    besonderer  Rücksicht   auf  das  alte  R. ,   wenn    der 
überlebende  Ehegatte  die  Aufnahme  eines  Inventars  unterlassen 
hat,  und  die  besonderen,  welche  bei  der  gerichtlichen  Vermögens- 
trennung   zur  Anwendung    kommen ,    die  Voraussetzungen ,    die 
Veröffentlichung  des  Urteiles  und  die  Gründe  ihrer  Aufhebung. 
Kapitel   V   handelt    von    der   Annahme    und  Ausschlagung    der 
communaute.     Nach  Auflösung   derselben  kann    die  Witwe    sie 
annehmen  oder  ausschlagen,   wie   dies   schon   nach   dem  ancien 
droit  der  Fall  war.     Anfänglich    stund  dieses  R.  nur  den  Edel- 
frauen  zu,    nicht  auch  den  roturieres,  wie  sich  aus  dem  Grand 
Coutumier  ergibt.     Die  ancienne  Coutume  de  Paris  anerkannte 
es  dagegen  auch  für  die  letzteren,  und  die  Parlamente  dehnten 
es  auch  auf  die  Erben  der  Frau  aus.     Von  der  Frau  wurde  an- 
fänglich  verlangt,    dass   sie   der  Beerdigung   ihres  Mannes   bei- 
wohne und  auf  dem  Grabe  Schlüssel,  Gürtel  und  Börse  nieder- 
lege: Elle  jetait  ses  clefs,  sagt  Lauri^re ,  pour  marquer  qu'elle 
n'avait  plus  l'administration  des  biens  qui  avaient  ^te  communs, 
et  qu'elle  en  abandonnait   la  part  qu'elle  y   avait,    car   comme 
dit  TertuUien,  Officium  matrisfamilias  regere  loculos,    custodire 
claves.     Et  eile  jetait  la  ceinture  avec  sa  bourse  pour  marquer 
qu'elle  ne  retenait  rien  des  biens  communs ;  et  anciennement  les 
femmes  ne  portaient  pas  seulement  leur  argent  dans  leurs  bour- 
868  f   mais   aussi   dans   leurs  ceintures.     Dieses  R.  ging  auch  in 
den  Code  civil  über.     In  besonderen  Sektionen  bespricht  sodann 
G.  die  Annahme  und  Ausschlagung  der  communaute,  Form,  Zeit 
und  Widerruf  derselben,  sowie  die  besonderen  Ansprüche,  welche 
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der  Witwe  nach  Auflösung  der  com.  zustehen,  frais  de  deuil, 
de  nourriture  und  habitation.  In  Kapitel  VI  werden  nun  die 
Wirkungen  der  Annahme  erörtert,  Bildung  der  Masse,  Teilung 
und  Verheimlichung  von  Vermögensgegenständen,  welche  zur 
Masse  gehören,  die  R.  der  Gläubiger  und  die  Verteilung  der 
Schulden  auf  die  Ehegatten.  Endlich  hat  Kapitel  VII  die  Wir- 
kungen der  Ausschlagung  zum  Gegenstande. 

Mit  S.  323  beginnt  die  3.  Abteilung  des  Werkes,  welche 
von  der  vertragsmässigen  Gemeinschaft  handelt,  und  den  Kon- 
ventionen, welche  dieselbe  abändern  oder  ganz  ausschliessen 
können.  Zu  der  modifizierten  oder  beschränkten  communaute 
gehört  diejenige  reduite  aux  acquets,  und  diejenige,  welche  das 
Mobiliar  ganz  oder  teilweise  ausschliesst.  Einen  solchen  Ver- 
trag nennt  das  franz.  R.  Convention  de  realisation.  In  dem- 
selben werden  die  Ausdrücke  reel  und  immobilier  oft  mit  ein- 
ander verwechselt  und  aus  diesem  Grunde  sagt  Colmet  de  Santerre 
werde  eine  Thatsache  realisation  genannt,  die  besser  mit  im- 
mobilisation  bezeichnet  würde.  Selbst  das  Dictionnaire  de  l'Aca- 
demie  definirt  noch  droits  reels  als  „ceux  qui  ont  rapport  ä  des 
immeubles" ;  auch  bei  Littre  findet  sich  die  nämliche  Definition 
„tellement  cette  confusion,  sagt  G.  est  entree  dans  notre  langage'' 
(S.  390).  Den  Gegensatz  zu  dieser  Modifikation,  wonach  Mo- 
bilien  von  der  Gemeinschaft  ausgeschlossen  werden ,  bildet  die 
clause  d'ameublissement,  wodurch  die  Ehegatten  oder  einer  von 
ihnen  ihre  gegenwärtigen  oder  zukünftigen  Liegenschaften  ganz 
oder  teilweise  in  die  Gemeinschaft  eintreten  lassen.  Andere  Ab- 
reden bewirken,  dass  die  Schulden  nicht  gemeinschaftlich  werden, 
dass  die  Ehefrau  ihr  Zugebrachtes  ungeschmälert  zurücknehmen 
kann,  dass  dem  überlebenden  Ehegatten  im  voraus  zugesichert 
wird;  oder  es  können  den  Ehegatten  an  der  Gemeinschaft  un- 
gleiche R.  eingeräumt,  oder  die  Gesamtheit  dem  Ueberlebenden 
zugesprochen  werden.  Endlich  kann  die  Verabredung  auch  da- 
hin gehen,  dass  das  ganze  Vermögen  der  Ehegatten  gemein- 
schaftlich gemacht  wird,  somit  eine  vollständige  Gütergemein- 
schaft entsteht. 

Das  II.  Kapitel  der  3.  Abteilung  handelt  von  den  Verein- 
barungen, welche  die  Gemeinschaft  ausschliessen  und  die  franz. 
Autoren  tadeln  mit  R. ,  dass  unter  dem  Abschnitt  der  com. 
legale  die  güterrechtlichen  Systeme  behandelt  werden,  welche  das 
Gegenteil  der  communaute  sind,  nämlich  die  Konventionen,  welche 
dieselbe  ausschliessen  und  diejenigen,  welche  Gütertrennung  ver- 
einbaren.    Damit  schliesst  der  III.  Band. 
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Der  IV.  und  letzte  Band  ist  dem  regime  dotal  gewidmet 
mit  seinen  feinen  Modifikationen  und  seinem  reichen  Detail  und 
schliesst  sich  würdig  den  vorhergehenden  Bänden  an.     König. 


Illa.  Entwurf  eines  bürgerlichen  Gesetzbuches. 

Meischeider,  E.  Die  alten  Streitfragen  gegenüber  dem 
Entwürfe  eines  bürgerlichen  Gesetzbuches  für  das 
Deutsche  Reich.  (Beiträge  zur  Erläuterung  und  Be- 
urteilung des  Entw.  eines  bürgerl.  G.B.  für  das  Deutsche 
Reich.  3.  Heft.)  Berlin  und  Leipzig,  Guttentag.  1889. 
2  M.  40  Pf. 
Aus  Rücksicht  auf  den  Plan  der  „Beiträge*  sind  nur  einige 
alte  Streitfragen  (meist  solche  allgemeinerer  Natur)  behandelt. 
^Der  Standpunkt  des  Verf.  ist  der  des  Praktikers.**  Dem  ent- 
spricht die  Prüfung  der  Sätze  des  Entwurfs  „auf  ihre  Brauch- 
barkeit für  die  Rechtsfindung" ,  ferner  die  Unparteilichkeit  der 
Berichterstattung,  welche  grundsätzlich  alle  Entscheidungen  der 
„zum  Spruche  vorbereiteten  Fragen"  unangefochten  lässt  und 
nur  die  „ausserhalb  des  heutigen  Standes  der  Wissenschaft  und 
der  Rechtsprechung  gewonnenen  Erzeugnisse"  auf  Uebereinstim- 
mung  mit  dem  bisherigen  R.  und  auf  ihre  Zweckmässigkeit 
prüft,  endlich  das  Widerstreben  gegen  überflüssige  Bestandteile 
des  Entwurfs  (S.  5,  33,  34  —  andererseits  sind  auch  Lücken 
erwähnt  S.  67,  74).  Dass  die  Erleichterung  der  Rechtsfindung 
höheren  Zielen  weichen  muss,  ist  übrigens  anerkannt  (S.  71,  72). 
Der  Inhalt  des  Entwurfs  wird  mehrfach  gelobt  (S.  44,  69),  der  Vor- 
wurf unzureichender  Rücksicht  auf  den  germanistischen  Rechts- 
stoff abgelehnt  (S.  96).  Scharfen  Tadel  finden  die  Behandlung 
des  Irrtums  und  des  Besitzes  (S.  22  ff.,  76  ff.,  vgl.  auch  S.  84). 
Vom  einzelnen  geht  der  Verf.  mehrfach  auf  allgemeinere  Grund- 
sätze über,  welche  er  teils  für  erschüttert  (S.  19,  38,  73,  86), 
teils  für  bestätigt  (S.  29,  70,  95),  teils  für  zweifelhaft  geblieben 
hält  (S.  45).  Die  Volkstümlichkeit  der  Sprache  hält  er  für 
unerreichbar  und  erwartet  sogar  von  dem  hart  angefochtenen 
„ordentlichen  Hausvater",  dass  er  „seine  Schuldigkeit  thun  wird" 
(S.  34).  Trotzdem  meint  er,  dass  der  Entwurf  selbst  für  einen 
juristisch  geschulten  Durchnittsmenschen  „Rätselspiele"  aufgibt 
(S.  14,  17,  46,  48,  53,  65,  93,  98).  Leonhard. 
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CrOldschmidt,  L.  Kritische  Erörterungen  zum  Entwurf 
eines  bürgerlichen  Gesetzbuches.  1.  Heft.  Leipzig, 
Duncker  &  Humblot.     208  S.     4  M. 

Diese  dem  Prof.  Rud.  v.  Ihering  gewidmete  Schrift  behandelt 
in  vier  Kapiteln  die  Sprache  des  Entwurfs,  die  lehrhaften  Ab- 
straktionen und  Distinktionen,  die  lehrhaften  Folgesätze  und  die 
Kuriositäten.  Am  Schlüsse  befindet  sich  ein  Verzeichnis  der  er- 
örterten Gesetzesstellen.  Der  Verf.  geht  von  der  Ansicht  aus, 
dass  die  Erhebung  des  Entwurfs,  wie  er  vorliegt,  zum  Gesetze 
ein  nationales  Unglück  wäre,  freilich  ein  noch  grösseres,  wenn 
die  geplante  Rechtseinheit  überhaupt  nicht  zustande  kommen 
sollte.  Anknüpfend  an  die  abfällige  bekannte  Kritik  Gierkes 
gelangt  auch  der  Verf.  vorliegender  Schrift  zunächst  zu  dem 
Ergebnis,  dass  die  Sprache  des  Entwurfes  sowohl  juristische 
Präcisionen  als  auch  Gemeinverständlichkeit  vermissen  lasse,  dass 
der  Geist  der  Sprache  in  einer  Weise  misshandelt  worden,  wie 
es  selbst  in  den  juristischen  Sprachdenkmälern  früherer  Zeit  nie- 
mals geschehen  ist  (S.  39),  ja  dass  das  Streben  des  Entwurfs 
nach  Gemeinverständlichkeit  ein  völliges  Fiasko  erlitten;  dies 
wird  in  einer  Reihe  von  Beispielen  zu  beweisen  versucht  und  in 
einzelnen  Fällen  eine  eigene  korrektere  Fassung  vorgeschlagen. 
Durch  das  Bestreben,  seine  Normen  so  zu  fassen,  dass  durch  die- 
selben alle,  auch  die  entferntesten  Möglichkeiten  gedeckt  würden, 
habe  der  Entwurf  Unklarheiten  und  wahre  Satzungetüme  hervor- 
gebracht, so  Sätze  mit  nicht  weniger  als  sechs  Nebensätzen  und 
mit  106,  ja  sogar  mit  115  Wörtern. 

In  dem  zweiten  Kapitel  werden  diejenigen  gesetzlichen  Be- 
stimmungen einer  näheren  Erörterung  unterzogen,  in  denen  der 
Verf.  nur  „lehrhafte  doktrinäre  Abstraktionen  und 
Distinktionen"  zu  finden  glaubt.  Als  solche  werden  gleich 
die  beiden  erste  Sätze  des  Entwurfs  bezeichnet,  ferner  der  Titel 
über  Verwandtschaft  und  Schwägerschaft,  sodann  ausser  anderen 
Paragraphen  insbesondere  §§.  73,  140,  144,  154  und  sowie  eine 
Reihe  von  Bestimmungen  im  Obligationen-R. ,  nicht  minder  der 
zehnte  Abschnitt  über  den  Beweis,  der  nur  paragraphierte  Aus- 
führungen der  Lehrbücher  enthalte.  Diese  doktrinäre  Steigerung 
habe  eine  Reihe  von  Definitionen  erzeugt,  über  die  gar  kein 
Streit  herrsche,  die  also  aus  einem  Gesetzbuche  hätten  fern  bleiben 
können ,  so  die  Definition  der  Schenkung ,  des  Darlehens ,  des 
Kaufes,  des  Tausches,  der  Miete  und  Pacht,  des  Dienstvertrages 
u.  a.  Auch  das  dritte  Buch  „Sachen-R."  beginne  mit  einer 
Reihe    von   Sätzen,    welche    unmittelbar    einem  Lehrbuche    ent- 
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nommen  zu  sein  schienen,  wie  dies  auch  von  einzelnen  besonders 
hervorgehobenen  Bestimmungen  des  Familien-  und  Erb-R.  gelte. 
Wie  tief  der  Entwurf  im  Doktrinarismus  stecke,  das  wird  besonders 
im  dritten  Kapitel  zu  zeigen  gesucht,  in  welchem  der  Verf. 
eine  grosse  Reihe  von  gesetzlichen  Bestimmungen  behandelt,  die 
nach  seiner  Ansicht  nichts  enthalten  als  höchst  einfache  und 
darum  schwer  zu  verfehlende  Folgerungen  aus  allgemeinen 
Grundsätzen.  Es  sei  hierdurch  die  Durchsichtigkeit  und  lieber- 
sichtlichkeit  des  Gesetzes  auf  das  schwerste  gestört  (S.  121)  und 
die  Freiheit  der  Forschung  verkümmert. 

Das  vierte  (Schluss-)Kapitel  endlich  beschäftigt  sich  mit 
einer  Anzahl  von  Bestimmungen,  deren  Aufnahme  in  das  Gesetz- 
buch nach  des  Verf.  Ansicht  durch  nichts  gerechtfertigt  werden 
könne,  und  die  er  lediglich  als  „Kuriositäten"  bezeichnet.  Als 
solche  erscheine  zunächst  eine  Gruppe  von  Vorschriften,  welche 
lediglich  allgemeine  Naturwahrheiten  aussprächen,  aber  auch 
umgekehrt  etwas  thatsächlich  geradezu  Unmögliches  statuierten. 
Eine  zweite  Gruppe  stelle  reine  Wiederholungen  und  Tautologien 
dar;  eine  dritte  Gruppe  trage  einen  durchaus  instruktionellen 
Charakter,  gehöre  also  nicht  in  ein  Gesetzbuch.  Der  Entwurf 
enthalte  aber  auch  eine  Anzahl  von  Bestimmungen,  in  denen 
er  juristische  Erscheinungen  zu  konstruieren  und  zu  qualifizieren, 
zu  motivieren  und  zu  kategorisieren  suche.  Den  Gipfel  des 
Theoretisierens  erreichten  die  §§.  521,  536,  543,  574,  628.  Am 
Ende  der  Abhandlung  beantwortet  noch  der  Verf.  die  Frage, 
was  nun  werden  sollte  und  zwar  dahin,  dass  ein  einzelnes  Mit- 
glied der  höchsten  Justizbehörde  mit  der  Umformung  des  vor- 
liegenden Entwurfs  betraut,  dass  dann  die  redigierte  Arbeit 
zunächst  der  öffentlichen  Kritik  übergeben  und  nach  etwa  zwei 
Jahren  durch  eine  aus  Juristen  und  Männern  des  praktischen 
Lebens  zusammengesetzte  Kommission  von  etwa  zehn  Mitgliedern 
überarbeitet  werde.  Dieser  Kommission  müsste  eine  Maximal- 
grenze für  ihre  Thätigkeit  gesetzt  werden,  so  dass  etwa  in  zehn 
Jahren  das  ganze  Gesetzgebungswerk  publiziert  werden  könnte, 
wobei  vorausgesetzt  wird,  dass  die  legislativen  Faktoren  — 
Bundesrat  und  Reichstag  —  die  ihnen  obliegenden  Aufgaben  in 
verhältnismässig  kurzer  Zeit  erledigen  würden.        C.  Fuchs. 

Leske,  F.     Der   Entwurf  eines    bürgerlichen  Gesetz- 
buches und  des  preuss.  A.  L.R.    Leipzig,  Veit  &  Comp. 
1889.     194  S.     4  M. 
Im  Gegensatz  zu  Goldschmidt  nennt  der  Verf.  den  Entwurf 
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,ein  glänzendes  Zeugnis  deutschen  Fleisses  und  deutscher  Ar- 
beit", von  dem  er  hofft,  „dass  er  in  nicht  allzu  langer  Zeit  und 
in  nicht  wesentlich  veränderter  Gestalt  vor  den  deutschen 
Reichstag  gelangen  möge".  Kritik  wird  an  dem  Entwürfe  fast 
gar  nicht  geübt;  im  genauen  Anschluss  an  das  System  desselben 
werden  fortlaufend  die  Grundsätze  des  preuss.  L.R.  und  des  Ent- 
wurfs in  den  einzelnen  Rechtsmaterien  klargelegt  und  ihre  Ver- 
schiedenheit oder  üebereinstimmung  hervorgehoben ,  auch  die 
Ansichten  der  preuss.  Praxis  an  den  passenden  Stellen  mitgeteilt. 
Bei  den  Ueberschriften  zu  den  einzelnen  Paragraphen  des  Werkes 
sind  entsprechend  Buch,  Abschnitt  und  Titel  des  Entwurfs,  so- 
wie Band  und  Seitenzahlen  der  dazu  gehörigen  Motive  angegeben. 
In  den  Anmerkungen  ist  die  einschlagende  bekanntere  Litteratur, 
sowie  die  Rechtsprechung  des  Reichsgerichts  berücksichtigt.  Auch 
ein  Register  fehlt  nicht.  C.  Fuchs  (Jena). 

Kühnast,  L.  Die  Grundschuld  des  Entwurfs  eines 
bürgerlichen  Gesetzbuches.  Kritisch  -  dogmatische 
Darstellung.  Berlin,  Bahr.  1888.  102  S.  2  M.  40  Pf. 
Die  Einzelheiten  des  Grundbuch-R.  treten  hinter  weitsehenden 
und  weitgreifenden  Gesichtspunkten  völlig  zurück.  Durch  die 
Schrift  flutet  ein  beinahe  unruhiger  Gedankenstrom  des  verschieden- 
artigsten Inhalts.  Eine  vielseitige  dogmatische  Kritik,  welche 
auch  minder  bekannten  älteren  Schriften  Beachtung  schenkt, 
wird  abgelöst  von  Untersuchungen,  welche  in  der  obersten  Frage 
der  Volkswirtschaftslehre  ,  namentlich  hinsichtlich  des  Kapitals- 
begriffs, nach  verschiedenen  Seiten  hin  Fühlung  sucht  und  nach 
einer  festen  Stellung  ringt.  Sodann  werden  aus  der  römischen 
Geschichte  Seitenstücke  zur  Grundschuld  mit  grossem  Scharfsinne 
aufgesucht,  wobei  insbesondere  auch  die  byzantinische  Wirt- 
schaftsgeschichte berührt  ist.  Zum  Schlüsse  sucht  der  Verf.  sein 
Hauptergebnis,  „dass  die  Grundschuld  des  deutschen  Gesetz- 
buches auf  dem  Grundgedanken  der  Reallast  ruht",  an  rechts- 
geschichtliche Ausführungen  Sohms  anzulehnen.    Leonhard. 

Kühnast,  L.  Das  Erb-R.  eines  bürgerlichen  Gesetz- 
buches. Mit  1  Tafel.  Berlin,  Bahr.  1888.  96  S.  2  M.  40  Pf, 
Die  Einteilung  der  96  S.  in  zwölf  Abschnitte  lässt  zu- 
nächst auf  eine  strenge  Anordnung  des  Ganzen  schliessen.  Trotz- 
dem handelt  es  sich  um  eine  Reihe  unverbundener  Gedanken- 
blitze, welche  meist  überraschen,  sogar  vielfach ,  namentlich  im 
ersten  Teil  anregen  (vergl.  S.  6,  10,  20,  30,  63,  79),  später  mehr 
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und  mehr  befremden,  gegen  das  Ende  des  Buches  aber  sich  jeder 
durch  Wohlwollen  geleiteten  Schilderung  entziehen.  Seine  Phan- 
tasie bezeichnet  der  Verf.  selbst  gelegentlich  als  „schwarz" 
(S.  28).  Dem  entsprechen  die  bittere  Kritik  (S.  17),  die  kühnen 
Bilder  (S.  68,  81,  83),  der  unverständliche  Humor  der  Beispiele 
(S.  67,  73),  die  am  Schlüsse  angehängte  rätselhafte  Veranschau- 
lichungstafel,  endlich  das  letzte  Zitat  von  Goethe,  welches  eine 
grelle  Schlussdissonanz  bildet.  Leonhard. 

Bulletin   de   la  Societe   de  lögislation  comparee.     1889. 
Nr.  2. 

Diese  Nummer  enthält  zwei  Berichterstattungen  franz.  Rechts- 
gelehrten über  den  Entwurf  eines  bürgerlichen  Gesetzbuches  für 
das  Deutsche  Reich.  Die  erste  von  dem  Präsidenten  der  Gesell- 
schaft verfasste  hat  den  allgemeinen  Teil,  Art.  1  —  185,  zum 
Gegenstand,  während  die  zweite  viel  ausführlichere  (S.  166 — 265) 
des  Herrn  Saleilles  in  Dijon  dem  allgemeinen  Teile  des  Obli- 
gationen-R.  gewidmet  ist.  Bufnoir  gibt  zuerst  eine  üebersicht 
über  den  Inhalt  des  Entwurfes  überhaupt  und  weist  nach,  aus 
welchen  Gründen  gewisse  Gegenstände  entweder  dem  Gesetze 
nicht  einverleibt,  sondern  besonderer  Behandlung  vorbehalten 
worden  seien,  wie  das  Handels-  und  Wechsel-R.,  oder  der  Parti- 
kulargesetzgebung anheimfielen,  wie  Bergwerke,  Feudal-R.,  Erb- 
pacht, Jagd,  Fischfang,  Deich-R. ,  Bauerngüter,  Wald,  Wasser, 
Mühlen  etc.  Weggelassen  wurden  auch  die  dem  öffentlichen  R. 
angehörigen  Materien ,  wie  Nationalität  und  Zivilstandsregister, 
sowie,  vorläufig  wenigstens,  das  internationale  Privat-R.  Im 
übrigen  findet  Bufnoir  die  Anordnung  des  Entwurfes  logischer  als 
diejenige  des  c.  c,  ohne  jedoch  hierauf  besonderes  Gewicht  zu 
legen.  Ein  allgemeines  Urteil  kann  sich  nur  als  Resultat  einer 
umfassenden  Besprechung  ergeben,  und  der  Kritiker  beschränkt 
sich  daher  auf  zwei  Bemerkungen :  die  ganze  Arbeit  werde  mehr 
von  juristischem*  als  von  philosophischem  Geiste  beherrscht;  so 
vermisse  man  z.  B.  bei  Regelung  der  Verhältnisse  unehelicher 
Kind-  und  Vaterschaft  jede  philosophische  Begründung.  Die 
zweite  Bemerkung  bezieht  sich  auf  die  Form.  Die  Redaktoren 
haben  sich  bemüht,  möglichst  scharfe  und  bestimmte  Formeln  zu 
finden,  allein  dadurch  seien  dieselben  zu  abstrakt  geworden  und 
es  erfordere  eine  erhebliche  geistige  Arbeit,  um  den  Sinn  genau 
festzustellen ,  andererseits  seien  die  Vorschriften  etwas  zu  lang 
und  zu  ausführlich  geraten.  Der  Entwurf  werde  daher  das  Lob 
niemals  verdienen,  welches  Maine  dem  code  civil  gespendet  habe: 
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„Le  plus  bei  hommage  que  Ton  puisse  rendre  aux  codes  fran^ais, 
est  leur  grande  et  durable  popularite  aupres  du  peuple,  du 
public  profane,  des  pays  oü  ils  ont  ete  introduits."  Bufnoir  geht 
sodann  zu  einer  Analyse  der  ersten  185  Artikel  des  Entwurfes 
über  unter  möglichster  Vergleichung  mit  dem  c.  c.  fr.  und  Her- 
vorhebung derjenigen  Bestimmungen,  welche  als  neue  betrachtet 
werden  können. 

Viel  eingehender  als  Bufnoir  bespricht  Saleilles  den  allge- 
meinen Teil  des  Obligationen-R.,  die  Besprechung  der  einzelnen 
Verträge  einer  zweiten  Berichterstattung  vorbehaltend.  Die  vor- 
liegende Berichterstattung  erstreckt  sich  über  die  §§.  206 — 319, 
und  scheint  ein  Muster  von  feiner  Analyse.  Saleilles  hebt  die 
Hauptgrundsätze  jeder  einzelnen  Lehre  hervor,  vergleicht  sie 
mit  den  Resultaten  der  Wissenschaft,  der  franz.  Doktrin  und 
dem  code  civil,  und  untersucht  sie  auf  ihre  Richtigkeit  und 
Haltbarkeit.  Von  besonderem  Interesse  sind  die  Abschnitte  über 
das  Retentions-R. ,  die  Kompensation  und  die  Sondernachfolge 
in  Forderung  und  Schuld.  Wir  behalten  uns  vor,  auf  diese 
Studie  bei  Besprechung  der  zweiten  zurückzukommen.    König. 


IV.  Handelsrecht. 

Lyon-Caen,  Ch.,  u.  Renault,  L.  Traite  de  droit  commercial. 

2.    edition.     Tome    prem.     Paris,    Pichon.     1889.     XI    u. 

644  S. 
Die  erste  Auflage  dieses  Werkes,  auf  welche  wir  wiederholt 
zu  sprechen  kamen  (C.Bl.  I,  250;  IV.  145;  V,  220),  hat  ein 
eigentümliches  Schicksal  gehabt.  Ursprünglich  dazu  bestimmt, 
Studierende  in  die  Kenntnis  des  Handels-R.  einzuführen,  nahm 
das  Buch  unter  der  Hand  des  Verf.  eine  solche  Ausdehnung  an, 
dass  es  für  den  Unterrichtszweck  kaum  mehr  brauchbar  er- 
schien: zwei  dicke  Bände,  der  erste  mit  914,  der  zweite  gar 
mit  1118  Seiten,  zusammen  also  über  2000  Seiten,  das  ist  aller- 
dings etwas  viel  für  ein  kurzgefasstes  Lehrbuch,  wie  wir  sagen 
würden,  für  ein  Werk,  welches  sich  ausdrücklich  „Precis"  de  droit 
comm.  nennt.  Dieses  sahen  die  Verf.  auch  ein  und  Hessen  dem 
„Precis"  rasch  ein  „Manuel  de  droit  commercial,  specialement 
destine  aux  etudiants  des  facultes  de  droit"  folgen  (C.Bl.  VI, 
256,  257).     Aber  die  Verf.  hatten  auch  in  ihrem  grossen  „Pre- 
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eis*  nicht  „pour  le  roi  de  Prusse"  gearbeitet  und  das  Buch,  je 
weiter  es  vorschritt,  desto  besser  gearbeitet,  fand  Anerkennung 
und  ward  schliesslich  1888  an  der  Academie  des  sciences  morales 
et  politiques  als  „meilleur  ouvrage  sur  le  droit  public  dans  les 
six  derni^res  annees*  mit  einem  Preise  (Wolowski)  gekrönt. 
Dieses  ermuntert  die  Verf.  nicht  bloss  zu  einer  zweiten  Auflage, 
sondern  auch  dazu,  das  Werk  nun  auch  umfangreicher  und  ein- 
gehender zu  gestalten  und  demgemäss  auch  —  richtig  —  nicht 
mehr  „Precis",  sondern  „Traite"  zu  nennen. 

Der  hievon  nun  vorliegende  erste  Band  bietet  nach  einer 
Einleitung,  welche  (S.  74)  mit  einer  Darlegung  des  Planes  des 
ganzen  auf  acht  Teile  berechneten  Werkes  schliesst,  im  ersten 
Hauptteile  die  Lehre  von  den  Handelsgeschäften  und  Handels- 
leuten (Nr.  87—325)  und  im  zweiten  Hauptteile  (S.  303—623) 
die  Erörterung  der  Handelsgerichte,  Sachverständigenräte  (con- 
seils  de  prud'hommes),  Handels-  und  Gewerbekammern  (chambres 
consultatives  des  arts  et  manufactures)  und  der  Konsuln  (Nr.  326 
bis  617).  Wie  man  hieraus  sieht,  behandelt  auch  der  Traite 
nicht  bloss  das  Handelsprivat-R. ,  sondern  auch  das  öffentliche 
R.  des  Handels  und  aus  der  Stellung  des  nun  im  zweiten  Haupt- 
teile (früher  im  fünften  Teile)  behandelten  Stoffes  darf  man 
schliessen,  dass  dies  auch  mit  noch  stärkerer  Betonung  geschieht, 
als  im  Precis  der  Fall  war.  Im  einzelnen  ist  das  vorliegende 
Werk  vielfach  sorgfältiger  gearbeitet  als  sein  Vorgänger;  im 
ganzen  ist  von  dem  Werke,  welches  nun  viel  hübscher  ausgestattet 
ist,  zu  sagen,  was  wir  hier  Bd.  V  S.  230 — 231  über  die  Methode 
sagten.  An  Einzelheiten  sei  hervorgehoben ,  dass  zwischen  die 
früheren  Nummern  138  und  139  (entsprechend  nun  Nr.  193  und 
195)  eine  Doppelnummer  194  neu  eingeschoben  ist,  welche  von 
der  in  Deutschland  und  in  der  Schweiz  bestehenden  Einrichtung 
der  Handelsregister  spricht;  hierbei  wäre  noch  das  Reichsgesetz 
vom  30./ni.  1888,  betreffend  die  von  Amts  wegen  erfolgende 
Löschung  von  Firmen  zu  erwähnen  gewesen;  neu  und  gut  ist 
eine  Darstellung  der  Handelsgerichtsbarkeit,  in  welcher  (Nr.  331 
S.  314)  auch  die  deutschen  Einrichtungen,  insbesondere  die  Kam- 
mer für  Handelssachen  und  des  Reichsgerichts  übersichtliche  Er- 
wähnung finden.  Dem  Abschnitte  über  die  Konsulate  fügen 
die  Verf.  (S.  621 — 623)  eine  Kritik  bei,  in  welcher  wir  gerne 
eine  Berücksichtigung  der  anderwärts  bestehenden  Bestrebungen 
(z.  B.  der  von  Prof.  Aug.  Oncken  in  Bern)  und  der  in  der 
Litteratur  des  Völker-R.  behandelten  konsularischen  Vorbildung 
gefunden  hätten.  C.  Gar  eis. 
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Picard,  A.     Traite   des  chemins  de  fer.     Paris,  Rothschild. 
1887.     4  Vol.  720,  1002,  714,  1075.     Index  98. 

Ein  Werk  von  3600  Seiten  über  die  Eisenbahnen ,  verfasst 
von  einem  hervorragenden  Mitgliede  des  franz.  Conseil  d'Etat, 
enthält  notwendig  vieles,  was  für  den  Juristen  wissenswert  und 
von  Interesse  ist,  und  hierauf  aufmerksam  zu  machen,  ist  der 
Zweck  der  gegenwärtigen  Anzeige.  Der  Zweck ,  den  der  Verf. 
verfolgt,  ist  die  Darstellung  der  Beziehungen  der  Eisenbahnen 
zu  der  Staatsverwaltung  und  dem  Publikum,  und  um  den  Leser 
besser  in  dieses  Gebiet  einzuführen,  eröffnet  er  seine  Darstellung 
mit  einer  historischen  Einleitung,  welche  die  Periode  von  der 
ersten  franz.  Konzession  —  1823  —  bis  zum  Jahre  1886  um- 
fasst.  Das  zweite  Kapitel  bespricht  die  ökonomischen  Wirkungen 
der  Eisenbahnen  auf  die  Transportverhältnisse  im  allgemeinen, 
Preis,  Schnelligkeit  und  Regelmässigkeit  des  Transportes;  den 
Einfluss  auf  die  Lebensmittelpreise,  Teuerungen  und  Landwirt- 
schaft überhaupt,  auf  Industrie  und  Handel,  Entwickelung  des 
Nation alreichtums  und  Förderung  des  allgemeinen  Wohlbefindens, 
endlich  ihre  Rückwirkung  auf  die  internationalen  Beziehungen 
und  die  Verteilung  der  Bevölkerung.  Auch  die  Schattenseiten 
werden  hervorgehoben,  die  Störung  bestehender  Gewerbe,  welche 
die  Eisenbahnen  überflüssig  oder  konkurrenzunfähig  machten; 
endlich  wird  auch  die  militärische  Rolle  der  Eisenbahnen  er- 
örtert. Dabei  begnügt  sich  P.  aber  keineswegs  mit  der  Begrün- 
dung seines  Urteiles,  sondern  er  legt  dem  Leser  die  Methode 
vor  Augen,  welche  bei  Beurteilung  der  Licht-  und  Schattenseiten 
der  Eisenbahnen  zur  Anwendung  kommen  muss,  wenn  der 
Schluss  von  den  Thatsachen  auf  die  Ursachen  nicht  ein  schiefer 
sein  soll.  Die  folgenden  Kapitel  sind  der  Konkurrenz  und  ihren 
Wirkungen  gewidmet  und  zwar  nach  sehr  verschiedenen  Rich- 
tungen: Konkurrenz  der  Eisenbahnen  unter  sich  und  mit  der 
Fluss-  und  Seeschiffahrt.  Den  Untersuchungen  liegt  stets  eine 
Fülle  statistisch  wohlgeordneten  Materiales  zu  Grunde  und  am 
Ende  jedes  Kapitels  wird  das  Facit  gezogen.  Die  letzten  Kapitel 
endlich  behandeln  mit  vollendeter  Sachkenntnis  und  an  der  Hand 
eingehender  Untersuchungen  die  Frage,  ob  Staatsbau  nnd  Staats- 
betrieb den  Vorzug  verdienen  vor  Gesellschaftsbau  und  Gesell- 
schaftsbetrieb ,  und  obgleich  der  Verf.  dabei  vorzugsweise  die 
franz.  Zustände  und  Verhältnisse  im  Auge  hat,  so  liefert  seine 
Arbeit  doch  einen  sehr  wichtigen  Beitrag  zu  Beurteilung  der 
Frage  im  allgemeinen. 

Hatte  der  I.  Band  mehr  die  allgemeinen  Fragen  zum  Gegen- 
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stand,  so  beginnt  nun  der  IL  mit  dem  Bau  der  Eisenbahnen. 
Werde  derselbe  durch  den  Staat  oder  durch  eine  Gesellschaft 
ausgeführt,  so  muss  die  Erklärung  vorausgehen,  dass  derselbe 
im  öffentlichen  Interesse  liege,  und  es  kann  dies  in  einem  Dekrete 
geschehen ,  wenn  es  sich  nur  um  eine  Zweigbahn  von  weniger 
als  20  km  Länge  handelt,  anderenfalls  ist  ein  Gesetz  erforder- 
lich. Die  ersten  Konzessionen  wurden  in  Frankreich  bedingungs- 
los und  auf  unbeschränkte  Zeit  gegeben ,  ohne  Rückfalls-  oder 
Rückkaufs-R.  und  erst  das  Gesetz  von  1833  beschränkte  die  Dauer 
auf  99  Jahre.  Für  die  Konzessionen  der  6  grossen  Eisenbahnen 
tritt  daher  die  Erlöschung  in  dem  Zeitraum  von  1950 — 1960 
ein.  In  England  und  Amerika  werden  die  Konzessionen  auf 
immer  gegeben ,  indessen  kann  die  englische  Regierung  nach 
21  Jahren  das  Rückkaufs-R.  geltend  machen  und  werden  in 
einzelnen  Staaten  Nordamerikas  die  Konzessionen  nach  Ablauf 
von  50  Jahren  einer  Erneuerung  unterworfen.  In  Frankreich 
wurden  die  Konzessionen  entweder  auf  dem  Wege  der  Adjudi- 
kation  erteilt  oder  auf  demjenigen  der  Verleihung ;  letztere 
bildet  gegenwärtig  die  Regel  und  P.  gibt  ihr  aus  weitläufig 
entwickelten  Gründen  den  Vorzug.  Früher  konnten  damit  even- 
tuelle Konzessionen  für  bestimmte  Linien  verbunden  werden,  seit 
1833  aber  auch  solche  für  noch  zu  bestimmende  Linien  in  dem 
Sinne,  dass  die  Gesellschaft  sich  verpflichten  muss,  auf  Verlangen 
der  Regierung  eine  bestimmte  Linie  zu  bauen  oder  eine  solche 
von  einer  gewissen  Länge  auszuführen.  Ueberdies  wurde  den 
Konzessionären  die  Verpflichtung  auferlegt,  diejenigen  Kon- 
kurrenten zu  entschädigen ,  welche  nützliche  und  verwendbare 
Vorarbeiten  gemacht  hatten  und  es  durften  dieselben  unter  den 
Gründungskosten  verrechnet  werden.  Daran  schliesst  sich  eine 
Schilderung  der  Konzessionserteilung  in  England,  Amerika, 
Deutschland  und  Spanien.  Bis  zum  Jahre  1857  wurden  die 
Gesellschaften  als  Eigentümer  des  Bahnkörpers  anerkannt,  allein 
seither  hat  sowohl  in  der  Doktrin  als  in  der  Jurisdiktion  eine 
andere  Auffassung  Platz  gegriff'en  und  P.  fasst  dieselbe  in  fol- 
genden Satz  zusammen:  La  jurisprudence  Concorde  avec  la  doc- 
trine  pour  reconnaitre  la  domanialite  publique  des  voies  de 
communication  affectees  ä  l'usage  du  public  (qu'elles  soient  con- 
struites  ou  conc^dees)  et  particuliörement  des  chemins  de  fer. 
Le  droit  des  concessionaires  est  un  droit  purement  mobilier,  qui 
n'est  assimilable  ni  ä  Tusufruit,  ni  ä  l'emphytöose,  et  qui  n'est 
pas  susceptible  d'hypothöque  (II,  124).  Mit  Ausnahme  der  bel- 
gischen beruht  die  Gesetzgebung  der  anderen  Staaten  auf  ganz 
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verschiedenen  Grundsätzen.  Das  17.  Kapitel  handelt  von  dem 
Erlöschen  der  Konzessionen  und  den  verschiedenen  Gründen  des- 
selben, Ablauf  der  Frist,  Rückkauf,  Verwirkung,  Zurücknahme 
im  Interesse  der  Konzessionäre,  d.  h.  Entbindung  von  der  Aus- 
führung, Uebernahme  des  Staatsbetriebs,  wenn  aus  irgend  einem 
Grunde  die  Gesellschaft  den  Betrieb  nicht  fortzusetzen  imstande 
ist,  und  Konkurs.  Andere  vorhergehende  Kapitel  handeln  von 
der  Bildung  der  Gesellschaften,  ihren  Befugnissen,  den  Grün- 
dern etc.,  den  üebertragungen  der  Konzessionen  und  der  Be- 
triebsverträge, der  Beschaffung  des  Kapitals,  Zinsengarantien. 
Die  Kapitel  15  und  16  endlich  sind  der  Rechnungsführung  der 
Gesellschaft  gewidmet  und  den  Steuern  und  Gebühren,  welche 
sie  entweder  dem  Staate  bezahlen  oder  für  denselben  beziehen. 

Die  2.  Abteilung  des  II.  Bandes  hat  den  Bau  und  Unter- 
halt des  Bahnkörpers  zum  Gegenstand  und  was  damit  zusammen- 
hängt, Genehmigung  der  Pläne,  Vorschriften  über  den  Bau, 
Prüfung  des  Materiales ,  üebergänge ,  Wiederherstellung  unter- 
brochener Verbindungen,  Flussübergänge  etc. ;  endlich  die  Expro- 
priation und  Festsetzung  von  Entschädigungen,  Kompensation 
mit  Vorteilen,  Rückgabe  von  nicht  verwendetem  Terrain  u.  s.  w. 
Der  Verf.  geht  hier  sehr  in  das  Einzelne  ein  und  die  Kasuistik 
ist  eine  sehr  reichhaltige.  Ein  besonderes  Kapitel  —  14  —  ist 
dem  statistischen  Nachweis  der  Entwickelung  der  Eisenbahnen 
und  ihren  Erstellungskosten  gewidmet,  und  zwar  nicht  nur  in 
Frankreich,  sondern  auch  in  anderen  Ländern,  und  aus  den  bei- 
gefügten Tabellen  ergibt  sich,  dass  Ende  1884  das  in  Frankreich 
und  Algier  angelegte  Aktienkapital  12900000  000  Fr.  und  die 
Durchschnittskosten  per  Kilometer  390000  Fr.  betrugen.  Für 
die  Gesamtheit  der  bis  Ende  1884  erstellten  und  im  Bau  be- 
griffenen Bahnen  betrugen  die  Durchschnittskosten  per  Kilometer 
300  000  Fr.  und  die  Gesamtanlagekosten  über  150  Milliarden. 
Schliesslich  werden  noch  die  Dienstbarkeiten  behandelt,  welche 
im  Interesse  der  Eisenbahnen  gegen  Entschädigung  auf  Nachbar- 
grundstücke gelegt  werden. 

Der  III.  Band  ist  der  inneren  Organisation,  der  Verwaltung 
und  dem  Betriebe  gewidmet,  wobei  neben  den  techaischen  Fragen 
auch  eine  Menge  juristischer  zur  Erörterung  gelangen.  Dahin 
gehören  namentlich  die  Kapitel  über  die  Eisenbahnunfälle,  die 
gegen  Reisende  begangenen  Attentate  und  über  die  Bahnpolizei, 
und  S.  476  werden  sämtliche  Gesetze,  Dekrete,  Verfügungen 
und  Zirkulare  angeführt,  welche  zur  Verhütung  solcher  Unfälle 
erlassen  worden  sind.    Daran  anschliessend  werden  auf  S.  542  ff. 
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die  hauptsächlichsten  Eisenbahnunfälle  von  1842 — 1886  samt 
den  erfolgten  gerichtlichen  Entscheidungen  mitgeteilt.  Dem- 
gemäss  finden  auf  einer  durchschnittlichen  Länge  von  25  720  km 
jährlich  6003  Verletzungen  statt,  oder  täglich  ca.  16,  wobei  auf 
je  2  Tage  3  Todesfälle  kommen.    Von  den  Verletzten  fallen  auf 
die  Reisenden    nur    8  Proz. ,    während  94  Proz.  sämtlicher  Un- 
fälle der  Nachlässigkeit  der  Verletzten  selber  zuzuschreiben  sind. 
An   diese  Nachweise  knüpfen   sich  Erörterungen  des  Verf.  über 
die  Verantwortlichkeit  der  Gesellschaften  gegenüber  den  Reisen- 
den und  ihren  Familien.    Für  die  Haftbarkeit  des  Frachtführers, 
für  die  ihm  zum  Transport  übergebenen  Sachen  ist  massgebend 
Art.  1784  C.  c. ,    dagegen    fehlt    es    an    entsprechenden  Bestim- 
mungen   betreffend    den    Transport    von  Personen.     Sainctelette 
und  Sourdat  wollen   daher   einfach  den  Art.  1784,  welcher  von 
Sachen  handelt,  auf  Personen  anwenden,  und  der  erstere  macht 
die  Gesellschaften  sogar  haftbar  für  verbrecherische  Handlungen, 
deren  Opfer  Reisende  geworden  sind.     Andere  Juristen  dagegen 
nehmen   an,   es   seien   die  Art.  1382  und  1383  C.  c.  allein   an- 
wendbar, mit  Ausschluss  des  Art.  1784,  und  die  nämliche  Ver- 
schiedenheit spiegelt  sich  auch  in  den  gerichtlichen  Entscheiden 
wieder,   von  denen  eine  Anzahl  mitgeteilt  wird.     Anhangsweise 
werden  die  Grundsätze  mitgeteilt,    welche  über  die  Haftbarkeit 
in  England,  Deutschland,  Ungarn,  Holland,  der  Schweiz,  in  Russ- 
land und  Massachusets  gelten.     Ausser  in  Frankreich   und  Eng- 
land besteht  beinahe  überall  eine  Präsumtion  zum  Nachteil  der 
Gesellschaften,    deren  Wirkungen   sie    nur  entgehen    durch  den 
Nachweis  der  höheren  Gewalt,  des  Zufalls  oder  des  eigenen  Ver- 
schuldens des  Verletzten.     Obgleich   nicht   gerade   zu   den   acci- 
dents  de  chemin  de  fer  gehörig,  wird  doch  den  verbrecherischen 
Attentaten  gegen  Eisenbahnreisende,  Mord  und  Mordversuch,  ein 
besonderer  Abschnitt  gewidmet  und  werden  tabellarisch  25  Fälle 
dargestellt,   wo   solche  Attentate  stattgefunden    haben   mit  ge- 
nauer   Angabe   von  Ort,   Zeit,   Art  und  Folgen  der  Agression. 
Unter  der  Rubrik  „Police  de  l'exploitation  des  chemins  de  fer" 
werden  Verbrechen  und  Vergehen  behandelt,   deren  Objekt  der 
Bahnkörper  oder  das  Betriebsmaterial   ist;   femer   die  Bahnhof- 
polizei   und    das  Verhalten    der  Reisenden   während    der  Fahrt, 
Einsteigen  ohne  Billet,  Benutzung  von  Frei-  oder  Retourbilleten 
durch   einen   Unberechtigten,   falsche   Angaben  über  das  Alter 
eines  Kindes,  endlich  Feststellung  des  Thatbestandes  eines  Ver- 
brechens durch  die  Bahnbeamten. 

Der  IV.  und  letzte  Band   behandelt  die  „exploitation  com- 
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merciale*  und  zerfällt  in  5  Abschnitte  folgenden  Inhalts:  1.  Gene- 
ralite  sur  les  tarifs;  2.  Transport  des  voyageurs  et  des  bagages ; 
3.  Transport  des  marchandises ;  4.  Services  extörieurs  facultatifs; 
embranchements.  Obligations  des  concessionaires  pour  les  Ser- 
vices publics;  5.  Donnees  statistiques  sur  le  trafic  des  chemins 
de  fer;  evaluation  du  traöc  des  lignes  et  des  stations  nouvelles. 
Auch  dieser  Band  enthält  die  Behandlung  der  Tarife  und  ihrer 
Anwendung,  der  Verpflichtungen  der  Gesellschaften  als  Spediteure, 
der  Lieferfristen  und  der  Verantwortlichkeit,  ein  ausserordentlich 
reichhaltiges  und  wohlgeordnetes  Material.  König. 

Constant,  Ch.     Code  general  des  droits  d'auteur  sur  les 
Oeuvres  litteraires  et  artistiques  contenantle  texte 
avec   notes   et   commentaires  de  la  Convention 
internationale   du   9    sept.  1886   ainsi  que  la  tra- 
duction  fran9aise  des lois  internes  des  divers  etats 
d'Europe  et  diverses   Conventions  particuliöres 
intervenues  entre  eux.     Paris,  Pedone-Lauriel.     1888. 
5  fr. 
Diese  Sammlung  enthält  die  Berner-Konvention  vom  9. /IX. 
1886   zum   Schutz   des  litterarischen  und   künstlerischen  Eigen- 
tums ,     samt'    den    dazu    gehörigen    amtlichen    Aktenstücken ; 
ferner  die  Gesetze  der  verschiedenen  Staaten  Europas  über  den 
nämlichen    Gegenstand   in   guten   französ.    Uebersetzungen    und 
endlich   die   Konventionen,    welche    verschiedene   Staaten  unter 
sich  abgeschlossen  haben.     Es  enthält  somit  die  Sammlung    das 
R.  Europas,    wie   es  auf  l./I.  1888  in  Kraft  und  Geltung  war. 
In  einem  zweiten  Bande    sollen   die  Gesetzgebungen   der  ameri- 
kanischen ,    asiatischen   und    afrikanischen    Staaten    in    gleicher 
Weise  mitgeteilt  werden.     Wünschenswert    würde   neben   dieser 
Sammlung  von  C.  eine  solche  sein,   welche  die  Gesetze  in  amt- 
lich beglaubigter  Form   und   in   der   Originalsprache   enthielte. 

König. 


V.  Kirchenrecht. 

Tardif,    A.     Histoire  des  sources  du  droit  canonique. 
Paris,  Picard.     1887.     409  S. 
Das  kanonische  R.  wird  an  den  Rechtsfakultäten  nicht  mehr 
gelehrt,    sondern   gehört   zum  Programm   der  ecole  des  chartes 
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und  ist  daselbst  mit  der  Geschichte  des  Zivil-R.  vereinigt.  Das 
vorliegende  Werk  bildet  einen  Teil  der  Vorlesungen ,  welche 
der  Verf.  an  dieser  Schule  gehalten  hat.  Da  dieselben  für 
künftige  Archivare  und  Bibliothekare  bestimmt  sind,  so  sollen 
sie  einen  mehr  praktischen  als  wissenschaftlichen  Zweck  ver- 
folgen, und  der  Verf.  beabsichtigt  nur  eine  Uebersicht  zu  geben 
über  den  gegenwärtigen  Stand  der  Wissenschaft.  Demgemäss 
zerfällt  das  Buch  in  zwölf  Abteilungen  oder  Bücher  folgenden 
Inhalts:  1.  Definition  et  divisions  du  droit  canonique;  sources 
generales  de  ce  droit;  2.  L'ecriture  sainte;  3.  Les  livres  apo- 
cryphes  de  l'ancien  et  du  nouveau  testament ;  les  livres  pseudo- 
apostoliques ;  4.  Les  traditions  apostoliques  et  le  droit  coutumier ; 
5.  Les  conciles;  6.  Les  decisions  doctrinales  des  papes  ou  de- 
cretales;  7.  Anciennes  collections  de  canons  de  conciles  et  de 
decretales  jusqu'au  XIL  siecle;  8.  Collections  etc.  ä  partir  du 
XII.  siöcle;  9.  Le  corpus  juris  canonici;  10.  La  jurisprudence 
canonique;  stations  nationaux  et  locaux;  publication  des  actes 
ecclesiastiques ;  11.  Les  concordats  et  le  droit  civil  ecclesiastique ; 
12.  Le  droit  canonique  dans  l'enseignement  des  universites  et 
dans  les  ecrits  des  jurisconsultes.  Wenn  der  Verf.  in  der  Vor- 
rede bemerkt,  er  wolle  eine  Uebersicht  geben  über  den  gegen- 
wärtigen Stand  der  Wissenschaft,  so  wäre  die  Beifügung  eines 
Datums  nicht  überflüssig  gewesen,  weil  denn  doch  gar  manches 
gegenwärtig  in  einem  etwas  anderen  Lichte  erscheint,  als  man 
nach  seinen  Ausführungen  glauben  und  annehmen  sollte.  So 
scheint  der  Verfasser  die  Notwendigkeit  einer  wissenschaftlich 
organisierten  Textkritik  für  das  alte  Testament,  wie  sie  doch 
heute  anerkannt  ist,  nicht  zu  empfinden.  Auf  S.  23  wird  noch 
immer  gelehrt,  der  Text  unseres  gegenwärtigen  Matthäusevange- 
liums sei  ursprünglich  hebräisch  oder  chaldäisch  gewesen,  wäh- 
rend diese  Annahme  doch  als  eine  aufgegebene  betrachtet  wer- 
den darf.  Auch  mit  bezug  auf  die  apokryphischen  Bücher  des 
alten  Testamentes  folgt  er  einer  ganz  anderen  Einteilung  als  der 
deutsche  Theologe,  indem  er  die  Apokryphen  als  deuterokanonische 
Bücher  zum  Kanon  rechnet,  als  Apokryphen  dagegen  die  Schriften 
der  späteren,  teilweise  schon  in  die  christliche  Zeit  sich  erstrecken- 
den Periode  des  Judentums  vor  Ausbildung  der  Mischna  bezeichnet. 
Auch  mit  seiner  Behandlung  der  „Lehre  der  zwölf  Apostel"  (C.Bl. 
in  Heft  6  Umschlag)  können  wir  uns  nicht  befreunden.  Das 
Datum  des  Fundes  1875  wird  nicht  angegeben  und  die  wesent- 
lichen Bestimmungen  des  Inhaltes  sind  ungenau  angegeben  und 
das  Gewicht  auf  die  unrichtige  Seite  gelegt.   Nicht  erwähnt  wird 
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namentlich,  dass  die  „zwei  Wege"  den  ersten  Teil  des  Schriftchens 
bilden;  ebensowenig  werden  erwähnt  die  Bestimmungen  über 
die  christliche  Kirchenverfassung  und  über  das  R.  und  die  Pflicht 
jeder  Kirchengemeinde  gegen  ankommende  Geistliche  und  andere 
Pilger.  Die  Entstehung  der  Schrift  setzt  er  in  die  zweite  Hälfte 
des  1.  Jahrhunderts,  während  sie  nach  Volkmar  zwischen  133 
und  135  fallen  muss.  Bedenken  erregt  auch  auf  S.  48  der 
Ausdruck  „auteur  des  deux  voies",  indem  der  Verf.  darunter  die 
im  dritten  Teil  der  „Lehre  der  Apostel"  enthaltene  Kirchen- 
ordnung versteht  und  darin  einzig  auf  Hilgenfeld  sich  berufen 
kann.  Auffallend  ist  endlich  in  einem  solchen  Buche  das  Ueber- 
gehen  des  Verhältnisses  der  Mayri  zum  Barnabasbriefe,  welches 
doch  hätte  berührt  werden  sollen.  Den  Autor  des  Pastor  Hormas 
lässt  er  noch  als  Apostelschüler  auftreten  und  nimmt  keinen 
Anstand  zu  behaupten,  das  Buch  sei  an  Papst  Clemens  I.  ge- 
richtet gewesen,  während  es  doch  an  jedem  Anhaltspunkte  dafür 
fehlt,  dass  der  erwähnte  Clemens  ein  Papst  gewesen  sei.  Ebenso 
enthält  die  Section  III  „Les  plus  anciens  ecrits  des  peres  aposto- 
liques"  zahlreiche  kritische  Unmöglichkeiten.  Wir  haben  das 
Buch  mit  Interesse  durchgelesen ,  aber  überall  nur  den  Stand 
der  katholischen  Tradition,  aber  nicht  denjenigen  der  Wissen- 
schaft, auch  nicht  der  katholischen,  wiedergefunden.     König. 

Lauriu,  F.     Introductio  in  corpus  juris   canonici,    cum 
appendice  brevem  introductionem  in  corpus  juris 
civilis  continente.     Cum  appr.  archiep.  Vindob.     Fri- 
burgi  Brisg.  et  Vindobonae,  Herder.     1889.     284  S.     4  M. 
50  Pf. 
Das    in   latein.   Sprache   geschriebene   Buch ,    dem    Bischof 
M.  J.  Binder  gewidmet,    enthält   die    seit   über  zwanzig  Jahren 
an  der  theologischen  Fakultät  der  Wiener  Universität  gehaltenen 
Vorlesungen   des  Verf.     Veranlasst   zur  Veröffentlichung   wurde 
der  Verf.  durch  die  Wünsche    seiner  Schüler   sowie   infolge  der 
Beobachtung,    dass  seine  von  Zuhörern  nachgeschriebenen  Vor- 
lesungen  seitens   Dritter    ohne    Nennung   des   Verf.    in    Druck- 
schriften benützt  worden  sind.     Unter  Einleitung   in    das  Corp. 
juris  canon.  wird  verstanden  eine  Darlegung  der  im  Corp.  juris 
canon.  enthaltenen  Sammlungen   in  bezug    auf  ihren  Ursprung, 
Inhalt,  Form,  rechtliche  Bedeutung   und   ihre  Schicksale,    eine 
Aufzählung  der  Ausgaben    und  der  zur  Interpretation  geeignet 
erscheinenden   litterarischen  Hilfsquellen    (§.  4).     Die   mit  zahl- 
reichen in  den  Noten  mitgeteilten  Belegstellen  versehene,  ziem- 
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lieh  einlässliche  Darstellung  dieses  Gegenstandes  stützt  sich  auf 
die  Forschungen  Theiners,  Friedbergs,  Eichels  und  hauptsächlich 
auf  Schultes  Geschichte  der  Quellen  und  Litteratur  des  kano- 
nischen R.  (vgl.  S.  72  des  Verf.  Urteil  über  v.  Schulte).  In 
einem  ersten  Teile  wird  das  Decretum  Gratiani  behandelt  (S.  5 
bis  87,  hervorzuheben  §§.  27,  28  praestantia  Decreti  eiusque 
influxus,  §.  47  seq.  eius  character  et  valor),  in  einem  zweiten 
Teile  die  Dekretalensammlung  (S.  88—220)  und  in  einem  dritten 
Teil  das  Corp.  jur.  canon.  als  solches  (S.  221—234,  vgl.  §.  156 
die  Bedeutung  des  Begriffes  Corp.  jur.  canon.  clausum).  Die 
in  den  §§.  160  und  161  gegebene  Aufzählung  der  Ausgaben  des 
Corp.  jur.  canon.  ist  keine  vollständige  (Verf.  will  auch  bloss 
erwähnen  praecipuas  editiones).  Der  Anhang  S.  235 — 277,  ent- 
haltend eine  summarische  Einleitung  in  das  Corp.  juris  civilis, 
bringt  eine  Aufzählung  der  verschiedenen  Arten  von  Rechts- 
quellen, eine  Nennung  der  vorjustinianischen  Sammlungen  und 
eine  Zusammenstellung  der  justinianischen  Gesetzgebung  nebst 
einer  kurzen  Notiz  über  die  weiteren  Schicksale  dieser  letzteren ; 
die  Rechtfertigung  dieses  Anhanges  gibt  Verf.  in  dem  Kapitel 
über  die  gegenseitige  Beziehung  des  röm.  und  kanonischen  R. 
Die  von  Z.  v.  Lingenthal  veranstaltete  Novellenausgabe  wäre 
wohl  auch  der  Erwähnung  wert  gewesen.  Dieser  Anhang  be- 
ruht im  wesentlichen  auf  Krügers  Geschichte  der  Quellen  und 
Litteratur  des  r.  R.  v.  Salis. 

Savornin  Lohman,  W.  H.  de.  De  Kerkgebouwen  van  de 
gereformeerde  Kerk  in  Nederland.  Amsterdam, 
Wormser.  1888.  246  S. 
üebereinstimmend  mit  der  Zeitschrift  Gids  III,  467  und 
mit  Boeles  „Geestelijke  Goederen"  wird  gegenüber  Heineken 
„Kerkelijke  goederen**  (1873)  und  Verloren  „Geschiedenis  der 
vicarien"  (1881)  auf  Grund  der  Reformationsgeschichte  von 
Holland  und  Seeland,  Friesland,  Groningen,  Drente,  Oberijsel, 
Geldern  und  Utrecht  nachgewiesen,  wie  die  niederländische 
Kirchenverbesserung  nur  das  Vermögen  der  geistlichen  Stifter, 
Genossen-  und  Bruderschaften  mit  dem  Staatsgute  verschmolzen, 
das  örtliche  Pfründen-  und  Gotteshausgut  aber  —  unbeschadet 
einer,  namentlich  für  das  platte  Land  oft  „quartier* weise  ver- 
einigten weltlichen  Verwaltung  durch  geestelijke  kantooren  — 
als  ein  dem  Gottesdienste,  dem  kirchlichen  niederen  und  höheren 
Unterrichte  sowie  der  oft  gemeinsamen  Pfarrbesoldung  gewid- 
metes   Stiftungsvermögen    beibehalten    hat    (Urteil   des   Hooge 
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Raad  vom  29./II.  1856).  Erst  durch  Art.  748  der  Verfassungs- 
urkunde vom  17./III.  1798  wurden  die  unter  Staats-,  Provinzial- 
oder  Quartierverwaltung  stehenden  Kirchengüter  zum  Staats- 
vermögen geschlagen,  ausgenommen  das  örtliche  Kirchenvermögen, 
welches  die  Reformierten,  soweit  sie  solches  nicht  erst  seit  1581 
erworben  hatten,  nach  der  Kopfzahl  mit  den  übrigen  Bekennt- 
nissen teilen  mussten.  Zufolge  Gesetz  vom  19./ V.  1801  bleibt 
übrigens  der  Besitzstand  vom  l./I.  1800  für  immer  massgebend. 
Das  Gotteshaus-  und  das  Pfarrpfründengut  gehöre  in  der  Regel 
der  Ortsstiftung  auf  Grund  des  die  „Kerkgemeenten"  als  Träger 
des  kirchlichen  Ortsvermögens  bezeichnenden  Art.  745  der  Ver- 
fassungsurkunde von  1798,  schreiben  jedoch  Jordens  „Prov. 
regl.**  1864  S.  72  und  auf  Grund  der  Verjährung  Kleyn  „Al- 
gemeene  Kerk  of  Plaatselijka  Gemeente"  (1888)  solches  eher 
der  kirchlichen  Ortsgemeinde  zu.  Dem  Verf.  ist  jedenfalls  darin 
beizupflichten ,  dass  dies  Kultusvermögen  nicht ,  wie  in  der 
II.  Kammer  1887|88  Beibl.  351  Levy  meint,  der  Gesamtkirche 
oder  der  „Synode"  gehört.  Die  französ.  Konfiskationsgesetze 
(Carpentier-Alting  77)  galten  auch  nicht  während  der  Zwischen- 
herrschaft 1810 — 1813.  Im  Eingange  werden  die  Entstehung  des 
Kirchenguts  schon  von  Gajus  ab,  die  Unveräusserlichkeit  desselben 
(mit  Bezug  auf  Urteil  der  Rechtsbank  Deventer  vom  lO./XII. 
1856),  die  Schulmeinungen  über  den  Eigentümer  des  Kirchenguts 
und  mit  Anlehnung  an  Meurer  (C.Bl.  V,  291)  gegenüber  Wind- 
scheids  Pand.,  die  Stiftungen,  welche  zufolge  v.  Trichts  „Rechts- 
bestand der  stichtingen"  1884  S.  29  und  des  „Rechtsgeleerde 
Mag."  1887  S.  443  vor  der  Revolution  keiner  Staatsgenehmigung 
(dagegen  Prof.  Opzoomer)  bedurft  hätten ,  sowie  die  Körper- 
schaften (zedelijhe  personen  oder  ligchaarnen)  im  Gegensatze  zu 
blossen  Vereinen  auf  Grund  der  jüngsten  holländ. ,  engl,  und 
insbesonders  deutschen  Werke  eingehendst  besprochen. 

F.  Geigel. 


VT.  Staats-  und  Verwaltungsrecht. 

Dupriez,   L.     LaLibertedeReunion.     Brüssel,   Lesigne. 

1887.    270  S. 

Quellenmässig  erörtert  der  jugendliche  Dr.  jur.  das  Ver- 
sammlungs-R.  in  Rom ,  in  Belgien  zufolge  der  Freiheitsbriefe 
für  Löwen  von  1267,   Lüttich  und  Brüssel  von  1306,   der  Lüt- 
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ticher  Stadtordnung  von  1684,  der  Carolina  von  1540  für  Gent 
und  Cortrijk  und  der  Gesetzgebung  Joseph  II. ;  ferner  in  Frank- 
reich zufolge  der  Charten  für  Labourd,  Marsan  ff.,  der  Gewohn- 
heits-R.  und  der  Ordonnanzen  von  1559,  1749  und  1780,  wäh- 
rend der  Revolutionszeit  und  jetzt.  Hieran  schliesst  sich  auf 
Grund  hauptsächlich  der  belg.  (und  teilweise  der  französ.)  Recht- 
sprechung, Verwaltung  und  der  Kammerverhandlungen  die  Ent- 
wickelung  des  geltenden  R.  hinsichtlich  der  Privatversammlungen, 
wozu  nur  persönlich  Eingeladene  Zutritt  haben,  ferner  der  all- 
gemeinen Versammlungen  in  einem  geschlossenen  Räume  (wie 
in  Klubs,  Theatern  und  Vergnügungsorten),  sodann  unter  freiem 
Himmel,  endlich  hinsichtlich  der  religiösen  Versammlungen.  Ent- 
gegen Giron  (C.Bl.  VI,  34)  dr.  adm.  II  S.  242  und  244  und 
dem  Urteile  des  Kassationshofes  zu  Brüssel  vom  23. /I.  1879  und 
27.|III.  1882  wird  S.  222  die  Kirchenpolizeigewalt  des  Pfarrers 
dem  Haus-R.  gleichgestellt  und  S.  224  ff.  das  auch  nur  vorüber- 
gehend aus  Rücksichten  der  öffentlichen  Ordnung  erlassene  orts- 
polizeiliche Verbot  kirchlicher  Umgänge  als  „verfassungswidrig" 
bekämpft. 

Zum  Schlüsse  sind  in  französ.  Uebersetzung  die  einschlägigen 
Gesetzesbestimmungen  der  grösseren  europäischen  Staaten,  der 
Vereinigten  Staaten  Nordamerikas,  Mexikos  und  selbst  des  ar- 
gentinischen Bundes  —  ohne  weitere  Erläuterung  —  zusammen- 
gestellt. F.  Geigel. 

Nagy,   E.    Magyarorszäg  közjoga  (AUamjog).     Jota  Nagy 
Ernö  a  közjoga  Sandra  Nagyvaradon.    (Das  ungar.  Staats-R.) 
Budapest  1887.     286  S.     2  fl.  40  kr. 
Ein  kurzgefasstes   Kompendium    des  ungar.   Staats-R.,   in 
welchem  die  wichtigsten  Lehren  desselben  bündig,  unter  Bezug- 
nahme auf  die  einschlägigen  Gesetze,  Gewohnheits-R.  und  Praxis 
der  obersten  Behörden  dargestellt  werden. 

Das  Werk  zerfällt  in  zwei  Teile.  Im  ersten  werden  vorerst 
die  Quellen  des  ungar.  Staats-R.  erörtert  (die  Gesetze,  die  gel- 
tenden Verträge,  die  königl.  Privilegien ,  Regierungserlässe  und 
die  Munizipal-R.  einerseits,  die  Gewohnheit  und  die  Praxis  der 
obersten  Gerichte  andererseits),  sodann  in  einem  geschichtlichen 
Ueberblicke  die  Entwickelung  des  ungar.  Staatsgebietes  und  der 
Ungar.  Verfassungszustände  angedeutet.  Der  zweite,  weitaus 
umfangreichere  Teil  ist  der  Darstellung  des  positiven  ungar. 
Staats-R.  gewidmet.  Dieser  Teil  enthält  vier  Abteilungen,  von 
denen  die  erste  die  territorialen  Verhältnisse,  darunter  nament- 
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lieh  das  Verhältnis  Kroatiens  und  Slavoniens,  dann  des  Fiumaner 
Territoriums  zu  Ungarn  erörtert,  die  zweite  (das  Volk)  die 
Rechtsverhältnisse  der  Staatsbürger  (ihre  bürgerlichen  und  poli- 
tischen R.  und  ihre  staatsbürgerlichen  Pflichten),  die  dritte  die 
R.  des  Staatsoberhauptes  (die  königl.  R.  überhaupt,  die  gesetz- 
gebende, richterliche  und  Administrativgewalt)  und  die  Staats- 
behörden behandelt,  die  vierte  schliesslich  das  wechselseitige 
Verhältnis  zwischen  Ungarn  und  Oesterreich  zur  Darstellung 
bringt.  Hanel  (Prag). 


YII.  Internationales  Eecht. 

Nys,  E.  Notes  pour  servir  ä  l'histoire  litteraire  et  dog- 
matique  du  droit  international  en  Angleterre. 
Premiere  partie.     Brüssel,  Muquardt.    1888.    148  S.    3  fr. 

Verf.  will  in  diesem  neuen  Beitrage  zur  Geschichte  des 
Völker-R.  die  Thätigkeit  Englands  in  Theorie  und  Praxis  dar- 
stellen, vom  M.A.  bis  zum  westfäl.  Frieden. 

Nach  einigen  Betrachtungen  über  die  Stellung  Englands  zu 
den  Prätensionen  des  Kaisers  und  des  Papstes,  welchen  gegen- 
über es  seine  Selbständigkeit  zu  wahren  wusste,  und  zum  Fehde- 
R.,  das  es  kaum  gekannt  hat,  sowie  über  den  Einfluss  des  r.  R., 
der  bedeutender  war  als  oft  angenommen  wird,  über  das  kano- 
nische R.  und  die  geistlichen  Orden  in  England ,  weist  Verf. 
nach,  dass  bereits  im  15.  Jahrhundert  verschiedene  engl.  Autoren 
sich  teils  selbständig,  teils  als  Uebersetzer  mit  Materien  des 
Kriegs-R.  befassten.  Im  16.  Jahrhundert  zeichneten  sich  hoch- 
gestellte, im  r.  R.  wohlbewanderte  Beamte  durch  sorgfältige 
Gutachten  in  Völker-  und  staatsrechtlichen  Fragen  aus.  Gegen 
Ende  des  genannten  Jahrhunderts  schrieb  Albericus  Gentilis 
seine  berühmten  Werke  über  Kriegs-R.  und  Gesandtschafts-R. 
Matthew  SutcliiFe,  ein  Theologe,  gab  1593  „The  practice,  pro- 
ceedings  and  laws  of  armes"  heraus.  „The  Pandectes  of  the 
law  of  Nations"  von  William  Fulbecke,  erschien  1602 ,  freilich 
mit  nur  teilweise  völkerrechtlichem  Inhalt;  1629  „The  Bible 
Battels"  des  Theologen  Richard  Bernard,  ein  Handbuch  des  ge- 
rechten Krieges.  Auch  der  berühmte  Sir  Walter  Raleigh  hat 
über  Krieg  und  Kriegs-R.  geschrieben.  Bekannte  französ.  Werke 
über  denselben  Gegenstand  wurden  übersetzt.  Auch  das  Ge- 
sandtschafts-R. wurde  mehrfach  behandelt  in  Doktordissertationen, 
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in  politischen  und  juristischen  Gutachten;  Verf.  erwähnt  solche 
von  Sir  Julius  Cäsar,  Sir  Robert  Cotton,  William  Welwood 
(Wellwood,  Fontisylvius).  Letzterer  ist  hauptsächlich  als  Schrift- 
steller des  See-R.  berühmt.  Sein  „Abridgement  of  all  Sea-Lawes* 
erschien ,  wie  die  „Advocatio  hispanica"  des  Gentilis  im  Jahre 
1613,  sein  „De  dominio  maris"  1615.  Seiden  schrieb  1618  das 
„Mare  clausum",  welches  1635  gedruckt  wurde,  „The  Sovereignty 
of  the  British  Seas"  von  Boroughs,  geschrieben  1633,  wurde 
1651  veröffentlicht.  Von  diesen  sämtlichen  und  etlichen  anderen 
Schriften  gibt  Verf.  Beschreibungen  und  Analysen  mit  Nach- 
richten über  deren  Autoren,  wozu  ihm  Forschungen  im  British 
Museum  reichlichen  Stoff  lieferten.  Sodann  handelt  er  vom 
Einflüsse ,  welchen  Grotius  in  England  ausgeübt  hat ;  er  hält 
diesen  Einfluss  für  bedeutender  als  manchmal  behauptet  wird, 
wofür  er  einen  Beweis  in  dem  Umstände  erblickt,  dass  mindestens 
fünf  Uebersetzungen  des  Jus  belli  ac  pacis  von  1654  bis  185ä 
veranstaltet  wurden.  Hingegen  ist  er  der  Ansicht,  dass  Bacon, 
Seiden  und  Hobbes  dem  Völker-R.  nicht  die  Dienste  geleistet 
haben ,  welche  von  so  bedeutenden  Männern  erwartet  werden 
durften.  Der  Thätigkeit  der  engl.  Friedensfreunde,  wie  Wick- 
liffe,  Colet,  Thomas  More,  werden  einige  Seiten  gewidmet. 

Im  zweiten  Teile  untersucht  Verf.  die  praktische  Anwen- 
dung des  Völker-R.  in  England  während  des  erwähnten  Zeit- 
raumes. Die  zahlreichen,  zum  Teil  wenig  bekannten  Einzelheiten 
welche  er  zusammenstellt,  beziehen  sich  auf  Schiedssprüche  und 
Repressalien,  Anrufen  der  öffentlichen  Meinung,  Kriegserklärung, 
Kriegs-R.,  Beute,  Gefangenschaft,  Seeraub,  Kaperei,  Seekrieg, 
Entdeckungen,  Gesandtschafts wesen.  Rivier. 

de  Heyking.  L'Exterritorialite.  Berlin,  Puttkammer  & 
Mühlbrecht.  1889.  170  S.  3  M. 
Die  Arbeit  enthält  eine  klare  und  in  der  Litteratur  auch 
erschöpfende  Darstellung  des  Gegenstandes  in  seiner  Entwicke- 
lung  und  Anwendung  auf  die  in  Betracht  kommenden  Einzel- 
fragen. Der  Verf.  verwirft  mit  den  neueren  Autoren  die  Fiktion 
als  dogmatische  Begründung  der  E.;  sie  ist  negativ,  insofern  sie 
gewisse  Personen  der  territorialen  Gewalt  entzieht,  und  positiv,  in- 
dem sie  Rechtsverhältnisse  einer  ausserterritorialen  Gewalt  unter- 
wirft. Auf  diese  positive  Seite  begründet  v.  H.  die  Konsular- 
gerichtsbarkeit der  Europäer  im  Orient,  die  Stellung  der  Kriegs- 
schiffe in  fremden  Meeren  und  die  Verhältnisse  von  Truppen  in 
fremdem  Land.     Die   negative  Bedeutung  der  E.  tritt   bei  den 
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diplomatischen  Vertretern  und  Staatsoberhäuptern  hervor.  Im 
allgemeinen  beruht  sie  auf  völkerrechtlichem  —  oft  stillschwei- 
gendem —  Uebereinkommen,  welches  in  der  Notwendigkeit  des 
völkerrechtlichen  Verkehrs  seine  Rechtfertigung  finden  muss. 
Dieser  Satz  beherrscht  die  Lösung  der  einzelnen  Fragen ,  bei 
welchen  der  Verf.  näher  auf  die  Gesetzgebung  der  zivilisierten 
Staaten  und  auf  die  Rechtsprechung  eingeht;  er  steht  hiebei  unter 
eigener  Begründung  im  ganzen  auf  dem  Boden  der  neueren  Dok- 
trinen. Bei  Beurteilung  der  deutschen  Verhältnisse  (G.V.G.  §.  18 
und  R.V.  Art.  10)  ist  die  Kritik  des  Verf.  (S.  92),  wie  ihm 
selbst  nicht  entgeht,  unzutreffend,  weil  sie  übersieht,  dass  das 
Deutsche  Reich  kein  Einheits-,  sondern  ein  Bundesstaat  ist.  In 
einem  Anhang  ist  die  Frage  der  E.  des  Papstes,  der  Weltaus- 
stellungen und  der  LuftschiflPfahrt  behandelt.  Kays  er. 

Clunet,  E.  La  question  des  passeports  en  Alsace-Lor- 
raine  au  point  de  vue  du  droit  positif,  du  droit 
public  et  du  droit  conventionel  franco-allemand. 
Paris,  Marchai  &  Billard.  1888.  55  S. 
Der  Verf.  bespricht  in  nüchterner  und  objektiver  Weise  ver- 
schiedene Fragen,  welche  auf  die  Verordnungen  vom  22.  und 
23./V.  1888  Bezug  haben  und  gibt  diese  Verordnungen  und  einige 
andere  Dokumente  in  extenso  wieder,  sowie  die  Debatten  vom 
2.,  3.  und  14./VI.  in  der  franz.  Kammer.  Es  folgt  eine  Dar- 
stellung des  Pass-R.  der  Staaten  im  allgemeinen,  nach  dem  jetzt 
geltenden  Völker-R.  und  nach  einem  idealen  R. ,  wornach  die 
Pässe  abgeschafft  oder  absolut  sein  sollten,  wovon  wir  aber  heut- 
zutage entfernter  scheinen  als  vor  einigen  Jahren;  dann  speziell 
des  franz.  und  des  deutschen  Passwesens.  Von  S.  41  ab  prüft 
C.  das  Verhältnis  der  den  Franzosen  an  der  elsass-lothringischen 
Grenze  und  in  Elsass-Lothringen  auferlegten  Beschränkungen 
zum  Artikel  XI  des  Frankfurter  Friedens.  Er  verteidigt  die  An- 
sicht, dass  die  Behandlung  der  Franzosen  im  Reichslande  mit 
der  Meistbegünstigungsklausel  nicht  verträglich  ist,  und  zieht 
daraus  die  Schlussfolgerung,  dass  die  Bestimmungen  des  2.  Ab- 
satzes des  erwähnten  Artikels  nunmehr  hinfällig  sind;  die  beiden 
Vertragsmächte  hätten  somit  in  Beziehung  auf  diese  Bestim- 
mungen ihre  Freiheit  wieder  erlangt,  Frankreich  insbesondere 
sei  daran  nicht  mehr  gebunden  und  dürfe  sich  fortan  in  der 
Behandlung  der  Deutschen  lediglich  nach  dem  Gesichtspunkte 
der  Opportunität  richten.  Rivier. 
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Buzzati.  L'offesa  e  la  difesa  nella  guerra  secondo  i  mo- 
derni  ritrovati.  Roma,  Loescher  &  Co.  1888.  388  S.  101. 
Als  Studie  des  Völker-R.  behandelt  der  Verf.  die  AngriflFs- 
und  Verteidigungsmittel  im  Kriege.  Die  Einleitung  enthält  eine 
geschichtliche  Uebersicht  über  die  Anwendung  der  Waffen  seit 
den  Kriegen  der  Alten  und  über  die  Auffassung  des  Kriegs- 
zwecks und  die  Art  der  Kriegsführung  zur  Erreichung  desselben 
in  der  fortschreitenden  Entwickelung  des  christlichen  Humanitäts- 
gedankens. Der  grundsätzliche  Standpunkt  des  Verf.  ist  theo- 
retisch unangreifbar  und  auch  unbestritten:  der  Krieg  soll  sich 
auf  die  kriegführenden  Truppen  beschränken,  den  friedlichen 
Bürger  nach  Möglichkeit  schonen,  und  auch  nur  so  geführt 
werden,  dass  der  Gegner  ausser  Kampf  gesetzt,  nicht  aber  ohne 
Grund  getötet  oder  schwerer  als  nötig  verletzt  werde.  Im  ein- 
zelnen behandelt  der  Verf.  in  9  Kapiteln  die  Waffen  (Geschosse), 
das  Bombardement,  die  Luftschiffahrt,  die  Eisenbahnen,  die  Post, 
das  Telegraphenwesen  (Telephone,  submarine  Kabel),  sonstige  Ver- 
kehrmittel (elektrische  Lichter  und  Apparate,  Brieftauben  und 
Hunde),  die  Presse  und  den  Seekrieg.  Die  Fragen  sind  richtig 
gestellt  und  nach  dem  vorhandenen  Material  insbesondere  nach 
Seite  der  Litteratur  auch  erschöpfend  behandelt.  Die  Haupt- 
ansichten der  einzelnen  Schriftsteller  und  ihre  Begründung  wer- 
den vielfach  wörtlich  angeführt,  wodurch  die  Darstellung  zwar 
breiter,  aber  für  den  Leser  klarer  und  müheloser  wird.  Der 
Verf.  bemüht  sich,  bei  den  einzelnen  Punkten  seine  Grundauf- 
fassung zur  Geltung  zu  bringen;  es  ist  aber  nicht  anzunehmen, 
dass  er  auf  einen  Erfolg  wird  rechnen  können.  Zu  Gunsten 
dieser  Theorie  müsste  in  vielen  Fällen  der  Truppenführer  zum 
Nachteil  seiner  Truppen  und  gegen  das  Interesse  seines  Landes 
handeln.  Wie  selbstverständlich  nehmen  die  Ereignisse  des 
deutsch-französischen  Krieges  von  1870/71  in  dem  Buch  den  ihnen 
gebührenden  Raum  ein.  Der  Verf.  geht  bei  der  Beurteilung 
der  von  den  deutschen  Behörden  getroffenen  Massregeln  sehr 
häufig  nicht  auf  die  Ursachen  ein,  welche  dieselben  hervorgerufen 
haben,  so  z.  B.  hält  er  es  für  unzulässig,  dass  deutscherseits  ein 
Zwangsabonnement  auf  die  unter  deutscher  Autorität  heraus- 
gegebenen Zeitungen  eingeführt  wurde.  Der  Verf.  übersieht, 
dass  dieser  Zwang  nur  eine  Abwehr  der  die  Bevölkerung  auf- 
regenden und  für  die  besetzenden  Heere  nachteiligen  franz. 
Lügen n achrichten  war.  Bei  den  Fragen  des  Bombardements  und 
der  Behandlung  der  Luftschiffe  gelangt  der  Verf.  ebenfalls  zu 
unrichtigen  Schlüssen.        Kay 8 er,. 
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B.  Zeitschriftenüberschau. 


Nouvelle  Revne  historique  de  droit  fraiK^ais.  1888.  6.  Lesseur, 
des  consequences  du  delit  de  l'esclave  dans  les  leges  barba- 
rorum etc.  Arbois  de  Jubainville,  la  procedure  du  jeüne  en 
Irlande  d'apres  le  Senchus  Mör.  Engel hardt,  hist.  du  droit 
fluvial  conventionnel.  Ro ziere,  bibliographie  des  oeuvres  de 
Laboulaye  (1883—1888  418  Nrn.)  Tanon,  etude  de  litterature 
canonique  Rufin  et  Huguccio.  Tardif,  Observation  sur  les  nou- 
velles  tablettes  de  cire  de  Pompei. 

ßechtsgeleerd  Magazijn.  VIII.  1.  n.  2.  Drucker,  bescherming 
van  rechten,  di  niet  op  geld  waarderbaar  zijn.  Naber,  begrif 
of  etiket. 

Themis.  L.  1.  Heemskerk,  nog  eens  de  presidiale  bevelschriften 
tot  beslaglegging.  Uit  de  nagelaten  geschriften  van  wijlen 
Mr.  D.  Leon.  v.  Eck,  rechten  van  den  w^egens  krankzinnigheid 
onder  curateele  gestelde  tot  opheffmg  buiten  medew^erking  van 
den  curator.  M  o  e  n  s ,  verklaring  in  Staat  van  faillissement  na 
aangifte  door  den  koopman.  v.  Aalten,  het  loon  van  den  cu- 
rator in  faillissementen.  Breukelman,  de  samenstelling  eener 
Eerste  Kamer.  Verloren,  zijn  in  het  ontwerp  tot  herziening 
van  het  Burgerlijk  Wetboek  genoeg  w^aarborgen  gegeven  tegen 
siecht  beheer  van  voogden? 

Tijdschrift  Toor  Strafrecht.  III.  2.  Pols,  het  begrip  van  straf- 
bare handeling.  v.  Ittersum,  het  wettelijk  vereischte  van 
wederspannigheid ,  dat  de  ambtennaar  zij  in  de  rechtmatige 
uitoefening  zijner  bediening,  aan  de  praktijk  getoetst.  Guyot, 
herhaling  van  misdrijf.  v.  Manen,  de  beteekenis  der  woorden: 
„Openbare  zitting",  in  art.  222  Sv.  Bergsma,  naar  aanleiding 
van  „Het  herziene  Wetboek  van  Strafvordering"  van  Mr.  A.  A. 
de  Pinto.  3.  de  Leao  Laguna,  de  strafwetgevende  bevoegd- 
heid  der  waterschapsbesturen.  Duparc,  verbodswetten  zonder 
strafbepalingen.  v.  Gigch,  telegraaf  en  telephoon  in  verband 
met  ons  Wetboek  v.  Strafrecht,  I.  Bergsma,  naar  aanleiding 
van  „Het  herziene  Wetboek  van  Strafvordering"  van  Mr.  A.  A. 
de  Pinto.  Schim  van  der  Loeff,  de  woorden  „van  gelijken 
duur"  in  het  4de  lid  van  art.  7  der  Wet  v.  15  April  1886,  S. 
n.  64.    V.  Harne  1,  de  internationale  vereeniging  voor  strafrecht. 

Tidskrift  for  RetSYidenskal)  (Christiania).  II.  1.  Berg,  om  be- 
tingelserne  for  Gjaesteretsbehandling  efter  norsk  Civilprocess. 
Lassen,  om  Skadeser  statningspligtens  omfang.  Afzelius,  om 
betydelsen  af  „eget  erkännande"  i  civilprocessen.  Torp,  om 
faelleskreditvernes  fortsinset  i  deb  navugione  Handelsselskales- 
konkurs. 

Tidskrift  af  juridiska  föreningen  1  Finland.  1888.  4.  Kleinere, 
bes.  handelsrechtl.  Fragen.  Jurist.  Vereinigung.  F.,  Mantalsläng- 
fastighetsbok. 

II  diritto  commerciale.  VII.  1.  Sraffa,  doveri  del  liquidatore 
di  una  societä  com.  in  riguardo  al  pagamento  dei  debiti.  Vi- 
dari,  azione  d'indebito  arricchimento  contro  i  giranti.  Maren  co, 
deir  indole  giuridica  del  contratto  cambio  linee.  P.  S.  Mancini 
(Porträt). 
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Journal  de  droit  international  priv6.  XV.  11. /12.  Michel,  de 
la  condition  en  Angleterre  des  commer^aiits  6trangers  au  point 
de  vue  de  Tincome  taxe.  Salem,  de  la  protection  legale  des 
marques  etrangeres  en  Turquie.  Roche,  de  la  Convention  de- 
stin^e  ä  mettre  fin  aux  difficultes  resultant  de  l'application  des 
lois  sur  le  service  militaire  entre  la  France  et  la  Belgique.  La 
Russie  et  la  protection  internationale  des  oeuvres  litteraires  et 
artistiques.  Lacointa,  le  nouveau  tribunal  superieur  fran^ais 
ponr  les  affaires  civiles  de  l'Andorre.     Chronique  etc. 

Journal  f.  (rnss.)  TriYat-  n.  Straf-R,  Stptbg.  1887.  10.  Annen- 
kow,  sind  Abänderungen  in  unserer  Gerichtsorganisation  u.  im 
Verfahren  wünschenswert?  Szczeglowitow,  d.  Niederschla- 
gung der  Untersuchung.  1888.  1.  Asarewicz,  d.  Wahrheit  im 
Zivilprozesse.  Baskowski,  z.  Frage  über  d.  Erb-R.  der  Aus- 
länder in  Russland.  Jarozki,  d.  Verantwortlichkeit  d.  Unter- 
nehmer f.  Unglücksfälle  bei  Arbeitern.  Unsere  Gefängnisse. 
Szafir,  ist  d.  Bank  verpflichtet,  d.  Auszahlung  eines  Checks  auf 
Antrag  d.  Ausstellers  zu  beanstanden?  2.  S.  L. ,  d.  span.  Ent- 
wurf e.  Str.G.B.  Werblowski,  d.  Schiedsgericht.  3.  Mattel, 
d.  Befugnis  d.  Bezirksgerichte  Konkurskuratoren  zu  ernennen. 
Wolshin,  d.  Fragestellung  im  Gericht.  Saleski,  Entscheidungen 
d.  Senats  über  Kompetenzkonflikte.  4.  Lykosczin,  d.  Vindi- 
kation V,  Immobilien.  Sliosberg,  d.  neue  soziologische  Rich- 
tung im  Straf-R.  5.  Gedrimowicz,  d,  wünschenswerten  Ab- 
änderungen in  d.  allgemeinen  Bestimmungen  über  d.  Dienst- 
miete. Szczeglowitow,  Fragen  aus  d.  Untersuchungspraxis. 
Esioranski,  d.  poln.  Hypotheken-R.  u.  d.  Kassationsentschei- 
dungen d.  Senats.  6.  Boanot,  d.  Stammgüter.  Holmsteen, 
d.  Bankrottordnung  v.  1740.  7.  Zuchanow,  d.  Mängel  d.  ge- 
richtl.  Untersuchung  im  Verfahren  mit  Geschworenen.  Szers- 
zenewicz,  d.  R.  d.  Ehefrau  auf  Handelsbetrieb.  8.  Annen- 
kow,  d.  Aufgaben  d.  Gouv.-Landschaft.  Szczeglowitow,  d. 
Bedeutung  d.  Mündlichkeit  u.  Unmittelbarkeit  im  Strafprozess. 
9.  Gorodiski,  Kompetenzkonflikte  zwischen  Untersuchungsrich- 
tern. Goshew,  d.  1.  Teil  d.  X.  Bds.  (d.  Swod)  in  d.  Ausgabe 
V.  1887.     10.    Entwurf  d.  Hypothekengesetzes. 

Der  rnssische  Gedanke  (Russkaja  Myssl).  Moskau  1888.  M.  Ko- 
walewski,  d.  Säkularisation  d.  Klostereigentums  in  England  u. 
ihre  nächsten  Folgen.  Ditätin,  aus  d.  Geschichte  d.  russ.  Ge- 
setzgebung d.  17.  u.  18.  Jahrhunderts. 

Der  juristische  Bote.  Moskau  1888.  1.  Ssaworow,  d.  Eingehung 
d.  Ehe  in  Westeuropa  im  M.A.  Issaczenko,  d.  Verjährung 
nach  d.  Entscheidungen  d.  Senats.  Sagorowski,  praktische 
üebungen  im  Privat-R.  an  d.  neuruss.  Universität  in  Odessa. 
Braun,  Gerichtschronik  (Privat-R.).  Sliosberg,  Gefängnisse 
in  England.  Szczepotjew,  Landschaftschronik.  2.  Ostrikow, 
Gesetz  u.  Wirklichkeit  in  unserer  Gerichtspraxis.  Ternowski, 
d.  Kriminalität  in  Italien,  Deutschland  u.  Frankreich.  3.  Ob- 
ninski,  d.  Friedensgericht.  Fenenko,  d.  Kompetenz  d.  Ge- 
richts z.  Feststellung  d.  psychischen  Krankheit  d.  Angeklagten. 
Werblowski,  d.  Vereinfachung  d.  Schriftführung  im  Zivil- 
prozess.  Das  Armenwesen  in  England.  4.  Czaprow,  d.  Be- 
deutung d.  Statistik  f.  d.  Rechtswissenschaft.  Prshewalski, 
d.  Reform  d.  Straf-R.  Falkowski,  d.  zukünftige  Zivilgesetz- 
buch. 5.  Korejew,  der  Reichstag  in  der  Republik  Polen. 
Krochalew,  Gericht  u.  Untersuchung  bei  d.  Kirghisen  in  Sibi- 
rien.   Szczeglowitow,   d.   Fragestellung  im   Geschworenen- 
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gericht.  Wolshin,  d.  Gesetz  über  d.  Abänderung  u.  Ergänzung 
d.  Kontumazialverfahrens.  Krasnoperow,  d.  Tabaksbau  u.  d. 
neue  Gesetz  über  d.  Tabaksaccise.  Gassakow,  d.  Kodifikations- 
arbeiten in  Deutschland.  6.  u.  7.  Goldowski,  d.  internationale 
Schutz  d.  Autor-R.  Wostokow,  d.  russ.  Dienstlaute  1577  bis 
1608.  Swerew,  d.  Alteingesessenen  und  Einhöfer  in  Kursk. 
Dobrotworski,  bäuerl.  Rechtsgewohnheiten  im  östlichen  Teile 
d.  Gouv.  Wladimir.  Braun,  d.  Entwurf  d,  Zivilgesetzbuchs  f. 
Deutschland.  Wolshin,  ist  f.  Gültigkeit  eines  Darlehensver- 
trages stets  eine  schriftl.  Urkunde  erforderlich?  8.  Chrulew, 
d.  Entschädigung  von  Personen,  welche  infolge  eines  Justiz- 
fehlers bestraft  worden  sind.  9.  Enrico  Ferri,  d.  Psychologie 
d.  prämeditierten  Mordes.  Sigel,  d.  Gesetzbuch  f.  Montenegro 
v.  Bogicie.  Danewski,  z.  Verteidigung  d.  Wahl  d.  Friedens- 
richter. Szczeglowitow,  d,  Teilnahme  d.  Geschädigten  an  d. 
Strafverfolgung.  10.  Murawiew,  d.  russ.  Prokuratur  von 
Peter  d.  Gr.  bis  Katharina  II.  Neczajew,  Theorie  d.  Vertrages. 
Wolshin,  d.  Verantwortlichkeit  Minderjähriger  f.  culpose  Ver- 
brechen. 11.  Sigel,  d.  Vortrag  d.  Rechtsgeschichte  in  Deutsch- 
land, England,  Frankreich  u.  Oesterreich.  Smirlow,  d.  Vor- 
mundschaftswesen nach  d.  neuen  Entwürfe.  Alexandrenko, 
d.  Reform  d.  örtlichen  Verwaltung  in  England.  12.  M.  Kowa- 
lewski,  d.  Stammesorganisation  in  Daghestan.  0.  S.,  Vorunter- 
suchung u.  gerichtl.  Untersuchung. 


C.  Nene  Erscheinungeii. 

Vom  15.  Januar  bis  28.  Februar  1889  erschienen  oder  bei  der 
Redaktion  eingegangen  (letztere  mit  ^  bezeichnet). 

Wichtige  ausländische  Werke. 

Asser,    T.  M.  C. ,  Studien    op  het  gebied   van  recht  en  Staat  (1858 

bis  1888).     Haarlem,  Bohn.     XII  u.  544  S.     6  fr.  75  ct. 
Bank,  de,  van» Engeland  en  de  Nederlandsche  Bank.     Hoofdartikel, 

opgenomen  in  no.  11,  18  en  25  (6,  14  en  22  Dec.  1888)  van  De 

Kapitalist,  Dagelijksch  Beursblad.     Amsterdam,  Gedempte  Voor- 

burgwal  101.     16  S.     Gratis. 
Bri  ed  e,  H.  G.  W. ,    de   patentwet  toegelicht  uit  hare  geschiedenis, 

de  rechterlijke  en  administratieve  beslissingen  enz.     Bijgewerkt 

tot    1  Januari    1888.     Hage,   Belinfante.     VIII   u.  477   S.     6  fr. 

25  ct. 
Gids  voor  de  rechterlijke  macht  in  het  koninkrijk  der  Nederlanden, 

uit  officieele    bronnen   te   zamengesteld    door   P.  F.  van  Vloten. 

1889.     5e  jaarg.     Gorinch. ,    Noorduyn  &  Zoon.     136   u.    101  S. 

1  fr.  80  ct. 
Grondwet,  de,  voor  het  koningrijk  der  Nederlanden,  toegelicht  door 

G.  L.  van  den  Helm.     Afl.  10.     Gouda,  Goor  Zn.     S.  721—800. 

80  ct. 
Hey  den,  J.  M.  van  der,  handleiding  voor  de  gemeentebesturen  in 

de  provincie  Utrecht,  bij  het  verrichten  der  periodieke  werkzaam- 

heden.     Zeist,  Avis  Jzn.     175  S.     3  fr. 
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Ogtrop,    L.  I.  G.  van,   afgedwongen   antwoord    aan  C.  B.  Spruyt, 

hoogleeraar  aan  de  Gemeente  Universiteit   van  Amsterdam,   op 

zijn  open  brief  Antipapistische  felheid  en  Protestantsche  plichts- 

betrachting.     Amsterdam,  Bekker.     30  ct. 
Oppenheim,   J, ,    handboek   voor   de   beoefening  van   het  Neder- 

landsche   gemeenterecht.     Afl.  4.     Groningen,   Wolters.     S.  247 

bis  362.     1  fr.  75  ct. 
Roijen,  B.  v.,  en  Roijen,  H.  H.  A.  v.,  de  strafwetgeving  met  be- 

trekking  tot  de  kantongerechten.     Afl.  1.     Groningen,   Wolters. 

S.  10  u.  1—80.     1  fr.  25  ct. 
Vereeniging  tot   uitgave    der   bronnen    van    het  oude  vaderlandsche 

recht.   Verslagen  en  mededeelingen.     Dl.  II,  3.     'sHage,  Nijhoff. 

S.  203-264.     1  fr.  20  ct. 
Verwoert,  H.,  de  burgerlijke  stand  naar  volgorde  van  het  burger- 

lijk  wetboek.     Na  diens  overlijden  uitgegeven  door  Mr.  Nairac. 

Nieuwe  uitgave.     Heusden,  Veerman.   VIII  u.  817  S.     2  fr.  25  ct. 
Wetboek,  het,  van  burgerlijke  rechtsvordering  van  Emden.    (Met  de 

wijzigingen    tot    December    1888.)     Den  Hag,  Belinfante.     VIII, 

214  u.  8  S.     2  fr.  10  ct. 

—  het,  van  koophandel,  opgehelderd  door  de  jurisprudentie  van  den 

Hoogen  Raad ,  door  D.  S.  van  Emden.  Den  Haag,  Belinfante. 
VIII  u.  177  S.     1  fr.  50  ct. 

—  het,   van   strafrecht   in    doorloopende    aanteekeningen   verklaard 

door  B.  J.  Polenaar  en  Th.  Heemskerk.  Afl.  28  en  29.  2e  boek, 
afl.  15  en  16.  Amsterdam ,  Akkeringa.  S.  433 — 496.  per  afl. 
65  ct. 

Acts,  Public  General  Acts  passed  in  the  ölst  and  52nd  Years  of  the 
Reign  of  Her  Majesty  Queen  Victoria.  With  Index  etc.  Eyre 
and  Spottiswoode.     3  sh. 

Baker,  Ch.  E.,  Landlords,  Tenants  and  Lodgers.  With  the  Law  of 
Distress  Amendment  Act,  1888,  and  Forty  Forms.  New  ed. 
Warne.     184  S.     1  sh. 

Baker,  C.  E.,  the  Local  Government  Act,  1888.  With  Notes  and  In- 
dex.    Warne.     210  S.     1  sh. 

Bazalgette,  C.  N.,  and  Humphreys,  Law  Relating  to  County 
Council.     Stevens  and  Haynes.     7  sh.  6  p. 

Browne,  J.  H.  B. ,  and  Theobald,  Law  of  Railway  Companies. 
2nd  ed.     Stevens  and  Sons.     35  sh. 

Davies,  G.G.,  Index  to  the  Local  Government  Act,  1888.  Specially 
Arranged  for  the  County  of  Norfolk.     Jarrold.     7  sh.  6  p. 

Firth,  J.  F.  B.,  and  Simpson,  E.  R. ,  London  Government  under 
te  Local  Government  Act,  1888.     Knight  and  Co.  424  S.    20  sh. 

Ford,  D.  M. ,  Matrimonial  Law  and  the  Guardianship  of  Infants. 
Clowes.     5  sh. 

Herbert,  N. ,  and  Jenkin,  A.  F.,  the  Councillor's  Handbook:  A 
Practical  Guide  to  the  Election  and  Business  of  a  County  Coun- 
cil.    2nd  ed.     Hadden.    436  S.     7  sh.  6  p. 

Hunter,  R.  T.,  A  Guide  to  the  Law  of  Distress  for  Rent,  Including 
the  Statutes  thereon  from  1266  to  1888.     Waterlow.     2  sh.  6  p. 

Jones,  F.  A.,  the  Distress  for  Rent  Amendment  Act,  1888.  With 
the  Rules,  Notes  and  Forms.     Hamilton.     24  S.     1  sh. 

Laurie,  A.  D.,  How  to  Appeal  Against  your  Rates  (outside  the  Metro- 
polis).  With  Forms  and  füll  Instructions.   3rd  ed.  Wilson.  1  sh. 

Lindley,  N.,  Law  of  Partnership.    5th  ed.    Maxwell.     35  sh. 

Local  Government  Act:  A  Series  of  Explanatory  Articles  Reprinted 
from  The  Times.     Wright.     94  S.     6  d. 
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Lynch,   H.  F.,    Redress    by   Arbitration :    A  Digest   of  the  Law  of 

Awards.     Wilson.     5  sh. 
Macnamara,  W.  H. ,   Digest  of  the  Law  of  Carriers  of  Goods  and 

Passengers  by  Land  an  Internal  Navigation.     Stevens  and  Sons. 

28  sh. 
Mayne,  J.  D.,  Hindu  Law  and  Usage.    4th  ed.   Stevens  and  Haynes. 

32  sh. 
Ottoman  Penal  Code.     Trans,  from  the  French  Text  by  C.  G.  Wal- 
pole.    Clowes.     7  sh.  6  p. 
Palmer,  F.  B.,  Shareholder's  and  Director's  Legal  Companion.     8tli 

ed.     Stevens  and  Sons.     2  sh.  6  p. 
Parker,    F.  R. ,    the  Election  of  County  Councils  under   the  Local 

Government  Act,  1888.     Knight.     410  S.     20  sh. 
Potts,  T.  R.,  Principles  of  the  Law  of  Succession  to  Deceased  Per- 

sons.     Stevens  and  Sons.     7  sh.  6  p. 
Prescott,  R.  M.,  the  Constable's  Digest  (a  Treatise  on  Police  Duty) 

and   Criminal   Law    Epitome.     Curtis    and  B.  (Conventry).     Ha- 
milton.    152  S.     2  sh. 
Rudall,  A.  R.,  the  Trustee  Act,  1888,  51  and  52,  cap.  59,  to  Amend 

the  Law  Relating  to  the  Duties,  Powers  and  Liabilities  of  Tru- 

stees.     With  Explanatory  Notes  and  an  Index.     Hadden.     48  S. 

2  sh.  6  p. 
Ryde,  W.  C,  and  Thomas,  E.  L,,  the  Local  Government  Act,  the 

County  Electors  Act,  1888,  etc.     Butterworth.     24  sh. 
Saville,  E.,  Debtors  and  Creditors:  A  Summary  of  the  Proceedings 

Provided    by    Statute   for    the  Recovery  of  Debts  under  Actions 

and  the  Administration  of  Insolvent  States.    Waterlow.     154  S. 

2  sh.  6  p. 
Snow,  Th.,  Wistanley,  H. ,  and  Stringer,  F.  A. ,   the   Annual 

Practice,  1888—1889.     Maxwell.     20  sh. 
Stephen,  H.,  A  Handbook  of  the  Law  Relating  to  the  Management 

of  Parliaraentary,  Municipal,  and  County  Council  Elections.    2nd 

ed.     Waterlow.     80  S.     20  sh. 
Stephenson,  R.  M.,    A  Digest  of  the  Law  Necessary  to  be  Know 

for  the  Intermediate  Examination  of  the  Incorporated  Law  So- 
ciety.    Cox.     10  sh.  6  p. 
Stone,  S. ,  the  Justice's  Manual;  or,  Guide  to  the  Ordinary  Duties 

of   a   Justice    of  the    Peace.     25th  ed.     Edit.  by  G.  B.  Kennett. 

Shaw  and  Sons.     1100  S.     25  sh. 
Wilson's  Practice  of  the  Supreme  Court   of  Judicature.     By  Burney 

Mackenzie  and  White.     Annual  Issue.    Stevens  and  Sons.    20  sh. 

*Aucoc,    L. ,  les  etudes  de  legislation  comparee  en  France.     Paris, 
Picard.     1889.     17  S. 

Extrait  du   compte  rendu  de  l'Academie    des  sciences  morales  et  poli- 
tiques.    Gibt  einen  kurzen  Ueberblick  über  die  Geschichte  u.  Bedeutung  der 
„societe  de  legisl.  comparee"  u.  des  ^comite  de  legisl.  etranger"    u.  die  Or- 
gane dieser  Institute. 
Camb erlin,  E.,  manuel  pratique  des  tribunaux  de  commerce.    Ed. 
nouvelle,    revue    et    augmentee    par   P.    Camberlin.      Chevalier- 
Marescq.     12  fr. 
*Combottecra,    essai  sur  le  regime   parlementaire.     Paris,  Larose. 

1889.     158  S. 
Cosse,  E.,  la  Constitution  future.    Critique  de  la  Situation.    Rappel 

aux  principes.     Rousseau.     4  fr. 
Dareste,  R. ,   etudes  d'histoire  du  droit.     Larose  et  Forcel.     10  fr. 
De  ff  es,  P.,  de  la  responsabilite  des  patrons  dans  les  accidents  dont 
leurs  ouvriers  sont  victimes.     Rousseau.     3  fr.  50  ct. 
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Durand,  J.,  code  de  l'etranger  en  France.     Manuel    pratique  com- 

prenant  le  texte  du  d^cret  du  2  octobre  1888.     Pedone-Lauriel. 

1  fr.  50  ct. 
Grandpre,  P.  de,  la  prison  Saint-Lazare  depuis  vingt  ans.     Dentu. 

3  fr.  50  ct. 
Le  Moutier,   J.-M. ,   nouveau   dictionnaire-formulaire   pratique   ou 

Manuel    alphab^tique  de  droit  usuel ,  civil,  commercial,  admini- 

stratif  et  judiciaire.     Chevalier-Marescq.     12  fr. 
Pabon,    L. ,  dictionnaire  des  usages   commerciaux  et  maritimes  de 

la    place    de    Bordeaux   et    des  place»  voisines.     Pedone  Lauriel. 

3  fr.  50  ct. 
Pain,  A.,  code   pratique   de  la  Cour  d'assises,   commentaires   des 

textes  et  de  la  jurisprudence,  suivi  des  circulaires   de   la  Chan- 

cellerie.     Pedone-Lauriel.     4  fr. 


Russische  Werke. 
(Mitgeteilt  von  Hrn.  Prof.  Engelraann  in  Dorpat.) 

Alexandrenko,  W. ,  d.   engl.  Geheime  Rat   u.   seine  Geschichte. 
I.  1.     Stptbg.  1888. 

Angliski  tainy  asowet  i  jewo  istorija. 
Antonowicz,  Kursus  d.  Wohlfahrtspolizei.     Kiew  1888. 

Kurs  gossudortstwennuvo  blaguostroistwa. 
Archiv,  das,  d.  Senates.     I.    Die  namentlichen  Ukase  Kaiser  Pauls  1. 
Stptbg.  1888.    746  u.  230  S. 

Senatski  archiv.    Imennyje  ukasy  J.  Pawla  I. 
Archiv  des  Justizministeriums.    Beschreibung  d.  Urkunden  u.  Papiere 
des  Moskauer  Arch.  d.  Justizminist.   Moskau  1888.    507  u.  156  S. 
Opissanije  dokumentow  i  bumag,  cbranäszczichsä  w  moskowskom  archiwe 
TUinisterstwa  justizii. 

Asarewicz,  System  d.  röm.  R.     II.  Buch.     1.  T.     Warschau  1888. 

VI  u.  281  S. 
Baszilow,  d.  russ.  Handels-R.     Stptbg.  1887. 

Ruskoje  torgowoje  prawo. 
Beläjew,    Vorlesungen    über   d.    Geschichte   d.    russ.    R.     2.    Aufl. 

Moskau  1888. 

Lekzii  po  Istorii  ruskawa  sakonodatelstwa. 
Berdnikow,  d.  Form  d.  Eingehung  d.  Ehe  bei  d.  europ.  Völkern 
in  historischer  Entwickelung.     Kasan  1888. 

Forma  sakljuczenlja  brakow  u  jewropelskich  narodow  w  jeja  Istoriczes- 
kom  raswitii. 
Berdnikow,    Kursus   d.   Kirchen-R.    d.    rechtgläubigen  griechisch- 
orientalischen  Kirche,  mit  Angabe  der  Abweichungen  d.  katho- 
lischen u.  protestantischen  Kirchen-R.    Kasan  1888.    IX  u.  294  S. 
Kratki   kurs  czeskownawo  prawa  prawoalawnoi  greko-rossiskol  zerkwi, 
8  ukasanljem  glowneiszlch  ossobennostel  katollczeskawo  I  protestantskawo 
zerkownawo  prawa. 
Berlin,  L,,  d.  Zivilklage  d.  durch  d.  strafbare  Handlung  Verletzten 
in    Beziehung   auf  die    Frage    nach   d.    Zuständigkeit.      Stptbg. 
1888.    241  S. 

Oraabdanski  Isk  potespeloschawo  ot  nakasujemawo  pranoDamszenija  k 
woprosan  o  podaudnoatl  etowo  laka. 

Besobrasow,  Beobachtungen  U.Erörterungen  üb.  d.  Wirkung  d.  neuen 

Fabrikgesetzgebung  u.  d.  Fabrikinspektoren.   Stptbg.  1888.    241  S. 

Nabladenija  1  aHorbraaheniJa  otnossitelno  delstwija  nowych  fabrioznych 

uaakoDenl  1  fabricznol  nspekizü. 

Czelkow,  d.  persönl.  Standes-  u.  Vermögens-R.  d.  Bauern-  u.  Wolost- 

gerichte.     Moskau  1888. 

O  prawach   llcznych  krestjan  po  asoatojanlju  1  Imuazczeatwu  1  wolost- 
noi  asud. 
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Czerwinski,  Verzeichnis  d.  jetzt  geltenden  Verträge  Russlands  mit 
anderen  Staaten  über  nichtpolit.  Fragen.     Stptbg.  1888.     100  S. 

Pereczen  nynedeistwujuszczich  traktatow,  sakljuczennych  Rossijei  i  dm- 
gimi  goasudarstwami  po  woprossam  ne-politiczeskim. 
Ewreinow,  der  czin  im  Zivildienste  in  Russland.    Historischer  Ab- 
riss.     Stptbg.  1888.     116  S. 

Grashdanskoje  czinoproiswodstwo  w  Rossii. 
Florinski,  Denkmäler  d.  gesetzgebenden  Thätigkeit  d.  Zaren  Duszan 
von    Serbien.     Chrysobellen ,    das    serb.  Gesetzbuch ,    Sammlung 
byzantinischer  Gesetze.     Kiew.     XII  u.  491,  225  u.  XXXIII  S. 

Pamätniki  sakonodatelnoi  dejatelnosti  Duszana  zarä  serbon  e  grekow. 
Chrisowully,  serbski  sakonnik,  sborniki  wisantiskich  sakonow. 
Foinizki,  d.  Lehre  von  d.  Strafe  in  Verbindung  mit  d.  Gefängnis- 
kunde.    Stptbg.  1889.    500  S. 

Uc2enije  o  nakasanü  w  swäsi  s  tjurmowedenijem. 

Golzew,  Erziehung,  Moral  u.  Recht.     Moskau  1889.     164  S. 

Wospitanije,  nrawstwennost,  prawo. 

Goranowski,  prakt.  Anleitung  f.  Untersuchungsrichter.     Allg.  Teil. 
Stptbg.  1889.     VIII  II.  175  S. 

Prakticzeskoje  sukowodstwo  dlä  ssudebnych  sledowatelei. 
Gubarew,  Entwurf  einer  Zivilverwaltung  für  Russland.     Cud  1888. 

Projekt  grashdanskawo  uprawlenlia  w  Rossii. 

Günzburg,  d.RuskajaPrawda.  Stptbg.1888.  Ausg. m. Wortverzeichnis. 
Holmsteen,    histor.    Abriss    d.    russ.    Konkursverfahrens.     Stptbg. 
1888.     292  S. 

Lstoriczeski  oczesk  ruskawo  konkursnawo  prozessa. 
Jassinski,  Geschichte  d.  Magna  Charta  iml3.  Jahrh.  Kiew  1889.  60 S. 

Istorija  Welikol  chartii  w  XIII  weke. 
Jefimow,   d.  Verantwortlichkeit   d.  Schuldners  nach  r.  R.     Stptbg. 
1888.    300  S. 

Possilnaja  otwetstwennost  dolstnicka  po  rimskomu  prawii. 
Kläczin,  d.  polit.  Körperschaften  u.  d.  polit.  Organisation  Frank- 
reichs im  16.  Jahrhundert.     Kiew  1888. 

Politiczeskija  ssobrauija  i  organisazija  politiczeskaja  wo  Franzi!  w  XVI. 

Koni,  Reden  vor  Gericht  aus  d.  Jahren  1868 — 1888.   Anklagereden, 

Ermahnungen  an  d.  Gesciiworenen,  Kassationsgutachten.    Stptbg. 

1888.     745  S. 

Saudebnyja  reczi  1868—1888.    Obwinltelnyja  reczi,  rukowodäszczija  na- 
patstwija  prishäshnym,  kassazionnyja  sakijuczenija. 

Korff,  P.,  d.  Nöte  d.  örtl.  Verwaltung.     Stptbg.  1888.     125  S. 

Beishaiszija  nushdy  mestnawo  uprawlenlja. 
Kuplewaski,   d,  Staatsdienst  nach  d.  Theorie  u.  d.  geltenden  R, 
Englands,  Frankreichs,  Deutschlands  u.  d.  cisleithanischen  Oester- 
reichs.     Charkow  1888. 

Gossudarstwennaja  slushba  w  teorii  i  w  deistwujusz  czem  prawe. 
Kwaczewski,    d.  Grundzinsordnung  in  d.  westl.  u.  weissruss.  Go- 
nots.     Mit  Erläuterung  aus  Entscheidungen  u.  Ergänzungen  aus 
anderen  Gesetzen.     Warschau  1888.     303  S. 

Poloshenije  o  posemelnom  ustroistwe  sselskich  wecznych  czinazewckow 
w  gTibernljach.  sapodnych  i  beloruskich  s  objasuenijamir. 

Laczkarew,  d.  Kirchen-R.  in  seinen  Grundlagen,  Arten  u.  Quellen. 
2.  Aufl.    Kiew  1889. 

Prawo  zeskownoje  w  jewo  osnowach,  widacb  i  istocznikach. 

Loewensohn,  S. ,    z.  Frage    über  d.  strafrechtl.  Verantwortlichkeit 
d.  Aerzte.     Odessa  1888. 

K  woprossu  ob  ugolownoe  otwetstwennosti  wraczei. 

Lwow,  D.,  Kursus  d.  (russ.)  Finanz-R.     Kasan  1888.     520  S. 

Kurs  finanasowawo  prawa. 
Martens,    F.,    d.  moderne  internationale  R.  d.  zivilisierten  Staates. 
2.  verb.  Aufl.     Stptbg.  1888.     Bd.  II  570  S. 

Saowremennoje  meshdunarodnoje  prawo  zivilisowannych  narodow. 

Martynow,  R.  u.  Pflichten  d.  Geschworenen.     Stptbg.  1888.    103  S. 
Prawa  i  obäsannosti  prissäshnych  sassedatelei. 
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Morgulis,  Fragen  aus  d.  Leben  d.  Hebräer.     Stptbg.  1889. 

Woprosty  o  jewreiskol  shisnl. 

Muchin^  d.  übliche  Erb-R.  der  Bauern.  Zur  Frage  über  d.  Ver- 
hältnis d.  Rechtsgewohnheiten  d.  Volkes  zum  neuen  Gesetzbuch. 
Stptbg.  1888.    333  S. 

Obyczuoje  prawo  nasledstwa  krestjan. 
Naumow,   d.  R.    d.    im  Militärdienst  Stehenden   als  Krieger  u.  als 
Bürger.     Stptbg.  1888. 

Prawa  wojennoslushaszczawo  kak  woina  i  kak  grashdanina. 
Neczajew,  Zweck,  Bedeutung  u.  Anwendung  d.  Verordnung  über 
d.  Ehrengericht  in  d.  preuss.  Armee.     Stptbg.  1888. 

Zel  snaczenlje  1  primenenije  Poloshenlja  o  ssude  czesti  w  pruskoi  armii. 
Notkin,  d.  Versicherung  d.  Vermögens   nach  russ.  R.     Eine  Unter- 
suchung.    Kiew  1888.     LVI  u.  325  S. 

Strachowanlje  imuszczestw  po  ruskomu  sokonodatelstwy  Issledowanije. 
Prugawin,   d.   russ.  Landgemeinde   nach  d.  Arbeiten  d.  örtlichen 
Forscher.     Moskau  1888.     V  u.  297  S. 

Buskaja  semelnaja  obszczina  w  tondach  jeja  mestnych  issledowanije. 
Pukalow,  d.  Feststellung  d.  Strafe.     Charkow  1887. 

Ob  opsedelenil  nakasani  po  preatuplenijam. 
Rennenkampfl\  P.,  juristische  Encyklopädie.     Kiew  1889. 

Jurldiczeckaja  enziklopedija. 
Saleski,  Kompetenzkonflikte  u.  andere  Rechtsfragen  nach  d.  Ent- 
scheidungen d.  Warschauer  Gerichtshofes.     Stptbg.  1888. 
Savserski,   d.  R.  d.  rechtgläubigen  griechisch-orientalischen  russ. 
Kirche    als   Gegenstand    einer  speziellen  juristischen    Disziplin. 
Moskau  1888.     143  S. 

Prawo  prawoslawnoi   greko-wostocznoi   rossiskoi  zerkwi,  kak  predmet 

spezialnoi  juridiczeskoi  nauki. 

Senat.     Protokolle  u.  Verfügungen  d.  Senats  aus  d.  Zeit  Peters  d.  Gr. 

Hrsg.   V.   d.  k.  Akademie  d.  Wissenschaften  unter  Redaktion  v. 

Dubrowin.     Bd.  III   1.   2.    1713.     Stptbg.    1888.     35   u.    1571   S. 

Bd.  IV  1.  1714. 

Protokoly    Senata.     Doklady   i    prigowory    Senata  ssostojaszczijessä   w 
zarstw  Petra  Welikawo. 
Ssamok  wasso w,  Geschichte  d.  russ.  R.   Universitätskursus.   I.  Heid- 
nische Epoche.     Warschau  1888.     400  S. 

Istorija  ruskawo  prawa.    Universitetski  kurs.    I.  Jasyczeskaja  epocha. 
Ssasonow,  d.  ünveräusserlichkeit  d.  Bauerländereien  im  Zusammen- 
hang mit  d.  staatswirtscli.  Programm.   Stptbg.  1889.   XIV  u.  306  S. 
Neotczushdajemost  krestjanskich  semel  w  swäsi  s   gossudarst,   wenno- 
ekonomiczeskoju  programmoju. 
Storoshenko,  d.  westruss.  Provinzialtage  in  d.  zweiten  Hälfte  d. 
17.  Jahrhunderts.     Kiew  1888. 

Sapadnorusklje  provinzlalnyje  sseinaiki  wo  wtoroi  polowine  XVII  weka. 
Szczeglow,    Moral    u.  R.  in  ihren  gegenseitigen  Beziehungen.     Ja- 
roslawl  1888.     128  S. 

Nrawstwennost  i  prawo  w  jich  wsaimnych  otnoszenljach. 
Szerszenewicz,   System   d.   Handelsgeschäfte.     Kritik  d.  Grund- 
begriffe d.  Handels-R.     Kasan  1888.     346  S. 

Slstema  torgowych  deistwi.   Kritlka  oanownych  ponäti  torgowawo  prawo. 

—  Kursus  d.  Handels-R.     I.   Materielles  R.     Kasan  1888.     160  S. 

Kurs  torgowawo  prawa.    I.  Materialnoje  prawo. 

Szimanowski,d.örtl.  Gesetze  Bessarabiens.  Odessa  1888.  78  u.  175  S. 

Mestuyje  sakony  Bessarabil. 

Thalberg,  d.  Zivilklage  im  Strafverfahren  oder  d.  vereinigte  Pro- 
zess.     Kiew  1888.     X  u.  212  S. 

Grashdanski  isk  w  ugolownotn  ssude  ili  ssojedinenny  prozess. 

—  d.  Patronat  in  Russland.     Odessa  1888.     71  S. 

Patronat  w  Bossii. 
Tarassow,   kurzer  Abriss  d.  Wissenschaft  d.  Verwaltungs-R.     Ein- 
leitung u.  allgemeiner  Teil.     Jaroslawl  1888.     XVII  u.  386  S. 

Kratki  oczerk  nauki  admiuistrationawo  prawa.  Bbedenije  1  obszczaja  czast. 
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Wladimir ow,  d.  Lehre  von  d.  Beweismitteln.  Allgemeiner  Teil. 
2.  ergänzte  Aufl.     Charkow  1888.     248  S. 

Uczenije  ob  ugolownych  dokasatelstwach.     Obszczaja  czast. 
—  Lehrbuch  d.  russ.  Straf-R.     Allgem.  Teil.    Charkow  1889.    253  S. 

üczebnik  ruskawo  ugolownawo  prawa.     Obszczaja  czast. 
Wladimirski   Budanow,    Abriss    d.  Geschichte  d.  russ.  R.     2.  er- 
gänzte Auil.     Kiew  1888.     XXVI  u.  524  S. 

Obsor  istorii  ruskawo  prawa. 

Zitowicz,  d.  Seehandels-R.    Kiew  1889. 

Morskoje  torgowoje  prawo. 

Uebersetzungen. 

Baron,  System  d.  röm.  Zivil-R.  Uebers.  v.  Petrashizki.  1.  u.  2.  Lfg. 
Kiew  1888.     222  S. 

Beccaria,  dei  delitti  e  dei  peni,  übersetzt  u.  mit  einer  Abhandlung 
über  d.  Bedeutung  Beccarias  in  d.  Wissenschaft  u.  in  d.  Ge- 
schichte d.  russ.  R.  versehen  v.  Belikow.    Charkow  1889.    232  S, 

Moddermann,  d.  Rezeption  d.  röm.  R.  übers,  v.  Kamink.  Stptbg. 
1888.     116  S. 

Sohm,  Institutionen  d.  r.  R.  übers,  v.  Neczajew.  Moskau  1888. 
XVI  u.  411  8. 

Willems,  röm.  Staats-R.  übers,  aus  d.  Französischen.  I.  Kiew 
1888.     XV  u.  434  S. 

Gesetze,  Verordnungen,  Entscheidungen. 

Alphabetisches  Verzeichnis  d.  Entscheidungen  d.  Krim.-Kass.-Dep.  d. 
Senats  1874—1886  zusammengest.  v.  Orlow.   Stptbg.  1888.    450  S. 

Alfawitny  sbornik  tesissow  ugolow^nawo  kass.  dep.  pr.  Senata. 
Andogski,  Gesetze,  Verordnungen,  Senats-  u.  ministerielle  Entschei- 
dungen in  Beziehung  auf  d.  Landschaften,  nebst  d.  Städteordnung. 
Stptbg.  1888. 

Sbornik  usakoneui,  otnoshäszczichsä  do  semskich  uczeshdeni,  sso  wkljuc- 
zenijena  reszeni   Pr.  Senata  i  prawltelstewennych  rasporäsheni  i  ss  priloate- 
nijem  gorodowawo  poloshenija. 
Gesetze  über  d.  Juden.     Auszug   aus   d.  Gesetzbuch  d,  russ.  Reichs 
u.  aller  Gesetze  über  d.  Juden.     Charkow  1889.     290  S. 

Sakony   o  jewrejach.     Sbornik  iswleczeni  is  swoda  sakonow  Rossiskoi 
imperii  deistwujuszczich  o  jewrejach  postanowleni. 
Mysz,    d.  Ausländer   in  Russland.     Sammlung  d.  Gesetze,  Verträge 
u.  Konventionen  mit  Erläutergn.     Stptbg.  1888.     XXXII  u.  582  S. 
Ob  inostranzach  w  Eossii.    Sbornik  usakoneni,  traktatow  i  konvenzi  s 
otnossäszczimi  prawit  i  sudebnymi  rasjasnenijami. 
Ordnung    der    Handels-    u.    Gewerbesteuern    u.    andere  Gesetze   über 
Handels-  u.  Gewerbebetrieb  v.  Papkow.     Stptbg.  1888. 

Polosbenije  o  poszlinoch  sa  prawo  torgowli  i  promyslow  i  drugija  usa- 
konenija  o  proiswodwste  torgowli  i  promyszlennosti. 
Sammlung    d.    Gesetze    u.    Verordnungen    über   d.  Waldschutz  u.   d. 
Erhaltung  d.  Wälder  v.  Korsch.     Stptbg.  1888. 

Sbornik  sakonopolosheni  o  sberesbenii  i  ochranenil  lessow. 

Städteordnung  hrsg.  v.  Myzs.     Stptbg.  1888. 

Gorodowoje  poloshenije. 
Systematische    Sammlung   von    Thesen    u.  Auszügen    aus  den  Kass.- 
Entscheidungen  d.  Senats,  des  I.  u.  d.  Kass.-Depart.,  der  Kass.- 
Departements  von  1866 — 1886  v.  Czernäwski.     Shitonier  1888. 
Sist.  sbornik  polosheni  i  iswleczeni  is  kass.  reszeni  Dep.  Senata. 
Verzeichnis    d.    Entscheidungen    d.    Kass. -Senats:    Privat- R.    u.  Zivil- 
prozess  1866—1886  v.  Ssokolow  u.  Behrmann.  _  Stptbg.  1888. 

Swodny  postateini  ykasatel  kass.  reszeni. 
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A.  Besprechungen. 


I.  Allgemeines. 

Litteratur  über  die  juristische  Ausbildung. 

(Vgl.  oben  S.  223  -  Nr.  28  -  u.  S.  133.) 

29)  Grueber,  E.  Das  r.  R.  als  Teil  des  Rechtsunterrichts 
an  den  engl.  Universitäten.  (Holtzendorffs  Zeitfragen.  N.  F. 
III,  48.)  52  S.  Hamburg,  Verlagsanstalt.  1  M.  30)  Erlebtes 
aus  Schule,  Hochschule  und  Amtsstube.  Aus  meiner  Gym- 
nasial-, Universitäts-  und  Dienstzeit.  Von  einem  jüngeren 
Beamten.    2.  Tausend.    72  S.    Leipzig,  Fock.    1888,  1889.    1  M. 

Wiederum  zwei  Schriften  über  die  „juristische  Ausbildung*. 
Fast  möchte  man  glauben,  die  Frage  sei  „erschöpfend"  —  in  jedem 
Sinne  —  behandelt  und  das  „der  Worte  sind  genug  gewechselt, 
lasst  uns  nun  endlich  Thaten  sehen"  ausrufen.  Und  doch  bieten 
beide  Schriften  Neues.  Nr.  29  schildert  (ähnlich  wie  die  unter 
Nr.  10  besprochene  Schrift  Bd.  VI  S.  241)  das  professional  und 
tutorial  System  im  engl.  Rechtsunterricht,  zeigt  wie  das  röm.  R. 
kraft  seiner  schulenden  Bedeutung  immer  mehr  Aufnahme  an 
den  engl.  Universitäten  findet,  streift  die  „jurisprudence",  die  im 
Anschluss  an  Holland  und  Markby  (C.Bl.  II,  201  ff.)  gedacht 
wird  und  hebt  in  eingehender  Erörterung  die  Vorteile  des  engl, 
vielseitigen  und  belebenden,  theoretischen  und  praktischen,  syste- 
matischen und  exegetischen  Rechtsunterrichts  hervor.  Die  Nutz- 
anwendung auf  Deutschland  betrifft  etwa  folgende  Punkte:  1.  Bei 
Berufungen   sei  mehr  auf  die  Lehrfähigkeit  zu  sehen.     2.  ,Ver- 
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edelung"  des  Lehrvortrages  (Lehrbücher,  die  im  Sinne  Puchtas 
Lesebücher,  offizielle  Grundlage).  3.  Gegenseitige  Berührung  von 
Lehrenden  und  Lernenden  (Diskussionen,  Bedeutung  der  Enzyklo- 
pädie). 4.  Nach  Einführung  des  B.G.B.  neben  Institutionen  in 
den  ersten  Semestern  Straf-  und  Staats-R.  5.  Alles  ohne  Erfolg, 
wenn  nicht  fachmännische  Kommision  in  allen  Disziplinen  ernst 
prüft,  ähnlich  wie  in  Bayern  und  in  Oxford.  Nr.  80  hat  einen 
jüngeren,  ideal  angelegten  Beamten  zum  Verfasser,  welcher 
den  systematischen  Zusammenhang  zwischen  Schule,  Universität 
und  Amt  in  einheitlicher  Untersuchung  darthun  will.  Dem- 
gemäss  finden  wir  im  ersten  Teil  persönliche  Erlebnisse  und 
Beobachtungen:  1.  Aus  der  Gymnasialzeit  (decrescendo  der 
Leistungen,  da  statt  geistiger  Einführung  grammatikalisches 
Einerlei  geboten  wurde).  2.  Aus  der  Universitätszeit  zu  X.  Y.  Z. 
und  zu  Heidelberg,  zuerst  in  einer  Burschenschaft,  später  im 
Korps,  schliesslich  an  letztgenanntem  Orte  und  in  Z.  „echtes 
Studentenleben,  charaktervolles,  förderndes  Zusammensein  junger 
Geister".  Als  Konsequenz  und  Reflexion  hat  sich  beim  Verf. 
ein  herbes  Urteil  gegen  die  Korps  ergeben  („angeblich  vornehme 
Blasiertheit  einer  verlebten  jeunesse  doree  —  Gefahr  des  Zusammen- 
haltes der  Korpsstudenten  in  der  späteren  Laufbahn  —  Gefahr 
des  Eindringens  derartiger  Ideale  in  das  Amtsleben  nach  Aus- 
sterben des  älteren  Beamtenstandes !).  3.  Im  Vorbereitungsdienst 
ist  Verf.  durch  die  Trockenheit  der  Juristen  enttäuscht.  Der 
Beamtennachwuchs  erscheint  ihm  „zu  10  Proz.  Streber  unter 
allen  Umständen  (wovon  '/lo  zur  Verwaltung  gehen),  10  Proz. 
junge  Männer  mit  noch  anderen  als  rein  juristischen  Interessen. 
Den  übrigen  80  Proz.  ist  das  Amt  melkende  Kuh".  —  Die 
positiven  Vorschläge  des  zweiten  Teiles  sind  scharf  gesondert: 
L  Für  die  Kultusverwaltung  (soll  heissen  „Unterrichts Verwal- 
tung"). A)  Das  Gymnasium  betr. :  Vergeistigung  und  Vereinfachung 
des  klassischen,  Verinnerlichung  des  Geschichtsunterrichts,  Ver- 
mehrung der  modernen  Studien  etc.  B)  Die  Hochschulen  betr.:  sorg- 
samere Ueberwachung  der  Verbindungen.  II.  Für  die  juristische 
Ausbildung.  A)  Erschwerung  des  Referendariatsexamens,  Fortfall 
der  Wahl  des  Gebietes  für  die  schriftliche  Arbeit,  Einbeziehung 
allgemein  bildender  Studien.  B)  Für  den  Vorbereitungsdienst 
besonders  Verlängerung  der  Beschäftigung  bei  dem  Oberlandes- 
gericht. III.  Den  Beamtennachwuchs  selbst  betr.:  mehr  Ideale, 
mehr  Selbstdisziplin,  mehr  Achtung  fremder  Ueberzeugung,  mehr 
Männlichkeit!  IV.  Für  die  Väter  studierender  Söhne  und  diese 
selbst:    Einschränkung  des  Wechsels,    Gewährung  der  Mittel  zu 
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grösseren  Reisen,  Vermeidung  des  verflachenden  Luxus  —  keines- 
wegs soll  froher  Lebensgenuss  in  vernunftgemässen  Grenzen  ver- 
worfen werden.  Redaktion. 

Pestschrift    zum   fünfzigjährigen   Doktorjubiläum   von 
R.  V.   Gneist   (vgl.    oben  S.  170),   überreicht   von   der 
juristischen    Fakultät    der    Universität    Breslau 
(Brie,    S.      Die    gegenwärtige    Verfassung    Frankreichs. 
Seuffert,   H.      Mitteilungen    aus    dem    ital.    Strafgesetz- 
entwurf.)   Breslau,  Schletter.     1888.     222  S.     5  M. 
Die  beiden  Abhandlungen  der  Festschrift  haben  das  gemein- 
sam, dass  sie  den  Gegenstand  ihrer  wissenschaftlichen  Erörterung 
unmittelbar  aus  dem  Leben  der  Gegenwart  herausgreifen. 

1.  Brie  schildert  die  bisher  staatsrechtlich  nicht  gewürdigte 
gegenwärtige  Verfassung  Frankreichs.  Aus  einem  kurzen  ge- 
schichtlichen Ueberblick  (S.  5—14)  ergibt  sich,  dass  Frankreich, 
welches  dereinst  so  vielen  Staaten  durch  seine  Konstitutionen  das 
Vorbild  geboten,  jetzt  einer  Verfassungsurkunde  entbehrt.  Das 
R.  der  dritten  Republik  beruht  auf  einzelnen  Gesetzen,  die  weder 
von  „Grund-R."  noch  von  ;, Volkssouveränität"  sprechen,  freilich 
durch  frühere  Gesetze  zu  ergänzen  sind.  Der  Hauptteil  (S.  21  ff.) 
behandelt  die  Organe  der  Republik  nach  ihrer  staatsrechtlichen 
Bedeutung:  1.  den  Präsidenten  und  die  Minister,  2.  die  Kammern, 
3.  die  Nationalversammlung  im  Anschluss  an  Lebon  (C.Bl.  VL 191)^ 
Simonet  (C.Bl.  VL  343)  u.  a.  Die  Verfassung  erscheint  als 
republikanisch -demokratisch,  alle  Organe  gehen  irgendwie  aus 
dem  allgemeinen  Stimmrecht  hervor,  der  repräsentative  Gedanke 
ist  streng  verwirklicht,  die  „Sonderung  der  Gewalten"  nur  mit 
erheblichen  Modifikationen  durchgeführt ,  die  Präsidentenwahl 
und  Verfassungsgesetzgebung  den  zur  Nationalversammlung  ver- 
einigten Kammern  vorbehalten. 

Alle  Bestimmungen  sind  nicht  aus  einer  fertigen  Doktrin, 
sondern  aus  provisorischen  Gestaltungen  und  Kämpfen  erwachsen. 
Verf.  charakterisiert  sie  als  einen  Kompromiss  zwischen  den  An- 
schauungen der  gemässigten  Republikaner  und  den  Bestrebungen 
der  Anhänger  einer  konstitutionell-parlamentarischen  Monarchie 
und  betont  überall  —  Verwerfung  des  Plebiszits,  Stellung  des 
Senats,  Unverantwortlichkeit  des  Präsidenten  —  neben  dem 
demokratischen  Grundgedanken  den  aristokratisch-monarchischen 
Geist  dieser  Verfassung. 

2.  H.  Seuffert  gibt  in  seinen  „Mitteilungen"  eine  voll- 
ständige, fesselnde  und  auch  für  den  NichtSpezialisten  ansprechende 
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Erörterung  des  italien.  Strafgesetzentwurfs  Zanardelli,  dessen 
Charakteristik  oben  S.  74  bereits  kurz  erfolgte  (siehe  auch 
unten  S.  360).  Ausgehend  von  der  Bedeutung  Italiens  für  das 
Rechtsleben  aller  Völker  führt  er  die  zwanzigjährigen  Bestrebungen 
zur  Erlangung  der  Einheit  des  Straf-R.  vor  und  behandelt  sodann 
alle  Bestimmungen  dieses  Strafgesetzbuchs,  die  von  allgemeinerem 
Interesse,  die  Zweiteilung  der  Delikte,  das  internationale  Straf-R., 
die  ignorantio  juris,  Trunkenheit,  Versuch,  die  nicht  gebilligten 
Sätze  über  Notwehr  etc.  (S.  100—187).  S.  188—222  wird  ein 
kurzer  Ueberblick  über  den  besonderen  Teil  geboten.  Am  ein- 
gehendsten werden  (S.  112—137)  die  Strafmittel  selbst  behandelt; 
dieser  Abschnitt  des  Gesetzbuchs  zeigt  in  der  That,  wie  z.  B. 
hinsichtlich  des  Verweises,  der  Strafaussetzung  bedeutsame  Neue- 
rungen. Die  Paragraphen  über  das  internationale  Straf-R.  (S.  107) 
und  über  den  Missbrauch  der  geistlichen  Gewalt  (S.  200)  werden 
wörtlich  (Text  und  Uebersetzung)  mitgeteilt,  auf  die  Gruppierung 
der  Delikte  nach  ihrer  Triebfeder  für  den  Rückfallsbegriff  in 
sieben  Gruppen  (S.  184)  näher  eingegangen.  Ueberall  ruhige 
und  selbständige  Prüfung,  an  einzelnen  Stellen  Widerspruch,  im 
ganzen  die  Anerkennung,  dass  dieses  Strafgesetzbuch  einen  ge- 
waltigen Fortschritt  darstellt  „in  der  Erkenntniss  der  Leiden- 
schaften und  Schwächen  des  Menschengeschlechts,  sowie  in  der 
Behandlung  der  fehlhaften  Menschen." 

S.  benutzt  die  Gelegenheit,  mehrfach  seine  Meinung  über 
wichtige  Streitfragen  des  deutschen  Straf-R.  anzudeuten,  so  z.  B. 
in  bezug  auf  die  Lehre  vom  Vorsatz,  der  mildernden  Umstände, 
Realkonkurrenz  u.  a.  m.  (z.  B.  S.  167  für  die  bekannte  Plenar- 
entscheidung des  Reichsgerichtes,  betreffend  untauglichen  Versuch, 
S.  111  für  subsidiäre  Popularklage,  S.  195  für  Verfolgung  wört- 
licher Majestätsbeleidigung  nur  mit  Ermächtigung).  Durchweg 
den  innigen  Zusammenhang  zwischen  Straf-R.  und  Kulturleben 
betonend,  gibt  Verf.  sich  als  Anhänger  der  Zwecktheorien  zu  er- 
kennen und  vertritt  offen  und  warm  die  Grundgedanken,  welche 
die  neue  kriminalistische  Vereinigung  (s.  o.  S.  276)  auf  ihre 
Fahne  geschrieben.  Vor  allem  billigt  er  eine  besondere  Behand- 
lung der  Gewohnheitsverbrechen  und  verlangt  die  Annäherung 
der  juristischen  Anschauungen  an  die  Erfahrungen  der  Gefängnis- 
beamten sowie  die  Aufnahme  der  Gefängniswissenschaft  in  den 
Rechtsunterricht.  v.  Kirchenheim. 

Wolf,  P.   Die  schweizerische  Bundesgesetzgebung.  Nach 
Materien  geordnete  Sammlung  der  Gesetze,  Beschlüsse,  Ver- 
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Ordnungen  und  Staatsverträge  der  schweizer.  Eidgenossen- 
schaft sowie  der  Konkordate.   Hrsgb.  und  mit  Anmerkungen 
versehen.   Basel,  Schneider.    1889.    1.  Lieferung.    3  Fr.  50. 
Bei  der  ausserordentlichen  Fruchtbarkeit  der  modernen  Ge- 
setzgebung ist  es  schwer,  die  Gesetzverordnungen  aus  allen  Ge- 
bieten stets  vor  Augen  zu  haben.   Dies  gilt  auch  von  der  Schweiz. 
Es   war  deswegen  ein   sehr   glücklicher  Gedanke  des  Verf.,   die 
Bundesgesetzgebung  materienweise  zusammenzustellen.    Nach 
der    1.  Lieferung  (S.  1 — 160)  zu   urteilen,    darf  gesagt  werden, 
dass  die  Arbeit  rationell  sein  wird  und  dass  sie  einem  wirklichen 
Bedürfnisse  entspricht.   Es  darf  dies  um  so  mehr  betont  werden, 
als  Verf.  in  den  Anmerkungen  auf  die  korrespondierenden  Normen 
der  übrigen  Gesetze  und  Verordnungen  verweist.  Meili. 


II.  Rechtsgeschichte. 

Post.  Einleitung  in  das  Studium  der  ethnologischen. 
Jurisprudenz.  Oldenburg,  Schulze.  1886.  53  S. 
Der  Verf.  verfolgt  den  Zweck,  die  ethnologische  Jurisprudenz 
ihrer  Berechtigung  und  Methode  nach  anderen  Richtungen  gegen- 
über sicher  zu  stellen.  Er  untersucht  zunächst  eingehend  die 
vielverbreitete  Behandlung  des  Rechtslebens  vom  individual- 
psychologischen Gesichtspunkt,  welcher  sich  für  die  Erklärung  des 
Rechtslebens  als  unzulänglich  erweist.  Hierauf  schreitet  der  Verf. 
zur  positiven  Bestimmung  der  richtigen  (induktiven)  Methode, 
die  er  an  der  Institution  der  Leviratsehe  exemplifiziert.  Zum 
Schluss  werden  einige  beachtenswerthe  Grundsätze  der  rechts- 
vergleichenden Forschung  entwickelt,  u.  a.  bezüglich  ihres  Ver- 
hältnisses zur  Rechtsgeschichte  und  der  ethischen  Beurteilung 
ihres  Forschungsmaterials.  Dargun. 

RudorfT.     Kamporitsu    oder   Hiakkajo.      Ein    japanisches 
Rechtsbuch  ans  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts.  Berlin, 
Müller.    XXII  u.  45  S.  u.  8  Tafeln.     2  M.  40  Pf. 
Der  Verf.  schildert  zunächst  in  der  Einleitung  die  Entstehungs- 
geschichte   des    1740  — 1767    verfassten    Gesetzes,    welches    im 
1.  Kapitel   die  Vorschriften  über  Zuständigkeit   und  Verfahren, 
im  2.  die  Straf  bestimmungen,  im  3.  die  Strafvollstreckung  regeln 
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will.  Doch  werden  materielles  R.  und  Prozess,  öffentliches  und 
Privat-R.  nicht  strenge  auseinandergehalten.  Das  Gesetz  ist  nur 
verständlich,  wenn  man  die  höchst  komplizierte,  auf  wechsel- 
seitiger Aufsicht  der  Bevölkerung  und  Sonderung  derselben  nach 
Lebens-  und  Berufsklassen  beruhende  Verfassung  des  Landes 
kennt.  R.  teilt  in  der  Vorrede  das  Nötige  mit  und  entwirft 
hierauf  ein  übersichtliches  Bild  des  überraschend  reichen  Stoffes 
der  Quelle.  Dasselbe  gestattet  einen  tiefen  Einblick  in  das 
japanische  Privat-R.  und  erwähnt  eine  lange  Reihe,  ja  die  über- 
wiegende Zahl  der  privatrechtlichen  Institutionen  des  modernen  R. 
Das  Privat-R.  findet  sich  im  „Kamporitsu"  im  engsten  Zu- 
sammenhang mit  dem  Straf-R. ,  da  auch  die  Verletzung  privat- 
rechtlicher Pflichten  als  strafbar  galt.  Weit  ausführlicher  ver- 
weilt das  Eechtsbuch  beim  eigentlichen  Straf-R.  Das  Strafen- 
system ist  ein  relativ  sehr  vollkommenes;  es  enthält  zahlreiche, 
selbst  dem  modernen  Kriminalisten  interessante  Distinktionen 
und  unterscheidet  Todes-,  Leibes-,  Freiheits-,  Vermögens-  und 
Ehrenstrafen  in  grosser  Mannigfaltigkeit.  Teilnahme  am  Ver- 
brechen, Anstiftung,  Beihilfe  und  Begünstigung,  in  geringerem 
Masse  auch  der  Versuch,  erfahren  eine  besondere  gesetzliche  Be- 
handlung ;  ebenso  die  Milderungs-  und  Strafausschliessungsgründe 
(Wahnsinn,  Trunkenheit,  jugendliches  Alter,  Blindheit  u.  s.  w.), 
sowie  Erschwerungsgründe  (z.  B.  Rückfall).  Die  einzelnen  Straf- 
thaten,  sowohl  gegen  Staat  und  Regierung,  als  gegen  Privat- 
personen werden,  teilweise  sogar  in  kasuistischer  Ausführlichkeit, 
behandelt;  bei  aller  durch  die  gekünstelte  Verfassung  erzeugten 
Seltsamkeit  und  Kompliziertheit  findet  sich  doch  auch  hier  eine 
grosse  Menge  gesunder  und  origineller  Gedanken,  welche  nicht 
nur  für  die  vergleichende  Rechtswissenschaft,  sondern  auch  für 
die  Strafrechtswissenschaft  als  solche  von  hervorragendem  Interesse 
sind.  —  Die  üebersetzung  ist  klar  und  verständlich ,  die  bei- 
gefügten Tafeln  schildern  die  üblichen  Brandmale  und  Werkzeuge 
der  Hinrichtungen.  Dargun. 

Matthiass,  B.  Die  Entwickelung  des  röm.  Schiedsge- 
richts. Rostock,  Stiller.  1888.  149  S.  2  M.  50  Pf. 
Der  Verf.  beginnt  mit  einigen  Hypothesen  über  das  Schieds- 
gericht der  ältesten  Zeit.  Dasselbe  soll,  jedenfalls  vorwiegend, 
die  Form  eines  Wettgerichtes  gehabt  haben  (sei  es  nun,  dass 
der  Einsatz  an  die  Gegenpartei  oder  an  den  auch  für  die  Zwangs- 
vollstreckung eintretenden  Schiedsrichter  fiel).  Hieraus  hätten 
sich,  vermöge  der  Umgestaltung  des  pontifikalen  Schiedsgerichts 
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zu  einem  staatlichen  Gericht,  die  ältesten  Prozessformen  der 
legis  actio  sacramenti  und  das  agere  per  sponsionem  entwickelt. 

Das  erste  Eingreifen  des  Prätors  in  das  durch  Volkssitte 
entwickelte  Institut  vollzog  sich  durch  die  Verheissung  von 
Zwangsmassregeln  gegen  den  arbiter,  der  ein  receptum  geschlossen 
hat  und  keine  sententia  halten  will.  Diese  Zwangsgewährung 
war  abhängig  davon,  dass  ein  beiderseitiges,  gleichmässiges,  rechts- 
beständiges compromissum  mit  Strafversprechen  (mittels  stipu- 
latio  oder  pactum  und  pignus)  vorlag.  Zur  Rechtsbeständigkeit 
ist  hauptsächlich  nötig:  Fähigkeit  der  Parteien  und  des  arbiter, 
sowie  genügende  Bestimmtheit  des  compromissum.  Diese  Er- 
fordernisse werden  vom  Verf. 'im  einzelnen  untersucht  und  dabei 
speziell  einige  besondere  Fälle ,  wie  das  bedingte  Kompromiss 
und  die  Kollektivernennung,  besprochen.  Was  den  Ausschluss 
gewisser  Streitsachen  vom  schiedsgerichtlichen  Ausgleich  betrifft, 
so  ist  hier  überall  nicht  bloss  der  Zwang  gegen  den  arbiter 
sondern  auch  die  poenae  executio  ausgeschlossen  (Beisp.  Krimi- 
nalsachen, Statussachen,  Tutelsachen).  Ueber  den  Gang  des  Ver- 
fahrens im  einzelnen  (Erscheinungspflicht  der  Parteien,  Vertretung, 
Art  und  Weise,  in  der  der  arbiter  die  sententia  zu  halten  hat, 
Stellung  desselben  zum  objektiven  Rechte)  entscheiden  in  erster 
Linie  die  grundlegenden  Verträge,  bezw.  der  mutmassliche  Sinn 
derselben.  Insbesondere  basiert  die  ganze  Sicherung  des  Ver- 
fahrens wie  des  Urteils  vorwiegend  auf  dem  gegenseitigen  Straf- 
versprechen, Nur  in  einzelnen  Punkten  greifen  subsidiäre  oder 
zwingende  objektive  Rechtssätze  ein,  letztere  beispielsweise  in 
bezug  auf  den  Inhalt  der  sententia,  sofern  derselbe  zu  keiner 
Handlung,  welche  contra  bonos  mores  wäre,  verurteilen  darf, 
ferner  bez.  der  Exzeption  des  arbiter. 

Die  Reforni  Justinians  bestand  in  erster  Linie  in  einer  An- 
erkennung weiterer  Fälle,  in  denen  die  sententia  arbitri 
klagweise  verwirklicht  werden  konnte,  so  bei  der  eidlichen 
Bestärkung  des  nicht  durch  Konventionalstrafe  gesicherten  Ver- 
sprechens, dass  man  sich  an  die  sententia  halten  wolle,  und 
ferner  bei  der  nachträglichen  ausdrücklichen  oder  stillschweigen- 
den Anerkennung  der  sententia  durch  die  Parteien.  Ausserdem 
hat  Justinian  noch  eine  Reihe  von  Vorschriften  erlassen,  durch 
die  das  Schiedsgerichtsverfahren  merklich  dem  ordentlichen  Pro- 
zess  genähert  wurde  (Ausschluss  von  Frauen,  juramentum 
calumniae,  Verjährungsunterbrechung,  Wirksamkeit  von  Fest- 
stellungen auch  für  den  ordentlichen  Prozess). 

Zum   Schlüsse   wird   noch  geschildert,    wie  in   der  späteren 
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Kaiserzeit  aus  den  beschäftigten  Schiedsgerichten  infolge  kon- 
stantinischer Konstitutionen  ein  ausserordentliches  Spruchgericht 
hervorwuchs,  dessen  Entscheidungen  durch  die  ordentlichen  Ge- 
richte vollstreckt  wurden.  Diese  anfänglich  unbeschränkte  Gerichts- 
barkeit wurde  allmählich  wieder  eingeengt.  In  bürgerlichen 
Sachen  blieben  sie  nur  zuständig,  wenn  beide  Parteien  an  das 
bischöfliche  Gericht  provozierten.  M.  Rüraelin. 

Pfersche,  E.  Die  Interdikte  des  röm.  Zivilprozesses. 
Eine  rechtsgeschichtliche  Untersuchung.  Graz,  Leuscher 
u.  Lubensky.     1888.     159  S.     3  M.  50  Pf. 

Vermittelst  Nachweises  der  Widersprüche,  in  welche  sich 
nach  seiner  Ansicht  die  bisher  über  die  Interdikte  aufgestellten 
Ansichten  verwickeln,  sucht  der  Verf.  seine  neuen  Hypothesen 
über  die  Entwickelungsgeschichte  und  die  Bedeutung  dieses  Rechts- 
instituts im  klassischen  r.  R.  zu  begründen.  Dieselben  lassen 
sich  im  wesentlichen  in  folgende  Sätze  zusammenfassen : 

Sämtliche  Interdikte,  die  restitutorischen  und  exhibitorischen 
sowohl  wie  die  prohibitorischen,  setzen  einen  Streit,  somit  eine 
Passivlegitimation  des  Beklagten  voraus.  Der  Interdiktbefehl 
ist  eine  bedingte  Entscheidung  dieses  Streits.  Im  Sponsions- 
verfähren,  welches  eine  einfache  Fortsetzung  des  mit  der  Inter- 
diktsimpetration  begonnenen  Prozesses  bildet,  wird  darüber  ge- 
stritten, ob  die  allgemeine,  dem  einzelnen  Interdikt  zu  Grund 
liegende,  im  album  praetoris  proponierte  Norm  verletzt  worden 
sei.  Nur  in  einzelnen  besonders  stehenden  Fällen,  nämlich  bei 
den  zweiseitigen  Besitzinterdikten  (nicht  so  bei  dem  einseitigen 
secundarium  interdictum  uti  possidetis)  und  bei  den  auf  res 
extra  commercium  bezüglichen  Interdikten,  findet  sich  eine  andere 
Bedeutung  des  Interdiktbefehls,  ein  Beginn  des  Prozesses  ohne 
ausdrückliche  Bezugnahme  auf  eine  Passivlegitimation  des  Be- 
klagten. Dies  erklärt  sich  daraus,  dass  man  sich  die  zweiseitigen 
Besitzinterdikte  als  aus  dem  Vindiciendekret  entstanden,  also 
ursprünglich  in  unmittelbarem  Zusammenhang  mit  dem  Eigen- 
tumsstreit stehend,  zu  denken  hat,  und  dass  die  Interdikte  zum 
Schutz  der  res  extra  commercium  zu  ihrer  Voraussetzung  eine 
populäre  operis  novi  nuntiatio  hatten.  —  Hervorgegangen  denkt 
sich  der  Verf.  die  Interdikte  aus  einem  amtsrechtlichen  Verfahren 
und  zwar  in  der  Weise,  dass  sie  den  Zweck  hatten,  eine  ursprüng- 
lich dem  Beamten  obliegende  Sachentscheidung  und  Exekution 
in  die  Wege  des  ordentlichen  Zivilprozesses  überzuleiten.  Jedoch 
darf  man   das  ursprüngliche  Anwendungsgebiet  nicht  innerhalb 
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der  administrativ-polizeilichen  Angelegenheiten  suchen,  vielmehr 
dürfte  sich  in  den  ältesten  Fällen  überall  eine  Beziehung  zur 
Zivilrechtspflege  (z.  B.  Unterstützung  legaler  Eigenmacht)  nach- 
weisen lassen.  Die  Verwendung  der  Interdikte  auf  nicht  privat- 
rechtlichem Gebiet  gehört  einer  Zeit  an,  in  der  das  Rechtsinstitut 
schon  anderwärts  ausgebildet  war. 

An  die  Darstellung  der  Entwickelungsgeschichte  schliessen 
sich  spezielle  Untersuchungen  über  den  Gang  des  Verfahrens, 
an  diese  wiederum  eine  genauere  Erörterung  der  Frage  nach 
der  Passivlegitimation  des  Beklagten  bei  den  prohibitorischen 
Interdikten.  M.  Rümelin. 


III.  Privatrecht. 

Fritsche,  H.     Untersuchung    über    die   Bedeutung    von 
consensus  und  dissensus  in  den  Digesten.    Göttinger 
Doktordissertation.     Berlin,  Müller.     1888.     101.  S. 
Der  Verf.  fasst  das  Resultat,  zu  dem  er  auf  Grund  umfang- 
reicher Quellenstudien  kommt,  selbst  folgendermassen  zusammen : 
Der  Konsens  ist  eine  psychologische  Kategorie  der  Jurisprudenz 
und  repräsentiert,  als  technischer  Ausdruck  der  Digesten,  einen 
abstrakten    Rechtsbegriff   des    Inhalts,    dass    die  Willen    zweier 
oder  mehrerer  Personen   als  handelnder  Rechtssubjekte  in  ihrer 
Vereinigung  dargestellt  werden.   Konsens  bedeutet  demnach  nicht 
die  Kongruenz   der  Erklärungen   zweier  rechtsgeschäftlicher  Ab- 
sichten, sondern  vielmehr  die  Uebereinstimmung  der  Willen  selbst, 
die  natürlich  auch  irgendwie  geäussert  sein  müssen. 

G.  Rümelin. 

Tuhr,  A.  V.  Der  Notstand  im  Zivilrecht.  (Habil.-Schrift.) 
Heidelberg,  Winter.     1888.     138  S.     2  M. 

Der  Verf.  geht  aus  von  der  Binding'schen  Definition:  , Not- 
stand =  Lage  eines  Menschen,  worin  er  nur  durch  eine  ver- 
botene Handlung  ein  gefährdetes  Rechtsgut  erretten  oder  die 
Erfüllung  einer  Rechtspflicht  ermöglichen  kann." 

Beabsichtigt  ist  eine  Zusammenstellung  aller  der  Fälle,  in 
denen  eine  solche  Lage  irgendwie  von  zivilrechtlicher  Bedeu- 
tung ist. 

Im  ersten  Teil,  betitelt:  Der  Notstand  bei  Abschluss  von 
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Rechtsgeschäften,  werden  einige  Fälle  aufgeführt,  in  denen  aus- 
nahmsweise die  Thatsache,  dass  eine  Verpflichtung  oder  Nötigung 
zur  Eingehung  eines  Rechtsgeschäftes  vorlag,  oder  dass  ein  solches 
unter  Ausbeutung  einer  Notlage  der  einen  Partei  abgeschlossen 
wurde,  bestimmte  Modifikationen  der  sonstigen  Geschäftswirkung 
herbeiführt. 

Der  zweite  Teil  behandelt  den  Notstand  bei  Erfüllung  von 
Obligationen  und  erörtert  zunächst  als  Fälle  der  Pflichtenkollision 
die  Reduktion  zweier  beschränkt  genereller  Obligationen  bei 
teilweisem  kasuellem  Untergang  des  Quantums,  aus  dem  geleistet 
werden  soll,  sowie  den  Fall  einer  gemeinsamen  Gefahr  für 
mehrere  ein  und  derselben  Person  zur  Aufbewahrung  anvertraute 
Sachen  (dieser  letztgenannte  Fall  wird  übrigens  auf  S.  20  und 
auf  S.  136  nicht  in  gleicher  Weise  entschieden).  Sodann  wird 
die  Frage  besprochen,  inwieweit  die  Gefährdung  eigener  Rechts- 
güter des  Schuldners  dessen  Leistungspflicht  ausschliessen  könne 
Dabei  werden  nun  die  verschiedenartigsten  Dinge  berührt:  ne- 
gotium contra  bonos  mores,  die  Impensenverpflichtung  und  deren 
Beschränkungen,  beneficium  competentiae,  Pachtrevision  und  eine 
Reihe  weiterer  hier  nicht  im  einzelnen  aufzuzählender  positiv- 
rechtlicher Modifikationen  vorhandener  Verpflichtungen. 

Im  dritten  Teil  (dem  Hauptteil)  wird  der  „Notstand 
ausserhalb  des  Gebietes  der  Obligationen"  besprochen.  Nach 
einigen  Bemerkungen  über  die  Wirkung  des  bindenden  Befehls 
und  des  Zwangs  wird  konstatiert,  dass  die  Römer  zweifellos 
ein  R.  der  Notwehr  oder  Selbstverteidigung  anerkannt 
haben,  welches  sich  nicht  nur  auf  den  Fall  des  Angriffs  eines 
Menschen,  sondern  auch  auf  den  Angriff  durch  Tiere  und  Sachen, 
sofern  letztere  in  eine  fremde  Rechtssphäre  hinüberdringen, 
erstreckte.  In  diesen  Zusammenhang  gehört  auch  das  R. 
unmittelbaren  Eingriffs,  das  man  nach  des  Verf.s  Ansicht  bei 
zuständiger  actio  aquae  pluviae  arcendae  oder  bei  vorhandenem 
Anspruch  auf  cautio  damni  infecti  im  Falle  momentan  drohender 
Gefahr  hat.  In  ähnlicher  Weise  ist  auch  die  offensive  Selbst- 
hilfe in  einzelnen  vom  Verf.  ausgeführten  Fällen  (z.  B.  Wieder- 
herstellung des  früheren  Zustands  gegenüber  einem  vi  oder  clam 
factum  auf  Grund  einer  magna  und  satis  necessaria  causa),  in 
denen  dem  Berechtigten  ohne  die  Selbsthilfe  ein  unwiederbring- 
licher Verlust  drohen  würde,  gestattet. 

Zuletzt  kommt  der  Verf.  auf  die  Frage  zu  sprechen,  in- 
wieweit der  Notstand  einen  selbständigen  Grund  des  Eingreifens 
in  fremde  Rechtscfüter  bilden  könne. 
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Unter  dieser  Rubrik  wird  zunächst  eine  Reihe  von  Füllen 
aufgeführt,  in  welchen  die  Rechtsordnung  das  Uebergreifen  in 
eine  fremde  Rechtssphäre  gegen  Entschädigung  gestattet.  Dabei 
spricht  der  Verf.  von  Fällen  privatrechtlicher  Enteignung  und 
nennt  als  solche  neben  anderen,  z.  B.  bei  dem  Fall  des  tignum 
junctum  das  jus  tollendi,  die  cautio  damni  infecti,  soweit  durch 
sie  die  Legitimation  zu  einem  Eingriff  in  fremdes  Eigentum 
erworben  werden  kann,  das  interdictum  de  itinere  reficiendo  und 
einige  ähnliche  Interdikte,  die  actio  ad  exhibendum  in  ihrer 
Funktion  als  Abholungs-  und  Separationsklage.  Die  betreffenden 
Klagen  sind,  wie  Verf.  anzunehmen  scheint,  dem  Berechtigten 
auf  Grund  eines  Notstands  gewährt.  Auch  hier  kann  in  ge- 
wissen Fällen,  wenn  Gefahr  im  Verzug,  ein  eigenmächtiges 
Handeln  des  Berechtigten  zulässig  sein.  Im  übrigen  gilt 
der  Grundsatz:  neminem  laede.  Wenn  die  röm.  Juristen  in 
einer  Reihe  von  Stellen  die  Ersatzverpfiichtung  bei  der  Not- 
standsverletzung leugnen,  so  hängt  dies  damit  zusammen,  dass 
sie  die  Schadensersatzpflicht  bei  Delikten  als  Strafe  auffassten. 
Wer  im  Notstand  ein  Delikt  beging,  hatte  nicht  den  „bösen, 
unsittlichen  Willen",  der  nach  röm.  Auffassung  zum  dolus  malus 
gehörte.  Bei  unserer  Auffassung  der  Schadensersatzpflicht  muss 
in  den  genannten  Fällen  notwendig  eine  solche  angenommen 
werden. 

Ganz  zum  Schluss  werden  noch  einige  Bemerkungen  über 
den  gemeinsamen  Notstand  (lex  Rhodia  und  ihre  Erweiterungen) 
angefügt.  M.  Rümelin. 

Jastrow,  H.  Rechtsgrundsätze  der  Entscheidungen  des 
Kammergerichts  in  Sachen  der  nichtstreitigen 
Gerichtsbarkeit,  systematisch  geordnet.  Berlin, 
Guttentag.     1889.     XVI  und  419  S.     7  M.  50  Pf. 

Das  Werk  bezieht  sich  auf  das  von  Johow  und  Küntzel 
—  jetzt  von  Johow  allein  —  herausgegebene,  bisher  in  7  Bänden 
vorliegende  Jahrbuch  für  Entscheidungen  des  Kammergerichts 
in  Sachen  der  nichtstreitigen  Gerichtsbarkeit  (C.Bl.  VII,  130); 
es  bezweckt,  vornehmlich  dem  Praktiker  ein  zuverlässiges  Hilfs- 
mittel zur  Orientierung  über  die  Rechtsprechung  der  höchsten 
Instanz  auf  diesem  Gebiete  der  Rechtspflege  zu  geben.  Zu  diesem 
Zwecke  hat  der  Verf.  die  massgebenden  Rechtsgrundsätze  aus 
den  gedruckten  Entscheidungen  ausgezogen  und  unter  971  Nummern 
zusammengestellt.  Seine  Arbeit  zerfällt  in  elf  Abschnitte  mit  den 
Ueberschriften :   Allgemeine  Lehren;  Sachen-  und  Grundbuch-R.; 
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Obligationen-R. ;  Handels-R.;  Berg-R. ;  Familien-R. ;  Vormund- 
schafts-R. ;  Erb-R.;  GericMliches  Verfahren;  Stempel- und  Kosten- 
sachen; Berührung  mit  dem  öffentlichen  R.  Ein  Anhang  enthält 
Entscheidungen  des  Kammergerichts  und  der  früheren  Appellations- 
gerichte in  Standesregistersachen.  In  zahlreichen  Anmerkungen 
wird  das  Verhältnis  der  Rechtsgrundsätze  zu  einander  und  zu 
den  betr.  Urteilen  des  Reichsgerichts  dargelegt,  wo  nötig  auch 
der  Sachverhalt,  auf  welchen  die  Entscheidung  erfolgte,  mit- 
geteilt. Die  einzelnen  Rechtsgrundsätze  sind  einfach  und  leicht- 
verständlich gefasst,  so  dass  der  Leser  ein  anschauliches  Bild 
von  der  reichhaltigen  Praxis  des  Kammergerichts  auf  dem  frag- 
lichen Gebiete  erhält.  Die  Brauchbarkeit  des  Buches  erhöht  sich 
noch  durch  drei  ausführliche  Register:  ein  Sachregister,  ein 
Quellenregister,  ein  chronologisches  Register  der  Entscheidungen. 

Achilles. 

Oberneck,  H.  Die  preussischen  Grundbuchgesetze. 
Unter  Berücksichtigung  der  einschlägigen  Litteratur  und 
Rechtsprechung  erläutert.  Berlin,  Bahr.  1888,  X  u.  650  S. 
Das  Buch  enthält  einen  Abdruck  des  Gesetzes  über  den 
Eigentumserwerb  und  die  dingliche  Belastung  der  Grundstücke  etc. 
sowie  der  Grundbuchordnung  vom  5./V.  1872.  Hinter  jedem 
Paragraphen  der  Gesetze  finden  sich  Parallelstellen  und  Ver- 
weisungen auf  die  Lehrbücher  des  preuss.  Privat-R.  von  Dern- 
burg,  Förster-Eccius ,  auf  die  Darstellungen  des  Grundbuch-R. 
von  Förster,  Dernburg  und  Hinrichs,  auf  den  Kommentar  von 
Turnau.  Hierauf  folgen  die  Erläuterungen  des  Herausgebers  in 
der  Form  von  Anmerkungen.  In  einem  Anhange  (S.  379 — 621) 
wird  der  Text  der  Gesetze  über  das  Grundbuchwesen  aus  dem 
Jahre  1873,  durch  welche  die  Gesetze  vom  5./V.  1872  in  gemein- 
rechtlichen Theilen  Preussens  eingeführt  sind,  sowie  einiger  kleiner 
Gesetze  und  der  Ausführungsverfügungen  etc.  mitgeteilt.  Den 
Schluss  bildet  ein  Sachregister.  Die  Aufgabe,  welche  der  Heraus- 
geber sich  gestellt  hat,  besteht  in  der  Herstellung  eines  dem 
praktischen  Gebrauche  dienenden  Hilfsbuches,  welches  einen  Ueber- 
blick  über  den  gesamten  hierher  gehörigen  Rechtsstoff  gewährt. 
Sie  ist  mit  Geschick  und  praktischem  Sinne  gelöst.     Achilles. 
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nia.  Entwurf  eines  bürgerlichen  Gesetzbuches. 

BShr,  0.  Zur  Beurteilung  des  Entwurfes  eines  bürger- 
lichen Gesetzbuches  für  das  Deutsche  Reich.  (Bes. 
Abdr.  a.  d.  „Krit.  Vierteljahresschr.  f.  Gesetzgebung  u. 
Rechtswissenschaft" ,  11.  Band).  München ,  Oldenbourg. 
1888.  183  S.  3  M. 
Seine  Gesamtanschauung  vom  R.,  das  Ergebnis  einer  viel- 
jährigen Richterthätigkeit  und  einer  grossen  Belesenheit,  betrachtet 
der  Verf.  auch  hier  (S.  5)  als  „ein  wissenschaftliches  R.",  das 
,aus  der  Natur  der  Sache"  folgt  und  eine  Art  mathematischer 
Gewissheit  hat,  welche  von  geschichtlichen  Ereignissen  nicht  ab- 
hängt. Auf  sie  gestützt  wird  der  Entwurf  besprochen  mit  der 
hervorragenden  Unterscheidungsgabe  des  Verf.  in  einer  Form, 
welche  die  Verwendung  handgreiflicher  Bilder  mit  einem  fein- 
fühligen Sinne  für  den  Wohlklang  und  das  Ebenmass  unserer 
Muttersprache  vereint.  Der  Inhalt  seiner  Ausführungen  reicht 
über  ihren  Zweck  vielfach  hinaus  (vgl.  namentlich  das  über 
Quittung  S.  37,  Schuldübernahme  S.  44  ff.,  Anerkennung  S.  85  ff., 
Besitz  S.  94  ff.,  Grundschuld  S.  131  ff.,  Errungenschaftsgemein- 
schaft S.  143  ff.,  Erbschaftsinventar  S.  174  ff.  Gesagte).  Des 
Verf  s.  Ansicht  über  das  beurteilte  Werk  verfinstert  sich  mehr  und 
mehr.  Zunächst  wird  eine  Reihe  von  Mängeln  (Lücken,  Selbst- 
zitate, das  „Paragraphendeutsch",  der  Mangel  an  Volkstümlich- 
keit, Gefährdung  der  Rechtssicherheit)  nur  darum  aufgezählt,  um 
als  unvermeidlich  entschuldigt  zu  werden.  Später  fallen  von 
Zeit  zu  Zeit  gleich  Blitzen  aus  heiterem  Himmel  Tadelsworte 
von  ungewöhnlicher  Schärfe  in  den  ruhigen  Gang  der  Erörte- 
rungen hinein  (vgl.  S.  26,  41  A.  1,  58,  63,  135,  150,  174). 
Schliesslich  ist  von  doktrinärem  Charakter  (S.  179),  Radikalismus 
(S.  181)  und  Verschrobenheit  (S.  182)  die  Rede.  Allein  noch 
herber  ist  der  Epilog,  den  der  Verf.  dieser  Kritik  in  den  „Grenz- 
boten" nachsendet  (Jahrgang  1888  S.  391  ff.  u.  S.  450  ff.  ,Das 
bürgerliche  Gesetzbuch  und  die  Zukunft  der  deutschen  Recht- 
sprechung"). Hier  bäumt  sich  seine  Eigenart  Unheil  prophezeiend 
wider  das  Werk  auf,  das  ihr  in  vielen  Punkten  widerstrebt. 
Noch  nach  Aktenschluss  wird  der  Antrag  gestellt,  von  der  Ge- 
samtkodifikation abzustehen  und  zu  einer  Einzelgesetzgebung 
zu  greifen.  Leonhard. 


334     Centralblatt  für  Rechtswissenschaft  (1889).  VIII.  Bd.  9.  Hefl. 

Gutachten  aus  dem  Anwaltstande  über  die  1.  Lesung  des 
Entwurfes  eines  bürgerlichen  Gesetzbuches.  Hrsgb. 
im  Auftrage  des  Deutschen  Anwalt- Vereins  von  den  Rechts- 
anwälten   Adams,    Geh.   Justizrat    in    Coblenz,    Wilke, 
Justizrat  in  Berlin,    Mecke,   Justizrat  in  Leipzig,  Hart- 
mann  in  Nürnberg,  Erythropel  in  Leipzig.     Heft  1—9. 
Berlin,  Moeser.     1888  u.  1889.     18  M. 
Aus    den    verschiedensten    Rechtsgebieten    und    in    mannig- 
faltigen Rechtszweigen  wird  der  Entwurf  hier  durch  sorgfältige 
Betrachtung  einzelner  Teile  (so  zutreffend  Riess  S.  631)  geprüft. 
Von  diesem  auf  enge  Betrachtungsgebiete  gerichteten  Standpunkte 
werden  mancherlei  Abänderungsvorschläge,  die  meist  von  geringer 
praktischer  Tragweite  sind,  gemacht.   Allen  diesen  Ausführungen 
gemeinsam  ist  die  verehrungsvolle  Anerkennung  des  vorliegenden 
Werkes,  welche  sich  stellenweise  zur  Bewunderung  steigert  und 
sogar  mehrfach  auch    dessen  Sprache  betrifft  (S.  94,  294,  749). 
Mecke  in  Leipzig  wünscht  das  Verhältnis  des  bürgerlichen  Ge- 
setzbuches zu  den  Landesgesetzen  (Heft  1  S.  1 — 18)  zu  Gunsten 
des  Reichs-R.  abgeändert  zu  sehen,    namentlich   hinsichtlich  des 
Berg-,  Enteignungs-,  Wasser-  und  Jagd-R.,  der  juristischen  Per- 
sonen,   der   Staatshaftung   für   Beamte    und    der   nichtstreitigen 
Rechtspflege. 

Ueberden  „allgemeinen  Teil"  des  Entwurfes  berichten  Kausen 
in  Düsseldorf  (Heft  I  S.  19  —  40),  Hellmann  in  München 
(Heft  VII  S.  487—506),  Kampf  in  Berlin  (Heft  IV  S.  318—322), 
Linkelmann  II  in  Hannover  (Heft  I  S.  41 — 52),  Lehmann 
in  Dresden  (Heft  II  S.  97—109)  und  Horwitz  in  Hamburg 
(Heft  VII  S.  577—588). 

Kausen  glaubt,  dass  die  Haupt  Vorschriften  über  juristische 
Personen  den  Laien  „wie  ein  Buch  mit  sieben  Siegeln"  erscheinen 
werden.  Er  empfiehlt  für  dieses  Rechtsinstitut  eine  allgemeine 
Registerpflicht.  Für  die  erlaubten  Vereine,  „das  Aschenbrödel 
der  Gesetzgebung",  deren  Lage  er  stellenweise  mit  Humor  be- 
spricht, wünscht  er  ein  System  der  Normativbestimmungen. 

Hellmann  erörtert  in  gedrängter  Ausführung  die  Ordnung 
der  „Rechtsgeschäfte",  deren  Begriffsbestimmung  in  den  Motiven 
ihn .  ebenso  wenig  befriedigt  wie  die  Verwendung  des  Wortes 
„unwirksam".  Von  der  Unterscheidung  der  ausdrücklichen  und 
stillschweigenden  Erklärungen  soll  Abstand  genommen  und  der 
§.  77  revidiert  werden.  Eine  Vorschrift  über  telephonische  Ver- 
tragsabschlüsse hält  H.  für  nicht  minder  erwünscht,  als  eine 
klarere  Grundlage  der  Irrtumslehre  und  eine  Definition  der  auf- 
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schiebenden  und  der  auflösenden  Bedingung.   §.  104  wird  gegen 
Holder  verteidigt  und  §.  100  bemängelt. 

Kempf  will  den  §.  89  als  den  §§.  66—74  widersprechend 
gestrichen  sehen. 

Linkelmann  II  widmet  den  Vorschriften  über  Beginn  des 
Rechtstreites  die  rückhaltsloseste  Anerkennung.  „Durch  dieZ.Pr.O. 
ist  der  öffentlichrechtliche  Inhalt  der  Rechtshängigkeit  aus  den 
Unklarheiten  privatrechtlicher  Anschauungen  herausgehoben  wor- 
den." Er  wünscht  Anordnung  von  Prozesszinsen  und  einige 
minder  wesentliche  Aenderungen  (S.  51). 

Lehmann  findet  die  Anspruchsverjährung  „vorzüglich  be- 
arbeitet", doch  möchte  er  statt  der  dreissigjährigen  Frist  eine 
zehnjährige  eingeführt  und  die  Verjährungsprivilegien  der  Minder- 
jährigen und  der  Vormünder  ebenso  beseitigt  sehen,  wie  das 
dominium  sine  re  nach  verjährter  dinglicher  Klage. 

Horwitz  tritt  für  die  Hamburger  Verjährungsunterbrechung 
durch  Mahnung  ein.  Auch  die  Aufrechnungserklärung  soll  die  Ver- 
jähning  unterbrechen  und  die  Parteiabrede  sie  ausschliesseu  können. 
Dem  „Rechte  der  Schuldverhältnisse"  widmen  sich  Be- 
sprechungen von  H ach en bürg  in  Mannheim  (V  110  — 162), 
Westrum  in  Celle  (III  231—250),  Gebhart  in  Zweibrücken 
(IV  251—294),  Reatz  in  Giessen  (III  163-280,  VII  507—576), 
Martinius  in  Erfurt  (I  53-72,  VIII  589-618),  Cohn  in 
Görlitz  (S.  159—162),  Boyens  in  Stettin  (IX  693—746)  und 
Hartmann  in  Nürnberg  (V  323—358). 

In  allgemeinen  Erörterungen  loben  Hachenburg  und  Geb- 
hart die  Anlehnung  des  Entwurfes  an  das  röm.  Obligationen-R., 
letzterer  in  vergleichendem  Hinblick  auf  den  code  civil.  H.  möchte 
die  Unterscheidung  von  objektiver  und  subjektiver  Unmöglichkeit 
aus  den  Motiven  in  den  Gesetzestext  übernommen  sehen.  Für 
Versprechen  von  Grundstücksüberlassungen  wünscht  er  eine 
leichtere  Form,  bei  Vertragsbruch  ein  Rücktritts-R.  In  der  Lehre 
von  der  Gefahr  billigt  er  das  Abweichen  vom  röm.  R.  Er  be- 
spricht endlich  bei  einer  eingehenderen  Erörterung  der  Gewähr- 
leistungspflichten, insbesondere  auch  das  Verhältnis  von  Auftrag 
und  Werkvertrag.  Auch  Westrum  nimmt  an  der  Behandlung 
der  Schuldverhältnisse  nur  in  einzelnen  Punkten  Anstoss,  nament- 
lich an  der  „schneidigen"  Vorschrift  des  §.  125,  der  Unmöglich- 
keit bedingter  und  befristeter  Aufrechnungserklärungen  und  der 
von  selbst  eintretenden  Aufrechnungen,  fecner  an  der  vertrags- 
mässigen  Anerkennung  der  Nichtexistenz  einer  Schuld  und  der 
Behandlung  der  Konfusion  bei  Gesamtschuldverhältnissen. 
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Mit  Einzelfragen  der  allgemeinen  Forderungslehre  beschäftigen 
sich  Reatz  und  Martinius.  Ersterer  behandelt  im  „Erfüllungs- 
ort" ein  Gebiet,  das  bekanntlich  ein  Hauptgegenstand  seiner 
schriftstellerischen  Thätigkeit  ist,  in  genauer  Ausführung,  der  ge- 
meinrechtlichen und  handelsrechtlichen  Lehre.  Dabei  wird  das 
wirtschaftliche  Wesen  des  Erfüllungsortes  besonders  hervorgehoben. 
Die  Ergebnisse  sind  in  sieben  inhaltreichen  Paragraphen  zu- 
sammengestellt. 

Martinius  bespricht  die  Zession,  das  Versprechen  der  Leistung 
an  einen  Dritten  und  die  Schuldübernahme,  im  wesentlichen  zu- 
stimmend. Er  vermisst  schmerzlich  eine  Bestimmung  über 
Gewährleistungspflicht  bei  den  zwangsvollstreckungsweise  an 
Zahlungsstatt  überwiesenen  Forderungen  und  macht  im  übrigen 
zur  Zessionslehre  nur  vorwiegend  redaktionelle  Abänderungs- 
vorschläge. Die  Klagbarkeit  der  Verträge  zu  Gunsten  Dritter 
begrüsst  er  als  Fortschritt,  bemängelt  jedoch  mit  Bahr  den 
§.  412.  Auch  wünscht  er  eine  Sondervorschrift  über  die  causa 
dieser  Verträge  und  über  ihren  Abschlag  zu  Gunsten  eines  noch 
nicht  geborenen  Dritten.  Bei  dem  Schuldübernahmevertrage  soll 
der  Grundgedanke  des  §.  41  des  preuss.  Eigentumsgesetzes  nach 
seiner  Meinung  verallgemeinert  werden. 

Von  den  einzelnen  Scliuldverträgen  werden  die  Schenkung 
durch  Reatz,  sowie  die  Miete  und  Pacht  durch  Cohn  und 
Boyens  berührt.  Reatz  prüft  auch  hier  den  Entwurf  nach 
„dem  geläuterten  Rechtsbewusstsein  unserer  Zeit",  „als  lang- 
jähriger Beobachter  des  wirklichen  Rechtslebens"  mit  Anführung 
vieler  Beispiele.  Nachdem  er  so  eine  eingehende  Entwickelung 
der  Schenkungslehre  gegeben  hat,  beurteilt  er  nach  deren  Er- 
gebnis die  einzelnen  Vorschriften  über  Begriff,  Mass,  Form,  Er- 
füllungsort und  Widerruflichkeit  der  Schenkung,  lieber  das  Vor- 
handensein einer  grossen,  der  Formlosigkeit  entrückten  Schenkung 
soll  richterliches  Ermessen  entscheiden. 

Boyens  lehnt  sich  an  die  Verwerfung  des  Satzes:  „Kauf 
bricht  Miete"  durch  den  letzten  Juristentag  an.  (Dieser  Beschluss 
fusste  auf  den  Gutachten  von  Eck  und  Fischer  in  den  Ver- 
handlungen des  19.  Deutschen  Juristentags  S.  229 — 248  und 
S.  312—449,  welches  letztere  an  geschichtlichem  Material  be- 
sonders reichhaltig  und  als  besondere  Schrift  erschienen  ist) 
B.  beantragt,  Pacht  und  Miete  als  persönliche  Schuldverhältnisse 
hinzustellen,  welche  auf  die  Besitznachfolger  übergehen.  Er  meint, 
dass  die  Aenderung  des  vom  Entwürfe  sonst  festgehaltenen  Ein- 
tragungssystems  zu   Gunsten   der  Miete   und  Pacht  wohl  nötig 
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ist;  alle  nicht  eingetragenen  Verträge  dieser  Art  sollen  über 
ein  Jahr  hinaus  nur  schriftlich  abgeschlossen  werden  können, 
sowie  Untermiete  und  Unterpacht  nur  eine  beschränkte  Zulässig- 
keit  haben.  Während  Cohn  das  Pacht-R.  des  Vermieters  auf 
alle  vom  Mieter  mitgebrachten  Sachen  dritter  Eigentümer  aus- 
gedehnt wissen  will ,  soll  nach  B.  diese  Ausdehnung  nur 
das  Eigentum  der  Hausgenossen  des  Mieters  treffen.  An  un- 
pfändbaren Sachen  soll  jedoch  dieses  Pfand-R.  zur  Vermeidung 
„sozialistischer  Gärungen"  zugelassen  und  nur  beschränkt  werden. 

üeber  den  4.  Abschnitt  des  zweiten  Buches  spricht  Hart- 
mann. Er  erörtert  die  Bereicherungsklagen  und  missbilligt  die 
gesonderte  Behandlung  der  Leistung  einer  Nichtschuld.  H.  be- 
gehrt überdies  eine  Erweiterung  der  R.  des  Geschäftsführers  ohne 
Auftrag.  Der  Irrtum  bei  Teilungsverträgen  soll  eine  Behandlung 
im  Gesetzbuche  finden  und  das  Wort  „Vorlegung"  durch  „Offen, 
legung"  ersetzt  werden. 

Auf  dem  Gebiete  des  Sachen-R.  haben  das  Wort  ergriffen: 
Max  Wolff  in  Berlin  (VHI,  619—630,  Reatz  in  Giessen 
(IX,  747-824),  Riess  in  Kassel  (VIII,  631—692),  Scholler  in 
Landau  (V,  359-875),  Staub  in  Berlin  (VI,  407—418),  Wernick 
in  Eisenach  (V,  376—406). 

Wolff  berichtet  über  verschiedenartige  sachenrechtliche  Be- 
stimmungen vielfach  zustimmend  mit  gelegentlichen  Abänderungs- 
vorschlägen. Das  constitutum  possessorium  verwirft  er  durch- 
aus, ebenso  missbilligt  er  den  Hinweis  auf  das  Ortsübliche  bei 
der  Immission  von  Imponderabilien ;  die  Regelung  des  Notweges 
soll  den  Landesgesetzgebungen  überlassen  werden. 

Reatz  entwickelt  auch  hier  eine  vollständige  Lehre  des  be- 
sprochenen Gegenstandes,  der  „Besitzlehre",  bei  der  die  physische 
und  die  wirtschaftliche  Natur  des  Besitzes,  sowie  mehrere  Besitz- 
arten unterschieden  werden.  Den  Begriff  der  Inhabung  im  Sinne 
des  Entwurfs  verwirft  er  und  empfiehlt  seinerseits  andere  Be- 
griffsbestimmungen. Den  Grund  des  Besitzschutzes  erläutert  er 
in  Anlehnung  an  deutsche  Sprichwörter  und  hält  den  „Notwehr- 
standpunkt"  des  Entwurfs  bei  der  Regelung  des  erlaubten  Selbst- 
schutzes für  unzureichend.  Auch  den  gerichtlichen  Besitzschutz 
erörtert  er  genauer.  Er  wünscht  hier  eine  einjährige  Klagen- 
verjährung und  die  Entfernung  des  §.  825  aus  dem  Besitz- 
abschnitte. 

Die  Behandlung  des  Eigentums  im  Entwürfe  wird  von  Riess 
mit  vielfacher  Zustimmung  erörtert.  Er  wünscht  jedoch  die  Bei- 
behaltung der  suspensiv  bedingten  Tradition,  hält  die  angeordnete 
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Begünstigung  des  gutgläubigen  Erwerbers  für  ebenso  gerecht  für 
den  entgeltlichen,  wie  ungerecht  für  den  unentgeltlichen  Erwerb. 
Auch  findet  er  einen  Widerspruch  zwischen  §.  879  und  den 
Motiven  S.  348.  Die  Möglichkeit  einer  Vertretung  bei  Spezifi- 
kationen soll  ausdrücklich  erklärt  werden.  Die  Loslösung  des 
Eigentumsanspruches  von  seinen  Nebenansprüchen  wird  missbilligt- 
Die  Zulassung  des  publizianischen  Anspruches  kann  nach  R.'s 
Meinung  ohne  Schaden  für  die  Praxis  gänzlich  wegfallen. 

Mit  dem  Pfand-R.  beschäftigen  sich  Scholler,  Staub  und 
Wer  nick.  Der  erstgenannte  möchte  ein  Hypothekenreinigungs- 
verfahren demjenigen  des  code  civile  nachgebildet  sehen.  Bei 
gewöhnlichen  Zwangsvollstreckungen  sollen  nach  seiner  Meinung 
die  Grundstücke  nur  beschränkt  haften  und  die  Eintragung  des 
Pfand-R.  in  ein  öffentliches  Register  der  Inhabung  des  Pfandes 
durch  den  Gläubiger  gleichstehen. 

Staub  wünscht,  dass  die  Eigentümer-Hypothek-  und  Grund- 
schuld, dieser  Zankapfel  der  juristischen  Theorie,  nicht  von  neuem 
in  das  Gesetzbuch  aufgenommen  werden  soll.  „Es  braucht  nur 
durch  eine  positive  Vorschrift  zu  bestimmen,  dass  beim  Löschen 
einer  Post  die  nachfolgenden  Hypotheken  nicht  vorrücken." 

Wer  nick  verteidigt  unter  Bezugnahme  auf  Ausführungen 
Leonhards  in  Gruchots  „Beiträgen"  die  Zulassung  des  constitu- 
tum possessorium  bei  dem  beweglichen  Pfände.  Die  Verpfändung 
von  Früchten  soll  erleichtert,  die  Pfandklage  näher  geregelt, 
der  Einlösungsanspruch  bei  Fälligkeit  der  Forderungen  erweitert, 
das  Verkaufsverfahren  anders  geordnet  werden.  Auch  wird  ein 
Widerspruch  in  der  Behandlung  der  Forderungsabtretung  und  des 
Forderungspfandes  gerügt. 

Auf  das  Familienrecht  nehmen  Bezug:  Berolzheimer 
in  Nürnberg  (IV,  295-317),  Fuld  in  Mainz  (VI,  419-445), 
Linkelmann  II  in  Hannover  (VI,  446—469),  David  in  Franken- 
thal (I,  573—595). 

Berolzheimer  berichtet  über  das  Eherecht,  fast  durchweg 
dem  Entwürfe  zustimmend.  Der  Umfang  der  Anfechtbarkeit 
einer  Ehe  wegen  Irrtums  genügt  ihm  nicht,  auch  findet  er  das 
Güter-R.  so  unübersichtlich ,  dass  ihn  „tiefes  Mitleid  mit  den 
armen  Rechtskandidaten  erfasst,  die  aus  dem  zweiten  und  dritten 
Titel  des  vierten  Buches  geprüft  werden  sollen".  Mit  den  Grund- 
gedanken und  Einzelausführungen  dieses  Rechtsgebietes  ist  er 
jedoch  in  den  Hauptpunkten  einverstanden.  Die  neue  „elterliche 
Gewalt"  wird  von  Fuld  und  David  mit  Beifall  begrüsst.  Auch 
die  neu  gesetzten  Schranken  der  elterlichen  Verwaltungs-R.  billigt 
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Fuld,  nur  äussert  er  das  Verlangen,  dass  das  „pflichtwidrige 
Verhalten"  der  Eltern  im  Sinne  der  §§.  1546  u.  1547  durch  genauer 
bestimmte  Kennzeichen  näher  bestimmt  werde. 

Die  Unterhaltungspflicht  des  unehelichen  Vaters  wird  von 
Linkelmann  II  in  Anlehnung  an  rechtsgeschichtliche  Aus- 
führungen behandelt.  Von  einer  erleichterten  Scheidung  erhofft  L. 
die  Minderung  ehebrecherischer  Verhältnisse.  Den  Standpunkt 
des  Entwurfs  lobt  er,  nur  soll  der  Vater  mit  der  Mutter  ge- 
meinschaftlich haften  und  zwar  auf  den  „standesgemässen*  Unter- 
halt. Auch  in  einigen  anderen  Punkten  wird  eine  Ergänzung 
des  Entwurfs  begehrt. 

David  schildert  die  „bevorstehende  Verstaatlichung  der 
Vormundschaft".  Er  weint  „dem  französischen  Familienrate  keine 
Thräne  nach*  und  äussert  seine  Zufriedenheit  über  den  Fortfall 
,der  unerträglichen  Mündelhypothek".  Das  Entmündigungs- 
verfahren bei  Tauben,  Blinden  und  Stummen  erscheint  ihm  allzu 
formlos.  Auch  erklärt  er  sich  als  Gegner  der  „befreiten  Vor- 
mundschaft". 

Auf  dem  Erbrechtsgebiete  sind  nur  die  letztwilligen  Ver- 
fügungen von  Stein  in  Schweinfurt  (VI,  470,  486)  besprochen 
worden.  Dieser  vermisst  das  Militärtestament  und  hält  es  für 
angebracht,  dass  notarielle  Testamente  bei  Gericht  angemeldet 
werden  müssen.  Hinsichtlich  der  Erbverträge  enthält  er  sich 
aller  Abänderungsvorschläge.  Leonhard. 

Gutachten  über  den  Entwurf  eines  bürgerlichen  Gesetz- 
buchs für    das    Deutsche   Reich.     Erstattet   für   den 
Landeskulturrat  des  Königreichs  Sachsen  von  H.  G.  Opitz. 
Leipzig,  Rossberg.     1889.     45  S. 
In  anschaulicher  Darstellung,  welche  aus  einem  reichen  Er- 
fahrungsschatze  schöpft,   wird   der  Entwurf  im  allgemeinen  ge- 
billigt,   auch   in   einigen   Einzelfragen  gelobt  (z.  B.  S.  18).     In 
anderen    wichtigen    Punkten    dagegen    findet    er    entschiedenen 
Widerspruch,    namentlich    wegen  der  Unbestimmtheit  des  Servi- 
tuteninhalts,  des  Eintragungszwanges  bei  Grunddienstbarkeiten, 
der   abstrakten  Natur   des   dinglichen   Vertrags,   der  preussisch- 
rechtlichen  Grundstücksverpfändungsformen,  der  strengen  Haftung 
für  Mängel  verkaufter  Tiere,  des  Durchbrechens  der  Pacht  durch 
Kauf  und  des  Zurückbehaltungsrechts  des  Pächters.    Sogar  eine 
„manchesterliche"  Bevorzugung  des  Kapitalisten  vor  dem  Grund- 
besitzer in  der  Regelung  des  Realkredits  wird  behauptet  (S.  35). 

Leonhard. 
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IV.  Handelsrecht. 

Landgraf,  J.   Handels-  und  Industrie-R.  mit  besonderer 
Rücksiebt    auf    die    deutsche    und    österr.    Gesetz- 
gebung.   2.  neubearb.  Aufl.   Berlin,  Langenscheidt.    1889. 
167  S. 
Die  Schrift  hat  erkennbar  den  Zweck,    dem  Kaufmann   für 
die  hauptsächlichsten  ihn  berührenden  Verhältnisse  Auskunft  zu 
geben;    eine   scharfe   gesonderte  Anordnung,    durch  welche  eine 
Vollständigkeit  einzelner  behandelter  Gebiete  hergestellt  worden 
wäre,   konnte  nicht  in  der  Absicht  liegen,   wo  das  Augenmerk 
scharf  auf  das  Bedürfnis  gerichtet  war.    Der  Abschnitt  I  bezeichnet 
sich    „Handelsrecht"    (§§.  1 — 85)    und    teilt   sich  in   Einleitung, 
Gesetzesbestimmungen    industrieller    Art    (Innungen,    Markt-R., 
Patent-R.,  Fabrikgesetzgebung,  Haftpflicht,  Krankengesetzgebung 
u.  s.  w.),  handelsrechtliche  Bestimmungen.  Abschnitt II:  Wechsel-R. 
(85 — 97),    Abschnitt   III:    das  Wichtigste    aus  der   allgemeinen 
wirtschaftlichen    Gesetzgebung    (Zölle,    Geld,    Banken,    Inhaber- 
Papiere,  Post-R.,  Telegraphen-R.,  Eisenbahn-R.,  Steuern  u.  s.  w.). 
Den  Schluss  (S.  164 — 167)  macht  das  Kolonialwesen. 

Keyssner. 

Bar,  V.  Zweifelhafte  Betrugsfälle  (Gerichtssaal  Bd.  XL). 
Jonge,  M.  de.  Retourbillets  und  kein  Ende.  Berlin, 
Siemenroth  &  Worms.  1889.  1  M. 
J.'s  Broschüre  ist  eine  Ergänzung  der  früheren  Arbeit  des 
gleichen  Verf.  über  „die  Unübertragbarkeit  der  Retourbillets" 
(vgl.  C.Bl.  VII,  S.  352).  Sie  beschäftigt  sich  mit  der  Wider- 
legung der  Ansichten,  welche  B.  im  Gerichtssaal  entwickelt  hat. 
B.  hat  den  Satz  ausgesprochen,  dass  der  Schuldner  nur  dann 
gegen  die  Teilung  der  Leistung  Einsprache  machen  könne,  wenn 
er  dadurch  in  eine  nachteiligere  Lage  versetzt  würde. 
J.  opponiert  hiergegen  mit  Aufbietung  grossen  Eifers  und  Scharf- 
sinnes. Er  stellt  fest,  dass  allein  die  intakte  Fahrkarte  ein 
Inhaberpapier,  die  koupierte  nur  noch  ein  Legitimations- 
papier ist  (S.  12).  Daran  wird  die  Konsequenz  geknüpft,  dass 
die  Eisenbahnverwaltung  die  Befugnis  hat,  bei  begründetem 
Zweifel  die  Identität  des  Fahrgastes  mit  dem  ursprünglich 
eingestiegenen  zu  prüfen  und  einen  Identitätsnachweis  von  ihm 
zu  verlangen. 
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Den  von  Engel  vorgeschlagenen  Vereinen  für  Eisenbahn- 
reform möchte  der  Verf.  in  §.  1  folgende  Norm  empfehlen:  Der 
Verein  geht  von  der  Ueberzeugung  aus,  dass  im  Eisenbahn- 
verkehr dieselbe  Ehrlichkeit  geboten  ist,  wie  im  sonstigen  sozialen 
Leben. 

Der  Broschüre  ist  ein  kleiner  Aufsatz  angehängt,  der  zuerst 
im  Archiv  für  Eisenbahnwesen  erschien  und  die  Unübertrag- 
barkeit des  Rechts  auf  Freigepäck  behandelt.  Meili. 


V.  Gerichtsverfassung  und  Zivilprozess. 

Fidler.     Der  Amtsrichter  in  Preussen.    Die  Bestimmungen 
über   die   Amtsgerichtsverfassung   und   das  Verfahren   vor 
den  Amtsgerichten    systematisch    geordnet    und    erläutert. 
Als  Lehrbuch   für  Referendare,    als  Handbuch  für  Amts- 
richter,   Rechtsanwälte  und  Notare,   unter   besonderer  Be- 
rücksichtigung des  Geltungsgebietes  des  A.  LR.    2.  wesent- 
lich umgearb.,  sehr  verm.  und  verb.  Aufl.    3  Bde.    Düssel- 
dorf, Schwann.     1888.     Bd.  1   XXIII  u.  926  S.;   Bd.  2  X 
u.  657  S.;  Bd.  3  XIII  u.  710  S.     36  M.  50  Pf.,  geb.  43  M. 
In   einem  Aufsatze  „Die  Stellung  der  Richter  in  Preussen" 
von  Schwartz  in  Schmollers  Jahrbuch  für  Gesetzgebung  u.  s.  w. 
X  Heft  3   (auch   besonders   bei    Duncker  &  Humblot)   wird   die 
Thätigkeit  des  Amtsrichters  in  anschaulicher  Weise  geschildert: 
eine  volle  Druckseite  von  etwa  50  engen  Zeilen  ist  erforderlich^ 
um    nur    die   Namen   der   verschiedenen    dem    Amtsrichter    ob- 
liegenden Geschäfte  aufzuzählen.    In  der  That,  die  grösste  Mannig- 
faltigkeit, die  reichste  Fülle  der  Geschäfte,  die  sich  ein  Beamter 
wünschen  kann,  und  mit  Recht  zwar,  wenn  auch  ohne  Geschmack^ 
wird   der  Amtsrichter   in  Preussen  als  „Mädchen  für  Alles"  be- 
zeichnet.    Denn   die   gesamte  Rechtspflege  (bis  auf  die  wenigen 
dem    Landgerichte    in    erster   Instanz    zugewiesenen    Zivil-    und 
Strafsachen)  ruht  in  seinen  Händen.     Die  Erfüllung  dieser  dem 
Amtsrichter  als  Einzelrichter  gestellten  Aufgabe  ist  naturgemäss 
auch  die  schwierigste,   die  einem  Richter  gestellt  werden  kann, 
und    es   ist   daher   nicht  zu   verwundern,    wenn   ein  an  sich  so 
teures  Werk  wie  das  vorliegende  nun  schon  in  zweiter  Auflage 
erscheint  und  wenn  von  der  preuss.  Justizverwaltung  (Just.  M.  Bl. 
1888  S.  134  und  1889  S.  60)  auf  dieses  Werk  hingewiesen  wird. 
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Denn  die  Last  der  Arbeit  kann  und  wird  dem  Amtsrichter  nur 
durch  ein  derartiges  Werk  erleichtert,  ja  erträglich  gemacht 
werden.  Dies  auch  mit  einem  Worte  das  Ziel  des  Verf.  Er 
beschränkt  seine  Aufgabe  auf  die  Amtsgerichtsverfassung  und 
das  Verfahren  vor  den  Amtsgerichten,  also  das  formelle  R.  Das 
materielle  R.  ist  nur  insoweit  berücksichtigt,  als  die  Gesetz- 
gebung selbst  formelles  und  materielles  R.  zusammengefasst  hat 
(Konkurs-0.,  Zwangsversteigerung,  allgemeine  Gerichts-0.)  oder 
als  das  materielle  R.  in  besonders  innigem  Zusammenhange  mit 
dem  formellen  R.  steht  (Gesetz  über  den  Eigentumserwerb  an 
Grundstücken  und  Grundbuchsordnung,  Rechtssätze  über  das  Erb-R. 
und  die  Testamente). 

Im  einzelnen  ist  der  Inhalt  des  Werkes  folgender: 
I.Band:  Die  Amtsgerichtsverfassung.  —  DieStellung 
des  Amtsrichters  insbesondere.  — Die  Justizverwaltung 
einschliesslich  des  Gefängniswesens  und  das  Kosten-, 
Stempel-  und  Kassenwesen.  1:  Abschnitt  (S.  1 — 95):  die 
Stellung  des  Amtsrichters  in  dem  Staats-  und  Justizorganismus 
(die  richterliche  Stellung  [Richter,  Gerichtsbarkeit,  Assessoren, 
Referendare],  die  amtsrichterliche  Stellung) ;  2.  Abschnitt  (S.  96 
bis  439):  die  Geschäfte  des  Amtsrichters  im  allgemeinen  (all- 
gemeine Bestimmungen,  der  Amtsrichter  als  Aufsichtsbehörde, 
die  Justizverwaltung  bei  den  Amtsgerichten  und  das  Gefängnis- 
wesen, Schöffen  und  Geschworene  und  ihr  Verhältnis  zum  Amts- 
gericht, Rechtsanwälte  und  i!:^otare  in  ihren  Beziehungen  zum 
Amtsgericht,  Amtsgericht  und  Standesamt,  Geschäftsverkehr 
zwischen  Amtsgericht  und  Post,  Rechtshilfe  und  Verkehr  mit 
dem  Auslande);  3.  Abschnitt  (S.  440 — 636):  das  Kostenwesen 
(Gerichtskosten,  Stempel  und  Gebühren,  die  die  Verwaltung  des 
Kosten-  und  Stempelwesens  betreffenden  Grundsätze);  Beilagen 
(S.  637 — 905):  Gerichtsverfassung,  Gerichtsschreiber  und  Dol- 
metscher, Gerichtsdiener,  Gerichtsvollzieher,  Schiedsmannswesen 
und  Dorfgerichte ,  Ortschafts-  (Gerichtsbehörden-)  Verzeichnisse ; 
Berichtigungen  und  Ergänzungen  (S.  906 — 917)  und  Sachregister 
(S.  918—926). 

II.  Band:  Die  streitige  Gerichtsbarkeit  und  das 
Strafverfahren.  I.  Allgemeine  Bestimmungen  (S.  1—36): 
1.  die  sachliche  Zuständigkeit  des  Amtsgerichts;  2.  Kompetenz- 
konflikt; 3.  allgemeine  Vorschriften  über  das  Verfahren;  II.  die 
einzelnen  Zweige  der  streitigen  Gerichtsbarkeit  und  des  Straf- 
verfahrens (S.  37 — 642):  1.  bürgerliche  Rechtsstreitigkeiten  (Zivil- 
prozessordnung,  Zwangsvollstreckung  in  das  unbewegliche  Vef- 
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mögen  und  freiwillige  Subhastation,  Konkursverfahren,  erb- 
schaftliches Liquidationsverfahren,  Anfechtung  von  Rechtshand- 
lungen ausserhalb  des  Konkurses);  2.  Strafsachen  (Strafprozess- 
ordnung, ausserordentliche  Verfahrensarten);  3.  Verfahren  vor 
den  Rheinschiflfahrts-  und  Eibzollgerichten;  Berichtigungen  und 
Ergänzungen  (S.  643—646);  Sachregister  (647—657). 

III.  Band:  Die  nichtstreitige  Gerichtsbarkeit.  I.All- 
gemeine Bestimmungen  (S.  1—31):  1.  die  sachliche  Zuständigkeit 
des  Amtsgerichts;  2.  allgemeine  Bestimmungen  über  das  Ver- 
fahren ;  II.  die  einzelnen  Zweige  der  nichtstreitigen  Gerichtsbar- 
keit (S.  32—675):  1.  Gnindbuchwesen ;  2.  Vormundschafts-R. 
und  familienrechtliche  Angelegenheiten;  3.  das  Verlassenschafts- 
wesen; 4.  Aufnahme  von  Verträgen  und  Willenserklärungen  ein- 
schliesslich der  Testamente,  Anerkennung  (Beurkundung,  Be- 
stätigung, Verlautbarung)  von  Verträgen  und  Beglaubigung  von 
Unterschriften,  sowie  sonstige  Handlungen  der  freiwilligen  Ge- 
richtsbarkeit; 5.  Hinterlegungswesen;  6.  Verwaltung  von  vStif- 
tungen,  insbesondere  Familienstiftungen ;  7.  Registerführung  und 
sonstige  handeis-  und  genossenschaftsrechtliche  Angelegenheiten; 
Berichtigungen  und  Ergänzungen  (S.  676—680);  Sachregister 
(S.  681— 689);  Gesetzesregister  zu  allen  3  Bänden  (S.  691— 710). 

Die  Art,  in  der  Verf.  den  vorstehend  angegebenen  Stoff  zur 
Darstellung  bringt,  ist  die,  dass  er  die  Bestimmungen  der  Gesetze, 
Verordnungen,  Erlasse,  Kabinettsordres,  Reskripte,  allgemeinen 
und  Zirkular- Verfügungen,  soweit  sie  die  gerade  behandelte  Frage 
betreffen,  zusammenstellt.  Dadurch  erreicht  es  der  Verf.,  dass 
sich  der  Leser  sofort  über  alle  einschlägigen  Vorschriften  einer 
Frage  ohne  zeitraubendes  Suchen  und  Zusammenholen  von  vielen 
Bänden  der  Gesetzsammlung,  der  Ministerialblätter  u.  s.  w.  unter- 
richten kann.  Zugleich  aber  kommt  dadurch  eine  hochwichtige 
Idee,  auf  deren  Verwirklichung  schon  oft  von  entscheidender 
Stelle  hingewiesen  ist,  zur  Ausführung,  die  Idee,  dass  der  Jurist 
auf  die  Quellen  selbst  zurückgeführt  wird.  Der  Verf.  gibt 
aber  nicht  bloss  den  Text  der  gesetzlichen  und  sonstigen  Vor- 
schriften, sondern  auch  Erläuterungen  dazu,  die  vor  allem  schon 
in  dieser  Zusammenstellung  der  Bestimmungen  selbst  zu  finden 
sind,  überdies  aber  in  ordnenden  Randinhaltsangaben,  vergleichen- 
den und  erklärenden  Verweisungen  und  kurzen,  den  Gesetzes- 
materialien, Reichs-  und  Kammergerichtsentscheidungen  ent- 
nommenen Anmerkungen  bestehen. 

Der  Text  der  gesetzlichen  Bestimmungen  ist  regelmässig  nur 
soweit   mitgeteilt,    als   er  für   den   Amtsrichter  Bedeutung   hat 
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und,  wo  dies  nötig,  dieser  Rücksicht  oder  seiner  heutigen  Geltung 
entsprechend  geändert;  derartige  Aenderungen  sind  aber  durch 
den  Druck  kenntlich  gemacht,  und  meist  ist  auch  der  ursprüng- 
liche Wortlaut  wiedergegeben.  Das  Gerichtsverfassungsgesetz 
und  die  auf  die  Amtsgerichtsverfassung  bezüglichen  Gesetze  und 
Verordnungen  sind  als  Beilage  zum  ersten  Bande. noch  besonders 
im  Zusammenhang  gebracht. 

Das  Werk  ist  endlich  zwar  zunächst  für  das  Geltungsgebiet 
des  A.  LR.  bearbeitet.  Doch  sind  schon  jetzt  die  beiden  ersten 
Bände  fast  ausnahmslos  für  ganz  Preussen,  der  zweite  und  der 
erste  zum  grossen  Teile  sogar  für  ganz  Deutschland  ohne  weiteres 
anwendbar;  überdies  ist  aber  für  das  rhein.  Rechtsgebiet  ein 
Anhangsband  in  Aussicht  gestellt.  Roedenbeck. 

Böhm,  F.     Das  königl.  bayr.  Gesetz  vom  23. /IL  1879  zur 

Ausführung    der     Reichs-Z.Pr.O.     und     Konkurs-0. 

Erläutert.    (Sep.-Abdr.  aus  der  „Gesetzgebung  des  Königr. 

Bayern").     Erlangen,  Palm  &  Enke.    1889.    XII  u.  400  S. 

7  M.  60  Pf. 
Der  vorliegende  Kommentar  kommt  einem  im  Kreise  der 
bayr.  Praktiker  längst  gefühlten  Bedürfnisse  entgegen.  Denn 
das  A.G.  greift  durch  die  Abänderung  älterer  Gesetze  in  eine 
stattliche  Reihe  von  Verhältnissen  des  bürgerlichen  wie  des 
öffentlichen  R.  ein.  B.  hat  zunächst  in  „Einleitenden  Bemer- 
kungen" die  Anlage  und  den  Gegenstand  des  Gesetzes  besprochen, 
sowie  diejenigen  Aenderungen  übersichtlich  zusammengestellt, 
welche  an  dem  Gesetze  im  Verlaufe  der  zehn  Jahre  seit  dem  In- 
krafttreten vorgenommen  worden  sind.  In  den  teilweise  sehr 
ausführlichen  Erläuterungen  zu  den  einzelnen  Artikeln  ist  neben 
den  Motiven  und  Landtagsverhandlungen  die  bisher  erwachsene 
Litteratur,  sowie  die  Praxis,  insbesondere  die  Rechtsprechung  des 
obersten  Landesgerichts  berücksichtigt.  Der  Wert  des  Kommentars 
liegt  aber  nicht  minder  in  der  aufmerksamen  Verwertung  von 
Reichsgesetzen,  Landesgesetzen  und  bayr.  Verordnungen,  welche 
B.  zur  Erläuterung  herangezogen  hat ;  die  Erklärungen  erstrecken 
sich  auch  auf  die  seit  1879  erschienenen  abändernden  Gesetze, 
so  besonders  zu  Art.  25,  123,  175  u.  201.  Kleine  Erläuterungen 
erfuhren,  abgesehen  von  den  Art.  34— 44,  betr.  das  Anfechtungs-R., 
welche  gar  nicht  in  Kraft  traten,  noch  die  Art.  68  u.  74.  Ein 
ausführliches  Sachregister  beschliesst  das  Werk. 

Kleinfeller. 
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Oetker,  F.  Konkursrechtliche  Fragen.  Festgabe  der  Ro- 
stocker Juristen faknltät  zum  50jährigen  Doktorjubiläum 
von  Bernhard  Windscheid.  Rostock,  Adler.  1888.  93  S. 
In  dieser  Festgabe  sind  zwei  Abhandlungen  vereinigt:  1.  Ueber 
den  Eröffnungsbeschluss  und  seine  Vollendung  (S.5— 31) ;  2.  Zwangs- 
vergleich und  Wiederaufnahme  des  Konkurses  (S.  35 — 93).  Die 
erstere  Abhandlung  betrifft  hauptsächlich  die  Frage,  mit  welchem 
Zeitpunkte  der  Eröffnungsbeschluss  als  „erlassen*'  (perfekt)  gelten 
müsse  und  Oe.  kommt  hierbei  nach  Erörterung  der  wichtigsten 
Aeusserungen  anderer  Schriftsteller  zu  dem  Ergebnis,  dass  das 
Eröffnungsdekret  durch  gültige  Verkündung  oder  Zustellung 
perfekt  werde.  In  der  zweiten  Abhandlung  findet  zunächst  die 
juristische  Natur  des  Zwangsvergleichs  Würdigung.  Oe.  ver- 
wirft in  eingehender  Begründung  sowohl  die  Vertrags-  als  die 
ürteilstheorie.  Der  Zwangs  vergleich  ist  weder  bloss  richterlicher 
noch  bloss  Parteiakt,  sondern  eine  Verbindung  der  3  Rechts- 
akte: Vergleichsvorschlag,  Beschluss  der  Gläubigerversammlung 
und  Bestätigungsdekret  des  Konkursgerichts.  Oe.  definiert  dem- 
nach den  Zwangsvergleich  als  „ein  aus  3  koordinierten  Willens- 
erklärungen des  Kridars,  der  Gläubigerversammlung,  des  Kon- 
kursgerichts kombiniertes  Rechtsgeschäft".  Die  Bestätigung  ist 
thatsächlich  eine  blosse  Form,  aber  eine  notwendige  Form. 
Ferner  weist  Oe.  darauf  hin,  dass  der  Konsens  der  Gläubiger- 
versammlung, sowie  die  richterliche  Bestätigung  die  Relativität 
des  Gegensatzes  von  Privat-  und  öffentlichem  R.  veranschau- 
lichen, indem  sie  publizistische  Rechtsakte  mit  zugleich  privat- 
rechtlicher Wirkung  seien.  Aus  den  Bemerkungen  über  Wieder- 
aufnahme des  Konkurses  heben  wir  hervor  diejenige  über  das 
Verhältnis  des  §.  179  zu  §.  134  u.  des  §.  187  zu  §.  134  K.O. 
Zum  Schlüsse  zeigt  Oe.,  dass  das  Verfahren  bei  der  Wieder- 
aufnahme des  Konkurses  auf  einem  Kompromiss  zwischen  zwei 
entgegengesetzten  Grundideen  beruhe,  die  Mitte  zu  halten  suche 
zwischen  Fortsetzung  und  Neukonkurs  und  erinnert  an  ähnliche 
Erscheinungen  im  Zivilprozess  (§.  13  Anf.Ges.,  §.  72  Z.Pr.O., 
§.  134  Abs.  3  K.O.).  Kleinfeller. 

Krasnopolski,   H.     Das    Anfechtungs-R.    der    Gläubiger 

nach   österr.   R.     (Handbibliothek   des   österr.    R.     Prag 

u.  Wien,  Tempsky.     IX  u.  161  S.     4  M. 

Verf.  gibt  zuerst  eine  kurze  Einleitung  und  behandelt  dann 

den  Stoff  in  vier  Abschnitten,  wovon  der  erste  den  Grundlagen 

der  Anfechtung,  die   drei   anderen  entsprechend   der  Einteilung 
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des  Gesetzes  der  Anfechtung  im  Konkursverfahren,  der  Anfechtung 
ausserhalb  des  Konkursverfahrens  und  den  gemeinschaftlichen 
Bestimmungen  gewidmet  sind.  Die  Anfechtung  im  Sinne  des 
Anfechtungsgesetzes  definiert  K.  im  Abschnitt  I  §.  3  Begriff  der 
Anfechtung  (S.  8)  als  „die  Beseitigung  der  die  Gläubiger  beein- 
trächtigenden Rechtswirkungen  von  Rechtshandlungen,  welche 
das  Vermögen  eines  zahlungsunfähigen  Schuldners  betreffen,  durch 
die  Gläubiger,  soweit  es  ihre  Befriedigung  erfordert,  in  der  Ab- 
sicht und  mit  dem  Erfolge,  dass  die  Gläubiger  in  die  Lage  ver- 
setzt werden,  ihre  Befriedigung  so  zu  suchen,  wie  wenn  das 
schuldnerische  Vermögen  durch  jene  Rechtshandlung  nicht  affiziert 
worden  wäre".  Angesichts  dieser  Definition  erscheint  die  Definition 
der  Anfechtung  im  Konkursverfahren,  die  K.  S.  28  gibt,  als  ent- 
behrlich, wie  ja  auch  mit  R.  keine  Definition  der  Anfechtung 
ausser  den  Konkursverfahren  gegeben  wird.  Die  erwähnte  Defini- 
tion —  Anfechtung  im  Konkursverfahren  ist  jene  Anfechtung^ 
deren  Ausübung  oder  Geltendmachung  sich  darstellt  als  in  den 
Komplex  jener  Rechtshandlungen  und  Rechtsakte  gehörig,  welche 
die  Ermittelung  und  Feststellung  des  Aktivstandes  der  Konkurs- 
masse bezwecken  —  ist  mit  Rücksicht  auf  das  in  §.  16  des  An- 
fechtungsgesetzes den  Realgläubigern  lediglich  zu  ihren  Gunsten 
eingeräumte  Anfechtungs-R.  wohl  als  zu  eng  zu  bezeichnen,  vor- 
ausgesetzt, dass  man  nicht  mit  K.  (S.  70)  annimmt,  dass  das 
Anfechtungs-R.  der  Realgläubiger  eigentlich  nicht  eine  Anfechtung 
im  Konkurse,  sondern  auser  dem  Konkurse  ist,  was  theoretisch 
gewiss  richtig  ist,  aber  mit  dem  Wortlaute  des  Gesetzes  (§.  16) 
im  Widerspruche  steht.  W.  Fuchs. 


YI.  Strafrechtswissenschaft. 

Cohn,  L.   Die  Grundsätze  über  den  Thatbestand  der  Ver- 
brechen und  der  heutige  Gattungsbegriff  des  Ver- 
suches.    Breslau,  Koebner.     1889.     90  S.     2  M. 
Die  vorliegende  Arbeit  ist  in  ihrem  Hauptumfange  (S.  1  —  75) 
eine   Verteidigung    der    von    dem   Verf.    früher    veröffentlichten, 
vielfach  angegegriffenen  Lehre  vom  versuchten  und  unvollendeten 
Verbrechen,  in  ihrem  kleineren  Teile  (S.  76—90)  eine  Berichtigung 
jener  Lehre.     In  den  §§.  1 — 4  wiederholt  Verf.  die   letztere  auf 
wesentlich  unveränderter  Basis.     Er  hält   fest  an   der  Scheidung 
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von  potentieller  Kausalität  (Grund  und  Folge?)  und  aktueller 
Kausalität  (Ursache  und  Wirkung)  und  an  der  Scheidung  zwischen 
materialen  und  formalen  Verbrechen ,  welche  letzteren  mit  der 
Handlung  des  Verbrechers  zum  Abschluss  gelangt  und  deshalb 
als  Versuch  nicht  möglich  seien.  Auch  fährt  der  Verf.  fort, 
solche  Verben,  welche  —  der  Sprachkürzung  halber  —  ausser 
dem  konkreten  Handeln  auch  den  von  diesem  Handeln  zu  scheiden- 
den Erfolg  begriffsmässig  einschliessen ,  wie  z.  B.  „abreissen", 
„abschneiden",  für  seine  Theorie  zu  verwerten,  indem  er  sie  als 
reines,  den  Erfolg  schon  in  sich  selbst  tragendes  Handeln  auf- 
fasst  (S.  9,  65  ff.) 

Der  Schlussparagraph  5  enthält  hauptsächlich  Dialektik  gegen 
V.  Liszt,  Lammasch  und  Baumgartner,  sowie  schliesslich 
einige  Zugeständnisse,  von  welchen  das  wertvollste,  das  S.  83 
ausgesprochene  ist.  Der  Verf.  bekennt  es  dort  als  Fehler,  dass 
er  „den  wirklichen  Grund  und  seine  wirkliehe  Folge  in  Gegen- 
satz zu  einem  möglichen  Grund  und  seiner  möglichen  Folge  ge- 
bracht habe  und  hierdurch  der  Schlussfolgerung  verfallen  sei, 
dass  man  die  objektive  Seite  des  Versuchs  nicht  nach  ihrer  wirk- 
lichen, sondern  nach  ihrer  nur  möglichen  Beschaffenheit  zu  be- 
urteilen habe".  Bünger. 

Fiild^  W.  Die  Aufhebung  des  Sozialistengesetzes  und 
dieAenderung  desStr.G.B.  Berlin,  Siemenroth  &  Worms. 
1889.     38  S.     1  M. 

Die  gründliche  Schrift  erkennt  die  Notwendigkeit  der  Er- 
setzung des  Sozialistengesetzes  durch  Bestimmungen  des  gemeinen 
R.  an,  verwirft  die  Anträge  der  Minorität  von  1878  (Hänel), 
bezeichnet  als  Ziel  der  Gesetzgebung  den  Schutz  gegen  die  durch 
Wort  und  Schrift,  von  Einzelnen  oder  Vereinen  erfolgenden  An- 
griffe, welche  die  Existenz  der  Staats-  und  Gesellschaftsordnung 
mittelbar  oder  unmittelbar  bedrohen  und  macht  folgende  Vor- 
schläge: 1.  In  §.  130  R.Str.G.B.  Herstellung  der  Regierungs- 
vorlage („Feindseligkeit"  statt  „Gewaltthätigkeit");  Zusatz:  „wer 
öffentlich  in  Aergernis  erregender  Weise  die  Einrichtungen  der 
Ehe,  des  Privateigentums  oder  der  Familie  schmäht  oder  be- 
schimpft". 2.  In  §.  131  Fahrlässigkeit  zu  berücksichtigen;  statt 
„um  .  .  .  verächtlich  zu  machen"  zu  setzen:  „welche  geeignet 
sind  .  .  .  verächtlich  zu  machen",  und  hinzuzufügen  die  Herab- 
würdigung „des  Staates  oder  der  bestehenden  Gesellschafts- 
ordnung" (S.  22).  3.  Zu  §.  111  R.Str.G.B.  eine  ähnliche  Vorschrift 
wie   §.   10    des   Sprengstoffgesetzes    (Verherrlichung    von   Straf- 
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thaten).  4.  Gewährung  der  Möglichkeit,  Vereine  etc.,  welche 
diese  Ziele  (§§.  130,  131)  verfolgen,  aufzulösen,  endgültig  nur 
durch  Richterspruch  (für  Versammlungen  ev.  Ergänzung  des 
§.  116).  5.  Fortfall  der  Bedingung  in  §.  23  Z.  3  des  Press- 
gesetzes, vielleicht  auch  Verstärkung  der  Kautelen  des  §.  24, 
sonst  keine  Aenderungen  des  Press-R.  Redaktion. 

Oppenheim,  L.     Die   Nebenklage    des    deutschen   Straf- 
prozesses. Eine  Studie.  Breslau,  Koebner.  1889.  87  S.  2  M. 

Die  Auffassung  des  Verf.  von  dem  Wesen  der  Nebenklage 
ist  kurz  folgende.  Er  billigt  weder  die  Ansicht  Stengleins, 
nach  welcher  die  Nebenklage  lediglich  eine  Anschlusserklärung 
an  die  erhobene  öffentliche  Klage  ist,  noch  die  entgegengesetzte 
Glas  er  sehe  Auffassung,  nach  welcher  sie  eine  selbständige  Klage 
ist,  noch  die  Meinung  Menzels,  welcher  die  Nebenklage  als 
accessorische  Privatklage  auffasst,  noch  endlich  den  Vorschlag 
Freudensteins,  sie  als  Nebenintervention  zu  behandeln. 

Vielmehr  hält  er  beide  Klagen  und  beide  Partei  rollen  für 
identisch,  indem  er  sie  beide  als  Klage  des  Staates  auffasst,  je- 
doch die  Vertreterrollen  für  verschieden,  indem  dieselbe  öffent- 
liche Klage  einerseits  von  der  Anklagebehörde,  andererseits  vom 
Nebenkläger  vertreten  werde.  Aus  diesem  Prinzipe  heraus  wird 
darauf  das  Institut  systematisch  und  erschöpfend  entwickelt. 

B  ü  n  g  e  r. 


VII.  Kirchen-  und  Eherecht. 

Fuchs,  W.  Die  sogen,  siebenbürg.  Ehen  und  andere 
Arten  d  e  r  Wiederverehelichung  geschiedener 
österr.  Katholiken.  Wien,  Manz.  1889.  188  S.  2  fl. 
40  kr. 

§.111  des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzes  Oesterreichs  setzt 
die  Unlösbarbeit  der  katholischen  Ehe  fest.  Dass  dieser  Paragaph 
seinem  ganzen  Inhalte  nach  seit  1868  wieder  in  Kraft  getreten 
ist,  weist  F.  in  besonderem  Abschnitt  nach,  eine  abweichende 
Ansicht  stellte  vereinzelt  das  Wiener  Oberlandesgericht  im  Jahre 
1875  auf.  Das  Ehehindernis  des  bestehenden  Ehebandes,  welches 
infolge  des  citierten  §.  111  die  bloss  von  Tisch  und  Bett  ge- 
trennten (nach   österr.   Sprachgebrauch    geschiedenen)    Personen 
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trifft,  sucht  man  in  der  Praxis  auf  verschiedene  Weise  zu  eli- 
minieren. Ist  eine  Hebung  dieses  Ehehindernisses  zwar  rechtlich 
nicht  möglich  mit  der  blossen  Konfessions-  oder  Religionsänderung, 
so  wird  dieselbe  dagegen  unter  gewissen  Umständen  möglich  beim 
Vei-zicht  auf  die  österr.  Staatsangehörigkeit,  verbunden  mit  dem 
Erwerb  einer  fremden  Staatsangehörigkeit.  Mit  dem  Namen 
siebenbürg,  oder  Klausenburger  Ehe  bezeichnet  man  die  am 
häufigsten  vorkommende  Form  der  Hebung  des  genannten  Ehe- 
hindernisses und  trotz  der  Bedenken  gegen  die  Gültigkeit  solcher 
Ehen,  welche  durch  mehrfache,  deren  Nichtigkeit  ausprechende 
Urteile  entstehen  mussten  und  trotz  des  den  Erwerb  der  ungar. 
Staatsbürgerschaft  erschwerenden  Gesetzes  vom  Jahre  1879  wächst 
die  Zahl  der  siebenbürg.  Ehen  von  Jahr  zu  Jahr  (interessant 
die  Mitteilungen  auf  S.  73).  Ausser  diesen  siebenbürg.  Ehen 
bespricht  F.  die  von  ihm  als  ungar.,  deutsche  und  koburg.  be- 
zeichneten Ehen,  alles  Formen,  dienlich  zur  Hebung  des  aus  §.111 
d.  a.  b.  G.  resultierenden  Ehehindernisses.  Erschöpfend  ist 
übrigens  diese  Erörterung  nicht;  sie  rechtfertigt  sich  dagegen 
von  dem  Gesichtspunkt  aus,  dass  dem  Verf.  ausschliesslich  mit 
Beziehung  auf  die  genannten  Staaten  praktische  Fälle  vorlagen. 
Praktisch  möglich  und  nicht  allzu  schwer  bezüglich  ihres  Ab- 
schlusses wären  z.  B.  auch  schweizer.  Ehen.  Verhältnisse,  welche 
den  sogen.  Koburger  Ehen  gleichstehen,  können  sodann  in  allen 
denjenigen  deutschen  Gebieten  vorkommen,  in  welchen  die  landes. 
herrliche  Scheidung  noch  geübt  wird.  —  Als  Resultat  für  die 
prinzipielle  Frage  ergibt  sich  dem  Verf.  der  Satz  (S.  120),  dass 
die  Ehe  eines  bereits  verehelicht  gewesenen  österr.  Katholiken 
dann  gültig  sein  wird,  wenn  zur  Zeit  der  Eingehung  der  Ehe 
entweder  1.  beide  Eheteile  Angehörige  eines  Staates  sind,  dessen 
Gesetze  die  völlige  Auflösung  einer  gültigen,  wenn  auch  ursprüng- 
lich katholischen  Ehe  zulassen  und  die  erste  Ehe  des  bereits  ver. 
ehelicht  gewesenen  Eheteiles  den  Gesetzen  seines  Landes  gemäss 
getrennt  wurde  —  oder  2.  nur  der  bereits  verehelicht  gewesene 
Teil  den  unter  1.  angeführten  Bedingungen  entspricht  und  der 
andere  Eheteil  zwar  Oesterreicher  jedoch  Akatholik  und  ledig 
oder  aber  in  einer  akatholischen  Ehe  .  gelebt  hat  und  deren 
Trennung  bewirkt  hat.  Bekämpft  wird  insbesondere  die  von 
Rittner  ausgesprochene,  im  Prinzip  strengere  Ansicht  (die  Polemik 
ist  nicht  überall  zutreffend,  am  wenigsten  bezüglich  des  von  R. 
verteidigten  Satzes,  dass  bloss  „einseitige"  Trennung  der  Ehe 
ein  Unding  sei),  kritisiert  wird  die  nicht  weniger  als  konstante 
Gerichtspraxis,  die  des  Einlässlichsten  mitgeteilt  wird.   Der  Inhalt 
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des    §.  9    (Deutsche    Ehen)    leidet    an   mehrfachen    Ungenauig- 
keiten.  v.  Salis. 


VIIT.  Staats-  und  Verwaltungsrecht. 

Gumplowicz,   L.     Einleitung   in  das  (österr.)  Staats-R. 
Berlin,  Heymann.     1889.     224  S.     5  M. 

Von  den  im  obgedachten  Verlage  erscheinenden  Kompen- 
dien des  österr.  R.  ist  nach  längerer  Pause  wieder  ein  Band 
erschienen ,  in  welchem  als  Einleitung  in  das  staatsrechtliche 
Studium  eine  historische  Darstellung  der  Entwickelung  der 
öffentlich-rechtlichen  Verhältnisse  der  österr.  Monarchie  von  der 
ältesten  Zeit  bis  zum  Zustandekommen  des  jüngsten  ungar. 
Ausgleiches  (1867)  geboten  wird.  Die  Kenntnis  dieses  Gegen- 
standes wird  bisher  an  den  österr.  Universitäten  nur  in  der 
Weise  vermittelt,  dass  die  Rechtshörer  zum  Besuche  eines  Kol- 
legiums über  österr.  Geschichte  an  der  philosophischen  Fakultät 
verpflichtet  sind ;  der  im  Zuge  befindlichen  Reform  des  Studien- 
planes wird  durch  das  vorliegende  Werk  unzweifelhaft  insoferne 
vorgearbeitet,  als  das  wesentliche  Ergebnis  dieser  Reform  einer- 
seits in  der  Erweiterung  des  Studiums  des  öffentlichen  R.,  ander- 
seits zum  mindesten  in  der  fakultativen  Ersetzung  des  eben  ge- 
dachten Kollegs  durch  Vorlesungen  aus  dem  Gebiete  der  österr. 
Rechtsgeschichte  bestehen  dürfte. 

Die  Anordnung  des  Stoffes  ist  naturgemäss  chronologisch, 
wobei  Verf.  drei  Perioden  unterscheidet,  deren  erste  von  den 
ältesten  Zeiten  bis  zu  den  Babenbergern  (975),  die  zweite  von 
975  bis  zur  dauernden  Erwerbung  Böhmens  und  Ungarns  (1576), 
die  dritte  endlich  bis  zur  letzten  Umgestaltung  der  österr. 
Reichsverfassung  (1867)  reicht.  Selbstverständlich  ist  die  Dar- 
stellung des  Entwickelungsganges  in  dieser  letzten  Periode  weit 
eingehender  als  die  Behandlung  der  vorangehenden  Abschnitte, 
was  sich  nicht  nur  durch  die  leichtere  Zugänglichkeit  der  Quellen 
und  reichlichere  Vorarbeiten  (wir  erinnern  an  Adlers  und  Rosen- 
thals Aufsätze  über  die  Behördenorganisation  Maximilians  I. 
und  Ferdinands  I.),  sondern  auch  durch  das  höhere  Interesse 
erklärt,  welches  sich  unstreitig  an  die  unserer  Zeit  am  nächsten 
liegenden  Phasen  des  geschichtlichen  Entwickelungsganges  knüpft. 
Besonders  ausführlich  ist  die  Schilderung  der  in  staatsrechtlicher 
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Hinsicht  bedeutsamen,  in  die  Regierung  Maria  Theresias  (1776 
bis  1780)  und  Josefs  II.  (1780—1790)  fallenden  Ereignisse.  Die 
Methode  der  Behandlung  des  Stoffes  schliesst  sich  im  Wesen  an 
die  besonders  in  früherer  Zeit  beliebte  sogen.  Stammlandsmethode 
an,  welche  lediglich  die  Geschichte  der  Stammländer  der  gegen- 
wärtig herrschenden  Dynastie  von  den  ältesten  Zeiten,  dagegen 
die  Geschichte  der  von  dieser  Dynastie  später  erworbenen  Länder 
erst  vom  Zeitpunkte  ihrer  Vereinigung  unter  das  gemeinsame 
Szepter  einer  näheren  Darstellung  unterzieht.  Ob  diese  Methode 
insbesondere  mit  Rücksicht  auf  die  Verhältnisse  des  österr. 
Kaiserstaates  ausreicht,  ist  wohl  zu  bezweifeln,  doch  darf  man 
nicht  übersehen,  dass  wir  es  vorliegend  mit  dem  ersten  Ver- 
suche einer  Darstellung  der  Geschichte  des  öffentlichen  R.  in 
Oesterreich  zu  thun  haben,  bei  dem  es  Schwierigkeiten  zu  über- 
winden gab,  die  der  Fernstehende  kaum  zu  ahnen  vermag. 
Dennoch  glauben  wir,  dass  einige  Versehen  hätten  vermieden 
werden  können.  So  wird  z.  B.  das  Datum  des  sogen.  Privi- 
legium Fridericianum  minus  auf  S.  50  und  56  ohne  nähere  Auf- 
klämng  verschieden  angegeben;  S.  101  wird  Maria  Theresia 
irrthümlich  als  , Kaiserin  von  Oesterreich"  bezeichnet;  S.  177 
wird  von  „Gleichberechtigung  der  Konfessionen"  gesprochen  und 
werden  mehrere  »vom  Staate  anerkannte  Religionen"  erwähnt, 
was  für  die  dort  behandelte  Periode  (Josef  II.)  nicht  zutrifft; 
S.  189  wird  übersehen,  dass  zur  Zeit  Leopolds  II.  Dalmatien 
noch  unter  venezianischer  Herrschaft  stand.  Auch  der  Gebrauch 
einzelner  im  politischen  Parteikampfe  abgenützter  Schlagworte 
hätte  ohne  Schaden  für  die  Sache  unterbleiben  können. 

Prazak. 


B.  Zeitschriftenüberschau. 


Neue  Zeitschriften: 

The  Jnridical  Review.  Edinburgh,  Green  and  Sons.  Nr.  1.  Lo- 
rimer,  the  faculty  of  law.  Dudley  Field,  codification  in  the 
United  States.  Campbell,  private  bill  legislation.  Shaw, 
municipal  socialism  in  Scotland.  Burnell,  Mr.  Parnells  action 
against  the  Times.    Cook,  the  judicial  System  of  Gerraany. 

The  Green  Bagr.  Boston,  Mass.,  Soule.  Nr.  1.  Chief  Justice  Fül- 
ler. The  Whitechapel  tragedies.  Browne,  front  and  rear. 
Brandeis,  the  Harvard  law  school.  Ames,  specific  Performance 
of  contracts.     Causes  c^lfebres. 
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Deutsche  Gerichtszeitun^.  Zeitschr.  f.  d.  Beamten  d.  deutschen 
Gerichte.  Erscheint  am  1.  u.  15.  jed.  Monats.  Red.  Lutz.  Verlag 
der  deutschen  Gerichtszeitung  in  Nürnberg  (Lange  Zeile  50). 
Programm:  Biographien,  Bildnisse,  andere  Illustrationen,  allge- 
meine Chronik ,  bunte  Mappe ,  Fragekasten  etc.  Nr.  1  enthält 
u.  a.  Porträt  v.  Simson ,  Illustrationen :  Justizpalast  in  London, 
chines.  Gerichtsbarkeit,  röm.  Gerichtsbarkeit  in  Deutschland  mit 
d.  entsprechenden  Artikeln,  lose  Blätter,  Bilderrätsel  u.  s.  w. 
6  M.  jährlich. 

Nouvelle  Reyue  historique  de  droit  frani^ais.  XIII.  1.  Gerar, 
sur  la  tutelle  et  la  curatelle  dans  l'ancien  droit  romain.  Guil- 
hiermoz,  la  persistance  du  caractere  oral  dans  la  procedure 
civile  frangaise.  Engelhard t,  histoire  du  droit  fluvial  conven- 
tionnel  (fin).  Ohronique  (S.  149,  150):  eine  Reihe  v.  Preisauf- 
gaben d.  Academie  des  sciences  morales  et  politiques. 

Jahrbücher  f.  Dogmatik  d.  Privat-R.  XVII.  5.  u.  6.  Ebb  ecke, 
d.  herstellende  Rechtsschutz.  Strohal,  Rechtsübertragung  u. 
Kausalgeschäft  im  Hinblick  auf  d.  E.  e.  b.  G.B. 

Zeitschr.  f.  Privat-  u.  öff.  R.  XVI.  2.  Singer,  G.  Hugo.  (Fest- 
rede über  H.  als  Vorläufer  d.  geschichtl.  Schule,  durch  zahl- 
reiche wissenschaftl.  Anmerkungen  ergänzt.)  Storch,  z.  Lehre 
V.  d.  Parteienvertretung  im  Strafverfahren.  Kariowa,  Begriff 
d.  fungiblen  Sachen.  G.  v.  Schulze-Gaevernitz,  Geltung  d. 
Reichshaftpflichtgesetzes  neben  d.  ünfallversicherungsgesetz. 

Oesterr.  Gerichtszeitnng.  XL,  7.  Lammasch,  Internat,  krimi- 
nalist.  Vereinigung  (s.  oben  S.  276).  8.  Verhängung  d.  Haft 
nach  Verkündung  d.  Urteils.  9.  11.  Zur  Str.Pr.O.  10.  Gert- 
scher, Behandlung  siegreicher  Anfechtungsansprüche  bei  d. 
Meistbotsverteilung.  14.  Kavcic,  Begriff  d.  zugefügten  Scha- 
dens (Ges.  V.  25./V.  1883  §.  1).  Nowak,  Unwirksamkeitserklä- 
rung e,  Pfandrechtseinverleibung. 

Jnrist.  Blätter.  XVIIL  8.  9.  Lössl,  d.  Lohnpfand-R.  8.  Fuchs, 
Jurisprudenz  d.  tägl.  Lebens  in  Wien  (Kauserie  über  Haus- 
meister, Sperrsechser,  Lohnkutscher,  Tramway  etc.).  9.  Wähl- 
barkeit öffentlicher  Funktionäre.  10.  Pann,  Rechtsstellung  d. 
deutschen  Kolonien  zum  Reiche  (versucht  d.  Theorie  G.  Meyers 
—  s.  oben  S.  34  —  zu  widerlegen  u.  vindiziert  den  Schutz- 
gebieten eigene  Hoheits-R.).  11.  Justizkosten  u.  Justizstempel. 
12.  13.  Zimmermann,  einige  Abänderungen  d.  inneren  Ein- 
richtung d.  Bezirksgerichte.  12.  Sohm,  Parlament  u.  Beamten- 
tum in  d.  deutschen  Rechtsgeschichte.  Die  Entschädigungspflicht 
der  Versicherungsgesellschaften. 

Oesterr.  Centralbl.  f.  d.  Jurist.  Praxis.  VII.  2.  Geller,  d.  R. 
d.  wirtschaftl.  Konkurrenz.  Ofner,  interessante  Rechtsfälle. 
(Oesterr.  C.Bl.  f.  Verwaltung.  V.  2.  Piloty,  Haftung  d.  Staats 
f.  rechtswidrige  Handlungen  seiner  Beamten.) 

Zeitschr.  f.  Handels-R.  XXXV.  3.  u.  4.  Goldschmidt,  Lex 
Rhodia  u.  Agermanament.  Pfizer,  d.  abstrakte  Schadenüber- 
rechnung d.  Art.  357  Abs.  3  d.  H.G.B.  Kohl  er,  Geldgeschäfte 
u.  Pfandlinggeschäft  d.  Buginesen  in  Kutei.  Adler,  z.  Jurist. 
Konstruktion  d.  Kostgeschäftes. 

The  Law  Quarterly  Review.  V.  1.  Blakesley,  manorial  Juris- 
diction. Cohen,  on  the  amendment  of  law  relating  to  factors. 
Munton,  county  court  reform.  Bigelow,  definition  of  circum- 
vention.  Coolidge,  the  Swiss  federal  court.  Burton,  fede- 
ration   and   pseudofederation.     Batefon,   employers    liability. 
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Challis,  the  Squatters  case.  Stephen.,  mnrder  from  the  best 
moiives  (anküpfend  an  NewYork  medico-legal  Society's  Journal, 
Dezember  1888,  über  d.  Stellung  d.  Aerzte  bei  aufgegebenen  Pa- 
tienten). Grueber,  F.  v.  HoltzendorflF. 
The  American  Law  Register.  1888  Febr.,  Juni,  Juli.  Artikel 
über  the  function  of  law  school  in  legal  education. 

Scottish  Law  Reyiew.  V.  49.  On  the  feudal  irritancy  ob  non 
solutum  canonem.  Sittings  in  parish  Churches.  The  law  of 
Scotland  relating  to  the  property  of  Mailand  and  Life. 

American  Law  Review.  1889  Nr.  2  (March-April).  The  Use  and 
value  of  Authorities.  Dead  Letter  Laws.  Impairment  of  Con- 
tracts  by  Change  of  Judicial  Opinion.  The  Scope  of  the  Present 
Law  of  Resale.     Bar  Associations. 

Haryard  Law  Reyiew.  IL  Nr.  8.  Cooley,  comparative  Merits  of 
written  and  prescriptive  constitutions.  Smith,  the  legal  aspect 
of  the    Southern  question.     Assumpsit   for  Use    and  Occupation. 

Reyne  generale  du  droit  etc.  1889  Nr.  2  (Mars-Avril).  Le  divorce 
avant  l'^re  chretienne.  Sergents  feodes ,  sergents  generaux  et 
d'armes.     Des  remises  de  cause.     Les  celeres. 

Reyne  Jndiciaire  (Suisse).  1889  Nr.  7  et  8  (Avril).  Loi  federale 
sur  la  poursuite  et  la  faillite. 

La  France  Jndiciaire.  1889  Mars.  La  proc^dure  devant  la  justice  de 
paix.  Etüde  sur  un  projet  de  loi.  De  la  vente  des  vins  amers 
au  quinquina  au  point  de  vue  penal.  Avril.  De  la  publication 
des  lettres  missives.  Question  de  propriete  litteraire.  Cours 
deau  non  navigables  ni  flottables.  Des  travaux  d'entretien  et 
de  defense. 

Annales  de  droit  commercial  par  Thaller.  1889  Nr.  1  (Fevr.).  De 
la  responsabilit^  des  patrons  et  de  l'assurance  contre  les  ac- 
cidents  devant  les  chambres.  A  propos  de  Panama.  Commer- 
cialite.  Faillite.  Liquidation.  Obligation  k  lots.  Des  Operations 
et  jeux  de  bourse  dans  les  differents  etats  et  notament  en  Es- 
pagne.  De  la  compensation  des  ch^ques.  Chronique  de  l^gis- 
lation,  de  doctrine  et  de  jurisprudence  en  mati^re  de  droit  com- 
mercial et  industriel  en  Suisse. 

Reyne  des  Soci^t^s.  1889  Nr.  4  (Avril).  La  societe  de  Panama  civile 
non  commerciale.  Le  krach  du  cuivre.  Assemblees  generales. 
Composition  et  Constitution.  Clauses  statutaires.  Conditions 
impossibles  k  executer.  Loi  sur  la  liquidation  judiciaire  modi- 
fiant  la  legislation  des  faillites. 

Archiyio  ginridico.  XLI.  5.  u.  6.  Tango,  della  responsabilitä, 
pecuniaria  imposta  ai  pubblici  ufficiali  verso  lo  stato.  Serragli, 
le  accessioni  fluviali  nel  dir.  rom.  e  nel  cod.  civ.  Toniolo,  in 
occasione  del  giubileo  didattico  di  W.  Röscher.  Lordi,  della 
quota  alla  quäle  nella  successione  legitima  ha  diritto  il  coninge 
superstite.     Castori,  rivista  di  giurisprudenza  penale. 

Gerichtssaal.  XLI.  4.  Teichmann,  F.  v.  Holtzendorff.  Kroschel, 
Versuch  u.  Mangel  am  Thatbestand.  Kohler,  über  d.  islamit. 
Straf-R. 

Blätter  f.  Gefängnislinnde.  XXIII.  3.  u.  4.  Kr  eil,  wer  soll  d. 
Kosten  d.  Strafvollstreckung  tragen?  Wirth,  d'Alinge,  Aende- 
rungen  d.  Bestimmungen  betr.  d.  Beurlaubungssystem.  Gut- 
achten f.  d.  Vereinsversammlung  (v.  Kaldewey,  Goltz,  Krohn  e, 
Kirsch,  Stellmacher,  KreU,  Leffler).  XXIV.  1.  Jage- 
mann (s.  auch  oben  S.  276),  Entwickelung  u.  Zustand  d.  Ge- 
fängniswesens in  Baden  2. 
Centralblatt  für  RechiBwieaenichaft.    VIII.  Band.  25 
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Nordwestdeutscher  Terein  f.  Gefängniswesen.  18.  Vereinsheft. 
Verhandlungen  d.  13.  Generalversammlung:  a)  Unterstützung  u. 
Förderung  d.  geistl.  Pflege  d.  Gefangenen  u.  Entlassenen  (Pätz). 
b)  Vereinfachung  d.  Systems  d.  Freiheitsstrafen  d.  Str.G.B.  für 
d.  Deutsche  Reich  (Blume).  Streng,  d.  Unfall  Versicherungs- 
gesetz u.  d.  Gewerbebetrieb  in  Strafanstalten.  Themata  für  d. 
Versammlung  deutscher  Schutzvereine  Freiburg  Sept.  1889. 

Archiy  f.  kathol.  Kirchen-B.  1889.  2.  Geiger,  d.  Selbstmord 
im  Kirchen-R.  Beilesheim,  Plenarkonzil  d.  schott.  Bischöfe 
17. — 26./VI1I.  1886.  Schmitz,  Eigentumsfrage  am  Kirchenver- 
mögen. Brandis,  Nutzungs-R.  d,  Pfarrers  an  d.  Grundstücken  d. 
Pfründe.  Geigel,  Rechtsprechg.  d.  R.G.  in  Strafsachen.  Vi  11  es, 
de  dispensationibus  in  solemni  religiöse  castitatis  voto  concessis. 

Christi.  Welt.  III.  11.  K.  K.,  d.  Mitwirkung  d.  Kirchenbehörden 
bei  Besetzung  d.  Theologieprofessuren  (gibt  zunächst  eine  üeber- 
sicht  über  d.  geltende  R.). 

Annalen  des  Deutschen  Reichs.  3.  Labes,  d.  Disziplinargewalt 
d.  Staats  über  seine  Beamten.  Seydel,  parlamentarische  oder 
richterliche  Legitimationsprüfung.  4.  Jacoby,  d.  Entw.  e.  b. 
G.B.  f.  d.  Deutsche  Reich,  auf  Volkswirtschaft!.  Grundlage  in 
Einzelerörterungen  besprochen.  Zorn,  Gesetz,  Verordnung, 
Budget,  Staats  vertrag. 

Deutsches  Wochenblatt.  II.  7.  8.  Curtius  (Thann),  Staat  und 
Volk.  12.  Arendt,  d.  Bankfrage.  Freund,  d.  Organisation  d. 
Invaliditätsversicherung.  13.  Die  Volkszeitung  u.  d.  Strafgesetz. 
Goldschmidt,  d.  neue  Genossenschaftsgesetz.  14.  Endemann 
(Königsberg),  d.  polit.  Frage  bei  d.  E.  e.  b.  G.B.  (Selbstgenüg- 
samkeit wäre  verhängnisvoll;  durch  d.  Hinweis  auf  d.  Wunsch 
einheitl.  Rechtsgestaltung  darf  d.  sachl.  Prüfung  nicht  abge- 
schnitten werden).  15.  16.  Die  Einigung  der  evangel.  Kirche. 
16.  Arndt,  d.  Lotteriewesen  in  Deutschland.  17.  18.  Damme 
(Kiel),  z.  Verständnis  d.  Stellung  d.  Staatsanwaltschaft  im  Straf- 
verfahren. 

Gegenwart.  XXXV.  15.  Grotefend,  mittelalterl.  u.  heut.  Wahl-R. 
16.  Die  zukünftige  Stellung  Luxemburgs  (behauptet  u.  a.,  dass 
mit  d.  Eintritt  L.s  in  das  Reich  ein  neues  Staatswesen,  ein  neues 
deutsches  Reich  begründet  werde,  ein  neuer  Reichstag  gewählt 
werden  müsse  etc.). 


C.  Neue  Erscheinimgeii. 

Im  März  und  April  1889  erschienen  oder  bei  der  Redaktion 
eingegangen  (letztere  mit  *  bezeichnet). 

1.  Deutsche  Bücher  und  Broschüren. 

•Barazetti,   C. ,   Einführung  in  d.  französ.  Zivil -R.  sowie  d.  bad. 

Land-R.     (Mit   einer   Beilage:   Code    de  Convention.)     Frankfurt 

u.  Lahr,  Schauenburg.     VIII  u.  454  S.     10  M. 
•Beiträge  z.  Erläuterung  u.  Beurteilung    d.    Entw.  e.  b.  G.B.     Hrsg. 

V.  J.  Bekker  u.  0.  Fischer.   6.-8.,  11.-13.  Heft.   Berlin,  Gutten- 

tag.     14  M.  40  Pf. 
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Inhalt.  6.  Fischer,  R.  u.  Bechtschutz.  Eine  Erörterung  d.  Grenc« 
gebiete  zwischen  Privat-R.  u.  Zlvllprozeas  in  Beziehung  auf  d.  Entw.  e.  b. 
O.B.  y  u.  143  S.  3  M.  7.  8.  Zitelmann,  d.  Rechtsgeschäfte  im  Entw.  e. 
b.  Q.B.  Studien,  Kritiken  und  Vorschläge.  I.  Tl.  VIII  u.  183  8.  5  M. 
11.  Seuffert,  d.  allg.  Grundsätze  d.  Obligatlonen-R.  in  d.  Entw.  e.  b.  G.B. 
V  u.  77  8.  2  Bi.  12.  Beruh  oft,  Kauf,  Miete  u.  verwandte  Verträge  In  d. 
Entw.  e.  b.  Q.B.  V  u.  74  8.  2  M.  13.  Co  sack,  d.  8achen-R.  mit  Aus- 
schluss  d.  besonderen  R.  d.  unbewegl.  Sachen  Im  Entw.  e.  b.  Q.B.  V  u. 
84  8.    2  M.  40  Pf. 

Breysig,  C,  d.  Prozess  gegen  Eberhard  Danckelman.  Ein  Beitrag 
z.  brandenburg.  Verwaltungsgeschichte.  Leipzig,  Duncker  u. 
Humblot.     VIII  u.  116  S.    2  M.  60  Pf. 

♦Bulmerincq,  Nachträge  z.  Völker-R.  Freiburg,  Mohr.  1889.  HS. 
(Vgl.  C.Bl.  IV,  262.) 

Enthält  Verträge,  Konferenzen  etc.  von  1884—1888. 
•Conrat,  M.,  Geschichte  d.  Quellen  u.  Litteratur  d.  r.  R.  im  früheren 

M.A.     1.  Bd.   (in   3  Abt.),     1.   Abt.     Leipzig,   Hinrichs.     106  S. 

5  M.  60  Pf. 
Dissertationen. 

Abraham,   B..  d.  altröm.  uscapio  pro  berede.    Göttingen,  Vandenhoeck  u. 

Ruprecht.    71  8.     2  M. 
Benz,   H. ,  Begriflf  der  „bona  fldes"   In  der  röm.  Usucapionslehre.    Bern, 

Huber  k  Co.     1888.     73  8.     1  M.  35  Pf. 
Bode,  F.,  vom  error  in  substantla.     Göttingen,  Vandenhoeck  &  Ruprecht. 

1888.    46  8.     1  M".  20  Pf. 
Gentinetta,  H. ,  über  das  Tragen   der  Gefahr  beim  Kaufe.    Luzern  1888. 

Bern,  Huber  &  Co.    67  8.     1  M. 
Halpert,  l).,  über  d.  Jurist.  Natur  der  Vertretungssachen  nach  gemeinem 

R     Göttiugen,  Vandenhoeck  &  Ruprecht.     1888.    45  8.     IM. 
Krebs,  A.,   über  Schuldanerkennung.     Frankfurt  a.  M.  1888.     Göttingen, 

Vandenhoeck  &  Ruprecht.    4  7  8.     1  M.  20  Pf. 
Rohde,  W.,  wann  beginnt  d.  Verjährung  einer  Forderung  auf  Kündigung? 

Ebd.  1888.     32  8.     80  Pf. 
Rönnberg,   W.,   d.  Erb-R.   von  Gortyna.    Berlin  1888.    Rostock,  Stiller. 

41  S.     1  M.  20  Pf. 
Eisele.,  F.,   Abhandhingen    z.   röm.   Zivilprozess.     Freiburg,  Mohr. 

III  u.  194  S.     5  M. 
Festgabe  zu   B.  Windscheids    öOjähr.   Doktorjubiläum.     2   Abhand- 
lungen.    Halle,  Niemeyer.     1888.     3  M. 

Inhalt.  I.  Stammler,  über  die  Methode  der  geschichtl.  Rechtstheorie. 
63  S.  II.  Kipp,  Erörterungen  zur  Geschichte  des  röm.  Zivilprozesses  u. 
d.  Interdlctum  quorum  bonorum.    8.  65 — 122. 

Frese,  F.,  z.  gemeinrechtl.  Lehre  v.  d.  beauftragten  Vermögensver- 
waltung u.  Willensvertretung.  (In  2  Hftn.)  1.  Hft.  Rostock^ 
Meyer.     VI  u.  208  S.     6  M. 

•Freybe,  Züge  deutscher  Sitte  u.  Gesinnung.  2.  Heft:  Das  Leben 
im  R.     Gütersloh,  Bertelsmann.     299  S.     4  M. 

•Fuchs,  W. ,  d.  sogen,  siebenbürg.  Ehen  (s.  oben  S.  348).  Wien, 
Manz.    VIII  u.  188  S.    4  M.  80  Pf. 

Friedrich,  J. ,  d.  Konstantinische  Schenkung.  Nördlingen,  Beck. 
Vn  u.  197  S.    4  M. 

*Jaeckel,  P.,  d.  Anfechtung  v.  Rechtshandlungen  zahlungsunfähiger 
Schuldner  ausserhalb  d.  Konkurses,  auf  Grund  d.  Reichsgesetzes 
V.  21./VU.  1879.  2.  neu  bearb.  Aufl.  Berlin,  Vahlen.  VU  u. 
266  S.    4  M.  50  Pf. 

Ihering,  R.,  d.  Kampf  ums  R.  9.  Aufl.  Wien,  Manz.  XVII  u.  98  S. 
1  M.  50  Pf. 

•König,  Memorial  f.  d.  Staatsrat  d.  Kantons  Tessin  an  d.  Bundes- 
gericht betr.  Kompetenzkonflikt.  29  S.  (Zunächst  nicht  im 
Buchhandel.) 

Loening,  E.,  d.  Gemeindeverfassung  d.  Urchristentums.  Einekirchen- 
rechtl.  Untersuchung.  Festschr.  z.  SOjähr.  Doktorjubiläum  R.  v. 
Gneists.     Halle,  Niemeyer.     1888.     Vil  u.  155  S.    4  M. 
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Martens,  W.,  d.  falsche  Generalkonzession  Konstantins  d.  Gr.  (sog. 

Konstantin.   Schenkung).     München,   Stahl   sen.     VI   u.    130  S. 

3  M.  20  Pf. 
Meibom,  V.  v.,  d.  mecklenburg.  Hypotheken-R.   Ergänzungsbd:  Das 

mecklenburg.  Hypotheken-R.  seit  d.  J.  1871  v.  P.  v,  Kühlewein. 

Leipzig,  Breitkopf.     IV  u.  86  S.     2  M. 
*Meili,  d.  internation.  Unionen  über  d.  R.  d.  Weltverkehrsanstalten 

u.   d.   geistigen  Eigentums.     Leipzig,   Duncker  &  Humblot.     III 

u.  80  S.     1  M.  60  Pf. 
Mendel,   d.  Geisteskranken  in  d.  Entw.  e.  b.  G.B.  (Sep.-Abdr.  aus 

Zeitschr.  f   ger.  Med.  XLIX.)     Berlin,  Hirschwald.     1  M.  20  Pf. 
Mittenzwey,  L.,  Gesetzeskunde  in  Verbindung  mit  Volkswirtschafts- 
lehre   als    Unterrichtsdisziplin.     (Pädagogische   Zeit-    u.    Streit- 
fragen.   2.  Bd.  3.  Heft.)     Gotha,  Behrend.     96  S.     a  1  M. 
*Oetker,  F.,  über  d.  Konkurseröffnungsbeschluss  u.  seine  Vollendung. 

(Festschrift  Rostocks  f.  Windscheid.)     93  S. 
Ofner,  J.,  d.  Grundgedanke  d.  Welt-R.    (Aus  „ Monats blätter  d.  wiss. 

Klub  in  Wien".)     Wien,  Holder.     37  S.     80  Pf. 
Pescatore,  G.,  d.  Glossen  d.  Irnerius.    Mit  1  lith.  Taf.    Greifswald, 

Abel.    1888.     116  S.    4  M.  50  Pf. 
Pf  äff,  L.,  u.  Hofmann,   F.,  Exkurse  über  österr.  allg.  bürgerl.  R. 

Beilagen  z.  Kommentar.     1.  Bd.  2. — 4.  Hft.   Wien,  Manz.    S.  111 

bis  430.     5  M.  60  Pf. 
Planck,  J.  W.  v.,  über  d.  histor.  Methode  auf  d.  Gebiet  d.  deutschen 

Zivilprozess-R.     Festrede,  geh.  in  d.  öifentl.  Sitzung  d.  k.  bayr. 

Akad.  d.  Wiss.  zu  München  am  27./XIL  1888.     München,  Franz. 

22  S.     60  Pf. 
♦Pollak,   R.,   d.  Widerklage.     Wien,  Holder.     154  S.     3  M.  20  Pf. 
*Pollock,  F.,  d.  R.  d.  Grundbesitzes  in  England,  übers,  v.  E.  Schuster. 

Berlin,  Vahlen.     X  u.  280  S.     5  M. 

Durch  die  vorliegende  gute  Uebersetzung  von  Seh.  —  dessen  Vertraut- 
heit mit  dem  engl.  R.  unseren  Lesern  bekannt  ist  (VII,  71)  —  wird  das- 
jenige Werk  über  engl.  Immobiliarsachen-ß.,  welches  den  klarsten  Einblick 
in  dieses  Gebiet  u.  in  die  eigentümliche  Denkart  des  engl.  Juristen  gewährt, 
dem  deutschen  Publikum  zugänglich  gemacht.  Für  den  Inhalt  muss  auf 
die  ausführliche  Besprechung  IV,  418  verwiesen  werden. 
Römer,    W. ,   d.   päpstl.    Schwertertheorie  oder:    Die  Bulle  „Unam 

Sanctam".    aus    d.    Latein,   ins  Deutsche   übertr.    u.    mit  krit.  u. 

histor.    Erläuterungen   versehen.     Schaffhausen,   Kober.      16   S. 

25  Pf. 
*Rudorff,  0.,  Tokugawa-Gesetzsammlung.     Tokio,  Takata.     Berlin, 

Müller.    IX  u.  141  S.  nebst  1  Blatt  Verfassungsgesetz   v.    ll./II. 
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gemeinfasslich  dargestellt,  an  Beispielen  erläutert  u.  durch  eine 
Darstellung  über  d.  neue  Verwaltungs-  u.  Gerichtsorganisation 
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Branntweines  u.  der  mit  der  Branntweinerzeugung  verbundenen  Presshefe- 
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Gesetzartikel  25  u.  26  v.  1888  über  d.  Schankgefälle  (Fritz).    3.  Hft. 

Budapest,  Rath.    39  S.     80  Pf.,  vollst.  72  S.  u.  39  S.     2  M. 
Schweiz.      Bundesgesetzgebung.     Hrsg.    v,    Wolf.      1.   Lfg.     Basel, 

Schneider.     160  S.     3  M.  50  Pf. 
Bestimmungen   d.   H.G.B.   (Codice  di  Oommercio)  d.  Königr.  Italien 

(Ausgabe  v.  1886),   welche   auf  d.  Gründung,  Organisation  etc. 

Bezug  haben.     Basel,  Georg.     48  S.     2  M. 
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Halsebos,  J.,  bede  om  rechtsherstel.     Pleidooi  gehouden  18  Febr. 

1889  voor   het   gerechtshof  te  Leeuwarden.     Leuw,,  Jongbloed. 

25  ct. 
Segere,  CO.,  donner  et  retennir  ne  vant  Art.  1703—1610.   (Inaug.- 

Schr.)    Leiden  1889. 
Wet  van   den    10  April  1869   (Staatsbl.  Nr.  65)  tot  vaststelling  van 

bepalingen    betrekkelijk   het    begraven  van  lijken ,   enz.  door  S. 

Gratama    Hz.    Dl.  II.  Afl.  5.     'sHage,  Belinfante.     321—431  met 

titel  en  inhoud  v.  dl.  II.     90  Pf. 
Wetten,   decreten ,  besluiten,  tractaten  en  andere  bescheiden  betref- 
fende de  waterstaat  in  Nederland,  met  aanteekeningen.    'sHage, 

Nijhoff.     6  en  187.    2  fr.  40  ct. 

Stevens,  H.  G.,  and  Haynes,   R.  W.,  a  catalogue  of  modern  Law 
Books,   published   during  the  years  1865—1888.     London  1889. 
Die  neue  Ausgabe  der,  Bd.  III  8.  IM,  angezeigten  Bibliotbec»  legum 
alle  bis  Ende  1888  in  Orossbritannien  u.  Irland  erachieneuen  Werke. 
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Vorausgeschickt  ist  ein  Verzeichnis  der  Law  reports,  welche  seit  1866  er- 
schienen sind,  u.  eine  kurze  Notiz  über  seltene  Rechtsbücher.  Dem  kon- 
tinentalen Juristen  gewährt  das  Buch  eine  gute  üebersicht  über  die  gegen- 
wärtige gangbare  Lltteratur. 

Apple  ton,   C. ,   histoire  de  la  propriet6  pretorienne  et  de  Faction 

publicienne.     Avec  un  fac-simile  du  §  283  des  fragments  du  Va- 

tican.     2  vol.     Thorin.     18  fr. 
Barclay,  Th.,  et  Dainville,  E.,  les  Fraudes  dans  les  marques  com- 

merciales.     Nouvelle  legislation  anglaise.     Pedone-Lauriel.    2  fr. 
Code  politique  des  Pays-Bas.     Traduit  et  annote  par  Me.  G.  Tripels. 

Maestricht.     Pedone-Lauriel.     6  fr. 
I saure- Toulouse,   traite  formulaire  de  procedure  pratique  en  ma- 

tiere  civile,  commerciale,  criminelle,  administrative  et  militaire. 

Chevalier-Marescq.     10  fr. 
Lair,  A.-E.,  des  Hautes  cours  politiques  en  France  et  ä  l'etranger  et 

de  la  mise  en  accusation  du  President  de  la  Republique  et  des 

ministres.     Etüde  de  droit  constitutionnel  et  d'histoire  politique. 

Thorin.     10  fr. 
Meyners  d'Estrey,  H.,   la   Souverainete   du   peuple.     Etüde  histo- 

rique  et  critique.     Pedone-Lauriel.     3  fr.  50  ct. 
Tremaudan,   J.  de,  droit  rural  et  usages  locaux  de  la  Loire-Infe- 

rieure.     2e  ed.,  revue  et  augmentee.     Lechevalier.     5  fr. 
Welschinger,  H.,  le  Divorce  de  Napoleon.     Plön.     3  fr.  50  ct. 

•Progetto  del  codice  penale  per  il  regno  d'Italia.  Turin,  Unione. 
58  S.     1  fr.  20  ct. 

In  Ergänzung  des  oben  S.  74  u.  S.  324  Gesagten  geben  wir  eine  üeber- 
sicht der  für  das  Studium  dieses  bedeutsamen  Str.G.B.  amtlichen  Akten- 
stücke: Relazione  ministerlale  (Begründung).  Allg.  Teil.  242  S.  2  1.  T.  II 
u.  III.  567  S.  3  1.  Bericht  der  2.  Kammer  (rel.  d.  commiss.  d,  Cam.  dei 
Deput.).  339  S.  3  fr.  Verhandlungen  (26.iV.— 9.|VI.)  mit  Üebersicht.  440  8. 
5  1,  Bericht  des  Senats  (Pessina,  Canonico,  Costa,  Puccioni).  346  S.  3  1. 
Verhandlungen  des  Senats  (8.— 17./XI.).  306  S.  3  1.  Protokolle  der  Redak- 
tionskommission (verbau  della  com.  coord).  5  1.  Dazu  Cassazione  unlca 
penale  (Gesetz  u.  Verhandlungen).  266  S.  3  1.  Ein  grosser  Kommentar  v. 
Crivellari  (100  Lfgn.  ä  1  1.)  in  Vorbereitung. 

*Scaduto,   guarentigie   ponteficie.     2.   Aufl.   (siehe  C.Bl.   IV,   33). 

Turin,  Unione.     747  S.     12  1. 
*Testo  unico  della  legge   comunale   e   provinciale  approvato  con  R. 

Decreto  10  febbr.  1889.     Torino,  Unione.     1889.     80  S.     1  fr. 

Die  Ital.  Gemeinde-  u.  Provinzialordnung  v.  20./III.  1865  wurde  durch 
.  Ges  V.  30./XII.  1888  vielfach  abgeändert:  Der  Vorsitz  des  Prov.-Ausschusses 
geht  vom  Präfekten  auf  den  vom  Prov.-Landtage  zu  wählenden  Prov.- 
Direktor  (presidente  della  deputazione  prov.)  über ;  dem  Präfekten  u.  seinen 
zwei  Räten  treten  zur  Bildung  des  Bezirksausschusses  (giunta  prov.  amm.), 
welcher  Verwaltungsgericht  etc.  ist,  vier  vom  Prov.-Landtage  auf  4  Jahre 
gewählte  Bürger  hinzu;  die  Bürgermeister  der  kleineren  Gemeinden  ernennt 
nicht  mehr  der  Gemeinderat,  sondern  aus  dessen  Mitte  der  König;  den  Ge- 
meinden u.  Provinzen  werden  von  1893  über  20  Mill.  Fr.  Polizei-,  Gerichts- 
u.  Schullasten  nachgelassen.  Durch  Art.  90  wird  der  König  ermächtigt,  den 
hiernach  zu  berichtigenden  Text  festzustellen,  was  unterm  lO./II.  geschah. 
Ausser  dem  Gesetze  u.  der  allgemeinen  Vollzugsordnung  enthält  diese  Aus- 
gabe die  Uebergangsbestimmungen  vom  lO./II.  u.  die  Verordnung  betr.  der 
Prüfung  im  Lesen  u.  Schreiben,  da  (in  Art.  19)  Italien,  wie  Belgien,  die 
Wahlberechtigung  hiervon  abhängig  macht.  Eine  weitere  Ergänzimg  steht 
durch  die  Gesetzentwürfe  betr.  das  Kirchengut  u.  den  Staatsrat  in  Aussicht, 
welcher  zumeist  über  die  Beschwerden  gegen  die  69  Bezirksausschüsse  ent- 
scheidet. 

Allgemeines  deutsches  H.G.B.  mit  Ausschluss  d.  See-R.  u.  allgem. 
deutsche  W.O.,  übers,  ins  Arabische  v.  M.  Hartmann.  Beirut 
gedr.  1887,  erschienen  1889.  Leipzig,  Koehler.  V,  XIV  u.  140  S.  4  M. 
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Monatlich  ein  Heft  von  21,2  Bogen.  —  Preis  des  Jahrgangs  12  Mark.  —  Zu  beziehen 
durch  alle  Buchhandlungen  und  Postanstalten. 


A.  Besprechimgen. 


I.  Allgemeines  und  Rechtsgeschichte. 

Leonhard,  R.  Die  Unpopularität  der  Jurisprudenz. 
Ein  populärer  juristischer  Vortrag.  (Grenzboten,  XLVII, 
Nr.20,21.    S.  310— 320,353-360).  Leipzig,  Grunow.  1888. 

Aufgefordert,  einen  populären  Vortrag  zu  halten,  kam  Redner 
zu  der  traurigen  Erkenntnis,  dass  das  Einzige,  worüber  ein  Jurist 
eine  populäre  Ansprache  halten  könne,  der  Umstand  sei,  dass 
er  keine  solche  zu  halten  vermöge.  vVber  nicht  der  Berufsstand 
der  Juristen  ist  unpopulär  (wie  schon  jeder  junge  Jurist  aus 
der  stattlichen  Liste  seiner  Vordermänner  erkennt),  sorfdern  nur 
der  Inhalt  seiner  Berufsthätigkeit ;  das  Thema  heisst  also  in  reinem 
Deutsch  etwa:  „Warum  ist  der  berufsmässige  Gedankenkreis 
unserer  Rechtspflege  so  wenig  volkstümlich?*  War  dies  immer 
so,  wieso  ist  es  gekommen,  kann  die  Jurisprudenz  populär  werden  ? 
Diese  drei  Fragen  bilden  die  Grundlage  der  geistreichen  Erör- 
terung. Insbesondere  wird  die  Aufnahme  des  r.  R.  geschildert  und 
seine  Bedeutung  beleuchtet:  „Die  röm.  Geistesschätze  nicht  bloss 
die  Quellen  unserer  Gesetzbücher,  auch  die  Hebel  unseres  neueren 
Volkslebens!*  Soweit  deswegen  die  Jurisprudenz  unpopulär,  „dient 
ihr  diese  Unpopularität  zum  Adelsbriefe".  „Es  ist  nicht  der  röm. 
Ursprung,  sondern  die  höhere  Kulturstufe,  welche  unser  R.  der 
grossen  Menge  entfremdet.*  Sobald  die  niedersten  Kulturstufen 
überwunden,  muss  die  Rechtspflege  Sachverständigen  gehören. 
Die  Berücksichtigung  des  Laienelements  ist  ein  „unvermeidliches 
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Zugeständnis  an  eine  unüberwindliche  Volksströmung ",  um  letz- 
tere in  erträgliche  Bahnen  einzudämmen. 

Die  überaus  grosse  Abneigung  der  grössten  Gestalten  unserer 
Geschichte,  Luthers  und  Friedrichs  II.,  gegen  die  Rechtswissen- 
schaft entsprang  einem  edlen  Triebe,  und  auch  über  diesen  Punkt 
kann  uns  nur  die  Geschichte  belehren:  Im  Laufe  der  Jahrhun- 
derte war  das  r.  R.  nicht  nur  zerbröckelt ,  es  war  ihm  der 
Geist  der  Silbenstecherei  und  Gezwungenheit  aufgedrückt  worden 
und  in  das  päpstliche  Prozess-R.  war  die  Rabulisterei  eingezogen. 
Daher  jenes  Misstrauen,  welches  besonders  A.  L.R.  (Einl.  §  6) 
zeigt.  Erst  die  neueste  Zeit  verhalf  der  richterlichen  Gedanken- 
freiheit zum  Siege  über  den  Buchstabendienst.  Auch  in  anderer 
Richtung  wirkte  das  preuss.  A.  L.R.  Nicht  nur  die  spitzfin- 
digen Haarspaltereien  scholastischen  Wesens,  auch  die  blüten- 
reichen Phrasen  des  byzant.  Stils  schwinden,  und  schlichte  Sprache 
ersetzt  sie;  „doch  nur  die  Rede  des  Rechtspflegers  soll  volks- 
tümlich werden,  die  Rechtsanwendungskunst  bleibe  den  Meistern 
gewahrt".  Die  Halbbildung  strahlt  nicht,  sie  kann  nur  zünden. 
In  diesem  Sinne  möge  uns  die  althergebrachte  ünpopularität 
der  Jurisprudenz  in  ihrem  guten  Kerne  für  alle  Zeiten  erhalten 
bleiben.  Redaktion. 

Kohler.  Rechtsvergleichende  Studien  über  islami- 
tisches R.  Das  R.  der  Berbern,  das  chinesische  R. 
und  das  R.  auf  Ceylon.  Berlin,  Heymann.  1889. 
252  S.     6  M. 

Die  ersten  161  Seiten  sind  dem  islamit.  Rechte  gewidmet 
und  bilden  einen  weiteren,  wichtigen  Beitrag  zu  den  vom  selben 
Verf.  publizierten,  im  „C.Bl.  für  Rechtswissenschaft"  in  den 
letzten  Jahren  (V  474,  VI  483)  angezeigten  Schriften  über  dieses  R. 
Sie  stützen  sich  auf  eine  sehr  stattliche  Anzahl  von  üebersetzungen 
und  Bearbeitungen  des  islamit.  R.  und  haben  zum  Zweck,  das- 
selbe in  seiner  durch  jahrhundertelange  Arbeit  vollzogenen  Voll- 
endung darzustellen.  Berücksichtigt  wird  sowohl  die  Schiitische 
als  die  Sunnitische  Jurisprudenz  und  bezüglich  der  letzteren  die 
Schulen  der  Hanefiten,  Schafiiten  und  Malekiten.  Der  1,  Ab- 
schnitt enthält  Skizzen  aus  dem  allgemeinen  Teil  (Lehre  von 
den  Erfordernissen  des  juristischen  Willens ;  über  Erklärungen  im 
Scherz,  in  Zorn  oder  Trunkenheit;  über  die  Wirkung  des  Zwanges). 
2.  Personen-  und  Familien-R.  (Personen-R.  der  Sklaven,  der  Freien, 
ferner  Ehe-R.  sehr  eingehend  und  ausführlich  [S.  22—66]:  Es 
zeigt   sich   deutlich   der  Kaufcharakter   der  Ehe,   der  Kaufpreis 
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wird  jedoch  ähnlich  wie  das  deutsche  Wittum  schliesslich  der 
Frau  selbst  zugewendet.  Die  rechtliche  Stellung  der  Frauen  ist 
im  allgemeinen  eine  geschützte  und  geachtete.  Das  R.  der  Ver- 
wandtschaft [S.  66 — 73]  enthält  ausser  der  Stellung  nicht  an- 
erkannter unehelicher  Kinder  [S.  69]  keine  mutterrechtlichen 
Spuren).  Abschnitt  3.  Sachen-R.  (Erwerb-R. ,  Eigentum  und 
Besitz,  Nutzniessung).  4.  üeber  Kommissionsgeschäft.  5.  Ueber 
Schenkung.  6.  Erb-R.  7.  Testier -R.  (Abschnitt  6  und  7  von 
S.  98—132).  8.  Ueber  Stiftungen.  9.  Prozess-R.  Der  Anhang 
(10)  enthält  einige  Notizen  über  öffentliche  R.  Das  gesamte 
Material  genügt  zwar  noch  nicht  zur  Konstruktion  des  voll- 
ständigen Rechtssystems,  kommt  jedoch  bezüglich  des  Ehe-  und 
Familien-R.  diesem  Ziele  nahe.  —  Die  zweite  Abhandlung  „Ueber 
das  R.  der  Berbern"  (S.  165 — 175)  geht  von  den  griech.  und  röm. 
Nachrichten  über  dieselben  aus,  schildert  hierauf  das  Mutter-R. 
verschiedener  Stämme  und  die  Entstehung  der  Agnation  bei  an- 
deren durch  Vermittlung  des  Frauenkaufes,  ferner  die  Gast- 
freundschaft in  ihrer  rechtlichen  Bedeutung,  die  Institution  der 
Kommenda,  die  Teilpachtverträge,  endlich  die  Hauptgrundsätze 
der  Verfassung.  Die  Studie  über  das  chines.  R.  (S.  179—208) 
umfasst  Ehe-  und  Familien-R.,  ferner  Erb-R.,  Eigentum,  Kauf 
auf  Wiederkauf,  Lehens-  und  Handels-R.,  ebenso  diejenige  über 
das  R.  auf  Ceylon  (211—247)  verschiedene  Materien  des  Privat-R., 
wobei  das  R.  der  verschiedenen  Bevölkerungsklassen  geordnet 
dargestellt  wird.  Den  Schluss  bildet  ein  alphabetisches  Sach- 
register. Die  ganze  Schrift  bildet  nicht  sowohl  ein  zusammen- 
hängendes Ganze,  als  vielmehr  eine  Sammlung  höchst  nützlichen 
und  anderweitig  schwer  zu  beschaffenden  Materials  zur  Rechts- 
vergleichung. D  a  r  g  u  n. 

Weyl,  R.  Das  fränkische  Staatskirch  en-R.  zur  Zeit 
derMerowinger.  Rechtsgeschichtliche  Studie  (a.  u.  T. : 
Untersuchungen  zur  deutschen  Staats-  und  Rechtsgeschichte, 
hrsg.  von  0.  Gierke.  XXVII).  Breslau,  Köbner.  1888. 
80  S.     2  M. 

In  der  Einleitung,  welche  einige  allgemeine  Erörterungen 
über  das  Verhältnis  von  Staat  und  Kirche  zur  Merowingerzeit 
enthält,  geht  Verf.  allzusehr  von  modernen  Anschauungen  und 
Vorstellungen  aus.  Die  Darstellung  gewinnt  mit  dem  Eintreten 
auf  die  Untersuchung  des  Verhältnisses  der  einzelnen  Glieder 
der  Kirche  zur  Staatsgewalt;  ob  jedoch  die  vom  Verf.  beliebte 
Ausdrucksweise  „straflfgespannte  Kirchenhoheit ",  die  auch  in  der 
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speziellen  Untersuchung  wiederkehrt  (S.  51,  74),  zutreffend  ist, 
kann  zweifelhaft  sein.  —  Im  einzelnen  wird  untersucht:  das 
Verhältnis  der  fränkischen  Könige  zum  Papste,  zu  den  Episkopal- 
versammlungen,  wobei  unterschieden  wird  im  Anschluss  an 
Lönings  Forschungen  zwischen  Provinzialsynoden  und  Konzilien 
(Partikular-  und  Nationalkonzilien).  Für  die  Betrachtung  der 
staatsrechtlichen  Stellung  der  einzelnen  Kleriker  wird  der  Fide- 
litütseid,  die  Basis  des  ünterthanenverbandes,  zum  Ausgangspunkt 
genommen,  es  wird  konstatiert,  dass  auch  Kleriker  denselben  zu 
leisten  haben  (S.  34).  Die  Sonderstellung  der  Kleriker  gegen- 
über dem  Gerichtsbann  wird,  jedoch  in  unvollständiger  Weise, 
durch  Mitteilung  der  prinzipiellen  Gegensätze,  welche  zwischen 
den  Ansichten  Dove's,  Sohm's,  Löning's  und  Nissl's  bestehen, 
berührt.  Die  Freiheit  des  Klerus  vom  Heerbann,  seine  prin- 
zipielle Unterwerfung  unter  den  „Finanzbann"  werden  etwas 
einlässlicher  besprochen ,  im  Anschluss  an  letztere  Frage  auch 
die  Bedeutung  der  Steuerprivilegien  und  der  Immunität  gestreift. 
Den  Schluss  bildet  die  Darstellung  der  Stellung  der  Bischöfe  zur 
Staatsgewalt,  namentlich  die  Frage  der  Besetzung  der  Bischofs- 
stühle, ferner  das  Verhältnis  des  Staates  zu  den  Klöstern,  endlich 
der  Umfang  der     kirchlichen  Disziplinargewalt  über  die  Könige. 

V.  S  alis. 

Griasson,  E.  Histoire  du  droit  et  des  Institutions  de 
1  a  France.  Tome  I.  La  Gaule  celtique  et  la  Gaule 
romaine.  Tome  II.  Epoque  franque.  Paris,  Pichon,  1887 
et  1888.     586  u.  628.  S. 

Wir  haben  Bd.  IV,  S.  408  das  grosse  Werk  G.'s  über  die  Ge- 
schichte des  R.  und  der  Institutionen  Englands  angezeigt.  Heute 
beschäftigt  uns  sein  neues,  in  gleich  grossem  Stile  unternom- 
menes Werk  über  das  R.  und  die  Institutionen  seines  eigenen 
Vaterlandes,  und  schon  taucht  im  Hintergrunde  ein  drittes  auf, 
welches  dem  normannischen  R.  und  seiner  Geschichte  gewidmet 
sein  soll.  Plan  und  Methode  des  vorliegenden  Werkes  sind  die 
nämlichen,  welche  bei  Ausarbeitung  des  früheren  zur  Anwendung 
gekommen  sind.  Die  Geschichtserzählung  wird  in  Epochen  ge- 
teilt, deren  Begrenzung  weniger  Schwierigkeiten  bereitet  als  im 
engl.  R.  Die  keltische  Zeit,  die  Herrschaft  der  Römer,  die 
Bildung  des  fränkischen  Reiches,  die  Zeit  des  Feudalwesens  oder 
wie  Telach  es  nennt,  das  regime  seigneurial,  die  Zeit  der  abso- 
luten Monarchie,  diejenige  der  Revolution  und  endlich  das 
19.  Jahrhundert,  bilden  die  natürlichen  und  gegebenen  Abschnitte 
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einer  französ.  Rechtsgeschichte,  wie  G.  sie  zu  schreiben  unter- 
nommen hat.  Jede  einzelne  Periode  wird  mit  einer  gewissen 
Selbständigkeit  behandelt,  in  verschiedene  Abschnitte  geteilt  und 
in  jedem  späteren  einer  folgenden  Periode  der  entsprechende 
Stoff  der  früheren  behandelt,  so  dass  die  Anknüpfung  leicht  ist, 
wenn  gleich  Wiederholungen  nicht  vermieden  werden  können. 
Jeder  grösseren  Periode  wird  eine  kurze  Charakteristik  derselben 
vorausgeschickt,  worauf  die  Angabe  der  Quellen  für  die  Ge- 
schichte des  R.  und  der  Institutionen  folgt.  Daran  schliesst 
sich  die  Geschichte  der  Versammlungen  des  Volkes,  der  Gemeinde- 
verfassung, der  Finanzen,  des  Heeres  etc.  Hierauf  folgt  das 
bürgerliche  R. ;  die  Zustände  der  Personen,  die  Organisation  der 
Familie  und  das  Vermögens-R.  Nach  Erörterung  dieser  Ver- 
hältnisse geht  G.  auf  die  Garantien  über,  welche  die  betreffende 
Epoche  bietet,  d.  h.  die  Gerichtsverfassung  und  die  Prozesse  in 
Zivil-  und  Strafsachen,  und  das  Straf-R. ;  endlich  wird  das  Ver- 
hältnis von  Kirche  und  Staat  erörtert  und  wie  im  Anfang  die 
Gründe  des  Wachstums,  so  werden  nun  am  Ende  der  Periode 
diejenigen  des  Verfalles  entwickelt.  Dies  ist  der  Plan,  nach 
welchem  G.  gearbeitet  hat. 

In  einer  Einleitung  schildert  G.  die  vorhistorischen  Zeiten, 
und  die  Bildung  der  französ.  Nation,  und  fasst  das  Resultat  fol- 
gendermassen  zusammen:  La  race  est  celtique  ou  gauloise;  les  in- 
stitutions  romaines  ou  germaniques;  la  langue  latine.  Nach  dem 
mitgeteilten  Schema  werden  nun  in  einem  ersten  Abschnitte 
die  einzelnen  Gegenstände  behandelt  und  bei  den  Quellen  die 
Bedeutung  und  die  Glaubwürdigkeit  von  Cäsars  Kommentarien 
ins  richtige  Licht  gestellt.  Der  zweite,  den  ersten  Band  schlies- 
sende  Abschnitt  hat  die  gallisch-röm.  Zeit  zum  Gegenstand  und 
die  Rechtsverhältnisse  von  Personen  und  Sachen  während  der- 
selben. Allein  wie  diese  Epoche,  so  gehört  auch  diejenige  der 
nun  folgenden  beiden  Bände,  die  fränkische  weit  mehr  der  all- 
gemeinen Geschichte  an,  als  der  besonderen  des  französ.  Volkes 
und  seiner  Institutionen ,  denn  beide  bildeten  sich  erst  nachher 
aus.  G.  selbst  glaubt  einer  Entschuldigung  zu  bedürfen,  dass 
er  dieser  Periode  trotzdem  zwei  starke  Bände  widmet,  somit 
ungefähr  den  vierten  Teil  des  ganzen  Werkes.  Der  Grund  liegt 
namentlich  darin,  dass  in  letzter  Zeit  die  fränkische  Zeit  und 
namentlich  die  Gerichtsverfassung  derselben  Gegenstand  sehr  ein- 
gehender Studien  von  Seiten  französ.  Gelehrter  gewesen  ist, 
welche  Resultate  geliefert  haben,  mit  welchen  der  Verf.  sich  in 
eigener,  ausführlicher  Darstellung  und  Begründung  auseinander- 
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setzen  musste.  Dem  ersten  dieser  fränkischen  Epoche  gewid- 
meten Bande  ist  eine  Bibliographie  beigegeben,  welche  nicht 
weniger  als  47  Seiten  einnimmt.  Derselbe  hat  zum  Gegenstande 
die  Quellen  des  R.,  die  politische  und  administrative  Organisation 
des  Landes  unter  den  Merowingern  und  den  Karolingern  und 
den  Zustand  der  Personen.  Dem  folgenden  Bande,  dessen  bal- 
diges Erscheinen  in  Aussicht  steht,  bleibt  die  Gerichtsorganisation, 
das  Rechtsverfahren,  das  Straf-R.  und  die  Schilderung  des  Ver- 
hältnisses von  Kirche  und  Staat  vorbehalten.  König. 

Ofner,   J.     Der   Urentwurf  und   die  Beratungsproto- 
kolle des  österr.  allgemeinen  bürgerlichen  Ge- 
setzbuches.    Wien,  Holder.   1889.    I.  Bd.    CXLVIII  und 
494  S.     IL  Bd.  890  S. 
Dieses  Werk,  dessen  erste  drei  Hefte  im  VII.  Bande,  S.  14 
angezeigt   wurden,    liegt   nunmehr    abgeschlossen   vor.     Band  I 
enthält,    wie  schon  in  der  ersten  Anzeige  erwähnt  worden,    zu- 
nächst den  Urentwurf  des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches 
(das   westgalizische   Gesetzbuch),    ferner    die   erste   Lesung   des 

1.  Teiles  (S.  1—212)  und  des  IL  Teiles  mit  Ausnahme  des  7. 
und  18.  Hauptstückes  (S.  212—495).  Das  7.  und  18.  Haupt- 
stück, von  dem  geteilten  Eigentume  und  von  der  Verlassenschafts- 
abhandlung handelnd,  wurde  des  Zusammenhanges  wegen  mit 
dem  III.  Teile  zusammen  beraten.  Band  II  enthält  auf  Seite  1 — 325 
die  erste  Lesung  des  3.  Teiles  und  der  beiden  eben  erwähnten 
Hauptstücke.  Die  ganze  Lesung  umfasst  in  der  Zeit  vom  21.  De- 
zember 1801  bis  22.  Dezember  1806  132  Sitzungen.  Sodann 
kam  die  Revision  des  Urentwurfes,  welche  in  der  Zeit  vom 
4.  Mai  1807  bis  14.  Januar  1805  28  weitere  Sitzungen  in  An- 
spruch nahm  (S.  327 — 489),  worauf  in  14  Sitzungen,  die  in  die 
Zeit  vom  13.  November  1809  bis  4.  Januar  1810  fallen,  die 
Superrevision  folgte  (S.  483—586).  Daran  reihen  sich  (S.  587—652), 
nachträgliche   Beratungen   über   1.   den  Titel   des  Gesetzbuches, 

2.  über  die  Provinzialstatuten,  3.  über  die  Nationalisierung  von 
Ausländern ,  4.  über  das  Darlehen.  Letzteres  Kapitel  machte 
deshalb  solche  Schwierigkeiten,  weil  die  Frage  zu  lösen  war, 
in  welcher  Valuta  alte  Darlehen  zu  zahlen  waren.  Es  wurden 
in  dieser  Frage  auch  nicht  weniger  als  sieben  Voten  von  Kom- 
missionsmitgliedern (darunter  auch  von  Haan  und  Zeiller)  ab- 
gegeben, welche  ebenfalls  abgedruckt  sind.  Seite  653 — 824  ent- 
halten den  revidierten  (und  superrevidierten)  Entwurf  und  S.  826 
bis  890  eine  für  den  Forscher  sehr  nützliche  Zusammenstelluncr 
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der  Paragraphen  des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches,  ihre 
Parallelstellen  in  den  Entwürfen  und  die  Orte  ihrer  Beratung, 
sowie  die  Paragraphen  in  den  Urentwürfen  und  die  Orte  ihrer 
Beratung. 

Das  ganze  Werk,  in  erster  Linie  natürlich  für  den  österr. 
Juristen  von  Wichtigkeit,  hat  durch  den  Vergleich  mit  den 
eben  im  Zuge  befindlichen  Arbeiten  für  das  deutsche  Zivilgesetz- 
buch  gewiss   auch  für   die  deutschen  Rechtsgelehrten  Interesse. 

W.  Fuchs  (Wien). 


n.  Privatrecht. 

Schott,  H.  Das  jusprohibendi  und  die  formula  pro- 
hibitoria.  Leipzig,  Duncker  u.  Humblot.  1889.  74  S. 
2  M. 

Das  jus  prohibendi  ist  das  R.  Neubauten  hindernd  in  den 
Weg  zu  treten.  Es  ist  die  negative  Seite  eines  entsprechenden 
dinglichen  R.,  jenes  R.  soweit  es  zur  o.  n.  n.  legitimiert.  Das 
jus  prohibendi  kann  begründet  sein  auf  die  Freiheit  des  Eigen- 
tums an  einem  Grundstück,  auf  eine  demselben  zustehende  Pro- 
hibitivservitut ,  und  endlich  auf  eine  gesetzliche  Eigentums- 
beschränkung des  Gegners,  nicht  auch  Miteigentum.  Ausser  dem 
Eigentümer  des  betreffenden  berechtigten  Grundstücks  hat  das 
Prohibitions-R.  auch  der  Emphyteuta,  Superficiar  und  Pfand- 
gläubiger, ausserdem  in  relativer  Weise  auch  der  bonae  fidei 
possessor.  Im  allgemeinen  ist  das  jus  prohibendi  ein  absolutes 
R.,  dem  gegenüber  es  keine  Einrede  auf  Grund  eines  jus 
aedificandi  geben  kann,  und  es  ist  ferner  ein  materielles  R., 
das  von  der  bloss  formalen  Befugnis,  auf  Grund  einer  regelrecht 
vollzogenen  o.  n.  n.  das  Weiterbauen  vorläufig  zu  verhindern, 
wohl  zu  unterscheiden  ist. 

Als  in  unmittelbarem  Zusammenhang  mit  dem  Prohibitions- 
verfahren stehend  ist  die  in  den  Quellen  erwähnte  formula  prohi- 
bitoria  zu  denken.  Sie  ist  eine  einheitliche  Aktionsformel  zur 
Feststellung  des  jus  prohibendi,  welche  im  Anschluss  an  die  Spon- 
sionsformel  in  dem  auf  ein  bedingtes  Remissionsdekret  oder  eine 
aussergerichtliche  cautio  ex  o.  n.  n.  folgenden  Sponsionsprozess  ge- 
bildet wurde,  nicht,  wie  schon  mannigfach  angenommen  wurde, 
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eine  Klage    zur  unmittelbaren  Geltendmachung  von  Prohibitiv- 
servituten.  M.  Rümelin. 

Pininski,   Graf  L.     Der  Thatbestand  des  Sachbesitz.- 

erwerbes    nach   gemeinem    Recht.  2.    Bd.      Leipzig, 

Duncker   u.  Humblot.     1888.     600  S.  12  M.     (Bd.  1    s. 
V,  S.  67.) 

Die  Frage,  ob  es  sich  rechtfertige,  die  Fälle  der  Besitz- 
übergabe eine  Succession  in  den  Besitz  zu  nennen,  und  Identität 
des  neu  erworbenen  Besitzes  mit  dem  früher  vorhandenen  an- 
zunehmen, ist  nicht  von  grosser  Wichtigkeit  und  eher  zu  be- 
jahen als  zu  verneinen.  Wichtiger  ist  die  andere  Frage,  ob  es 
Fälle  des  Besitzüberganges  gibt,  bei  denen  der  Erwerb  des  Be- 
sitzes von  ähnlichen  Voraussetzungen  abhängig  ist,  wie  der 
derivative  Erwerb  von  R.en.  Diese  Frage  ist  zu  bejahen  für 
den  Fall,  dass  nur  das  Traditionscorpus ,  nicht  das  Okkupa- 
tionscorpus  realisiert  ist,  und  der  Besitzübergang  ist  deshalb  in 
diesem  Falle  davon  abhängig,  dass  der  Tradent  besitzt,  hand- 
lungsfähig ist  und  dass  consensus  stattfindet. 

Der  Inhaber  der  Sache  kann  solo  animo,  durch  blosse  Kund- 
gebung der  Aneignungsabsicht,  dann  den  Besitz  erwerben,  wenn 
die  wirtschaftliche  Verbindung  der  Sache  mit  seiner  Person  be- 
reits hergestellt  ist;  ist  dies  nicht  der  Fall,  so  muss  erst  noch 
eine  entsprechende  Veränderung  in  bezug  auf  die  Sache,  also 
ein  loco  movere  oder  etwas  Aehnliches  stattlinden.  Anders  als 
bei  der  eigenmächtigen  Besitzergreifung  liegt  die  Sache  bei  der 
brevi  manu  traditio.  Hier  beim  derivativen  Erwerb  bekommt 
der  Inhaber  den  Besitz  stets  solo  animo.  Sofern  aber  die  Be- 
dingungen der  eigenmächtigen  Besitzergreifung  nicht  erfüllt 
sind,  hängt  die  Wirksamkeit  der  brevi  manu  traditio  von  all 
den  Erfordernissen  ab,  welche  den  derivativen  Besitzerwerb  be- 
dingen. 

Bei  der  symbolischen  Tradition  sind  Fälle  der  wirklichen 
Tradition  mit  abgeschwächtem  corpus  der  Besitzergreifung  von 
der  fingierten  Tradition  zu  unterscheiden.  Die  letztere  ist  nicht 
vom  r.  R.,  wohl  aber  von  modernen  Gesetzgebungen  anerkannt 
worden,  allerdings  mit  Unrecht ;  denn  es  wurde  dabei  verkannt, 
dass  der  Besitz  non  tantum  juris  sed  et  facti  ist.  Bei  der  fin- 
gierten Tradition  bleibt  Detention  und  Custodiapflicht  bei  dem 
bisherigen  Besitzer  zurück  und  es  entsteht  deshalb  ein  ähnliches 
Verhältnis  wie  beim  constitutum  possessorium.  Die  im  modernen 
R.    anerkannte    Tradition    durch    Uebergabe    der    Dispositions- 
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papiere  ist  keine  symbolische  Tradition.  Das  Bedürfnis,  frei- 
liegende Grundstücke  und  im  Freien  lagernde  Mobilien  durch 
ein  Besitzabtretungsübereinkommen  ohne  reale  Bezugnahme  des 
Aktes  auf  das  Traditionsobjekt  übergehen  zu  lassen,  ist  anzu- 
erkennen. Die  Bildung  eines  entsprechenden  Gewohnheits-R.s 
kann  jedoch  nicht  behauptet  werden. 

Der  innere  Wille  des  Sachbesitzers  ist  das  Vorhaben,  die 
Sache  überhaupt  im  Dienst  zu  haben  und  bezieht  sich  auf  die 
Gesamtheit  der  wirtschaftlichen  Funktionen  der  Sache.  Ein  der- 
artiges abstraktes  Wollen  kommt  allerdings  im  praktischen 
Leben  faktisch  wohl  nie  vor,  es  handelt  sich  um  ein  implicite- 
Wollen,  das  in  dem  auf  konkrete  praktische  Zwecke  gerichteten 
Willen  enthalten  ist ,  die  Auffassung  des  Lebens  bezieht  das 
Wollen  nicht  bloss  auf  einzelne  Handlungen,  sondern  sie  erkennt 
eine  Willenskraft  an,  die  ein  aus  vielen  Handlungen  bestehendes, 
aber  doch  als  Einheit  betrachtetes  Vorhaben  umfasst.  Dieses 
Vorhaben  muss  sich  in  entsprechendem  Handeln  offenbaren  und 
das  Wollen  setzt  deshalb  stets  ein  Thun  voraus,  aus  welchem 
auf  den  vorausgefassten  Vorsatz  geschlossen  wird,  und  von 
welchem  an  erst  dieses  Wollen  als  bestehend  gilt.  Animus  und 
corpus  sind  nicht  zwei  verschiedene  Elemente,  sondern  zwei 
Seiten  eines  Dinges,  der  Besitzwille  ist  das  Wollen,  welches  das 
wirtschaftliche  Haben  und  Wirken  beseelt.  Es  ist  deshalb  beim 
Besitzerwerb  in  absentia  nur  eine  gehörige  Vorstellung  von 
dem  möglicherweise  eintretenden  Erfolg,  dass  die  wirtschaft- 
liche Verbindung  hergestellt  wird,  nicht  auch  die  erlangte  Kennt- 
nis davon  erforderlich,  dass  derselbe  wirklich  eingetreten  ist. 
Und  es  ist  ferner  in  bezug  auf  die  Präzisierung  der  den  Besitz- 
willen begleitenden  Vorstellungen  nur  erforderlich,  dass  der 
Handelnde  eine  derartige  bestimmte  Vorstellung  besitzt,  wie 
man  sie  gewöhnlich  im  Leben  bei  Aneignung  solcher  Sachen 
in  gegebenen  Umständen  hat. 

Das  r.  R.  nimmt  das  Vorhandensein  des  Willens  ohne 
weiteres  an  in  allen  Fällen,  wo  es  die  Abwesenheit  des  Wollens 
für  nicht  wahrscheinlich  betrachtet  und  schliesst  demnach  den 
rein  inneren  Besitzwillen  von  den  Thatbestandsmomenten  des 
Besitz  Verhältnisses  aus. 

Der  Wille  des  Besitzers  und  derjenige  des  Detentors  können 
möglicherweise  identisch  sein. 

So  geht  z.  B.  dem  Ersatzmann,  dem  zur  Herausgabe  der  Sache 
obligatorisch  Verpflichteten  die  auf  ein  Für-sich-haben  gerichtete 
Absiebt  ebenso  ab,  wie  dem  Detentor.   Daraus  ergibt  sich,  dass 
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der  Unterschied  zwischen  Detention  und  Besitz  nicht  in  der 
Verschiedenheit  der  rein  inneren  Absichten,  sondern  nur  in  der 
der  äusseren  Manifestationen  des  Willens  liegen  kann.  Jedes  Be- 
nehmen, welches  äusserlich  als  wirtschaftliche  Aneignung  oder 
als  Erhalten  der  wirtschaftlichen  Relation  erscheint,  gilt  im 
allgemeinen  als  gehöriger  Ausdruck  des  Willens  suo  nomine 
possidendi.  Eine  Vertretung  beim  Besitzerwerb,  ein  ministerium 
praestare  alienae  possessioni  wird  nur  dann  angenommen,  wenn 
in  der  Uebergabe  der  Sache  an  den  Vertreter  der  Wille,  dass 
der  Erwerb  dem  Dritten  direkt  zufalle,  unzweideutig  zum  Aus- 
druck gelangt  oder  wenn  das  Ergreifen  der  Sache  offenbar  zum 
Kreise  der  Geschäfte  des  Dritten  gehört,  in  Verwaltung  fremder 
geschäftlicher  Angelegenheiten  erfolgt.  Abhängig  ist  der  Er- 
werb vom  wirklichen  Bestehen  des  Rechtsverhältnisses,  das  zu 
solchem  Vertreten  ermächtigt.  Das  constitutum  possessorium 
kann  deshalb  ohne  Begründung  eines  konkreten  Rechtsverhält- 
nisses, welches  das  Recht  als  Grundlage  der  Stellvertretung  im 
Besitz  betrachtet,  nicht  Platz  greifen. 

Der  abgeleitete  Besitz,  namentlich  der  des  Prekaristen  und 
des  Sequesters,  war  zu  der  Zeit,  als  man  ihn  eingeführt  hat, 
keine  Anomalie,  da  jede  gewollte  Detention  als  Bethätigung 
des  animus  possidendi  aufgefasst  wurde,  sofern  sie  nicht  den 
Ausdruck  eines  rechtlich  anerkennten  animus  alieno  possidendi 
enthielt.  Die  konsequente  Ausbildung  der  Prinzipien  des  Rechts- 
besitzes hätte  allerdings  dazu  führen  müssen,  dass  der  ab- 
geleitete Besitz  in  der  juris  possessio  aufgegangen  wäre;  indes 
ist  dieser  Entwickelungsgang  im  r.  R.  nicht  zum  Abschluss 
gelangt. 

Beim  Besitzerwerb  finden  die  allgemeinen  Grundsätze  über 
Willenserklärungen  und  Rechtsgeschäfte  Anwendung. 

Rechtsgeschäft  ist  jedes  menschliche  Verhalten,  welches  eine 
Rechtsfolge  bewirkt,  weil  es  als  der  gewollte  Ausdruck  eines 
sich  gerade  auf  diese  Rechtsfolge  beziehenden  Wunsches  gilt  — 
beurteilt  nach  den  vorzüglich  der  gemeinen  Lebensauffassung 
entsprechenden  Interpretationsgrundsätzen.  Gefordert  wird  dem- 
nach nicht  das  wirkliche  Vorhandensein  eines  inneren  Vor- 
habens, das  R.  begnügt  sich  vielmehr  mit  einer  entschiedenen 
Wahrscheinlichkeit ,  dass  dasselbe  vorhanden  sei.  Nur  bei  un- 
deutlicher Erklärung  wird  dem  inneren  Willen  Geltung  verschafft. 
Die  blosse  empirische  Absicht,  das  Wollen  der  praktischen  Erfolge, 
im  Gegensatz  zu  den  rechtlichen,  genügt  nicht.  Soll  ein  be- 
stimmtes Benehmen  als  Rechtsgeschäft  aufgefasst  werden,  so  muss 
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in  demselben,  wenn  es  auch  zunächst  auf  praktische  Zwecke 
gerichtet  ist,  doch  implicite  ein  Wünschen  der  Rechtsfolge  ent- 
halten sein ,  welche  der  Realisierung  der  praktischen  Zwecke 
dient. 

Bei  der  Frage,  ob  ein  Rechtsgeschäft  vorliegt  oder  ob  die 
Rechtsordnung  nur  an  irgend  ein  Verhalten  einer  Person  recht- 
liche Folgen  knüpft,  also  namentlich  bei  der  Grenzziehung 
zwischen  stillschweigender  Willenserklärung  und  fingiertem  Willen, 
kommt  es  darauf  an,  ob  das  Verhalten  nur  deshalb  und  nur 
so  weit  Rechtsfolgen  nach  sich  zieht,  als  es  nach  der  Regel  des 
Lebens  als  Ausdruck  des  Wollens  der  Rechtsfolgen  erscheint 
oder  auch  abgesehen  davon.  Nur  in  dem  ersteren  Falle  liegt 
ein  Recht-sgeschäft  vor  und  kann  die  rechtliche  Wirkung  durch 
eine  dem  Verhalten  hinzugefügte  Protestation  ausgeschlossen 
werden,  im  letzteren  Falle  dagegen  nicht.  Beruht  die  Annahme 
einer  auf  rechtliche  Wirkung  gerichteten  Erklärung  nicht  auf 
der  Regel  des  Lebens  oder  fordert  die  Rechtsordnung  nur  das 
Wollen  von  etwas  rein  Faktischem,  um  daran  Rechtswirkungen 
zu  knüpfen,  so  liegt  ein  der  Interpretation  zugängliches  Rechts- 
geschäft nicht  mehr  vor. 

Auf  Grund  dieser  Unterscheidung  werden  die  Okkupation 
und  die  Dereliktion,  insofern  sie  den  Eigentumserwerb,  be- 
ziehungsweise Verlust  bewirkende  Thatsachen  sind ,  zu  den 
Rechtsgeschäften  zu  zählen  sein,  während  die  Besitzhandlungen 
als  solche  nur  als  den  Rechtsgeschäften  ähnlich  bezeichnet 
werden  können. 

Wenn  der  Besitzerwerb  auch  nicht  unbedingt  als  Rechts- 
geschäft bezeichnet  werden  kann,  so  besteht  er  doch  in  einer 
Willenserklärung.  Daraus  folgt,  dass  der  besondere  Beweis  des 
animus  nicht  verlangt  werden  darf  und  dass  bei  Vorhandensein 
des  corpus  possessionis  Besitz  nicht  durch  rein  inneren  Vorgang 
erworben  werden  kann,  während  sich  aus  der  üblichen  Gegen- 
überstellung von  animus  und  corpus  possessionis  in  beiden  Rich- 
tungen das  Entgegengesetzte  ergibt. 

Der  die  Erklärungsthat  erfüllende  Wille  kann  nichts  anderes 
sein  als  das  Wollen  der  Erklärung,  woraus  sich  die  Unerheblich- 
keit der  Mentalreservation  ohne  weiteres  ergibt.  Eine  gewollte 
Erklärung  ist  nur  bei  ernstlich  gemeinten  Erklärungen,  also 
z.  B.  nicht  bei  erkennbarem  Scherz  vorhanden.  Von  dem  Vor- 
handensein einer  Erklärung  kann  man  bei  einer  nicht  ernst- 
lichen Willenserklärung  nur  dann  reden,  wenn  die  vorliegenden 
Mängel  ausschliesslich  innere  sind  und  nicht  in  dem  Benehmen 
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des  Handelnden  unter  Berücksichtigung  aller  sonstigen  wahr- 
nehmbaren Umstände  erkennbar  hervortreten.  Damit  hängt 
zusammen,  dass  die  Divergenz  von  Wille  und  Erklärung  nur 
in  dem  Nichtwissen  oder  Falschwissen  in  bezug  auf  den  erkenn- 
baren Sinn  und  Inhalt  der  Erklärung  liegen  kann.  Findet  eine 
Berufung  auf  einen  der  Fälle  statt,  in  denen'  gewöhnlich  von 
einer  bewussten  Divergenz  von  Wille  und  Erklärung  gesprochen 
wird,  wie  z.  B.  bei  Scherz,  Simulation,  so  ist  entweder  eine 
Erklärung  nicht  vorhanden,  wenn  die  Nichternstlichkeit  erkenn- 
bar war  oder  der  Handelnde  kann  sich  nur  auf  den  Irrtum 
berufen,  dass  er  die  Nichternstlichkeit  seiner  Erklärung  für 
erkennbar  hielt. 

In  bezug  auf  die  Frage,  wann  das  Fehlen  des  Willens  die 
Rechtsgültigkeit  der  Erklärung  ausschliesst ,  ist  zu  sagen,  dass 
dies  nur  beim  error  probabilis  der  Fall  ist.  Beim  error  non 
probabilis  ist  die  voluntatis  quaestio  ausgeschlossen.  Das  R. 
nimmt  den  Erklärungswillen  als  vorhanden  an,  wenn  es  von 
vornherein  für  unwahrscheinlich  ansieht,  dass  der  Wille  durch 
Unwissenheit  oder  Irrtum  ausgeschlossen  ist.  Das  R.  ignoriert 
den  Irrtum,  wenn  sein  Vorhandensein  unwahrscheinlich  ist,  wenn 
die  Erheblichkeit  desselben  nicht  glaubhaft  ist,  wenn  es  den 
Irrtum  für  unverzeihlich  betrachtet.  Unverzeihlich  ist  ausser 
dem  Rechtsirrtum  und  dem  auf  culpa  lata  beruhenden  faktischen 
Irrtum  auch  der  Irrtum  über  Interpretationsgrundsätze,  was 
namentlich  bei  stillschweigenden  Willenserklärungen  zu  beachten 
ist.  Die  Wesentlichkeit  des  Irrtums  hängt  von  seiner  Proba- 
bilität,  speziell  von  seiner  Erheblichkeit  ab.  Damit  eine  Willens- 
erklärung wegen  Irrtums  ungültig  sei,  muss  nachgewiesen  werden, 
nicht  nur  dass  der  Erklärende  irrte,  sondern  auch,  dass  der 
Gegenstand,  über  den  er  irrte,  ein  für  ihn  bestimmender  war 
in  der  Weise,  dass  man  annehmen  muss,  durch  die  unrichtige 
oder  mangelnde  Vorstellung  von  diesem  Gegenstande  sei  der 
Erklärungswille  ausgeschlossen  gewesen.  Die  einzelnen  Irrtums- 
fälle, wie  error  in  persona,  in  negotio  sind  nicht  ohne  weiteres 
wesentlich,  die  Wesentlichkeit  muss  vielmehr  in  jedem  einzelnen 
Fall  festgestellt  werden.  G.  Rümelin. 

Barazetti,  C.  Einführung  in  das  französ.  Zivil-R.  (code 
Napoleon)  und  das  bad.  Land-R.,  sowie  in  das 
rhein.  R.  überhaupt.  1.  Rechtsgeschichtliche  Einleitung. 
2.  Die  Lehre  von  den  Rechtsquellen,  dem  R.  im  objektiven 
Sinn,  insbesondere  von  den  Gesetzen  —  deren  verbindlicher 
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Kraft  im   allgemeinen  und  ihrer  Wirksamkeit  nach  ihrem 
Inhalt  und  nach  Zeit  und  Raum  (titre  preliminaire)  unter 
Berücksichtigung   der   durch   das    neue  Reichs-R.   eingetre- 
tenen Abänderungen   der  Gesetzesmaterie   für   das  französ. 
Rechtsgebiet  Deutschlands,   sowie  die  Rechtsprechung   des 
Reichsgerichts.     Mit   einer  Beilage:    Der  Code   de   la  Con- 
vention.   Frankfurt  a.  M.  und  Lahr,  Schauenburg.     1889. 
VII  und  454  S.     10  M. 
Ein  nicht  nur  für  den  Anfänger,  sondern  auch  für  den  Prak- 
tiker sehr  brauchbares  Buch.    Die  rechtsgeschichtliche  Einleitung 
hätte   in  Bezug  auf  die  Zeit  vor  der  Revolution  etwas  ausführ- 
licher  sein   können,   insbesondere  in  Bezug  auf  die  coutume  de 
Paris,  deren  Bedeutung  für  die  Rechtsentwickelung  Frankreichs 
vor   der  Revolution    nicht  genug  hervorgehoben  worden  ist;   in 
dieser  Bedeutung   liegt   die  Erklärung   der  Thatsache,    dass  der 
Inhalt  der  coutume  de  Paris  in  verschiedenen  wichtigen  Materien : 
Gütergemeinschafts-R.,  Nachbar-R.  u.  s.  w.,  durch  Vermittelung 
des   Code   civil   gemeines   R.    des   ganzen   französ.  Rechtsgebiets 
geworden  ist.    Ferner  wäre  ein  vollständiges  Verzeichnis  der  Ab- 
handlungen Pothiers   zu   wünschen  gewesen,    da   diese  Abhand- 
lungen (nicht  bloss  sein  traite  des  obligations)  die  Hauptquelle 
des   Code   civil   geworden    sind.     Unterschätzt   ist  die  zivilrecht- 
liche Bedeutung   der   ordonnance    civile   von  1667;    ihr  Einfluss 
auf  Besitz-R.   und  Erb-R.  wird  nicht  erwähnt.     Die  ordonnance 
civile  war  eine  Z.Pr.O.,  enthielt  aber  auch  einzelne  in  das  ma- 
terielle Zivil-R.  einschlagende  Vorschriften.    Dieser  zufällige  Um- 
stand ist  der  Grund,   dass  auch  bei  der  Napoleonischen  Kodifi- 
kation Aehnliches   sich  wiederholt  hat;   so  haben  z.  B.  die  ma- 
teriellrechtlichen Bestimmungen   über   die  Voraussetzungen    der 
Besitzklage  ihren  Platz  nicht  im  code  civil,  sondern  im  code  de 
l)rocedure   civile  gefunden.     Wenn  der  Verf.  hierüber  schweigt, 
so   erklärt   sich   dies   wohl   daraus,   dass   er  die  Bedeutung  der 
ordonnance   civile   für   das  materielle  Zivil-R.  nicht  hinreichend 
gewürdigt  hat.    Ueberhaupt  wäre  es  von  Interesse  gewesen,  auf 
die  grosse  durch  die  Ordonanzen  Ludwigs  XIV.  vollzogene  Kodi- 
fikation etwas  näher  einzugehen;  damals  wurden  das  Handels-R., 
der  Zivilprozess,  der  Strafprozess ,  das  Straf-R.  für  ganz  Frank- 
reich einheitlich  kodifiziert ;  wie  in  unserer  Zeit  in  Deutschland, 
so   hat   auch  in  Frankreich  das  einheitliche  Zivilgesetzbuch  den 
Abschluss  gebildet. 

Was   das   heutige   französ.    R.   und   seine   wissenschaftliche 
Behandlung  betrifft,  so  hätte  der  Verf.  nicht  unerwähnt  lassen 
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sollen,  dass  gleichzeitig  mit  der  Vollendung  des  code  civil  das 
Gesetz  über  die  Rechtsschulen  erging,  welches  den  Rechtslehrern 
ausdrücklich  vorschrieb,  über  den  code  civil  nach  der  Legal- 
ordnung zu  lesen ;  eine  Vorschrift ,  welche  für  die  französ. 
Litteratur  verhängnisvoll  werden  sollte,  da  sie  die  systematische 
Behandlung  unterdrückte.  Leider  ist  auch  in  unserer  Litteratur 
bei  Behandlung  deutscher  Gesetze  mehr  und  mehr  der  Unsitte 
eingerissen,  sich  an  die  Legalordnung  zu  binden,  ohne  dass  bei 
uns  ein  ähnlicher  Grund  vorhanden  wäre,  wie  in  Frankreich. 

Als  wertvolle  Beilage  zu  seiner  Schrift  hat  Verf.  den  ersten 
Entwurf  eines  Zivilgesetzbuches  abdrucken  lassen,  welchen  der 
Konvent  durch  seinen  Gesetzgebungausschuss  hat  ausarbeiten 
lassen ;  der  Entwurf  wurde  vom  Plenum  nicht  angenommen,  weil 
er  zu  sehr  in  der  juristischen  Tradition  befangen,  nicht  populär 
und  radikal  genug  und  daher  für  das  „wiedergeborene  Frank- 
reich" nicht  passend  sei.  Bekanntlich  ist  der  code  civil  noch 
un verhältnismässig  mehr  in  der  juristischen  Tradition  befangen. 
Die  Redaktoren  des  code  civil  haben  jenen  früheren  Entwurf 
vollständig  ignoriert;  ein  Schicksal,  das  er,  wie  der  Verf.  mit 
R.  bemerkt,  nicht  verdient  hat.  Er  ist  in  mehr  als  einer  Be- 
ziehung interessant.  Da  der  Text  schwer  zugänglich  ist,  muss 
anerkannt  werden,  dass  der  Verf.  sich  durch  den  Wiederabdruck 
ein  Verdienst  erworben  hat. 

Weit  ausführlicher  als  die  rechtsgeschichtliche  Einleitung 
ist  der  zweite  Teil  des  Buches,  S.  70—312,  der  das  R.  im  ob- 
jektiven Sinne  behandelt.  Er  zerfällt  in  folgende  Abschnitte: 
§  11:  „Die  Rechtsquellen,  soweit  solche  nach  französ.  und  bad. 
R.  in  Betracht  kommen."  (Es  wird  hier  namentlich  erörtert, 
welcher  Spielraum  dem  Gewohnheitsrechte  belassen  ist.  Ein 
grosser  Teil  des  §  11  beschäftigt  sich  mit  eigentümlich  bad. 
Vorschriften.)  §  12:  „Die  Gesetze  und  Verordnungen."  (Der 
Inhalt  bezieht  sich  meistens  auf  französ.  und  bad.  Verfassungs-R.) 
§  13:  „Die  verbindliche  Kraft  der  Gesetze.  Der  Rechtsirrtum." 
§  14. :  „Die  Gegensätze  im  objektiven  Rechte,  die  damit  zusammen- 
hängenden verschiedenen  Arten  der  Rechtsnormen."  §  15:  „Die 
Beschränkung  der  Einzel  willkür  bei  Rechtshandlungen  infolge 
ihres  Widerspruchs  mit  dem  Gesetze.  Die  gesetzwidrigen  Hand- 
lungen und  deren  Wirkungen  im  allgemeinen.  Die  Lehre  von 
der  Ungültigkeit  (Nichtigkeit  und  Anfechtbarkeit)  der  Rechtshand- 
lungen." Anhang:  „Die  Scheingeschäfte  und  deren  Wirkungen." 
§  16:  „Die  zeitlichen  Grenzen  der  Anwendungssphäre  der  Ge- 
setze."   §  17 :  „Die  räumlichen  Grenzen  der  Anwendungssphäre  der 
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Gesetze/  Eine  eingehende  verdienstliche  Darstellung.  §18:  „Die 
Auslegung  der  Gesetze  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  für 
die  Auslegung  des  code  Napoleon,  bezw.  des  bad.  Land-R.  gel- 
tenden Grundsätze."  (Als  Beispiel  für  die  Anwendung  der  hier 
aufgestellten  Grundsätze  über  das  Verhältnis  der  logischen  zur 
grammatischen  Interpretation  und  der  Regel,  dass  sich  die  lo- 
gische Interpretation  nie  ganz  von  dem  möglichen  Wortsinne 
entfernen  dürfe ,  dient  die  Auslegung  des  Art.  1094.  Mehrere 
besondere  Erörterungen  beziehen  sich  auf  die  Auslegung  des 
bad.  Land-R.)  v.  Cuny. 

Boissonade,  G.     Projet    de   code    civil   pour  l'Empire 
du     Japon,     accompagne     d'un     Commentaire. 
Tokio.     1888.     Paris,  Thorin.     1159  S. 
Von  dem  Entwurf  eines  Zivilgesetzbuches  für  Japan  liegen 
gegenwärtig   bereits    die    drei   ersten  Bücher    vor.     Das   I.   hat 
die  droits  reels  zum  Gegenstande  und  ist  schon  früher  (C.Bl.  VI, 
228)   besprochen;    das  II.  behandelt    den   allgemeinen  Teil    des 
Obligationen-R.  und  die  persönlichen  R.,  während  das  III.  Buch 
den  Moyens  d'acquerir  des  Biens  gewidmet  ist.     Das  IV.  Buch 
soll  die  Sicherstellungen  der  R.  behandeln,  Bürgschaft,  Solidari- 
tät, Faustpfand,  Privilegium   und  Grundpfand-R. ,   und   das  V. 
endlich  die  Beweise  der  verschiedenen  R.    Der  neueste  Band  ent- 
hält nur  den  1.  Teil   des  III.  Buches,    nämlich  den  Eigentums- 
erwerb ä  titre  particulier,    während    derjenige  ä  titre  universel 
der  zweiten  Abteilung  vorbehalten  ist.  Allein  schon  dieser  1.  Teil 
enthält  auf  1159  Seiten  die  Art.  601 — 1000  samt  ausführlichem 
Kommentar.     Der  letztere  setzt  die  Motive  auseinander  und  er- 
geht sich  überdies  in  fortdauernder  Vergleichung  mit  dem  fran- 
zösischen   Zivilgesetzbuch.     Schon    im    2.  Bande    wurde    darauf 
hingewiesen,    dass    seit    der   Restauration    der   kaiserlichen   Re- 
gierung   der    code    civil  von  den  japanischen  Richtern  als  ratio 
scripta  zur  Anwendung  gekommen  sei  und  es  ist  daher  natürlich, 
dass  der  Verf.  sich    an   denselben   nicht    nur    anlehnt,    sondern 
eine  neue,  verbesserte  und  vervollständigte  Auflage  desselben  in 
Japan   einführen   möchte.     Der  Entwurf  erhebt   aber   auch  den 
Anspruch  in  vollkommenem  Einklang  zu  stehen  mit  den  Forde- 
rungen des  Vernunft-R.  und  er  soll  keine  Bestimmung  enthalten, 
welche  nicht  in  Abwesenheit  eines  positiven  Gesetzes  von  einem 
weisen    und    aufgeklärten    Gerichte    zur    Anwendung    gebracht 
werden  dürfte. 

Der  vorliegende  1.  Teil   des  III.  Buches   zerfUllt  in  22  Ka- 
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pitel,  von  denen  die  fünf  ersten  die  Erwerbungen  von  körper- 
lichen Sachen,  die  zwölf  folgenden  (6  — 17)  diejenigen  von  sol- 
chen und  von  persönlichen  E.,  und  endlich  die  fünf  letzten  Kapitel 
ausschliesslich  die  Erwerbung  persönlicher  R.  zum  Gegenstand 
haben.  Wir  finden  daher  in  diesem  nämlichen  Buche  Bestim- 
mungen über  Okkupation,  Accession,  gerichtlichen  Zuspruch  und 
Konfiskation,  sodann  über  Vermächtnisse  und  endlich  das  ganze 
Obligationen-R.  mit  Ausnahme  der  Bestimmungen,  welche  sich 
entweder  im  II.  Buche  bereits  finden  oder  dem  IV.  vorbehalten 
sind.  Die  Universalsuccession  wird  auf  die  2.  Abteilung  des 
III.  Buches  verspart,  allein  das  Vermächtnis  wird  schon  in 
diesem  Teile  behandelt.  Infolgedessen  musste  auch  das  E.,  letzt- 
willig zu  verfügen,  anerkannt  werden ,  ein  E.,  auf  welches  die 
Japanen  bisher  keinen  grossen  Wert  gelegt  hatten,  indem  nicht 
häufig  davon  Gebrauch  gemacht  wurde.  Der  Verf.  widmet  da- 
her dem  Erb-E.  und  dem  Vermächtnis  insbesondere  eine  sehr 
ausführliche  und  interessante  Abhandlung.  Auch  die  Versiche- 
rungsverträge haben  Aufnahme  gefunden  und  zwar  nicht  nur 
die  ass.  contre  l'incendie ,  sondern  auch  eine  solche  contre  la 
mort,  wofür  die  Japanen  von  den  übrigen  Nationen  v/erden  be- 
neidet werden.  Im  II.  Buch  war  Miete  und  Pacht  behandelt 
worden,  weil  das  E.  des  Mieters  und  des  Pächters  als  ein  ding- 
liches anerkannt  wird;  im  III.  Buche  dagegen  finden  wir  die 
loc.  cond.  operarum  unter  eingehender  Berücksichtigung  der 
Eechts Verhältnisse  der  Aerzte  und  Advokaten  zu  ihren  Patienten, 
und  den  im  Code  fehlenden  contrat  d'apprentissage.  Die  bisher 
erscheinenden  Teile  des  Entwurfs  eines  japanischen  Gesetzbuches 
und  beigefügten  Motive  müssen  als  eine  sehr  bedeutende  Leistung 
und  als  wertvolle  Vorarbeit  für  jede  Kodifikation  anerkannt 
werden.  König. 


IIa.  Entwurf  eines  bürgerlichen  Gesetzbuches. 

Klöppel.     Der  Entwurf  eines  bürgerlichen  Gesetzbuchs 
für  das  Deutsche  Eeich.   (Beiträge  für  die  Erläuterung 
des  deutschen  E.     Bd.  XXXII  u.  XXXIII.) 
Schon  im  XXXII.  Band  der  Beiträge  (S.  611—656)  hat  K. 

im  Anschluss  an  die  in  seiner  Schrift  „Staat  und  Gesellschaft", 
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(C.Bl.  VI,  270)  ausgeführten  Grundgedanken  den  Entwurf  einer 
interessanten,  vorurteilsfreien  Erörterung,  vorherrschend  vom 
wirtschaftlichen  Standpunkt  unterzogen,  indem  er  einer  grund- 
stürzenden Veränderung  der  Anlage  des  Entwurfes  entgegentritt 
und  nur  im  Rahmen  desselben  eine  möglichste  Vereinfachung 
und  Klärung  des  Rechtssystems  anregen  will.  Da  der  Entwurf 
eine  von  jeder  bisherigen  Gesetzgebung  unabhängige  neue  Arbeit 
werden  müsste,  und  sich  nicht  an  die  Gesetzgebung  eines  grossen 
Rechtsgebiets  als  Weiterbildung  derselben  anknüpfen  könnte,  so 
würde  er,  selbst  bei  der  denkbar  besten  Ausführung,  eines 
Menschenalters  bedürfen,  bis  im  Wege  der  Auslegung  eine  neue 
sichere  Grundlage  der  Rechtsprechung  gewonnen  sein  werde.  — 
Mit  Recht  habe  der  Entwurf  das  gesetzändernde  und  gesetz- 
ergänzende Gewohnheits-R.  verworfen;  denn  die  im  voraus  erklärte 
Zustimmung  des  Gesetzes,  sich  durch  Handlungen  der  Einzelnen 
abschaffen  zu  lassen,  wäre  Selbstverhöhnung.  Vorschriften  über 
die  räumliche  Herrschaft  der  Rechtsnormen  werden  vermisst,  ihr 
völkeri'echtlicher  Charakter  schliesst  die  Sanktion  des  völkerrecht- 
lich Anerkannten  nicht  aus.  Die  „juristische  Persönlich- 
keit", als  eigentümliches  Rechtsinstitut,  soll  gänzlich  getilgt  und 
nur  die  Fähigkeit  der  Personenvereine  und  Stiftungen,  als  solche 
selbständig  Vermögensrechte  und  Vermögenspflichten  zu  haben, 
gesetzlich  geregelt  werden,  dabei  aber  wird  gebilligt,  dass  diese 
wesentlich  durch  das  öffentliche  R.  bestimmte  Frage  der  Reichs- 
und Landesgesetzgebung  überwiesen  wurde.  Den  4.  Abschnitt 
des  1.  Buchs  (Rechtsgeschäfte),  wie  den  die  Schuldverhält- 
nisse im  allgemeinen  behandelnden  1.  Abschnitt  des  2.  Buchs 
zählt  K.  zu  den  bestgedachten  und  bestgefassten  Teilen  des  Ent- 
wurfes. Beanstandet  wird  aber,  dass  der  Entwurf  —  im  Gegen- 
satz zu  der  älteren  deutschen  Praxis  und  zu  dem  preuss.  und 
frai  zös.  Gesetzbuche  —  bei  der  Ungültigkeit  der  Rechtsgeschäfte 
wieder  zu  dem  reinen  römischen  Nullitätssystem  der  modernen 
Theorie  zurückgekehrt  ist.  Der  heutigen  deutschen  Rechtsan« 
schauung  würde  es  allein  entsprechen,  wenn  ein  mit  Willen 
beider  Teile  eingetretener  „Besitzstand"  nur  mit  einer  Klage  auf 
Entkräftung  des  Rechtsgrundes  dieses  Zustandes  und  Aufhebung 
des  letzteren  selbst  angefochten  werden  kann;  wegen  Formmangels 
aber  soll  ein  bereits  erfülltes  Rechtsgeschäft  niemals  angefochten 
werden  können.  Auch  der  aus  der  neuesten  romanistischen  Schul- 
doktrin in  den  Entwurf  übergegangene  Begriff  des  dinglichen 
Rechtsgeschäfts,  also  die  Konstruktion  der  Tradition,  des  Schuld- 
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erlasses,  des  Verjährens,  der  Anerkennung,  als  eines  von  der  obliga- 
torischen causa  verschiedenen,  zweiseitigen,   eine  besondere  An- 
nahmehandlung erfordernden  B-echtsgeschäftes,  wird  als  eine  wider- 
natürliche Künstelei,  als  ein  Unding  verworfen,   durch   welches 
die  wirkliche  wirtschaftliche  Absicht  der  Partei  verdunkelt  werde. 
Demgemäss    wird    auch   der  im  Entwurf  an  die  Stelle  der  Auf- 
lassung vor  dem  Grundbuchamt  gesetzte  „dingliche  Vertrag"  ab- 
gelehnt. Vermisst  wird  auch,  dass  der  Entwurf  mit  der  herrschen- 
den Rechtslehre  der  besonderen  Bedeutung  des    wirtschaftlichen 
Unternehmens  als  solchen  im  Rechtsleben  nicht  gerecht  geworden 
sei,  ungeachtet  schon  das  Handelsgesetzbuch  und  die  neuere  Reichs- 
gesetzgebung in    dieser    Richtung   Bahn    gebrochen   haben.      So- 
fehle   es   an  der  prinzipiellen  Regelung  der  Haftung  des  Unter- 
nehmers, der  zu  seinem  Nutzen  die  Kräfte  von  Menschen  und  Tieren^ 
wie  die  Naturkräfte  in  seinem  Wirtschaftsbetrieb  verwende.    Die 
römisch  rechtliche  Haftung   für   versäumte    Aufsicht    oder   Aus- 
wahl   der    geeigneten    Person    genüge    nicht.      Auch    bei    der 
Regelung  des  Arbeitsvertrags  auf  dem  Fusse   einer  nur  schein- 
baren Gleichberechtigung   der  Kontrahenten   habe   der    Entwurf 
die  wirtschaftliche  Lage   des   schwächeren  Arbeitnehmers  gegen- 
über dem  Uebergewicht   des  Arbeitgebers   nicht   beachtet,   auch 
die  Lehre  vom  Fruchterwerb    erfordere    eine   prinzipielle  Umge- 
gestaltung  vom  Standpunkt  der  wirtschaftlichen  Produktion  der 
Frucht  durch  den    Erwerber,   die  Modifikation  des  r.  R.  bezüg- 
lich des  Fruchterwerbs    des    Pächters   sei   nicht   zureichend.     In 
einem  zweiten  Aufsatz  (ebenda  S.  852—870),   „Der  Entwurf  des 
bürgerlichen  Gesetzbuches  vor  dem  Juristentag",  wird  u.  a.  nicht 
ohne  Grund  die  mit  einer  geringen  Majorität  und  nur  „mittels 
eines  parlamentarischen   Kunstgrifi's"    herbeigeführte    Resolution 
gegen  die  Durchführung  des  Grundsatzes,  dass  Grundgerechtig- 
keiten nur  durch  Eintrag  erworben  werden,   „so  wie  sie  im  Ent- 
wurf geschehe",  als  formell  nichtssagend  und  materiell  nicht  ge- 
rechtfertigt verworfen;  bei  dem  Beschluss  gegen  den  Grundsatz 
„Kauf  bricht  Miete"  wird   die  Beschränkung   auf  die  Fälle  der 
freiwilligen  Veräusserung    und    auf  die  Fälle   des   bereits  ange- 
botenen Miet-  oder  Pachtverhältnisses  beanstandet  und  zugleich 
verlangt,  dass   an  den  Kauf  der  vermieteten  Sache  zugleich  die 
Zession    und    Delegation    der    obligatorischen   R.    und    Pflichten 
aus  dem  Mietvertrag  kraft  Gesetzes  geknüpft  werden. 

Der  von  Gierke  herbeigeführte  Beschluss  über  die  freie 
Körperschaftsbildung  sei  unklar.  Der  dabei  ausgesprochene  Satz, 
dass  es  ein  Bedürfnis  des  Rechtslebens  sei,  nach  Belieben  Vereine 
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zu  bilden,  deren  Mitglieder  für  die  auf  den  Namen  des  Vereins 
eingegangenen  Verbindlichkeiten  nicht  haften,  wäre,  wenn  dem 
Juristentag  unverschleiert  vorgelegt,  im  Plenum  wie  in  der  Ab- 
teilung mit  Entrüstung  verworfen  worden.  Nehmen  solche  Ver- 
bindungen Kredit  in  Anspruch,  so  bedürfen  sie  auch  einer  festen 
rechtlichen  Kreditbasis  und  die  Rechtsordnung  kann  nicht  dulden, 
dass  Schulden  auf  einen  Namen  gemacht  werden,  für  welchen 
die  dahinter  Stehenden  nicht  haften.  Auch  vom  Standpunkt  des 
öffentlichen  R.  ist  der  Beschluss  zu  verwerfen. 

Im  XXXIII.  Band  (S.  64  ff.,  338  ff.)  nimmt  K.  zunächst 
Stellung  gegenüber  den  neueren  Angriffen  und  üebertreibungen, 
nach  welchen  ein  Gesetzbuch  auf  der  Grundlage  des  Entwurfes 
ein  Unglück  für  die  Nation  sein  solle.  Um  darüber  zu  urteilen, 
ob  ein  Rechtszustand  für  das  Volk  ein  Glück  oder  ein  Unglück 
sei,  ist  das  Katheder  die  ungeeignetste  Stelle,  es  verführt,  die 
Schwierigkeiten  der  Rechtsverschiedenheit  in  einem  grossen  ein- 
heitlichen Verkehrsgebiet  zu  unterschätzen;  Kaufmann  und  Fabri- 
kant und  Anwalt  wissen  die  Nachteile  des  gegenwärtigen  Rechts- 
zustandes namentlich  für  die  Kreditverhältnisse  ungleich  besser 
zu  würdigen. 

Der  Entwurf  hatte  nun  die  Aufgabe,  aus  dem  bestehenden 
R.  einen  verständigeu  Durchschnitt  zu  ziehen.  Die  Entscheidung, 
ob  der  Entwurf  gesunden  praktischen  Blick  bekundet,  ist  nicht 
Sache  des  Fachmanns,  sondern  des  Staatsmanns.  Auf  die  Ge- 
staltung des  Privat-R.  hatten  bisher  die  Juristen  nur  zu  viel 
Einfluss.  Das  Bedürfnis  geht  vor  allem  auf  gleiches  und  sicheres 
R.  Wer  bei  schroffer  Ablehnung  beharrt  oder  Ausstellungen 
auf  Ausstellungen  häuft,  dessen  Stimme  wird  ungehört  verhallen. 

Zum  Familien-  und  Erb-R.  tritt  K.  zunächst  der  Auf- 
fassung der  Ehe  als  Rechtsgeschäft  entgegen,  sie  ist  nur  feier- 
liche Rechtshandlung;  eine  ispso  jure  Nichtigkeit  wegen  mangeln- 
der Form  lässt  sich  nicht  rechtfertigen;  nur  die  Ehe,  welche 
gar  nicht  vor  einem  Standesbeamten  abgeschlossen  wurde,  ist 
kraft  Gesetzes  als  nicht  bestehend  anzusehen;  in  allen  anderen 
Fällen  muss  Nichtigkeitsklage  —  wie  im  französ.  R.  —  ver- 
langt werden,  da  es  sich  nicht  bloss  um  ein  nichtiges  Rechts- 
geschäft, sondern  um  einen  formell  existierenden  Zustand  handelt, 
der  beseitigt  werden  muss;  also  namentlich  auch  bei  Mängeln 
der  vorgeschriebenen  Form,  Unzuständigkeit   des   Beamten   etc. 

Als  wesentliche  Form  soll  die  Bejahung  der  Frage  des 
Standesbeamten  genügen:  denn  die  Ehe  wird  nicht  durch  die 
Handlung  des  Standesbeamten  geschlossen.     Gegenüber  dem  im 
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Entwurf  in  erweitertem  Umfang  durchgeführten  Grundsatz  der 
Gleichstellung '  der  Geschlechter  vermisst  K.  einen  Rechtssatz, 
der  positiv  die  Unterordnung  des  Weibes  unter  den  Mann  zd 
Schutz  und  Gehorsam  vorschreibt,  indem  er  zeigt,  wie  der  Ent- 
wurf, obgleich  er  die  Ehescheidungsgründe  beschränkte,  durch 
das  Institut  der  Klage  auf  Herstellung  des  ehelichen  Lebens 
und  Scheidung  der  Ehe  wegen  ein  Jahr  lang  fortgesetzter  Nicht- 
beachtung des  Urteils  nicht  nur  die  bequemste  Handhabe  zur 
Umgehung  des  Verbots  dei*  Trennung  durch  Einverständnis 
darbiete,  sondern  es  den  Frauen  erleichtere,  ohne  erhebliches 
Risiko  ihren  Männern  wegzulaufen  und  zu  den  Eltern  zurück- 
zukehren, während  der  Mann,  auch  wenn  er  die  hohen  Kosten 
eines  zweimaligen  Prozesses  durcli  drei  Instanzen  aufzuwenden 
vermöge,  schliesslich  doch  nichts  weiter  als  die  Scheidung  er- 
lange. K.  will  deshalb  den  Mann  wie  die  Frau  durch  einfache 
richterliche  Verfügung  —  statt  der  Klage  auf  Herstellung  des 
ehelichen  Lebens  —  gegen  das  Entweichen  etc.  etc.  des  anderen 
schützen,  mit  Vorbehalt  des  Einspruches  für  den  Beklagten,  wenn 
Gründe  vorliegen,  welche  mindestens  eine  Trennung  von  Tisch 
und  Bett  rechtfertigen.  Vermag  die  Frau  keinen  Scheidungs- 
oder Trennungsgrund  nachzuweisen,  so  ist  nicht  abzusehen,  wes- 
halb nicht  gegen  die  Frau  zum  Zweck  ihrer  Rückkehr  ein  ähn- 
licher vermögensrechtlicher  Zwang  angewendet  werden  soll,  wie 
gegen  den  Mann,  der  bei  Verweigerung  der  Wiederaufnahme  der 
Frau  zu  der  Alimentation  ausser  dem  Hause  verpflichtet  wird. 
Die  allzu  grosse  Furcht  vor  dem  Zorn  der  Vereine  für  Frauen- 
emanzipation habe  offenbar  den  Entwurf  an  einer  wirklich  gleichen 
Behandlung  beider  Gatten  gehindert. 

Die  Frage  der  Ehescheidungsgründe  habe  der  Entwurf 
glücklicher  gelöst,  als  irgend  eine  der  bisherigen  Gesetzgebungen, 
auch  der  Ausschluss  der  Scheidung  wegen  Geisteskrankheit  wird 
gebilligt. 

Nur  vermisst  K.  die  Möglichkeit  einer  Scheidung  auf  Ver- 
langen beider  Gatten  —  nicht  durch  Richterspruch,  denn  ein 
Anspruch  ist  nicht  begründet,  wohl  aber  durch  obrigkeitliche 
Gewalt,  im  Weg  der  ausserordentlichen  Hilfe,  für  Fälle,  wo 
Versagung  der  Trennung  nur  eine  Strafe  der  Selbstbeherrschung 
sei,  oder  aber  zu  Ausschreitungen  führe,  um  in  leichter  Weise 
einen  Scheidungsgrund  herbeizuführen. 

Bei  der  Normierung  der  Güter-R.  habe  sich  der  Entwurf  mit 
bestem  Grund  für  die  Auswahl  zwischen  gewissen  gesetzlich  ge- 
regelten   Systemen    und   gegen   das   sogen.    Regionalsystem   ent- 
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schieden,  denn  nur  auf  diesem  Wege  könne  man  allmählich 
zu  einem  einheitlichen  Gütersystem  gelangen,  nur  die  Er- 
fahrung könne  zeigen,  welches  das  beste  und  daher  am  meisten 
Eroberungen  ausserhalb  seines  bisherigen  Geltungsgebiets  zu 
machen  imstande  sei;  das  Regionalsystem  würde  jede  Aussicht 
auf  eine  allmähliche  Ausgleichung  abschneiden.  Mit  Recht  sei 
das  röm.  Dotalsystem  trotz  der  Bemühungen  des  allgem.  Frauen- 
vereins und  seiner  Genossen  getilgt  worden.  Das  System  der 
Gütereinheit  verdiene  als  Regel  den  Vorzug,  weil  es  der  Ehefrau 
den  weitergehenden  Einfluss  einräume  und  es  natürlicher  sei, 
wenn  Einschränkungen  der  R.  der  Frau  erst  ausdrücklich 
bedungen  werden  müssen.  Dagegen  errege  es  Bedenken,  dass 
den  Gatten  freigestellt  sei,  während  der  Ehe  den  gesetzlichen 
oder  verabredeten  Güterstand  zu  ändern  und  rückzuändern ,  so- 
wohl wegen  der  Sicherheit  der  Gläubiger,  als  wegen  der  drohen- 
den Komplikationen. 

Den  engen  Zusammenhang  zwischen  Erb-R.  und  Unter- 
haltspflicht habe  der  Entwurf  mit  Unrecht  verleugnet,  indem  er 
den  Grosseltern  das  Pflichtteilsrecht  genommen  habe. 

Die  Pflichten  der  Eltern  gegen  uneheliche  Kinder  seien  von 
Natur  dieselben  wie  gegen  eheliche,  nehme  man  auch  die  letzteren 
Pflichten  als  die  stärkeren  an,  so  sei  es  doch  nicht  gerechtfertigt, 
die  unehelichen  Kinder  durch  irgend  welche  andere  Verwandte 
ihrer  Eltern  ausschliessen  zu  lassen.  Bezüglich  der  Gewissheit 
oder  Ungewissheit  der  Abstammung  sei  in  Wirklichkeit  kein 
Unterschied  zwischen  beiden  Arten  von  Kindern.  K.  will  hierbei 
auch  den  Indizienbeweis,  z.  B.  auf  Grund  der  Aehnlichkeit,  der 
Aeusserung  väterlicher  oder  kindlicher  Empfindungen,  wenigstens 
in  Verbindung  mit  dem  Nachweis  des  geschlechtlichen  Verkehrs 
während  der  Empfängniszeit  zum  Zweck  der  Beweiswürdigung 
beiücksichtigen,  daher  sei  auch  die  exceptio  plurium  concumb.  kein 
durchschlagender  Gegenbeweis  gegen  die  behauptete  Vaterschaft. 
Für  den  Unterhaltsanspruch  sei  es  überhaupt  gleichgültig,  ob  einer 
der  Konkumbenten  wirklich  der  Vater  sei,  es  genüge  die  Wahr- 
scheinlichkeit, dass  entweder  der  eine  oder  der  andere  der  Vater  sei, 
bis  gegen  einen  der  Beweis  der  Vaterschaft  erbracht  sei.  Ver- 
werflich sei  es,  wenn  der  Entwurf  die  Alimentationspflicht  aus- 
drücklich auf  den  Beweis  der  Vaterschaft  gründe,  dennoch  aber 
Verwandtschaft  und  Erb-R.  gegenüber  dem  Vater  und  dessen 
Familie  nicht  anerkenne.  Mit  dem  r.  R.  in  dieser  Beziehung 
zwischen  der  väterlichen  und  mütterlichen  Linie  zu  unterscheiden, 
sei  man  nicht  berechtigt.  Mit  der  Regelung  der  väterlichen  Gewalt 
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und  der  Vormundschaft  im  Entwurf  ist  K.  im  allgemeinen  einver- 
standen, missbilligt  dagegen  die  bloss  fakultative  Beibehaltung  des 
Familienrates,  der  ein  Schatten  des  Schattens  geworden;  diese  Ver- 
drängung der  Verwandten  zu  gunsten  des  Berufsbeamtentums  stehe 
im  Widerspruch  mit  der  modernen  Rechtsentwicklung  auf  anderen 
Gebieten.  Das  Prinzip  der  unbedingten  Testierfreiheit  und  da- 
mit im  Zusammenhang  die  Reduzierung  des  Pflichtteils-R.  der 
nächsten  Verwandten  auf  eine  bloss  persönliche  Forderung  an 
den  eingesetzten  Erben  wird  verworfen;  dieses  Erb-R.  der 
nächsten  Verwandten  ist  ein  natürliches,  nicht  erst  durch  die 
Rechtsordnung  geschaffenes  Verhältnis. 

Letztere  muss  es  als  bestehend  annehmen  und  kann  es  ohne 
Willkür  nur  ändern,  soweit  etwa  Gemeinwohl  oder  sittliches  Gefühl 
es  verlangen.  Die  Erbordnung  des  deutschen  wie  des  französ.  R. 
ist  daher  dem  noch  über  das  r.  R.  hinausgehenden  System  des 
Entwurfes  unbedingt  vorzuziehen.  Im  übrigen  erscheint  die  Erb- 
ordnung des  Entwurfes  als  eine  heilsame  Vereinfachung  des  bis- 
herigen Stoffes;  nur  die  Beibehaltung  der  gemeinrechtlichen 
Nichtigkeit  eines  jeden  Vertrages,  durch  welchen  sich  jemand  ver- 
pflichtet, eine  letztwillige  Verfügung  zu  errichten  oder  nicht  zu 
errichten,  wird  als  ein  wunderlicher,  mit  der  Zulassung  des 
Erbeinsetzungs-  und  Vermächtnisvertrages  unvereinbarer  Zopf  be- 
zeichnet, auch  das  damit  in  Verbindung  gebrachte  Verbot  der 
Errichtung  gemeinsamer  Testamente  verworfen,  da  diese  Testa- 
mente einem  wirklichen  Bedürfnis  entsprechen.  Das  Intestat- 
erb-R.  der  entfernteren  Verwandten  soll  beseitigt  werden  und 
spätestens  von  der  vierten  Linie  an  unter  Aufhebung  des  fiska- 
lischen Erbrechtes  das  Vermögen  an  die  Gemeinde  des  Erblassers 
fallen  mit  der  Auflage,  die  Einkünfte  vorab  zur  Unterstützung 
bedürftiger  Familienangehöriger  zu  verwenden.  Gaupp. 

Bekker  und  Fischer.    Beiträge  zur  Erläuterung  und  Be- 
urteilung des   Entwurfes    eines   bürgerlichen    Ge- 
setzbuches für  das  Deutsche  Reich.    6.  Heft.    Recht 
und    Rechtsschutz.     Eine    Erörterung     der     Grenzgebiete 
zwischen    Privat -R.    und    Zivilprozess    in    Beziehung    auf 
den    Entwurf    eines    bürgerlichen    Gesetzbuches    für    das 
Deutsche  Reich  von  Dr.  Otto   Fischer.     Berlin,  Gutten- 
tag.     1889.     143  S.    3  M. 
Einleitungsweise  wird  das  Verhältnis  von  Gesetzgebung^  und 
Theorie,  Gesetzesinhalt  und  elegantia  juris  erörtert.   Sodann  be- 
stimmt der  Verf.  seine  Ansicht  über  die  Grenze  zwischen  Privat- 
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rechtsbuch  und  Gerichtsordnung  dahin,  „dass  das  Privatrechts- 
buch möglichst  rein  erhalten  wird,  dass  dagegen  die  Prozessgesetze 
zugleich  diejenigen  privatrechtlichen  Normen  mit  umfassen,  welche 
Wirkungen  prozessualischer  Vorgänge  regeln  oder  in  anderer 
Weise  das  Dasein  der  Prozesseinrichtungen  zur  Voraussetzung 
haben".  Nach  seiner  Meinung  enthält  das  bürgerliche  Gesetzbuch 
zu  viel  Prozessrecht.  Zur  Abgrenzung  der  streitigen  Gerichtsbarkeit 
von  der  freiwilligen,  welche  letztere  der  Verf.  in  einem  besonderen 
Gesetze  geregelt  zu  sehen  hofft,  stellt  er  S.  12  als  leitenden  Ge», 
Sichtspunkt  die  Rücksicht  auf  die  Zuständigkeitsordnung  hin. 
Die  also  entwickelten  Grundgedanken  werden  im  folgenden 
(S.  17 — 64)  in  Anlehnung  an  die  Hauptteile  des  Entwurfes  durch- 
geführt  in  inhaltreichen  Ausführungen,  welche  ein  sorgfältiges 
Studium  erwarten  und  verdienen.  Allgemeineren  Fragen  strebt 
der  folgende  Teil  der  Schrift  zu  (S.  64—104).  Hier  werden  die 
Begriffe  „Anspruch,  Einrede,  Verjährung,  Rechtskraft*  erörtert. 
Statt  des  „Anspruches"  wünscht  der  Verf.  eine  Verallgemeinerung 
des  Begriffes  „Forderung",  worin  er  —  beiläufig  bemerkt  — 
zur  älteren  deutschen  Redeweise  zurückstrebt  (vergl.  Leonhard, 
De  natura  actionis  quae  praejudicialis  vocatur.  Berliner  Inaugural- 
Dissertation  1874.  S.  24,  Anm.  43).  Unter  der  Ueberschrift: 
„Einrede  oder  Gegenrecht?"  stellt  er  die  Frage,  ob  der  Einrede 
des  bürgerlichen  Gesetzbuches  ein  klarer  Begriff  zu  Grunde  liegt 
und  diese  Bezeichnung  sachgemäss  angewandt  worden  ist.  In 
scharfsinnigen  Einzelausführungen  sucht  er  sodann  Schritt  für 
Schritt  „die  Unmöglichkeit  einer  allgemein  gültigen  und  charak- 
teristischen Definition  der  Einrede  im  Sinne  des  bürgerlichen 
Gesetzbuches"  darzuthun.  Der  Fortfall  der  Bezeichnung  „Ein- 
rede" ist  da,  wo  sie  vorkommt,  nach  seiner  Ansicht  nicht  bloss 
möglich,  sondern  auch  vorteilhaft.  In  eingehender  Erörterung 
der  Verjährungslehre  wird  diese  (namentlich  hinsichtlich  der  Ver- 
jährungswirkung und  der  Mannigfaltigkeit  der  Fristen)  bean- 
standet. Endlich  wird  für  die  Rechtskraftlehre  Streichung  des 
§.  191,  Abs.  2  empfohlen,  um  die  Einrede  der  Rechtskraft  als 
„Einrede  im  engeren  Sinne*  zu  beseitigen.  Leonhard. 

Archiv  für  bür  ger  lieh  es  R.  mit  Ein  schluss  des  Hand  els-R. 
Hrsg.  von  J.  Kohler  u.  V.Ring.     1.  Bd.    1.  Heft.    No- 
vember 1888.     Berlin,  Heymann.     232  S.    a  Bd.  8  M. 
Das   1.  Heft   der   neuen  Zeitschrift   stellt  sich  ganz  in  den 
Dienst  der  Betrachtung  des  „Entwurfes".    Von  dem  einheitlichen 
Äivilgesetzbucbe  erwartet  K.  einen  Aufschwung  der  Wissenschaft 
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und  stellt  der  neuen  Zeitschrift  die  Aufgabe,  die  Entwickelungs- 
geschichte  des  neuen  Reichs-R.  zu  dessen  Erläuterung  zu  be- 
nutzen und  zugleich  ein  „Archiv"  aller  Erscheinungen  der  Praxis 
zu  sein. 

Der  erste  Aufsatz  betrifft  die  Geschichte  der  privatrecht- 
lichen Kodifikationsbestrebungen  in  Deutschland  (S.  1—190). 
Sein  Verf.,  E.  Schwär tz,  behandelt  nach  einer  minder  ein- 
gehenden Erörterung  der  Aufnahme  des  r.  R.  in  Deutschland 
die  Kodifikationen  des  18.  Jahrhunderts,  wobei  das  preuss.  L.R» 
mit  besonderer  Genauigkeit  und  Bewunderung  (S.  29)  behandelt 
wird.  Hiernach  kehrt  er  zur  Reformationszeit  zurück  und  schil- 
dert (S.  38 — 117)  die  in  Deutschland  zu  Tage  getretenen  wissen- 
schaftlichen Anregungen  zur  Kodifikation,  unter  denen  diejenige 
Thibauts  sowie  die  Antwort  Savignys  besonders  ausführlich  dar- 
gestellt wird.  Dann  werden  die  gesetzgeberischen  Arbeiten 
dieses  Jahrhunderts  besprochen,  zuletzt  die  Herstellung  des  Ent- 
wurfs. Diesen  verteidigt  der  Verf.  mit  so  viel  Entschiedenheit 
gegen  die  feindlichen  „Rechtslehrer";  dass  die  Redaktion  S.  189 
sich  hierin  von  ihm  lossagt. 

Zur  Erläuterung  dessen  kann  die  zweite  Abhandlung  dienen. 
In  ihr  bespricht  der  Mitherausgeber  Ring  den  Entwurf  und 
seine  Beurteiler.  Er  geht  von  dem  Satze  aus,  dass  das  Gesetz 
in  erster  Reihe  jedem  aus  dem  Volke  gilt,  der  nach  ihm  leben 
muss  (S.  191).  Darum  verteidigt  er  namentlich  Gierkes  Kritik 
(S.  192).  Nach  Gierke  findet  Bahr  Erwähnung,  der  mit  „Sa- 
vignyschen  Klängen"  die  Gesamtkodifikation  verwirft  (S.  209), 
demnächst  Klöppel,  den  der  Verf.  für  einen  grösseren  Wider- 
sacher des  Entwurfes  hält,  als  er  selbst  zugibt  (S.  215);  ferner 
Holder,  dessen  Zweifelsgrüuden  nach  S.  222  unzählige  andere 
an  die  Seite  oder  gegenübergestellt  werden  können.  Von  den 
Gutachten  des  Anwaltstandes  finden  diejenigen  von  Mecke, 
Kausen,  Linkelmann  II,  Martinius,  David  Erwähnung,  sodann 
Schlossmanns  Aufsatz  über  die  Stiftungen  und  Vierhaus'  Ent- 
stehungsgeschichte des  Entwurfes.  Zum  Schlüsse  wendet  sich  der 
Aufsatz  gegen  die  Behauptung  Heinsheimers,  dass  in  der  Be- 
urteilung des  Entwurfes  Theorie  und  Praxis  sich  widersprechen. 

Leonhard. 

Diez,  G.  Zur  Lehre  vom  Miteigentum  nach  röm.  R.  und 
nach  dem  Entwürfe  eines  bürgerlichen  Gesetz- 
buches für  das  Deutsche  Reich.  Leipzig,  Mayer, 
Einhorn  &  Jäger.     1888.     66  S.     1  M.  20  Pf. 
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Das  bisher  nach  seiner  Meinung  noch  unentdeckte  Prinzip 
der  röm.  Miteigentumslehre  findet  der  Verf.  darin,  dass  das 
Recht  des  Miteigentümers  nur  ein  „persönlicher  vermögensrecht- 
licher Anspruch"  ist  (S.  6),  nur  „ein  Recht  auf  eine  Handlung, 
gerichtet  gegen  die  mehreren  Personen,  an  welche  das  eine 
Eigentum  angeknüpft  ist"  (S.  7),  „gegen  die  Summe  der  in  Be- 
tracht kommenden  eine  Personeneinheit  bildenden  Personen"  (S.  11). 
Nachdem  dies  an  den  Hauptpunkten  der  röm.  Miteigentumslehre 
durchzuführen  versucht  ist,  erfährt  der  Entwurf,  dem  „das 
leitende  Prinzip  vollständig  abgeht"  (S.  53)  und  der  „imFinstern 
umherirrt"  (S.  64),  eine  sehr  ungünstige  Beurteilung. 

Leonhard. 


III.  Handelsrecht. 

Goldschmidt,  L.     System  des  Handels-R.  mit  Einschluss 

des  Wechsel-,  See-  und  Versicherungs-R.  imGrund- 
riss.  2.,  ergänzte  und  durch  Einzelausführungen  vermehrte 
Aufl.     Stuttgart,  Enke.     1889.     248  S.    6  M. 

Der  Grundriss,  dessen  1.  Auflage  wir  im  vorigen  Bande 
S.  140  anzeigten,  ist  zwar  in  seinem  nunmehrigen  ersten  Teile  — 
dem  bereits  in  der  1.  Auflage  vorhandenen,  in  der  2.  aber  von 
62  auf  74  Seiten  vermehrten  „Systeme"  —  ein  Grundriss  geblieben, 
in  seinem  zweiten,  durchaus  neuen  Theile  aber,  welcher  die 
üeberschrift  „Ausführungen"  trägt,  ein  fragmentiertes  Lehrbuch 
geworden;  von  den  227  Paragraphen  des  Grundrisses  haben 
55  in  diesen  „Ausführungen"  einen  stofflichen  Inhalt  erlangt, 
welcher  zum  Teile  den  Zuhörern  G.s  bereits  früher  aus  den  in 
Form  von  „Druckbogen"  ihnen  mitgeteilten  Erörterungen  be- 
kannt ist.  Aus  der  grossen  Zahl  hochinteressanter  Details  dieser 
durch  sachliche  Knappheit  und  einer  dieser  entsprechenden 
Schärfe  des  Ausdruckes  anmutenden  Darstellungen  ragt  die  des 
R.  der  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  (§§.  63—65  S.  116 
bis  122),  ferner  die  der  Gegenseitigkeitsgesellschaft  (§.  69  S.  122 
bis  126),  die  der  Prämien-  und  Reportgeschäfte  (§.  103,  104 
S.  149—155),  der  öffentlichen  Anleihe  (§.  107  S.  160—165), 
dann  die  grossartige  Skizzierung  der  Gebräuche  und  Quellen 
des  See-R.   (§.  140   S.  196—200)   und   die  Erörterung  über  die 


386     Centralblatt  für  Rechtswissenschaft  (1889).  VIII.  Bd.  10.  Heft. 

juristische  Natur  des  Versicherungsvertrags  (§.  158  S.  208  bis 
212)  besonders  hervor.  Durch  diese  und  andere  Darlegungen 
gewinnt  das  „System"  einen  besonderen  Wert  über  den  Bereich 
der  Vorlesungen  hinaus,  für  welche  sie  zunächst  bestimmt  sind. 
Im  Vorwort  zur  2.  Auflage  nimmt  G.  Stellung  zur  Frage  des 
„Entwurfes  eines  bürgerlichen  Gesetzbuches  für  das  Deutsche 
Reich",  welche  er  auch  im  System  an  geeigneter  Stelle  berück- 
sichtigt. Gar  eis. 


IV.  Gerichtsverfassung  und  Zivilprozess. 

Eisele,  F.  Abhandlungen  zum  röm.  Zivilprozess.  Frei- 
burg i.  B.,  Mohr.     1889.    IV  u.  194  S.     5  M. 

Das  Buch  vereinigt  vier  äusserlich  voneinander  unabhängige 
Abhandlungen  über  Fragen  des  röm.  Zivilprozesses,  welche  jedoch 
ihrem  Gegenstande  nach  teilweise  innere  Beziehungen  haben. 
Die  1.  Abhandlung  über  exceptio  rei  jud.  vel  in  jud.  deductae 
(S.  1 — 64)  tritt  zunächst  den  Ansichten  von  Lenel  und  Schwal- 
bach entgegen,  um  sodann  teilweise  unter  Bekämpfung  Cogliolos 
die  eigene  Ansicht  des  Verf.  zu  entwickeln,  welcher  zu  dem  Er- 
gebnisse gelangt,  ursprünglich  sei  die  Konsumtion  des  Klage-R. 
im  jud.  legitimum  an  die  Litiskontestation  geknüpft  gewesen, 
aber  so,  dass  sie  bald  ipso  jure,  bald  ope  exe.  rei  in  jud.  deductae 
wirkte;  ersteres  bei  actiones  in  personam  mit  intentio  jur.  civ., 
was  sich  aus  der  Beschränkung  der  lex  Aebutia  auf  diese  Fälle 
erkläre;  in  den  jud.,  quae  imperio  continentur,  habe  sich  die 
Konsumtionswirkung  an  das  Urteil  geknüpft  und  sei  mit  exe. 
rei  jud.  geltend  gemacht  worden,  neben  welcher  sich  noch  eine 
exe.  si  ea  res  in  judicio  non  est  fand,  um  die  Wiederholung  der- 
selben Klage  während  eines  darüber  schwebenden  Judicium  zu 
hindern.  Diese  letztere  exe.  wurde  später  durch  die  exe.  rei  in 
jud.  deductae  verdrängt,  während  andererseits  im  jud.  legitimum 
auch  die  exe.  rei  jud.  zur  Geltendmachung  der  Rechtskraft  Ein- 
gang fand.  Auf  diese  Abhandlung  bezieht  sich  noch  ein  Nach- 
trag (S.  190-192). 

Die  2.  Abhandlung  über  die  lex  Aebutia  (S.  65 — 110)  geht 
davon  aus,  dass  der  Formularprozess  zunächst  für  peregrini 
dediticii    und   für   Angehörige    solcher   Gemeinwesen    eingeführt 
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worden  sei,  welchen  commercium  mit  den  röm.  Bürgern  niöbt 
Vertrags  massig  zustand.  Die  um  Mitte  des  6.  Jahrhunderts,  jeden- 
falls erst  nach  513,  ergangene  lex  Aebutia  aber  brachte  diese 
Neuerung  für  die  Jurisdiktion  des  praetor  urbanus  nur  auf  dem 
Gebiete  der  Ediktsrubrik  „si  certum  petetur",  nicht  erstreckte  sie 
ihren  Einfluss  auf  actiones  in  rem,  Statusklagen  und  sonstige  per- 
sönliche Klagen.  Die  Behauptungen  anderer  Schriftsteller,  welche 
eine  organische  Entwicklung  des  Formularprozesses  aus  dem 
Legisaktionenprozess  heraus  annehmen  ,  werden  in  eingehender 
Begründung  zurückgewiesen. 

In  der  folgenden  Abhandlung  über  die  Formulierung  der 
exe.  rei  jud.  (S.  111 — 123)  wird  der  Beweis  versucht,  dass  diese 
exe.  die  Namen  der  Parteien  nicht  enthalten  und  dass  die  Edikts- 
formel nur  gelautet  habe:  si  ea  res  q.  d.  a.  judicata  non  est. 
Die  Nennung  der  Parteien  fand  nur  statt,  wenn  man  die  Rechts- 
kraft auf  jemand  ausdehnen  wollte,  der  nach  der  Regel  von  ihr 
nicht  berührt  wurde;  aber  selbst  dann  war  die  Nennung  der 
Parteien  nicht  immer  nötig. 

Die  letzte  Abhandlung  über  actio  judicati  und  Nichtigkeits- 
beschwerde (S.  125 — 189)  verteidigt  die  herrschende  Ansicht, 
wonach  die  Zwangsvollstreckung  z.  Z.  des  Formularprozesses 
stets  durch  act.  jud.  eingeleitet  wurde,  sofern  nicht  (vor  den  leg. 
Juliae  jud.)  manus  injectio  stattfand:  eine  Reihe  von  Quellen- 
stellen sei  nur  mit  dieser  Auffassung  vereinbar.  Im  Kognitions- 
prozess  dagegen  diente  zur  Einleitung  der  Exekution  ein  ein- 
facher Antrag.  Angriffsweise  Nichtigkeitsbeschwerde  gesteht  E. 
für  die  Zeit  des  Formularprozesses  nur  gegenüber  den  jud.,  quae 
imperio  continentur,  und  nur  dem  Beklagten  für  den  Fall  zu, 
dass  er  schon  urteilsgemäss  geleistet  und  damit  die  Möglichkeit 
verloren  hatte,  die  Wichtigkeit  verteidigungsweise  gegen  act.  jud. 
geltend  zu  machen.  Die  Nichtigkeitsbeschwerde  des  Klägers  ge- 
hörte erst  dem  Kognitionsprozess  an.' 

Dass  Verf.  seine  Ansichten  unmittelbar  aus  den  Quellen 
schöpft  und  den  Leser  zu  diesen  hinführt,  ist  selbstverständlich 
und  sei  hier  nur  erwähnt,  um  auch  auf  das  den  Schluss  bildende 
Verzeichnis  der  besprochenen  Quellenstellen  hinzuweisen. 

Kleinfeller. 

Pollak,  R.    Die  Widerklage.    Wien,  Holder.    1889.    154  S. 
3  H.  20  Pf. 
Bei  der  obigen  Schrift  handelt  es  sich  im  wesentlichen  nicht 
um  eine  dogmatische,  sondern  um  eine  historische  Darstellung. 
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Verf.  will  darlegen,  wie  die  heutige  Widerklage  sich  entwickelt 
hat.  Dabei  steht  aber  nicht  die  geschichtliche  Entwicklung  eines 
einzigen  Instituts,  sondern  diejenige  von  zwei  wesentlich  ver- 
schiedenen Einrichtungen  in  Frage,  welche  zusammen  die  Grund- 
lagen des  heutigen  Instituts  der  Widerklage  bilden  sollen.  Der 
Verf.  legt  nämlich  dar,  dass  die  dem  deutschen  R.  entstammende 
„Widerklage'',  deren  Erfordernisse  Vorhandensein  einer  Vorklage, 
Identität  der  Parteien  bei  ümkehrung  ihrer  Parteirollen  und 
Identität  des  Gerichts,  gewesen  seien,  dem  r.  R.  ursprünglich 
fremd  gewesen  sei.  Die  dort  vorkommenden  „mutuae  petitiones* 
(wechselseitige  Klagen  unter  denselben  Parteien  bei  dem  gleichen 
Gerichte),  bei  welchen  das  Verhältnis  von  früherer  und  späterer 
Klage  gefehlt  habe,  dafür  aber  etwas  anderes  —  die  Einheit- 
lichkeit des  Verfahrens  für  beide  Klagen  —  vorhanden  sei,  haben 
sich  nach  dessen  Darstellung  von  der  deutschrechtlichen  „Wider- 
klage" wesentlich  unterschieden.  Dies  schliesst  er  hauptsächlich 
daraus,  dass  die  Römer  selbst  einen  terminus  technicus  für  das 
Institut,  w;elches  später  in  Deutschland  unter  dem  Namen  „Wider- 
klage" rezipiert  worden  sei,  nicht  gehabt  hätten,  da  das  Wort 
„reconventio"  erst  zur  Zeit  der  Glossatoren  entstanden  sei.  Der 
Hauptzweck  der  Schrift  besteht  eben  darin,  nachzuweisen,  dass 
das  späterhin  zur  reconventio  ausgebildete  Institut  ursprünglich 
dem  r.  R.  als  selbständiges  fremd  gewesen  sei  und  sich  erst  mit 
und  aus  einem  anderen  Rechtsinstitute  entwickelt  habe.  Zunächst 
wird  eingehend  erörtert,  in  welcher  Weise  die  „mutuae  petitiones** 
im  röm.  Z.Pr.  behandelt  worden  seien,  welchen  Einfiuss  die  Ver- 
änderungen im  Verfahren  auf  dieselben  gehabt  hätten  und  wie 
sich  erst  durch  Justinian  (unter  dem  Einfiuss  der  prorogatio) 
eine  wirkliche  Widerklage  entwickelt  habe,  bezüglich  deren  auch 
ein  besonderer  Gerichtsstand  eingeführt  worden  sei.  Auch  wird 
das  daraus  entstandene  Verfahren  dargelegt.  Sodann  handelt 
der  Verf.  vom  kanonischen  R.,  sowie  der  italienischen  Wissen- 
schaft des  M.A.  und  legt  eingehend  dar,  welche  Grundsätze  im 
deutschen  R. ,  das  die  Geltendmachung  von  Gegenforderungen 
in  demselben  Prozess  sowohl,  als  in  einem  anderen  gleichzeitig 
zu  erledigenden  verboten  habe,  gegolten  hätten.  Endlich  wird 
dargelegt,  welchen  Einfiuss  die  Rezeption  des  r.  R.  gehabt  habe 
und  wde  die  mit  der  Widerklage  verwechselte  reconventio,  welche 
sich  auch  nach  ihrer  Umgestaltung  durch  die  Italiener  wesent- 
lich von  der  —  nicht  Vereinigung  des  Verfahrens,  sondern  Tren- 
nung desselben  anstrebenden  —  deutschrechtlichen  Widerklage 
unterschieden  habe,  teilweise  an  deren  Stelle  getreten  sei,  teilweise 
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die  Kodifikation  des  deutschen  R.  zur  Folge  gehabt  habe.  Ausser 
der  Entwicklung  des  gemeinen  R.  wird  noch  das  in  Oesterreich 
und  Deutschland  geltende  R.  erörtert  und  am  Schluss  das  Er- 
gebnis der  Vergleichung  dahin  zusammengefasst,  dass  nun,  nach- 
dem der  eine  gegenseitige  Rechtsverhinderung  bewirkende  gemein- 
rechtliche Prozess  beseitigt  sei,  jede  Z.Pr.O.  die  zu  ihr  passende 
Widerklage  habe ,  das  mündliche  Verfahren  nämlich  die  alt- 
römische, das  schriftliche  dagegen  die  altdeutsche.  Die  Unter- 
suchungen des  Verf.  enthalten  jedenfalls  einen  werthvollen  Bei- 
trag zur  Grescbichte  der  Widerklage.  Petersen. 

Peters.  Die  geschäftliche  Behandlung  der  Mahnsachen. 
Die  hierfür  massgebenden  Grundsätze  der  deutschen  Z.Pr.O. 
und  ihre  Folgesätze.  Berlin,  Siemenroth  &  Worms.  1889. 
80  S.     1  M.  50  Pf. 

Der  Haupttitel  hat  nichts  Verlockendes,  kaum  für  den  Prak- 
tiker, geschweige  denn  für  den  Theoretiker;  doch  übertrifft 
das  Buch  die  Erwartungen  des  Lesers.  In  der  That  wird 
jeder  Jurist  reiche  Aufklärung  über  die  innere  Bedeutung 
einer  Reihe  von  Massnahmen  finden,  die  er  längst  mehr  oder 
weniger  unbewusst  zu  treffen  gewohnt  war.  Verf.  stellt  im 
ersten  Abschnitte  (S.  3 — 43)  die  für  die  geschäftliche  Be- 
handlung der  Mahnsachen  massgebenden  Grundsätze  der 
deutschen  Z.Pr.O.  (§.  1  das  Mahnverfahren  ein  „ Registerver- 
fahren"  ,  §.  2  der  Zahlungsbefehl  seinem  Wesen  nach  Klage- 
schrift des  Gläubigers  mit  beigefügtem  bedingten  richterlichen 
Mandate  zur  Klaglosstellung  desselben,  §.  3  dies  Mandat  ein  be- 
dingtes Endurteil,  §.  4  der  Vollstreckungsbefehl  ein  unbedingtes 
Endurteil)  fest  und  zwar  findet  er  dieselben  unter  eingehender 
Berücksichtigung  der  Entstehungsgeschichte  der  Z.Pr.O.  und  ihrer 
gesetzgeberischen  Vorbilder  und  Grundlagen  in  der  Z.Pr.O.  selbst 
im  Gegensatz  zu  den  Motiven  und  Geschäftsordnungen.  Der 
zweite  Abschnitt  (S.  44—79)  zieht  die  Folgesätze  aus  diesen 
Grundsätzen  für  die  geschäftliche  Behandlung  I.  des  Zahlungs- 
befehls (§.  5  die  Zustellung  an  den  Schuldner  ein  Akt  des 
Parteibetriebs,  §.  6  die  Vermittelung  der  Zustellung  durch  den 
Gerichtsschreiber,  §.  7  die  Art  der  Zufertigung  des  Zahlungs- 
befehls an  den  Gläubiger  [formlos],  §.  8  die  Form  des  Zahlungs- 
befehls bei  der  Urschrift,  nicht  der  Ausfertigung),  IL  der  das 
Mahngesuch  zurückweisenden  Verfügung,  IIL  der  Zurücknahme 
des  Zahlungsbefehls,  IV.  des  Vollstreckungsbefehls,  V.  des  das 
Gesuch    um    Erlass    des  Vollstreckungsbefehls   zurückweisenden 
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Beschlusses.  Zum  Schlüsse  werden  die  Ergebnisse  zusammen- 
gefasst.  Dieselben  decken  sich  mit  dem  in  Preussen  nach  der 
Geschäftsordnung  für  die  Gerichtschreibereien  der  Amtsgerichte 
beobachteten  Verfahren  bis  auf  den  Punkt  zu  V,  wo  Verf.  die 
von  Amts  wegen  erfolgende  Zustellung  an  den  Gläubiger  durch 
Uebergabe  einer  begl.  Abschrift  dieses  Beschlusses  fordert. 

Roedenbeck. 

Senst.  Anleitung  zur  Verwaltung  von  Konkursen 
nach  der  Reichskonkursordnung.  Berlin,  Siemen- 
roth  u.  Worms.  1889.  266  S.  4  M.  50  Pf. 
Der  Verf.,  welcher  in  seiner  Eigenschaft  als  Amtsrichter  die 
Erfahrung  gemacht  hat,  dass  die  Bestimmungen  der  Konkurs- 
ordnung vielfach  von  den  Konkursverwaltern  nicht  ihrer  vollen 
Bedeutung  nach  erfasst  oder  gar  nicht  verstanden  werden,  will 
denselben  den  Inhalt  dieses  Gesetzes  in  einer  auch  für  Nicht- 
juristen verständlichen  Weise  und  in  möglichster  Uebersichtlichkeit, 
dabei  aber  in  einer  Form  vorführen ,  welche  ihnen  gleich  die 
praktische  Anwendung  der  Gesetzesvorschriften  an  die  Hand 
gibt.  Er  geht  deshalb  bei  seiner  Darstellung  überall  vom  Stand- 
punkte des  Verwalters  aus  und  schliesst  sich  im  allgemeinen 
an  den  thatsächlichen  Gang  des  Verfahrens  an.  Es  wird  aber 
nicht  bloss  das  Verfahren  selbst  dargelegt,  sondern  es  werden  auch 
die  materiellrechtlichen  Vorschriften  der  Konkursordnung,  sowie 
einzelne  Bestimmungen  anderer  Gesetze,  insbesondere  der  Z.Pr.O. 
und  des  Handelsgesetzbuches  mitgeteilt.  In  Ansehung  der  Landes- 
gesetzgebung, insbesondere  des  Immobiliar-R.  hat  sich  der  Verf. 
auf  die  Berücksichtigung  des  Gebietes  des  preuss.  A.  L.R.  be- 
schränkt, der  Verf.  teilt  überall,  auch  wo  es  sich  um  Streit- 
fragen handelt,  nur  seine  Ansicht  mit,  welche  er  der  herrschenden 
Meinung  angepasst  hat,  ohne  dass  die  Frage  als  zweifelhaft 
bezeichnet  wird.  Die  Entscheidungen  des  Reichsgerichts  sind 
jedoch  besonders  berücksichtigt  worden.  Der  allgemeine  Teil 
handelt  vom  Beginn  und  Ende  des  Amtes  des  Verwalters,  dessen 
Stellung  und  Obliegenheiten  im  allgemeinen  und  den  aus  der 
Geschäftsführung  entspringenden  R.  und  Pflichten  desselben.  Im 
besonderen  Teil  wird  die  Thätigkeit  des  Verwalters  vom  Beginn 
der  Verwaltung  bis  zum  Schluss  und  zur  Wiederaufnahme  des 
Verfahrens  im  einzelnen  dargelegt.  Sodann  beschäftigt  sich  der 
Verf.  in  einem  Anhang  noch  mit  dem  Gemeinschuldner,  dem 
Gläubiger ausschuss  und  der  Gläubigerversammlung  und  gibt  am 
Schluss    in    besonderen    Beilagen    noch    Muster    zum'    Inventar, 
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zu  den  Bilanzen ,  der  Schlussrechnung ,  Zinsberechnungs-  und 
Gebührentabellen,  sowie  den  Text  der  Konkursordnung  und  des 
Einführungsgesetzes  nebst  einem  Auszug  aus  dem  Gerichtskosten- 
gesetz. Seiner  ganzen  Einrichtung  nach  ist  das  Buch  von  S.  im  we- 
sentlichen für  das  Gebiet  des  preuss.  A.  L.R.  und  für  solche 
Konkursverwalter  bestimmt,  welche  nicht  rechtskundig  sind. 
Rechtsanwälte  werden  nicht  eine  solche  Anleitung,  sondern  das 
Gesetz  selbst  und,  wo  dieses  zu  Zweifeln  Veranlassung  gibt, 
einen  Kommentar  zur  Hand  nehmen.  Rechtsunkundigen  Kon- 
kursverwaltern kann  das  Buch  unter  Umständen  gute  Dienste 
leisten.  Aber  auch  bezüglich  ihrer  wird  sich  der  Mangel  geltend 
machen,  dass  der  Verf.  selbst  bei  den  zweifelhaftesten  Fragen 
nicht  angibt,  dass  dieselben  bestritten  sind,  so  dass  der  Ver- 
walter auch  da  glauben  kann,  sicheren  Boden  unter  den  Füssen 
zu  haben,  wo  dies  keineswegs  der  Fall  ist.  Der  rechtsunkundige 
Verwalter  wird  häufig  in  die  Lage  kommen,  den  Rat  des  Amts- 
richters oder  einer  anderen  rechtskundigen  Person  einzuholen. 
Aber  darüber,  wo  dies  erforderlich  ist,  gibt  das  Buch  keinerlei 
Auskunft.  Petersen. 


V.  Strafrechtswissenschaft. 

Herzog,  R.  Rücktritt  vom  Versuch  und  thätige  Reue. 
Kriminalistische  Abhandlung.  Würzburg,  Stuber.  1889. 
292  S.     5  M. 

Die  Arbeit  zerfällt  in  vier  Teile,  den  rechtsgeschichtlichen, 
den  rechtsvergleichenden,  den  dogmatisch-kriminalpolitischen  und 
den  positivrechtlichen  Teil. 

Das  dem  Rücktritt  vom  Versuch  und  der  thätigen  Reue 
Gemeinsame  tritt  in  der  Art  der  Fragestellung,  mit  welcher  der 
Verf.  die  Abhandlung  einleitet,  klar  hervor,  indem  er  fragt: 
„Wie  ist  der  Fall  rechtlich  zu  beurteilen,  wenn  jemand  zunächst 
durch  ein  entsprechendes  Handeln  eine  deliktuose  Veränderung 
der  Aussenwelt  anstrebte,  dann  aber  den  Eintritt  derselben  wil- 
lentlich durch  sein  Verhalten  ausschloss?"  In  dem  ersten  ge- 
schichtlichen Teil  legt  der  Verf.  dar,  dass  die  Römer  das  Prinzip 
des  straflosen  Rücktritts  gekannt  haben,  dass  dagegen  dem  ka- 
nonischen R.,  welchem  schon  die  Gedankensünde  als  eine  krimi- 
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nalistische  Schuld  erschienen  sei,  jener  Begriff  fremd  gewesen 
sei ,  dass  darauf  in  der  romanischen  Gesetzgebung  und  Wissen- 
schaft des  M.A.  diese  beiden  verschiedenen  Auffassungen  zu- 
sammengeflossen seien,  während  in  der  C.C.C.  (Art.  178)  das 
Prinzip  der  Straflosigkeit  des  freiwillig  abgebrochenen  Versuchs 
zum  Ausdruck  gelangt  sei. 

In  dem  zweiten  rechtsvergleichenden  Teil  hat  der  Verf.  sehr 
reichliches  Material  —  aus  den  Gesetzen  von  83  Staaten  —  zu- 
sammengestellt,  dessen  Fülle  er  (S.  3)  mit  berechtigter  Selbst- 
anerkennung als  imposant  „bezeichnen  darf.  In  dieser  um- 
fassenden Zusammenstellung   liegt   der  Schwerpunkt  der  Arbeit. 

Diesem  Teil  gegenüber  und  dem  zuletzt  folgenden  positiv- 
rechtlichen Teil  gegenüber,  welcher  letztere  seinen  Gegenstand 
auch  in  erschöpfender  Weise  bringt,  tritt  der  dogmatisch-krimi- 
nalpolitische Teil  (S.  146 — 192),  innerhalb  dessen  die  Darlegung 
der  eigenen  Auffassung  des  Verf.  nur  wenige  Seiten  (II.  Kap. 
S.  168 — 176)  umfasst,  äusserlich  ein  wenig  zurück. 

In  der  —  letzterer  Darlegung  voraufgeschickten  —  Ueber- 
sicht  und  Kritik  der  verschiedenen  Ansichten  über  den  Grund  der 
Straflosigkeit  des  Rücktritts  vom  Versuche  und  der  thätigen  Reue 
teilt  der  Verf.  die  deutschen  Schriftsteller  in  zwei  Heerlager.  In 
dem  ersten  stehen  diejenigen,  welche  jene  Straflosigkeit  als  dog- 
matische Notwendigkeit  erkennen,  in  dem  zweiten  diejenigen, 
welche  jede  dogmatische  Begründung  leugnend  jene  Straflosigkeit 
entweder  nur  aus  kriminalpolitischen  oder  Billigkeitsgründen 
oder  aus  Gefühlsrücksichten  rechtfertigen  oder  für  gänzlich  un- 
begründet halten.  In  ersterem  Heerlager  unterscheidet  der  Verf. 
vier  Haupttheorien,  erstens  die  „AnnuUationstheorie",  n  ach 
welcher  der  vor  der  Vollendung  des  angestrebten  verbrecherischen 
Handelns  freiwillig  zurücktretende  Wille  den  verbrecherischen 
Willen  annulliert;  zweitens  die  „Nullitätstheorie",  nach 
welcher  letzterer  Wille  durch  den  freiwilligen  Rücktritt  völlig 
getilgt,  im  rechtlichen  Sinne  nichtig  wird,  drittens  die  „Infirmi- 
tätstheorie",  nach  welcher  durch  diesen  Rücktritt  konstatiert 
wird ,  dass  ein  schwacher  böser  Wille ,  kein  beharrlicher  ver- 
brecherischer Wille  vorliegt,  endlich  die  Präsumptionstheorie, 
nach  welcher  jene  Straflosigkeit  sich  aus  dem  Wesen  des  un- 
beendeten  A^ersuches  logisch  rechtfertigt. 

Die  Strafbarkeit  des  unbeendeten  Versuches  stützt  sich  auf 
die  Vermutung,  dass  der  verbrecherische  Wille  seine  begonnene 
Bahn  vollendet  hätte,  wenn  nicht  ausser  ihm  liegende  Hindernisse 
diese  Bahn  abgebrochen  hätten.   Diese  Vermutung  wird  durch  den 
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freiwilligen  Rücktritt  widerlegt.  Nur  letztere  Theorie  vermag 
nach  Ansicht  des  Verf.  die  Straflosigkeit  des  freiwilligen  Rück- 
tritts als  juristische  Konsequenz  zu  rechtfertigen. 

Eine  eigentliche  Normverletzung  liege  erst  dann  vor,  wenn 
das  den  verbrecherischen  Erfolg  mitbedingende  Handeln  des 
Thäters  den  Punkt  seiner  materiellen  Vollendung  erreicht  habe, 
d.  h.  der  Eintritt  des  Erfolges  nunmehr,  unabhängig  sei  von  dem 
Wollen  und  Können  des  Thäters. 

Von  diesem  Standpunkte  aus  sei  der  unbeendete  Versuch 
kein  Delikt.  Die  Strafbarkeit  desselben  rechtfertige  sich  aber 
aus  dem  Eindrucke,  den  der  unbeendete  Versuch  auf  uns  mache, 
indem  der  unbeendete  Versuch  in  uns  regelmässig  den  Glauben 
erwecke,  dass  eine  Vollendungspotenz  vorliege. 

Bei  dem  freiwilligen  Rücktritte  falle  dieser  Grund  der  Straf- 
barkeit hinweg,  weil  hier  bewiesen,  dass  keine  Perfektionskraft 
vorhanden  sei. 

Nicht  anders  liege  die  Sache  bei  der  sogen,  thätigen  Reue, 
welche  sich  vom  „Rücktritt  vom  Versuch**  nur  formell  unter- 
scheide. 

Auf  eine  tiefere  psychologische  Begründung  durch  Herleitung 
der  prinzipiellen  Straflosigkeit  des  unbeendeten  Versuchs  und 
hiermit  des  freiwilligen  Rücktritts  aus  den  psychologischen  Ele- 
menten des  strafrechtlichen  Schuldbegriffes  hat  sich  der  Verf. 
nicht  eingelassen,  was  um  so  auffälliger  ist,  als  er  —  S.  150, 
Anm.  167  —  „eine  brauchbare  Analyse  des  WoUens  mit  spe- 
zieller Rücksicht  auf  das  Strafrecht"  vermisst. 

Abgesehen  von  diesem  Mangel,  welcher  denjenigen,  die  die 
Psychologie  als  Hilfswissenschaft  der  Strafrechtswissenschaft  mög- 
lichst einschränken  wollen,  vielleicht  als  ein  Vorzug  der  Arbeit 
erscheinen  wird,  darf  letztere  als  eine  ihren  Gegenstand  erschö- 
pfende Monographie  bezeichnet  werden.  Bünger. 

Simonsohn,  A.    Der  Begriff  des  „Vorteils"  und  seine 
Stellung    im    deutschen    Straf-R.     Berlin,    Vahlen. 
1889.     96  S.     2  M. 
Der  Verf.  hat  auf  eine  systematische  Behandlung  des  Begriffs 
, Vorteil"  verzichtet,  weil  ihm  wegen  der  Vieldeutigkeit  des  Worts 
und   der   Verschiedenartigkeit  der  Zusammenhänge   weder   eine 
allgemeine  Begriffsbestimmung  des  Vorteils  noch  eine  Zusammen- 
stellung des  allen  Bedeutungen  desselben  Gemeinschaftlichen  an- 
gezeigt  erscheint.    Das  leitende  Prinzip  für  die  Reihenfolge  der 
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Erörterungen  ist  daher  die  Reihenfolge  der  Paragraphen  des 
Strafgesetzbuches,  wobei  jedoch  die  für  jede  Bedeutung  zusammen- 
gehörigen Strafbestimmungen  zusammen  behandelt  werden. 

Demgemäss  beginnt  der  Verf.  mit  dem  Vorteil  des  §  49a 
R.St.G.B.,  behandelt  darauf  den  Vorteil  bei  Begünstigung  und 
Hehlerei,  hierauf  den  Vorteil  bei  schwerer  Urkundenfälschung, 
Erpressung  und  Betrug,  demnächst  den  Vorteil  in  den  §§  272, 
273,  349,  266  a.  o.  0.  hierauf  den  Vorteil  bei  Vergehen  im  Amte^ 
ferner  den  Vorteil  bei  Wuchervergehen,  schliesslich  den  Vorteil 
bei  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Aktiennovelle  und  die  Kon- 
kursordnung. B  ü  n  g  e  r. 


VI.  Kirchen-  und  Eherecht. 

Scaduto,    Fr.     Guarentigie  Ponteficie.     Turin,    Union© 
tipogr.  ed.     1889.     747  S.     12  Fr. 
Gegenüber  der  ersten,  bereits  mit  Ende  1882  abschliessenden 
Auflage  von  nur  505  S.  (C.Bl.  f.  R.W.  IV  S.  33)  ist  die  Seiten- 
zahl  um    die   Hälfte   vermehrt;    beigefügt   ist  jetzt    der   immer 
noch  unübertroffenen  Entstehungsgeschichte  des  Garantiegesetzes 
ein   Verzeichnis   (S.  112—185,   vgl.    13—20   und   68-79)   aller 
auf    die   röm.   Frage    bezüglichen   Werke,    ferner    den    „Bezie- 
hungen zwischen  Staat  und  Kirche"  eine  Uebersicht  (S.  28 — 41 
und  456 — 482)    der    gesamten    einschlägigen  Litteratur  Italiens, 
sodann   der   quellenmässigen  Darlegung    der  jetzigen  Rechtslage 
des    heil,    Stuhles    eine    prüfende    Sichtung    (S.    264—292)    der 
Schriften  für  und  gegen  das  Urteil  des  Oberlandesgerichts  Rom 
vom  9.|XI.  1882  i.  S.  Theodoli-Martinucci  gegen  päpstl.  Hofhaltung 
(Geigel,  Ital.  St.K.R.  S.  19)  mit  Rücksicht  insbesondere   auf  die 
Staatshoheit  oder  wenigstens  Exterritorialität  oder  Gerichtsfreiheit 
des  Vatikans  und  die  völkerrechtliche  Fortdauer  der  vatikanischen 
Gerichte,    endlich    den    Verbesserungsvorschlägen    S.    597 — 647 
Cadornas  Kirchengesetzentwurf,  welcher  S.  612   „durch  die'  ana- 
logen deutschen  Gesetze  hätte  mitbegründet  werden  können  und 
sollen",  und  eine  praktische  Beleuchtung  der  Erinnerungen  Bonghis, 
Miraglias  und  insbesondere  Corleos.    Die  neuere  Rechtsprechung 
und  Litteratur  ist  gewissenhaft  verwertet,  so  S.  378  betreffs  der 
Nichtübertragbarkeit   der   päpstlichen   Zivilliste    auf   die   Erben, 
S.   387    betreffs   der  Unveräusserlichkeit   der  päpstlichen  Samm- 
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lungen  (Gast.  Gandolfo),  S.  539—588  betreffs  der  Zuständig- 
keit der  bürgerlichen  und  der  Strafgerichte  gegenüber  geistlichen 
Amtshandlungen  mit  Bezug  auch  auf  des  Staatsrats  Gerra  „Abuso" 
(im  „Digesto  ital."  der  Un.  tip.  ed.  zu  Turin,  1884).  —  Den 
Vorschlag  des  ital.  Ministeriums  vom  29.(VIII.  1870  (Arch.  f. 
K.R.  25  S.  LXVII)  haben  wir  (S.  110)  nicht  erwähnt  gefunden, 
auch  nicht  (S.  671)  die  der  Rechtsfähigkeit  ausländischer  Reli- 
gionsverbände (wie  der  Wesleyaner,  Protestanten  u.  s.  w.)  gün- 
stigeren Staatsratsgutachten  vom  7./VI.  1884  u.  2.(VI.  1888 
(Grassis  „Consultore"  1889  Nr.  2),  da  üniversitätsprofessor  S.  zu 
Neapel  das  innere  St.K.R.  seinem  jetzt  zu  erscheinen  begin- 
nenden ,,Dir.  eccl.  vigente  in  Italia"  vorbehält.  Das  Quellen- 
verzeichnis S.  721 — 747  ist  vervollständigt,  ein  alphabetisches 
Inhaltsverzeichnis  fehlt  jedoch  sonst  immer  noch.  Auch  das  ra- 
dikale Frankreich  behalte  sich  (S.  716)  noch  vor,  die  röm.  Frage 
gegen  Italien  zu  verwerten;  „ohne  fremde  Einmischung  ergebe 
sich  jedoch  allmählich  von  selbst  (S.  717)  eine  Verständigung 
zwischen  Quirinal  und  Vatikan".  (Diese  2.  Aufl.  ist  dem  er- 
wähnten Rechtslexikon  „Dig.  ital.",  wo  sie  unter  der  Ueberschrift 
„Santa  Sede"  Mitte  April  1.  Js.  erschien,  entnommen,  und  be- 
ziehen sich  hierauf  die  unten  jeweils  noch  beigefügten  Seiten- 
zahlen, worauf  auch  das  Quellenverzeichnis  allein  verweist.) 

F.  Geigel. 


VII.  Staats-  und  Verwaltungsrecht. 

Gombothecra,  X.  S.  Essai  sur  le  regime  parlemen- 
taire.  Paris,  Larose  et  Forcel.  1889.  158  S.  2  M. 
Den  Gegenstand  der  vorliegenden  Arbeit  bildet  die  parla- 
mentarische Regierung,  wie  dieselbe  in  England  und  nach  engl. 
Muster  in  Belgien,  Frankreich,  Spanien,  Italien,  Griechenland 
u.  s.  w.  besteht.  Als  das  für  diese  Art  der  Repräsentativver- 
fassung charakteristische  Moment  betrachtet  der  Verf.  die  durch 
die  Minister  vermittelte  beständige  Uebereinstimmung  der  ver- 
schiedenen Staatsorgane  unter  sich  und  mit  der  Nation.  Seine 
Erörterung  hat  er,  abgesehen  von  der  Einleitung,  in  drei  Teile 
zerlegt.  Der  erste  Teil  (S.  9—51)  gibt  eine  ziemlich  oberfläch- 
lich  gehaltene  Uebersicht  über  die  Geschichte   der  parlamenta- 
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rischen  Regierung,  insbesondere  über  die  Entstehung  und  Ent- 
wickelung  derselben  in  England  und  über  ihre  Verbreitung  in 
den  Staaten  des  Festlandes.  Daran  reiht  sich  (S.  53 — 108)  eine 
nicht  ungeschickte  Darstellung  der  bei  der  parlamentarischen 
Regierung  beteiligten  Organe  und  ihres  Zusammenwirkens.  Den 
Abschluss  bildet  eine  Kritik  (S.  109 — 155),  welche  manche  feine 
und  treffende  Bemerkung  enthält.  Der  Verf.,  obgleich  er  der 
jetzt  auch  in  Frankreich  beliebten  Verwerfung  des  parlamenta- 
rischen Regiments  entgegentritt,  ist  sich  doch  bewusst,  dass 
Dauer  und  Gedeihen  dieser  Regierungsformen  durch  zahlreiche 
Voraussetzungen  bedingt  sind;  zu  denselben  rechnet  er  insbe- 
sondere das  Vorhandensein  verschiedener  Klassen  der  Bevölkerung 
als  Grundlage  für  die  Bildung  politischer  Parteien.  Die  zur 
Korrektur  der  Mängel  und  Gefahren  des  parlamentarischen  Re- 
giments, namentlich  zur  Vermeidung  der  häufigen  Minister- 
wechsel, von  Prevost-Paradol,  Thornton,  Pantaleoni  u.  s.  w.  vor- 
geschlagenen Reformen  bekämpft  er  als  teils  prinzipwidrig,  teils 
praktisch  bedenklich ;  dagegen  befürwortet  er  die  Dezentralisation, 
sowie  die  Einführung  eines  mit  der  juristisch-technischen  Vor- 
bereitung der  Gesetze  obligatorisch  zu  betrauenden  Ratskollegiums, 
freilich  auch  die  Ausdehnung  der  politischen  R.  auf  die  Frauen, 
von  deren  aktiver  Teilnahme  am  Staatsleben  er  einen  heilsamen 
Einfluss   in    konservativem  und  antidoktrinärem  Sinne  erwartet. 

Brie. 

Meyer,  G.  Der  Anteil  der  Reichsorgane  an  der  Reichs- 
gesetzgebung. Jena,  Fischer.  1889.  98  S.  2  M.  40  Pf. 
Aus  der  grossen  Zahl  staatsrechtlicher  Probleme,  zu  deren 
Behandlung  die  Entstehung  des  Deutschen  Reiches  Veranlassung 
gegeben  hat,  hat  M.  eines  der  bedeutendsten  herausgegriffen 
und  dasselbe  in  der  in  der  üeberschrift  genannten  Abhandlung, 
welche  einen  Bestandteil  der  Festgabe  der  juristischen  Fakultät 
in  Jena  zum  50jährigen  Doktorjubiläum  Rudolf  v.  Gneists  bildet, 
erörtert.  Nachdem  der  Verf.  zunächst  festgestellt  hat,  dass 
über  die  Auslegung  der  Art.  5  und  17  der  R.V.  Streit  sei,  in- 
soferne  als  es  sich  darum  handelt :  a)  ob  Bundesrat  und  Reichs- 
tag auf  dem  Gebiete  der  'Gesetzgebung  gleichberechtigt  sind 
oder  dem  Bundesrate  das  R.  der  Sanktionierung  der  Gesetze 
zusteht,  während  die  Zustimmung  des  Reichstages  nur  eine  Vor- 
bedingung der  Sanktion  bildet;  b)  ob  die  Reichsgesetze,  wenn 
sie  vom  Bundesrat  und  Reichstag  angenommen  sind,  noch  eine 
Sanktion  durch  den  Kaiser  bedürfen  oder  ob  derselbe  verpflichtet 
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ist,  ein  Gesetz,  welches  die  Zustimmung  von  Bundesrat  und 
Reichstag  gefunden  hat,  auszufertigen  und  zu  verkündigen,  be- 
spricht derselbe  die  Begriffe  des  Trägers  der  Staatsgewalt  und 
der  Sanktion  der  Gesetze  sowohl  im  allgemeinen  als  im  beson- 
deren im  Hinblick  auf  das  Deutsche  Reich.  M.  hat,  was  den 
Träger  der  Reichsgewalt  und  die  Sanktion  der  Reichsgesetze  an- 
langt, stets  die  —  jetzt  herrschende  —  Ansicht  vertreten,  dass 
Träger  der  Reichsgewalt  die  verbündeten  Fürsten  und  Senate 
(die  verbündeten  Regierungen)  sind  und  dass  die  Sanktion  der 
Gesetze  durch  den  Bundesrat  erfolgt,  dass  aber  der  Reichstag 
nicht  auf  ein  Veto  beschränkt  ist,  wie  Fricker  meint,  sondern 
dass  er  neben  der  Möglichkeit,  Gesetzentwürfe  abzulehnen,  auch 
die  Befugnis  besitzt,  solche  zu  beantragen  und  die  ihm  vorge- 
legten in  abgeänderter  Form  anzunehmen. 

Von  diesem  Standpunkte  aus  legt  der  Verf.  durchaus  folge- 
richtig dem  Kaiser  nur  das  R.  und  die  Pflicht  der  Ausfertigung 
und  Verkündigung  der  Reichsgesetze  bei  und  stellt  —  im  Gegen- 
satz zu  Fricker  —  ein  demselben  auf  dem  Gebiete  der  Gesetz- 
gebung zustehendes  Veto  in  Abrede,  indem  er  zugleich  darlegt, 
dass  auch  ein  praktisches  Bedürfnis  für  ein  solches  kaiserliches 
Veto  neben  dem  der  Krone  Preussen  in  gewissen  Materien  zu- 
stehenden Veto  nicht  vorhanden  ist. 

In  einem  besonderen  Abschnitte  erörtert  endlich  der  Verf. 
den  Anteil  der  Reichsorgane  an  der  Gesetzgebung  für  Elsass- 
Lothringen,  welche  soweit  es  sich  um  sogen,  elsass-lothringische 
Landesgesetze  handelt,  nach  dem  Reichsgesetz  vom  2./V.  1877 
vom  Kaiser  mit  Zustimmung  des  Bundesrates  und  des  Landes- 
ausschusses oder  im  Wege  der  Reichsgesetzgebung  erlassen  wer- 
den können. 

Dass  bei  der  ersten  Gruppe  von  Gesetzen  der  Kaiser  gesetz- 
gebender Faktor  ist,  ist  unbestritten;  einzelne  Schriftsteller 
(Zorn  und  Leoni)  wollen  dem  Kaiser  aber  auch  bei  der  zweiten 
Gruppe  von  Gesetzen  dieselbe  Stellung  einräumen.  M.  weist 
jedoch  im  Anschlüsse  an  die  herrschende  Meinung  in  über- 
zeugender Weise  nach,  dass  die  Stellung  des  Kaisers  gegenüber 
den  im  Wege  der  Reichsgesetzgebung  ergehenden  elsass-lothringi- 
schen  Landesgesetzen  keine  andere  ist  als  gegenüber  sonstigen 
Reichsgesetzen,  die  er  auszufertigen  und  zu  verkündigen  ver- 
pflichtet ist. 

Die  Schrift  zeigt  die  bekannten  Vorzüge  der  Schriften  M.s, 
Gründlichkeit,  unbefangenes  Abwägen  aller  in  Betracht  kommen- 
den Gesichtspunkte  und  Klarheit  der  Darstellung,     v.  Stengel. 
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Hilse.  SonntagsfeierundNormalarbeitstag im  Strasse n- 
bahngewerbe.     Berlin,    Heymann.      1889.     51  S.     1  M. 

Der  Regierungspräsident  zu  Düsseldorf  hat  in  zwei  Ver- 
fügungen vom  14./XL  1887  und  26.|VII.  1888  an  die  Ortspolizei- 
behörden gewisse  Grundsätze  über  das  Mass  der  Beschäftigung 
des  Fahrpersonals  aufgestellt  und  die  Ortspolizeibehörden  an- 
gewiesen, das  weitere  zur  Durchführung  dieser  Grundsätze  ihrer- 
seits zu  veranlassen.  Im  wesentlichen  gehen  diese  Grundsätze 
nun  dahin,  dass  der  Dienst  des  Fahrpersonals  im  Monat  (30  Tage) 
312  Stunden  und  an  einem  Tage  14  Stunden  nicht  überschreiten, 
dass  für  je  10  Tage  ein  Tag  dienstfrei  sein  und  dass  mindestens 
an  jedem  dritten  Sonntage  dem  Fahrpersonal  die  Zeit  zum  Be- 
suche des  Hauptgottesdienstes  gewährt  werden  soll.  Die  Orts- 
polizeibehörden haben  nun  in  verschiedener  Weise  an  die  be- 
treffenden Strassenbahngesellschaften  der  Anweisung  entsprechende 
Verfügungen  oder  Mitteilungen  erlassen.  Von  einer  Gesellschaft 
ist  gegen  diese  Verfügung  im  Verwaltungsstreitverfahren  die 
Klage  angestrengt. 

Verf.  untersucht  nun,  ob  eine  solche  polizeiliche  Beschränkung 
des  Strassenbahnbetriebes  rechtlich  zulässig  ist,  prüft  zu  diesem 
Zwecke  zunächst  die  rechtliche  Natur  der  erlassenen  Verfügungen, 
sodann  die  Zulässigkeit  des  polizeilichen  Vorgehens  auf  Grund 
der  §§  37,  105,  120  der  Gew.O.  und  erörtert  endlich  die  Zweck- 
mässigkeit, Notwendigkeit  und  Ausführbarkeit  der  geplanten 
Beschränkungen  in  Ansehung  der  religiösen  Fürsorge  zur  Siche- 
rung des  Kirchenbesuchs,  in  Ansehung  der  üeberlastung  der 
Strassenbahnbediensteten  und  aus  wirtschaftlichen  Gesichtspunkten. 

Das  Ergebnis  der  Untersuchung  des  Verf.,  der  Syndikus  der 
Grossen  und  der  Neuen  Berliner  Pferdeeisenbahngesellschaft  ist, 
geht  dahin,  dass  die  ergangenen  Verfügungen  der  heutigen 
Rechtslage  nicht  entsprechen,  und  dass  sie  überdies  völlig  un- 
zureichend sind  zur  Erzielung  eines  regeren  Kirchenbesuchs  der 
Strassenbahnbediensteten  und  zur  Verbesserung  ihrer  Lage,  dass 
sie  andererseits  aber  sich  zu  kaum  überwindbaren  Hindernissen 
für  die  Aufrechthaltung  eines  den  Verkehrsbedürfnissen  ent- 
sprechenden Strassenbahnbetriebes  gestalten.       Roedenbeck. 
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VIIT.  Hilfswissenschaften. 

Koloniales  Jahrbuch.  Hrsg.  von  G.  Meinecke.  I.  Jahrg. 
Das  Jahr  1888.  Mit  einer  üebersichtskarte  der  deutschen 
Kolonien.  Berlin,  Heymann.  1889.  319  S.  6  M. 
Zweck:  bei  der  zunehmenden  Ausdehnung  und  Wichtigkeit 
•der  Kolonialbestrebungen  einen  zusammenfassenden  Ueberblick 
2U  geben.  Inhalt:  Zunächst  vier  Essays.  Den  „Strömungen  in 
Afrika"  vom  Hrsgbr.  folgen  eine  objektive  Schilderung  der 
^Mission  in  den  deutschen  Schutzgebieten"  von  Wallroth,  eine 
Arbeit  von  Kersten  über  „überseeische  Waldwirtschaft"  mit 
besonderer  Berücksichtigung  Südafrikas,  und  ziemlich  pessi- 
mistische „deutsch-brasilianische  Betrachtungen"  von  C.  Bolle, 
dem  früheren  Redakteur  der  „Rio  Post".  In  zwei  Aufsätzen 
wird  sodann  der  Anteil  der  deutschen  Kriegsflotte  an  den  Ko- 
lonialthätigkeiten  1886/87  dargelegt  und  ein  historischer  Abriss 
über  die  „Deutsche  Kolonialgesellschaft"  gegeben.  Der  zweite 
Teil  (S.  133—271)  schildert  die  Kolonien  und  Schutzgebiete  im 
einzelnen  (Deutsch-Südwestafrika,  Kamerun,  Togo,  Deutsch-Ost- 
afrika, Wituland,  Kaiser- Wilhelmsland  und  Bismarckarchipel, 
Marschallinseln). 

Ausser  litterarischen  Besprechungen  werden  in  einem  An- 
hang S.  277 — 316  die  kolonialen  Gesetze  und  Verordnungen, 
welche  1888  erlassen  wurden  (Ges.  vom  15.,'III.,  Bergverordnung 
vom  25./III.  etc.,    V.  v.  2./VII.  u.  s.  w.)   vollständig  mitgeteilt. 

Redaktion. 

Eautz,  G.  Das  preussische  System  der  direkten  Steuern. 
Berlin,  Heymann.  1889.  IV  u.  68  S.  1  M. 
Ein  neuer  Beitrag  zu  der  durch  die  brennende  Tagesfrage 
hervorgerufenen  Litteratur.  Der  erste  Teil  der  kleinen  Schrift 
gibt  eine  brauchbare,  gut  orientierende  Uebersicht  über  die  ge- 
schichtliche Entwickelung  der  direkten  Steuern  des  preuss. 
Staates  (S.  2—32);  der  zweite  (S.  32—65)  eine  „kritische  Be- 
leuchtung" des  Systems.  In  der  letzteren  wird  zunächst  unter- 
sucht, „welchen  Wert  die  direkten  Steuern  für  das  allgemeine 
preuss.  Steuersystem  haben";  der  Verf.  erklärt  es  für  das  beste, 
„wenn  das  System  direkte  und  indirekte  Steuern  in  sich  auf- 
nimmt und  die  einen  unter  steter  Rücksichtnahme  auf  die  andern 
als  gleichbedeutende  Glieder  des  Ganzen  weiter  fortbildet." 
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„Namentlich    ist   für   den    preuss.    Staat   die  Beibehaltung  und 
Fortbildung  der  direkten  Steuern  unentbehrlich,   weil   in  ihnen 
das  Korrektiv  für  die  weitere  Ausdehnung  der  indirekten  Reichs- 
steuern liegt,  welches  verhindert,  dass  die  Hauptsteuerlast  wieder 
auf  die  unteren  Klassen  der  Bevölkerung  gewälzt  wird."     Verf. 
prüft  sodann,  ob  die  Zusammensetzung  des  preuss.  Systems  der 
direkten    Steuern    aus   Ertrags-   und   Einkommensteuern   richtig' 
sei.    Gegen  die  Ertragssteuern  spreche  ihre  Unbeweglichkeit,  die 
Schwierigkeit,    sie   zu   einander   in   ein   gerechtes  Verhältnis  zu 
bringen,  und  vor  allem  die  Härte,  welche  in  der  regelmässigen 
Nichtberücksichtigung    der  Schulden    und    anderer   persönlicher 
Verhältnisse  liege;  dennoch  könnten  sie  nicht  aufgegeben  werden, 
weil  sie  manche  wertvolle  Vorzüge   vor   den  Einkommensteuern 
hätten.      Die    Vereinigung    der    Ertrags-    und    der  Einkommen- 
besteuerung sei  daher  prinzipiell  für  Preussen  wohl  gerechtfertigt. 
Um  so  mehr  lasse   die  thatsäcbliche  Durchführung  des  Systems 
zu  wünschen  übrig.  Verf.  kritisiert  nunmehr  die  einzelnen  Steuern  r 
Grund-   und    Gebäudesteuer;  —   Gewerbesteuer,    deren   Reform- 
bedürftigkeit längst  anerkannt  sei;  nur  das  Einkommen  aus  dem 
im  Unternehmen  steckenden  Kapitale  dürfe  den  Massstab  bilden ; 
zur   Vervollständigung   des  Systems   der   Steuer   vom   stehenden 
Gewerbebetriebe   verlangt  Verf.   eine  Schanksteuer ;  —  Hausier- 
gewerbesteuer; ihre  Aenderung  sei  nicht  wünschenswert.  —  Da- 
gegen seien  Eisenbahn-  und  Bergwerkssteuer   abzuschaffen,   und 
Eisenbahnen  und  Bergwerke  der  Steuer  vom  stehenden  Gewerbe- 
betriebe zu  unterwerfen.  —  Es  mangle  eine  besondere  Besteuerung- 
des  Leihkapitals:   „Vom  Standpunkte  der  verteilenden  Gerechtig- 
keit ist  nicht  zu  billigen,   dass   in  einem  Steuersystem,  weiches- 
grundsätzlich das  fundierte  Einkommen  durch  Ertrags-  und  Ein- 
kommensteuer treffen  will,  das  Einkommen  aus  Leihkapitalien 
nur  der  Einkommensteuer,  und  auch  dieser  wegen  der  Schwierig- 
keit der  Veranlagung  nur  unzureichend  unterliegt."     Allerdings 
erfordere  die  Bemessung   des  Steuerfusses   einige   Vorsicht;    das 
mittlere  und  kleine  Kapital  müsse  schonend  behandelt,  das  kleine 
bis    zu   einem   gewissen   Betrage    ganz   freigelassen   werden.    — 
Scharf  kritisiert  wird   die  gegenwärtige  Gestaltung  der  preuss. 
Personalsteuer.      Verf.    verlangt    u.    a.    namentlich   Freigebung^ 
mindestens  der  Einkommen  unter  1200  Mark;  Berücksichtigung 
besonderer  die  Steuerkraft   beeinträchtigender   Umstände,    etwa^ 
bis   zu   einem   Einkommen   von    10000   Mark;   progressive  Ein- 
kommensteuer; Umwandlung  der  klassifizierten  Einkommensteuer 
in  eine  prozentuale,  bei  der  die  Prozentsätze  stufenweise  steigen ; 
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ganz  besonders  aber  ein  besseres,  schärferes  Einschätzungssystem. 
Dazu  sei  Einführung  der  Deklarationspflicht  unentbehrlich  und 
zwar  nicht  bloss  für  das  Einkommen  aus  Kapitalvermögen.  ,,Der 
Entwurf  vom  17.1XII.  1883  geht  nicht  weit  genug,  wenn  er  die 
Deklaration  nur  in  der  Beschränkung  auf  Einkommen  aus  Kapital- 
vermögen zur  Pflicht  machen  will.  Wie  soll  z.  B.  ein  Arzt,  ein 
Rechtsanwalt,  ein  Schriftsteller  eingeschätzt  werden,  wenn  man 
von  ihm  nicht  eine  Deklaration  seines  Einkommens  verlangt? 
Ebenso  kann  darauf  bei  Grundbesitzern  und  Gewerbetreibenden 
nicht  verzichtet  werden,  sobald  deren  Einnahmezweige  einen 
solchen  umfang  annehmen,  dass  ein  erheblicher  Kapitalswert 
in  der  Bewirtschaftung  hinzutritt.  In  beiden  Fällen  könnten 
sich  die  Besitzer  von  Leihkapitalien  und  Renten  mit  Recht  dar- 
über beklagen,  weshalb  andere  Klassen  der  Steuerzahler,  deren 
Steuerpflicht  nicht  minder  schwer  festzustellen  sei,  als  die  ihrige, 
dem  Deklarationszwange  nicht  unterworfen  würden.  Bei  kleineren 
Grundbesitzern  und  Gewerbetreibenden  könnte  ebenso,  wie  bei 
Arbeitern,  eher  von  einer  Deklarationspflicht  abgesehen  werden, 
da  diese  Klassen,  mit  Ausnahme  der  Gewerbetreibenden,  ohnehin 
sich  über  ihr  jährliches  Einkommen  nicht  immer  genaue  Rechen- 
schaft zu  geben  vermögen."  v.  Cuny. 


B.  Zeitschriftenüberschau. 


Nouvelle  Revne  historiqne  de  droit  fran<;ais.  XIII.  2.  Decla- 
reuil,  la  justice  dans  les  coutumes  primitives.  Bonvalot,  les 
feautes  en  Lorraine.  Lepoittevin,  des  droits  de  la  fille  ou  du 
mariage  avenant  dans  la  coutume  de  Normandie. 

Jahrbücher  f.  Dogmatik  d.  Privat-R.    XXVIII.  1.  u.  2.    Wendt, 

d.  Verbalkontrakt  d.  r.  R,  Thon,  d.  rechtsvert'olgende  Einrede. 
Mitteis,  z.  Lehre  v,  d.  Ungültigkeit  d.  Rechtsgeschäfte. 

Beiträge  z.  Erlänterung  d.  deutschen  R.  IIL  2.  u.  3.  Wein- 
rich,  z.  rechtl.  Stellung  d.  deutschen  Militärfiskus.  Schmidt, 
Verantwortlichkeit  d,  Reichspostverwaltung  f.  ihre  Beamten  im 
Gebiete  d.  französ.  R.  Brendel,  rechtl.  !Natur  d.  Zweignieder- 
lassung.    Marcus,  ist  Anfechtung  (G.  v.  1879)  auch  auf  Grund 

e.  obligator.  Anspruches  auf  Herausgabe  individuell  bestimmter 
Gegenstände  zulässig?  Birkenbihl,  Verhältnis  d.  §.  166—170 
Z.Pr.O.  zu  §.  157  Abs.  1,  158,  159  Z.Pr.O.  Wex,  ist  in  einem 
Teilurteil  über  d.  Verbindlichkeit  z.  Kostentragung  f.  d.  betr. 
Teil  d.  Rechtsstreites  zu  erkennen?  Mayer,  Litigiosität.  Klöp- 
pel, Familien-  u.  Erb-R.  d.  Zukunft.  Rothenberg^,  z.  Lehre 
V.  Regress  d.  Bürgen.     Neu  mann,  Litteratur  z.  E.  e.  b.  G.B. 


402     Centralblatt  für  Rechtswissenschaft  (1889).  VIII.  Bd.  10.  Heft. 

Oesterr.  Gerichtszeitung.  XL.  14.  G er n er t h,  a.  d.  Strafgerichts- 
praxis. 15.  Wirkung  d.  Einspruchs  gegen  eine  Strafverfügung. 
16.  17.  Frass,  §.  3  d.  Exekutionsnovelle.  18.  Zur  Anw^endung 
d.  Str.Pr.O.  19.  Verbrechen  d,  Entführung  (Entführung  einer 
mit  selten  schöner  Stimme  begabten  Ehefrau  durch  einen  Theater- 
agenten ,  unter  Einwilligung  der  dem  Ehemann  Entführten). 
20.  Jubiläum  v.  Kellers.     21.   Jubiläum  v.  Schmerlings. 

Jurist.  Blätter.  XVIII.  14.  Kurzweil,  rechtl.  Natur  d.  Schank- 
regals  in  Ungarn.  15.  Galizische  Bestrebungen  im  Interesse  d. 
Justizreform.  16.  — 18.  Markenschutz  in  Oesterreich.  17.  Rechts- 
hilfe in  d.  guten  alten  Zeit.  18.  v.  Keller.  19.  Freies  Grund- 
eigentum in  England,  v.  Schmerling,  Polnischer  Juristentag 
(S.  221  Abdruck  der  30  Themata).  20.— 24.  Hanausek,  d. 
Check  im  Giroverkehr  d.  österr.-ungar.  Bank.  22.  Verantwort- 
lichkeit d.  Bankiers  in  England. 

Oesterr.  Centralbl.  f.  d.  Jurist.  Praxis.  VII.  3.  Frankl,  Geller, 
Uebergabe  bei  d.  Schenkung.  Geller,  R.  d.  wirtschaftl.  Kon- 
kurrenz. 5.  Till,  Behandlung  d.  Zinsen  bei  Verteilung  d.  Kauf- 
preises zwangsweise  versteigerter  Liegenschaften.  (Beihefte  f. 
Verwaltungspraxis.  V.  3.  Kostenpflicht  im  Verwaltungsstreit- 
verfahren.    5.   Rechtl.  Natur  d.  Grundwassers.) 

Oesterr.-ungar.  Revue.  1889.  VI.  4.-6.  Wahlberg,  Geschichte 
d.  österr.  Strafgesetzgebung  seit  1850. 

Themis.  L.  Nr.  1,  Heemskerk,  nog  eens  de  presidiale  bevelschriften 
tot  beslagleging.  Uit  de  nagelaten  geschriften  von  D.  Leon. 
Eck,  rechten  van  den  wegens  krankzinnigheid  onder  curateele 
gestelde  tot  opheffing  buiten  medewerking  van  den  curator. 
Moens,  verklaring  in  Staat  van  faillisseraent  na  aangifte  door 
den  koopman.  Aalten,  het  loon  van  den  curator  in  faillisse- 
menten.  Breukelman,  de  samenstelling  eener  Eerste  Kamer. 
Verloren,  zyn  in  het  ontwerp  tot  herziening  van  het  Burger- 
lyk  Wetboek  genoeg  waarborgen  gegeven  tegen  siecht  beheer 
van  voogden?  Nr.  2.  Gockinger,  over  de  toepessing  van 
artikel  231  der  Algemeene  Wet  van  26  Augustus  1822  (S.  B. 
Nr.  38).  Genns,  eenige  opmerkingen  naar  aanleiding  van  de 
artikelen  20  en  44  der  Jachtwet.  Styrum,  aanhebeening  op 
artikel  94  B.  R.  Uit  de  nagelaten  geschriften  van  wylen  D.  Leon. 
Heemskerk,  de  artikelen  861  en  862  B.  R.  V. 

Rechtsgeleerd  Magazijn.  VIII.  3.  v,  Royen,  verbeurd verklaring. 
Land,  ons  recht  op  roerend  goed. 

Tidskrift  af  juridiska  föreningren  i  Finland.  1889.  1.  Fors- 
mann, en  ny  international  kriminalistik  förening. 

Law  Magazine  and  Review.  May  1889.  Mitcheson,  the  Legal 
and  Populär  meanings  of  charity.  Brown,  the  present  position 
of  the  Law  of  River  and  Lake  Fishery.  Milman,  the  Descent 
of  the  Mar  Estates.  Raikas,  Foreign  Maritime  Laws.  II.  Italy. 
Law  and  Codification  in  India.  Notes  of  the  Quarter  on  inter- 
national Law. 

Harvard  Law  Review.  III.  1.  u.  2.  The  Law  of  Fonds.  The 
Disseisin  of  Chatteis:  Legal  rights  under  the  Bulwer-Clayton 
Treaty  (Freeman  Snow).     Statutory  Revision. 

Journal  des  soc.  civiles  et  commerciales.  1889.  Nr.  5.  Mai.  Societe. 

Fusion.    Passif  mis  ä  la  charge  de  la  nouvelle  societe.    Actions 

d'apports  destinees  au  paiement  de  ce  passif.     Constitution. 
Reyue  des  Societ^s  (Vavasseur).   1889.  Nr.  5.  Mai.  Le  comptoir  d'es- 

compte.     Les    associations    et   les   societes   devant  la  loi  penale. 

Le  renouvellement  du  privilege  de  la  banque  de  France. 
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Revue  pratique  des  soci^t^s  civ.  et  comui.  (Smets).  Nr.  4.  April. 
De  la  legalite  d'une  augmentation  du  capital  d'une  soci^te  ano- 
nyme au  moyen  d'une  emission  d'actions  en  dessous  du  pair. 

Archivio  giuridico.  XLII.  1.  u.  2.  Pinto,  della  surroga  ipotecaria 
legale.  Holmes,  delle  forme  primitive  della  responsabilitä. 
Orlando,  i  criteri  tecnici  per  la  ricostruzione  giuridica  del 
Dir.  pubblico.     Castori,  rivista  di  giurisprudenza  penale. 

Riyista  italiana  per  le  scienze  giuridiche.  VI.  3.  Segre,  sulla 
natura  della  comproprieta.  Polacco,  appunti  sulle  locazioni. 
VII.  1.  Bonelli,  la  personalitä  giuridiclia  dei  beni  in  liquida- 
zione  giuridiche.  Brusa,  sul  sistema  penale  del  nuovo  progetto 
di  codice. 

Oerichtssaal.  XLI.  5.  u.  6.  Pfizer,  Betrug  beim  Spiel.  L  Ode- 
rn an  n,  Wiedereinführung  d.  Berufung  in  Strafkammersachen. 
Boerne,  Urkunde.     Buri,  Begriff  u.  Handlung. 

Archiv  f.  Straf-R.  (Hrsg.  v.  Meves,  Dalcke,  Mugdan.)  XXXVI.  6. 
Hilse,  Straffälligkeit  d.  Gewerbetreibenden.  Brück,  Urheber 
d.  Verbrecher.  Erfolges.  Hat t er,  taugl.  u.  untaugl.  Versuch. 
XXXVII.  1.  Mayer,  Entwurf  e.  Str.Pr.O.  f.  Ungarn.  L  o  m- 
broso,  neue  Entdeckungen  auf  d.  Gebiete  d.  kriminalen  Anthro- 
pologie. 

Archiv  f.  kathol.  Kircheii-R.  1889.  3.  Timon,  d.  städt.  Patro- 
nate  in  Ungarn.  Schmitz,  Darstellung  d.  Bussdisziplin  in  Hin- 
schius'  Kirchen-R. 

Christliche  Welt.  III.  18.  19.  Die  Geschichte  d.  bestehenden  recht- 
lichen Verhältnisse  zwischen  Staat  u.  Kirche  in  Bayern  (schil- 
dert d.  verfassungsmässigen  R.  d.  kathol.  Kirche.  1.  Die  alte 
u.  d.  neue  Zeit.  2.  Die  Religionsedikte.  3.  Die  Protestanten- 
edikte. 4.  Die  Konkordate.  5.  Die  Tegernseer  Erklärung  im 
Anschluss  an  Sicherer  [1874]  und  Lerchenfeld,  z.  Gesch.  d. 
Konkordats  [1883J.). 

Revue  de  droit  international  priv6.  XVI.  1.  ü.  2.  Despaquet, 
Tordre  public  en  droit  int.  pr.  Böhm,  de  la  police  des  etrangers 
en  Allemagne.  Salem,  du  mariage  des  etrangers  en  Turquie. 
Daguin,  de  l'execution  des  jugements  etrangers  en  France. 
Euclides,  de  la  condition  legale  des  societes  6trang6res  en 
Gr^ce. 

Revue  de  droit  international.  XXII.  Berchem,  capacite  civile 
des  corporations  etrangeres  d'apres  le  projet  de  revision  du  code 
Napoleon  soumis  aux  Chanjbres  beiges.  Westlake,  introduction 
au  cours  de  droit  international  professe  ä  l'universite  de  Cam- 
bridge. Olivi,  des  d^lits  commis  k  l'etranger  d'apres  les  dis- 
positions  du  nouveau  code  p6nal  Italien.  Nys,  quatre  utopistes 
au  XVIe  si^cle.  Rolin-Jaequemyns,  l'annee  1888  au  point 
de  vue  de  la  paix  et  du  droit  international. 
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C.  Neue  Erscheinimgen. 

Vom  1.  Mai  bis  10.  Juni  1889  erschienen  oder  bei  der  Redaktion 
eingegangen  (letztere  mit  *  bezeichnet). 

1.  Deutsche  Bücher  und  Broschüren. 

•Affolter,   A. ,   Untersuchungen  über  d.  Wesen  d.  R.     Solothurn, 

Jent.     1889.     77  S,     2  M.  60  Pf. 
Bleiken,  B.,  d.  Grundprinzip  d.  einzuführenden  deutschen  Volks-R. 

(Petition  an  d.  Reichskanzler.)     Kiel,  Biernatzki.     17  S. 
Dernburg,   H.,   Pandekten.     3.  Bd.   Familien-    u.   Erb-R.     2.  verb. 

Aufl.     Berlin,  Müller.     XII  u.  369  S.     7  M.  50  Pf. 
—  Lehrbuch  d.  preuss.  Privat-R.    2.  Bd.    4.  Aufl.    2.  Hälfte.     Halle, 

Waisenhaus.     7  M.     I— III  51  M. 
Deselaers,  d.  deutsche  Grundbuch  v.  volkswirtschaftl.  Standpunkte. 

Geldern,  Schaffrath.     60  S.     1  M. 
*Dieffenbach,   L. ,    d.  Willensfreiheit   u.  d.  deutsche  R. ,  inbes.  d. 

Strafrechtslehrer.     Lieh,  Selbstverlag.     1889.     42  S. 

Dissertationen. 

Alcalay,  D.,  aktive  u.  passive  Bestecliung  nach  d.  Str.G-.B.  f.  d.  Deutsche 
Reich.     Pressburg.    Tübingen,  Fues.    50  S.     1  M.  60  Pf. 

*Elsas,  H.,  üb.  d.  Begnadigungs-R.,  hauptsächlich  v.  Staats- u  strafprozess- 
rechtl.  Standpunkte  aus.  Ein  Beitrag  z.  Uogmatik  d.  gegenwärtig  in 
Deutschland  gelt.  R.    Mannheim,  Bensheimer.    1888.    136  S.    2  M.  40  Pf. 

Schnei  dl  er,  K. ,  d.  Ort  d.  begangenen  Handlung  in  strafrechtl.  u.  straf- 
prozessual. Beziehung.    Tübingen,  Fues.    87  S.     2  M. 

Eger,  G.,  Handbuch  d.  preuss.  Eisenbahn-R.  6.  Lfg.  Breslau,  Kern, 
ä  2  M. 

Eckhardt,  Gh.,  d.  Verfassung  u.  Verwaltung  d.  evangel.  Landes- 
kirche d.  Grossherzogt.  Hessen.  Systematisch  dargestellt.  Darm- 
stadt, Waitz.     IV  u.  79  S.     1  M.  50  Pf. 

Festgabe  f.  R.  v.  Gneist,  zum  50jähr.  Doktorjubiläum  am  20./XI. 
1888  dargebracht  v.  d.  Jurist.  Fakultät  d.  Universität  Jena.  Jena, 
Fischer.     1888.     VII  u.  431  S.     9  M. 

Inhalt.  Franken,  v.  Juristen-R,  22  S.  75  Pf.  L  o  e  n  i  n  g ,  R.,  d.  straf- 
rechtl. Haftung  d.  verantwortl.  Redakteurs.  IV  u.  305  S.  6  M.  Meyer, 
d.  Anteil  d.  Reichsorgane  an  d.  Reichsgesetzgebung.    98  S.     2  M.  40  Pf. 

*Fuchs,  E.,  d.  Wesen  d.  Dinglichkeit.  Ein  Beitrag  z.  allgemeinen 
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•Gutachten  aus  dem  Anwaltsstande  über  d.  1.  Lesung  d.  Entwurfs. 

Inhalt.  X.  Klöppel,  Urteil  u.  Beweis.  Kausen,  Form  der  Zession. 
Loewenfeld,  Dienst,  Werk  u.  Auftragsvertrag. 
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Levi,  E. ,  z.  Lehre  v.  Zweikampfverbrechen.  Leipzig,  Duncker  u. 
Humblot.     X  u.  131  S.     3  M.  20  Pf. 

Lincke,  H. ,  d.  deutsche  Reichszivilprozess  in  seinen  Grundzügen, 
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Marquardsen,  H.,  Handbuch  d.  öffentl.  R.  d.  Gegenwart  in  Mono- 
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5  M. 
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Monich,  W. ,  d.  gerichtl.  Protokoll  im  Verfahren  d.  streitigen  u. 
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Ney,  C,  Institutionen  u.  Pandekten  mit  spezieller  Berücksicht.  der 
Quellen,  d.  Reichsjustizgesetze  u.  d.  preuss.  Land-R.,  f.  Studie- 
rende u.  Prüfungskandidaten  in  Frage  u.  Antwort  bearb.  II.  Ob- 
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Rechtsgutachten  über  d.  Stempelpflichtigkeit  d.  in  Deutschland  ab- 
geschlossenen Lieferungsverträge.  (Schriften  d.  Vereins  z.  Wah- 
rung d.  Interessen  v.  Handel  u.  Gewerbe.)  Berlin,  Puttkammer. 
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Schollenberger,  J.,  vergleichende  Darstellungen  aus  d.  öffentl.  R. 
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Inhalt.    Die  schweizer.  Handels-  u.  Gewerbeordnungen.    1.  Hälfte.   VIII 
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406     Centralblatt  für  Rechtswissenschaft  (1889).  VIII.  Bd.  10.  Heft. 

Steffenhagen,  H. ,  Handbuch  d.  städt.  Verfassung  u.  Verwaltung 
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Entwurf  e.  Gesetzes   betr.    d.  Einführung  e.  Strafgesetzes  über  Ver- 
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sicht  über  d.  gesamte  verwaltungsgerichtl.  Rechtsprechung,  nach 

e.    Grundrisse   v.   L.  Geller  systemat.    dargest.     1.  Bd.  (1884  bis 

1887).     Wien,  Perles.     XVI  u.  400  S.     8  M. 
Muskat,  d.  vormundschaftl.  Schutz  d.  geistig  oder  körperl,  gebrechl. 

Personen.     Breslau,  Preuss.     48  S.     IM. 
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Schutz,  der,  d.  Frau  gegen  d.  Gläubiger  d.  Ehemanns.   Neue  (Titel-) 

Ausg.  1881.     Berlin,  Heymann.     32  S.     60  Pf. 
—   —  d.   Gläubigers  gegen  frivole  Rechtverletzungen.     Neue  (Titel-) 

Ausg.  1881.     Ebd.     IX  u.  99  S.     1  M.  50  Pf. 
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Gerold.     XXII  u.  247  S.     8  M.  60  Pf. 
Steidl,  B.  C,  d.  Rechtsratgeber.     Wien,  Hartleben.     XV  u.  462  S. 
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gegen   die   Dr.   med.    Schieckschen   Raubmörder.     Frankenberg, 

Stange.    32  S.     30  Pf. 
Walter,  H.,   d.  Gebührenordnung  f.  Rechtsanwälte  v.  7./VII.  1879, 

nebst   d.   einschläg.  Bestimmungen   anderer   Reichsgesetze   u.  d. 

landesgesetzl.  Ausführungsverordnungen.   Mit  Kommentar.  2.  neu 

bearb.  Aufl.     In  5  Lfgn.     1.  Lfg.     Berlin,  Siemenroth  &  Worms. 

80  S.     1  M.  40  Pf. 
Wirt  und  Mieter  nach  sächs.  R.     Dresden,  Meinhold.     VIII  u.  58  S. 

60  Pf. 
Wulff,  M.  F.,  Hauseigentümer  u.  Mieter  in  Frankfurt  a.  M.    5.  Aufl. 

(V.  Körner).     Frankfurt,   Rommel.     VIH  u.  125  S.     1  M.  50  Pf. 
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Str.Pr.O.  (Daude).  2.  Aull.  Berlin,  Müller.  VII  u.  362  S.  geb. 
3  M.  50  Pf.  (mit  Str.G.B.  in  1  Bd.  5  M.  50  Pf.). 

Reichsbeamtengesetz.     Berlin,  Mittler.     IV  u.  164  S.     1  M.  35  Pf. 

Handelsgesetzgebung  d.  Deutschen  Reichs.  H.G.B.  etc.  7.  Aufl. 
Leipzig,  Rossberg.     XVI  u.  532  S.     2  M.  60  Pf. 

Aktiengesetz  (Frankenberger).  München,  Schweitzer.  VII  u.  152  S. 
1  M.  50  Pf. 

Genossenschaftsgesetz  v.  l./V.  1889  (Zeller),  Nördlingen,  Beck.  IV 
u.  224  S.  2  M.  Berlin,  Schildberger.  61  S.  50  Pf.  (Parisius.) 
Berlin,  Guttentag.  XXXH  u.  107  S.  1  M.  Berlin,  Heine.  61  S. 
75  Pf.  Hamburg,  Bruer.  28  S.  80  Pf.  Breslau,  Kern.  68  S. 
50  Pf. 

Reichsgesetzbuch,  deutsches,  f.  Industrie,  Handel  u.  Gewerbe.  Ein 
prakt.  Nachschlagebuch  über  alle  heut.  gült. ,  sich  auf  das  Ge- 
schäftsleben bezieh.  Gesetzesbestimmungen.  16.  Aufl.  Ham- 
burg u.  Berlin,  Bruer  &  Co.  XXIII,  1234  u.  Sachreg.  101  S. 
12  M. 

Gewerbeordnung  (Berger).  9.  Aufl.  Berlin,  Guttentag.  XV  u.  277  S. 
1  M.  25  Pf. 

Land-  u.  forstwirtschaftl.  Unfallversicherung  f.  Oldenburg  (Meyer). 
Oldenburg,  Hintze.     IV  u.  64  S.     1  M. 

EIsass-Lothringen.     Sammlung   v.    Gesetzen    etc.     13.  Bd.     Strass- 

burg,  Verlagsanstalt.     XXIV  u.  444  S.     10  M. 
Feldpolizeistrafgesetz  (9./VIL  1888).     Ebd.     25  S.     60  Pf. 
Octroireglement  f.  Strassburg.     40  Pf. 

Preussen.      Gesetz    v.   4./VL    1851    (Belagerungszustand).      2.   Aufl. 

Bielefeld,  Helmich.     13  S.     20  Pf. 
Ueber  Verfahren  bei  Auslieferungen.     Berlin,  Decker,     20  Pf. 
Kanzleireglement.     Berlin,  Nauck.     40  Pf. 
Reglement    f.    aussergerichtl.   Auktionatoren.     Hamm,   Grote.      1    M. 

25  Pf. 
Anweisung  v.  31./III.    1877  f.  Fortschreibung  d.  Gebäudesteuerrolle. 

Berlin,  Decker.     81  S.     1  M.  20  Pf. 
Beamtengesetzgebung  (Pfafferoth).     2.  Aufl.    Berlin,  Guttentag.   XVI 

u.  240  S.     1  M.  50  Pf. 
Pensionierung  d.  Staatsbeamten  etc.,  besonders  d.  Eisenbahnbeamten 

(Braun).     4.  Aufl.     Berlin,  Siemenroth.     VI  u.  149  S.     2  M. 
Verwaltungsgesetze    (Brauchitsch).      2.  Bd.     10.  Aufl.     Berlin,    Hey- 
mann.    VIII  u.  494  S.     8  M. 
Baupolizeiordnung  f.  Halle  (lO./IV,  1889)  v.  Holly.    Halle,  Hofstetter. 

X  u,  129  S.     2  M. 
Desgl,  f.  Düsseldorf  (U./IL  1889).     Düsseldorf,  Bagel.     36  S.    50  Pf. 
Bauordnung  f,  Frankfurt  a.  M.     2.  Aufl.     Frankfurt,  Rommel.     VIII 

u.  184  S,     2  M. 

Bayern.  Zenetti,  Wehr-  u.  Heerordnung.  2.  Abt.  Nördlingen, 
Beck.     1  M,  50  Pf. 

R  e  b  e  r ,  0. ,  Taschenbuch  d.  bayer.  Fischerei  -  R.  Ergänzungsbd. 
München,  Stahl.     IV  u.  138  S.     1  M,  20  Pf. 

Forstgesetz  (Ganghofer).  2.  Aufl.  Nördlingen,  Beck.  XII  u.  381  S. 
4  M.  80  Pf. 

Bauordnung  f.  rechtsrhein.  Landesteile  (Koppelstätter).  Nördlingen, 
Beck.     Vni  u.  103  S.     1  M.  20  Pf. 

Gesetz  v.  29./IV.  1869,  d.  Gemeindeordnung  f.  d.  Landesteile  dies- 
seits d.  Rheins  betr.  Textausg.  nach  d.  neuesten  Stande.  Frei- 
55  S.     45  Pf. 
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Gesetz  v.  16./IV.  1868  über  Heimat,  Verehelichung  u.  Aufenthalt.   Ebd. 

17  S.     20  Pf. 
Sachsen.    Justizgesetze  für.    14.  Bd.   Leipzig,  Rossberg.   56  S.    80  Pf. 

Oesterreich.  Potier,  R.  B.,  d.  neue  Wehrgesetz  f.  d.  österr.-ungar. 
Monarchie  v.  ll./IV.  1889.  1.  u.  2.  Aufl.  Wien,  Hartleben. 
103  S.     60  Pf. 

Seltsam,  F.,  d.  Gesetze  über  Unfall-  u.  Krankenversicherung.  Ueber- 
sichtlich  u.  populär  dargest.  II.  Das  Gesetz  über  Krankenver- 
sicherung.    2.  Aufl.     Wien ,  Manz.     VIII   u.  95  S.     1  M.  20  Pf. 

Gesetze,  österr.  Taschenausg.  6.  Bd.  2.  Abt.  Wien,  Manz.  3  M. 
60  Pf. 

Inhalt.  Die  allgemeine  Gerichtsordnung,  die  Gesetze  über  die  beson- 
deren Arten  d.  Verfahrens  in  Streitsachen,  darunter  Bagatell-  u.  Mahnver- 
i'ahren,  die  Advokateuordnung ,  samt  allen  darauf  bezügl.  Verordnungen  u. 
grundsätzl.  Entscheidimgen  d.  obersten  Gerichts-  u.  Kassationshofes.  11., 
verm.  u.  ergänzte  Aufl.    XIV  u.  538  S. 

—  u.  Verordnungen,  d.  österr.     Handausg.    Hft.  75a.   Wien,  Hof-  u. 

Staatsdruckerei.     24  Pf. 

Inhalt.  Gesetz  v.  llJIV.  1889,  betr.  d.  Einführung  eines  neuen  Wehr- 
gesetzes.   30  S. 

Gesetz  v.  29./IV.  1869,  d.  öffentliche  Armen-  u.  Krankenpflege  betr. 
Rev.  Textausg.     Freising,  Wölfle.     14  S.     20  Pf. 

—  v.  ll./IV.  1889,  R.G.Bl.    Nr.  41,   betr.  d.  Einführung  eines  neuen 

Wehrgesetzes.     Wien,  Manz.     III  u.  34  S.     40  Pf. 

Gesetzartikel,  XIX.,  v.  J.  1888  über  d.  Fischerei.  2.  mit  der  Aus- 
führungsverordnung verm.  Aufl.  Budapest,  Rath.  III,  36  u. 
Suppl.  28  S.     45  Pf. 

Recueil,  nouveau,  general  de  traites  et  autres  actes  relatifs  aux  rap- 
ports  de  droit  international.  Continuation  du  grand  recueil  de 
G.  Fr.  de  Marlons  par  F.  Stoerk.  2.  Serie.  Tome  XIV.  2.  livr. 
Göttingen,  Dieterich.     S.  275-547.     ä  11  M.  60  Pf. 


3.  Wichtige  ausländische  Werite. 

Asser,  T.  M.  C. ,  de  Amsterdamsche  aanvarings-clausule  bij  casco- 
verzekering  toegelicht.     2e  dr.    Haarl.,  Bohn.     4  u.  15  S.     30  ct. 

Code  politique  des  Pays-Bas.  Traduit  et  annot6  par  G.  Tripels. 
Maestricht ,  Germain  &  Cie.  Amsterdam,  Muller  &  Co.  2,  8  u. 
296  S.     3  f. 

Dharma,  het  een  en  ander  over  landrente-regeling  op  Java,  in  ver- 
band met  de  jongste  discussien  over  de  Indisclie  begrooting  in 
de  Tweede  Kamer  der  Staten-Generaal  en  het  in  den  laatsten 
tijd  daarover  geschrevene.     'sHage,  Haaff.     16  S.     30  ct. 

Fockema  Andreae,  S.  J. ,  Bijdragen  tot  de  Nederlandsche  rechts- 
geschiedenis.  2e  bundel.  Haarlem,  Bohn.  10  u.  180  S.  2  f. 
50  ct. 

Goudoever,  F.  van,  de  vrouw.  Haar  verleden,  heden  en  toekomst. 
Bijdrage  tot  de  oplossing  van  het  prostitutie-vraagstuk.  Amst., 
Klaveren.     319  S.     2  f.  90  ct. 

Grondwet,   de,    voor  het  koningrijk  der  Nederlanden   toegelicht  uit 
de  gewisselde    stukken    en  beraadslagingen   door  G.  L.  van  den 
Helm.     Gouda,  Goor  Zonen.     10,  64  en  948  S.     9  f.  60  ct. 
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Haas  Jr.,  J.  de,  evenredige  vertegenwoordiging.   Haarlem,  Enschede 

en  Zonen.     16  S.     25  ct. 
Mo  er,  L.  J.  van  der,  het  huwelijksgoederenrecht  volgens  het  burger- 

lijk  wetboek,   in   het  kork  besproken  en  toegelicht.     Zierikzee, 

Ochtman  &  Zoon.     52  S.     50  ct. 
Ontwerp    tot   herziening   van  de  wet  tot  regeling  van  het  lager  on- 

derwijs,    vergeleken    met   de  bestaande  wet.     Met  memorie  van 

toelichting.     Sneek,  Pijtersen  Tz.     2  en  55  S.     50  ct. 

—  van  wet  tot  gedeeltelijke  herziening  der  wet  op  het  lager  onder- 

wijs  naast  de  bestaande  gedriikt.  Met  memorie  van  toelichting. 
Deventer,  Beitsma.     52  S.     35  ct. 

—  van  wet  zooals  het  door   de  Tweede  Kamer   der  Staten-Generaal 

is  aangenomen  houdende  bepalingen  tot  het  tegengaan  van  over- 
matigen  en  gevaarlijken  arbeid  van  jeugdige  personen  en  van 
vrouwen.     'sHage,  Belinfante.     2  u.  12  S.     10  ct. 

Rochemont,  J.  I.  de,  da  strafzaak  Verstege.  'sHage,  Cremer  &  Co. 
118  S.     90  ct. 

Smidt,  E.  A.,  geschiedenis  van  het  wetboek  van  strafrecht.  (Ver- 
volg.) Dl.  V.  Afl.  10  (Slot).  Haarlem,  Willink.  S.  591  bis 
671.    90  ct. 

Spoorwegwet,  de  Nederlandsche ,  en  de  daarbij  behoorende  bes- 
luiten  en  reglementen.  Met  aanteekeningen  door  W.  Th.  C.  van 
Doorn.     Arnhem,  Gouda  Quint.     20  u.  332  S.     3  f.  25  ct. 

*Swinderen,  het  hedendagsche  strafrecht.     II.     Lfg,  3,  4. 

Wetboek,  het  burgerlijk,  met  aanteekeningen  en  ophelderingen  door 
de  jurisprudentie,  in  verband  met  vroegere  en  andere  bestaande 
wetten  enz.,  door  C.  van  der  Sluis.  Deel  I.  Gron. ,  Hoitsema. 
8  11.  372  S.     Pro  2  dln.  6  f.  50  ct. 

—  van  koophandel.     4e  dr.     Ter   Gunne-editie.     'sHage,   Belinfante. 

12  u.  24B  S.     65  ct. 
Wetsontwerp  houdende  bepalingen  tot  het  tegengaan  van  overmati- 
gen  en  gevaarlijken  arbeid  van  jeugdige  personen  en  van  vrou- 
wen zooals  door  de  Tweede  Kamer  aangenomen.   Sneek,  Druten. 
14  S.     10  ct. 

—  tot  herziening   der   wet  op  het  lager  onderwijs  met  de  memorie 

van  toelichting.     Sneek,  Druten.     36  S.     20  ct. 

Blickensderfer's  Blackstone's  Elements  of  Law,  witli  Analytical 
Charts    etc.     By   M.   Blickensderfer.     Stevens   and  Sons.     20  sh. 

Butterworth,  A.  K.,  and  Ellis,  C.  E.,  a  Treatise  on  the  Law 
Relating  to  Rates  and  Traffic  on  Railways.  Butterworths. 
16  sh. 

Darling,  Ch.,  Scintillae  Juris.  With  Frontispiece  by  Frank  Lock- 
wood.   4th  ed.,  enlarged.   Stevens  and  Haynes.    130  S.   3  sh.  6  p. 

Geare,  E.  A. ,  the  Investment  of  Trust  Funds.  Incorporating  the 
Trustee  Act,  1888.     2nd  ed.     Stevens  and  Sons.     7  sh.  6  p. 

Gye,  P. ,  and  Waghorn,  T. ,  New  Law  of  Rates  and  Charges  on 
Railways    and   Canals  under  de  Railway  and  Canal  Traffic  Act, 

1888.  Waterlow.     100  S.    2  sh. 

Hunter,  W.  A.,  the  Railway  and  Canal  Traffic  Act,  1888.     Part  I. 

Sweet  and  Mitchell.     210  S.     7  sh.  6  p. 
Nicol,  H.,  and  Heywood,  G.  W.,  Annual  County  Courts'  Practice, 

1889.  2  vols.     Sweet  and  Mitchell.     30  sh. 
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Oldliam,  A.,  and  Foster,  A.  La  T.,  the  Law  of  Distress.     2nd  ed. 

Stevens  and  Sons.     18  sh. 
Peraberton,  L.  L.,  the  Judgments,  Orders  and  Practice  of  the  Su- 

preme  Court.     4th  ed.     Stevens  and  Haynes.     40  sh. 
Perry,   J.  J.  M.,   the  Edlingham  Burglary;  or,  Circurastantial  Evi- 

denee.     Low.     3  sh.  6  p. 
Powell,   A.,  the  Law  Specially  Affecting  Printers,  Publishers,  and 

Newspaper  Proprietors.     2nd  Issue.     Stevens  and  Sons.     XVI  u. 

274  S.    4  sh. 
Wharton's  Law  Lexicon.     8th  ed.     With  Notices   of  the  Statutes  up 

to  the  end  of  1888.     Stevens  and  Sons.     768  S.     38  sh. 

Code  de  commerce  du  royaume  de  Roumanie  (promulgu6  le  16  avril 

1887),   traduit  sur  le  texte  officiel    par  J.  Blumenthal.     Pichon. 

6  fr. 
Feraud-Giraud,  L.  J.  D.,  code  des  transports  de  marchandises  et 

de    voyageurs  par   chemins  de  fer.     2e  edit. ,  revue  et  mise  au 

courant.     3  vol.     Pedone-Lauricl.     15  fr. 
Jarriand,  E.,  histoire  de  la  novelle  118  dans  les  pays  de  droit  6crit 

depuis   Justinien  jusqu'ä  1789.     Etüde    sur   le   regime    des  suc- 

cessions  au  moyen  age  dans  le  midi  de  la  France.    Giard.    8  fr. 
Le  Provost  de  Launay,   manuel    des   lois  de  l'enseignement  pri- 

maire.     Gaume.     2  fr.  50  ct. 
Mignault,  P.  B.,  manuel  du  droit  parlementaire  ou  Cours  el6men- 

taire  de  droit  constitutionnel.     Giard.     15  fr. 
Seeber,  F.,   importance  economique  et  financifere  de  la  Republique 

Argentine.     Buenos-Ayres.     Giard.     6  fr. 
Twiss,   T.,   le  Droit   des    gens    ou  des  nations  consid6rees  comme 

communautes   politiques   ind^pendantes.     Tome   II.     Des    droits 

et   des   devoirs   des  nations  en  temps  de  guerre.     Nouvelle  edi- 

tion,  revue  et  augmentee.     Pedone-Lauriel.     9  fr. 
Van  Huf  fei,  guerre  aux  frais  de  justice.     Justice  gratuite.    Savine. 

3  fr.  50  ct. 

•Todaro  della  Gallia,  A. ,  studio  sui  diritti  dei  figli  nationali  e 
progetto  di  riforma.     Turin,  Unione.    209  S. 

Gestel,  A.  van,  de  justitia  et  lege  civili.  Praelectiones  theologicae 
de  principiis  juris  et  justitiae  deque  vi  legum  civilium  in  ma- 
teria  justitiae  juxta  S.  Thomam  doctoresque  scholasticos.  Gron., 
Wolters.    4  en  167  S.     1  fl.  90  ct. 


Skandinayische  Werke. 

Afzelius,  F.  G.,  studier  tili  rätts-  och  statsfilosofins  historia.  I.  Ci- 
ceros  rätts-  och  statsfilosofi  jämte  ett  tillägg  om  den  romerska 
rätteii  och  rättsvetenskapen.     Upsala,  Akad.  bokh.    52  S.    75  ör. 

Broome,  G.,  studier  i  konkursrätt  särskildt  med  afseende  p8.  svensk 
rätt.  Akad.  afh.     Gleerupska  Univ.  bokh.     2  kr. 

Dane,  H.  J.  v.,  den  repraesentativ-parlamentariske  Statsstyrelse.  Eng- 
land og  Danmark.     Lehmann  &  Stage.     100  S.     1  kr.  50  ör. 

Deuntzer,  J.  H.,  om  Arrest  og  Forbud  i  civile  Sager  efter  dansk 
Ret.     Gad.     116  S.     1  kr.  75  ör. 
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Forhandlinger  paa   sjette   nordiske   Juristmode   i  Kristiania  den  28, 

29   og  30  August   1887.    Aschehoug  &  Co.     IV  u.  184  S.  med 

7  Bilag.     7  kr. 
Goos,  C,  den  danske  Krirainalproces.   Autograferet  af  H.  Schreier. 

Madsen.     Indb.     232  S.     7  kr.  58  ör. 
Hagen,  J.,  til  Ret  og  Lovgifning.     Juridiske  Aforismer.     le  Hefte. 

Reitzel.     72  S.     1  kr. 
Kleen,  R. ,  om  krigskontraband  enligt  allmän  folkrätt  samt  stater- 

nas  lagar  och  fördrag.     Sthm,  Suneson.     340  S.     2  kr. 
Rydin,   K. ,  om  konkursförbrytelser  enligt  svensk  rätt.     Akad.  afh. 

Upsala,  Lundeqvistska.     XIII  u.  179  S.     3  kr.  60  ör. 
Vedel,  S. ,  den  dansk-norske  Hoiesterets  Historie  under  Enevaelden 

fra  1661  indtil  1790.     Gyldendal.     518  S.     8  kr. 
Wistrand,   A.  Timoleon,  o.  Wistrand,  A.  Hilarion,  handbok 

i  rättsmedicinen.     Ny  uppl.,  tillökad  och  omarb.  af  Olof  Fredrik 

Hallin.     la  delen.     Sthm,  Norstedt  &  Söner.    360  S.    3  kr.  50  ör. 


4.  Mitteilungen. 

Aus  dem  letzten  Berichte  der  Centraldirektion  der  Monument a  Germaniae 
historica  ist  folgendes  als  von  rechtswissenscliaftlichem  Interesse  hervorzuheben : 

^In  der  Abteilung  der  Leges  ist  die  neue  kritische  Quartausgabe  der  Lex  Ala- 
raannorum  von  K.  Lehmann  in  Rostock  ausgegeben  worden.  Der  Druck  der  Lex 
Romana  Curiensis,  mit  welcher  der  h.  Band  und  die  Folioausgabe  der  Leges  ab- 
schliesst,  von  Zeumer  schreitet  ununterbrochen  fort.  Als  nächste  Aufgabe  sind 
diesem  die  Leges  Visigothorum  übertragen  worden,  deren  ältesten  Codex  rescriptus 
in  Paris  er  bereits  im  Oktober  1888  verglichen  hat.  Die  Ausgabe  der  beiden  bur- 
gundischen  Leges  hat  v.  Salis  in  Basel  iibernommen  und  hofft  sie  im  laufenden 
Jahre  fertig  zu  stellen.  Eine  damit  zusammenhängende  Revision  der  Bluhmeschen 
Ausgabe  des  Edictum  Theoderici  hat  Burchard  in  Berlin  im  wesentlichen  vollendet. 
Auf  die  Fortsetzung  der  Kapitularienausgabe  musste  Boretius  wegen  seines  leiden- 
den Zustandes  verzichten,  doch  ist  Aussicht  vorhanden ,  seine  Arbeit  durch  andere 
Hände  ergänzen  zu  lassen.  Für  die  deutschen  Reichsgesetze  setzt  Weiland  in  Göt- 
tingen seine  namentlich  in  handschriftlichen  Untersuchungen  bestehenden  Vorarbeiten 
fort.  Kehr  wird  dafür  die  deutschon  Staatsverträge  mit  Venedig  neu  vergleichen. 
An  den  deutschen  Stadtrechten  hofft  Frensdorff  seine  länger  unterbrochene  Thätig- 
keit  demnächst  wieder  aufnehmen  zu  können." 


Verantwortlicher  Redakteur:  Dr.  v.  Kirchenheim  in  Heidelberg. 
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A.  Besprechungen. 


I.  Allgemeines. 

Oierke,  0.  Die  soziale  Aufgabe  des  Privat-R.  Vortrag 
gebalten  am  5.|IV.  1889  in  der  juristischen  Gesellschaft  zu 
Wien.     Berlin,  Springer.     1889.     46  S.     1  M.  20  Pf. 

Die  Bestimmung  des  MenscheHdaseins  ist  eine  doppelte. 
Jeder  Mensch  lebt  zugleich  sich  selbst  und  der  Gattung.  Beide 
Glieder  des  sich  daraus  ergebenden  Gegensatzes,  welche  das  r.  R. 
im  privaten  und  öffentlichen  R.  scharf  auseinandertreten 
lässt,  müssen  wiederum  in  einer  höheren  Einheit  verbunden 
werden,  wie  sie  nur  in  der  Wiederanknüpfung  an  das  deutsche 
R.  gewonnen  werden  kann  (14). 

Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  kritisiert  der  Verf.  (S.  16 
bis  46)  den  Entwurf  des  neuen  bürgert.  Gesetzbuches.  „Wir 
brauchen  ein  Privat-R.,  in  welchem  trotz  aller  Heilighaltung 
der  unantastbaren  Sphäre  des  Individuums  der  Gedanke  der 
Gemeinschaft  lebt  und  webt"  (13).  Das  zu  erreichen,  ist  die 
soziale  Aufgabe  des  Privat-R.  Das  soziale  Werk  darf  nicht, 
wie  im  Entwürfe,  den  Spezialgesetzen  überlassen  bleiben, 
„um  unbelästigt  durch  die  so  abgewälzte  Aufgabe  das  gemeine 
Privat-R.  rein  individualistisch  auszugestalten"  (16).  Das  R. 
darf  auch  nicht  als  reine  Befugnis  hingestellt  werden,  son- 
dern es  ist  von  dem  Satze  auszugehen:  „keinR.  ohne  Pflicht". 
Dem  Missbrauch  und  der  Schikane  muss  vorgebeugt  werden. 
Jede   privatrechtliche  Befugnis   ist   dem   einzelnen   nicht   bloss 
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um  seiner  selbst  willen  verliehen,  sondern  gleichzeitig  als  ein 
Kulturraittel  anvertraut,  dessen  er  sich  zum  Wohle  der  mensch- 
lichen Gesellschaft  wirklich  bedienen  soll"  (19).  Dem  wider- 
spricht der  absolutistische  Begriff  des  Eigentums  in  §§.  848  und 
849  des  Entwurfs  (20).  Auch  die  Vertragsfreiheit  ist  im  so- 
zialen Interesse  zu  beschränken ,  um  die  dadurch  gefährdeten 
Gesellschaftsschichten  gegen  den  Druck  wirtschaftlicher  Ueber- 
macht  zu  sichern  (29).  Unentbehrlich  ist  ferner  der  germa- 
nische Grundsatz  der  Schadenshaftung  aus  blosser  Verur- 
sachung (33). 

Den  grundlegenden  Teil  unseres  Privat-R.  müsste  ein  durch- 
gebildetes Personen- ß.  bilden  (35).  Das  Familien-R.  ist 
nicht  nach  dem  romanistischen  Schema  auf  die  Souveränetät  des 
Individuums  zu  bauen,  sondern  es  müsste  im  Geiste  des  deut- 
schen R.  von  der  Familie  ausgehen  und  aus  dem  zentralen  Be- 
griff ihrer  organischen  Einheit  die  persönlichen  R.  und  Pflichten 
von  Haupt  und  Gliedern  ableiten  und  dementsprechend  auch 
die  vermögensrechtlichen  Beziehungen  eigenartig  gestalten  (36). 
Im  Anschluss  daran  müsste  auch  die  auf  personenrechtliche  Zu- 
sammenhänge basierte  gesetzliche  Erbfolge  als  das  Primäre 
gelten  (39). 

„Ein  Privat-R. "  ferner,  „  das  seine  soziale  Aufgabe  begreift,  wird 
nicht  gleich  dem  deutschen  Entwurf  mit  Societätsobligation  und 
Kommunionsverhältnissen  abschliessen,  sondern  die  innigeren  und 
festeren  Gesellschafts-  und  Gemeinschaftsformen  des  nationalen  R. 
in  seinen  Bahnen  aufnehmen  und  ihrem  wahren  Wesen  gemäss 
normieren"  (42).  Auch  die  freie  Fortentwickelung  des  genossen- 
schaftlichen Gestaltungstriebes,  dessen  Pflege  zu  den  vornehm- 
sten Aufgaben  unseres  Privat-R.  gehört,  erschwert  der  Entwurf, 
indem  er  in  seinem  dürftigen  Körperschafts-R.  wieder  das  ro- 
jnanistisch-individualistische  Dogma  durchführt  (44). 

„Gross  und  schwierig,"  so  schliesst  der  Verf.,  „ist  das  Pro- 
blem. Dennoch  muss  es  gelöst  werden,  wenn  anders  das  Erbe 
unserer  Väter  nicht  verloren  gehen  soll.  Unser  Privat-R.  wird 
sozialer  sein,  oder  es  wird  nicht  sein."  'H.  Sommer. 

Deutsche  Justizstatistik.  Bearbeitet  im  Reichsjustizamt, 
Jahrgang  IV.  Berlin,  Puttkamer  und  Mühlbrecht.  167  S. 
8  M. 

Vorliegender  Band  IV  enthält  gleich  dem  (III.,  S.  127)  an- 
gezeigten Band  I  in  seinen  41  Tabellen  sehr  viel  interessantes 
Material  für  1886  und   1837.     Wir  finden  wie  gewöhnlich ,    ab- 
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gesehen  von  dem  Anhange  (Uebersicht  der  Geschäfte),  die  zwei 
Teile:  Gerichtsverfassung  und  Prozessstatistik,  in  letzterer  die 
Zivil-,  Straf-  und  Konkurssachen  (5770 ;  10,  5  auf  100  000  Einw.) 
Aus  dem  I.  Teil  entnehmen  wir  hinsichtlich  des  Verhältnisses 
der  Bevölkerungs-  zur  Gerichtszahl:  Auf  jedes  der  28  Ober- 
landesgerichte entfallen  durchschnittlich  1673418  Gerichtsein- 
gesessene. Der  grösste  Oberlandesgerichtsbezirk  (Breslau)  hat 
13,5mal  so  viel  Einwohner  als  der  kleinste  (Oldenburg).  Ersterer 
ist  der  einzige,  dessen  Gerichtseingesessene  mehr  als  4  000  000 
betragen;  ihm  folgen,  der  Grösse  nach  geordnet,  mit  mehr  als 
3000000:  Köln,  Berlin,  Dresden;  mit  mehr  als  2  000000:  Naum- 
burg, Hamm,  Celle;  mit  mehr  als  1500  000:  Stuttgart,  Königs- 
berg, Posen  (die  bisher  genannten  10  Bezirke  haben  eine  den 
Durchschnitt  übersteigende,  die  folgenden  18  eine  hinter  ihm 
zurückbleibende  Zahl  von  Gerichtseingesessenen) ,  Karlsruhe. 
Colmar,  Stettin;  mit  mehr  als  1000000:  München,  Marien- 
werder, Jena,  Nürnberg,  Bamberg,  Kiel,  Frankfurt;  mit  mehr  als 
500000:  Darmstadt,  Augsburg,  Kassel,  Hamburg,  Zweibrücken, 
Rostock,  mit  weniger  als  500  000:  Braunschweig,  Oldenburg.  — 
Von  den  122  Landgerichtsbezirken  haben  7  weniger  als  100  000, 
83  (48,2  Proz.)  zwischen  2—300  000,  8  über  500  000  Einge- 
sessene. Auf  eines  der  1914  Amtsgerichte  kommen  durch- 
schnittlich 24  481  Eingesessene.  Zahl  der  Richter  7027  (durch- 
schnittlich 1  auf  6668  Einwohner),  der  Staatsanwälte  574  (1  auf 
81630).  Die  Zahl  der  Rechtsanwälte  (von  den  beiden  höchsten 
Gerichten  abgesehen)  stieg  von  4787  (1887)  auf  5097  (1889). 
Davon  entfallen  auf  Berlin  8,1,  auf  Städte  über  100  000  Ein- 
wohner 23^2,  auf  Städte  unter  50  000  Einwohnern  58,3  Proz. 
S.  86  findet  sich  eine  Uebersicht  der  Konsulargerichtsbezirke. 

Aus  der  Prozessstatistik:  1887:  1  112871  ordentliche,  137370 
Wechsel-,  6758  andere  Urkundenprozesse,  65  980  Arreste  etc.  bei 
den  Amts-  und  Landgerichten  zusammen.  Auf  je  1000  Ein- 
wohner kommen  29  vermögensrechtliche  Prozesse  bei  den  Land- 
gerichten (in  Berlin  53,  in  Oldenburg  12).  Eheprozesse  9740, 
wovon  Ehescheidungen  8883,  d.  h.  21  bezw.  19  auf  100  000  Ein- 
wohner, Entmündigungen  4586  wegen  Geisteskrankheit,  452  wegen 
Verschwendung;  auf  je  1000  Endurteile  in  Ehe-  und  Entmün- 
digungssachen 92  Berufungen  und  154  Revisionen. 

In  Strafsachen  wurde  in  43,8  Proz.  von  441  785  Fällen  das 
Vorverfahren  durch  Beschluss  auf  Eröffnung  des  Hauptver- 
fahrens beendet.  In  erster  Instanz  wurden  anhängig  Anklage- 
sachen 551  894  (gegen  577  707:  1886).    1.  wegen  Uebertretungen 
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237  254,  2.  Vergehen  305  932,  3.  Verbrechen  34616,  4.  Privat- 
klagsachen 88430;  1887  1.  wegen  Uebertretungen  221431, 
2.  Vergehen  296  676,  3.  Verbrechen  33  787,  4.  Privatklagsachen 
86  878;  Zahl  der  Anträge  auf  amtsrichterlichen  Strafbefehl 
436  335  (gegen  436  612).  Fast  überall  hat  sich  der  Durch- 
schnitt der  kriminalstatistischen  Daten  verringert.  Auf  1000 
Anklagesachen  entfallen  401  Uebertretungen,  472  -f-  66  Ver- 
gehen (Schöffengericht,  Strafkammer),  61  Verbrechen  (9  Schwur- 
gerichtsfälle).    Wiederaufnahmen  fanden  377  statt. 

Redaktion. 

Olshausen,  Grundriss  zu  rechtswissenschaftlichen  Vor- 
lesungen an  der  k.  Forstakademie  zu  Eberswalde. 
Berlin,  1889.     Heft  I.    143.  S. 
Die  Arbeit  ist  bestimmt,    den  Zuhörern  in    dem  vom  Verf. 
an  der  k.  Forstakedamie  zu  Eberswalde  gehaltenen  Vorlesungen 
über  Rechtswissenschaft  als  Grundlage  und  Leitfaden  zu  dienen. 
Die  Kürze  und  Vollständigkeit  wird  dem  Buch  sicher  ein  weites 
Verwendungsgebiet  eröffnen.    Eine  systematisch  geordnete  Ueber- 
sicbt   bei    fortlaufendem  Hinweis    auf  die  Gesetze   ist   gegeben: 
Gerichtsverfassung   S.   1 — 54.     Strafprozess   S.   55—114.     Zivil- 
prozess    mit   Einschluss   der  Zwangsvollstreckung   in    das   unbe- 
wegliche Vermögen  S.  115  —  159.    Anhang:  Auseinandersetzungs- 
verfahren.    In    drei   Heften   wird    der   Grundriss    abgeschlossen 
sein.  Keyssner. 

Annuaire   de   legislation   etrangere,   publice  par  la  so- 
ciete  de  legislation   comparee   contenant  le   texte 
des  principales  lois  votees  dans  les  pays  etrangers 
en  1886.  XU.  annee.   Paris,  Cotillon.  1886.  1051  S.    18  Fr. 
Die  in  diesem  Jahrbuch  vertretenen  Länder  haben  nur  we- 
nige  Veränderungen    erlitten.     Die   Türkei    und    Haiti    glänzen 
noch  immer  durch  ihre  Abwesenheit,  auch  Mexiko  und  Uruguay 
fehlen.    Dagegen  finden  wir  Ecuador  und  die  eine  Zeitlang  ver- 
missten  Bulgarien  und  Louisiana.    Für  den  nächsten  Band  wird 
auch  eine  Uebersicht  der  gesetzgeberischen  Leistungen  von  Me- 
xiko   während    der  Jahre    1886   und   1887    in  Aussicht   gestellt. 
Die  Mitteilungen   über  jedes    einzelne  Land  werden   durch  eine 
kurze  Uebersicht    eingeleitet,   worin   über   die  gesetzgeberischen 
Leistungen   derselben  Bericht  erstattet  wird,  und  worin  die  be- 
deutendsten   Gesetze    besonders    hervorgehoben    werden.     Ganze 
Gesetzbücher    werden    dem  Berichte   nicht   einverleibt,    dagegen 
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auszugsweise  mitgeteilt  oder  analysiert.  So  wird  aufmerksam 
gemacht  auf  die  preuss.  Provinzialgesetzgebung  und  die  Modi- 
fikationen der  Kirchengesetze.  Auf  dem  Gebiete  des  Zivil-R. 
sind  keine  sehr  bedeutenden  Leistungen  aufzuweisen ;  doch  finden 
sich  Gesetze  über  Vormundschaft  Minderjähriger  in  England, 
Einführung  des  testamentum  judiciale  in  Frankfurt,  Verkauf 
von  Mündelgütern  in  Baden,  Dienstmiete  in  Russland;  Ent- 
eignung und  Pfand-R.  in  Brasilien.  Auf  dem  Gebiete  des  Han- 
dels-R.  finden  wir  namentlich  ernstliche  Fürsorge  für  das  Wohl 
der  Fabrikarbeiter,  obligatorische  Unfall-  und  Krankenversiche- 
rung und  Versicherung  im  allgemeinen  und  Handelsgesellschaften. 
Schweden  erliess  ein  Gesetz,  welches  eine  Entschädigung  un- 
richtig Verurteilter  möglich  macht,  und  England,  Belgien  und 
Columbien  haben  Gesetze  aufzuweisen  zum  Schutze  des  littera- 
rischen und  künstlerischen  Eigentums.  Die  Mitteilung  der  Ge- 
setze selbst  erfolgt  wie  bisher,  in  der  Regel  vollständig,  zuweilen 
aber  auch  nur  auszugsweise  unter  genauer  Angabe  des  Inhaltes. 
Die  nämliche  Gesellschaft  gibt  neben  dem  Jahrbuch  für  die 
auswärtige  Gesetzgebung  auch  ein  solches  für  die  franz.  Gesetz- 
gebung heraus  und  erstattet  überdies  in  dem  siebenmal  erschei- 
nenden Bulletin  Bericht  über  ihre  Arbeiten  und  die  Litteratur, 
welche  dem  Gebiete  der  vergleichenden  Rechtswissenschaft  an- 
gehört. Von  der  Kollektion  des  principaux  codes  etrangers  er- 
schien zuletzt  die  üebersetzung  der  deutschen  Z.Pr.O.,  doch  sind 
einige  andere  im  Druck  oder  in  Vorbereitung.  König. 


IL  Rechtsgeschichte. 

Schulin.  Rom.  Rechtsgeschichte.  (Jurist.  Handbibliothek.) 
Stuttgart,  Enke.  XII  u.  628  S.  11  M.,  gb.  12  M. 
Eine  Anzeige  dieses  Buches  muss  sich  hier  darauf  be- 
schränken, den  Inhalt  im  allgemeinen  anzugeben  und  die  Eigen- 
tümlichkeit dieses  Buches  hervorzuheben.  Diese  Eigentümlichkeit 
zeigt  sich  sofort:  In  diesem  Buche  ist  der  erste  umfassende 
Versuch  gemacht,  vornehmlich  das  ältere  g riech. 
R.  (hie  und  da  aber  auch  sonstige  R.)  planmässig  zur 
Vergleichung  heranzuziehen.  Der  Verf.  hat  die  Ver- 
gleichung  entweder  selbst  vorgenommen  oder  doch  durch  reiche 
Verweisungen   den  Leser   auf  eigene  Vergleichung  hingewiesen. 
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Wie  sehr  auch  diese  Vergleichung  noch  erweitert  und  ver- 
tieft werden  könnte:  die  oft  gehegte  Vermutung,  dass  für  vieles 
in  der  röm.  Rechtsgeschichte  die  Vergleichung  des  griech.  R. 
eine  ganz  ausserordentliche  Ausbeute  gewähren  werde,  ist  durch 
Schulins  Buch  in  weitem  Umfange  ausser  Zweifel  gestellt. 

Es  hängt  mit  jener  Eigentümlichkeit  der  Schulinschen  Arbeit 
zusammen,  dass  der  Verf.  oft  auch  die  Etymologie  zu  Hilfe 
ruft  und  gern  auf  „vorgeschichtliche"   Fragen  eingeht. 

Die  Darstellung  ist  kurz  und  gedrängt,  am  eingehendsten 
die  des  Privat-R.  Auch  hier  ist  vielfach  anstatt  einer  Darstel- 
lung der  Lehre  nur  auf  die  Quellen  verwiesen  (vgl.  z.  B.  die 
Note  2,  S.  286  über  obligationes  naturales).  Der  Verf.  schildert 
nicht  und  polemisiert  nicht;  er  teilt  in  übersichtlicher  Ordnung 
Resultate  mit. 

Im  ersten  Buch  „jus  publicum"  wird  behandelt  zuerst  die 
sogen.  Verfassungsgeschichte  (Kap.  I  Land  und  Leute,  Kap.  II 
die  Organe  des  röm.  Staats)  S.  11  —  79,  wobei  auch  die  Ur- 
geschichte berührt  wird  (s.  z.  B.  die  Vermutung  S.  15,  Nr.  1), 
dann  die  Geschichte  der  Quellen  und  Litteratur  S.  80  —  130. 

Dann  das  Straf-R.  S.  130 — 156.  Das  zweite  Buch,  jus  pri- 
vatum, S.  157 — 504  ist  eingeteilt  in:  I.  Personen-  und  Familien-R. 
(wobei  indes  zu  bemerken  ist,  dass  manches  von  dem  sonst  hier 
Behandelten  bereits  in  dem  Kapitel  über  „Land  und  Leute"  vor- 
getragen ist,  so  die  ganze  Lehre  von  der  Rechtsfähigkeit  der 
röm.  Bürger  und  der  bürgerlichen  Ehre);  IL  Vermögens-R., 
III.  Erb-R.  Als  drittes  Bucli  folgt  der  ordo  judiciorum :  Kap.  I  der 
alte  Kriminalprozess  und  der  Legisaktionenprozess ,  Kap.  II  der 
Quästionenprozess  und  der  Formularprozess  (dieser  sehr  kurz 
S.  564 — 583)  und  nach  einem  Zwischenkapitel  über  ausserordent- 
liche Prozesse  in  Kap.  II  der  Straf-  und  Zivilprozess  des  späteren 
Kaiser-R.  (S.  591—610).  Zitelmann. 

Cogliolo,  P.  Storia  del  diritto  privato-romano  (dalle 
origini  all'  impero).  Vol.  2.  Firenze ,  Barbera.  1889. 
251  S.     2  L. 

In  demselben  Geiste  wie  der  1.  Bd.  (C.Bl.  VIII,  S.  280)  ist 
auch  der  2.  Bd.  geschrieben ,  welcher  als  4.  Teil  des  ganzen 
Werkes  die  Institute  des  Privat-R.  behandelt.  Das  1.  Kapitel 
ist  dem  Eigentum  und  andern  dinglichen  R.,  das  2.  Kapitel  dem 
Familien-  und  Obligationen-R.,  das  3.  Kapitel  der  Universalrechts- 
nachfolge gewidmet.  Verf.  begnügt  sich  auch  hier  nicht  mit 
summarischer  Uebersicht,    sondern   geht  häufig  auf  Einzelheiten 
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ein;  in  dem  Streben,  den  Leser  an  die  Quellen  selbst  zu  führen, 
hat  er  auch  Auszüge  aus  diesen,  besonders  aus  Gajus,  Inst.,  dem 
Texte  einverleibt,  während  die  Noten  auf  sonstige  Quellen  und 
Litteratur  verweisen.  Demselben  Zwecke,  den  Leser  zum  Studium 
der  Quellen  selbst  zu  veranlassen,  dient  ein  als  erster  Anhang 
beigegebenes  Verzeichnis  von  besonders  wichtigen  latein.  Aus- 
drücken, welche  sich  auf  die  Geschichte  des  R.  beziehen,  und 
welchen  zur  Erklärung  sowohl  die  etymologische  Ableitung 
als  wörtliche  Zitate  aus  latein.  Schriftstellern  beigegeben  sind; 
im  zweiten  Anhang  sucht  C.  zu  zeigen,  wie  vergleichende,  sozio- 
logische (Kultur-)  Studien  die  rechtsgeschichtliche  Forschung  unter- 
stützen; der  Inhalt  des  dritten  Anhangs  über  Interpolationen 
deckt  sich  mit  einem  Aufsatze  C.'s  über  denselben  Stoff  im  Arch. 
giuridico  Bd.  41,  S.  188  ff.  Den  Schluss  bildet  ein  auf  Bd.  1 
und  2  sich  erstreckendes  alphabetisches  und  systematisches  In- 
haltsverzeichnis. Kl  ein  feller. 

Beaudouiii,  Ed.  Etüde  sur  les  origines  du  regime  feodal, 
la  recommandation  et  la  justice  seigneuriale,  S.  35 
bis  133  aus  den  Annales  de  l'enseignement  superieur  de 
Grenoble.  I.  Heft  1.  Paris,  Gauthier- Villars.  1889. 
Es  wird  die  Frage  untersucht,  ob  nach  fränk.  Reichs-R. 
durch  den  Kommendationsvertrag  zu  gunsten  des  Senior  eine 
Gerichtsbarkeit  über  den  Vasallen  entstanden  sei.  Diese  Frage 
wird  verneint.  Die  Dingpflicht  im  öffentlichen  Gericht  wird  für 
den  in  ein  Kommendationsverhältnis  eintretenden  Freien  nicht 
alteriert,  dagegen  haftet  wohl  der  Senior  für  Stellung  seines  Va- 
sallen vor  dem  öffentlichen  Gericht  (repräsentatio) ,  so  nach  lex 
Rip.  XXXI  §.  1,  ebenso  zur  Karolingerzeit.  Aus  der  Vorschrift, 
dass  die  durch  Vasallen  Beschädigte  vor  Angehung  der  öffent- 
lichen Gewalt  sich  zunächst  an  den  Senior  wenden  sollen,  damit 
dieser  seine  Vasallen  zur  Reparation  anhalte  (ut  justitiam  faciant), 
darf  nicht  auf  eine  Gerichtsbarkeit  des  Seniors  über  seine  Va- 
sallen geschlossen  werden.  Der  Kommendations-  (Munt-)  Vertrag 
wird  als  rein  privatrechtlichcr  zweiseitiger  Vertrag  charakteri- 
siert, auf  den  Unterschied  zwischen  Dienstvertrag  auf  Zeit  und 
Dienstvertrag  auf  Lebensdauer  wird  hingewiesen  (vgl.  Schröder 
S.  154,  11),  die  Bedeutung  des  im  VIIT.  Jahrh.  zur  Kommen- 
dation hinzutretenden  (allerdings  nicht  notwendigerweise  hinzu- 
tretenden) Treueides  wird  dagegen  nicht  berührt  (vgl.  Ehrenberg, 
Kommendation  132  ff.).  Von  der  einlässlichen  Erörterung  der 
besonderen  Stellung    der  königlichen    Vasallen    wird    abgesehen 
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(p.  106),  und  als  eine  von  der  vorwürfigen  Frage  zu  trennende 
Frage  sei  diejenige,  betreffend  die  Immunitätsgerichtsbarkeit  und 
die  Frage  der  Gerichtsbarkeit  der  bischöflichen  Beamten  in  einigen 
westfränkischen  Städten  zu  betrachten.  In  einem  letzten  Ab- 
schnitt wird  der  Vasallität  im  fränkischen  Reich  entgegengestellt 
das  Schutzverhältnis  der  Grossgrundbesitzer  zu  ihren  Schutz- 
befohlenen (patrocinium)  zur  Zeit  der  röm.  Herrschaft  in  Gallien 
und  die  verschiedene  Stellung  der  Staatsgewalt  zu  denselben, 
hier  eine  ablehnende,  dort  eine  begünstigende,  erörtert. 

V.  Salis. 

Zdekauer,   L.     Studi   Pistoiesi.     Fase.  I.     Siena,    Torrini. 
1889.     73  S.     2  1. 

Diese  Studien  sollen  die  bevorstehende  Veröffentlichung  der 
Statuten,  sowie  des  ürkandenbuchs  von  Pistoja  begleiten.  Die 
2.  Abhandlung  des  1.  Heftes  haben  einen  gemeinsamen  histo- 
rischen Hintergrund  in  dem  Gegensatze  der  zwei  politischen  Par- 
teien des  mittelalterlichen  Pistoja,  der  „Schwarzen"  und  der 
„Weissen"  und  in  der  Geschichte  der  Familie  de'  Cancellieri.  In 
der  1.  Abhandlung  untersucht  Z.  im  Anschluss  an  einen  einzelnen 
durch  die  Partei  wirren  veranlassten  Racheakt  (a*'  1293)  die  Be- 
deutung jenes  Gegensatzes,  welche  er  im  Kampfe  zwischen  Volk 
und  Adel,  sowie  in  teilweiser  Fortsetzung  der  Feindschaft  von 
Weifen  und  Gibellinen  findet.  Die  2.  Abhandlung  betrifft  das 
16.  Gutachten  des  Dino  di  Muggelo  über  die  Frage,  ob  die  Bürgen 
eines  gewissen,  wegen  Mordes  in  contum.  verurteilten  Fredo  schul- 
dig seien,  neben  der  Bürgschaftssumme  auch  die  dem  Fredo  auf- 
erlegte Geldstrafe  zu  zahlen,  und  ob  auf  zwei  andere  Pistojesen  das 
Gesetz  anwendbar  sei,  das  die  Verwandten  gegenseitig  für  die 
strafbaren  Handlungen  eines  jeden  unter  ihnen  haftbar  mache. 
Aus  dieser  Veranlassung  stellt  Z.  Geschichte  und  Stammbaum 
dev  Cancellieri,  sowie  die  Zeit  des  Gutachtens  fest  (1293 — 1295). 
Er  bespricht  sodann  kritisch  die  von  Dino  vertretene  Rechtsauf- 
fassung mit  Hinweis  auf  die  Streiflichter,  welche  der  Fall  auf 
die  Geschichte  des  ital.  R.  hinsichtlich  der  unehelichen  Kinder, 
der  Privatrache  und  der  Kollektivhaftung  der  Familienmitglieder 
werfe.  Im  Anhang  ist  eine  Reihe  von  Urkunden  zur  Geschichte 
der  Cancellieri,  der  Parteiung  in  Pistoja  und  zum  Falle  Fredo 
abgedruckt.  Kleinf  eller. 

Prou,  M.    Les  Registres  d'Honorius  IV.     Recueil  des  Bul- 
les    de    ce  Pape   publiees  ou  analysees  d'apres  le  msc.  ori- 
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ginal  des  Archives  du  Vatican.  Paris,  Thorin.  1886  bis 
1888.  CXV.  und  942  S.  25  fr.  (C.Bl.  IV,  204.) 
Von  diesen  Papstregesten  sind  diejenigen  von  Honorius  IV. 
diejenigen ,  welche  zuerst  zum  Abschluss  gebracht  worden  sind. 
Nur  teilweise  sind  bisher  erschienen  die  Regesten  Innocenz'  IV., 
Benedicts  XL,  Bonifacius'  VIII.,  Nicolaus'  IV.  und  des  Liber  pon- 
tificalis,  von  welchem  die  2.  Hälfte  des  II.  Bandes  noch  aussteht. 
Demgemäss  sollen  erscheinen  die  1.  Lieferungen  des  Liber  cen- 
suum  und  der  Regesten  Gregors  IX.  In  der  nämlichen  Samm- 
lung, wenn  gleich  nicht  der  nämlichen  Kategorie  angehörend,  ist 
ebenfalls  bereits  vollständig  erschienen  „la  Necropole  de  Myriena** 
in  2  Bänden  mit  Abbildungen  und  Tafeln.  Die  Regesten  Hono- 
rius' IV.  enthalten  975  Nummern  und  umfassen  den  Zeitraum 
vom  3./IV.  1285  bis  l.,IV.  1287,  während  w^elches  Rom  welt- 
lich und  geistlich  von  den  körperlich  invaliden,  geistig  aber 
kerngesunden  Brüdern  Savelli  regiert  wurde.  Der  eine  residierte 
auf  dem  Aventin  als  Papst  und  der  andere  auf  dem  Kapitol  als 
Senator.  Die  Herausgabe  der  Urkunden  erfolgt  nach  den  Ori- 
ginalien  des  vatikanischen  Archives.  Ueber  diese  Originalien  und 
die  Art  ihrer  Registrierung,  enthält  die  einleitende  Abhandlung 
Prous  eingehende  Mitteilungen.  Bei  der  kurzen  aber  beregten 
Regierungszeit  Honorius  IV.  beziehen  sich  die  Urkunden  nament- 
lich auf  folgende  Gegenstände:  die  Verhältnisse  von  Sicilien  und 
Neapel  nach  dem  Tode  Karls  von  Anjou  und  die  Gefangenschaft 
Karls  IL,  die  sizilianische  Konstitution  vom  17. /IX.  1285, 
Nr.  96;  die  Parteinahme  des  Papstes  gegen  Aragon  und  die  Ver- 
mittlung König  Eduards  I.  von  England.  Ferner  beziehen  sich 
die  Bullen  auf  einen  Kreuzzug,  welcher  dem  Papste  am  Herzen 
lag,  dessenungeachtet  aber  trotz  aller  eingesammelten  Zehnten, 
nicht  zustande  kam;  sodann  auf  die  Beziehungen  des  Papstes  zu 
Frankreich,  Deutschland,  Ungarn  (Ladislaus),  Flandern,  Schott- 
land und  England.  Neben  den  Urkunden,  welche  sich  auf  die 
beabsichtigte  und  auf  den  2./II.  1287  angesetzte  Kaiserkrönung 
Rudolfs  von  Habsburg  beziehen ,  finden  wir  auch  die  heftige 
gegen  die  englischen  Juden  gerichtete  Bulle  vom  18.,'XI.  1286. 
Eine  nicht  geringe  Anzahl  von  Urkunden  betrifft  die  Beziehun- 
gen des  Papstes  zu  den  italienischen  Städten,  Venedig,  Genua 
und  andere,  die  Pazifikation  der  Romagna  und  die  strenge 
Strafsentenz  gegen  Viterbo  vom  4./IX.  1285,  Nr.  485.  Endlich 
enthält  die  Sammlung  eine  Anzahl  wertvoller  Urkunden  über 
die  Reform  von  Klöstern,  die  Aufsicht  über  dieselben,  Aenderung 
von  Kleidern,  Schlichtung  von  Rivalitäten,  Bestätigung  von  Pri- 
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vilegien  und  die  Vergebung  von  Benefizien.  Neben  der  sehr  aus- 
führlichen Einleitung  sind  dem  Werke  chronologische  Tabellen 
beigefügt  mit  Inhaltsangabe  der  Bullen  ,  und  ein  sehr  voUstiin- 
diges  Namensregister.  Gegen  den  Vorwurf,  er  habe  seine  Fami- 
lienangehörigen zum  Nachteil  der  Kirche  bereichert,  nimmt  Prou 
den  Papst  energisch,  an  der  Hand  von  Thatsachen  und  mit  Er- 
folg, in  Schutz.  König. 


III.  Privatreclit. 

Thon,  A.      Die    rechtsverfolgende   Einrede.     (Jahrbücher 
für  Dogmatik.     Bd.  28.     S.  37—84.) 

Den  verneinenden,  rechtshindernden  und  rechtsvernichtenden 
Einreden  sind  die  rechts  verfolgenden  Einreden  gegenüberzustellen. 
Das  Eigentümliche  derselben  ist  darin  zu  finden,  dass  der  Be- 
klagte im  Wege  der  Einrede  einen  Gegenanspruch  zu  erheben 
vermag,  welcher  präjudiziell  ist  gegenüber  dem  klägerischen 
Begehren  und  mithin,  wenn  begründet,  zu  einer  Abweisung  des 
Klägers  führt  oder  doch  zu  einer  modifizierten  Verurteilung  des 
Beklagten.  Rechtsverfolgende  Einreden  sind  die  Anfechtungs- 
einreden, die  Kompensationseinrede,  die  exceptio  non  adimpleti 
contractus,  die  Retentionseinrede  und  die  Berufung  auf  die 
Benefizien  der  Bürgen.  Dass  die  Einrede  des  Beklagten  einem 
R.  desselben  entspringt,  genügt  nicht  zur  Annahme  einer  rechts- 
verfolgenden Einrede,  und  es  liegt  eine  solche  nicht  vor,  wenn 
der  rei  vindicatio  Berufung  auf  Niessbrauch,  Pfandrecht,  Pacht 
oder  Miete  entgegengesetzt  wird.  Erforderlich  ist  jedoch,  dass 
der  Beklagte  sich  nur  im  Wege  des  Prozesses,  mithin  einredeweise, 
zu  schützen  vermag.  Wird  einer  aussergerichtlichen  Erklärung 
die  gleiche  Schutzkraft  beigelegt,  so  ist  kein  Anlass  vorhanden, 
noch  von  Einrede  zu  sprechen.  G.  Rümelin. 

Kufiini,  J.  L'actio  spolii.  Studio  storieo-giuridico.  Torino, 
Bocca.  1839.  463  S.  12  1. 
Der  erste  Teil  (S.  1 — 74)  des  Buches  (womit  der  Verf.  zum 
erstenmal  in  glänzender  Weise  sich  dem  gelehrten  Publikum 
vorstellt)  enthält  eine  kurzgefasste  Darstellung  der  röm.  Besitzes- 
schutzlehre,  mit  besonderem  Hinblick  der  Verhältnisse   zwischen 
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dem  Interdictum  unde  vi ,  der  Constitutio  Valentinians  II.  und 
der  vorgeblichen  actio  momentariae  possessionis. 

Im  zweiten  Teil  (S.  75  —  139)  stellt  der  Verf.  eine  ausführ- 
liche Prüfung  der  byzantinischen  possessorischen  Lehre  auf,  indem 
er  die  neuesten  gründlichen  Forschungen  von  Zachariae  v.  Lingen- 
thal  benutzt.  Er  will  die  Lehre  gegen  die  zu  strengen  Angriife  von 
Bruns  verteidigen.  Das  Gesamtergebnis  dieser  Untersuchungen 
spitzt  sich  darin  zu,  dass  im  Orient  (so  wie  nachher  im  Occident  in 
Beziehung  auf  die  actio  spolii)  die  verschiedenen  Mittel,  die  das 
r.  R.  für  die  verschiedenen  Arten  von  Gewalt  darbrachte  (actio 
metus,  interdicta,  das  Gesetz  Valentinians  u.  s.  w.),  von  der 
byzant.  Jurisprudenz  in  einer  einzigen  Klage  (aytuY^i  ~^p''  ß'-"^?)' 
die  die  besonderen  Merkmale  jener  alten  Mittel  zusammenfasste, 
verschmolzen  wurden.  —  Der  zweite  Abschnitt  dieses  Teils  ent- 
hält noch  eine  summarische  Darstellung  der  deutschen  Lehren 
von  der  Gewere  und  eine  kurze  Studie  über  den  Besitzesschutz 
in  den  Gesetzen  und  Urkunden  der  german.  Periode. 

Der  dritte  Teil  (S.  141—252)  behandelt  die  Exceptio  spolii 
seit  ihrem  Ursprung  bis  zum  XII.  Jahrhundert.  Verf.  ist  der  An- 
sicht, dass  sie  schon  in  der  kanonischen  Lehre  vor  dem  IX.  Jahr- 
hundert bestand.  Die  Erzeugnisse  der  franz.  Fälscher  werden 
nach  der  chronologischen  Reihe  und  nach  den  neuesten  Studien 
geprüft.  Gegen  Bruns  behauptet  R.,  dass  unser  Institut  nicht 
als  eine  eigentliche  exceptio  und  noch  weniger  als  ein  posses- 
sorisches Mittel,  sondern  als  ein  officium  judicis  und  als  ein 
rein  prozessualisches  Institut  betrachtet  werden  soll.  Mit  beson- 
derer Sorgfalt  studiert  dann  der  Verf.  die  kirchlichen  Urkunden 
der  von  Bruns  nicht  behandelten  Periode  vom  Pseudo-Isidor 
bis  Gratian  und  kommt  zu  dem  Ergebnis,  dass  die  kirchliche 
Praxis  sich  allmählich  die  röm.  possessorische  Terminologie  zu- 
eignete und  die  exceptio  spolii  zu  einem  Mittel  von  gemeinem 
R.  machte,  während  sie  anfangs  ein  politisches  Privilegium  der 
Bischöfe  war. 

Der  vierte  Teil  (S.  253—352)  erörtert  die  Bildung  der 
Redintegranda.  Nach  einer  Studie  über  die  possessorische  Lehre 
der  Glossatoren  sucht  der  Verf.  zu  beweisen  (indem  er  somit 
von  den  Meinungen  von  Maassen  und  Bruns  abweicht),  dass  die 
Bildung  der  Condictio  ex  canone  Redintegranda  dem  Einflüsse 
der  wiederbelebten  juristischen  Kultur  und  der  zwischen  den 
Glossatoren  und  den  ältesten  Dekretisten  bestehenden  Studien- 
gemeinschaft zuzuschreiben  sei.  Dann  geht  der  Verf.  zu  der 
Entwickelung  der  zwei  verschiedenen  possessorischen  Mittel,   das 


424     Centralblatt  für  Rechtswissenschaft  (1889).  VIII.  Bd.  11./12.  Heft. 

heisst  zur  exceptio  spolii  und  condictio  ex  can.  Redintegranda 
besonders  in  ihren  Verhältnissen  mit  der  Dekretal  Saepe  con- 
tingit  betrachtet,  über. 

Der  fünfte  Teil  (S.  353—424)  ist  der  systematischen  Dar- 
stellung der  Lehre  der  Kanonisten,  der  Legisten  und  der  Juris- 
prudenz über  die  actio  spolii  gewidmet.  Verf.  behauptet,  dass 
die  Benennung  actio  spolii  nicht,  wie  es  gewöhnlich  angenommen 
wird,  zum  erstenmal  von  Bötticher  im  Jahre  1676,  sondern 
schon  ein  Jahrhundert  zuvor  von  der  Rota  Romana  gebraucht 
wurde.  Verf.  stellt  nachher  die  Polemik  dar,  welche  um  den 
petitorischen  und  possessorischen  Charakter  der  actio  spolii  ent- 
standen ist,  und  endlich  die  Entwicklung  des  Besitzbegriffs  im 
Mittelalter. 

Der  vierte  Teil  behandelt  die  actio  spolii  in  den  ital.  und 
piemont.    Statuten  und   im  heutigen  ital.    bürgerl.  Gesetzbuche. 

Gr.  Fusinato. 

Ryck,  R.  Die  Lehre  von  den  Schul  dv  er  hältnissen  nach 
gemeinem  deutschen  R.  Mit  Rücksicht  auf  parti- 
kulare und  fremdländische  Gesetzgebung,  sowie  den  Ent- 
wurf eines  bürgerlichen  Gesetzbuches  für  das  Deutsche 
Reich  systematisch  dargestellt.  Berlin,  Decker.  1889. 
XV  u.  337-503  S. 

Mit  der  vorliegenden  dritten  Lieferung  des  Werkes  ist  diese 
Darstellung  des  allgemeinen  Obligationen-R.  nach  „gemeinem 
deutschen"  (richtiger  nach  röm.)  R.  beendigt.  Diese  Schluss- 
lieferung enthält:  2.  Kap.  Inhalt  der  Schuldverhältnisse.  Der 
Verf.  trennt  den  „Inhalt"  durchaus  vom  „Gegenstande"  der  Obliga- 
tion. Beim  „Inhalte"  unterscheidet  er  zwischen  der  Leistungs- 
pflicht aus  dem  konkreten  Schuld  Verhältnisse  und  der  Pflicht  für 
culpa  und  diligentia  einzustehen.  Indem  er  zunächst  die  Lei- 
stungspflicht  erörtert,  kommt  er  auf  das  „Zweckmoment"; 
der  Inhalt  der  Obligation  bestimmt  sich  nach  dem  Zwecke,  auf 
welchen  sie  sich  bezieht.  Die  Bedeutung  des  Zweckmoments 
wird  nacheinander  bei  den  Konsensual-,  den  Real-Kontrakten, 
den  obl.  quasi  ex  contractu,  den  actiones  poenales  nachgewiesen. 
„Das  Zweckmoment  genügt  jedoch  dem  praktischen  Bedürfnis 
für  die  Gestaltung  und  nähere  Ausprägung  des  Obligationen-R. 
nicht.  Hier  greift  ergänzend  ein:  das  modale  Prinzip."  —  „Das 
röm.  Obligationen-R.  dreht  sich  um  den  Gegensatz  von  strictum 
jus  und  bona  fides."  Als  Modalitäten  des  Forderungs-R.  kommen 
ferner   Zeit    und  Ort  in  Betracht,    „sofern    sie    dessen   Geltend- 
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machung  und  Ausübung  betreffen".  Besonders  behandelt  wird 
endlich  "der  Inhalt  der  Geldschuld.  —  Die  Prästationspflicht 
bezieht  sich  entweder  auf  die  Prästation  des  casus  oder  der 
culpa  (einschliesslich  dolus).  Ein  besonderer  Paragraph  behan- 
delt die  culpa  in  contrahendo;  der  Begriff  derselben  „steht  in 
engerer  Beziehung  zu  nichtigen  und  nicht  zur  Perfektion  ge- 
langten Verträgen;  es  ist  dabei  vorzugsweise  an  Fälle  zu  denken, 
wo  jemand  durch  den  anderen  Teil  zum  Abschluss  eines  wich- 
tigen Vertrages  verleitet  oder  in  den  Glauben  versetzt  worden 
ist,  dass  der  intendierte  Vertrag  zur  Perfektion  gelangen  werde." 
—  3.  Kap.:  „Wirkung  der  Schuldverhältnisse.  1.  Abschnitt: 
Interessenleistung  wegen  Nichterfüllung.  2,  Abschnitt:  Verzug 
des  Schuldners.  3.  Abschnitt:  Verzug  des  Gläubigers.  4.  Ab- 
schnitt: Realisierung.  —  Das  4.  Kap.  trägt  zwar  die  üeber- 
schrift  „Entstehung  der  Schuldverhältnisse",  handelt  aber  nur 
vom  Schuldvertrage.  In  einem  kurzen  Anhange  wird  das  sogen, 
„einseitige  Schuld  versprechen"  als  Entstehungsgrund  von  Schuld- 
verhältnissen verworfen;  votum  und  pollicitatio  seien  aus  der 
Reihe  der  Begründungsarten  rein  privatrechtlicher  Schuldver- 
hältnisse auszuscheiden;  die  Auslobung  bilde  richtiger  Ansicht 
nach  nicht  ein  einseitiges  Rechtsgeschäft.  Auch  zur  Konstruktion 
des  Rechtsverhältnisses  aus  Inhaber-  und  Ordre-Papieren  sei  das 
einseitige  Versprechen  nicht  zu  verwenden.  »Der  in  dem  In- 
haberpapier niedergelegte  Schuldnerwille  hat  nicht  für  sich, 
sondern  nur  in  Zusammenhang  mit  dem  zu  Grunde  liegenden 
materiellen  Rechtsverhältnis  verpflichtende  Kraft."  (Wenn  der 
Verf.  sich  hierfür  auf  §.  689  des  Entwurfs  eines  bürgerl. 
Gesetzbuchs  beruft,  so  waltet  dabei  doch  wohl  ein  Missver- 
ständnis ob.)  —  Das  5.  Kap.:  „Aufhebung  der  Schuldverhält- 
nisse", ist  unverhältnismässig  kurz;  so  ist  z.  B.  die  Erfüllung 
auf  3  Seiten,  die  öffentliche  Hinterlegung  in  9  Zeilen  abge- 
fertigt. Zu  bemerken  ist,  dass  der  Verf.  die  Novation  nicht 
mehr  als  praktisches  Rechtsinstitut  gelten  lässt.  Das  6.  Kap.: 
„Succession  der  Schuld  Verhältnisse",  behandelt  in  §.  103  die 
Zession,  in  §.  104  die  Schuldübernahme.  Endlich  das  7.  Kap. 
in  §.  105  die  Accession,  in  §.  106  die  Interzession  (Bürgschaft). 
Die  Einleitung  des  Werkes  beschäftigt  sich  auf  15  Seiten 
mit  dem  Entwürfe  des  bürgerl.  Gesetzbuchs.  Er  lasse  sich 
„im  grossen  und  ganzen"  beibehalten ,  bedürfe  jedoch  „im  ein- 
zelnen" noch  einer  durchgreifenden  Revision  und  Nachbesserung. 
Der  Verf.  bespricht  verschiedene  Einzelheiten  des  zweiten  Buchs; 
in    eingehender   Weise    nur    den    Fortfall    der    Unterscheidung 
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zwischen  Kovrealität  und  blosser  Solidarität;  er  hält  an  der  (ver- 
meintlichen) inneren  Notwendigkeit  dieser  Unterscheidung  fest. 
„Der  Entwurf  ist  in  dieser  Materie  allerdings  nur  einem  Zuge 
der  modernen  Gesetzgebung  gefolgt.  Dieser  Zug  ist  durch  die 
bodenlose  Zerfahrenheit  der  heutigen  Theorie  dei*  Korrealobli- 
gation leider  nur  zu  erklärlich."  (Verf.  übersieht,  dass  dieser 
Zug  viel  älter  ist  als  die  „heutige  Theorie  der  Korrealobli- 
gation*.) —  Beachtenswert  ist,  dass  auch  ein  so  entschiedener  Ro- 
manist, wie  der  Verf.,  die  Anwendung  des  Grundsatzes  „Kauf 
bricht  Miete"  unumwunden  für  einen  Missgriif  erklärt.  „Dass 
dieser  Satz  in  einzelnen  Rechtsgebieten  gilt  und  von  einigen 
Gesetzentwürfen  beibehalten  ist,  kann  zu  seiner  Rechtfertigung 
nichts  beitragen.  Er  widerspricht  ganz  und  gar  dem  heutigen 
Rechtsbewusstsein.  Die  Ausrottung  derartiger  unbilliger  Sätze 
gehört  recht  eigentlich  zur  Aufgabe  des  modernen  Gesetzgebers." 

v.  Cuny. 

Simeou,  P.  Das  Wesen  des  befristeten  Rechtsgeschäfts. 
Eine  durch  die  juristische  Fakultät  der  Friedrich- Wilhelms- 
Universität  zu  Berlin  gekrönte  Preisschrift.  Berlin,  Heymann. 
1889.     144  S.     3  M. 

Die  Wirkung  eines  Rechtsgeschäftes  besteht  nicht,  wie  ge- 
wöhnlich angenommen  wird,  in  der  Hervorbringung  eines  einheit- 
lichen Rechtsverhältnisses,  das  letztere  ist  vielmehr  ein  Konglo- 
merat, das  aus  mehreren  primären  Bestandteilen  zusammengesetzt 
ist.  Dieselben  sind  bei  dem  betagten  Rechtsgeschäft  auseinander- 
zuhalten. 

Das  endgültig  beabsichtigte  Rechtsverhältnis,  d.  h.  die  gleich- 
zeitige Anwesenheit  aller  Substanzteile  ist  nie  vor  dem  dies  ver- 
wirklicht, vielmehr  ist  in  dem  Zeiträume,  welcher  durch  das 
negotium  einerseits  und  den  dies  andererseits  begrenzt  wird,  nur 
ein  Teil  der  elementaren  Bestandteile  des  Rechtsverhältnisses  vor- 
handen, während  zugleich  der  spätere  Eintritt  aller  Wirkungen 
bereits  feststeht. 

Im  einzelnen  gestaltet  sich  dieses  Verhältnis  bei  obligato- 
rischen und  dinglichen  Rechtsgeschäften  verschieden. 

Bei  dem  dinglich  wirkenden  Rechtsgeschäft  stehen  sich  zwei 
Substanzteile  des  Rechtsverhältnisses  gegenüber:  die  rechtliche 
Zweckbestimmung  der  Sache  und  die  Herrschaftsbefugnis  des 
dominus.  Nur  die  rechtliche  Zweckbestimmung  ist  ante  diem  exi- 
stent, der  Destinatar  hat  noch  kein  Recht  an  dem  Vermögens- 
objekt.    Aber   seine  Anwartschaft   ist   in   rechtlicher  Beziehung 
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unzerstörbar,  weil  die  Zweckbestimmung  ipso  jure  der  Sache 
gleichsam  einen  character  indelebilis  aufprägt.  Der  Schutz  gegen 
Benachteiligungen  thatsächlicher  Natur  ist  die  Folge  der  dem 
dinglichen  Recht  zu  Grunde  liegenden  obligatorischen  causa. 

Bei  der  betagten  Obligation  sind  drei  Bestandteile  des  Rechts- 
verhältnisses zu  unterscheiden :  die  persönliche  Gebundenheit  des 
Schuldners  (Zweckbestimmung),  die  Empfangsberechtigung  des 
Gläubigers  (klaglose  Haftung)  und  das  ßeitreibungs-R.  des  Gläu- 
bigers (klagbare  Haftung).  Hier  fehlt  es  ante  diem  nur  an 
dem  dritten  Substanzteil ,  während  die  Zweckbestimmung  des 
Schuldners  und  die  Empfangsberechtigung  des  Gläubigers  von 
Anfang  an  vorhanden  sind.  Dem  Gläubiger  gebührt  ein  beson- 
deres R.  auf  Sicherstellung,  das  jedoch,  abgesehen  von  Legaten, 
nur  auf  Antrag  und  ex  juste  causa  wirksam  wird. 

G.  Rümelin. 

Casso,  L.     Die  Haftung   des  Benefizialerben    nach   r.  u. 

heut.  R.     Berliner  Inauguraldissertation.    Berlin,  Schade. 

1889.  73  S.  1  M.  60  Pf. 
Nach  einer  kurzen  Einleitung  über  den  röm.  von  den 
meisten  modernen  Gesetzbüchern  beibehaltenen  Satz,  dass  der  Erbe 
ex  propriis  für  die  Schulden  des  Erblassers  haftet,  und  die  ver- 
schieden vor  Justinian  eingeschlagenen  Wege,  wie  die  Erbschafts- 
gläubiger gegen  die  Konkurrenz  der  Gläubiger  des  Erben ,  so 
den  Erben  gegen  den  bei  Insolvenz  des  Nachlasses  ihm  von  selten 
der  Erbschaftsgläubiger  drohenden  Nachteil  zu  schützen  (S.  5-13), 
wird  in  einem  ersten  Abschnitt  (S.  14-35)  von  der  Wirkung  der 
justinianischen  Reform,  insbesondere  von  der  Frage,  ob  der  cum 
beneficio  inventarii  Antretende  cum  viribus  oder  pro  viribus 
hereditatis  haftet,  gehandelt;  ein  zweiter  Abschnitt,  Theorie  und 
Praxis  des  gemeinen  R.  (S.  86-51),  bringt  Dogmengeschicht- 
liches; drei  weitere  (S.  51-69)  geben  eine  kurze  Darstellung  der 
Grundsätze  des  preuss.  L.R.,  des  Code  civil,  des  österr.  bürgerl. 
Gesetzbuchs;  der  letzte,  deutsches  Reichs-R.  (S.  71-73),  erwähnt 
flüchtig  neben  dem  §.  202  die  Konkürsordnung  und  dem  §.  696 
der  Z.Pr.O.  die  Bestimmungen  des  Entwurfes  eines  bürgerl.  Ge- 
setzbuchs für  das  Deutsche  Reich.  Burckhardt. 

Miigel,  0.  Das  Rhein.  Grundbuch-R.  Gesetz  vom  12./IV. 
1888  über  das  Grundbuch wesen  und  Zwangsvollstreckung 
in  das  unbewegliche  Vermögen  im  Geltungsbereiche  des 
rhein.  R.     Mit    einer   Einleitung   und    Anmerkungen  und 
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den  dazu  erlassenen  Ausführungsbestimmungen.  Berlin, 
Vahlen.     1888.    VIII  u.  344  S.     5  M. 

Im  rhein.  Rechtsgebiete  Preussens  ist  in  diesem  Jahre  mit 
Anlegung  von  Grundbüchern  stellenweise  ein  Anfang  gemacht 
worden ,  nachdem  das  zu  diesem  Zwecke  ergangene  Gesetz  vom 
12.  IV.  1888  am  1.  I.  d.  J.  in  Kraft  getreten  ist.  Das  ge- 
dachte Gesetz  hat  einen  zweifachen  Inhalt :  Es  gibt  nach  dem 
Vorgange  der  zu  gleichem  Behufe  schon  früher  für  den  grössten 
Teil  des  preuss.  Staates  ergangenen  Gesetze  die  Vorschriften  für 
die  erste  Anlegung  der  Grundbücher,  mit  welcher  bezirksweise 
vorgegangen  werden  soll.  Nach  Anlegung  eines  Grundbuchs 
sollen  dann  die  beiden  preuss.  Gesetze  vom  5.  V.  1872  und  das 
preuss.  Gesetz  über  die  Zwangsvollstreckung  in  das  unbeweg- 
liche Vermögen  vom  13.  VII.  1883  in  Ansehung  der  betreffenden 
rhein.  Grundstücke  in  Kraft  treten.  Insoweit  handelt  es  sich 
um  eine  schichtweise  Ausdehnung  des  preuss.  Grundbuch -R. 
auf  das  rhein.  Rechtsgebiet.  Aus  den  eigentümlichen  rechtlichtn 
und  thatsächlichen  Verhältnissen  dieses  Gebiets  ergab  sich  aber 
die  Notwendigkeit,  in  vielen  Einzelheiten  vom  preuss.  Grund- 
buch-R.  abzuweichen.  Eine  dieser  im  Gesetze  vom  12.  IV.  1888 
enthaltenen  Abweichungen  mag  als  allgemein  interessierend  hier 
hervorgehoben  werden:  Nach  §.  5  des  Gesetzes  kann  die  Auf- 
lassung nicht  bloss  vor  dem  Amtsgerichte ,  sondern ,  wenn  die 
Parteien  es  vorziehen,  statt  dessen  vor  einem  Notar  erklärt 
werden. 

Der  Verf.,  ursprünglich  rhein.  Jurist,  gegenwärtig  Amts- 
richter in  Halle,  hat  bei  der  Ausarbeitung  des  Gesetzes  und  bei 
der  Vertretung  desselben  vor  dem  preuss.  Landtage  mitgewirkt. 
Wie  sehr  er  zur  wissenschaftlichen  Behandlung  des  Gesetzes  be- 
rufen ist,  beweist  er  durch  das  vorliegende  Werk.  Sein  Buch 
gehört  nicht  zur  Art  der  Kommentare,  wie  sie  jetzt  beim  Er- 
scheinen neuer  Gesetze  mit  der  Papierschere  angefertigt  zu  werden 
pflegen ;  es  ist  ein  Erzeugnis  ernster  geistiger  Arbeit,  ein  durchaus 
wissenschaftliches  Werk,  welches  sowohl  für  das  Studium  als 
für  den  Gebrauch  des  Praktikers  in  hohem  Grade  geeignet  ist. 
Dem  rhein.  Juristen  war  bisher  das  preuss.  Grundbuch -R.  un- 
bekannt ;  der  Verf.  gibt  daher  in  der  Einleitung,  auf  S.  5-85, 
eine  zusammenfassende  systematische  Darstellung  der  Grund- 
sätze dieses  Gesetzes;  eine  Arbeit,  welche  um  so  wichtiger  ist, 
als  diese  Grundsätze  zum  Teil  in  schroffem  Gegensatze  zu  den 
gewohnten  rhein.  Rechtsanschauungen  stehen.  Es  folgt  der  Text 
des  Gesetzes  mit  sehr  wertvollen  Anmerkunofen  von  bedeutendem 
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Umfange.  Bei  dieser  Erläuterung  handelte  es  sich  nicht  etwa 
um  eine  blosse  Reproduktion  der  Litteratur  über  das  preuss. 
Grundbuch-R.,  sondern  um  Lösung  einer  eigentümlichen  neuen 
Aufgabe.  Vollkommen  zutreffend  sagt  der  Verf.  im  Vorworte: 
»Die  Ergebnisse,  zu  welchen  Theorie  und  Praxis  (der  preuss. 
Gesetze  von  1872  und  1888)  geführt  haben,  sind  nicht  ohne 
weiteres  für  das  rhein.  R.  zu  verwerten.  Denn  einmal  werden 
manche  Bestimmungen  jener  Gesetze  durch  das  Einführungs- 
gesetz (nämlich  das  vorliegende  Gesetz  vom  12./IV.  1888)  ab- 
geändert und  ergänzt,  und  sodann  ist  auch  hinsichtlich  der 
unverändert  übernommenen  Vorschriften  zu  beachten ,  dass 
die  Grundbuchgesetze  nicht  ein  in  sich  abgeschlossenes  Ganzes 
bilden,  sondern  vielfältig  ihre  Ergänzung  und  Erläuterung  in  den 
Vorschriften  des  bürgerl.  R.  finden;  es  muss  daher  in  jedem 
einzelnen  Falle  geprüft  werden,  ob  die  auf  der  Grundlage  des 
allgemeinen  preuss.  L.R.  oder  des  gemeinen  R.  ruhende  Auf- 
legung der  eingeführten  Gesetze  auch  für  das  rhein.  R.  als  zu- 
treffend anerkannt  werden  kann.  Für  den  rhein.  Juristenstand 
handelt  es  sich  demnach  nicht  um  die  einfache  Uebernahme  des 
im  bisherigen  Anwendungsgebiete  der  Grundbuchgesetze  seit  der 
Geltung  derselben  angesammelten  Rechtsstoffes;  demselben  er- 
wächst vielmehr  die  Aufgabe,  sich  sein  Grundbuch-R.  vom 
Standpunkte  des  rhein.  R.  aus  gewissermassen  neu  aufzubauen. 
Das  vorliegende  Buch  will  ein  Hilfsmittel  zur  Lösung  dieser 
Aufgabe  sein."  Was  der  Verf.  in  seiner  Bescheidenheit  als  blosses 
Hilfsmittel  bezeichnet,  ist  in  bezug  auf  einen  grossen  Teil  der 
betreffenden  Fragen  schon  die  Lösung  selbst ;  für  andere  Fragen, 
z.  B.  für  die  Auslegung  des  schwierigen  §.  7,  hat  sich  der  Verf. 
mindestens  das  Verdienst  erworben ,  die  Streitfrage  formuliert 
zu  haben.  —  Der  Anhang  enthält  eine  Zusammenstellung  der 
Vorschriften  über  das  Verteilungsverfahren  ausserhalb  der  Fälle 
einer  Zwangsvollstreckung.  Sodann  die  am  21.  November  1888 
vom  Justizminister  erlassenen  Ausführungsbestimmungen  und 
diejenigen  früheren  Ausführungsbestimmungen ,  auf  welche  in 
dieser  Verfügung  Bezug  genommen  ist.  v.  Cuny. 

Burckhard.    System  des  österr.  Privat -R.    3.  Teil:   Die 
einzelnen   Privatrechtsverhältnisse.     1.    Abteilung.     Wien, 
Manz.     1888.     XVI  u.  540  S. 
Das  erste  Heft  dieser  ersten  Abteilung  erschien  bereits  im 

Jahre  1885  und  wurde  auch  schon  im  Band  V  S.  104  besprochen, 
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so  dass  also  nur  das  seither  erschienene  zweite  Heft,  enthaltend 
Tabularbesitz  (nicht  Mobilarbesitz,  wie  es  in  der  erwähnten  An- 
zeige infolge  eines  unliebsamen  Druckfehlers  heisst)  zu  besprechen 
ist.  Dasselbe  enthält  zunächst  ein  vollkommenes  Grundbuch-R. 
Es  behandelt  nämlich  die  Arten  der  öffentlichen  Bücher  und 
die  Einrichtung  derselben ,  sodann  das  Verfahren  in  Grund- 
buchssachen, die  Rechtsmittel  gegen  Eintragungen,  die  Arten 
der  bücherlichen  Eintragungen,  endlich  den  bücherlichen  Besitz» 
Auf  Details  dieser  Darstellung  des  Grundbuch-R.  einzugehen, 
ist  wohl  nicht  möglich.  Nur  der  Ansicht  B.'s  von  dem  Tabu- 
larbesitze  mag  mehr  Raum  gewidmet  sein.  B.  zieht  die  Kon- 
sequenz aus  dem  Glauben,  den  das  öffentliche  Buch  verdient, 
mit  grösster  Strenge.  Wer  im  Grundbuche  eingetragen  ist,  ist 
Tabularbesitzer,  auch  wenn  er  es  rechtlich  nicht  sein  sollte ;  im 
Grundbuche  eingetragene  Objekte  sind  Gegenstand  des  grund- 
bücherlichen  Verkehres,  auch  wenn  sie  es  nicht  sein  sollten;  di& 
Entstehung  und  Endigung  des  Tabularbesitzes  wird  gegeben  durch 
die  Einverleibung  und  Einverleibung  der  Löschung.  Die  Wir- 
kung des  Tabularbesitzes  ist  nach  B.  der  Schutz  des  Tabular- 
besitzers  gegen  Aufforderungsklagen,  den  Eingetragenen  schützt 
die  Eigentumsklage;  einer  Klage  ähnlich  den  Besitzklagen  be- 
darf es  nicht,  da  jede  eigenmächtige  Störung  des  bürgerl.  Be- 
sitzes durch  die  Führung  der  öffentlichen  Bücher  seitens  der 
Gerichte  ausgeschlossen  sein  soll,  und  der  Tabularbesitz  nicht 
auders  beseitigt  werden  kann ,  als  durch  eine  Verfügung  des 
Richters.  Dem  Tabularbesitze  wohnt  auch  gleich  dem  Rechts- 
besitze eine  rechtserzeugende  Kraft  inne,  welche  dort,  wo  das 
eingetragene  R.  ursprünglich  in  Wahrheit  nicht  bestand,  zur  Ent- 
stehung desselben  führt ;  und  zwar  tritt,  da  der  Tabularbesitzer 
nur  durch  einen  Angriff  des  Verletzten  (Klägers)  seines  R.  ent- 
kleidet werden  kann ,  die  Unterlassung  des  Angriffs  als  rechts- 
erzeugender Faktor  in  den  Vordergrund  —  mit  anderen  Worten; 
die  rechtserzeugende  Wirkung  des  Tabularbesitzes  fällt  nicht 
unter  den  Begriff  der  Ersitzung,  sondern  unter  den  der  Ver- 
schweigung. Die  Tabularverschweigung  ist  im  Grundbuchsgesetze 
in  der  Lehre  von  den  Anmerkungen  und  zwar  im  Abschnitt  von 
„Löschung,  Klage  und  Streitanmerkung "  behandelt.  Es  sind  zu 
unterscheiden  solche  Angriffe,  welche  eine  Eintragung  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Gültigkeit  vorhergegangener  Eintragungen  als  selbst 
ungültig  bezeichnen,  und  solche  Angriffe,  welche  eine  Eintragung 
darum  für  ungültig  erklären,  weil  ihr  vorausgehende,  sie  be- 
gründende Eintragungen    ungültig  sind.    Die  ausführliche  Erör- 
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terung  dieser  beiden  Arten  von  Angriffen,  welche  durch  die 
§.  62  bezw.  §§.  63  und  64  des  allg.  Grundbuchsgesetzes  normiert 
werden,  bilden  den  Schluss  dieser  Abteilung. 

W.  Fuchs  (Wien). 


nia.  Entwurf  eines  bürgerlichen  Gesetzbuches. 

Verhandlungen  Zwanzigsten  deutschen  Juristentages. 
Herausg.  von  dem  Schriftführeramt  der  ständigen  Depu- 
tation. Gutachten.  Berlin,  Guttentag.  1889.  Bd.  I, 
332  S.,  Bd.  II  352  S.,  Bd.  III  100  S. 

Den  bevorstehenden  Juristentag  erwartet  eine  stattliche 
Zahl  von  Aufgaben;  die  ausgegebene  Tagesordnung  begreift 
16  Fragen  bezüglicji  des  Entwurfs  eines  bürgerlichen  Gesetz- 
buches, zu  denen  in  üblicher  Weise  Gutachten  erhoben  worden 
sind.  Diese  Fragen  verteilen  sich  auf  sämtliche  fünf  Bücher 
des  Entwurfs.     Den   allgemeinen  Teil  betreffen  drei  Fragen: 

1.  Empfiehlt  sich  die  Beibehaltung  der  Grundsätze  über  Ver- 
schollenheit und  Todeserklärung?  Während  Heinsen  (I.  280 
bis  284)  die  Frage  im  allgemeinen  bejaht,  schlägt  Holder  (I. 
258—279)  an  Stelle  der  §§.  4—24  unter  Ausscheidung  der  pro- 
zessualen Vorschriften  7  Paragraphen  vor,  mit  Berücksichtigung 
einer   Todesvermutung   wegen   eines  bestimmten   Maximalalters. 

2.  Empfiehlt  sich  die  Beibehaltung  der  Vorschriften  über  den 
Irrtum  bei  Willenserklärungen?  Heinsheimer  (III.  3—22) 
spricht  sich  für  diese  Beibehaltung  mit  einigen  Modifikationen 
aus,  während  Leonhard  (III.  23—121)  in  ausführlicher  Be- 
gründung die  Ansicht  vertritt,  dass  die  allgemeinen  Grundsätze 
über  die  rechtliche  Behandlung  des  Irrtums  bei  Rechtsgeschäften 
der  wissenschaftlichen  Feststellung  nicht  durch  Gesetzesvor- 
schriften entzogen  werden  sollten.  3.  Ueber  die  Frage  der  Bei- 
behaltung des  Begriffs  der  Anspruchsverjährung  liegen  Gut- 
achten von  Bahr  (I.  285—305)  und  Hanausek  (I.  306—332) 
vor.  Beide  ziehen  die  Klagenverjährung  vor  und  wünschen 
andere  Normierung  der  Verjährungseinrede. 

Dem  R.  der  Schuldverhältn  isse  gehören  vier  weitere 
Fragen  an.  4.  Ueber  Erweiterung  des  Pfand-R.  des  Ueber- 
nehmers  (§.  574)  auf  unbewegliche  Sachen  äussern  sich  Hilse 
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(I.  218—247)  und  Staub  (I.  248-257);  beide  gelangen  zur 
Bejahung  des  Bedürfnisses  einer  solchen  Erweiterung.  5.  Zur 
Frage,  ob  die  Konventionalstrafe  der  freien  Vereinbarung  unter- 
liegen, oder  an  gesetzliche  oder  richterliche  Schranken  gebunden 
werden  soll,  stellen  sich  die  Gutachten  Koffkas  (IL  3 — 32)  und 
Simons  (II.  33 — 45)  auf  den  vom  Entwürfe  eingenommenen 
Standpunkt.  6.  Jäckel  (IL  263—311)  und  Fischer  (IL  312 
bis  352)  beschäftigen  sich  mit  der  Frage,  wie  der  vom  neun- 
zehnten Juristentage  einstimmig  genehmigte  Satz  „Kauf  bricht 
nicht  Miete*'  im  Falle  der  Versteigerung  modifiziert  werden  soll. 
Fischer  benutzt  diesen  Anlass  zur  Ergänzung  seines  dem  neun- 
zehnten Juristentag  erstatteten  Gutachtens.  7.  In  der  Frage, 
ob  das  gesetzliche  Pfand-R.  des  Vermieters  und  Verpächters  bei- 
zubehalten sei,  gelangt  Thomsen  (IIL  152—206)  in  erster 
Reihe  zur  Beseitigung  des  gesetzlichen  Pfand-R.  und  sonstiger 
Vorrechte  auf  diesem  Gebiete,  fürsorglich  zur  Beibehaltung  der 
Beschränkungen,  namentlich  auf  pfändbare  Sachen,  nach  §.  521 
des  Entwurfs.  Lewinsohn  (III.  207— 2Q0)  schlägt  eine  sehr 
detaillierte  Fassung  des  §.  521  und  ein  besonderes  Reichsgesetz 
zum  Ausschlüsse  der  nicht  pfändbaren  Sachen  von  den  dem  Ver- 
mieter und  Verpächter  eingeräumten  Sicherungs-R.  vor. 

Für  das  Sachen-R.  sind  drei  Fragen  bearbeitet:  8.  lieber 
die  Behandlung  der  Pertinenzen  liegen  Gutachten  von  Hachen- 
burg  (IIL  122—144)  und  Kohler  (IIL  145—151)  vor.  Letz- 
terer möchte  die  Definition  der  Wissenschaft  überlassen,  macht 
aber  fürsorgliche  Redaktionsvorschläge,  zu  welchen  auch  der 
erstgenannte  Gelehrte  gelangt.  9.  Zur  Frage  der  Beibehaltung 
der  vorgesehenen  Arten  des  Pfand-R.  an  Grundstücken  kommt 
Levy  (III.  261 — 286)  zur  Bejahung  einschliesslich  der  Grund- 
schuld, dagegen  mit  Ausnahme  der  Buchhypothek  als  normaler 
Verkehrshypothek,  würde  jedoch  einer  gründlicheren  Reform  des 
Hypotheken -R.  zur  Sonderung  des  reinen  Mobiliarkredits  von 
dem  durch  einen  solchen  verstärkten  Personalkredit,  unter  Zu- 
lassung von  nur  zwei  Arten  der  Hypothek,  den  Vorzug  geben. 
10.  Mörschell  (IIL  287— 300)  schlägt  bezüglich  der  Gestaltung 
des  Privatpfändungs-R.  die  Beseitigung  der  Privatpfändung  wegen 
des*  durch  fremdes  Vieh  oder  Personen  einem  Grundstücke  zu- 
gefügten Schadens  vor,  soweit  solche  nicht  unter  die  Vorschriften 
der  Selbsthilfe  (§.  189  des  Entwurfs)  fällt.  — 

In  das  Familien- R.  fallen  folgende  Fragen:  IL  Empfiehlt 
sich  die  vorgeschlagene  Beschränkung  der  Ehescheidungsgründe? 
Sowohl  Mayer  (IL  92—109),  als  Jacobi  (IL  110—234),  der  sein 
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Gutachten  zu  einer  rechtsgeschichtlichen  Untersuchung  der  Ehe- 
scheidungslehre erweitert  und  demselben  als  interessante  Beigabe 
das  Fridericianische  Edikt  vom  17./XI.  1782  gegen  die  Miss- 
bräuche der  überhandgenommenen  Ehescheidungen  angeschlossen 
hat,  gelangen  zu  einer  Verneinung  der  Frage,  jedoch  mit  grossen 
Abweichungen  bezüglich  der  weiter  zu  berücksichtigenden  Gründe. 

12.  Brie  (II.  235—262)  stimmt  der  Beseitigung  der  Eheschei- 
dungsstrafen zu,  wünscht  aber  die  Verhütung  der  Bereicherung 
des  schuldigen  Ehegatten  bei  der  allgemeinen  Gütergemeinschaft 
und  der  Mobiliargemeinschaft  und  die  Gewährung  eines  ünter- 
baltsanspruches  für  den  unschuldigen  Teil. 

Mit  dem  Erb-R.  endlich  beschäftigen  sich  folgende  Fragen: 

13.  Lauö  (I.  3-^12)  und  Wilke  (I.  13—29)  befürworten  die 
Beibehaltung  wechselseitiger  Testamente,  wenigstens  unter  Ehe- 
gatten. 14.  Ueber  die  zweckmässigste  Regelung  des  Inventar-R. 
äussern  sich  die  Gutachten  von  Munk.(L  30 — 87)  und  Dove 
(I.  88—131).  Letzterer  gelangt  zu  dem  Ergebnisse,  da'ss  die 
Regelung  des  Inventar-R.  im  Entwürfe,  insbesondere  die  Ab- 
zugseinrede, eine  unglückliche  Schöpfung  sei,  die  nicht  in  das 
Gesetzbuch  übergehen  dürfe,  und  macht  Gegenvorschläge;  ersterer 
fordert  eine  völlige  Neubearbeitung  des  Abschn.  6,  Tit.  7  des 
V.  Buches.  15.  Strützki  (I.  132^198)  und  Cosack  (I.  199 
bis  217)  beschäftigen  sich  mit  der  Frage,  welche  Grundsätze 
über  das  Verhältnis  der  Miterben  und  ihre  Auseinandersetzung 
aufzustellen  sind.  Ersterer  gelangt  zu  detaillierten  Gegenvor- 
schlägen für  Auseinandersetzung,  Ausgleichung  und  Vereinigung, 
letzterer  nimmt  Stellung  bezüglich  der  Schuldenhaftung  und  der 
Verfügung  über  den  Nachlass  vor  der  Teilung,  wobei  beide  Gut- 
achten zu  wesentlichen  Abweichungen  vom  Entwürfe  kommen. 
Endlich  16.  wird  von  Fr.  Endemann  (II.  46 — 64)  und  Reatz 
(II.  70  —  91)  die  Frage  begutachtet,  ob  die  Anfechtung  der 
Schenkungen  aus  dem  Gesichtspunkte  des  ausserordentlichen 
Pflichtteils  (Entwurf)  oder  aus  dem  des  Uebermasses  festzu- 
setzen sei.  Reatz  verwirft  beide  Gesichtspunkte;  Endemann 
findet,  dass  der  Entwurf  das  für  die  Anfechtung  richtige  Prinzip 
enthalte,  dagegen  sei  die  Fassung  desselben  unter  dem  Gesichts- 
punkte eines  ausserordentlichen  Pflichtteils  nicht  entsprechend, 
weil  es  nur  einen  Pflichtteil  gebe.  Heinsheime r. 

Bekker  u.  Fischer,  Beiträge  zur  Erläuterung  und  Be- 
urteilung des  E.  e.  B.  G.B.  für  das  Deutsche  Reich. 
7.  und   8.  Heft.     Die  Rechtsgeschäfte  im  E.  e.   B.  G.B. 
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für  das  Deutsche  Reich.  Studien,  Kritiken,  Vorschläge  von 
Zitelmann.  11.  Heft.  Die  allgemeinen  Grundsätze  des  Ob- 
ligationen-R.  in  dem  E.  e.  B.  G.B.  von  L.  Seuffert. 
Berlin,  Guttentag.  1889.  77  S.  I.Teil.  183  S. 
Die  Einleitung  der  Schrift  vonZ.  fällt  ein  scharf  ausgeprägtes 
Urteil  über  die  Gesamthaltung  des  Entwurfs.  Seine  mangelnde 
Gemeinverständlichkeit,  sowie  sein  Streben,  den  Richter  in  feste 
Schranken  zu  setzen,  werden  entschuldigt.  „Je  weniger  mög- 
liche Willkür,  desto  besser  das  Recht. *  „Besser  nach  dem  Ge- 
setz verurteilt,  als  nach  freiem  Ermessen  losgesprochen"  (56). 
„Man  würde  lediglich  der  Wahrheit  die  Ehre  geben,  wenn  man 
der  höchsten  Instanz  —  unter  welchen  Kautelen  immer  —  die 
Macht  verliehe,  wirklich  Recht  zu  schaffen*  (§.  7.)  Darum  ist 
des  Verf.  (allerdings  nicht  voll  erreichbares)  Gesetzgebungsideal 
ein  Werk,  welches  den  vollen  Reichtum  der  rechtlichen  Vor- 
kommnisse vorauszubestimmen  sucht"  und  möglichst  wenig 
Lücken  hat.  Unentbehrlich  erscheint  ihm  die  ihrer  Natur  nach 
oft  kleinliche  Gesetzesphilologie.  „Der  Entwurf  will  genau  sein: 
so  sei  er  es  denn  auch  ganz."  Die  Kritik  wird  daher  mög- 
lichst eng  an  die  Textesworte  angelehnt.  In  den  „Vorbemer- 
kungen" (S.  19 — 35)  finden  wir  allgemeine  Fragen  besprochen, 
wobei  eine  Einteilung  der  Willenserklärungen  in  empfangsbe- 
dürftige und  nicht  empfangsbedürftige  empfohlen  wird  (S.  23.) 
Die  folgenden  vier  Titel  reden  von  Geschäftsfähigkeit,  Willens- 
erklärung, Vertragsschliessung  und  Form  der  Rechtsgeschäfte. 
In  dem  ersten  werden  die  Geschäfte  der  Minderjährigen  mit  be- 
sonderer Genauigkeit  erörtert,  als  Grenze  des  Kindesalters  wird 
das  12.  Lebensjahr  statt  des  7.  empfohlen;  die  Geschäftsunfähig- 
keit der  des  vormundschaftlichen  Schutzes  für  bedürftig  erklärten 
Personen  (1727)  und  der  unter  verläufige  Vormundschaft  ge- 
stellten Personen  (1737)  soll  gestrichen  werden. 

Der  zweite  Titel  steht  auf  dem  Boden  des  „Willensdogmas* 
und  tritt  für  eine  beschränkte  „Vernehmungstheorie"  statt  der 
„Empfangstheorie"  des  Entwurfs  ein.  Im  dritten  wird  namentr 
lieh  die  stillschweigende  Vertragschliessung  im  gleichen  Sinne 
behandelt  (vgl.  §.  175),  während  in  der  Lehre  von  der  Form 
(4.  Titel),  insbesondere  die  Vorschrift  über  telegraphische  Willens- 
erklärung (§.  92,   2)  Missbilligung  findet. 

Die  am  Schlüsse  vorgeschlagene  Neufassung  der  besproche- 
nen Paragraphen  (S.  160  ff.)  zeichnet  sich  durch  Leichtigkeit 
des  Satzbaues  und  Kürze  vor  den  entsprechenden  Bestimmungen 
des  Entwurfes  aus. 
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Seuffert  hält  den  Entwurf  in  dem  von  ihm  besprochenen 
Teile  für  eine  „gute  Arbeit **,  die  er  zu  verbessern,  nicht  zu  be- 
kämpfen bemüht  ist.  Trotzdem  begnügt  er  sich  nur  in  einzelnen 
Teilen  (2.  Bd.  §.  3.  14)  mit  einer  Anhäufung  kritischer  Rand- 
bemerkungen. Er  sucht  vielmehr  gerade  in  solche  Lehren  ein- 
zudringen, deren  Unklarheiten  in  den  Entwurf  hinübergeflossen 
sind.  In  diesem  Streben  löst  er  Knäuel  verwickelter  Sachver- 
halte bis  zur  vollen  Durchsichtigkeit  auf,  indem  er  sie  bis  in 
das  Einzelne  scharf  beobachtet  und  mit  den  einfachsten  Mitteln 
darstellt.  In  dieser  Hinsicht  erscheinen  namentlich  die  Aus- 
führungen über  Schuldübernahme  (§.  12)  und  Verträge  zu 
Gunsten  Dritter  (§.  17)  als  bemerkenswert.  Doch  nicht  sie 
allein  sind  hervorzuheben.  Besondere  Beachtung  verdienen  na- 
mentlich die  Verwerfung  des  verallgemeinerten  Zurückbehal- 
tungs-R.  (S.  16),  die  scharfe  Kritik  der  in  den  Motiven  vor- 
handenen Vermischung  des  Verzugs  mit  der  Unmöglichkeit  der 
Erfüllung  (S.  18),  die  Missbilligung  der  aufgestellten  Vermutung 
gegen  den  animus  novandi  (S.  24),  die  Ausführungen  gegen 
Bährs  Anerkennungs vertrag  (S.  30)  und  der  Hinweis  auf  das 
häufige  Zusammenfallen  des  Zessionsversprechens  und  seiner 
gleichzeitigen  Ausführung  (S.  33).  —  Im  ganzen  wird  Festhalten 
am  Altbewährten  angestrebt,  nur  in  §.  16  wird  die  gänzliche 
Streichung  der  actio  quanti  minoris  empfohlen.     Leonhard. 

Strohal,  Rechtsübertragung  und  Kausalgeschäft  im 
Hinblick  auf  den  E.  e.  B..  G.B.  (Jahrbücher  für  Dog- 
matik.     Bd.  27.    S.  335-462.) 

Die  herrschende  gemeinrechtliche  Lehre  behandelt  die  frei- 
willige Eigentumsübertragung  als  einen  abstrakten  Vertrag, 
dessen  dinglicher  Efifekt  selbst  durch  Dissens  der  Parteien  über 
den  causa  traditionis  nicht  beinträchtigt  wird  und  das  gleiche 
Verhältnis  wird  auch  für  andere  Rechtsübertragungsgeschäfte, 
wie  Servitutbestellung ,  Cession  von  Forderungen  und  Ueber- 
tragung  von  Urheber-R.  angenommen. 

Der  E.  d.  B.  G.B.  hat  sich  dieser  Auffassung  vollständig 
angeschlossen.  Gegen  die  Bestimmungen  derselben  ist  jedoch 
der  doppelte  Vorwurf  zu  erheben,  dass  dieselben  von  der  für 
das  heutige  Rechtsleben  an  und  für  sich  schon  überaus  bedenk- 
lichen römischen  Auffassung  des  Verhältnisses  sich  nicht  nur 
nicht  emancipieren,  sondern  diese  sogar  noch  bis  zur  Unerträg- 
lichkeit  steigern. 

Die  Tradition  ist  auch  nach  r.  R.  kein  abstrakter  Vertrag. 
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Die  Frage,  ob  es  dem  Oblaten  gestattet  ist,  die  Traditionseffekte 
von  den  Kausalgeschäftseffekten  zu  trennen  und  jene  anzu- 
nehmen, diese  dagegen  abzulehnen,  muss  verneint  werden.  Dieser 
Umstand,  sowie  das  vorhandene  Quellenmaterial  führen  zu  der 
Annahme,  dass  zum  Eigentumsübergang  Einigung  der  Parteien 
über  eine  feste  causa  traditionis  erforderlich  ist.  Wirkliches 
Dasein  einer  den  Eigentumsübergang  objektiv  rechtfertigenden 
causa  haben  die  Römer  dagegen  nicht  verlangt.  Dies  hängt 
mit  dem  Grundsatz  des  r.  R.  zusammen,  dass  der  Eigentümer 
seine  Sache  unbedingt  vindizieren  kann,  solange  nicht  Ersitzung 
oder  Klagverjährung  eingetreten  ist.  Um  diese  leicht  grosse 
Störungen  herbeiführenden  Vindicationen  einzuschränken,  sahen 
sich  die  Römer  dazu  gedrängt,  den  Eintritt  des  Eigentumsüber- 
tragungseffekts von  den  Mängeln  des  Kausalgeschäfts  thunlichst 
unabhängig  zu  machen. 

Wenn  der  Entwurf  die  durch  Buchakt  vermittelte  Rechts- 
übertragung als  ein  abstraktes  Uebertragungsgeschäft  behandelt, 
so  ist  hingegen  in  der  Hauptsache  keine  Einwendung  zu  erheben. 
Dagegen  ist  in  bezug  auf  Mobilien  zu  verlangen,  dass  der  Eigen- 
tumsiibergang  von  der  Einigung  über  den  Rechtsgrund  abhängig 
gemacht  wird.  Abstraktion  von  der  causa  ist  nur  bei  Beob- 
achtung einer  bestimmten  Form  zuzulassen. 

Nach  diesen  Bestimmungen  kann  immer  nur  eine  ipso  jure 
gültige  Rechtsübertragung  vorkommen,  welche  wegen  Mangel- 
haftigkeit des  zwischen  Veräusserer  und  Erwerber  obwaltenden 
Kausalverhältnisses  sich  als  materiell  ungerechtfertigt  darstellt. 
Für  diesen  Fall  genügt  die  vom  Entwurf  gegebene  Kondiktion 
nicht,  es  ist  vielmehr  ein  in  rem  gehendes  Anfechtungs-R.  zu 
fordern. 

Da  nach  dem  Entwurf  keine  Vindikation  gegen  den  gut- 
gläubigen Erwerber  möglich  ist,  so  würde  sich  das  Anfechtungs- 
system nur  in  zwei  Richtungen  von  dem  Kondiktionssystem 
unterscheiden.  Nach  dem  Anfechtungssystem  kann  der,  der  sein 
Eigentum  verloren  hat,  Aussonderung  im  Konkurs  verlangen, 
und  die  Anfechtung  gegen  dritte  schlechtgläubige  Erwerber 
durchführen,  während  es  sich  beim  Kondiktionssystem  in  beiden 
Richtungen  anders  verhält.  Die  Resultate  des  Anfechtungs- 
systems sind  hier  unbedingt  vorzuziehen. 

Die  vorgeschlagene  enge  Verbindung  des  Eigentumsüber- 
gangs mit  dem  Kausalgeschäft  findet  in  den  vorhandenen  Rechts- 
bildungen eine  Stütze.  Abgesehen  von  einzelnen  im  r.  R.  vor- 
handenen  Erscheinungen    ist    das    verteidigte    Prinzip    das    des 
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deutschen  B.,  und  die  bemerkenswerte  Tbatsache,  dass  die  drei 
hervorragendsten  modernen  Legislationen,  die  preuss.,  französ. 
und  österr.,  das  Verhältnis  von  Kausalgeschäft  und  Rechtsüber» 
traguBg  untereinander  wesentlich  übereinstimmend  und  im  ge- 
meinsamen Gegensatz  zum  r.  R.  behandeln,  beweist,  dass  die 
vollständige.  Unabhängigkeit  des  Rechtsübertragungseflfekts  von 
der  Gültigkeit  des  zu  Grunde  liegenden  Kausalgeschäfts  dem 
dentschen  Rechtsbewusstsein  entschieden  widerspricht. 

G.  Rümel  i  n. 


IV.  Handelsrecht. 

Guillemin,  J.  Des  Transports  successifs.  Repartition 
des  droits,  obligations  et  responsabilitö  entre  les  diverses 
compagnies  de  chemins  de  fer  ayant  pris  part  au  trans- 
port.     Paris,  Thorin.     1886.     184  S. 

Die  Untersuchungen  des  Verf.  beschränken  sich  auf  den 
Eisenbahntransport  und  schliessen  denjenigen  zu  Wasser  aus. 
Dagegen  begreifen  sie  nicht  nur  den  Transport  im  eigenen  Land, 
sondern  erstrecken  sich  auf  den  internationalen  Verkehr.  In 
einem  ersten  Kapitel  handelt  der  Verf.  von  den  R.  und 
Verpflichtungen  der  Gesellschaften,  welche  aus  dem  durchgehen- 
den Transport  sich  ergeben.  Von  den  letzteren  werden  nament- 
lich hervorgehoben  die  Verpflichtung,  den  Transport  durchgehend, 
somit  auch  über  andere  Linien  zu  besorgen,  unter  Einhaltung 
bestimmter  Fristen  und  Anwendung  der  eigenen  oder  verein- 
barten Tarife.  Die  Verpflichtung  einer  Gesellschaft,  Waren  und 
Personen  nicht  nur  auf  ihren  eigenen  Linien  zu  transportiren, 
sondern  auch  für  die  Weiterspedition  die  Rolle  des  Kommissars 
zu  übernehmen,  wurde  wiederholt  durch  die  Gerichte  anerkannt 
und  unterliegt  gegenwärtig  keinem  Zweifel  mehr.  Die  Gesellschaften 
haben  sich  seither  verständigt  und  gemeinsame  Tarife  aufgestellt. 
Für  den  internationalen  Verkehr  dagegen  sind  weder  Gesetze  noch 
Urteile  massgebend,  sondern  nur  Vereinbarungen  unter  den  Ge- 
sellschaften oder  internationale  Verträge.  Ein  solcher  wurde 
angeregt  durch  die  Schweizer  Advokaten  de  Seigneux  und  Christ, 
und  es  führte  die  Anregung  zur  Berner  Konvention  von  1881, 
welche  zwar  noch  nicht  überall  Gesetzeskraft,  allein  dessenunge- 
achtet einen  grossen   Einfluss   erlangt   hat.     G.    nennt  dieselbe 
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„un  projet  si  approfondi,  si  complet,  si  etudie,  qu'on  pent  le 
considerer  comme  definitif*'.  Bei  Behandlung  der  Fristen  wird 
ihre  Verschiedenheit  hervorgehoben,  je  nachdem  der  Transport 
auf  der  nämlichen  Linie  bleibt,  auf  eine  andere  übergeht  oder 
die  Grenze  überschreitet.  Die  Tarife  endlich  geben  dem  Verf. 
Anlass  zu  interessanten  Ausführungen  über  die  Tarifpolitik  und 
die  oft  widerstreitenden  Interessen  der  inländischen  Industrie 
und  des  ausländischen  Importes,  und  er  stellt  sich  dabei  auf 
einen  Standpunkt,  der  mit  Billigkeit  und  Umsicht  die  verschie- 
denen Interessen  gegeneinander  abzuwägen  vermag. 

Das  zweite  Kapitel  hat  die  Haftbarkeit  der  Eisenbahnen 
beim  durchgehenden  Verkehr  zum  Gegenstande  mit  Bezug  auf 
Personen  und  Güter.  Mit  Rücksicht  auf  den  internationalen 
Transport  kommen  namentlich  die  Fragen  zur  Sprache,  welche 
Gesetzgebung  zur  Anwendung  komme  zur  Beurteilung  der  Haftbar- 
keit der  verschiedenen  Gesellschaften  und  der  Kommissionare,  sowie 
der  Zulässigkeit  von  Beweisen,  der  Verjährung,  Begründung  der 
Kompetenz  u.  s.  w.  Dabei  werden  auch  die  Bestimmungen  der 
Berner  Konvention  einer  Kritik  und  Analyse  unterworfen,  wobei 
bedauert  wird,  dass  die  Kontroversen,  zu  welchen  die  Art.  105 
und  108  C.  de  Comm.  Anlass  gegeben  haben,  keine  Lösung  ge- 
funden haben.  Der  letzte  Abschnitt  dieses  Kapitels  ist  den  Privi- 
legien der  Transportanstalt  gewidmet  für  ihre  Transportkosten 
und  den  Rückgriffsrechten,  welche  den  Gesellschaften  gegenseitig 
zustehen.  König. 

Hoffmann,  St.     Gesetz,   betr.  die  Erwerbs-  und  Wirt- 
schaft sgenossenschaften,  vom  1.  Mai  1889.    Leip- 
zig, Rossberg.    1889.    VI  u.  210  S.    2  M.  Kart.  2  M.  40  Pf. 
An  die  Einleitung   (S.  1 — 24),   welche   die  Grundzüge  des 
Gesetzes,  Haftpflicht   der  Genossen,  Mitgliedschaft,  Organisation 
und  Revision,  Vermögen  und  Geschäftsbetrieb  der  Genossenschaft 
darlegt,   reiht  sich   (S.  25 — 189)   eine   kurzgefasste  Erläuterung 
des  Gesetzes  aus    den  amtlichen   Materialien,   hauptsächlich  den 
Motiven.     Den  Schluss  bildet   ein  gutes  Sachregister.     Die  vor- 
behaltenen Verordnungen   des  Bundesrates ,    die  Instruktion  des 
Reichskanzlers  und  die  Ausführungsverordnungen  von  Preussen, 
Bayern,   Sachsen  und  Württemberg   sollen  in  einem  besonderen 
Bande  der  Rossbergschen  Handausgabe   deutscher  Reichsgesetze 
erscheinen.  Heinsheime  r. 


Hoffmann  —  Rein  hold.  439 

Reinhold,  F.  Das  allgemeine  und  kaufmännische 
Zurückhaltungs-R.,  insbesondere  sein  Grund 
und  sein  Wesen.  Wien,  Holder  1889.  115  S.  3  M. 
Abt.  I  S.  3 — 10  bekämpft  die  Ausführungen  Gellers  in  seiner 
Abhandlung:  ,Das  allgemeine  Retentions-R."  im  österr,  C.Bl. 
für  juristische  Praxis,  Bd.  I,  S.  8—34.  Abt.  II,  S.  11-93  ent- 
wickelt selbständig:  das  Retentions-R.  ist  kein  eigenes,  selbstän- 
diges von  allen  anderen  R.  verschiedenes  R.  (S.  1 — 39.  67.  77), 
der  Rechtsgrund  des  Retentions-R.  liegt  nicht  im  Vertrage 
(S.  12  ff.)  oder  im  Gesetz  (S.  24  ff.),  die  Retention  ist  allezeit 
und  ausnahmslos  nichts  anderes,  als  die  blosse  Ausübung  eines 
R.,  woraus  folgt,  dass  die  Retentionsbefugnis  keinen  eigenen 
und  selbständigen  Rechtsgrund  haben  kann,  sondern  dass  ihr  un- 
mittelbarer Rechtsgrund  das  durch  die  Retention  bethätigte  R. 
ist,  ihr  mittelbarer  Rechtsgrund  aber  derjenige,  auf  welchem  das 
betreffende  R.  selbst  beruht  (Eigentum,  Miteigentum,  Pfandrecht, 
Servitut,  Erbrecht)  S.  59.  75.  84.  Auch  dem  österr.  R.  ist  trotz 
des  §.  471  ein  Rententions-R.  bekannt,  S.  60  ff.  89  (vgl.  Motive 
zum  Entwurf  eines  bürgerl.  Gesetzbuches  für  das  Deutsche 
Reich,  Bd.  II,  S.  40  ff.).  Das  Retentions-R.  hat  niemals  einen 
eigentümlichen  oder  besonderen  Gegenstand,  derselbe  ist  stets 
der  nämliche  mit  demjenigen,  auf  welchem  die  erhobene  For- 
derung gerichtet  ist.  Als  Gegenstand  des  Retentions-R.  ist  der- 
jenige zu  bezeichnen,  auf  welchen  das  durch  das  jeweilige  R. 
ausgeübte  Grund-R.  Bezug  hat.  Was  immer  möglicher  Gegen- 
stand dieses  R.  ist,  daran  kann  auch  die  Rechtsbefugnis  ausgeübt 
werden  S.  45,  58,  92.  Hat  der  Retinent  das  Pfandrecht,  so  hat 
er  mit  diesem  auch  die  Befugnis  der  Veräusserung,  sonst  liegt 
es  in  den  Grund-R.  nicht,  S.  92.  Im  Anhang,  S.  94 — 115,  ist 
das  Retentions-R.  von  Dr.  Adolf  Lang  (Rostock  1884)  Gesprochen. 
S.  103  ist  bemerkt,  dass  dieses  Buch  zahlreiche  Ausdrücke  ent- 
halte, die  den  Deutsch-Oesterreichern  nicht  geläufig  seien.  Gegen 
manche  Ausdrücke,  namentlich  in  österr.  Urteilen  könnte  das 
von  uns  Reichsdeutschen  zurückgegeben  werden.  Der  Verf.  hält 
sich  von  solchen  Sonderworten  frei.  Ungewöhnlich  ist  aber  (S.  10) : 
,Der  Kaufvertrag  beinhält  keine  Schenkung." 

Keyssner. 
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V.  Gerichtsverfassung  und  Zivilprozess. 

Jäckel.  Die  Anfechtung  von  Rechtshandlungen 
zahlungsfähiger  Schuldner  ausserhalb  des 
Konkurses  mit  besonderer  Berücksichtigung 
des  preuss.  R.  systematisch  dargestellt.  2.  Aufl. 
Berlin,  Vahlen.     1889.     256  S.     6  M. 

Das  Buch  von  J.,  dessen  erste  Auflage  im  Jahr  1881  er- 
schien und  im  Bd.  I  des  C.Bl.  (S.  142,  143)  angezeigt  wurde, 
hat  schon  bisher  in  der  reichen  Litteratur  über  das  Anfech- 
tungsgesetz eine  angesehene  Stellung  eingenommen.  Die  zweite 
Auflage  wird  diese  Stellung  ohne  Zweifel  behaupten ,  da  bei 
der  neuen  Bearbeitung  alle  seitdem  aufgetauchten  Fragen  in 
gründlicher  Weise  erörtert  worden  sind,  und  der  Verf.  so- 
wohl die  inzwischen  erschienenen  auf  das  Anfechtungs-R.  be- 
züglichen Werke  und  Abhandlungen  als  auch  die  Rechtsprechung, 
insbesondere  diejenige  des  Reichsgerichts  in  eingehender  Weise 
berücksichtigt  hat.  Ist  auch  die  neuere  Litteratur,  sowie  die 
Rechtsprechung  der  Oberlandesgerichte,  welche  dem  Verf.  wahr- 
scheinlich nicht  in  ihrem  ganzen  Umfange  zugänglich  war,  nicht 
vollständig  benutzt,  so  wird  das  Buch  doch  nur  bei  wenigen 
Fragen  ganz  im  Stich  lassen,  wenn  man  dort  Auskunft  über 
eine  Streitfrage  sucht  und  —  was  wichtiger  ist,  als  die  Litte- 
raturn  ach  weise  —  die  einzelnen  Fragen  sind  durchweg  gründ- 
lich und  mit  grossem  Scharfsinn  erörtert.  Die  Anordnung  des 
Stoffs  ist  dieselbe  geblieben,  hat  sich  aber  auch  bewährt,  indem 
die  neuen  Zusätze  und  Einschaltungen  der  bisherigen  Bearbei- 
tung ohne  Zwang  einverleibt  werden  konnten  und  die  erheblich 
(um  38  Seiten)  erweiterte  Darstellung  keineswegs  den  Eindruck 
macht,  als  ob  sie  nicht  aus  einem  Guss  sei.  Auch  die  Bear- 
beitungen des  österr.  Anfechtungsgesetzes,  das  ja  auf  Grundlage 
des  Reichsgesetzes  vom  21.  Juli  1879  beruht  und  mit  diesem  in 
den  meisten  Beziehungen  übereinstimmt,  sind  zum  Teil  berück- 
sichtigt worden.  Ferner  hat  der  Verf.  vielfach  auf  den  Entwurf 
zu  einem  bürgerl.  Gesetzbuch  für  das  Deutsche  Reich  und  die 
demselben  beigegebenen  Motive  Bezug  genommen.  Sein  Buch 
wird  deshalb  in  jeder  Beziehung  der  Praxis  gute  Dienste  leisten. 

Petersen. 


Jäckel  —  Buschs  Zeitschrift.  441 

Zeitschrift  für  deutschen  Zivilprozess.  Begründet  von 
Busch,  hrsgb.  von  W.  Schultzen  stein  und  F.  Vier- 
haus.    Bd.  XII.     Berlin,  Heymann.     1888. 

Ausser  einem  Auszug  aus  dem  Immediatberichte  des  kgl. 
preuss.  Justizministers  über  die  Justizverwaltung  und  Rechts- 
pflege vom  27./X.  1887,  der  besonders  insoweit  von  Interesse  ist, 
als  es  sich  um  die  Beurteilung  der  Z.Pr.O.  und  Konkursordnung 
handelt,  enthält  Bd.  XII  von  „Buschs  Zeitschrift",  welche  auch 
fernerhin  diesen  Namen  tragen  soll,  wieder  eine  Reihe  von  Ab- 
handlungen aus  dem  Gebiete  des  Z.Pr.R.  und  Konkurs-R.  Zu- 
nächst hat  Geh.  Rat  Endemann  in  Bonn  in  sehr  eingehender 
Weise  die  Entwickelung  des  Konkursverfahrens  in  der 
gemeinrechtlichen  Lehre  bis  zur  deutschen  Konkursordnung  dar- 
gelegt. Derselbe  hat  sich  zur  Aufgabe  gestellt,  ein  übersicht- 
liches Bild  von  dem  Ent wickelungsgang  dieses  Verfahrens  zu 
geben  und  zwar  soll  dieser  Zweck  erreicht  werden  durch  einen 
Einblick  in  die  Schriften  derjenigen ,  welche  sich  mit  dem  Kon- 
kursverfahren beschäftigt  haben.  Zunächst  wird  das  röm.  Exe- 
kutionswesen, besonders  die  missio  in  bona  und  die  cessio  bo- 
norum, dann  die  Weiterentwickelung  des  Verfahrens  in  der 
raittelalterlich-roman.  Epoche  (Stracha,  Salgado  de  Samozau.s.w.) 
dargelegt.  Daran  schliesst  sich  eine  Darstellung  der  Behandlung 
des  Konkurses  nach  deutschem  Recht,  insbesondere  der  Ausbil- 
dung, welche  der  Konkursprozess  seit  der  Rezeption  des  röm. 
R.  zunächst  durch  die  deutsche  Praxis  und  dann  durch  die 
spätere  deutsche  Gesetzgebung  und  Doktrin  erfahren  hat,  an 
der  Hand  der  älteren  und  neueren  gemeinrechtlichen  Schrift- 
steller. 

Am  Schluss  folgen  noch  einzelne  Bemerkungen  über  die  Art 
und  Weise,  in  welcher  die  leitenden  Grundsätze,  welche  sich  im 
gemeinen  Recht  herausgebildet  haben,  der  Konkursordnung  ver- 
wertet und  fortgeführt  worden  sind.  Mit  den  neueren  Gesetz- 
büchern, welche  zum  grossen  Teil  auf  anderen  Grundlagen  auf- 
gebaut worden  sind  und  auf  denen  die  deutsche  Konkursordnung 
im  grossen  und  ganzen  beruht,  insbesondere  mit  der  preuss. 
Konkursoi-dnung  vom  Jahre  1855  beschäftigt  sich  Endemannn 
nicht. 

Von  der  Succession  in  das  Prozess Verhältnis  han- 
delt eine  Abhandlung  von  Kohl  er.  Derselbe  hat  im  Anschluss 
an  frühere  von  ihm  in  seiner  Schrift  „Der  Prozess  als  Rechts- 
verhältnis* (oben  S.  21)  geraachte  Ausführungen  dargelegt,  dass  es 
sich  bei  dieser  Succession  um  den  Eintritt  in  ein  prozessuales,  nicht 
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in  ein  ziviles  Verhältnis  handle  und  die  daraus  entspringenden 
Verhältnisse,  insbesondere  die  Stellung  desjenigen  erörtert,  wel- 
cher Prozesssubjekt  ist,  obgleich  er  gar  nicht  mehr  Subjekt  des 
zivilistischen  R.  zu  sein  behauptet,  also  dieses  R.  nicht  mehr 
für  sich,  sondern  für  einen  anderen  begehrt.  Die  Folgerungen 
aus  den  aufgestellten  Sätzen  und  aus  dem  Verhältnis  der  „Pro- 
zessstandschaft" werden  insbesondere  insoweit  gezogen,  als  es 
sich  um  die  Wirkungen  der  Veräusserung  einer  den  Gegenstand 
eines  Prozesses  bildenden  Sache  bezw.  um  die  Cession  eines  im 
Prozess  befangenen  Anspruchs  handelt  (§§.  236,  237  der  Z.Pr.O.). 
In  dieser  Richtung  tritt  Kohler  im  wesentlichen  den  Ausfüh- 
rungen ven  Eccius  bei  und  polemisiert  gegen  Wach.  Es  werden 
aber  auch  eine  Reihe  von  anderen  Fragen  erörtert,  bei  denen 
es  sich  um  eine  „prozessuale  Succession"  handelt.  Mit  der  „ge- 
setzlichen Form  der  Beschwerde"  (§.  532  Abs.  2  der 
Z.Pr.O.)  beschäftigt  sich  Rintelen,  der  im  Gegensatz  zur  herr- 
schenden Meinung,  welche  von  mehreren  Senaten  des  Reichs- 
gerichts uud  von  sämtlichen  Kommentatoren  vertreten  wird, 
ausführt^  eine  formlose  privatschriftliche  Beschwerde  sei  auch, 
in  denjenigen  Fällen  unzulässig,  in  welchen  dieselbe  zum  Proto- 
koll des  Gerichtsschreibers  erklärt  werden  könne;  der  Beschwerde- 
führer habe  vielmehr  hier  nur  die  Wahl  zwichen  dieser  Erklä- 
rung und  der  Einreichung  einer  Anwaltsschrift.  Marcus  er- 
läutert in  einer  Abhandlung  „über  die  Auferlegung  der  Kosten 
der  Berufungsinstanz"  die  Vorschrift  in  §.  92  Abs.  2  Z.Pr.O. 
und  führt  aus,  dass  als  die  „obsiegende  Partei"  nur  der  Be- 
rufungskläger, als  ein  „neues  Vorbringen",  dagegen  sowohl  eine 
neue  Thatsache  als  ein  neues  Beweismittel,  nicht  aber  eine  Eides- 
zuschiebung  anzusehen  sei.  Voss  erörtert  sodann  im  Anschluss 
an  einen  Rechtsfall  das  Absonderungs-R.  des  Verpäch- 
ters und  billigt  mehrere  von  ihm  mitgeteilte  Entscheidungen, 
in  welchen  das  Absonderungs-R.  aberkannt  wurde,  weil  sich  das 
in  Frage  stehende  Stroh  nicht  mehr  auf  dem  Pachtgrundstück 
des  Verpächters,  sondern  auf  einem  durch  den  Pächter  von  einer 
anderen  Person  gepachteten  Acker  befand.  Die  folgende  Ab- 
handlung von  Barkhausen  handelt  von  der  Vertagung 
einer  mündlichen  Verhandlung  nach  der  Z.Pr.O.  und 
nach  §  48  des  G.K.G.  und  beschäftigt  sich  mit  der  bekannten 
Streitfrage,  ob  die  letzterwähnte  Vorschrift  nur  dann  Anwen- 
dung finden  könne,  wenn  die  Vertagung  ohne  Eingehen  auf  die 
Verhandlung  stattgefunden  habe,  oder  ob  eine  Vertagung  ina 
Sinne  des  §.  48  schon  dann  vorliege,  wenn  nach  Beginn  des  Ter- 
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mins  die  Verhandlung  ausgesetzt  war.  Barkhausen  erklärt  sich 
für  die  erstere  von  Wach  verteidigte  Auffassung,  welcher  sich 
auch  mehrere  Senate  des  Reichsgerichts  angeschlossen  haben. 
Ja  er  meint,  man  könne  vielleicht  noch  weiter  gehen  und  an- 
nehmen, dass  die  „Vertagung  der  Verhandlung"  auch  den  Fall 
der  Hinausschiebung  eines  Verhandlungstermins  vor  Eintritt  des 
letzteren  umfasse  und  die  Gebühr  des  §.  48  G.K.G.  auch  im 
letzteren  Falle  erhoben  werden  dürfe.  Er  gibt  übrigens  zu^ 
dass  die  Anwälte  auch  bei  einer  erweiternden  Auslegung  des 
§.  48  dessen  Anwendung  regelmässig  ausschliessen  können  und 
hält  deshalb  eine  Aenderung  dieser  Vorschrift  im  Wege  der 
Gesetzgebung  für  dringend  geboten.  Muskat  beschäftigt  sich 
mit  dem  „Rechtsschutz  des  Beklagten  gegen  Teil- 
klagen und  erörtert  die  Frage,  ob  der  Beklagte,  wenn  der 
Kläger  eine  ihm  zustehende  Forderung  gleichzeitig  in  verschie- 
denen Teilklagen  vor  dem  Amtsgericht  einklage,  die  Einrede  der 
Unzuständigkeit  erheben  könne,  falls  zwar  keine  einzige  Teilklag& 
für  sich  allein  den  Betrag  von  300  M.  übersteige,  eine  wegen 
der  Gesamtforderung  zu  erhebende  Klage  aber  vor  das  Land- 
gericht gehöre.  Diese  von  den  meisten  Schriftstellern  verneinte- 
Frage  bejaht  Muskat  im  Anschluss  an  eine  Abhandlung  von. 
Zitelmann  (Buschs  Zeitschrift,  Bd.  VIII,  S.  254  ff.)  jedoch  mit. 
etwas  anderer  Begründung,  indem  er  ausführt,  dass  bei  Teil- 
klagen, sofern  die  Teilforderung  nicht  durch  Zeitbestimmung^ 
Zahlungsort  u.  s.  w.  individualisiert  sei,  nicht  der  Teilanspruch, 
sondern  der  Gesamtanspruch  des  Klägers  den  Streitgegenstand 
bilde.  Auf  Grund  dieser  Ausführungen  wird  dem  Beklagten 
auch  das  R.  eingeräumt,  den  späteren,  vor  der  Rechtskraft  des 
ersten  Urteils  erhobenen  Teilklagen,  gleichviel  ob  dieselben  bei 
dem  Amtsgerichte  oder  bei  dem  Landgerichte  erhoben  worden 
sind,  die  Einrede  der  Rechtshängigkeit  entgegenzusetzen.  Das 
letzte  Heft  enthält  noch  drei  weitere  auf  den  Zivilprozess  be- 
zügliche Arbeiten.  Bolgiano  beschäftigt  sich  in  einer  Ab- 
handlung mit  der  Ueberschrift  „Prozess rechtliche  Erör- 
terungen" 1.  mit  dem  Begriff  der  Voraussetzungen 
und  dem  „dreifachen  Privileg  der  prozesshindern- 
den  exceptio  refusionis  expensarum"  (§.  247,  Z.  5  Z.Pr.O.)^ 
2.  mit  der  Lehre  vom  Klagegrund;  3.  mit  der  Lehre  von 
der  Urteilsscböpfung.  Unter  Nr.  1  wird  der  Begriff  der 
Prozessvoraussetzungen  erörtert  und  eine  neue  Definition  vorge- 
schlagen. Sodann  wird  eingehend  dargelegt,  welche  R.  die  Vor- 
schützung der   exceptio    refusionis    expensarum    dem  Beklagten 
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nach  den  §§.  247,  248  und  nach  §.  243  Abs.  4  verschaffe.  Zur 
Lehre  vom  Klagegrund  werden  (in  Nr.  2)  die  früheren  Ausfüh- 
rungen in  einem  Aufsatz  in  Grünhuts  Zeitschrift  (Bd.  14  S.  365  ff.) 
ergänzt  und  teilweise  berichtigt.  Unter  der  „Angabe  des  Grun- 
des des  erhobenen  Anspruchs"  versteht  Bolgiano  im  Gegensatz 
zu  den  Motiven  zur  Z.Pr.O.,  denen  sich  das  Reichsgericht  ange- 
schlossen hat,  mit  Wach,  Petersen,  Seuffert  u.  s.  w.  bloss  die 
Angabe  des  Rechtsverhältnisses,  nicht  die  Anführung  der  rechts- 
erzeugenden Thatsachen.  Unter  Nr.  3  erörtert  derselbe  die 
Frage,  wie  bei  Schöpfung  des  Urteils  zu  verfahren  ist,  wenn 
sich  die  Stimmen  der  Richter  in  mehr  als  zwei  Meinungen  teilen, 
so  dass  eine  absolute  Majorität  nicht  erzielt  werden  kann  und 
der  in  §.  198  Abs.  2  und  3  des  G.V.G.  vorgesehene  Fall  nicht 
vorliegt.  Er  entscheidet  sich,  indem  er  die  in  seinem  Hand- 
buch aufgestellte  Ansicht,  dass  zu  einer  Verstärkung  des  Richter- 
kollegiums geschritten  werden  müsse,  aufgibt,  dafür,  dass  die  im 
G.V.G.  (a.  a.  0.)  vorgeschriebene  Kombinationsmethode  analog 
anzuwenden,  d.  h.  auch  auf  solche  Fälle  anzuwenden  ist,  in 
welchen  es  sich  nicht  um  Summen  handelt.  Schultze  spricht 
sich  in  „einer  kurzen  Bemerkung**  über  den  Begriff  des 
Zivilprozesses  aus,  indem  er  die  Auffassung,  welche  er  in 
seinen  Schriften,  insbesondere  in  seiner  Abhandlung  über  die 
prozessualischen  Zeitbestimmungen  und  in  dem  Buch  über 
„Privat-R.  und-  Prozess**  vertreten  hat,  nochmals  kurz  zu- 
sammenfasst  und  gegen  die  Angriffe  verteidigt,  welche  Stein  in 
Buschs  Zeitschrift  (Bd.  12,  S.  415  ff.)  gegen  ihn  gerichtet  hat. 
Schultze  hält  sowohl  daran,  dass  das  wesentliche  Merkmal  des 
Zivilprozesses  die  „urteilsmässige  rechtskräftige  Feststellung**  sei, 
als  an  seinen  Ausführungen  über  die  „rechtsgeschäftliche  Natur 
der  Prozesshandlungen**  fest.  Die  letzte  Abhandlung  von 
Kroschel  handelt  von  dem  Einfluss  der  Beseitigung 
der  Pf  ändungszeichen  auf  das  Pfändungspfand -R. 
C§.  712,  Abs.  2  Z.Pr.O.)  Der  Verf.  erörtert  die  bekannte  Streit- 
frage, ob  das  Pfändungspfand-R.  erlischt,  wenn  die  Pfändüngs- 
zeichen  (Siegel,  Pfandtafeln  u.  s.  w.)  von  der  bei  dem  Schuldner 
verbliebenen  Sache  durch  Zufall  oder  böswillig  entfernt  werden, 
und.  bezüglich  deren  nach  seiner  Auffassung  das  bürgerl.  R. 
massgebend  ist,  so  weit  es  sich  um  die  W^irkungen  des  Pfän- 
dungspfand-R. im  allgemeinen,  insbesondere  um  das  Verhältnis 
mehrerer  pfändender  Gläubiger  handelt,  in  Ansehung  des  Han- 
dels-R.,  sowie  des  gemeinen  R.  und  des  preuss.  A.L.R.  Dagegen 
nimmt  er  an,  im  Konkursverfahren  bestehe  ein  Recht  des  pfän- 
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denden  Gläubigers  auf  abgesonderte  Befriedigung  aus  der  ge- 
pfändeten Sache  nur  dann,  wenn  dieselbe  noch  bei  Ausbruch 
des  Konkurses  durch  Siegel  oder  auf  andere  Weise  der  Pfän- 
dung ersichtlich  unterstellt  sei.  Petersen. 


VI.  Strafrechtswissenschaft. 

Merkel,  A.     Lehrbuch  des  deutschen  Straf-R.      (Jurist. 

Handbibliothek.)    Stuttgart,  Enke.    1889.     XIV  u.  427  S. 

8  M. 
Die  mächtige  Anregung,  welche  die  bisherigen  Arbeiten 
Merkel 's  gerade  bezüglich  der  Grundfragen  und  streitigen 
Punkte  der  Strafrechtswissenschaft  gegeben  haben,  erklärt  das 
lebhafte  Interesse,  mit  welchem  eine  das  ganze  Gebiet  unserer 
Disziplin  umfassende  systematische  Arbeit  dieses  Verf.  begrüsst 
wird.  Das  vorliegende  Lehrbuch  hält  —  was  die  extensive  Be- 
handlung des  Stoffes  betrifft  —  die  Mitte  zwischen  den  üblichen 
umfangreichen  Lehrbüchern  und  jenen  kurzen  systematischen 
Darstellungen,  die  eben  wegen  der  Kürze  fast  durchweg  nur  in 
aphoristischen  Sätzen  ganze  wichtige  Gebiete  markieren  können. 
M.  will  in  seinem  Buche  den  wesentlichen  Gehalt  des  Straf-R. 
unter  thunlichster  Hervorhebung  und  Klarstellung  seiner  Grund- 
gedanken in  engerem  Rahmen  zur  Darstellung  bringen.  Der 
Lernende  ist  in  rechtsgeschichtlicher,  rechtsvergleichender  und 
kasuistischer  Hinsicht  in  erster  Linie  auf  die  Vorlesungen  ver- 
wiesen. Ohne  diese  bezw.  ein  sonstiges  ergänzendes  Studium 
dürfte  der  Lernende,  der  mit  dem  Strafrecht  sich  überhaupt  erst 
vertraut  machen  will,  den  feinen  Ausführungen  des  Verfassers 
nur  schwer  folgen  können.  Die  Anregungen,  welche  M.  an  an- 
derem Orte  bezüglich  der  Systematik  des  allgemeinen  Teils  ge- 
geben hat  und  von  anderen  Schriftstellern  befolgt  wurden,  sind 
in  dem  vorliegenden  Buche  nicht  verwertet.  M.  hält  sich  an 
die  übliche  Zerlegung  des  allgemeinen  Teils  an  der  Hand  des 
Formalbegriffs  des  Gegenstandes  des  Straf-R.  Der  allgemeine 
Teil  zerfällt  nämlich  in  die  Lehre  von  den  strafbaren  Hand- 
lungen, von  den  Strafen  und  von  der  Verbindung  von 
strafbaren  Handlungen  und  Strafen;  in  dieser  Abteilung 
wird  auch  das  Herrschaftsgebiet  der  Strafgesetze  be- 
handelt —  eine  Lehre,   welche   sonst  einer  selbständigen  Lehre 
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vom  Strafgesetze,  bezw.  der  Einleitung  vorbehalten  wird.  Die 
Einleitung  selbst  umfasst  bei  M.  nur  den  Begriff  des  Straf-R.^ 
die  Strafgesetze  des  Deutschen  Reichs  und  das  Verhältnis  von 
Reichsstraf-R.  und  Landesstraf-R.  —  Die  Einteilung  des  die  ein- 
zelnen Delikte  behandelnden  besonderen  Teils  ist  von  dem  für 
Lehrzwecke  massgebenden  Gedanken  des  Fortschreitens  von  ein- 
facheren zu  komplizierteren  Deliktsbegriffen  beherrscht.  Es  gehen 
daher  die  gegen  die  Einzelpersönlichkeit  gerichteten  Angriffe  den 
Staatsdelikten  vorauf.  Unter  jener  vindiziert  M.  der  Beleidigung 
als  der  einfachsten  Deliktsart  den  Vortritt.  —  Die  eigenartige 
und  geistvolle  Art  der  Behandlung  unseres  Gegenstandes  wird 
dem  Buche  einen  hervorragenden  Platz  in  der  strafrechtlichen 
Litteratur  sichern.  üllmann. 

Elsass,  H.  üeber  das  Begnadigungs-R.  hauptsächlich 
vom  Staats-  und  strafrechtlichen  Standpunkte 
aus.  Inaug.-Diss.  Mannheim,  Bensheimer.  1888.  136  S. 
2  M.  40  Pf. 
Von  einer  Darstellung  der  „interessanten  historischen  Seite* 
des  Begnadigungs-R.  sieht  der  Verf.  ab,  und  wendet  sich  bei 
kurzer  etymologischer  Betrachtung  des  Wortes  „Gnade"  zur  Lehre 
„vom  Wesen  und  von  der  Erscheinung  der  Gnade".  (Erster 
Hauptteil).  Nach  Erörterung  des  Begriffs  des  deutschen  Be- 
gnadigungs-R. wird  unter  Verwerfung  der  Theorie,  dass  die  Be- 
gnadigung ein  Akt  der  Gesetzgebung  sei,  dieselbe  vielmehr  als 
ein  Akt  der  Staatsverwaltung  hingestellt.  Als  Träger  des  Be- 
gnadigungs-R. sei  der  Staat,  nicht  der  Souverän  zu  erachten; 
die  Begnadigung  selbst  sei  nicht  Straferlass,  erscheine  vielmehr 
staatsrechtlich  als  eine  Verfügung  an  die  Strafvollzugsbehörde, 
die  erkannte  Strafe  überhaupt  nicht,  oder  doch  nicht  in  ihrem 
vollen  Umfange  zu  vollstrecken  (S.  49).  Der  zweite  Hauptteil 
handelt  von  der  „Dogmatik  des  deutschen  Reichs-  und  Landes- 
begnadigungs-R."  und  untersucht  insbesondere  die  wichtige  Frage 
über  das  Verhältnis  des  Begnadigungs-R.  des  deutschen  Kaisers 
im  Verhältnis  zu  dem  der  Landesherren,  sowie  über  das 
Fortbestehen  des  landesrechtlichen  sogen.  Abolitions-R.  Das 
Ergebnis  dieser  Untersuchung  ist,  dass  die  Abolitionsgewalt  dort, 
wo  sie  besteht,  auch  noch  unter  der  Herrschaft  der  R.St.Pr.O. 
bis  zum  Beschlüsse  über  Eröffnung  des  Hauptverfahrens  wirksam 
werden  kann,  nach  diesem  Beschlüsse  aber  für  ausgeschlossen 
gelten  muss.  Weiter  w^erden  die  gnadenähnlichen  Bestimmungen 
im  Reichs-R.,  wie  vorläufige  Entlassung  und  Strafaufschub,  sowie 
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am  Schluss  die  , Konkurrenz  der  deutschen  Begnadigungsgewalten " 
erörtert.  Im  Gegensatze  zu  Heinze  verteidigt  der  Verf.  die  An- 
sicht, dass  das  Begnadigungs-R.  nur  derjenige  Staat  besitze, 
welchem  das  erstinstanzliche  Gericht  angehöre.  Dabei  werden 
die  verschiedenen  möglichen  Konkurrenzfälle  in  eingehende  Be- 
rüctsichtigung  gezogen.  C.  Fuchs  (Jena). 

Waicker,  C.     Theorie   der  Pressfreiheit  und   der  Be- 
leidigungen.    Karlsruhe,  Macklot.    1889.    102  S.    3  M. 
Der  Verf.  versichert   im    Vorwort,   dass   seine  Theorie   als 
Ganzes  betrachtet  eine  durchaus  selbständige  Arbeit,  ein  in  sich 
geschlossenes  System   sei.     Dieses  „System"  wird    in   85   Seiten, 

—  die  übrigen  enthalten  litterarische  Notizen,  sowie  ein  Namens- 
register —  und  in  sieben  Kapiteln  aufgerollt.  „Der  Begriff  Press- 
freiheit und  Beleidigung**,  —  „die  Wichtigkeit  und  die  Miss- 
bräuche der  Pressfreiheit" ,  —  „die  Grundprinzipien  des  abso- 
luten und  konstitutionellen  Staates  nebst  Anklagemonopol  und 
Anklagefreiheit  in  ihren  Beziehungen  zur  Pressfreiheit",  —  »Ver- 
zeichnis einiger  der  Pressfreiheit  günstiger  Gerichtsentscheidungen " , 

—  „Skizze  eines  Systems  des  materiellen  Press-R.",  —  „Reform- 
vorschläge, Geschworenengericht,  Rechtsschutzvereine ",  —  „die 
Aussichten  der  Pressfreiheit  in  der  gebildeten  Welt"  —  das  ist  der 
Inhalt  des  vom  Verf.  aufgestellten  logischen  „Systems".  Im 
einzelnen  besteht  dieses  „System"  zum  grossen  Teile  aus  Citaten 
der  Aussprüche  von  Königen  und  verschiedenen  Schriftstellern, 
von  Kaiser  Wilhelm,  Friedrich  dem  Grossen,  Friedrich  Wilhelm  III., 
Gustav  III.  von  Schweden,  von  Luther,  Goethe,  Schiller,  Heine, 
Röscher,  Gneist,  Heinze,  Berner,  wobei  wir  erfahren,  dass  letz- 
terer ein  berühmter  Criminalist  und  sein  Lehrbuch  in  15.  Aufl. 
erschienen  ist,  von  Meyer  (dem  Astronomen),  R.  von  Mohl  und 
anderen.  Ein  Feind  von  Gemeinplätzen,  wie  aus  einer  Be- 
merkung auf  Seite  29  hervorgeht,  belehrt  uns  der  Verf.,  dass 
auch  ein  Senat  des  Reichsgerichts  selbst  ohne  Personalverände- 
rungen seine  Ansicht  ändern  kann  —  S.  20  — ,  ferner  dass  es 
vorkommt,  „dass  Richter,  Staatsanwälte  und  „berühmte"  Juristen 
bisweilen  eine  sehr  scharfe  Sprache  führen"  —  S.  32  — ,  ferner 
dass  der  verstorbene  Präsident  Baumeister  in  Hamburg  die 
Grundsätze  des  R.  über  die  Straflosigkeit  dessen,  der  sein  gutes 
R.  gebraucht,  gebilligt  habe  —  S.  50  — ,  ferner  dass  in  der 
Verurteilung  eines  früheren  preuss.  Offiziers  wegen  Landes- 
verrates nicht  eine  Beleidigung  des  Offizierkorps  zu  finden 
sei  —  S.  5.3  — .  ferner  dass  der  Satz:   -in  dem  und  dem  Beamten- 
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stand  gibt  es  Streber,  schon  deshalb  straflos  erscheine",  weil 
er  ein  Gemeinplatz  sei,  —  ferner  dass  „wohlwollende"  (!)  Ausländer 
auch  Pressfreiheit  gemessen  müssen  —  S.  59  — ,  sowie  dass  die 
Pressfreiheit  ein  so  wesentliches  Lebensbedürfnis  der  modernen 
Gesellschaft  ist,  dass  sie  auf  die  Dauer  niemals  aus  der  Mode 
kommen  kann  —  S.  83.  Auch  als  Gesetzgeber  lernen  wir  den 
Verf.  kennen.  An  Stelle  des  bekannten  Religionsparagraphen 
166  Str.-G.B.  schlägt  er  folgenden  Ersatz  vor  —  S.  46:  —  „bei 
der  Kritik  wirklicher  oder  vermeintlicher  Irrlehren  und  Miss- 
bräuche, die  in  einer  staatlich  anerkannten  oder  zugelassenen 
Religionsgemeinschaft  vorkommen  oder  vorkommen  sollen  (!), 
dürfen  nicht  alle  (!)  Glieder  einer  Konfession  als  subjektiv 
schlechtgläubige  verächtliche  Menschen  bezeichnet,  die  Konfes- 
sionen überhaupt  nicht  aufeinander  gehetzt,  und  die  Religion 
für  sich  nicht  geschwächt  werden.  Zuwiderhandlungen  gegen 
dies  Verbot  und  bewusste  verleumderische  Fälschungen  von 
Citaten  aus  Bekenntnisschriften  und  anderen  historischen  Quellen 
werden  so  und  so  bestraft."  Weiter  wünscht  der  Autor  folgen- 
den Artikel  in  die  Verfassung  aufgenommen  :  „Die  Publizistik 
hat  das  R. ,  straflos  dasjenige  zu  sagen ,  was  wissenschaftlich 
beweisbar  oder  diskutabel  ist,  was  Staatsanwälte,  Kläger  vor 
Ehrengerichten  und  Staatsgerichtshöfen  passender-  und  strafloser- 
weise sagen  dürfen"  —  S.  63.  —  Wir  erfahren  nicht,  was  diese 
Herren  strafloserweise  alles  sagen  dürfen.  Es  wird  weiter  ge- 
wünscht, in  den  Richtereid  die  Worte  aufzunehmen:  „Ich  schwöre 
auch,  niemals  einem  Angeklagten  allein  auf  das  Zeugnis  eines 
Feindes  oder  mehrerer  Feinde  zu  verurteilen";  sowie,  dass  zu 
§.  7  des  Nachdruckgesetzes  vom  11. /VI.  1870,  der  im  Absatz  a 
die  Angabe  der  Quelle  beim  Abdrucken  einzelner  Stellen  aus 
fremden  Werken  anordnet,  hinzugefügt  werde:  „abgesehen  natür- 
lich von  gemeinplätzlichen  Notizen".  Böse  Erfahrungen 
scheint  auch  der  Verf.  mit  Gründern  und  Gründungen  gemacht 
zu  haben.  Bemahe  dreissigmal,  bei  jeder  möglichen  Gelegenheit, 
wird  auf  dieselben  hingewiesen,  zuletzt  in  der  Zusammenstellung 
„Gründer  oder  reiche  Mörder".  C.  Fuchs  (Jena). 
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VII.  Staats-  und  Verwaltungsrecht. 

Rosenthal,  E.     Geschichte   des  Gerichtswesens   und  der 
Verwaltungsorganisation    Bayerns.      I.    Band    vom 
Ende  des  XII.  bis  zum  Ende  des  XVI.  Jahrh.  (1180-1598). 
Würzburg,  Stuber     1889.     VIII  u.  601  S. 
Der  Verf.,  von  welchem  bereits  mehrere  rechtsgeschichtiiche 
Werke  erschienen  sind,  darunter  eine  Schrift  über  die  Behörden- 
organisation Kaiser  Ferdinands  I.,  legt   hier  den  I.  Band    einer 
Geschichte  des  Gerichtswesens  und  der  Verwaltungsorganisation 
Bayerns,  d.  h.  jenes  „politischen  Gemeinwesens,  welches  jeweils 
den  Namen  Bayern  führte"  vor.    Die  Periode,  welche  der  I  .Band 
behandelt,  umfasst  zwei  Hauptzeiträume :  den  der  Ausbildung  der 
landesherrlichen  Gewalt  seit  dem  Regierungsantritt  der  Witteis- 
bacher und  der  Landesteilungen  (1180-1506)  und  sodann  den  Von 
der  Wiedervereinigung  des  bayrischen  Landes  unter  Albrecht  IV,, 
welcher  die  Unteilbarkeit  des  Herzogtums  und  die  Primogenitur- 
ordnung   festsetzte,   bis   zum   Regierungsantritte  Maximilians  I., 
des  ersten  bayrischen  Kurfürsten  (1506-1598). 

Der  Natur  der  Sache  nach  wird  zuerst  (I.  Buch)  die  Ge- 
schichte des  Gerichtswesens  dargestellt,  denn  wie  im  Reiche,  so 
bildete  auch  in  den  deutschen  Territorien  neben  dem  Heerführer- 
amte die  Gerichtshoheit  die  Grundlage  der  öffentlichen  Gewalt. 
Demgeraäss  handelt  das  erste  Kapitel  von  der  Gerichtsgewalt 
des  Herzogs,  welcher  dieselbe  zwar  mit  den  die  herzogliche  Ge- 
walt bildenden  R.  auf  Grund  der  Verleihung  seitens  des  Königs 
besitzt,  aber  seinerseits  wieder  als  Quelle  der  Gerichtsbarkeit  im 
ganzen  Herzogtum  erscheint,  so  dass  von  ihm  allein  die  unteren 
Richter  ihre  Aemter  ableiten.  Das  zweite  Kapitel  gibt  eine  ge- 
naue Darstellung  der  Verfassung  und  Zuständigkeit  der  Gerichte, 
also  namentlich  der  Landgerichte ,  die  ihren  Ursprung  auf  die 
Grafschaftsgerichte  der  karolingischen  Gerichtsverfassung  zurück- 
führen, des  Hofgerichts,  welches  sich  an  die  vom  Herzoge  per- 
sönlich ausgeübte  Gerichtsbarkeit  anschliesst  und  dieselbe  über- 
nimmt, der  Stadtgerichte,  der  Patrimonialgerichte  (Hofmarks- 
gerichte), deren  Ausgangspunkt  zwar  die  Immunitätsprivilegien 
der  Grundherren  bilden,  die  aber  in  ihrer  weiteren  für  das  Landes- 
wohl nichts  weniger  als  förderlichen  Entwickelung  an  die  sogen. 
Ottonische  Handfeste  von  1311  anknüpfen,  durch  welche  den 
(niederbayerischen)  Ständen   gegen   die  Gewährung  einer  Steuer 
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die  niedere  Gerichtsbarkeit  auf  ihren  Gütern  eingeräumt  wurde; 
ferner  der  Lehengerichte  und  der  sonstigen  Spezialgerichte.  Im 
zweiten  Buche  geht  der  Verf.  über  zur  Darstellung  der  Verwal- 
tungsorganisation und  zwar  zuerst  der  Zentralregierung  (der 
Hofbeamten  und  des  aus  denselben  gebildeten  Rates),  dann  der 
Mittelbehörden  (der  Vizttume  und  Rentmeister)  endlich  der  Unter- 
behörden (der  Pfleger,  Richter  und  Kastner).  Darauf  folgt  die 
Besprechung  der  Regalienverwaltung  (Forstverwaltung,  Münz- 
reform, Bürgwesen,  Verwaltung  der  Zölle  und  einzelner  Verkehrs- 
steuern) und  schliesslich  der  Steuerverwaltung,  welche  durchaus 
in  den  Händen  ständischer  Organe  war.  Der  Inhalt  des  dritten 
Buchs  bildet  die  Besprechung  der  Organisation  der  Zentral-  und 
Mittelbehörden  im  16.  Jahrh.  (Hofrat  und  Regierungen ,  Hof- 
kammer, geistlicher  Rat,  Kriegsrat,  Geheimrat,  Kanzleien)  welche 
in  dieser  Periode  organisiert  und  reorganisiert  wurden,  während 
die  Unterbehörden  im  wesentlichen  ihre  alte  Stellung  und  Ver- 
fassung behielten. 

Den  Schluss  des  dritten  Buches  bildet  eine  Erörterung  über 
„Staatsdienerrecht  und  Charakter  des  Beamtentums".  Diesen 
Abschnitt  leitet  der  Verf.  mit  der  durch  die  vorausgegangenen 
Ausführungen  begründeten  Bemerkung  ein ,  dass  die  Ansicht, 
eine  gesetzliche  Regelung  des  Staatsdiener-R.  in  Deutschland  sei 
erst  durch  das  preuss.  Land-R.  erfolgt,  wie  auch  erst  Friedrich 
Wilhelm  I.  als  der  Schöpfer  eines  berufsmässigen  Beamtentums 
zu  betrachten  sei  —  sich  als  unhaltbar  beweise.  Wenn  nämlich 
auch  in  dem  hier  in  Betracht  kommenden  Zeiträume,  eine  spe- 
zielle systematische  Kodifikation  des  bayerischen  Staatsdiener-R. 
nicht  vorliege,  so  enthalten  doch  die  Erklärung  der  Landesfreiheit, 
sowohl  in  der  Fassung  von  1508,  wie  in  den  späteren  Fassungen 
und  in  gleicher  Weise  die  andern  Gesetze  und  die  für  die  Kol- 
legialbehörden erlassenen  Instruktionen  des  16.  Jahrhunderts  eine 
Reihe  für  die  Rechtsverhältnisse  der  Beamten  wichtiger  Bestim- 
mungen, die  unter  der  Regierung  des  Kurfürsten  Maximilian  I. 
noch  wertvolle  Ergänzung  fanden.  Man  wird  hinzufügen  können, 
dass  sich  nicht  bloss  auf  diesem  speziellen  Gebiete  in  Bayern 
früher  als  in  irgend  einem  andern  deutschen  Territorium  be- 
stimmte Ansätze  der  späteren  Entwickelung  zeigen,  sondern  dass 
überhaupt  in  Bayern  die  festen  Grundlagen  einer  tüchtigen  Rechts- 
pflege und  geordneten  Verwaltung  schon  in  eine  Zeit  gelegt 
wurden,  in  der  namentlich  auch  im  brandenburgischen  Staats- 
wesen die  staatlichen  Einrichtungen  noch  sehr  viel  zu  wünschen 
Hessen,    wenn  sich  auch  später  in  mancher  Beziehung  das  Ver- 
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hältnis  umgekehrt  hat.  Insbesondere  ist  hervorzuheben,  dass  die 
bayr.  Fürsten  von  jeher  sich  als  Hort  des  R.  betrachteten  und 
die  Sorge  für  eine  tüchtige  und  unparteiische  Rechtspflege  für  die 
wichtigste  ihrer  Regentenpflichten  hielten.  Höchst  bezeichnend  ist 
in  dieser  Richtung  die  ideale  Auffassung  vom  Berufe  des  Richters, 
wie  sie  Kaiser  Ludwig  in  einer  Instruktion  vom  Jahre  1440 
und  in  seinem  Landrechte  zu  Tage  treten  lässt. 

Noch  vor  nicht  zu  langer  Zeit  hat  L.  v.  Ranke  den  Mangel 
einer  ausreichenden  Darstellung  der  Geschichte  der  inneren  In- 
stitutionen der  deutschen  Staaten  beklagt.  Während  in  unserem 
Vaterlande  sich  die  ausgezeichnetsten  Gelehrten  bemühten,  das 
Innere  der  ältesten  röm.  Republik  aufzuschliessen ,  den  Staats- 
haushalt der  Athener  bis  ins  kleinste  zu  erörtern  und  auch 
die  Entwickelung  der  staatlichen  Einrichtungen  Englands  und 
Frankreichs  das  Interesse  der  deutschen  Gelehrten  erregte,  war 
die  Geschichte  des  deutschen  Verwaltungs-R.,  wenn  man  von  der 
fränk.  Periode  und  etwa  der  Zeit  des  Sachsenspiegels  absieht, 
recht  stiefmütterlich  behandelt.  Namentlich  gilt  dies  vom  spä- 
teren Mittelalter  und  dem  XVI.  und  XVII.  Jahrhundert.  Aller- 
dings bietet  die  Darstellung  der  Rechtsgeschichte  dieser  Perioden 
insofern  besondere  Schwierigkeiten,  als  sich  die  politische  Ent- 
wickelung Deutschlands  in  den  einzelnen  Territorien  vollzog; 
andererseits  sind  aber  diese  Zeiträume  für  den  gegenwärtigen 
Rechtszustand  die  wichtigsten  und  interessantesten. 

Erfreulicherweise  hat  sich  dies  in  den  letzten  Jahrzehnten 
geändert  und  wird  die  vorhandene  Lücke  durch  monographische 
Bearbeitungen  der  Verwaltungsgeschichte  der  einzelnen  Terri- 
torien mehr  und  mehr  ausgefüllt.  Für  Bayern,  das  schon  eine 
Anzahl  tüchtiger  Vorarbeiten  aus  früherer  Zeit  aufzuweisen  hat, 
hat  zunächst  Seydel  in  dem  ersten  Bande  seines  bayr.  Staats-R. 
einen  bemerkenswerten  Ueberblick  übei  die  Justiz-  und  Verwal- 
tnngseinrichtungen  vom  Ende  des  XII.  bis  zum  Anfange  dieses 
Jahrhunderts  gegeben. 

R.'s  auf  gründlichen  Quellenforschungen  beruhendes,  gefällig 
und  klar  geschriebenes  Buch  ist  nun  durchaus  geeignet,  das,  was 
Seydel  begreiflicherweise  nur  in  allgemeinen  Umrissen  geben 
konnte,  im  einzelnen  darzulegen  und  auszuführen,  so  dass  wenn 
das  Werk  in  derselben  Weise  fortgeführt  wird,  eine  erschöpfende 
Darstellung  der  Entwickelung  der  bayr.  Verwaltungseinrich- 
tungen  geliefert  werden  wird.  v.  Stengel. 
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Binding,  K.     Die  Gründung  des  norddeutschen  Bundes. 
Ein  Beitrag  zur  Lehre  von  der  Staatenschöpfung.    Sonder- 
abdruck   aus   der  Festgabe   der  Leipziger  Juristenfakultät 
für    B.    Windscheid    zum    22.    Dezember    1888.      Leipzig, 
Duncker  u.  Humblot.     1889.     72  S. 
Der   Verf.,    dessen    reiche    und   hervorragende   litterarische 
Thätigkeit   bisher    hauptsächlich   dem    Straf-R.    zugewandt    war, 
hat  sich  in  der  vorliegenden  Abhandlung  die  Beantwortung  eines 
schwierigen   staatsrechtlichen    Problems    zur   Aufgabe    gemacht. 
An  einer  grossartigen  Erscheinung  aus  naher  Vergangenheit  will 
er  zeigen,  wie  neue  Staaten  und  damit  neue  Rechtsquellen  ent- 
stehen.    Der  Grundgedanke    seiner   Ausführungen  ist,   dass    ein 
Verfassungsstaat   nur   durch  einen  zweiseitigen  Akt,    eine  (von 
einem  Vertrage  wesentlich  verschiedene)  Vereinbarung  zwischen 
Regierung  und  Volk  geschaffen  werden  kann ;  so  seien  auch  die 
Schöpfer  des  nordd.  Bundes   einerseits   die   nordd.  Regierungen, 
andererseits  das  nordd.  Volk^  vermittelst  Bildung  eines  Gemein- 
willens, dem  beide  Teile  sich  unterstellen  wollten.    In  dem  Bünd- 
nisvertrag vom  18.  August  1866   sei   das    Vereinbarungsprinzip 
zum  unzweideutigen  Ausdruck  gelangt.    Nachher  aber  habe  sich, 
insbesondere   vermöge   des  „Gesetzlichkeitsfehlers"   (der  falschen 
Anschauung,  als  ob  die  Schöpfung  eines  Nationalstaates  Vollzug 
von  Landesgesetzen  sein  könne)  der  wirkliche  Verlauf  des  Ver- 
fassungswerkes   von    dem   geplanten    Gange    mehrfach   entfernt. 
In  zwei  wichtigen  Punkten  machten  sich  die  zur  Vereinbarung 
berufenen  Faktoren  einer  Unterlassung  schuldig,  indem  sie  den 
Tag   des  Inkraftretens    der   neuen  Verfassung   nicht   gemeinsam 
feststellten,  und  indem  keine  offizielle  Publikation  der  Verfassung 
von   Seiten   ihrer  Urheber   stattfand,    sondern   nur   eine   Schein- 
publikation in  Form  von  Landesgesetzen,  bezw.  (durch  das  Publi- 
candum  des  Bundespräsidiums  vom  26.  Juli  1867)  nach  Art  der 
Bundesgesetze.    Dagegen  wurden  zweimal  die  Landtage  zu  einer 
ursprünglich    nicht   beabsichtigten   und  inkorrekten  Mitwirkung 
berufen :  zuerst,  indem  in  fast  allen  Einzelstaaten  an  Stelle  des 
nach  dem  Augustbündnis  massgebenden  Reichswahlgesetzes  vom 
12.  April  1849  partikuläre  Wahlgesetze  erlassen  wurden,  welche 
ausserdem  grösstenteils  dem  einzuberufenden  Reichstage  nur  eine 
beratende  Stellung  zuweisen  wollten;   sodann,   indem  die  Land- 
tage  sich   nicht  darauf  beschränkten,  das  Inkrafttreten  der  Ver- 
fassung zu  genehmigen  (was  nach  B.'s  Ansicht  auch  stillschwei- 
gend, durch  Unterlassung  eines  Widerspruchs,  in  rechtsgültiger 
Weise   hätte  geschehen  können),   sondern  die  Verfassung  selbst 
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ihrer  Beschlussfassung  unterzogen.  Ungeachtet  aller  dieser  Fehler 
ist  die  Bundesverfassung  lediglich  ein  „Gesetz"  der  zu  ihrer  Er- 
richtung befähigten  Subjekte ,  der  nordd.  Regierungen  und  des 
nordd.  Volkes. 

Auch  wer  mit  der  Grundanschauung  des  Verf. 's  nicht  über- 
einstimmt und  deshalb  zu  einer  teilweise  anderen  rechtlichen 
Auffassung  der  Entstehungsgeschichte  des  nordd.  Bundes  gelangt, 
wird  doch  gern  anerkennen,  dass  die  Abhandlung  gibt,  was  nach 
B.'s  Ausspruch  (S.  3,  Anm.  1)  Männer  einander  schenken  können: 
ein  paar  eigener  —  und,  setzen  wir  hinzu,  scharfsinniger  und 
anregender  —  Gedanken.  Brie. 

Calker,  F.  v.  Das  R.  des  Militärs  zum  administrativen 
Waffengebrauch.  München,  Ackermann.  XXX  u.  80  S. 
1  M.  60  Pf. 
Eine  gute  Dissertation  über  ein  monographisch  noch  nicht 
behandeltes  Thema.  Die  Einleitung  gibt  Litteratur  und  Quellen 
und  betont,  wie  von  einem  „R."  des  WafFengebrauches  erst  im 
Verfassungsstaate  die  Rede  sein  könne.  Der  II.  Teil  behandelt 
gründlich  in  7  Kapiteln  die  Verwendung  des  Militärs  im  Sicher- 
heitsdienst im  allgemeinen,  den  ordentlichen  und  ausserordent- 
lichen Sicherheitsdienst  (Garnisonswachtdienst,  Assistenz),  die 
rechtliche  Natur  des  Waflfengebrauches ,  die  berechtigten  Mass- 
regeln der  Abwehr,  den  Wafifengebrauch  bei  Verhaftung  und 
gegen  Fliehende ,  die  Bestimmungen  des  Mil.-Str.-G.-B.  Insbe- 
sondere wird  eine  scharfe  Abgrenzung  zwischen  dem  gewöhn- 
lichen Notwehr-R.  und  dem  Waffengebrauchs-R.  vorzunehmen 
versucht.  Die  Erörterung  erfolgt  überall  auf  Grund  der  heran- 
gezogenen ,  insbesondere  auch  Österreich. ,  Vorschriften  unter 
sachlicher  Prüfung  derselben.  Im  Schlusskapitel  spricht  der 
Verf.  sich  dahin  aus:  1.  dass  die  Vorschriften  über  den  berech- 
tigten Waffengebrauch  (genauer  als  im  §.  149  Mil.-Str.-G.-B.) 
nicht  durch  blosse  Instruktion,  sondern  auf  dem  Wege  der  Ge- 
setzgebung festzustellen  seien ,  und  2.  dass  in  Fällen  der  An- 
wendung der  Waffen  gegen  Zivilpersonen  dem  Staatsbürger  die 
Gelegenheit  gegeben  werde,  sich  durch  ein  öffentliches  Straf- 
verfahren von  der  Beobachtung  des  Gesetzes  zu  überzeugen.  Ein 
Anhang  bringt  den  Text  der  gesetzlichen  Bestimmungen  von 
Preussen  (G.  v.  20./3.  1837;  Instr  v.  29./1.  1881;  V.  v.  17/8.  1835), 
Bayern  (Instr.  v.  5.|4.  85,  G.  v.  4./5.  51,  zwei  Spezialinstruktionen), 
Oesterreich  (Regl.  v.  9./8.  73),  Frankreich  (28.;10.  83;  7./G.  48), 
Italien  (22./11. 86),  England  (1714:  1  Geo.2ch.5).      Redaktion. 
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YIIT.  Internationales  Recht. 

Tincent,  R.     Dictionnaire  de  droit  international  privö. 

Revue  de  l'annee  1888,   suivie  d'une  table  chronologique. 

Paris.  Larose  et  Forcel.  1889.  128  S.  8  Fr. 
Zu  dem  S.  35  ff.  angezeigten  Dictionnaire  bildet  die  vor- 
liegende Revue  ein  Supplement,  welches  die  Jurisprudenz  des 
Jahres  1888  umfasst.  Gleiche  Supplemente  sollen  jährlich  ver- 
öffentlicht werden,  um  den  Dictionnaire  immer  auf  der  Höhe  der 
Zeit  zu  erhalten.  Die  Urteile  der  französ.  Gerichte  werden  in 
ihren  wichtigsten  Bestandteilen  wörtlich  wiedergegeben;  allein 
die  Verf.  berücksichtigen  auch  die  Entscheidungen  auswärtiger 
Gerichte  und  die  Arbeiten  auf  dem  Gebiete  des  internationalen 
Privat-R. ,  welche  ausserhalb  Frankreich  erschienen  sind.  Die 
Revue  von  1888  berücksichtigt  namentlich  die  Schweiz.,  belg.  und 
Span.  Rechtsprechung  nach  der  Rivista  de  derecho  internacional, 
und  hofft  in  dem  nächsten  Supplemente  auch  die  ital.  heran- 
ziehen zu  können.  König. 

Meili,  F.     Die  internationalen  Unionen  über  das  R.  der 
Weltverkehrsanstalten   und   des  geistigen  Eigen- 
tums.    Ein  Vortrag    gehalten    in    der  juristischen  Gesell- 
schaft zu  Berlin  am  5./II.  1889.    Leipzig,  Dunker  u.  Hum- 
blot.     1889.     80  S.     1  M.  50  Pf. 
Kein  Vortrag,  sondern  Aphorismen,  Reflexionen,  gewisser- 
massen  eine  Ergänzung  des  oben  S.  18  besprochenen  Grundrisses 
durch  eine  Menge  einzelner  geistreicher  Andeutungen.    Im  1.  Teil 
(S.  5—56)  werden  die  bestehenden  internationalen  Unionen,  Tele- 
graphen- und  Weltpostvereine  (Telephonie  s.  C.Bl.  IV,   245,  die 
Uebereinkunft  über  den  Eisenbahnfrachtverkehr  s.  C.Bl.  I,   331), 
die  Konvention  vom  20./III.  1883  zum  Schutz  des  gewerblichen 
Eigentums,  der  Verband  zum  Schutze  von  Werken  der  Litteratur 
und  Kunst  (C.Bl.  VII,  320,  353),    bezw.  die  juristischen  Sätze 
dieser  Gestaltungen   besprochen.     Der   zweite  Teil  enthält  einen 
Ausblick   in  die  Zukunft  mit  vierfachen  Wünschen:   das  R.  der 
internationalen  Unionen  soll  von  einem  wissenschaftlichen  Zentral- 
orte doktrinell  gepflegt  werden;  zwischen  der  Wissenschaft  und 
den  internationalen  Bureaus  in  Bern  ist  ein  Zusammenhang  her- 
zustellen (z.  B.  durch  Erteilung  des  jus  respondendi  an  die  „magni 
auctores");  die  bestehenden  Zeitschriftenorgane  (vgl.  z.  B.  C.Bl. 
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VII,  279  )  sind  qualitativ  umzugestalten;  dadurch  wird  schliess- 
lich auch  Rechtsleben  und  Rechtslehre  im  Innern  der  einzelnen 
Staaten  umgebildet  werden;  besonders  Deutschland  sollte  mehr 
das  ,, internationale  Privat-R."  beachten  und  sollte  auch  in  dem 
neuen  Gebiete  der  internationalen  Rechtsunion  die  Hegemonie 
übernehmen.  Kirchenheim. 


IX.  Hilfswissenschaften. 

Bilfinger,  G.    Die  antiken  Stundenangaben.    Stuttgart, 
Kohlhammer.     1888.     X.  Bd.     159  S.     3  M. 

Die  antiken  Schriftsteller  brauchen  bei  Stundenangaben 
meist  die  Ordinalzahl.  Dabei  sind  an  sich  zwei  Auffassungen 
möglich.  Wenn  gesagt  wird,  ein  Ereignis  finde  um  die  hora 
sexta  diei  oder  noctis  statt,  so  kann  das  heissen:  im  sechsten 
Zwölftel,  also  zwischen  11  und  12  Uhr,  oder  aber:  gerade  um 
12  Uhr;  es  kann  also  sowohl  die  laufende  wie  die  bereits  ver- 
flossene Stunde  gemeint  sein.  Hinsichtlich  der  Frage,  welche 
von  den  beiden  Auffassungen  die  richtige  sei,  gehen  die  Mei- 
nungen auseinander:  im  allgemeinen  findet  sich  bei  den  neueren 
Philologen  die  Neigung,  die  Stundenangaben  der  antiken  Texte 
im  Sinne  der  laufenden  Stunde  zu  fassen.  Der  Verf.  hat  die 
entgegengesetzte  Ansicht,  dass  sie  wie  die  entsprechenden  Aus- 
drücke der  modernen  Sprachen  im  Sinne  der  abgelaufenen  Stunde 
zu  nehmen  seien,  bereits  in  einem  Stuttgarter  Gymnasialprogramm 
von  1883  vertreten.  Die  jetzige  Abhandlung  will  den  dort  er- 
brachten Beweis,  dass  die  antiken  Stundenangaben  in  vielen 
Fällen  so  aufzufassen  seien,  dahin  erweitern,  dass  dies  die  ge- 
wöhnliche und  regelmässige  Bedeutung  sei,  die  in  unseren  Texten 
überall  vorausgesetzt  werden  müsse,  wo  nicht  ein  zwingender 
Grund  für  die  entgegengesetzte  vorliege.  Der  Verf.  nennt  seine 
Schrift  ein  langes,  einen  grossen  Teil  der  antiken  Litteratur 
umfassendes  Zeugenverhör;  dass  sie  aber  mehr  ist  und,  indem 
sie  rückwärts  an  die  Zeit  vor  Einführung  der  Stunden  anknüpft, 
und  vorwärts  das  kompendiarische  Horensystem  der  mittelalter- 
lichen Tageseinteilung  in  sich  befasst,  ein  Bild  der  Tagesein- 
teilung im  klassischen  Altertum  überhaupt  nach  ihrer  histori- 
schen Entwickelung  gibt,  werden  auch  andere  als  wohlwollende 
Beurteiler  finden.  —  Für  den  Juristen  von  besonderem  Interesse 
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ist  der  3.  Abschnitt  über  die  hora  sexta.  Der  Verf.,  der  hier 
die  Ausführung,  die  er  bereits  in  der  in  dieser  Zeitschrift  Bd.  VIII. 
S.  37  angezeigten  Abhandlung  über  den  bürgerlichen  Tag  ge- 
geben hat,  im  wesentlichen  wiederholt,  steht  hinsichtlich  der 
Auffassung  von  hora  sexta  pridie  Kalendas  Januarias  auf  Seite 
Savignys.  Hora  sexta  oder  post  horam  sextam  noctis  sei  in  den 
Digesten  der  erste  Moment  des  neuen  röm.  Kalendertags.  Nun 
dauern  zwar  für  die  röm.  Rechtsgelehrten  der  Kalendertag  von 
Mitternacht  bis  Mitternacht,  und  bei  der  Entscheidung  juristischer 
Streitfragen  sei  diese  Berechnung  zur  praktischen  Verwendung 
gekommen;  aber  man  müsse  dabei  beachten,  dass  die  sprach- 
liche Bezeichnung  der  einzelnen  Nacht  und  die  Sitte  des  Da- 
tierens  bedingt  war  durch  eine  in  Rom  vielfach  verbreitete  po- 
puläre Berechnung  des  Kalendertags,  wonach  derselbe  vielmehr 
von  Morgen  zu  Morgen,  bezw.  von  Sonnenaufgang  zu  Sonnen- 
aufgang gerechnet  wurde:  und  hieraus  folge  denn,  dass  mit  dem 
Ausdruck  hora  sexta  noctis  pridie  Kalendas  Januarias  in  den 
Digesten  nicht  Mitternacht  zwischen  dem  30.  und  31.  Dezember 
gemeint  sein  könne,  sondern  Mitternacht  vom  31.  Dezember  auf 

I.  Januar,  was  in  Bezug  auf  die  drei  hier  hauptsächlich  in  Be- 
tracht kommenden  Lehren  des  Zivil-R.,  Usucapion,  Manumissions- 
fähigkeit  und  Testierfähigkeit  (sonderbarerweise  spricht  der  Verf. 
von  „Testamentierfähigkeit")  ausgeführt  wird,  fast  mit  denselben 
Worten  wie  in  dem  früheren  Werk.  Eben  in  diesem  (S.  206  ff.) 
hat  der  Verf.  den  Beweis  für  die  Prämisse  dieser  Behauptung, 
die  populäre  morgendliche  Epoche,  zu  führen  unternommen.  — 
Die    Schrift   zerfällt   in    11    Abschnitte:    I.    Einleitung   S.  1—5; 

II.  Hora  als  Zeitpunkt  S.  6—18;  III.  Hora  sexta  S.  19-37; 
IV.  Hora  0  u.  XII.  S.  38—45 ;  V.  Vierteilung  des  Tags.  Horae 
canonicae  S.  46—73;  VI.  Uhren  und  Stundentafeln  S.  74—88; 
VII.  Stundenbrüche  S.  89—109;  VIII.  Die  Stundenangaben  der 
Leidensgeschichte  S.  110—116;  IX.  Martialis  IV.  8.  S.  117—130 ; 
X.  Hora  prima  canonica  S.  131  —  150;  XI.  Nachtrag  (über  die 
dem  Gebiet  der  mathematischen  Geographie  angehörende,  aber 
doch  auch  die  Aufmerksamkeit  des  Philologen  und  Kulturhisto- 
rikers in  Anspruch  nehmende  Frage,  wie  die  einzelne  Stunden- 
angabe je  nach  der  Jahreszeit,  der  sie  angehört,  und  je  nach 
der  geographischen  Breite,  für  welche  sie  gegeben  ist,  in  mo- 
derne Zeit  umzuwandeln  ist)  S.  150 — 159.  Burckhard. 
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B.  Zeitschriftenüberschau. 


Neue   Zeitschrift: 

Annales  de  l'enseignement  snp^rienr  de  Grenoble.    I.  1.    Paris., 

Gauthier,  Villans.  Beaudonin,  etude  sur  les  origines  du  regime 
feodal.  Jay,  Tart.  419  du  code  p6nal  et  les  syndicats  pro- 
fessionnels. 

Zeitschr.  f.  vergleich.  Rechtswissensch.  VIII,  3.  Schultzen- 
stein,  d.  Entwurf  e.  Z.Pr.O.  f.  Japan  (Uebers.).  Friedrichs, 
über  d.  Ursprung  d.  Matriarchats.  Bernhöft,  z.  Geschichte  d. 
europ.  Familien-R.  III.  Zur  ethnolog.  Litteratur.  Goldziher, 
mohammedan.  R.  in  Theorie  u.  Wirklichkeit.  Kohler,  d.  Wirk- 
lichkeit u.  Unwirklichkeit  d.  islamit.  R.  Wesnitsch,  d.  Blut- 
rache bei  d.  Südslaven. 

Nonvelle  Revne  historiqne  de  droit  franc^ais.  XIII.  3.  Chenon, 
defensor  civitatis.  Declareuil,  la  justice  dans  les  coutumes 
primitives.  Korolevsky,  le  servage  et  son  abolition  en  Russie 
d'apres  les  historiens  vivants. 

Beiträge  z.  Erläuterung  d.  deutschen  R.  XXXIII  4.  u.  5.  Kreis, 
d.  Interessen  d.  gegen  Feuersgefahr  Versicherten  bei  Neurege- 
lung d.  Versicherungsprivat-R.  Delius,  Adoption  (n.  A.  L.R.). 
Hahn,  Ersatzzustellung  bei  widerstrebendem  Interesse  d.  Er- 
satzperson. Meyer,  Unzulässigkeit  d.  Versäumniszwischenurteils 
gegen  einen  Schwurpflichtigen.  Friedländer,  Abnahme  d.  Offen- 
barungseides.  Borchardt,  ausländ.  Judikatsforderungi.  deutschen 
Konkurse.  Fuld,  Reichs-R.  u.  Landes-R.  im  E.  e.  bürgerl.  G.B. 
Sprenger,  Konventionalstrafe.  Neumann,  Litteratur  z.  E.  e. 
bürgerl.  G.B. 

Zeitschr.  f.  Privat-  n.  öflf.  R.  (Grünhut).  XVI.  3.  Mitteis,  Be- 
merkungen z.  ehel.  Güter-R.  nach  d.  E.  e.  b.  G.B.  4.  Schruttka- 
Rechtenstamm,  Rechtsverhältnis  zwischen  Exekutionssache  u. 
Exekutionsorgane  in  d.  deutschen  Z.Pr.O.  Herold,  d.  Vergleich 
u.  Irrtum  bei  diesem  Vertrage  im  E.  e.  b.  G.B. 

Oesterr.  Gerlchtszeitnng.  XL.  22.  Schütze,  Stellung  d.  Medizinal- 
personen zu  §  498  u.  499  Str.G.  23.  Gern  er  th,  Beleidigung  u. 
ihr  Forum.  24.  Frühwald,  neue  Vergehen.  25.  Nowak,  Lega- 
lisierung d,  Unterschriften.  26.  Gernerth,  Wiederaufnahme  d. 
Strafverfahrens. 

Jurist.  Blätter.  XVIIL  23.  24.  Hanausek,  d.  Check  im  Giro- 
verkehr d.  österr.-ungar.  Bank.  24.  Patent  oder  Lizenzmarken. 
25.  26.  Hellmann,  Erbringung  d.  Beweises  im  Administrativ- 
verfahren.  26.  28.  Pf  äff,  Urentwurf  u.  Beratungsprotokolle 
d.  österr.  b.  G.B.  28.  Polnischer  Juristentag  (12.— 14./IX.  in 
Lemberg).  29.  30.  Spiegel,  d.  permanenten  Ausschüsse  d.  österr. 
Reichsvertretung.     29.  Das  „anthropometrische  Signalement". 

Oesterr.  Centralbl.  f.  d.  Jurist.  Praxis.  VII.  6.  Verhältnis  zwi- 
schen Kommissionär  u.  Komittenten  aus  d.  Ausführung  v.  Dif- 
ferenzgeschäften.    6.  7.  Straffreiheit  v.  Parlamentsberiehten. 

Zeitschr.  f.  d.  ges.  Handels-R.  XXXVI.  1  u.  2.  Goldschmidt, 
Georg  Beseler  u.  Ed.  Pape.  Carlin,  z.  rechtl.  Natur  d.  Wert- 
papiere, Pemsel,  d.  Versicherungsaktie.  Seligsohn,  Verzin- 
sung aufgerufener  Obligationen.  Pappenheim,  altnordische 
Handelsgesellschaften.     Goldschmidt,  d.  Kreationstheorie  u.  d. 
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E.  e.  b.  G.B.  Sievening,  Speiser,  congres  intern,  d.  dr.  com- 
merc.  d.  Bruxelles  (1888).  Molengraff,  niederl.  Handelsgesetz- 
gebung 1874—1887.  Pappenheim,  schwed.  Ges.  betr.  Handels- 
register V.  1887.     Berliner  u.  Leipziger  Usancen. 

Zeitschr.  f.  Zivilprozess.  XIV.  2.  Schruttka-Rechtenstamm, 
Anschlusspfändung.  Fitting,  Zwischenurteil.  Mayer,  Gerichts- 
stand d.  Erfüllungsortes. 

Tidskrift  af  juridiska  föreningren  i  Finland.  1889.  2.  Ser- 
lachius,  ora  begreppet  fast  egendom.  (Finnischer  Juristentag, 
26. — 28./VIII.  in  Helsingfors:  Gutachten  etc.,  u.  a.  Boren ius, 
utländska  makars  giftorät  i  finsk  fastighet.  E neber g,  über  d. 
prakt.  Jurist.  Ausbildung.) 

Law  Quarterly  Review.  V.  19.  Fry,  specific  Performance  and 
laesio  fidei.  Leclerc,  nne  ecole  des  sciences  politiques.  Mait- 
land,  possession  for  year  and  day.  Edmunds,  rejection  of 
tearsory.  Humpberg,  the  land  transfer  bill.  Bruce,  the  new 
italian  criminel  code.     Adams,  a  reply  to  the  factors  acts. 

The  Journal  of  Jarispradence.  XXXIII.  388.  Prisonners  Decla- 
ration.     389.  Scottish  Local  Government  Reform. 

The  Scottish  Law  Review.  V.  52.  Alterum  non  laedere.  54.  Le- 
gal Education. 

The  Juridical  Review.  I.  2.  Ling,  Mancini.  Robertson,  the 
Oregonien  Railway  Decision.  Kirkpawick,  how  law  is  taught 
in  Italy.  Smith,  County  Convents  in  Scottland.  Ure,  the  Neg- 
ligence  Clause  in  Charter-partics.  Goudy,  Lord  Fräser.  Cook, 
the  judicial  System  in  Germany. 

American  Law  Keview.  May-June.  Comparative  Merits  of  Written 
and  Prescriptive  Constitutions.  A  Continental  Review  of  the 
Cutting  Affair.  Criticism  of  Public  Officers  and  Candidates  for 
Office.     Surface  Waters.     A  Symposium  of  Law  Publishers. 

Revue  generale  du  droit  etc.  III.  (Mai-Juin.)  Vigouraux,  de 
la  Simulation  des  actes.  Boy  er,  des  remises  de  cause.  Riston, 
le  retrait  d'indivision.  Vigneaux,  essai  sur  l'histoire  de  la 
praefectura  urbis  ä  Rome.  Bologne  et  les  ecoles  imperiales  de 
droit. 

La  France  Judiciaire.  6.  7.  (Juin-Juillet.)  Boule,  de  l'effet  de 
la  saisine  au  profit  du  legataire  universel,  ä  l'encontre  des  he- 
ritiers  non  reservataires  au  regard  soit  de  Papposition  des  scei- 
les ,  soit  de  leur  levee  et  de  l'inventaire  quand  de  legs  et  en 
toute  propriete.  Allexard,  apercus  juridiques  sur  l'exercice  du 
droit  d'auteur.  Oeuvres  anonymes  et  Pseudonymes.  Courtois, 
Usurpation  et  acquisition  de  mitoyennete.  Allerard,  aper§u& 
juridiques  sur  le  droit  d'auteur. 

Eevue  des  Soci6tes  (Lavasseur).  6.  7.  (Juin-Juillet.)  Bregeault, 
les  associations  et  les  societes  devant  la  loi  penalc.  Projet  de 
loi,  les  societes  cooperatives.  Chronique  de  la  soc.  interoceanique 
du  canal  de  Panama.  De  comptoir  d'escompte  et  les  responsa- 
bilites  encourues  d'apres  le  rapport  des  administrateurs  provi- 
soires.  Le  timbre  proportionnel  des  bordereaux  des  Operations 
de  bourse  et  le  budget  1890.  Les  congres  internationaux  a 
l'exposition  universelle.  Les  societes  cooperatives  en  Allemagne 
en  1887.  Du  role  des  censeurs,  dans  les  societes  financieres  et 
de  leur  responsabilite. 

Rivista  italiana  per  le  scienze  giuridiche.  VII.  1.  2.  Bonelli, 
la  personalitä  giuridica  dei  beni  in  liquidazione.  1.  Bresa,  sul 
sistemo  penale  del  nuovo  codice.  2.  Buonamici,  suUe  anti- 
chitä  giuridiche  di  Roma. 
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Archivio  ginridico.  XLII.  ö.  u.  4.  Sighele,  sull'  infanticidio, 
Costa,  le  nozze  servili  nel  dir.  rom.  Tarego,  della  responsa- 
bilitä,  pecuniaria  imposta  di  pubblici  ufficiali  verso  le  stato. 
Brugi,  studi  sulla  dottrina  romana  della  proprieta.  Castori, 
rivista  di  giurisprudenza  penale. 

Filangieri.  1889.  1.  Vidari,  Mancini  giuresconsulto.  Brusa, 
HoltzendorfT. 

Circolo  ginridico.     1889.  1.    Progetto  del  codice  penale. 

Archivio  di  psichiatria.     1889.  1.    Ferri,  suU'  ammonizione. 

Diritto  commerciale.  VII.  2.  Vidari,  brevetti  d'invenzione, 
Sraffa,  se  i  creditori  di  una  societä  in  nome  collettivo  debbano 
esecutare  la  societä  prima  di  für  valere  la  proprie  ragioni  contra 
i  soci.  3.  Ottolenghi,  di  modi  di  estinzione  delle  cambiale 
Mayer,  la  sentenza,  che  accordo  la  moratoria  .  .  e  succettibile  di 
opposizione  e  di  appello? 

Gerichtssaal.  XLII.  1.  2.  Stenglein  (fortan  Herausgeber),  d.  R.G 
u.  d.  Züchtigungs-R.  d.  Lehrer.  Das  Antrags-R.  d.  Vorgesetzten 
Fuld,  Bestrafung  des  Sklavenhandels.  Kriminalstatistik  1886 
Lange,  d.  Tierschutzbewegung  u.  §.  360  Z.  13  d.  R.Str.G.B 
Schmidt,  Verbrechen  am  Seelenleben  d.  Menschen.  Reif  fei 
Rechtsfall  (Publikationsbefugnis  —  §.  165,  200  R.Str.G.B.  — 
nach  dem  Tode  d.  Verletzten).  Stelling,  ideale  Konkurrenz, 
3.  S  t  e  n  g  1  e  i  n,  Nebenklage.  Ausbildung  d.  Gerichtsärzte  in  Deutsch 
land.     Reiffei,  Verh.  v.  §.  49a  zu  §.  333  R.Str.G.B. 

Zeitschr.  f.  d.  ges.  Straf rechtswissenschaft.  IX.  4.  u.  5.  Weis 
mann,  d.  strafprozessuale  Privilegierung  gesetzgebender  Ver 
Sammlungen.  Lammasch,  Zwecke  u.  Mittel  d.  Strafe.  Liszt 
kriminalpolit.  Aufgaben.  Janka,  z.  Kausalitätsfrage.  Klein- 
feiler,  F.  V.  HoltzendorfT.  Kries,  Wahrscheinlichkeit  u.  Mög 
lichkeit  im  Straf-R.  Orelli,  R.  d.  Ausweisung.  Baumgarten 
Judikatur  d.  obersten  Gerichtshofes  in  Ungarn. 

Mitteilungen  d.  internat.  liriminalist.  Vereinigung.  X.  1.  Gut- 
achten von  Prins  u.  Lammasch  über  d.  condamnation  conditio- 
nelle,  v.  Liszt  u.  Garofalo,  über  Ersatz  kurzzeitiger  Freiheits- 
strafen, V.  Jagemann,  empfiehlt  es  sich  d.  Zwangserziehung  v. 
Begehung  einer  strafbaren  Handlung  abhängig  zu  machen? 
(Nein).  ^ 

Archiv  f.  öfT.  R.     IV.  3.     Hancke,  d.  französ.  Spionagegesetz. 

Deutsches  Wochenblatt.  IL  20.  Vierhaus,  Gesetz  u.  richterl.  Er- 
messen. 24.  25.  Laband,  d.  Revision  d.  H.G.B.  27.  — 30.  Liszt, 
kriminalist.  Zeit-  u.  Streitfragen. 

Archiv  f.  soziale  Gesetzgebung.  1889.  S.  1—73.  Menger,  daa 
biirgerl.  R.  u.  d.  besitzlosen  Volksklassen  (AngritT  d.  E.  e.  b. 
G.B.  im  Namen  d.  „Enterbten"  d.  E.  sei  v.  Standpunkte  d.  be- 
sitzenden Klassen  gedacht;  d.  gesellschaftl.  Machtverhältnisse 
seien  überall  entscheidend  gewesen,  der  Rechtsbeugung  sei  d.  Weg 
geebnet.  Insbes.  stellt  Verf.  eine  Reihe  v.  Forderungen  betr. 
Ansprüche  aus  ausserehel.  Beischlafe  auf). 

Journal  de  droit  intern,  priv^.  XVI.  3.  u.  4.  Audinet,  obser- 
vations  sur  le  projet  de  loi  relatif  ä  la  nationalit6  fran^aise. 
Despaguet,  l'ordre  public  en  dr.  intern.  priv6.  Por6e,  du  re- 
gime 16gal  fait  en  Tunisie  aux  Fran^ais  et  aux  ^trangers  en 
mati^re  de  contentieux  administrativ  Djuvara,  des  rapports 
de  la  Roumanie  avec  les  pays  etrangers  en  mati^re  de  l'extra- 
dition.  Le  cas  du  gäneral  Boulanger  en  Angleterre  (extradition, 
droit  d'asile). 
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Biyista  militare  ital.  1889.  Rom,  Voghera.  P. ,  la  pace  et  le 
cause  della  guerra  (rechtsgeschichtl.-philosoph.  Erörterung  auf 
Grund  auch  der  jüngsten  deutschen,  französ.,  engl,  völkerrechtl. 
Werke  über  I.  Frieden ,  Friedensbestrebungen  und  Völker-R., 
II.  Verteidigungs-  u.  Angriffskriege ,  Ursachen  derselben  S.  21 
bis  61,  III.  Schiedsgerichte  u.  IV.  Entwaffnungsfrage.) 


C.  Neue  Erscheinimgen. 

Vom  11.  Juni  bis  31.  Juli  1889  erschienen  oder  bei  der  Redaktion 
eingegangen  (letztere  mit  *  bezeichnet). 

1.  Deutsche  Bücher  und  Broschüren. 

*Aschrott,  P.  F.,    aus   d.    Straf-  u.  Gefängniswesen  Nordamerikas. 

(Virchows  Vorträge  75.)     Hamburg,  Verlagsanstalt.     60  S.    1  M. 
*Bar,   L.  v.,    Theorie    u.    Praxis    d.    internation.  Privat- R.     2.  Aufl. 

Hannover,  Hahn.     2  Bde.  (89  Bgn.)  30  M. 
*Beiträge  z.  Besprechung  d.  E.  e.  b.  G.B.  v.  Fischer.     14.  u.  16.  Hft. 

Berlin,  Guttentag.     5  M.  50  Pf. 

Inhalt.  14.  Krech,  d.  R.  an  Grundstücken.  V  u.  142  S.  3  M.  Peter- 
sen, d.  Berufung  z.  Erbschaft  u.  d.  letztwilligen  Verfügungen  überhaupt. 
107  S.    2  M.  50  Pf. 

*Bornhak,   C. ,   preuss.  Staats-R.     2.  Bd.     Freiburg,  Mohr.     VII  u. 

504  S.     a  8  M. 
Brinz,   A.,   Lehrbuch   d.    Pandekten.     3.  Bd.    2.  Abt.    2.  Lfg.     Die 
Familien-R.    u.    d.  Vormundschaften.     2.  Aufl.,  nach  d.  Tode  d. 
Verf.  besorgt  v.  Lotmar.     Leipzig,  Deichert.     XIV  u.  S.  587  bis 
789.     6  M. 
*Casso,  L.,  d.  Haftung  d.  Benefizialerben.     Berlin,  Bahr.     (S.  oben 

S.  427.)     1  M.  60  Pf. 
*Dernburg,    H. ,   Pandekten.     2.  Bd.     2.  Aufl.     Berlin,  Müller.     X 

u.  394  S.     7  M.  50  Pf.,  vollst.  I— HI  30  M. 

^^Dickel,  V.,   über  d.  neue  b.  G.B.  f.  Montenegro  u.  d.  Bedeutung 

seiner  Grundsätze  etc.  mit  Bemerkungen  über  d.  E.  e.  deutschen 

b.  G.B.     Marburg,  Ehrhardt.     112  S.     3  M. 

*Ehrenzweig,  A.,  über  d.  Rechtsgrund  d.  Vertragsverbindlichkeit. 

Eine  rechtsphilosoph.  Untersuchung.    Wien,  Manz.     1889.    90  S. 

Ermisch,  H.,  d,  Freiberger  Stadt-R.     Mit  1  Taf.     Leipzig,  Giesecke 

u.  Devrient.     364  S.     9  M.  60  Pf. 
Es  mann,  A.,  Simulation  u.  Umlagenausfälle.     Ein  Beitrag  z.  Wah- 
rung d.  Interessen  d.  Berufsgenossenschaften  unter  bes.  Berück- 
sicht.  d.  Baugewerbes.     2.  Aufl.     Berlin,  Reimer.     40  S.     1  M. 
Oierke,   0.,  d.  E.  e.  b.  G.B.  u.  d.  deutsche  R.     Veränderte  u.  ver- 
mehrte Ausg.  d.  in  Schmollers  Jahrb.  erschienenen  Abhandlung. 
Leipzig,  Duncker  &  Humblot.     1889.     10  M. 
Handwörterbuch   d.    Staatswissenschaften.     Hrsg.  v.  Conrad ,   Elster, 

Lexis,  Loening.  1.  Lfg.  Jena,  Fischer.  IV  u.  160  S.  3  M. 
Hil ty,  C,  d.  Neutralität  d.  Schweiz  i.  ihr.  heut.  Auffassg.  Bern,  W_yss.  1 M. 
Verf.  legt  Gewicht  auf  den  Unterschied  zwischen  gewöhnlicher  Neutra- 
lität, die  jeder  Staat  bei  Kriegführung  Dritter  für  sich  in  Anspruch  nehmen 
könne,  u.  sog.  ewiger  Neutralität,  oder  „Neutralisation",  die  auf  einer  völker- 
rechtl. Stipulation  beruhe.  Letztens  habe  ihre  Pflichten,  zumal  da  die  Mächte 
ihr  gegenüber  auf  das  Zwangsmittel  des  Krieges  verzichten  müssten.  Er  hält 
dafür,  dass  die  Schweiz,  welche  in  dieser  Weise  neutralisiert  sei,  neben 
Pflichten  auch  noch  alle  u.  jede,  von  dem  geltenden  europ.  Völker-R.  auf- 
gestellte Verbindlichkeiten  souveräner  Staaten  pünktlich  zu  erfüllen  habe, 
speziell  auch  die  einer  geordneten  Fremdenpolizei. 
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*Kohler,  J.,  prozessrechtl.  Forschungen.     Berlin,  Müller.     3  M. 

*König,  G. ,  über  d.  Behandlung  d.  falschen  Angaben  u.  d.  Ver- 
schweigungen im  Lebensvereiclierungsvertruge. 

Krainz,  J.,  System  d.  österr.  allg.  Privat-R.  (Grundriss  u.  Ausfüh- 
rungen. Aus  dessen  Nachlass  hrsg.  u.  red.  v.  L.  Pfaff.  2.  Bd. : 
Der  spez.  Teil.    1.  Hälfte:  Grundriss.    XII  u.  .443  S.     8  M.  40  Pf. 

"•Krohne,  K.,  Lehrbuch  d.  Gefängniskunde,  unter  Berücksichtigung 
d.  Kriminalstatistik  u.  Kriminalpolitik.  Mit  15  Tafeln.  Stutt- 
gart, Enke.     XX  u.  610  S.     11  M. 

Kuntze,  d.  Parnllelisraus  d.  jus  publicum  u.  privatum  bei  d.  Rö- 
mern.    Leipzig,  Hinrichs.     36  S,     1  M. 

Lentner,  Grundriss  d.  Völker-R.  2.  Aufl.  Wien,  Seidel.  IV  u. 
94  S.     2  M. 

Loening,  R.,  über  d.  Begründung  d.  Straf- R.  Rede.  Jena,  Fischer. 
32  Pf.     80  Pf. 

Luschin  v.  Ebengreuth,  A. ,  Quellen  zur  Geschichte  deutscher 
Rechtshörer  in  Italien.  I.  In  italien.  Archiven  u.  Sammlungen 
(Forts.).  (Aus  „Sitzungsber.  d.  k.  Akad.  d.  VViss.")  Wien, 
Tempsky.     24  S.     40  Pf. 

*Merkel,  A. ,  üb.  d.  Zusammenhang  zwischen  d.  Entwickelung  d. 
Straf-R.  n.  der  Gesamtentwickelung  d.  öffentl.  Zustände  u.  des 
geistigen  Lebens  der  Völker.  Rede,  geh.  am  l./V.  1889  beim 
Antritt  d.  Rektorats  d.  Kaiser-Wilhelms-Universität  Strassburg. 
Strassburg,  Heitz.     29  S.     40  Pf. 

*—  Lehrb.  d.  deutschen  Straf-R.   Stuttgart,  Enke.    XV  u.  427  S.    8  M. 

Neu  da,  M.,  d.  französ.  Barreau.  Vortrag.  (Nach  Stenograph.  Auf- 
nahmen.)    Wien,  Perles.     36  S.     80  Pf. 

•Olshausen,  J.,  Grundriss  zu  rechtswissenschaftl.  Vorlesungen  an 
d.  k.  Forstakademie  zu  Eberswalde.  1.  Heft.  Gerichtsverfassung 
u.  Prozess.     Berlin,  Vahlen.     XII  u.  163  S.     2  M. 

* —  Kommentar  z.  Str.G.B.  f.  d.  Deutsche  Reich.  3.  umgearb.  Aufl. 
2.-4.  Lfg.     Berlin,  Vahlen.     S.  81-720.     12  M. 

Posse,  0.,  d.  Hausgesetze  d.  Wettiner  bis  zum  J.  1486.  Leipzig, 
Litterar.  Gesellschaft.  Mit  109  Taf.  in  Lichtdr.  VIII  u.  58  S. 
160  M. 

Rechtsstudie  über  d.  Nachdruck  insbesond.  v.  musikal.  Werken  laut 
Ges.  V.  11,/VI.  1870,  mit  Anführung  d.  erläuterten  Gesetzesstellen, 
f.  Bibliotheken,  Verleger,  Drucker  kurzgefasst  u.  zusammengest. 
V.  H.  Apianus.     Leipzig,  Bennewitz.     16  autogr.  S.     50  Pf. 

♦Riesser,  J.,  z.  Revision  d.  H.G.B.  2.  Abt.  Stuttgart,  Enke.  VI  u. 
444  S.     9  M. 

Sammlung  v.  Reden  d.  österr.  Parlaments.  7.  Heft.  Wien ,  Perles. 
ä  80  Pf. 

Inhalt.    Kreuzig,   Kronawetter  u.  Pirquet,  z.  Reform  d.  Mllitär- 
justlz.     Nach  d.  stenogr.  Protokollen.    43  S. 

Schmidt,  0.,  d.  zivilprozessual.  Normen  d.  Reichsratsgutachten  v. 
3./VI.  1886  u.  ihre  Anwendung  auf  d.  Zivilprozess  nach  liv- 
länd.  Land-R.     Dorpat,  Schnakenburg.     IV  u.  52  S.     2  M.  40  Pf. 

•Schul  in.  F.,  Lehrb.  d.  Geschichte  d.  r.  R.  Stuttgart,  Enke.  XII 
u.  628  S.     11  M. 

Sevin,  H. ,  semitische  u.  indogerman.  RechtsbegrifTe.  Eine  volks- 
wirtschaftl.-rechtsgeschichtl.  Studie.  (Aus  „Antisemit.  Korrespon- 
denz".)    Leipzig,  Fritsch.     16  S.     30  Pf. 

♦Seydel,  M.,  bayer.  Staats-R.  4.  Bd.  Freiburg,  Mohr.  VI  u.  653  8. 
14  M. 

Staatslexikon.  Hrsg.  v.  d.^Görres-Gesellschaft  z.  Pflege  d.  Wissen- 
schaften im  kathol.  Deutschland.  7.  u.  8.  Heft.  Freiburg,  Herder. 
1.  Bd.  Sp.  961-1280.     ä  1  M.  50  Pf. 
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*Stengel,  K.,  Wörterbuch  d.  deutschen  Verwaltungs-R.  In  Verbin- 
dung mit  vielen  Gelehrten  u.  höheren  Beamten  hrsg.  2. — 4.  Lfg. 
Freiburg,  Mohr.     1.  Bd.  S.  97—384.     ä  2  M. 

Stenglein,  M.,  d.  Str.Pr.O.  f.  d.  Deutsche  Reich  v.  l./II.  1877,  nebst 
d.  Gerichtsverfassungsges.  v.  27./I.  1877  u.  d.  Einführungsges.  zu 
beiden  Gesetzen,  unter  Berücksicht,  d.  Reichsgesetzes  v.  5./IV, 
1888,  betr.  die  unter  Ausschluss  d.  Oeffentlichkeit  stattfindenden 
Gerichtsverhandlungen.  2.  neubearb,  u.  stark  verm.  Aufl.  2.,  3. 
u.  4.  Lfg.  Nördlingen,  Beck.  S.  161—698.  ä  3  M.,  vollst. 
12  M. 

Sturm,  A.,  d.  Lehre  vom  Vergleiche  nach  gemeinem  u.  preuss.  R, 
unter  Berücksicht.  d.  E.  e.  b.  G.B.  f.  d.  Deutsche  Reich.  Eine 
Monographie.     Berlin,  Decker.     VlII  u.  96  S.     2  M. 

Timon,  A.,  d.  städt.  Patronat  in  Ungarn.  Rechtshistor.  Studie. 
(Aus  „Archiv  f.  kathol.  Kirchen-R.")  Leipzig,  Koehler.  III  u. 
95  S.     2  M. 

*ülbrich,  J.,  Handbuch  d.  österr.,  polit.  Verwaltung  f.  d.  im  Reichs- 
rate vertretenen  Königreiche  u.  Länder  16. — 19.  Lfg.  Wien, 
Holder.     2  Bd.  S.  401—720.     ä  1  M.  60  Pf. 

*Wie  studiert  man  Jurisprudenz?  Von  einem  prakt.  Juristen.  3.  Aufl. 
Leipzig,  Rossberg.     43  S.     80  Pf. 

Der  Verf.  weist  bei  Beantwortung  dieser  Frage  zunächst  auf  Zweierlei : 
1)  Das  Kechtsstudium  darf  weniger  als  jedes  andere  als  sog.  Brotstudium 
betrachtet  werden ,  d.  h.  der  Studierende  der  Eechte  darf  nicht  erwarten, 
dass  er  bald  nach  absolviertem  Studium  eine  Anstellung  oder  Remuneration 
erhält,  und  2)  dem  angehenden  Juristen  ist  dringend  zu  raten,  sich  nicht 
dazu  verleiten  zu  lassen,  dass  er  sich  für  das  Examen  in  möglichst  kurzer 
Zeit  dicht  vor  dem  Termin  einpauken  lässt.  Anhang:  Tabellar.  Uebersicht 
über  die  Bestimmungen  zur  Erlangung  der  Jurist.  Doktorwürde  an  den 
Universitäten  Deutschlands. 

Ziebarth,  Forst-R.  3.  u.  4.  Teil.  Berlin,  Parey.  4M.  50  Pf.,  voll- 
ständig UM. 

Zrödlowski,  F.,  Entwurf  e.  Zivilprozess-  u.  Exekutionsordnung, 
nebst  e.  Einleitung.  Zugleich  e.  Beitrag  zur  Besitzlehre  u.  zur 
Sprachenfrage.  Zürich,  Verlagsmagazin.  VIII  u.  83  S.  2  M. 
40  Pf.  

Besi,  A.,  d.  Beerdigung  u.  Verbrennung  der  Leichen,  betrachtet  vom 
Standpunkte  d.  Religion,  d.  Geschichte ,  d.  Hygieine ,  d.  Gesetz- 
gebung, d.  Oekonomie  u.  d.  Gefühles.  Uebers.  v.  E.  Holzinger 
V.  Weidich.  Regensburg,  Verlagsanstalt.  VIII  u.  119  S.  1  M. 
50  Pf. 

Bonin,  R.,  d.  Besetzung  d.  deutschen  Bistümer  in  d.  letzten  30  Jahren 
Heinrichs  IV.  1077  —  1105.  Inaug.-Diss.  Jena,  Pöble.  132  S. 
2  M. 

Grundschuldschein,  der.  Ein  Versuch  z.  Reform  d.  landwirtschaftl. 
Grundkredits  im  preuss.  Staate.  Berlin,  Walther  &  Apolant. 
54  S.     1  M.  50  Pf. 

Leist,  F.,  z.  Geschichte  d.  auswärtigen  Vertretung  Bayerns  im  16.  Jah- 
hundert.  Zugleich  ein  Beitrag  z.  Geschichte  d.  Gesandtschafts- 
wesens überhaupt.     Bamberg,  Buchner.     V  u.  113  S.     3  M. 


2.  Ausgaben  Ton  Gesetzen,  Entscheidungen  etc. 

Bausei  u.  Harnisch,  Zuständigkeit  d.  Verwaltungs- u.  Verwaltungs- 
gerichtsbehörden. Düsseldorf,  Schwann.  III  u.  74  S.  1  M. 
50  Pf. 
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Bender,  Repetitorium  d.  Reichsgesetzgebung.  Cassel,  Wigand. 
2  M.  40  Pf. 

Eggendorf  er,  Nachschlagebuch  f.  Gesetze  etc.  (f.  Oesterreich). 
Wien,  Staatsdruckerei.     178  S.     4  M. 

Entscheidungen  d.  R.G.  Generalregister  z.  11.— 20.  Bd.  Bearb.  v. 
F.  V.  Specht.     Ebd.     XXII  u.  634  S.     6  M. 

Francke,  B.,  d.  Gesetzgebung  d.  Königr.  Sachsen  seit  d.  Erscheinen 
d.  Gesetzsammlung  im  J.  1818  bis  zur  Gegenwart.  18.  Lfg. 
Leipzig,  Rossberg.     S.  201—256.     ä  2  M.  40  Pf. 

Fahrordnung,  allg,  deutsche,  z.  Schutze  d.  Zugtiere,  Verhütung  v. 
Unfällen,  strafbaren  Handlungen  etc.  (Schwarzkopf).  Berlin,  Ver- 
lag d.  Zeitschr.  f.  Verkehrsgewerbe.     1  M.  50  Pf. 

Frohloff,  R.,  was  d.  Grundbesitzer  v.  d.  Grundbuch- R.  wissen  sollte. 
Leipzig,  Groklauer.     VIII  u.  63  S.     1  M. 

Grotefend,preus8. -deutsches  Gesetzgebungsmaterial.  5. — 7.(Schlu8s-) 
Lfg.  1888.  Düsseldorf,  Schwann.  III  u.  158  S.  2  M.  40  Pf., 
vollst.  10  M. 

Theorie  u.  Praxis  d.  R.G.,  O.V.G.  etc.  1888  nebst  Register  üb.  1884 
bis  1888.     Ebd.     III  u.  158  S.     2  M.  40  Pf. 

Haidingers  Selbstadvokat.     3.-10.  Lfg.     Wien,  Manz.     ä  50  Pf. 

Jahrbuch  f.  Entscheidungen  d.  Kammergerichts  in  Sachen  d.  nicht- 
streitigen Gerichtsbarkeit  u.  in  Strafsachen,  hrsg.  v.  R.  Johow. 
8.  Bd.  1889.     Berlin,  Vahlen.     VIII  u.  295  S.     ä  5  AI. 

*Ju8tizstatistik ,  deutsche.   4.  Jahrg.   Berlin,  Puttkamer.    207  S.    3  M. 

*Kohler,  J.,  Strafrechtsaufgaben  z.  Gebrauche  bei  d.  akadem.  Straf- 
rechtspraktikum. 1.  Abt.  Berlin,  Müller.  III  u.  42  8.  1  M. 
20  Pf. 

♦Kössler,  Protokolle  d.  Gerichtsschreibers,  dargest.  an  praktischen 
Fällen  etc.     München,  Stahl.     XVI  u.  468  S.     4  M. 

Mühlbauer,  W.,  thesaurus  resolutionum  s.  c.  concilii,  quae  consen- 
tanee  ad  Tridentinorum  pp.  decreta  aliasque  canonici  juris  sanc- 
tiones  prodierunt  usque  ad  a.  1887 ,  cum  Omnibus  constitutio- 
nibus  et  aliis  novissimis  commodiorem  usura  ordine  alphabetico 
concinnatus.  Tom.  V.  Fase.  11.  München,  Stahl.  S.  977  bis 
1072.     a  3  M. 

Putz,  C,  Jurist.  Prüfungsfragen  mit  konzisen  Antworten,  f.  Kandi- 
daten d.  rechtshistor.  Prüfungen  systemat.  bearb.  2.  Abt.  Prü- 
fungsfragen aus  d.  Pandekten.  2.  Bdchn.  enth.:  Obligationen- 
u.  Pfand-R.     Wien,  Frank.     140  S.     1  M.  50  Pf. 

Rechtsbeistand  in  Geschäft  u.  Haus.  3. — 15.  Lfg.  Hamburg,  Bruer. 
ä  60  Pf. 

Schneider,  A.,  landwirtschaftl.  Rechtsbibliothek.  2.  Bd.  Landwirt- 
schaftl.  Rechtsbuch.  a.  Für  d.  Königr.  Preussen.  Dresden,  Friese 
u.  Puttkamer.     XV  u.  518  S.  mit  2  Formularen.     6  M. 

•Seelig,  Fischerei  u.  einschlagendes  Wasser-R.  betr.  Entscheidungen 
höherer  Gerichte  etc.     Leipzig-Reudnitz,  Hoffmann.     132  S. 

Spuk,  d.,  V.  Resau.  Mit  Abbildung  d.  Spukhauses,  d.  Grundrisses 
u.  3  Porträte.  3.  Aufl.  Berlin,  Sigismund.  III  u.  82  S.  1  M. 
20  Pf. 

Weissbuch.  4.  Tl.  2.  Lfg.  Samoa  (Forts.).  Berlin,  Heymann.  S.  45 
bis  62.    90  Pf. 

Wollenzien,  J.,  u.  Walter,  H.,  d.  gerichtl.  Rechnungslegungswesen 
in  Preussen.  9.— 12.  Lfg.  Berlin,  Siemenroth  &  Worms.  S.  741 
bis  1136.     1  M.  50  Pf. 

Weber,  neue  Gesetzsammlung  f.  Bayern.  95.— 102.  Lfg.  Nördlingeu, 
Beck,     a  1  M.  25  Pf. 

Widmar,  Rechtsprechung  d.  Verwaltungsgerichtshofes  in  Gebühren- 
sachen.    Wien,  Szelinski.     123  S.     5  M. 
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Gebührenordnung   f.    Anwälte   (Walter).      2.    Aufl.      2.  Lfg.     Berlin, 

Siemenroth  &  Worms,     ä  1  M.  40  Pf. 
*  Aktiennovelle  (Peterseu  u.  Pechmann).     4.  Lfg.     Leipzig,  Rossberg. 

ä  1  M.  60  Pf. 
*Desgl.    (Frankenburger).      Text    mit   Anm.    u.    Register.     München, 

Schweitzer.     152  S.     1  M.  50  Pf. 
Gesetz  betr.  d.  Erwerbs-  u.  Wirtschaftsgenossenschaften  v.  l./V.  1889. 

Bielefeld,  Helraich.     46  S.     50  PI". 
Dasselbe.     Karlsruhe,  Braun.     50  S.     60  Pf. 
*Dasselbe.     Berlin,  Heymann.     58  S.     Kart.  1  M. 
Dasselbe.     Berlin,  Decker.     68  S.     40  Pf. 

Dasselbe  (Menzen).     Trier,  ötephanus.     IV  u.  94  S.     1  M.  20  Pf. 
♦Dasselbe  (Hoffmann).     Leipzig,  Rossberg.     VI  u.  210  S.     2  M. 
Vorschriften  über  Impfwesen.     Stuttgart,  Kohlhammer,     III  u.  90  S. 

80  Pf. 
Arbeiterversicherung-sgesetzgebung. 
*Gesetz    betr.    d.    Invaliditäts-  u.  Altersversicherung  v.  22./VII.   1889 

(W.  Zeller).     Nördlingen,  Beck.     183  S.     1  M.  50  Pf. 

Die  erste  mit  Einleitung,  Noten,  Register  etc.  versehenen  nach  den  Mo- 
tiven u.  Verhandlungen  kurz  erläuterte  Ausgabe  des  Gesetzes. 

Dasselbe.     Berlin,  Briger.     IV  u.  67  S.     50  Pf. 

Dasselbe.     Königsberg,  Härtung.     40  S.     40  Pf. 

Dasselbe.     Textausg.     Berlin,  Decker.     54  S.     50  Pf. 

Dasselbe.     Mit  Sachregister.     Breslau,  Kern.     90  S.     50  Pf. 

Dasselbe.     Mit  Sachregister.     Leipzig,  Rossberg.     IV  u.  71  S.    60  Pf. 

Dasselbe  (Höinghaus).     Berlin,  Dümmler.     143  S.     1  M. 

^•Dasselbe.     Berlin,  Heymann.     72  S.     1  M. 

Dasselbe  (Bauer).     Leipzig,  Minde.     25  Pf. 

Dasselbe.     Hamburg,  Bruer.     34  S.     80  Pf. 

Dasselbe.     Ravensburg,  Dorn.     IV  u.  50  S.     80  Pf. 

Henning,  0.,  d.  Gesetz  betr.  d.  Invaliditäts-  u.  Altersversicherung 
der  deutschen  Arbeiter.  Was  dasselbe  ist,  was  es  fordert,  was 
es  leistet.     Greiz,  Hofbuchdr.     21  S.     30  Pf. 

*Kulemann,  W.,  d.  Gesetz  betr.  d.  Invaliditäts-  u.  Altersversiche- 
rung, in  allgemein  verständl.  Form  dargest.  Berlin,  Heymann. 
55  S.     60  Pf. 

Pfafferoth,  C,  Führer  durch  d.  gesamte  Arbeiterversicherung  auf 
Grund  d.  Reichsgesetze  über  Kranken-,  Unfall-,  Invaliditäts-  u. 
Altersversicherung  in  übersieht!.,  populärer  Darstellung.  Nach- 
schlagebuch u.  Ratgeber  f.  jedermann.  Berlin,  Heine.  XI  u. 
88  S.     1  M. 

Engelmann,  Handb.  d.  Unfallversicherung.  Stendal,  Fuhrmann. 
Vm  u.  70  S.     2  M. 

*Platz,  Unfallverhütungsvorschriften.  Berlin,  Heymann.  242  S. 
5  M. 

R.G.  betr.  Unfallversicherung  etc.  (Trutzer).  Ansbach,  Brügel.  VIII 
u.  395  S.     3  M. 

Dasselbe  in  landwirtschaftl.  Betrieben.  Strassburg ,  Verlagsanstalt. 
36  S.     25  Pf. 

Verordnung  v.  2./X.  1885  betr.  Verfahren  vor  d.  Schiedsgerichte 
(Zeller).     Berlin,  Siemenroth.     VI  u.   103  S.     1  M.  50  Pf. 

•Invaliditäts-  u.  Altersversicherung.  Denkschrift  über  d.  Höhe  der 
wöchentl.  Beiträge,  welche  voraussichtlich  zu  erheben  sind. 
Berlin,  Heymann.     15  S.     80  Pf. 


Militärstrafvollstreckungsvorschrift   f.    d.    Marine.     Nachtrag.     Berlin, 
Mittler.     12  S.     15  Pf. 
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Preussen.  Rehbein,  H.,  u.  Reincke,  O. ,  allg.  L.R.  f.  d.  preuss. 
Staaten,  nebst  d.  ergänz,  u.  abänd.  Bestimmungen  d.  Reichs-  u. 
Landesgesetzgebung.  Mit  Erläuterungen.  2.  Bd.  4.  verb.  Aull. 
Berlin,  Müller.     Vlll  u.  585  S.     7  M.  50  Pf. 

Flor  schütz,  P. ,  d.  Schiedmnnnsordnung  v.  29./III.  1879.  <je8etz, 
Motive  u.  -Ausführungsverlügungen  mit  e.  Geschältsanweisung 
n.  Mustern  z.  Gebrauche  f.  d.  Schiedsmänner  versehen.  11.  verm. 
Aufl.     Berlin,  Heymann.     88  S.     1  M.  50  Pf. 

Hab  bei.  F., d.  westfäl.  Landgüterordnung,  in  gemeinverständl.  Sprache 
u.    an  Beispielen    erläutert.     Münster,   Theissing.     60  S.     75  Pf. 

Boullieme,  A.,  u.  Eisen  ach,  F..  d.  Verwaltungszwangsverfahren 
wegen  Beitreibung  v.  Geldbeträgen  nach  d.  Verordnung  v.  7./IX. 
1879  u.  d.  Ausführungsanweisung  v.  15./IX.  1879.  Zum  prakt. 
Gebrauch  f.  d.  Beamten  aller  Vollstreckungsbehörden  in  der 
preuss.  Monarchie  bearb.  u.  mit  e.  ausführl.  Sachregister  ver- 
sehen.    Berlin,  Haack.     V  u.  137  S.     2  M.  60  Pf. 

Üas  Gesetz  betr.  d.  Anlegung  u.  Veränderung  v,  Strassen  u.  Plätzen 
in  Städten  u.  ländl.  Ortschaften,  v.  2./ VII.  1875  v.  R.  Friedrichs. 
2.  Aufl.     Berlin,  Guttentag.     1889.     2  M.  50  Pf. 

Baupolizeiordnung  f.  Charlottenburg  etc.  Berlin,  Polytechn.  Buchh. 
50  Pf. 

Ho  ff  mann,  S.,  d.  bürgerl.  G.B.  f.  d.  Königr.  Sachsen.  Mit  Erläute- 
rungen aus  d.  Rechtsprechung  u.  unter  Berücksicht.  d.  neueren 
Gesetzgebung  in  Gemeinschaft  mit  P.  Kaden  u.  G.  Scheele  hrsg. 
1.  Bd.    6.  u.  7.  Lfg.     Leipzig,   Rossberg.     S.  481—654.     a  1  M. 

Sammlung  d.  Gesetze  u,  sonstigen  Vorschriften  bezügl.  d.  Rliein- 
schiflFahrt  in  d.  Rheinuferstaaten,  veranstaltet  durch  d.  Central- 
kommission  f.  d.  Rheinschiffahrt,  Rheinschiffsregisterverbande, 
geschäftsführende  Gesellschaft  Providentia.   Frankfurt  a.  M.,  1889. 

Keues  Hamburger  Handelsarchiv.  Sammlung  der  auf  Handel  und 
Schiffahrt  bezügl.,  seitens  d.  Deutschen  Reichs  u.  d.  liambnrg. 
Behörden  erlassenen  Verordnungen  u.  Bekanntmachungen.  Jahrg. 
1887.     Hamburg  1889. 

Oesterrelch.  Wehrges.  v.  11. /IV.  1889.  Prag,  Mercy.  XII  u.  76  S. 
1  M.  4  Pf. 

Unfallversicherungsgesetz.     3.  Aufl.     Wien,  Manz.     64  S.     80  Pf. 

Ges.  etc.  aus  d.  Bereiche  d.  Ackerbanministers.  Wien,  Frick.  XLX 
u.  423  S.     3  M.  60  Pf. 

Reichsgesetze  f.  d.  Kaisert.  Oesterrelch.  Taschenausg.  Nr.  176  —  180. 
Prag,  Mercy.     6  M. 

Inhalt.  176.  177.  Oesterr.  Reichsges.,  nebst  Erlässen  u.  Verordnungen. 
Jahrg.  1888.  11.  u.  12.  Heft.  2  M.  88  Pf.  178-180.  Dasselbe.  Jahrg.  1889. 
1.— 3.  Heft.     3  M.  12  Pf. 

Gesetze  u.  Verordnungen,  österr.  Handausg.  10.,  55.  u.  96.  Heft. 
Wien,  Staatsdr.     2  M.  24  Pf. 

Inhalt.  10.  Gesindeordnuug  f.  d.  Stadt  Wien  u.  d.  Umkreis  innerhalb 
d.  Linien  v.  l./V.  1810.  3!)  S.  80  Pf.  öi».  Gesetze  u.  Verordnungen  über  d. 
Verzehrnngsstener  v.  Fleisch  ausser  den  f.  d.  Verzehrun^sHtencreinhebung 
als  geschlossen  erklärten  Orten  u.' Verordnungen,  betr.  d.  Sicherstellung 
(mittels  Solidarabfliidung  oder  Verpachtung)  der  VerzohrungHsteuer  von 
Fleisch  (Wein,  Weinmost  u.  Obstmost)  ansner  d.  geschlo.ssenon  Orten.  2.  Aufl. 
V  u.  140  S.  1  M.  20  Pf.  9Ü.  Gesetz  v.  28.,'IV.  1889  (R.G  IJl.  Nr.  «>4),  betr. 
d.  Errichtung  \\.  d.  Betrieb  öffentl.  Lagerhäuser  u.  d.  v  denselben  ausge- 
stellten Lagerscheine.  Im  Anh.  Mlnisterialverordnung  y.  19.  VI.  1808  (R.G.Bl. 
Nr.  86),  über  d.  Erteilung  v.  Konzessionen  f.  öffentl.  Lagerhäuser  (Freilager 
u.  Warenhäuser).  24  8.  24  M. 
Gemeindeordnung   für   Kürnlhen.     Klagenfurt,   Kleinmayr.     VIII   u. 

196  S.     1  M.  60  Pf. 
Geller,  L.,  österr.  Gesetze  mit  Erläuterungen  aus  d.  Rechtsprechung 
u.  Einleitungen.     1.  Abt.    Oesterr.   Justizgesetze.     6.  Bd.     Wien, 
Perles.     6  M.  80  Pf. 
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Inhalt.    Oesterr.    Strafprozessgesetze.    3.  neu   bearb.   u.    erhebl.    verm. 
Aufl.     XXXII  u.  539  S. 

Handelsvertrag,  d. ,  zwischen  Oesterreich-Ungarn  u.  d.  Schweiz  vom 
23./XI.  1888.  Mit  d.  Tarifen  d.  Zölle  f.  d.  Ein-  u.  Ausfuhr,  d. 
Zusatzartikeln  u.  Schlusspiotokoll,  samt  d.  Durchführungsbestim- 
mungen V.  28./XII.  1888  u.  ausführl.  Erläuterungen,  Prag,  Mercy. 
48  S.     60  Pf. 

Bundesgesetz  üb.  Schuldbetreibung  u.  Konkurs  v,  ll./IV.  1889.  Bern, 
Schmid,  Francke  &  Co.     95  S.     70  Pf. 

Gesetz  f.  d.  Kanton  Zürich  betr.  d.  Gemeindewesen  v.  27./VI,  1875. 
Mit  d.  seither.  Abänderungen  und  bezügl.  Entscheiden.  Nebst 
e.  Anh.     Zürich,  Müller.     VIII  u.  294  S.     3  M.  50  Pf. 


3.  Wichtige  ausländische  Werke. 

Andreae,  S.  J.  F.,  bydragen  tot  de  Nedgrlandsche  rechtsgeschiede- 

nis.     2.  bundel.     Haarlem. 
Asser,  H.  L.,  de  buitenlandsche  betrekkingen  van  Nederland,     1860 
bis   1889.     Schetn    eener   parlementaire   geschiedenis.     Haarlem, 
Böhm. 
Asser,   T.  M.  C. ,   de  Arasterdamsche  aanvaringsclausule  by  casco- 

verzekering  toegelicht,     2.  Druk.     Haarlem. 
Bergs ma,  E.,  laatste  pensioenvragen.     Leenwarden. 
De   Arbeitswet.      Sneek,  Druter.     Kommentare  zu  diesem  Gesetze  v. 
H.    G.    Borgesius.     Sneek,   Druter.     J.    Oppenheim.     Groningen, 
Wolters. 
G  e  s  t  e  1 ,  A.  v. ,  de  iustitia  et  lege  civili.     Praelectiones  theologicae 
de    principiis    iuris    et  iustitiae  deque  vi  legum  civilium  in  ma- 
teria  iustitiae  iuxta  S.  Thomam  doctoresque   scholasticos.     Gro- 
ningen, Wolters.     1  f.  90  ct. 
Handelingen  der  Nederlandschen  Juristenvereeniging.    1889.   I.,  Jahr- 
gang 20. 

Inhalt.    Moet  in  het  contradictoir  geding  wegens  misdopf,  in  het  alge- 
meen  of  onder  eenige  bepecking,  worden   aangenomen  de  noodsakelykheld 
van  rechtskundigen  bystand  van  den  beklaagde?    Zoo  ja:  hoe  moet  in  dien 
bystand    worden    voorzien,    insevel    niet   een    door  den  beklaagde  gekozen 
raadsmaan  voor  hem  optrecht?  (Vaillaut).  Moet  de  verbintenis  uit  overeen- 
komst   afkenkelyk  gesteld  worden   van  het  bestaan  en  de   geldigheid  eenen 
Schuldvorsache  (causa)?  (Naber).    Vervient  de  Invoering    van  het  Warrant- 
stelsel  ten  onzent  aanbeveling?    Zoo  ja:   op  welke  grondslagen  ten  civiele? 
(P  i  e  r  s  o  n).    Verplichte  bystand  van  den  beklaagde  in  het  coutradictoir  straf- 
geding  (MacarceK   Moet  de  verbintenis  uit  overeenkomst  afhankelyk  gesteld 
worden  van  het   bestan  en  de  geldigheid  eener  schulde orzaak?  (Moltzer). 
De  Warrant  (Levy). 
Haas,  J.  de,  evenredige  vertegenwoordeging.     Haarlem. 
Hingst,  S.  J.,  het  plaatselyk  burgerlyk  recht  in  Nederland.    Amster- 
dam, Müller. 
Kuypen,  A.,  handenarbeid.     Amsterdam. 
Mo  er,  L.  J.  V.  d.,  het  honvelyksgoederenrecht  volgens  het  burgerlyk 

wetboek,  in  het  kort  besproken  en  toegelicht.     Zierikzee. 
Mulder,   H.  J.  A. ,  de  Raad   van  State.     Historisch-staatsrechtelyke 
proeve    van    vergelykende    rechtsstudie.      'sGravenhage,    Nyhoff. 
Mull  er,  A.,  John  Bright.     Eene  Studie.     Haarlem. 
Ontwerp  van  wet  zooals  het  door  de  Tweede  Kamer  der  Staten  Ge- 
neraal    is   aangenomen    houdende    bepolingen    tot   het  begangen 
van  overmaligen    en    gevaarlyken  arbeid  van  jengdige   personen 
en  van  vromen.     'sGravenhage. 

Dieser  Gesetzentwurf  (das  sog.  Arbeitsgesetz)  wurde  von  der  1.  Kammer 
der  Generalstaaten  mit  allen  Stimmen  angenommen. 
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Piet,  A.  J.,  Kederland  naar  de  nieuwe  rechterlyke  induling  met 
nadere  aanwyzing  van  alle  strafgevangenissen ,  huizen  van  be- 
waring,  opovedingsgestichten  en  rykswerkinrichtingen  'sGraven- 
hage. 

Smidt,  E.  A.,  geschiedenis  van  het  wetboek  van  strafrecht.   Teil  V. 

Iown  Holdings,  Digest  of  Evidence.     Vol.  2.     Cassell.     262  S.     1  sh. 
*Parsons,   J.,  exposition  of  the  principles  of  partnership.     Boston, 

Little  Brown.     709  S. 
Underhill,  A.,  a  Practical  and  Concise  Manual  of  the  Law  relating 

to  Private  Trusts   and  Trustees.     3rd  ed.     The   Supplement   se- 

paratel)'-,  2  sh.     Butterworths.     18  sh. 
ürlin,  R.  D.,  a  Handy  Book  of  the  Law  of  Trustees.   Trustees  Act, 

1888.  Wilson  and  Co.     89  S.     1  sh. 

Bcrney,  J.,  de  la  procedure  suivie  en  Suisse  pour  l'extradition  des 
malfaiteurs  aux  pays  ^trangers.  Expose  critique  en  vue  de  l'ela- 
boration  d'une  loi  federale.  Memoire  couronnee  par  la  80ci6t6 
Suisse  des  juristes.     Basel,  Detloff.     III  u.  160  S.     2  fr.  40  ct. 

*Catalogue  de  la  Bibliotheque  du  comite  de  legislation  etrang^re 
(Ministere   de   la  justice  et  des  cultes).     Pichon.     719  S.     16  fr. 

Vareilles-Sommi^res,  le  comte  de,  les  Principes  fondamentaux 
de  droit.     Guillaumin.     8  fr.  50  ct. 

Vossion,  L.,  la  Constitution  americaine  et  ses  amendements.  Texte 
notice  historique  et  commentaire.     Guillaumin.     -5  fr. 

Ancona,  R.,  il  concetto  della  dote  nel  diritto  romano :  studio  storico- 

giuridico.     Firenze,  Bocca.     XIII  u.  160  S.     3  1. 
Appunti  al  nuovo  codice  penale.     Seconda  edizione.     Torino,  Bocca. 

1889.  XXIIl  u.  414  S.,  con  tavola.     7  1. 

1.  Lombroso,  troppo  presto.  2.  Berenini,  sul  duello.  3.  X  ed  Y., 
sulla  retroattivitä  delle  sentenze  passate  in  giudlcato  e  suUe  pene,  eco. 
4.  RossiVirgilio,  sul  regioualisimo  in  Italia  (con  tavola).  5.  Ferri  En- 
rico, frammenti  dei  discorsi  prouunciati  alla  Camera  del  Deputati.  6.  M  a  s  ö- 
Dari,  sulla  penalitä  per  gli  scioperi.  7.  Garofalo,  il  computo  della  de- 
tenzione  preventiva.  La  recidiva.  L'abbassamento  del  minimum  delle  pene. 
Le  pene  degll  omicidi;  Peua  di  morte.  8.  Porto  Vito,  note  dl  cronaca. 
9.  Oli Vieri  Vittorio,  la  prescrizione  dell'  azione  penale.  10.  Stopp  ato 
Alessandro,  presunzionl  inique.  11.  Tarn  assia  A  rrigo,  11  progetto  del 
codice  penale  nei  nei  snoi  rapporti  con  la  glurisprudenza  medica.  12.  C  a- 
relll  Luigi,  1  reatl  politici.  13.  Cavagnari,  suUe  circostanze  attenuantl, 
commisurazione  delle  pene,  minorenni,  recidive,  complicitä.  14.  Balestrlni 
Raffaello,  le  lesloni  personal!.    Blblioteca  antropologico-glurldlca. 

Calisse,    C. ,   il  diritto  di  Teodosio  in  Italia.     Macerata,  Bianchini. 

1888.    47  S. 
Oarrara,  F.,  progresso  e  regresso  del  giure  penale  nel  nuovo  regno 

ditalia.     Vol.  II.     Prato,  Giachetti.     1889.     607  S.     7  1. 
Catellani,  E.  L.,  il  diritto  internazionale  privato  ei  suoi  recenti  pro- 

gressi.     Vol.  II,   parte  II,    e    vol.    III.     Torino,   Unione.     1888. 

1028  S.     20  1. 
•Chironi,  istituzioni  d.  dir.  civile  italia  II.   Torino,  Bocca.   Vollst.  201. 
Cimbali,  E.,   studi   di  dottrina  e  glurisprudenza  civile.     Lanciano, 

Carabba.     1889.     XI  u.  577  S.     8  1. 
•Crivellari,  G.,  il  codice  penale  per  il  regno  d'Italia  (approvato  dal 

R.  Decrelo   30   giugno    1889,   con    effetto   dal  1  gennaio   1890), 

seguito  dalla  legge  di  pubblica  sicurezza  del  30./VI.  1889.   Turin, 

Unione.     246  S.     2  1.  25  ct. 

Erste  Ausgabe  des  nunmehr  veröffentlichten  Gesetzes  (vgl.  C.Bl.  VIII, 
74,  824  u.  360).  C.  schickt  in  kleinerem  Drucke  Jedem  Abschnitte  Erläate- 
rangen,  hauptsächlich  auf  Orund  der  früher  u.  der  bisher  in  Italien  gelten- 
den  EInzelgeHetze  voraus  n.  führt  die  entsprechende  Art  der  betr.  Gtoseti- 
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bücber,  auch  des  österr.  wie  des  frauzös.  Str.ü.B.,  ferner  des  Zanardelli- 
Bchen  Entwurfs  noch  seitwärts  am  Rande  auf.  Buchstabenweises  Inhalts- 
verzeichnis, Uebersicht  der  Kapitel.  Das  Gesetz  enthält  jetzt  498  Artikel; 
der  Entwurf  hatte  deren  nur  480.  Art.  182—192  (gegen  kirchlich(3  Miss- 
bräuche)  sind  jetzt  etwas  gemildert  (vgl.  Arch.  f.  K.R.  LXI,  366  u.  LXII). 
Mit  ergastolo  (lebenslängliches  Zuchthaus)  bedroht  Art.  104  jedes  Unter- 
nehmen (fatto),  um  den  Staat  oder  einen  Teil  desselben  fremder  Gewalt  zu 
unterwerfen,  seine  Unabhängigkeit  zu  schmälern  oder  seine  Einheit  aufzu- 
lösen, mit  bis  1  Jahr  Gefängnis  u.  bis  1000  1.  Art.  182  einen  Rultusdiener, 
welcher  öffentlich  in  Ausübung  seines  Amtes  Staatseinrichtungen,  Gesetze 
oder  behördliche  Handlungen  tadelt  oder  beschimpft,  mit  bis  2  Jahren  Ge- 
fängnis u.  bis  3000  1,  der  in  dieser  seiner  Eigenschaft  (prevalendosi  della 
sua  qualitä)  öffentliche  Einrichtungen,  Gesetze  oder  Anordnungen  verächt- 
lich macht  oder  zur  Nichtbefolgung  der  Gesetze,  Anordnungen  oder  Amts- 
pflichten aufreizt  oder  zu  Handlungen  oder  blossen  Erklärungen  gegen  die 
Gesetze  oder  gegen  die,  kraft  der  Gesetze  erlangten  R.  zwingt  oder  verleitet 
(costringe  o  induce).  Oeffentliche  Beschimpfung  eines  im  Staate  zugelassenen 
Bekenntnisses  wird  mit  Gefängnis  bis  1  Jahr  u.  bis  3000  1.  geahndet,  aber 
nur  auf  Antrag  der  hierdurch  verletzten  Privatperson  (Art.  141).  Vergehen 
gegen  Beamte  oder  Religionsdiener  aus  Anlass  ihrer  Berufsverrichtungen 
werden  höher  bestraft  (Art.  142  u.  200),  ebenso  aber  auch  (Art.  184)  Vergehen 
derselben  in  Benutzung  ihrer  amtlichen  Stellung.  Die  letzten  64  Artikel 
behandeln  Polizeiübertretungen.  Selbst  die  Beleidigung  des  Königs  wird 
(Art.  124)  nur  auf  Antrag  des  Ministeriums  verfolgt.  Strafbar  ist  jetzt  auch 
(Art.  246)  jede  öffentliche  Aufforderung  zu  einem  Vergehen  u.  (Art.  248)  die 
bezügliche  Vereinigung  von  mindestens  5  Personen.  Nach  Art.  124  des  dem 
neuen  Str.G.B.  jetzt  angepassten  Sicherheitsgesetzes  können  gewisse  Ver- 
brecher auf  die  Dauer  von  5  Jahren  in  eine  Kolonie  verbracht  werden.  Ab- 
geschafft ist  die  Todesstrafe  in  Friedenszeiten. 

Ferrini  Contardo,  diritto  penale  romano.    Milano,  Vallardi.  1889. 

268  S. 
Garofalo,  R.,  e  Carelli,  L.,  riforma  della  procedura  penale  in  Italia: 

progetto  di  un  nuovo  codice.     Torino,  Bocca.     1889.    CCLXXIII 

u.  117  S.     7  1. 
Gatteschi,  C. ,  dell'  ammonizione  di  pubblica  siccurezza.     Firenze, 

Fioretti.     1889.     216  S.     2  1. 

1.  Procedimento   e  rimedi.    2.   Effetti  e  contravvenzione.    3.  Cessazione 
del  monito.    4.  Progetti  di  legge  e  proposte  di  riforma.    5.  La  nuova  legge. 
6.  Censure  e  nostre  conclusioni. 
Giudice,  P.,  studi  di  storia  e  diritto.     Milano,  Hoepli.    1889.     "VIII 
.  n.  470  S.     8  1. 

1.  Lo  storico  dei  Longobardi  e  la  critica  odierna.    2.  Di  un  recente  opu- 
ficolo  intorno  la  prima  costituzione  comunale  di  Milano      3.  Gli  statuti  dei 
comuni  italiani  e  il  voto  del  congresso  storico  di  Milano.    4.  Le   coalizioni 
industriali   dirimpetto   al  progetto  del  codice  penale  italiano.     .5.  II  diritto 
nella  scienza  e  nella  vita.    6.  Sul  diritto  di  autore.     7.  Lo  stato  e  la  chiesa 
rispetto   al  matrimonio.    8.    Sulla  questione  della  proprietä   delle   terre  in 
Germania  secondo  Cesare  in  Tacito.   9.  La  Vendetta  nel  diritto  longobardo. 
10.  Studi  giuridici  e  politici. 
Legge,   la,   comunale    e   provinciale    unico  approvato  con  r.  decreto 
10  febr.  1889,  Nr.  5921,  coordinata  col  rafFronto  legge  20  mai-zo 
1865,  ed  annotata.     Novara,  Gray.     160  S.     3  1. 
Desgl.  Textausg.     Firenze,  Salani.     31  S.     20  ct. 
Lombroso,  C,  l'uomo  delinquente  (s.  C.Bl.  IV,  120;  VII,  464).  4.  AutL 

Torino,  Bocca.     LVIII  u.  660  S.,  con  30  tavole.     15  1. 
Manduca,  F.,  studio  teorico-pratici  sulla  procedura  penale.     Napoli, 

Anfosi.     1888.    237  S.    5  1. 
Marianecci,   C,   appunti   e   considerazioni   sulla  pratica  attuazione 
del  nuovo  codice  di  commercio,   esposti   a  S.  E.  il  Ministro  Za- 
nardelli.     Roma,  Opinione.     1889.     79  S.     1  1.  50  ct. 

1.  I  libri  di  commercio.     2.  Le  societä  cooperative.  3.  Le  cambiali.    4.  I 
fallimenti.    5.  Conclusione. 

Mazzola,   sul  riordinamento  degli  studi  giuridici.     Pavia,  Bizzori. 

1888. 
Mortara,   L.,   manuale   della   procedura  civile.     Parte  II  (ultima). 

Torino,  Unione.     1888.     S.  401—706.     5  1. 
Pio,  0.,  e  Argenti,  N. ,  processi  celebri  contemporanei  italiani  e 

stranieri.     Napoli,  Anfossi.     1889.     350  S.     5  1. 
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Vitali,   V.,  evizione  e  garanzia  per  causa  di  servitü  passive.     Pia- 
cenza,  Favari.     1889.     109  ö.     2  1.  50  ct. 

1.  Della  genesi  storica  delle  dispoBizioni  del  codice  civile  in  materia 
di  garanzia  per  l'evizlone  di  servitü  passive.  2.  Del  principi  che  regolano 
la  prestazione  della  garauzla  per  l'evizione  di  servitü  passive ,  quando  le 
parti  abblano  serbato  silenzio.  S.  Dell'  espressa  stipulazione  di  garanzia  o 
di  non  garanzia  per  l'evizione  di  servitü  passive,  dell'  indennita  conseguente 
e  deir  estinzione  della  relativa  azione. 
*Zdekauer,  studi   Pistoiesi.     Fase.  I.     Siena,   Torrini.     73  S.     2  1. 

Ran  da,   soukrome  obchodny  pravo  rakonike  (System  d.  Handels-R.> 

1.— 3.  Heft.     Prag,  Otto. 
Kiriakoi,   J.  Th.,   Arndts  Piojjiatxov   Btxaiov  (nach  d.  13.  deutschen 

Aufl.   V.   Plaft  u.  Hoflfmann).     1.  Lfg.     Ev  A^-^va:?,  K.  BlXjjiTispY. 

Enchiridion  juris  canonici  excerptum  ex  ephemeride  II  Buon  Pastore. 

Editio   secunda.     Lourdae,   Quirico   et  Camagni.     1889.     317  S. 

2  1  50  ct.     (Bibl.  f.  Landgeistliche.) 
Palingenesia  juris  civilis.     Juris   consultorum    reliquiae,   quae   Justi- 

niani  digestis  continentur  ceteraque  jurisprudentiae  civilis    frag- 

menta  minora   secundum   auctores   et  libros  disposuit  0.  Lenel. 

Fase.  8—12.     Leipzig,  Tauchnitz.     ä  4  M. 
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Systematische  Uebersicht  der  besprochenen 
Schriften. 

(Ein  z  vor  dem  Titel  bedeutet,   dass  der  betr.  Aufsatz  In  einer  Zeitschrift  oder  als 
Separatnbdruck  aus  solcher  erschienen.) 


I.  Allgemeines. 

1.  Biographisches.    R.  v.  Jhering  v.  de  Jonge  T69. 

2.  Allgemeine  nnd.  yermischte  Schriften.    zlJnpopularität  d.  Juris- 

prudenz V.  Leonhard  361.  zGewohnheits-R.  v.  Rümelin  131.  Die 
deutsclie  Genossenschaft  v.  Sohm  226.  Festgaben  f.  Gneist  170. 
328.  —  Uebersicht  d.  Reichsgesetzgebung  v.  1867  —  1888  v. 
Koch  169.  Jahrbuch  d.  Kammergerichts  52.  Annuaire  de  legis- 
lation  416.  Pandectes  chronologiques  174.  Justizgesetzgebung 
in  Ungarn  v.  Mayer  227.  Schweizer  Bundesgesetzgebung  v. 
Wolf  324,  V.  Mann  157.  —  Leitfaden  z.  Studium  d.  preuss.  R.  v. 
Strützki  u.  Genzmer  98.  Examinatorium  v.  Crea  51.  Grundriss 
V.  Olshausen  416.  Archivio  giuridico  v.  Serafini  278.  —  Justiz- 
statistik, deutsche  414.  —  Advokatur  und  Anwaltschaft  v. 
Prischl  50.    ^Kurzschrift  i.  d.  Rechtspflege  v.  Ortloff  49. 

8.  Rechtsphilosophie  u.  Methodologie.  Unsere  Rechtsphilosophie 
V.  Schein  224.  Studien  v.  Wallaschek  129.  Soziale  Bedeu- 
tung d.  Privat-R.  v.  Gierke  413.  Het  recht  en  de  maatschapij 
V.  Hamaker  277.  System  d.  Rechtsordnung  v.  Ebbecke  9. 
Die  prakt.  Philosophie  u.  ihre  Bedeutung  f.  d.  Rechtsstudien 
V.  Fechtner  223. 

Litteratur  über  die  juristische  Ausbildung  v.  Dickel, 
Medem,  Simonson  und  Ungenannten  8.  50.  97.  133.  321. 


II.  Rechtsvergleichung  und  Rechtsgeschichte. 

Rechtsvergleichende  Studien  v.  Kohler  362.  Einleitung  1.  d.  ethnolog 
Jurisprudenz  v.  Post  325.  Les  obligations  en  droit  6gyptien 
V.  R^villout  98.  —  Kamporitsu  u.  Hiakkajo  v.  Rudorflf  325. 

1.  Griechische  n.  römische  Rechtsgeschichte.  Antiquites  grecques 
V.  Schoemann  135.  Antiquites  Romaines  v.  Marquardt-Mommsen 
(traduit)  180,  81.  Rom.  Rechtsgeschichte  v.  Schulin  417.  Rom. 
Rechtswissenschaft  z.  Z.  d.  Republik  v.  Jörs  176.  Storia  del 
diritto  privato  v.  Cogliolo  280,  418.  —  Gasquy,  Cic^ron  juris- 
consalte  281.     Un  consulto  d'Azone  v.  Chiappelli  u.  Zdekauer 
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54.  Quaestiones  des  Azo  v.  Landsberg  102.  Collegia  tenuiorum 
V.  Lyskowsky  227.  Entstehung  d.  Beamtengehalte  v.  Merkel  103. 
Rom.  Schiedsgerichte  v.  Matthiass  326.  Interdikte  v.  Pfersche 
328.  Litiskontestation  v.  Wlassak  228.  Locatio  conductio  v. 
Burckhardt  228. 

2.  Germanische  u.  mittelalterliche  Rechtsgeschichte.    Abhand- 

lungen V.  Lehmann  55.  ^Bologna  e  le  scuoli  imperiali  v. 
Tamassia  138.  Papsturkunden  v.  Prou  420.  Chamaver,  Bruk- 
terer  etc.  v.  Wormstall  104.  ^Regime  feodal  v.  Beaudouin  419. 
Wiederholte  Königswahlen  v.  Rodenberg  230.  Verhältnis 
Friedrichs  IL  zu  d.  Päpsten  v.  Köhler  105.  Frank.  Staats- 
kirchen-R.  v.  Weyl  363.  Verfassungsgeschichte  Wesels  v.  Rein- 
hold 135.  —  Landnot  d.  Germanen  v.  Dahn  229.  Erbrechtl. 
Stellung  d.  Weiber  v.  Opet  136.  Die  donationes  post  obitum 
V.  Hübner  182.  Institutions  de  la  France  v.  Glasson  364.  Die 
colonage  partiaire  von  Rerolle  53. 

3.  Brandenburg-Preuss.    Rechtsverwaltung   v.  Stölzel  1.     Maria  The- 

resia als  Gesetzgeberin  v,  Hermann  137.  ürentwurf  über  d. 
österr.  bürgerl.  G.B.  v.  Ofner  366.  Les  cahiers  de  1789  ou 
les  vrais  principes  liberaux  v.  Poncins  282. 


III.  Privatrecht. 

Lehrbuch  d.  Pandekten  v.  Brinz  231,  Wendt  183.  Institutionen  v. 
Czyhlarz  333.  Praxis  d.  R.G.  v.  Bolze  106.  Rechtsgrundsätze 
d.  Kammergerichts  v.  Jastrow  331. 

1.  Einzelne  Abhandlangen.     Notstand  i.  Zivil-R.  v.  Tuhr  329.  Ein- 

rede V.  Thon  422.  Thatbestand  d.  Sachbesitzerwerbes  v.  Pi- 
ninski  368.  R.  d.  Schadenersatzes  v.  Mataja  10.  Schuldver- 
hältnisse V.  Ryck  424.  Rechtsgeschäft  v.  Enneccerus  234. 
Befristete  Rechtsgeschäfte  v.  Simeon  426.  Realkontrakte  v. 
Reinhold  13.  Consensus  u.  dissensus  v.  Pritsche  329.  Irrtum 
bei  Verträgen  v.  Wertiiauer  238.  Selbstkontrahieren  d.  Stell- 
vertreters V.  M.  Rümelin  61.  Depositum  irreguläre  v.  Nie- 
meyer 234.  zConcetto  del  tesoro  v.  Pampaloni  141.  Jus  pro- 
hibendi  v,  Schott  367.  Actio  spolii  v.  Ruffmi  422.  Pactum 
de  non  petendo  v.  SchartT  14.  Pfändungspfand-R.  v.  Riehl  64. 
I  diritti  del  conjuge  superstite  v.  Todaro  della  Gallia  186. 
Istituzione  di  erede  v.  Pampaloni  141.  ßeneficium  competentiae 
V.  Altmann  106:     Haftung  d.  Benefizialerben  v.  Casso  427. 

2.  Partikularrechte.     Preus  sen:  Kondiktions-R.  d.  Fiskus  v.  Mar- 

kus 15.  Grundbuchgesetze  v.  Oberneck  332.  —  Sachsen: 
Lehrbuch  d.  Privat-R.  v.  Grützmann  236.  —  Hamburg:  ehel. 
Güter-R.  v.  Goldfeld  15.  —  Französ.  R.:  Einführung  i.  d. 
franz.  u.  bad.  R.  v.  ßarazetti  372.  Rhein.  Grundbuch-R.  v. 
Mügel427.  Contrat  de  mariage  v.  Gouillard  288.  —  0  est  er- 
reich: System  v.  Burckhard  429.  G.B.  v.  Schey  140.  - 
Schweiz:  System  v.  Huber  64.  G.B.  f.  Zürich  v.Schneider  107. 
S.  Fremde  Rechte.  Niederlande:  Verklaring  v.  het  Burgerl.  Wet- 
boek  V.  Land  286.  Dwaling  by  overeenkomsten  v.  Houwing 
187.  Englisch-amerikanisches  R.  Cases  on  law  of  Con- 
tract  V.  Fincli  65.  Law  of  distrees  v.  Oldham  108.  Law  of 
Torts  V.  Ringwood  143.  Statutes  against  fraudulent  conveyance 
V.  May  287.  —  Russische  Rechtskunde  v.  Leuthold  239.  — 
Japan:  Projet  de  code  civil  375. 
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lila.  Entwurf  eines  bürgerlichen  Gesetzbuches*). 

Im  allgemeinen:  Geschichte  v.  Vierhaus  157,  Jacobi  10,  Schwarz 
384.  Anmerkungen  v.  Katz  241.  Pappenheim  139.  Ring  383. 
Beurteilungen  v.  Bahr  333.  Holder  58.  Goldschmidt  292,  v. 
Klöppel  376,  mit  Bezug  auf  d.  preuss.  R.  v.  Leske  293,  v.  Mei- 
scbeider  (alte  Streitfragen)  291,  Manenti  140,  Saleilles  etc. 
(Bulletin  de  legisl.  compar^e)  295.  System  u.  Sprache  v.  Bekker 
184.     Aphorismen  v.  Schilling  185.     Poland  59. 

Zu  einzelnen  Lehren  und  Fragen:  Gutachten  aus  dem  An- 
waltsstande 343,  desgl.  des  Juristentages  431.  Beiträge  hrsg.  v. 
Bekker  u.  Fischer  (Fischer,  Koch,  Liszt,  Seuffert,  Zitelmann) 
272;  382,  433.  Gutachten  d.  sächs.  Landeskulturrates  (Opitz) 
339.  Stiftungen  v.  Schlossmann  105.  Miteigentum  v.  Diez 
384.  Grundschuld  v.  Kühnast  294.  Seestern-Pauly  (§.  1102) 
59.     Strohal  435.     Kauf  u.  Werkvertrag  v.  Ehrenberg  139. 


IV.  Handelsrecht  und  verwandte  Gebiete. 

1.  Handels-R.     Lehrbuch   v.   Cosack    16.     Handels-   u.   Industrie-R. 

V.  Landgraf  340.  System  v.  Goldschmidt  315.  Traite  de  droit 
commercial  v.  Renault  u.  Lyon-Caen  296.  —  Generalversamm- 
lung d.  Aktiengesellschaften  von  Hergenhahn  67.  Gründer- 
verantv^'ortlichkeit  v.  Schmidt  18.  Stilles  Prokuraindossament 
V.  Jonge  109.  Rückbehaltungs-R.  v.  Reinhold  439.  Genossen- 
schaftsges.  v.  Hofmann  438.  Seerechtl.  Entscheidungen  d.  R.G. 
V.  Wigand  188.  Russ.  Lagerhausgesetz  v.  Tiihr  146.  Inter- 
pretation of  mercantile  agreements  v.  Denniston  Wood  70. 
R.  d.  modernen  Verkehrs-  u.  Transportanstalten  v.  Meili  18. 
Law  of  railroads  v.  Jones  111.  Traite  des  chemins  de  fer  v. 
Picard  298.  Rechtl.  Natur  d.  Eisenbahnkonzession  v.  Seiler 
Tramway-R.  v.  Huber  245.  Haftpflicht  d.  Strassenbahnen  v. 
Hilse  144.  Transports  successifs  v.  Guillemin  437.  Retour- 
billets  u.  kein  Ende  v.  Bar,  de  Jonge  340. 

2.  Urheber-R.    Lehrbuch  v.  Daude  110.   Forschungen  a.  d.  Patent-R. 

V.  Kohler  244.     Code  g^neral   des  droits  d'auteur  v.  Constant 
302.  Patents  conveyancing  (collection  ofPrecedents)  v.  Morris  19. 


V.  Gerichtsverfassung  und  Zivilprozess. 

1.  Allgremeines.  Z.Pr.O.  v.  Wilmowsky-Levy  188.  Kl.  Ausgabe  v. 
Peters  71.  Bayr.  Ausführungsgesetz  v.  Böhm  344.  R.G.  betr. 
Auschluss  d.  Oeffentlichkeit  v.  Kleinfeller  189. 


*)  Eine  genaue  systematlsrhe  Zagammenstellaog  der  Litteratur  über  den  Ent- 
wurf können  wir  erst  In  einem  der  nächsten  Bände  bringen .  da  gegenwärtig  noch 
fortwährend  nene  Arbeiten  über  denselben  erscheinen.  Zur  vorläufigen  Orientie- 
rung möge  die  obige  Cebersicht  dienen.  Für  die  Gutachten  des  Anwaltsstandes, 
Juristentages  etc.  bitte  das  al phabetl sc  he  Register  zu  vergleichen  :  es  ist  dort  zu 
schnellerer  Auffindung  wenigstens  nach  den  r>  Büchern  des  Entwurfs  angegeben,  zu 
welcher  Materie  das  GuUchten  erfolgte,  so  z.  B.  bed.  , Entwurf  IV  B."  da«s  das 
Gutachten  das  „Familien-R."  betrifft. 
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Zivilprozesspraktikum  v.  Hellwig  72,  Jakobi  247.  Der  Zivilprozess 
V.  Engelmann  246.  Abhandlungen  z.  röm.  Zivilprozess  v.  Eisele 
386.  Der  Amtsrichter  v.  Fidler  341.  ^Der  Prozess  als  Rechts- 
verhältnis V.  Kohler  21.  Begriff  d.  Prozesses  v.  Schultz  444. 
Prozessrechtliche  Erörterungen  v.  Bolgiano  443.  Busch,  Zeit- 
schrift 441. 

2.  Einzelabhandlungen  (insbes.  Buch  I— IV  Z.Pr.O.).     Gerichtsstand 

d.  Vereinbarung  v.  Adam.,  Deybeck,  Menzinger  22.  Verein- 
barung schiedsrichterlicher  Rechtsstreitentscheidung  v.  Mayer 
112.  Klagegrund,  Einreden  u.  Beweiskraft  v.  Reinhold  149. 
Feststellungsanspruch  v.  Wach  248.  Ermittelung  d.  Sachver- 
halts V.  Schneider  146.  Widerklage  v.  Pollak  387.  zguccession 
i.  d.  Prozess  v.  Kohler  441.  ^Porm  der  Beschwerde  v,  Rin- 
telen  442.  ^Vertagungv.  Brockhausen  442.  ^Rechtsstreit  gegen 
Teilklage  v.  Muskat  443.     Om  skriftliga  bevis  v,  Trygger  115. 

3.  Besondere  Arten  des  Verfahrens.    Mahnsachen  v.  Peters  389. 

—  K  o  n  k  u  r  s  0  r  d  n  u  n  g  v,  Petersen  u.  Kleinfeiler  248.  Kon- 
kursrechtl.  Fragen  v.  Oetker  345.  zEndemann  441.  Zur  Ge- 
schichte d.  älteren  Konkurs-R.  v.  Stobbe  20.  Verwaltung  v, 
Konkursen  v.  Senst  390.  —  Anfechtungs-R.  v.  Jäckel  2.  Aufl. 
440.  Anfechtungs-R.  d.  Gläubiger  n.  österr.  R.  v.  Krasno- 
polski  345. 

4.  Vollstreckung.     Zwangsvollstreckung  v.  Falkmann  152.     Immo- 

biliararrest  v.  Meibom  114.  Zwangsverwaltung  von  Grundstücken 
v.  Peiser  190.  Zur  Dogmengeschichte  d.  Freigebung  fremder 
Sachen  im  Zwangsvollstreckungsverfahren  v.  Schruttka-Rech- 
tenstamm  71.  247.  ^Absonderungs-R.  d.  Verpächters  v.  Voss  442. 
Kostenfestsetzungsverfahren  v.  Willenbücher  25.  Gebührenordnung 
f.  Rechtsanwälte  v.  Schönfeld  73.  ^Kosten  d.  Berufungsinstanz 
V.  Markus  442. 


VI.  Strafrechtswissenschaft. 

1.  Lehrbuch  v.  Liszt  3.  Aufl.  25,  H.  Meyer  4.  Aufl.  192,  Merkel  445. 

Der  ital.  Strafgesetzentwurf  v.  Liszt  74,  Seuffert  323  (s.  auch 
S.  360,  467).  Religion  u.  Hexenprozess  v.  Längin  249.  Str.G.B. 
v.  Mangoldt  116. 
Handbuch  d.  Gefängniswesens  v.  Holtzendorff  u.  Jagemann  74. 
Korrektionelle  Nachhaft  v.  Hippel  254.  Rechnungsführung  üb. 
Gefangenenarbeitsverdienst  v.  WoUenzien  und  Walter  116. 
Die  Gefängnisvorsteher  v.  Kurtz  155.     (S.  auch  Dalcke  S.  274.) 

2.  Elnzelahhandlungen.  Vorstellung,  Wille  u.  Handlung  v.  Bünger  154. 

Begriff  d.  objektiven  Möglichkeit  251.  Thatbestand  d.  Ver- 
brechens V.  Cühn  346.  Rücktritt  v.  Versuch  v.  Herzog  391. 
Begnadigungs-R.  v.  Elsass  446. 
Begriff  d.  Vorteils  v.  Simonsohn  393.  Falsche  Anschuldigung  v.  Hess 
123.  Unterdrückung  etc.  d.  Personenstandes  253.  Law  of  libel 
an  slander  v.  Odgers  26.  Betrugsfälle  v.  Bar  340.  —  Press-R. 
V.  Walcker  447.    Aufhebung  d.  Sozialistengesetzes  v.  Fuld  347. 

3.  Strafprozess.     Redaktionelle  Mängel  d.  Str.Pr.O.  v.  Hasemann  193. 

Nebenklage  d.  Str.Pr.O.  v.  Oppenheim  348. 
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VII.  Kirchenrecht  (einschl.  Eherecht). 

1.  Allgemeines.  Introductio  in  corpus  iuris  canonici  v.  Laurin  304. 

Histoire  des  sources  du  droit  canonique  v.  Tardil"  302.  Kirchl. 
Rechtsquellen  v.  Hübler  116.  Verfassungsgesetze  d.  ev.  Land- 
kirchen V.  Friedberg  (Ergänzungsband)  196. 

2.  Guarentigie  ponteficie  394.      Politica  ecclesiastica  conveniente  all' 

Italia  V.  Carleo  27.  Jus  exclusivae  v.  Wahrmund  194.  Kultus- 
baulast V.  Schmitt  80.  De  Kerkgebouwen  van  de  gereformeerde 
Kerk  v.  Savornin-Lohmann  305.  ^Privatives  oder  kumulatives 
Nachpräsentations-R.  d.  Laienpatrons  v.  Silberstein.  257.  — 
Rechtsleben  d.  deutschen  evang.  Landeskirchen  v.  Mejer  255. 

3.  Eherecht.     Ehevorschrift  d.  Konzils  v.  Trient  v.  Leinz  117.    ^Das 

Eheschliessungs-R.  nach  d.  Rechtsprechung  d,  Reichsgerichts 
V.  Hergenhahn  28.  Die  sogen,  siebenbürg.  Ehen  v.  W.  Fuchs  348. 


VIII.  Staats-  und  Verwaltungsrecht. 

1.  Allgremeines.     Volk  u.  Nation  v.  Neumann  196.     Gemeinde,  Staat, 

Reich  etc.  als  Gebietskörperschaften  v.  Preuss  257.  Regime  par- 
lementaire  v.  Gombothecra  395.  La  libert6  de  r^union  v.  Du- 
priez  306. 

2.  Deutsches  Staatsrecht.    Preuss.  Staats-R.  v.  Bornhak  156.  Bayr. 

Staats-R.  v.  Seydel  198.  Entstehung  d.  Reichsverfassung  v. 
Binding  452.  Anteil  d.Reichsörgane  a.  d.  Reichsgesetzgebung 
V.  G.  Meyer  316.  Das  deutsche  Heer  v,  Brockhaus  29.  Die 
deutschen  Standesherren  v.  Hammann  259.  Gleichzeitige  Staats- 
angehörigkeit V.  Falcke  197.  Ausland:  Oesterr.  Staats-R.  v. 
Gumplowicz  350.  Ungar.  Staats-R.  v.  Nagy  307.  Schweizer  Ver- 
fassung V.  Mann  (Rascher)  157. 

3.  Verwaltungsrecht.    Kommunalverbände  i.  Preussen  v.  Strutz  118. 

Geschichte  d.  Verwaltungsorganisation  in  Bayern  v.  Rosenthal 
449.  Vereins-R.  v.  Mascher  119.  R.  z.  administrativem  Waffen- 
gebrauch V.  Calker  453.  Vorname  u.  Familienname  i.  R.  v. 
Levi  30.  Dänisches  Armen-R.  v.  Tourbi^  158.  Forst -R.  v. 
Ziebarth  32.  Wege-R.  d.  Pfalz  v.  Wand  261.  Eisenbahnbeiräte 
V.  V.  d.  Leyen  119.  Preuss.  Erbschaftssteuergesetz  v.  Labus  33. 
Sonntagsfeier  und  Normalarbeitstag  im  Strassenbahngewerbe 
V.  Hilse  398. 
Arbeiter  versieh  eru  ng:  Schriften  v.  Freund  120,  Hilse  31,  Just 
120.  Sammlung  v.  Entscheidungen  d.  Reichsversicherungs- 
amtes V.  Freund  260,  Schmitz  81.  (Ausgaben  d.  R.Ges.  v. 
21.  Juni  1889  s.  S.  464.) 


Villa.  Kolonialrecht. 

Staatsrecht!.   Stellung    d.    deutschen    Schutzgebiete    v.  G.  Meyer   34. 
Koloniales  Jahrbuch  v.  Meinecke  399. 


IX.  Internationales  Recht. 

1.  Handbuch  v.  HoltzendorfT  IV.  Band  S.  262.  Lehrb.  v.  HefTter- 
GeflFcken  8.  Aull.  121.  International  law  v.  Maine  201.  Lectures 
of  international  law  in  time  of  Peace  v.  Pomeroy  81. 
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2.  Notes  pour  servir   ä  l'histoire    da    droit   intern,    en   Angleterre  v. 

Nys  308.  L'exterritorialite  v.  Heyking  309.  British  Consular 
Jurisdiction  v.  Tarring  122.  L'offesa  e  la  difesa  nella  guerra 
V.  Buzzati  311.  R.  u.  Pflichten  d.  Neutralen  in  bezug  auf  die 
in  ihr  Gebiet  gelangende  Krieger  etc.  v,  Heilborn  83  (s.  üb.  R.  d. 
Neutralität  auch  Hilty  S.  460).  Code  de  l'etranger  en  France 
V.  Durand  204.  La  question  des  passeports  en  Alsaoe-Lorraine 
V.  Clunet  310. 

3.  Dictionnaire  d.  droit  international  prive  v.  Vincent  und  Penaud  35. 

454.  Die  Unionen  f.  Post  etc.  v.  Meili  454.  Law  of  extradition 
V.  Clarke  203. 


X.    Hilfswissenschaften. 

1.  Philosophie:  Menschl.  Freiheit  v.  Kuno  Fischer  84. 

2.  Philologie:  Der  bürgerl.  Tag  im  Altertum  v.  Bilfinger  37.  Stun- 

denangaben im  Altertum  v.  Bilfinger  455. 

3.  Nationalökonomie  u.  Finaiizwissenschaft:   Zur  Litteratur- 

geschichte  v.  Schmoller  205.  Die  preuss.  direkten  Steuern 
und  ihre  Reform  v.  Kautz  311,  Henrich  206.  Landwirtschaf tl. 
Notstand  v.  Mahraun  265.  Arbeiterwohnungsfrage  v.  Mah- 
raun  85. 

4.  Gerichtl.  Medizin:  Fälle  v.  Ortloff  158.     Psychosen  i.  d.  Straf- 

anstalt V.  Kirn  159. 


Zeitschriftenüberscliau  und  Bibliographie. 


Zeitschriftenüberschau  38.  86,  124,  160,  209,  267,  312,  351,  401,  457. 

Neue  Zeitschriften:  Annales  de  Grenoble  457.  Archiv  f.  bürgerl.  R.  160. 
Deutsche  Gerichtszeitung  352.  Green  Bag  351.  Juridical  Re- 
view 351.  Nachrichten  d.  bayr.  Ministeriums  betr.  Unfallver- 
sicherung 123.     Pandectes  periodiques  160. 


Bibliographie^ 

1.  Deutsche  Bücher  und  Broschüren  40,  88,  124,   162,  212,  270,  354, 

404,  460. 

2.  Ausgaben  v.  Gesetzen,  Entscheidungen  etc.  44,  90,  126,  165,  215, 

274,  357,  406,  462. 

3.  Wichtige  ausländ.  Werke  46,  94,  128,  146,  218,  314,  359,  409,  466. 

Russische  317. 
Skandinavische  411. 


Sonstige  Notizen. 

Nekrolog  (F.  v.  Holtzendorff)  221. 

Beschlüsse  d.  XIX.  Juristentages  48.     Internationale  kriminalistische 

Vereinigung  276.     Monumenta  Germaniae  historica  412. 
Beilagen  zu  Nr.  2  v.  Enke  (Zeitschr.  f.  Handels-R.),  Nr.  7  v.  Trübner 

(Kluge,  Wörterbuch),  Nr.  8  v.  Vahlen  (Wilmowsky-Levy  Z.Pr.O.), 

Nr.  12  v.  Enke  (Krohne,  Gefängniswesen). 


Bericlitignngen. 

Der  Verf.  der  S.  85  und  86  besprochenen  Schriften  heisst  Mahrau  n, 

nicht  Mahrmann. 
8.  191  Z.  13  V.  o.  lies:  geschäftlichen  statt  geschichtlichen. 
S.  237  Z.  20  V.  o.  lies:  Ziele  statt  Teile. 


Zur  Nachricht. 

Vom  nächsten  Bande  ab  erscheint  das  „Centralblatt  für  Rechts- 
wissenschaft" ohne  irgendwelche  Veränderung  im  Verlage  von 
J.  Guttentag  (D.  Collin)  Berlin  und  Leipzig. 

Die  Hedaktion  Die  Verlag shandlung 

V.  Kirchenheim,  Heidelberg.  F.  Enke,  Stuttgart. 
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